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VORWORT. 


Kurz  vor  der  weltgeschichtlichen  Katastrophe  des  Jahres  1866 
efsclden  meme  »Einleitung  in  das  deutsche  Staatsrechtt, 
welche  sich  zur  Aufgabe  gestellt  liaL,  als  rropiideutik  der  po- 
sitiven deutschen  Staatsrechtswissenschaft,  die  allgemeinen 
staats-philosophisehen  und  geschiclttlichenFündamente 
unseres  öffentlichen  Kechtszustandes  in  Deutschland  zu  erörtern. 
Wählend  der  allgemeinstaatsrechtliche  Theil  die  Lehren  vom 
Wesen,  Rechtsgrund  und  Zweck  des  Staates  behaudeh,  fuhrt  der 
geschieht lic he  Theil  die  deutsche  Staatsentwickelung  his  auf 
die  Gegenwart  herab.  Gerade  dieser,  von  mir  zum  erstenmal  ge< 
machte  Versuch  einer  neuesten  deutschen  Verfassungs- 
geschichte ist  von  sachkundigen  Männern  als  besonders  brauch- 
bar anerkannt  worden. 

Ich  glaube  nun  meiner  »Einleitung«  dadurch  noch  eine 
erhöhte  Brauchbarkeit  zu  geben,  dass  ich  in  zwei  neuen  Ka-. 
piteln  VII.  und  VIII.  die  Knsis  des  Jahres  1866  und  die  Grün- 
dung des  norddeutschen  Bundes  von  staatsrechtlichem  Stand- 
punkte aus  erörtere.  Erst  indem  ich  den  Faden  bis  zu  diesem 
neuesten  Wendepunkte  herabführe,  gelangt  meine  geschichtliche 
Entwickelung  zu  einem  organischen,  naturgemässen  Abschlüsse. 
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Das  Jahr  1866  hat  für  die  Praxis  wie  für  die  Theorie  des  deutschen 
Staatsrechtes  dieselbe  tief  einschneidende  Bedeutung,  wie  das  Jahr 

1S06.  Wie  1806  das  deutsche  Beich,  so  hat  1S66  der  deutsche 
Bund  zu  existiren  angehört.  Dasselbe  Schicksal,  welches  damals 
die  Reichspublicistik  getroffen  hat,  erfahrt  heute  die  Liteiatux  des 
Bundesrechtes.  Zwar  ist  heute  ebensowenig  >  wie  damals  >  in 
Deutschland  iahula  rasa  gemacht  worden  und  ein  grosser  Theil 
unseres  öffeutlicheu  Hechtes,  besonders  in  den  Verfassungen  der 
einseinen  Staaten,  wird  diesen  Umsturz  überdauern«  Aber  die  Ge- 
sammtverfassung  des  deutschen  Kundcs  ist  dehnitiv  beseitigt. 
Was  an  ihre  Stelle  2U  treten  bestimmt  ist,  erscheint  durchaus  als 
ein  staatlicher  Neubau.  Die  Kontinuität  der  staatlichen  Rechts» 
entwickelung  ist  abermals  zerschnitten.  So  wenig  wie  die  Auf- 
hebung des  deutschen  Beiches,  ISsst  sich  die  Auflösung  des  de 
jure  unauflöslichen  deutschen  Bundes,  vom  Staudpuukte  des  po- 
sitiven Bechtes  aus,*  rechtfertigen. 

Diesen  Bruch  mit  dem  Buchstaben  des  Bechtes  mögen  die- 
jenigen beklagen,  welche  ernstlich  an  eine  organische  J^ntwicke- 
Inngsföhigkeit  der  deutschen  Bundesrer&ssung  glaubten.  Ich 
habe  nie  zu  diesen  gehört  und  erkenne  in  diesem  Bruche  eine  ge- 
schichtliche Nothwendigkeit,  welche  das  werdende  Recht  der 
Zukunft  an  die  Stelle  des  überlebten  und  Tcrknöcherten  der  Ver* 
gangenheit  setzt.  Ich  habe  bereits  vor  mehrern  Jahren  (S.  341) 
offen  ausgesprochen:  «dass  in  dem  Dualismus  der  beiden  Gross- 
mächte und  der  anerkannten  vollen  Souveränetät  der 
Einzelstaaten  jeder  durchgreifenden  Umgestaltung  des  deut- 
schen Bundes  Schwierigkeiten  entgegenstehen,  welche  die  Gegen- 
wart zu  überwinden  nicht  im  Stande  ist,  dass  eist  grössere 
Staatsmänner  und  grössere  Zeiten  das  unvergängliche 
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Hecht  des  deutschen  Volkes  auf  eine  wahre  nationale  Gesammt- 
verfittBung  snr  vollen,  ungeschmälerten  Geltung  bringen  werden.« 
Freilich  hat  auch  das  grosse  Jahr  1866  dies  nationale  Kecht  nicht 
ungeschmälert  zur  Geltung  gebracht.  Sin  wichtiger  Theil 
Deutschlands  steht  noch  ausserhalb  des  Bundes.  Das  neue 
YezfassuDgswerk  erscheint  noch  als  ein  unfertiger  Staatsbau.  Den- 
noch erkenne  ich  in  der  Gründung  des  norddeutschen  Bundes  den 
grössten  Fortschritt  im  deutschen  Staatsleben  ^  weil  diesem  Bunde 
sowohl  innere  EntwickelungsIlUiigkeit,  wie  äussere  Expansionskraft 
innewohnt^  weil  er  schon  jetzt  eine  Zusammenfassung  unserer 
nationalen  Kräfte  gewährt »  wie  sie  seit  den  Tagen  des  Inter- 
regnums nicht  da  gewesen  ist.  Wollen  wir  diese  neue  Staatsform 
lichtig  taxiren»  so  müssen  wir  ihren  Werth  nicht  an  idealen  Ge- 
bilden, sondern  an  den  verknöcherten  Zuständen  des  deutschen 
Beiches  und  der  Scheinexistenz  des  ehemaligen  deutschen 
Bundes  messen.  Beide  Formen  sind  an  ihrer  inneren  Unwahrheit, 
an  dem  grellen  Widerspruche  zwischen  realer  Macht  und  theoreti- 
schemBechte,  vor  allen  aber  an  ihrer  eigenen  Entwickelungs* 
Ii  n  f  et  h  i g  k  e  i  t  zu  Grunde  gegangen.  Ueberall,  wo  die  bestehende 
Yeifassung  keinen  gesetzlichen  Ausweg  offen  läset ,  sprengt  der 
junge  Most  die  alten  SchUiuehe. 

Solchen  grossen  weltgeschichtiicheii  Xhatsachen  gegenüber 
muss  auch  der  Staatsrechtslehrer  seine  Position  zu  nehmen  wissen. 
Er  soll  nicht  leichtfertig  und  sophistisch  den  üruch  des  pobitiven 
Bechtes  bemänteln «  der  immerhin  ein  schwerer«  bedenklicher 
Schritt  ist,  aber  er  soll  auch  nicht,  wie  manche  unserer  weiland 
grossen  Beichspublicisten,  auf  den  Trümmern  überlebter  Zeiten 
trauern  und  Gespenster  der  Vergangenheit  beschwören.  ICag  ihm 
die  Zerstörung  eines  mit  Mühe  und  Gelehrsamkeit  au%ebauten 
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LehrgebäudeB  penönlich  noch  so  unbehaglich  sein»  so  soll  er  sich 
doch  mit  freiem  Blicke  und  staatsmännisohem  Geiste  auf  den 

Boden  det  Thatsachen  2u  stellen  wissen»  seinem  ganzen  Be> 
rufe  nach  aber  darauf  hinarbeiten»  dass  dieser  neue  Boden  mög«- 
liehst  bald  wieder  ein  Kechtsbodeu  werde,  auf  welchem  lebens- 
kräftige Keime  einer  neuen  besseren  Staatsordntmg  emporwachsen 
können.  Ein  solches  VerfSEihien  ist  weit  entfernt  von  jenem  un- 
historischen  Kadikalismus»  welcher  alles»  früheren  Entwickelungs- 
stufen  Angehörige,  über  Bord  werfion  will»  wie  einst  leichtfertige 
Kheinbimdspublicisten  mit  den  ehrwürdigsten  Sätzen  des  deut' 
sehen  Staatsrechts»  wie  mit  den  Werken  Moser's  und  Patter's  ver* 
fuhren.  Eine  gesunde  Staatsrechtswissenschaft  Söll  Tielmehr  das 
Neue  überall  an  das  Alte  anknüpfen»  die  Gegenwart  durch  die 
Vergangenheit  zu  yeistehen  und  alles»  was  aus  den  früheren  Ztt-* 
ständeu  noch  lebenskräftig  ist  und  mit  der  Gegenwart  nicht  in 
Widersprach  steht»  als  werthvollen  Schate  zu  retten  suchen. 
Darum  wird  gerade  in  den  Z^ten  grosser  Umgestaltungen  eine 
genaue  geschichtliche  Kenntniss  dejrjenigen  staatlichen  Zu* 
stände»  aus  denen  die  G^enwart  sich  unmittelbar  entwickelt 
hat,  nöthiger,  denn  je.  In  diesem  Öume  hoffe  ich  allen  denen» 
die  sich  für  das  praktische  Staatsleben  eine  wissenschaftliche  Vca> 
bildung  aneignen  wollen,  durch  den  geschichtlichen  Theil  inemei 
Einleitung  einen  Dienst  au  leisten.  Freilich  verkenne  ich  nicht» 
dass  eine  yöllig  objektiTe  Darstellung  so  nah  liegender  Ereignisse 
fast  unmöglich  ist.  Obgleich  ich  politis  che  Üetrachtungen  nur 
soweit  hereingezogen  habe»  als  dies  für  das  Yentfindniss  der 
staatsrechtlichen  Entwickelung  imbedingt  nothwendig  war,  so  bin 
ich  doch  nicht  im  Stande  gewesen»  meinen  persönlichen  Stand- 
punkt  ganz  in  den  Ifintergrund  zu  dtSagen.  Seitdem  ich  über<^ 
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haupt  überstaatliche  Dinge  nachzudenken  begann»  habe  ich  zu  allen 
Zeiten  an  Preuseens  gromer  Mission  fÜT  Dentschlands  Zukunft 
festgehalten^  habe  ich  der  Ueberzeugung  gelebt,  dass  eine  staatliche 
Wiedergeburt  Deutschlandsnnr  durch  Preussens  konsolidirte  Staats- 
macht möglich  sei.  VV  enn  man  in  dieser  Beziehung  meine  Dar- 
stellung der  neuesten  Zeitereignisse  einseitig  nennen  will^  so 
muss  ich  mir  diesen  Vorwurf  allerdin<;8  gefkllen  lassen.  Dagegen 
habe  ich  mich  bemüht ,  den  Gang  der  Ereignisse  einfach  und  un* 
geschminkt  daxzustellen,  die  Tbatsachen  möglichst  selbst  reden  au 
lassen.  Ein  grosser  Thuil  meiner  Dursteilung  ist  aus  officiellcn  • 
Aktenstücken  geschöpft.  In  dieser  Beziehung  verdanke  ich  dem 
wichtigsten  Quellen  werke  der  Geschichte  der  Gegenwart,  dem 
verdienstYollen  Staatsarchiv  der  Herren  Aegidi  und  Klau- 
hold, Tiel^ 

Ob  und  wann  ich  mein  Versprechen  erfüllen  kann,  ein 
»System  des  deutschen  Staatsrechtes«  zu  liefern,  hSngt 
weniger  von  \nn ,  als  von  dem  Gange  unserer  nächsten  staat- 
lichen Entwickelung  ab.  £inen  Theil  meines  bereits  fertigen 
Manuskriptes  habe' ich  auf  unbestimmte  Zeit  zurückgelegt ^  weil 
ich  es  für  unmöglich  halte,  solche  schwankende,  unfertige  Ueber- 
gangszustande,  wie  die  der  Gegegenwart,  systematisch  zu  be* 


])  Nach  Abgang  metnea  Manuakriptst  aind  mir  folgende  Schriften  lu 
Händen  gekommen ,  welche  ich  erwähnen  zu  müssen  glaube ,  obgleich  ich  sie 
nicht  mehr  für  meine  Arbeit  benutzen  konnte.  Es  sind  dies:  E.  Hierse- 
in enzel,  die  Verfassung  des  norddeutschen  Bundes.  Berlin  IStJT.  Geh.  Heg^. 
liath  J)r.  Metzel,  die  Verfassung  des  nordd.  Bundes  mit  Hinwüisung  auf 
die  stenographischen  Protokolle  und  mit  alphabetischem  Hegister.  Berlin  1867. 
A.  Oioote,der  nordd.  Bund,  das  preuas.  Volk  undderBetchsUg.  Leipz.  1867. 
In  Richer  Welae  ist  ea  mir  mit  ein«»  trefflidim  Aufeatse K.  L.  Aegidi'a, 
ftber  «die  Tölktttrechtlichen  Grundlagen  einer  neuen  Gestaltung  Detttseklandiic 
ergangen ,  welclier  im  iV.  Hefte  der  Zeitachrift  fiQr  deutaehea  Staataxecfat  ei- 
aehienen  tat. 
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handeln.  Solche  Zustände  reisen  wohl  zu  einer  gesehichtlich-poli* 
tischen  Betrachtung,  bieten  aher  einer  staatsrechtlichen,  also 
juristischen  Behaudiuugs weise  unbesiegüehe  Schwierigkeiten. 
Nur  wo  feste  Grundsätze  des  Verfaasungs*  und  Regiemngsrechtes 
nicht  blos  auf  dem  Papiere  stehen^  sondern  sicii  eingelebt  haben  in 
das  Rechtsbewusstsein  der  Nation,  wo  sich  eine  bestimmte  Praxis 
der  Staatskörperschaften ,  ein  staatsrechtliches  Gewohnheitsrecht, 
eine  bestimmte  Usualinteipretation  der  Bechtssätse  gebildet  hat,  wird 
ein  System  des  Staatsrechtes  eine  dankbare  und  nützliche  Arbeit. 

Allem  Ermessen  nach  wird  die  Verfassung  des  norddeutschen 
Bundes  vom  16.  April  1867  für  das  nächste  Menschenalter  die 
Grundlage  unserer  staatlichen  Entwickelung  bilden.  Wenn  sich 
diese  Veifassung  praktisch  eingelebt,  wenn  sich  besonders  ihr 
£influss  auf  die  Verfassungen  der  Einzelstaateii  klar  hciausgostellt, 
wenn  der  Bund  seinen  natürlichen  Umfang  durch  Hinzutritt 
der  süddeutschen  Staaten  gewonnen  haben  wird,  dann  ist  die  Zeit 
gekommen,  wo  es  lohnt,  ein  »System  des  deutschen  Staats- 
rechts«  zu  veröffentlichen. 

Sollte  es  mir  vergönnt  sein,  diesen  Zeitpunkt  zu  erleben,  &o 
würde  ich  es  als  schönste  Aufgabe  betrachten,  ein  Staatsrecht  des 
verjüngten,  staatlich  wiedergeborenen  Deutschlands  in  würdiger 
Weise  bearbeiten  und  darbieten  zu  können. 

Breslau,  den  3.  JuU  1S67. 

Hemum  Sohnlie. 


Digitized  by  Google 


INHALT. 


Einleitung.  8,lt« 
I.  Der  Begriff  des  Staatsrechts  und  seine  Stellung  im 
Systeme  der  Recbtewiitenschaft. 

§,  1.  OeffentUchee  und  pmates  Recht   1 

§.  %  OeffentUchee  Recht  im  weitem  und  Staattreeht  im  en^eni 

Sinne   2 

§.  3.  Das  Verhältnis«  des  Staatsrechts  sum  Völkerrechte  ....  4 

§.  4.  Gliederung  des  Recht^systemes   5 

II.  Eintheilungen  dee  Staatsrechte. 

|.  5.  Im  Allgemeinen   6 

§•  6.    I.  Allgemeines  und  besonderes  Staatsrecht,  Jm  publicum 

universale  et  speciale   6 

§.  7.   II.  Gesammtstaatsrecht  und  Staatsrecht  der  Einzelstaaten  .  7 
8.  III.  GemeiaM  und  partikuläres  deutsches  Staatsrecht,  /tw 

jMfSItcifm  eommiiiw«<^pM»M^   9 

III.  Quellen  des  deutschen  Staatsrechts. 

|.  9.  Von  den  Reehtsquellen  im  Allgemeinen   12 

1.  Gesdiriebene  Quellen  des  deutschen  Staatsrechts  ...  13 

II.  Ungeschriebene  Quellen  des  deutsch«!  StaatiOrechts  .  .  17 

III.  Recht  der  Wissenschaft   19 

$.  10.  Anwendbarkeit  staatsrechtlicher  Quellen  aus  denvergange« 

nen  StaatszustAnden  Deutschlands   21 

I.  Das  Reichsstaatsrecht   21 

II.  Das  öffentliche  Recht  des  Rheinbundes   23 

§•  11.  Die  fremden  recipirten  Rechtsquellen   23 

I.  Das  römische  Recht   24 

II.  Das  kanonische  Recht   25 

.  III.  Das  langobardieche  Lehenrecht   26 

XV.  Grund-  und  Httlfswissenschaften  des  Staatsrechts* 

§.  12.  Im  Allgemeinen   26 

§.  13.  Die   positive  Rechtswissenschaft  in  ihren  Terachiedenen 

Zweigen  •  2S 

§.  14.  Die  Staatswissenschaft  in  ihren  verschiedenen  Zweigen  .  .  34 


Digitized  by  Google 


xn  Inhalt. 

Seite 

§.  15.  Die  Philosophie    40 

16.  Die  Geschichte  '   41 

V.  Oeachichte  der  Bearbeitung  des  deutschen  Staats- 
rechtB. 

§.17.     I.  Von  den  ersten  fragmentarischen  Bemerkungen  über 

Staatsreclit  bis  auf  die  Gründung  des  Keichskammer- 
gerichts  1  19ö   44 

§.  18.    II.  Von  der  Gründung  des  lieichskammergerichts  bis  auf 

Hermann  Conring    50 

§.  19.  III.  Von  Hermann  Conring  bis  auf  Johann  Jacob  Moser    .  59 

§.  20.  IV.  Von  Johann  Jacob  Moser  bis  zum  Untergänge  des 

Kcicjhes   77 

§.21.  V.  Vom  Untergange  des  deutschen  Reiches  bis  auf  die  Ge- 
genwart   91 


VI.  Aufgabe,  Methode  und  System  des  deutschen  Staats- 
rechts. 

§.  22.     I.  Aufgabe  unserer  "Wissenschaft  .  .  .  .  •  102 

§.  23.    II.  Methode  des  positiven  deutschen  Staatsrechts  der  Ge- 
genwart   105 

§.  24.  Systematische  Anordnung  des  Ganzen  107 


I.  Vorbereitender  Theil. 
Cruüdzupie  des  all^gmeiucu  Staatsrechts. 

(Erstes  Buch.) 

I.  Begriff  des  Staates. 

§■25.  Verfahren  bei  der  Begriffsbestimmung  des  Staates    ....  116 

§.  26.  Eine  Menge  von  Menschen    117 

§.  27.  Landgebiet   118 

28.  Organisches  Gemeinwesen   IIS 

§.  29.  Obrigkeit   119 

§.  30.  Verfassung   120 

§.31.  Staatszweck   120 

§.  32.  Definition  des  Staates   121 

§■33.  Verwandte  Begritfe   ]2l 

§.  34.  Entgegengesetzter  Begriff   122 

§.  35.  Verschiedene  Bezeichnungen  für  den  Staat   124 


II.  Zveck  des  Staates. 

§.  3ü.  Verschiedenheit  der  Auffassungen    125 

§.  37.     I.  Theorie  des  Kechtsgesetzes   128 

§.38.    II.  Die  Wohlfahrtstheorie   130 

§.  39.  III.  Die  Theorie  des  Sittengesetzes   132 

§.  40.  Allseitige,  aber  scharf  begrenzte  Bestimmung  des  Staats- 
zweckes   lÜS 


Inhalt.  IUI 

III.  Rechtsgrund  des  Staates.  6"te 

§.  n.  Feststellung  der  zu  beantwortenden  Frage   13S 

§.12.     I.  Der  Staat  als  göttliche  Stiftung   139 

§.  43.    II.  Theorie  der  Uebermacht    143 

§.  44.  III.  Fatrimonialtheorie   145 

§.  45.  IV.  Die  Vertragstlieorie   147 

§.  4(i.    V«  Theorie  der  Vernunftnothwendigkeit   152 


rV.  Volk  und  Land. 

§.  47.      I.  Volk   157 

§.  48.    II.  Land  159 


V.  Die  Staatsgewalt. 

§.  49.  Die  Staatsgewalt  im  Allgemeinen   160 

§.  50.  Eigenschaften  der  Staatsgewalt   162 

§.51.  Grenzen  der  Staatsgewalt   163 

§.  52.  Wort  und  Begriff  Souveränetät  in  seiner  geschichtlichen 

Entwickelung   165 

§.  53.  Zuständigkeit  der  Souveränetät   IbS 

§.  54.  Die  verschiedenen  Funktionen  der  Staatsgewalt   174 

§.  55.  Die  sogenannte  Theilung  dt-r  Gewalten   ISl 

• 

VI.  Die  Verschiedenheit   der  Staaten   nach  ihrer  Ver- 
fassungsform. 

§.  56.  Eintheilungsgrund   lSi4 

§.  57.     I.  Die  Demokratie   187 

§.  58.    II.  Die  Aristokratie   1S9 

§.  59.  III.  Die  Monarchie   19Q 

§.  60.  Die  sogenannte  gemischte  Staatsform   195 


VII.  Von  der  Verbindung  mehrerer  Staaten. 

.§■  61.  Einfache  und  zueammengesetzte  Staaten   197 

§.  62.  Personalunion  und  Realunion   200 

§.  63.  Der  Staatenbund    .   .  ^.   203 

|n>4.  Der  Bundesstaat   205 

§.  65.  Der  sogenannte  Staatenataat  oder  das  Staatenreich  ....  209 


ficschlclitUche  Entwickclong  des  staatHchen  Rfchtstustandes  in  Deutsch{aii<t 

(Zweites  Buch.] 

1.  Grundriss  des  deutschen  Reichsstaatarpch  tu. 


1.  Tom  deptachen  Reiche  Im  Allg«meln<n. 

§.  66.  Entstehung  des  deutschen  Reichs   213 

§.  67.  Staatsform  des  deutschen  Reichs   214 

§.68.  Begriff  der  Reichsunmittelbarkeit   216 

§.  69.  D&s  Reichsgebiet   217 

§.  70.  Reichsgrundgesetze  •  221 


Inhalt. 


8«ite 


8.  Tom  Rtichgobgrhanpte, 

§.  71.  Deutschland  ein  Wahlreich    224 

§.  72.  Wahl,  Krönung,  Titel  und  Hofstaat  dea  Kaisers   226 

§.  73.  Allj^emeines  Princip  der  kaiserlichen  Reicheregierung    .  .  228 

§.  74.  Einzelne  kaiserliche  Kegicrungsrechte   229 

§.  75.  Der  römische  König   231 

§.  76.  Die  Reichsvikarien   232 

8.  Tom  ReichflUy. 

§.  77.  Vom  Reichstage  und  der  Reichsstandschaft  im  Allgemeinen  234 

S.  76.    I.  Kurfürstenrath   236 

S.  79.  II.  Der  Keichsfürstenrath   237 

§.  60.  Kollegium  der  Reichsstädte   239 

§.  81.  Geschäftsbehandlung  auf  dem  Reichstage   240 

§.  82.  Reichsdepulationen   242 

4.  Ton  dor  JastlarorfiuraBg  dos  Boichos. 

§.  83.  Von  der  höchsten  Gerichtsbarkeit  im  Reiche   243 

84.  Das  Reichskammergericht   245 

§.  65.  Der  Reichshofrath   250 

§.  86.  Austräge   253 

§.  87.  Die  kaiserlichen  Hof-  und  Landgerichte   256 

B.  Yon  dem  Krieg«-,  VlMuuut-  nnd  FoUaoiwoQon  doo^oatsohon  Rolohoo. 

§.  88.  Kriegswesen   257 

§.  89.  Reichsfinanzwesen    259 

§.  90.  Keichspolizei   260 

6.  Dan  Territ.nHa.lBt.afttarecht. 

§.91.  Die  Landeshoheit  im  Allgemeinen   262 

§.  92.  Eintheilung  der  deutschen  Territorien   265 


II.  Die  Auflösung  des  Reiches  und  der  Rheinbund. 
1.  Die  Anflöenng  de«  Belcheg. 
§.  93.  Der  Krieg  mit  Frankreich  und  der  Frieden  von  Lüneville   .  269 
§.  94.  Letzte  Umgestaltung  des  deutschen  Reiches  durch  den 


Reichsdeputationshauptschli^s  vom  25.  Febr.  ]b03  ....  275 

§.  95.  Das  Ende  des  heiligen  römischen  Reiches  deutscher  Nation  277 

§.  96.  Die  Gründung  des  Rheinbundes   281 

§.  97.  Weitere  Ausdehnung  des  Rheinbundes   283 

§.  98.  Hauptinhalt  der  Kheinbundsakte ,  insbesondere  die  Ver- 
fassung des  Bundes   286 

§.  99.  Innere  staatliche  Entwickelung  der  Rheinbundsstaaten    .  .  288 

§■  100.  Auflösung  des  Rheinbundes   293 


III.  Die  Gründung  des  deutschen  Bundes. 

§.101.  Ereignisse  bis  zum  Zusammentritte  des  Wiener  Kongresses  294 
§.  102.  Die  Sitzungen  des  Fünferkomite's  vom  14.  Oktober  bis 

16.  November  1hl 4    297 


Inhalt.  XT 

§.  103.  Zeit  der  Ungewissheit  bis  zum  Mai  1S15  299 

§.  104.  Die  elf  Schlusskonferenzen  vom  23.  Mai  bis  zum  10.  Juni 

1815  302 

IV.  Der  deutache  Bund  von  seiner  Gründung  bis  »um 

Jahre  I84H. 

§.  105.  Anfänge  der  Bundesthätigkeit  305 

§.  106.  Die  Karlsbader  Konferenzen  vom  0. — 61.  Aug.  Ibl9  und 

die  Wiener  Schlusaakth  vom  15.  Mai  1820    Ml 

§■  lOT.  Der  deutsche  Bund  vom  Jahre  1S19  bis  zum  Jahre  1848    .  31U 


V.  Bundesreformbe strebungen,  besonders  in  den  Jah- 
ren 1S4&— 1851. 

§.  108.  Vorbereitende  Ereignisse   314 

§■  109.  Eröffnung  der  deutschen  Nationalversammlung  und  Be- 
gründung der  provisorischen  Centralgewalt   318 

§.  110.  Grundrechte,  Keichsverfassung^  Kai.serwahl    321 

§.  III.  Die  preussisch-deutschen  Unionsbestrebungen   324 

§.  112.  Das  Interim   329 

§.  113.  Gegenbestrebungen  Oesterreichs  und  der  Mittelstaaten    .  330 
fi.  114.  Olmützer  Konvention,  Dresdener  Konferenzen  und  Wieder- 
herstellung des  Bundestags   333 

§.115.  Der  wiederhergestellte  Bundestag  bis  auf  die  Gegenwart  .  335 


VI.  Verfassungsentwickelung  der  einzelnen  Bundes« 
Staaten  von  1815  bis  auf  die  Gegenwart. 

g.  116.     I.  Die  deutschen  Staaten  von  1815-1830    342 

§.117.    II.  Die  deutschen  Staaten  von  1630— 1848    351 

§.  IIS.  III.  Die  deutschen  Staaten  von  1848  bis  auf  die  Gegenwart  356 

VIT.  Die  dpntcjf^p  Kr?sis  des  Jahres  1866. 

i  119.  Der  schleswig-holsteinsche  Konflikt   365 

S.  120.  Der  Bundesbeschluss  vom  14.  Juni  1866   •  .  376 

§.  121.  Der  deutsche  Krieg   382 

§.  122.  Die  deutschen  Friedensschlflase  des  Jahres  1866    384 

§.  123.  Die  preussischen  Einverleibungen   392 

§.  124.  Das  Ende  des  deutschen  Bundes   398 


VIII.  Die  Gründung  des  norddeutschen  Bundes. 
1.  VOTbarflitcndo  Schritte  bis  apr  Eröffnang  des  BelchgUg«. 

S.  125.  Die  deutsche  Politik  des  Grafen  Bismarck  1862—1866  .  .  406 
§.  126.  Die  Grundzüge  einer  neuen  Bundesverfassung  vom  10.  Juni 

1866   413 

§.  127.  Der  Bündnissvertrag  vom  18.  August  1866    417 

§.  128.  Das  yy^ahlgesetz  für  den  Reichstag  des  norddeutschen 

Rundfi«   419 


XVI  Inhalt. 


§.  129.  Die  Konferenzen  zur  Berathung  und  Fegtatellung  des  Ent« 

wurfg  der  Verfassung   des  norddeutschen  Bundes  vom 

15.  December  l>(iH  bis  zum  7.  P'ebruar  1S67    -^22 

2.  Per  orste  Reichstag  des  norddeutschen  Bnnde»  (Tom  24.  Febrnar  bia  17.  April 
1867). 

A.  Der  Belcl»Ug  und  die  Beglernnj^sTcrlage  in  Allgeneinei. 

§.  130.  Eröffnung  des  Kcichstages   427 

§.  131.  Vorbereitende  Geschäfte  des  Reichstages   42S 

§.  132.  Allgemeiner  Charakter  des  Kegierungsentwurfes  .  .  .  .  •r29 
§.  133.  iJie  Stellung  des  lieichstages  zu  dem  vorgelegten  Entwürfe 

und  die  allgemeine  Diskussion  vom  9 — 13.  März   437 

B.  He  elmelaep  Absdiuitte  der  aorddeBUcben  BundMTcrfagsnnK  in  Ihren  gttatirectt- 
llch  wichtigsten  BestlamiiBi^cn. 

§■  134.        1.  Bundesgebiet.  Art.  1    440 

§.  13ö.      II.  Die  BundfesgesetzgebuDg.  Art.  2 — 5   441 

$.  136.    III.  Bundesrath   448 

§.  137.     IV.  Bundespr&sidium    449 

§■  13S.       V.  Der  Reichstag   4f)2 

§.  139.     VI.  Zoll-  und  Handelawesen   455 

§■  140.    VII.  Eisenbahnwesen   457 

§■  141.  VIII.  Post- und  Telegraphenwesen   458 

§.  142.     IX.  Marine  und  Schifft'ahrt  und  X.  Konsulatwesen  .   .   .  459 
§.  143.     XI.  Bundeskriegsweson  und  XII.  Bundesfinanzen   .   .   .  451' 
§.  144.  XIII.  Schlichtung  von  Streitigkeiten  und  Strafbestim- 
mungen   4H5 

§.  145.  XIV.  Verhältniss  zu  den  süddeutschen  Staaten   4ÜT 

0.  StMUncktUcher  ikidilan  iw  Terfunnt;  des  norddeatscheo  Baades. 

§.  146.  Die  Schlusaberathung  vom  15. — 17.  April    468 

§.  147.  Die  Landtage   470 

§.  148.  Publikation   470 

§.149.  Wichtigste  juristische  Konsequenzen  der  Publikation    .  .  472 


Anhang. 

Verfassung  des  norddeut»  che  n  Bundes  475 


EINLEITÜNG 


Erstes  äayitel« 

Der  Begriff  des  Staatsrechts  und  seine  Stellung  im  Systeme 

der  iiechtswissenscliaft. 

§.  1. 

Oeffentliches  and  privates  Recht. 

Das  gesammte  Becht  eines  Staates  zerfällt  in  zwei  Haupt- 
gebiete»  das  öffentliche  Recht  und  das  Privatrecht. 

Der  Staate  tds  Einigung  zu  einem  Gesammtzustande,  als  hö- 
here Ordnung  über  den  einzelnen  Individuen,  bildet  diesen  gegen- 
über eine  Gesammtpersönlichkeit.  Damit  ist  in  der  Recfatsordnimg 
des  Staates  der  Gegensatz  zwischen  öffentUehem  und  privatem 
Rechte  gegeben. 

Oeff entlich  nennen  was  sich  in  einer Gesammtheit  auf 
diese  als  Ganzes >  im  Gegensatze  ihrer  Glieder,  privat,  was  sich 
auf  die  einzehien  Glieder  und  ihr  Vorhältniss  zueinander  bezieht. 
Im  Staate  hat  dalicr  das  öffentliche  ileclit  den  Staat  als  Ganzes, 
als  Oi^anismus,  zum  Gegenstande,  das  Privatrecht  die  einzelnen 
Bürger  und  ilire  weclisclseitigen  Beziehungen.  In  den  Verhält- 
nissen des  Privatrechts  er><eheint  der  emzelne  Mensch  als  ein  Gan- 
zes für  isich,  als  Ausgaiij^spunkt  und  Endzweck  jeder  Anordnung. 
Alles  dreht  sich  liier  um  seine  Interessen ,  jedes  Peehtsverhältniss 
bezieht  sich  auf  sein  Dasein  und  seine  hesondern  Zustände.  Im 
Gebiete  des  öffentlichen  Rechts  dagegen  gilt  der  Einzehie  nur  als 
dienendes  Glied ,  als  unteigeordneter  Theil  einer  hohem  Gemein- 
schaft. 

Schon  die  Römer  haben  diesen  Gegensatz  zwischen  öffent- 
lichem und  privatem  Rechte ,  mit  besonderer  Beziehung  auf  den 
römischen  Staat,  scharf  und  richtig  bestimmt: 

Sjitiim  4e«  drataehm  StaatorMliti.  1 
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yiHujus  ttudü  duae  sunt  ponHoneSj  publicum  ei  privatum, 
piiUinmi  jm  est,  guod  ad  staäm  rei  Jtomanae  tpeetatf  prwaium 
^piod  ad  anffuhrum  uitKtatem  periinet^ ,% 

Mit  dieser  Unterschcifluiig  zwischen  öffentlicheiii  und  pri- 
vatem Bechte  ist  ein  anderer  Sprachgebrauch  der  Römer  nicht 
zu  vermengen  9  wonach /tM  ^M^^ftV^ux»  diejenigen  Rechtssätze  um- 
fasstf  welche  durch  Privatverahredungen  nicht  ahgeändert  werden 
können: 

sJW pttbMmm  prioaiorum  pactta  muUtri  non  jjüfe8t*,<n^ 
In  diesem  Sinne  g:iebt  es  auch  im  Privatrechte  viele  Bestim- 
mungen ,  die  publici  juris  sind ,  unabänderliche  Privatrechts- 
sätze Daher  ist  dieser  Sprarhgebraiu  h  zur  Eintlieilung  des 
lietlitssystems  unbraiu-libui  uu  l  besser  ganz  zu  vermeiden.  Da 
wir  für  diese  ^'el•s(•lliedenhcit  cb'r  Ueclitsnornien  in  unserer  nuKler- 
nen  lleehtsspraclie  die  viel  passendere  Kezeif  Iniunn' :  »ab  so  Inf  es 
und  vermittelndes  Kecht*«  i »Prohibitiv-  und  Dispoisitivnor- 
men«)  haben,  so  gebrauchen  wir  »öffentliches  Recht«  nur  im 
ersten^  oben  entwickelten  ISiune. 

§.  2. 

(MfmtlUhM  Recht  tai  vetten  md  StMtsrecU  Im  «Bgm  Bilme. 

Bei  jedem  Staate  kommt  vor  allem  seine  Organisation  in 
lietracht,  d.  h.  der  Inbcgrifl*  derjenigen  Reclitsuormen,  welcbe  die 
Verfassung  und  llegienmg  des  Staates  feststellen  und  das  reclit- 
liebe  Verhältniss  der  bö(  listen  Staatsgewalt  zu  den  Staatsunter- 
thanen  regeln.  Dies  ist  der  Inbalt  seines  Staatsrcclits.  Das  Staats- 
recht ist  der  böcliste  und  wichtigste  Tlieil  des  otfentlirlien  Rechts, 
weshalb  man  b;nifi<:;  öffentliches  Recht  und  Staatsreclit  geradezu 
identificirt ;  aber  dun !i  dir' Aufgabe  des  Staates  in  rechtlicher 
Beziehung  bilden  sich  noch  einige  specielle  Lehren ^  die  wir 


I)  §.  4.  I.  dejmi.  ei  jure  (I.  I.).  L,  1.  §.  2.  D,  deJuH.  djvre  {1.  1,). 

2}  L.       D.  depactü  (11.  14.). 

3)  So  ist  es  auch  gemeint,  wenn  die  Kömer  Bugen  :  nrrjvulilicac  interest,  do' 
tea  salvas  esseu  oder  »testamenti  f actio  non  privatt,  aed  publicijui  ü  eat.t  Deshalb 
sind  keineswegs  doa  und  Testament  Institute  des  öffentlichen  Rechts.  J.Stahl, 
Pfaflosophie  de»  Hechts.  Bd.  II.  §.  48  {S.  304  der  III.  Aufl.).  H.  Thöl  in  sei- 
ner Einldtting  in  da*  d.  P.-R.  sagt  daher  S.  120,  mit  Besug  auf  diesen  Sprach- 
gebrauch :  >'])ic  Homer  unterscheiden  Öffentliches  und  pilTates  Frivatrecht.« 

4)  Savigny,  System  B.  1.  $.  10.  S.  57. 
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wohl  zum  offendicliMi  Bedite  im  weitem  Sinne,  mdit  aber  xum 
Staatnechte  zu  xedmen  pflegen.  ' 

Es  ist  zwar  nicht  die  einzige,  wohl  aber  die  erste  unabwds* 
liehe  Angabe  des  Staates«  die  Beohtsoidnung  in  seinem  Bereiche 
zur  Henrachaft  zu  bringen. 

Nach  der  Uiivollkommenlicit  der  inouscldiclieu  /ustande  ist 
aber  eine  absohito,  ungestörte  1  Ien*schalt  des  Keelits  ein  uncrreich- 
hares  Ideal ^  auch  lu  dem  am  beateii  grordiieleii  »Staate,  unter  der 
b(  steil  (xesetzgebuu^:  werden  Aufleljniiii<;eii  gegen  die  lleehtsord- 
nuiig  vorkommen,  welche  als  Rechtsverletzungen  erscheinen. 
Irrthum  und  böser  Wille  des  Einzelnen  treten  in  Widerspruch  mit 
der  allgemeinen  Kechtsordnung  des  Staates.  Dieser  Widerspruch 
ist  das  Unrecht,  welches  vernichtet  werden  muss.  Nnr  im  Staate 
wird  ein  geordneter  Kampf  gegen  das  Unrecht  möglich ;  denn  hier 
erst  kann  dem  Einzebien  die  Bechtsregel  als  etwas  Aeusseres  und 
Objectives g^enübergestellt  werden.  In  dem  Richteramte  wird 
ein  unparteiisches  Oigan  au%estellt>  welches  die  Bestimmung  hat, 
das  Unrecht  aufzuheben  und  das  Becht  zu  venrirklichen. 

Die  richterliche  Thätigkeit  hat  eine  zwie&che  Richtung. 

Ersdich  hat  der  Staat  die  Angabe,  dem  verletzten  Einzehien 
zu  seinem  Rechte  zu  verhelfen,  ihm  Schutz  zu  gewähren  gegen 
RechtsTerletzung.  Die  Kegeln^  welche  diese  Thätigkeit  betreffen^ 
nennen  wir  Ci vilprocess. 

Zweitens  liat  der  Staat  schon  um  seiner  selbst  willen,  abge- 
sehen von  dem  iiulividueilen  Interesse,  die  Aufgabe,  das  verletzte 
Kecht  zu  vertreten  und  wiederherzustellen.  Hier  iiussert  sie  Ii  die 
Thätigkeit  des  Gerichtes  als  Zwang  gegen  den  verbrecheris(  lien 
Willen,  als  Strafe,  wodurch  der  Staat  dafür  sorgt,  dass  das  Un- 
recht auch  von  den  entsprecliendeii  i*\)lgen  getroffen  wird.  Die 
Regeln^  unter  welchen  diese  Thätigkeit  steht,  nennen  wir  Cri- 
minalrechtj  wovon  der  Criminalprocess  nur  einen  Theil 
bildet. 

Civilprocess,  Criminalrecht  und  Criminalproaess 
sindTheile  des  öffentlichen  Rechts.  Die  allgemeinsten 
Grundsätze  dieser  Lehren  gehören  allerdings  in  das  Staatsrecht; 
z.B.  die  Lehre  von  der  Unabhängigkeit  der  Gerichte,  dem  Verbote 
der  Cabinetsjustiz.  Die  weitere  specieUe  Ausführung  wird  beson- 
dem  Disciplinen  überlassen. 

Wahrend  die  Römer  njiu  puhfißmtk  sowohl  für  das  öfientliche 
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Becht  im  weitem  Sinne  (d.  h.  mit  Einflchlnw  des  Cnminilrechte 
und  Processes)  wie  fiir  das  Staatsrecht  im  engem  Sinne  gebianchen« 
ist  es  sweckmassig,  im  deutschen  Sprachgebnncfae,  das  Wort 
»öffentliches  Recht«  blos  für  den  allgemeinem  Begriff ,  das 
Wort  »Staatsrecht«  lediglich  für  den 
wenden 

§.  3, 

Da«  Yerbältniss  des  StaatsrechU  zum.  Völkerrechte. 

Das  Staatsrecht  betrachtot  den  Staat  in  seiner  Existenz  an 
und  für  sich.  Der  Staat  erscheint  bei  dieser  Betiachtungswei>3e 
als  ein  selbstständiger^  in  sh  h  abgeschlossener  Organismus^  wel- 
cher den  Schwerpunkt  seiner  Verhältnisse  in  sich  selbst  tragt. 

Aber  die  Menschheit  erfüllt  ihre  staatliche  Au%abe  nicht  in 
der  Form  des  Universalstaates^  sie  gUedert  sich  vielmehr  nach  Völ- 
kern und  Staaten.  Der  Staat  ist  Au^be  und  Erzeugniss  der  geisti- 
gen Volksgemeinschaft.  Die  naturgemässe  Gliederang  der  Mensch- 
heit nach  Völkern  begründet  somit  auch  die  Mehrheit  von 
Staaten. 

Staaten  und  Völker  stehen  völlig  selbststSndig,  ohne  jede 
reditHche  Unterordnung^  nebeneinander;  sie  selbst^  wie  ihre  ein- 
zelnen Glieder,  treten  indessen  mit  einander  in  Verkehr.  Damit 

rind  internationale  Beziehungen  mannigfacher  Art  gegeben. 
Für  diese  j^äebt  es  ursprünglich  keine  andere  Norm,  als  Sitte 
und  politische  Convenieiiz.  Erst  allmiihlich  und  langsam  entsteht 
unter  verschiedeneu  Völkevu  eine  Geuieiuschaft  des  Rcchtsbe- 
wusstscius,  wie  sie  iu  Eiueui  Volke  das  positive  Recht  erzeugt. 
Die  Grundlage  einer  soh  lieu  internationalen  Rechtsent>vickelung 
ist  gegeben  durch  JStamniesverwaudtschaft,  gleiche  Civilisations- 
stufe  und  g(>meinsame  relii^iöse  An^rliauung  der  Völker.  ])as 
inteniationale  Leben  ist  uralt,  das  luternatioualo  Recht  ist  we- 
sentlich ein  Erzeugniss  der  Neuzeit.  Es  heisst  europäisches 
Völkerrecht,  weil  es  namentlich  unter  den  Staaten  christlich- 
europäischer  Gesittung  'auch  ausserhalb  Europa*s)  besteht. 
^  Das  Völkerrecht  ist  seinem  Umfange  nach  die  grossartigste 
Verwirklichung  der  Rechtsidee  im  Leben  der  Völker,  indem  es 
giuize  Staaten  und  Völker  zu  einer  rechtlichen  Graieinschaft  yer- 
bindet;  aber  es  ist  zu  gleicher  Zeit  auch  eine  unvollendete 

IJ  fisvign jr,  System  B.L  $.9.  S.27. 


• 

Digilized  by  Google 


und  seine  Stellung  im  Systeme  der  Hechtswissenschaft.  5 

Bechtsbfldang«  weil  ihm,  in  Ermangelung  einer  gesetzgebenden 
Gewalt  über  den  Völkern ,  die  Bestimmtheit  des  Inhaltes  seiner 
Rechtssätze,  in  ErinuiiLi^olung  einer  höchsten  richterlichen  Gewalt, 
die  Sicherheit  der  Anwendung  abgeht. 

Die  Gemeinschaft  der  Staaten  und  Völker  darf  niclit  als  civi- 
tas  marima  gcdiuht  werden.  Nur  in  der  Form  eines  freien  Staa- 
tensyst eines  ktiniien  unabhängige  und  souveräne  Staaten  eine 
Rechtsgemeinscliaft  bilden. 

Während  alle  übrigen  Zweij^e  der Kcchtsordnung  innerhalb 
eines  Staates  ihre  VenWrklichung  finden,  steht  das  Völkerrecht 
über  den  einzelnen  Staaten  und  somit  auch  ausserhalb  des 
Staates.  Es  steht  als  das  ausserstaatliche,  internationale 
Hecht  allen  übrigen  Rechtsdisciplinen  gegenüber  und  nimmt  so- 
mit  eine  gans  besondere  Stellung  im  Systeme  der  Bechtswissen- 
scbaft  ein. 

§.  4. 

GliederuQg  des  Rechtssystames. 

Das  g^esammte  Bechtssystem  gliedert  sich  in  folgender  Weise: 
I.  Recht  innerhalb  des  Staates. 

A.  Trivatrecht, 

B.  OeffentUches  Recht': 

1.  Staatsrecht  im  engem  Sinne^ 

2.  Cruninalrecbty 

3.  Criminalprocess, 

4.  CiTÜprocess. 

II.  Recht  ausserhalb  des  einzebien  Staates^  unter  den 
selbstständigen  Staaten  in  der  Staatengemeinschaft  (Völ- 
kerrecht] . 

Zu  keinem  dieser  Rechtstheile  gehört  das  Kirche nr echt; 
es  ist  viefanehr  ein  eigenthümliches  und  selbstständiges  Rechts- 
gebiet, es  tritt  als  geistliches  Recht  dem  gesammten  welt- 
lichen Hechte  in  diesem  iSinne  gegenüber*. 


1)  Acmilius  Ludwig  Richter,  Lehrbuch  des  Kirchenrechts  §.  5.  Sa- 
vigny,  a.  a.  O.  Ud.  1.  §.  9.  S.  27.  Ludwig  Arndts,  Jurist.  Encyclopädie 
§.  93  ff.  Das  Kirchenrecht  ist  weder  öffentliches  ,  noch  Privatrecht.  Anders 
war  die  Stellung  des  geistlichen  Hechts  bei  den  Kömern ;  ihr  Jus  saenim 
horte  Bom  Offmtlichen  Bedxle  und  war  der  Staatsgewalt  in  jeder  Beiitbaiig 
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Zweites  KajNteK 
Eintheilungen  des  StaaUrechts. 

§.  5. 
Im  Allfmeiiiea. 

Die  iu  (lor  Wissenschaft  gebräuchlichen  Einiiu  iluiigou  des 
Staatsrechts  sind  entweder  im  Wesen  des  Staatsrcclits  überhaupt 
begründet  und  ganz  allgrineingülti«rer  Xatur,  oder  sie  hängen 
mit  der  com  reten  i^es<'hi(  litli(  lien  Entwickehmg  und  den  besondern 
sta;itli(  lien  Zustünden  1 )  e  u  t  s  ehla n  d  s  zusammen.  So  kann 
überall  /wischen  allgemeinem  und  besonderem  Staats- 
rechte uuterschiedeu  werden.  Dagegen  beruht  der  liegriff  des  ge- 
meinen Hechts  auf  der  eigen thümUchen  Staatseutwiekelung 
Deutscldands.  j^eslialb  ist  auch  die  für  uns  so  wichtige  Einthei- 
lung  des  Staatsrechts  in  gemeines  und  pa rtikular es  Staats- 
recht keineswegs  eine  allgemein  gültige,  überall  anwendbare,  son- 
dern eine  specifisch  deutsche. 

§.  6. 

I.  AUfeneiftM  und  imoftiem  ttoitiredlf, 

ju$  publicum  imtctraale  ei  gptciale. 

Nach  der  Wissenschaft  liehen  Behandlungsweise  theilen 
wir  das  Staatsrecht  in  besonderes  und  allgemeines. 

Das  besondere  Staatsrecht  setzt  einen  bestimmten  Staat 
voraus,  den  es  behandelt.  Es  ist  ein  Theil  des  positiven  Hechts, 
welches  die  gesammte  Rechtsordnung  eines  Staates  ausmacht.  So 
giebt  es  ein  Staatsrecht  der  gi-ossbritannischen  Alonarchie,  des 
Königreichs  Preussen,  des  KönigTeichs Bayern,  der  selnveizensi  In  u 
EidgenossenseJiaft,  der  freien  Stadt  l'rankfurt,  des  i  ürstentlnuns 
Liechtenstein.  Auch  der  kleinste  Staatskdrper  hat  sein  besonderes 
Staatsrecht,  weiui  es  auch  nicht  immer  eine  wissenschaftliche  Dar- 
stellung gefunden  hat. 

Das  allgemeine  Staatsrecht  dagegen  beschäftigt  sich  nicht 
mit  der  Betrachtung  eines  einzelnen  Staates,  sondern  des  Staa- 

miteigcordnet.  i.  I.  §.  2.  D.  de  just,  et  Jure  I,  I.'  :  y>Pifb'if'>fff;  /tf9  hi  sacrts , 
in  sarpf  dn  f  ih  its,  in  magistratihxs  consistit.  o  Die  christliche  Kirche  dagegen 
ist  keine  Staatsanstalt|  ihr  eigesthümlichea  Becht  kein  Staatsrecht. 


üigiiized  by  Google 


Eintheilungen  des  Staatsrechts. 


7 


te»  übeilumpt.  Es  behandelt  den  Staat  als  dne  universal- 
geschichtliche  Erscheinuiif^ ,  es  entwickelt  das  Wesen  ,  den 
Ret'htsgnmd  und  den  Zweck  des  Staates  überhaupt,  aber  es  lehit 
nicht,  was  in  einem  bestimiiiton  Staate  jetzt  wirklich  Rechtens  ist. 
Das  allgemeine  Staatsrecht  ist  wichtig  für  die  Einsicht  in  das  We- 
sen des  Staates  überhaupt ,  wie  für  die  wi.ssenschnftliehe  Begrün- 
dung auch  des  hesoiidern  oder  positiven  Staatsric  Iiis.  Dagegen 
kann  das  allgemcme  Stuiitsreeht  niemals  \virkli(  li  rechtsverbind- 
liche Nonnen  für  den  Richter  und  die  Unterthanen  sehafFen,  welche 
bei  J^eurtheilung  rechtlicher  Fragen  unmittelbar  zur  Entscheidung, 
dienen  könnten.  Es  hat  nicht  einmal  Anspruch  auf  subsidiäre  ' 
Gültigkeit,  wo  das  positive  lve(  lit  keine  Auskunft  giebt.  Vielmehr 
muss  in  solchen  Fällen  die  bestehende  Lücke  durch  Analogie» 
durch  Hücksichtnahme  auf  den  ganzen  Geist  und  die  Kichtung 
des  concreten  positiven  Staatsrechts  ergänzt  werden 

Dagegen  kann  das  allgemeine  Staatsrecht  grossen  praktischen 
Einflnss  auf  die  Weiterbildung  des  positiven  Bechts  haben  und. 
hat  denselben,  besonders  in  der  neuem  Zeit,  wirklich  vielfach 
ausgeübt.  Je  tiefer  die  Menschen  die  rechtliche  Natur  des  Staates 
ergründen,  je  klarer  sie  seine  Zwecke  und  endlichen  Beaiehungen 
begreifen,  um  so  mehr  werden  sie  sich  bemühen,  ihre  positiven 
Becfatsnonnen  vernünftig  fortzubilden.  Also  liegt  nicht  blos  in 
der  wissenschaftlichen  Aufklärung,  sondern  auch  in  der  prakti- 
schen Einwirkung  auf  die  Fortentwickelung  des  Positiven,  beson- 
ders durcli  die  Gesetzgebung,  die  Bedeutung  des  allgemeinen 
Staatsrechts  ^. 

U.  GeiamtstutirMht  nd  Stiattrsslit  der  Uuelftaaln. 

Seit  d^  spätem  Mittelalter  war  das  deutsche  Reich  kein  Ein- 
heitsstaat mehr,  sondern  ein  Staatensystem  oder  Staaten- 

1)  Di6  frahem  Staatarechtalehror  Tertret«n  unter  dem  EhiiaMa  lltem 

naturrtoHtlicher  Anschauungen  meistens  die  entgegengesetzte  Ansicht»  m> 
Pütter,  inst.  jur.  publ.  §.2.,  K.  E.  Schmid,  Lehrbuch  des  Staatsrechts 
§.  09.  S.  182.  J.  L.  Klüber,  öffentl.  Kecht  §.  67.  S.  Jordan,  Lehrbuch 
§.  \.  und  6.  Unter  den  neuern  verthoidi^t  die  subsidiäre  Anwendbarkeit  des 
allgemeinen  Staatsrechts  besonders  H.  Zopfl  Bd.  I.  §.  71.  Dieselbe  bestrei- 
ten dagegen  B.  Maurenbrecher»  Qrundsfttse  §.  7.  und  H.A.  Zacharii, 
deuteeiies  Staate-  und  Bundearedit  $*  4, 

3}  lobasa  CSitietoph  Kr  a  a  ■  • ,  Uber  den  BbIfaMS  der  Tendiiedsneii  Sohu- 
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Staat.    Bei  dieser  staatsrechtlichen  Gestaltmig  DeutochlAiids 

unterschied  man  einen  Oberstaat,  Gesammtstaat,  nftmKch 
das  Reich,  und  Uiiterstaiitcn ,  Einzelstaaten,  nämlich  die 
T  ervi  tori en.  Damit  h  tlioilto  man  zu  Reichszeiten  das  deutsclie 
Staat sreclit  in  das  Rei  c  Iis  s  t  a  a t  s  r  e eh  t  und  das  Territorial- 
staat sie  cht  ein,  eine  durcliaus  sa( hgemässe  EinÜieilungj  die 
sich  bei  allen  Reichspublicisten  findet. 

Mit  der  Auflösung  des  Keir-hes  ist  dieser  Gegensatz  hiinvey-- 
gefallen  oder  hat  wenig;stens  eine  andere  Hedeutuuj^  f>cwonneu. 
Die  deutschen  Territorien  sind  durch  Wegfeli  der  Reichsgewalt 
wirkliche  Staaten,  die  T.aiulcsheiTen  Souveräne  geworden.  Weder 
der  Klieinbund  noch  der  deutsche Eund  hat  einen  Staatsrecht- 
liehen  Charakter.  Erstercr  war  eine  Einigung  der  meisten,  letsfi- 
terer  ist  eine  Einig^^  aller  deutschen  Staaten  auf  völkerrecht- 
licher Grundlage.  Streng  genommen  können  wir  daher  nicht 
von  einem  Staatsrechte  des  deutsche  Bundes  reden,  da  der 
Bund  nicht,  wie  das  Reich ,  einen  Gesammtstaat,  sondern  einen 
völkerrechtlichen  Verein  bildet.  Weil  aber  die  Grundsätse 
der  deutschen  BundesverfiuBsung  viel£kch  in  das  Staatsrecht  der 
Einzelstaaten  herübeigreifen,  so  ist  es  zweckmSssig  und  metho- 
disch richtig ,  die  eigentlich  mehr  dem  Völkerrechte  angehörende 
Lehre  vom  deutschen  Bunde  mit  dem  deutschen  Staatsrechte  in 
Verbindung  zu  setzen  *. 

Die  Methode  für  die  Bearbeitung  des  Rundesrechts  muss  eine 
andere  sein,  als  für  das  Staatsrecht  der  Einzelstaaten.  Für  das 
Rundesrecht  liegt  die  Sache  sehr  einfach ,  da  in  den  Quellen  des- 


len  der  deutschen  Staatsrechtsgelehrsamkeit  auf  Gesetzgebung  und  Ver- 
fassung, in  dessen  Abhandlungen  aus  dem  deutschen  Staatsrecht.  Halle  1 797. 
No.  I.  S.  1—75. 

I)  Eine  solche  Verbindunj;  des  Bundesrechts  mit  dem  Staatsrechte  der 
deutschen  Staaten  wird  daiier  von  allen  deutschen  Staatsrechtslehrern  vor- 
genommen. Gewiss  mit  Recht  i  nur  sollte  man  nicht  von  einem  deutschen 
Bundes  Staats  rechte  reden;  So  sagt  H.A.  Zacharifti  »Wenn  wir  des- 
senungeachtet in  den  vorhandenen  Systemen  das  deutsche  Bund  es  recht 
mit  dem  Staatsrechte  der  deutschen  Staaten  zu  einem  Ganzen  verbunden 
finden,  so  liegt  der  Grund  dafür  in  der  engen  Beziehung  undWechseUvirkung, 
in  welchen  beide  zueinander  stehen ,  indem  nicht  blos  eine  Reihe  von  öffent- 
lichen Verhältnissen  der  deutschen  Staaten  durch  düs  Bundesrecht  normirt, 
sondern  auch  umgekehrt  wieder  bundesrechtliche  Satzungen  durch  das  Staats* 
recht  der  Einiebtaaten  bedingt  werdenai  StastswArterbnoii  B.  I.  &  738. 
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selVen  ein  mutcricller  Inhalt  gogebon  ist,  wolclior  für  iiUe  deutschen 
Staaten  unmittelbare  Gültinkeit  hat.  Anders  nmss  (bis  Staatsrecht 
der  Einzelstaaten  behandelt  werden.  Ifier  kftnniit  die  wirhti"-e 
Vutvrscheidung  zwischen  cm  einem  und  partikulärem 
Rerlite  zur  Sprache  ,  woMie  mit  der  eigcnthümlichen  Entwicke- 
lun«;  der  dotitsehen  Staatsverhältnisse  eng  zusammenhängt  und 
nicht  blos  im  deutschen  Staatsrechte,  sondern  auch  in  allen 
übrigen Kechtsdisdplmen »  besonders  im  deutschen  Priyat- 
rechte,  erörtert  ssu  werden  pflegt. 

§.  8. 

HI.  fieiitittst  «14  partikvlires  dMtnhes  StutireeM, 

jm  publicum  eomnume  et  ipecitUe 

Das  deutsche  Territorial-  oder  Landesstaatsrecht  sserfSUt  m 
gemeines  und  partikuläres. 

Das  gemeine  Becht  Deutschlands  besteht  aus  denjenigen 
Rechtsnormen,  welche  aus  einer  an  sich  oder  durch  sich 
selbst  für  ganz  Deutschland  gültigen  Quelle  geschöpft  werden; 
das  partikuläre  Becht  beruht  auf  Rechisquellen ,  welche  nur 
für  einen  einzelnen  Staat  oder  ein  einzelnes  Gebiet  verbindlich 
sind  *. 

Der  Gegensatz  zwischen  gemeinem  nud  ));ntikuliircin  llcclite 
steht  in  \  orlinduug  mit  der  eigenthümlichen  V  edassung  des  deut- 

\)  Die Controversc  über  die  Existenz  eines  gemeinen  Rechts  kehrt  in  allen 
Disciplinen  der  deutschen  Rechtswissenschaft  wieder.  Vor  allem  hat  C.  G.  v  o  ii 
W&chter  in  seiner  geistToUen  Schrift:  »Gemeines  Kecht  Deutichlands,  ine» 
besondere  gemeines  deutsches  Strafrecht  1944 ,«  die  Fortexistens  eines  gemei- 
nen Recht«  nach  Auflösung  des  Beiches  in  Abrede  gestellt.  Die  richtige 
Ansicht  wird  dagegen  vertreten  von  Savigny,  SystemtB.  I.  S.  4;  ausfflhrlieh 
und  gründlich  wird  die  Forfexistcnz  des  f*emenien  Rechts  in  der  Gegenwart 
hf'<!(mder8  darp^ethan  von  Georü;  l>c  seier.  System  des  (iciitvchen  Privat  reclits, 
Bd.  I.  §.  I.  Für  die  Existenz  eines  ^^emeinen  ileut<  ii'  ii  Staatsrechts  insbe- 
sondere tritt  H.  A.  Zachiuia  auf,  im  iStaatsworterbuciie,  lid.  U.  8.  7ii7,  und 
in  seinem  deutschen  Staatsrechte,  Bd.  I.  §.2.  Zu  den  Läugucm  eines  gemei- 
nen  deutschen  Staatsrechts  darf  kmnetw^s  B.  von  Mohl  geafthlt  werden, 
da  er  ein  gemeines  deutsches  Staatsrecht  nicht  sowohl  gans  in  Abrede  stellt, 
als  nur  swnem  Inhalte  nach  mehr  beschränkt,  als  dies  sonst  zu  geschehen 
pf1np:t.  R.  von  Mohl,  Geschichte  und  Literatur  der  Staatswissenschalten, 
B.  IL  S.  2ü4. 

2)  Sehr  scharf  fasst  den  Begriff  des  gemeinen  Rechts  im  Gegensätze  lum 
Partikularrechte  auf  H.  Xhöl  in  seiner  Einleitung,  §.46.  S.  122. 
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scheu  Kcit lies ,  wonach  jeder  Theil  vun.  Deutschland  unter  einer 
/  ^^  i  e  f  a  c  h  e  n  Staatsgewalt  stand ,  der  obersten  Keichsgewalt  und 
der  Lrnitorialen  Staatsgewalt.  Unter  dem  Kiiitiusse  derselben  hat 
sich  überall  auch  ein  zwiefaches  positives  Hecht  gebildet^ 
das  gemeine  und  das  partikulare  Recht. 

Es  ist  juristisch  uiclit  zu  rcchtfertii;eu,  wenn  mau  die  Veruich- 
tuu^i  des  f^cmcinru  Ket  lits  als  eine  nothwendigc  Folge  der  Auf- 
lösung des  deutschen  Keiches  hinstellt.  Mit  der  Anflösuujr  einer 
Staatsgewalt  hört  keineswegs  alles  auf,  was  sich  durch  sie  oder 
unter  ihrem  Einflüsse'  «robildet  hat  ^.  Ja,  ein  grosser  Theil  des 
gemeinen  Kechts  ist  als  Gewohnheitsrecht  überhaupt  unab- 
hängig von  der  Existenz  einer  gemeinsamen  Staatsgewalt. 

IJei  einer  richtigen  Vorstellung  von  der  Entstehung  und  der 
Aufhebung  des  pociitiyen  Rechts  überhaupt  kann  nicht  in  Ab- 
rede gestellt  werden )  dass  auch  heutzutage  noch  ein  gemeines 
Rechte  trotz  der  Auflösung  der  Reichsyerfassuug,  fortbesteht^  ins- 
besondere  auch  ein  gemeines  Staatsrecht,  wenn  auch  kei- 
neswegs in  dem  materiellen  Umfonge  eines  ToUständigen  Systems*. 
Nicht  gegen  den  Begriff  des  gemeinen  Rechts  überhaupt,  sondern 
nur  gegen  dessen  misshräuc  Ii  liehe  Ausdehnung  und  unkri- 
tische Anwendung  hat  die  Wissenschaft  zu  protestiren. 

Ans  der  blossen  Nebeneinandezstellung  Tcischiedener  Farti- 
kularrechte  kann  nie  gemeines  Recht  gewonnen  werden.  Die 
Uebereinstimmung  vieler  einzelner  Landesgesetzgebungen  kann 
an  und  für  sich  nur  »eine  Sammlung  von  Rechten  deutscher  Stau- 
ten«, kein  »gemeines  deutsches  Recht«  ergeben. 

Vou  dem  gemeinen  Rechte  ist  das  allgemeine  Recht  zu 
uuteischcideu  ;  auch  dies  giit  in  einer  Mehrheit  von  Rechtsgebie- 
ten. Aber  es  beruht  nicht  auf  Einer  Rechtsquelle,  sondern  auf 

3)  Savigny,  System  I.  ü.  4. 

4]  Tretfend  sagt  B.  von  Mohl,  lid.  11.  S.  295:  »In  diesem  Sinne  ist 
ein  gemeinsame!  Staatsrecht  säinmtlicher  deutscher  Staaten  auuerketinen. 
Bs  ist  ein  Torso,  dessen  übrige  Glieder  durch  Erdbeben  abgerissen  und  in  die 
Weite  geschleudeit  sind.  Es  hat  natArlich  nicht  die  Schönheit  und  den  Werth 

des  ganzen  Bildes,  jedoch  auch  in  der  Verstümmelung  hat  es  noch  AVerth  fdr 
Wissenschaft  und  Leben ,  vor  allem  eine  nationale  Bedeutung.  ^Vir  müssen 
es,  bis  es  etwa  durch  ein  nenes  vollständiges  Ganzes  ersetzt  wird,  ehren  xind 
benützen.«  Bei  dieser  T.ückciihaftigkcit  unsers  gemeinen  deutschen  Stfjnts- 
rechts  ist  es  allerdings  richtig,  dass  Vieles  nur  in  der  Weise  einer  Kubuu- 
tinMidwsteUung  der  dnselnetf  Landesgesetzgubungcn  behandelt  Verden  haan. 
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eben  so  vielen  partikiiliiren  llechtsquelleii ,  als  es  Re<'ht«»gebiete 
^ebt.  Seine  Darsteilun^-  ist  ein  Apfin'f'prat,  eine  Statistik  von  Tar- 
tikularrechten.  Das  Wesen  des  gemeinen  Hechts  dagegen 
beruht  auf  der  Einheit  der  Bechtsquelle  für  das  gefiammte 
Eechtsgebiet'^. 

Das  gcmeiiie  deutsehe  Landesstaatsreeht  der  Gegenwart  be- 
ruht theils  auf  geschriebenen  Quellen,  Keichfigesetzen,  soweit 
sie  noch  anwendbar  sind»  und  BundeBgrandvertiägen ^  theils  auf 
ungeschriebenen  Quellen  (gemeines  Gewohnheitsrecht) . 

Die  Bundesgrundvertn^e  kommen  hier  natürlich  nur  soweit 
in  Betracht,  als  sie  auf  die  inner  n  staatsrechtlichen  Verhältnisse 
der  Bundesstaaten  Bezug  haben.  Hierher  gehören  insbesondere 
die  Art.  12 — 19.  der  Bundesakte  und  Art.  54 — 64.  der  Wiener 
Schlussakte.  Diese  bundesmässigen  Bestimmungen,  z.  B.  über 
die  Landstände,  die  Mediatisirten ,  bilden  zum  Theil  sogar  abso- 
lut geltendes  gemeines  Keelit  im  Gegensätze  zum  subsidiären, 
welehes  durch  die  partikuläre  Landesgesetzgebung  ausgesclilossen 
werden  kann.  Mit  diesen  Grundsätzen  ,  welche  die  Verträge  des 
deutsehen  iUindes  über  innere  Einrichtungen  der  deutschen  »Staa- 
ten als  absolut  bindende  Vorsdiriften  aufgestellt  liaben  ,  ist  auch 
eine  ganze  Keihc  von  Foli^esätzen  als  sanetionirt  anzu&clien. 

Ausserdem  ruht  das  gemeine  Land e s s taatsrecht 
auf  der  gemeinsamen  rechtiiclien  Natur  vieler 
staatsrechtlichen  Institutionen  der  Ein z el Staaten. 
Wo  nachgewiesen  werden  kann,  dass  aus  der  eigenthümlich  rech^ 
Hohen  Natur  der  deutschen  Staaten  sich  ein  gewisser  Staatsrechte 
Hcher  Chrundsatz  mit  Nothwendigkeit  ergiebt,  ist  derselbe  als  gül- 
tiges Becht  für  a  1 1  e  gleichmassig  anzuerkennen.  Eine  Ausnahme 
findet  nur  statte  wenn  die  partikulare  Gesetagebung  eines  Staates 
für  einen  solchen  I^inkt  eine  abweichende  Bestimmung  enthält. 

Um  den  gemeinrechtlichen  Kern  unserer  staatsrechtlichen 
Institutionen  aus  der  Masse  des  partikularrechtltchen  Stoffes  her- 
auszuheben und  ihn  zu  scheiden  von  den  blos  zufällig  überein- 


5)  Der  Unterscliied  zwischen  nllgemciuem  und  gemeinein  Kcchte  wird 
entwickelt  von  Heinrich  Thöl,  Kiuleitung  in  dus  deutsche  J^rivatrecht 
1851 ,  §.  46  ff.  2achariä,  StaatftvArterb.  B.  I.  S.  7-11  s  »Es  kann  etwa«  nur 
noch  wemgen  Staaten  gcmeinachaftUcb  sein  und  Ut  doch  adner  Quelle  nach 
jimstäach  gemeinec  Recht,  aovie  andeieneiti  etwas  thatsichlich  für  alle  Bnn* 
dcsstaaten  gemeinsam  sein  kann  und  deshalb  dodi  nickt  gemebrechtUch  ist« 
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stimmenden  Nonnen y  wird  die  geschichtUohe  Behandlungs- 
weise  regelmässig^  mit  der  dogmatischen  verbunden  werden  müssen. 

Das  gemeinsam  Gültige  ist  wesentlich  aus  geschichtliehen  Grün- 
den lifültig  und  mirzelt  vor  allem  in  de  r  j^leichmässigen  Entwicke- 
lung  der  Einzelstauten,  soweit  sich  darin  das  j^omeinsame  Rechts- 
bewu.s.st,sein  der  deutschen  E-egierungen  und  (Juterthanen  aus- 
spricht. 

ücbrigens  wird  die  Fortexistenz  eines  gemeinen  d*Mitsi  lu  u 
Rechts  auch  von  1?  und  es  wegen  au<5drür:l<li(  Ii  iiiuikunut,  da 
die  Jüiudes- Au'-tr  ii^alinstanz  bei  ihren  l^hitsehei düngen  auf  »die 
in  Deutschland  hergebrachten  gemeinen  Rechte« 
verwiesen  ist  *. 


Drittes  Kaiittd. 

Quellen  des  deutschen  Staatsrechts. 

§.  0. 

Toi  4eB|L66htsqieU«B  Im  AUgemelata*. 

Die  Entstehung  des  Rechts  knüpft-  sich  an  die  geschichüiche 
Entwickelung  der  Völker.  Alles  Recht  ist  ursprünglich  ein  Er- 
zeugniss  des  volkstfaüniHchenRechtshewusstseins.  Dieses  Rechta- 
bewusstsein  bedarf  aber  immer  einer  äusserlichen  Fixirung 
durch  eine  T  h  a  t  der  Menschen ,  um  bindende  Kraft  zu  erhalten, 
es  muss  im  Leben  Ausdruck  und  (iesluU  ge^\inncn.  Diese  Fixi- 
rung kann  erfolgen  entweder  durch  die  Heobachtung  im  Volke 
selbst,  mit  dem  Jjewusstsein,  dass  eine  Nüi-yi  zur  Rechtsordnung 
gehört  (ojnnio  necessUads J ,  oder  dui'ch  die  Festsetzung  der  übrig- 

6]  Austrägalordnung  des  deutsehen  Bundes  vom  16.  Juni  1S17,  Art.  III. 
No.7.  Wiener Schlussftkte Art. XXIU.  Klflber,  öffeiitUohesRecht{4.Anfl.)t 
j«  175.  Anm.  a. 

1}  Savigny,  System,  B.  I.  Kap.  II.  S.  6—57.  Stahl,  Philosophie  des 
Rechts,  Bfl.  II.  S.  233—200.  Puchta,  Pandekten,  Buch  I.  Kap.  I.  Von  den 
KechtsqueUen.  Fr.  Bluhme,  Encyclopädie ,  Abth.  I.  §.  3i— 51.  Ueber  die 
Quellen  des  deutschen  Staatsrüchts  insbesondere:  U.  A.  Zachariä,  Bd.  I. 
§.5.  S.S.  und  H.  Zöpfl,  Bd.  I.  §.  71.  S.  122.  K.  Maurenbrecher 
a.  «.  O.,  §.  7.  8.  «.  KIftber  a.  a.  O.,  Einleitung  VI.  Kapitel.  Ernst 
Meier,  die  BeehtebOdung  in  Staat  und  Kirdi^  Berlin  1861. 
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keit,  welche  die  äussere  gemdnsame  Lebensgestaltimg  des  Volkes 
zu  oidnen  berufen  ist.  Es  giebt  danach  im  allgemeiiieii  nur  zwei 
unmittelbare Bechtsquellen :Gewohnheit und G e se tz.  Jenes 
ist  die  unmittelbare  organische  Entstehung  des  Rec&ts^  es  wachst 
aus  dem  Volksleben  heraus,  wie  Sprache  und  Sitte;  dieses  ist  die 
Entstehung  durch  eineA  reflektirten  Akt  der  Obrigkeit  in  einem 
bestimmten  Momente.  Bas  Gewohnheitsrecht  beruht  unmittelbar 
auf  der  Rechtsüberzeugung  des  Volkes  und  der  durch  diese  her- 
vorgerufenen Handlungsweise  desselben,  das  Gesetzesrecht  auf 
der  aucikuimU'ii  Autorität  der  Obrigkeit.  Gewolinheitsreelit  lebt 
in  der  natürliclien  Gemeinschafk  von  Stamm,  Gegend,  Volk 
und  Völkergemeinschaft,  Ciesetzesreclit  setzt  das  Dasein  einer 
Obrigkeit  mit  gesetzgebender  Gewalt  voraus.  Ausserhalb  der 
Staatsverbindung  ist  wohl  die  Entstehung  von  Gewohnheitsrecht, 
nicht  aber  von  Gosetzcsrccht  möglich.  Während  daher  in  der 
internationalen  Staatengemeinschaft  des  Völkerrechts  das  Gesetz 
als  Jiechtsqueiie  fehlt,  stehen  im  Staatsrechte,  wie  im  l^rivatrcchtc 
Gesetz  und  Gewohnheit^  als  gleichberechtigte,  ebenbürtige 
Quellen  neben  ein  a  n  d  er. 

Bas  gesetzliche  Recht  ist  nothwendig  ein  geschriebenes. 
Jus  scriptum  im  technischen  Sinne;  das  Gewohnheitsrecht  kann 
angezeichnet  sein,  aber  die  Schrift  ist  keineswegs  ein  Erforderniss 
seiner  Entstehung  In  diesem  Sinne  zerfallt  das  gesammte  Recht 
nach  seiner  Entstehungsibrm  in  geschriebenes  und  unge- 
schriebenes..  Auch  das  deutsche  Staatsrecht  hat  geschriebene 
und  ungeschriebene  Bechtsquellen.  Ausserdem  kommt  noch  die 
Wissenschaft  als  wichtiges  Element  «der  Bechtsbildung  in  Be- 
txadit. 

I.  Oesebriebene  UueUen  des  deutschen  Staatsrechts : 

l.  Gesetze  im  eigentlichen  Sinne,  welche  über  steatsreeht- 
liche  Verhältnisse  Normen  aufstellen.  Gesetze  blos  privatrecht- 
lichen Inhalt*«,  z.  über  eheliches  Güterrecht,  Intestaterbfolge, 
sind  ihres  Inhalts  halber  nicht  als  Quellen  des  Staatsrechts 
zu  betrachten. 

Unter  den  Gesetzen  nehmen,  vom  staatsreehtHehen  Gesichts- 
punkte aus,  die  s.  g.  Yerfassungsurkundcn  die  erste  Stelle 


2)  Puohta,  a.  a.  O.,  15. 
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mn*,  indem  sie  das  höchste  GfesetE  des  Staates;,  das  s.  g.  Staats^ 
grandgesetz>  bilden.  / 

2.  Vertragsmässige  Normen;  dalun  gehören : 

a.  Verträge  zwischen  verschiedenen  politischen 
Körperschaften  oder  Gliedern  desselben  Staates,  be- 
sonders auch  Verträge  zwischen  der  Landesherrschaft  nnd  den 
LandstiSnden^  s.  g.  Landesyerträge,  LandesTergleiohe. 
Verwandt  sind  diese  Vertilge  insofern  den  Gesetzen,  als  sie >  wie 
jdiese,  auf  einem  absichtlichen  refiektirten  Akte  bemhen  imd  mit 
öffentiicher  Autoriföt  ausgerüstet  sind.  Aber  dadurch  unterscheidet 
sich  der  Vertrag  vom  Gesetze^  dass  im  Gesetze  der  Staat  durch  die 
höchste  Staatsgewalt  iii  seiner  Einheit  sich  ausspricht,  während 
im  Vertrage  eine  Mehrluit  von  selbstständigen  Faktoren  sich 
durch  Uebereinki  II  iff  über  gewisse  Rechtsgrinidsiitze  einigt.  Inner- 
halb eines  Staates  ist  daher  die  Form  des  Gesetzes  die  höhere,  weil 
sich  hier  der  Staat  als  ein  einheitliches  \V  esen  olfcnbart ,  während 
hei  der  "N'ertragsform  der  Staat  in  seine  iiestandtlieile  aufgelöst  er- 
scbeiiit.  Das  mittelalterliche  Staatsrecht  mit  soint  r  uiieni wickelten 
Staatsidec  gab  daher  dem  Vertrage  den  Vorzug,  der  einheitliche 
Wille  des  modernen  Staates  offenbart  sich  regelmässig  im  Gesetze. 
Wenn  auch  im  constitutionellen  Staate  verschiedene  Faktoren  bei 
der  Entstehung  des  Gesetzes  zusammenwirken  müssen,  so  tritt 
doch,  bei  dieser  ausgebildetem  Staatsform ,  die  Idee  des  Vertrages 
ganz  zurück ,  und  das  Gesetz  erscheint  als  der  vollste  und  lebmi- 
digste  Ausdruck  der  einheitlichen  Staatsgewalt 

b.  Verträge  zwischen  mehreren  selbstständigen 
Staaten  (Staats Verträge  im  eigentlichen  Sinne)  und  zwar 
sowohl  der  deutschen  Staaten  mit  auswärtigen  Staaten^  als  der 
deutschen  Staaten  untereinander.  Diese  Vertrage  gehören, 
ihrer  Entstehung  und  Begründung  nach,  allerdings  in  das  Völker- 
recht; sofern  ne  aber  die  innern  Verhältnisse  der  Staaten  berüh- 
ren, können  sie^  ihrem  Inhalte  nach,  auch  als  Quellen  des  deut- 
schen Staatsrechts  in  Betracht  kommen. 

Musste  die  vertragsmässige  Form  der  Kechtsentstehimg 
innerhalb  eines  Staates  als  unvollkommen  bezeiclinet  werden, 

3)  Die  neueste  und  beste  Sammlung  derselben  von  U.A.  Zachariä:  Die 
deutschen  Verfasflungsgeaetze  der  Gegenwart,  Oöitingen  1855.  Mit  verschie- 
denen Nachträgien. 

4)  Bluntschli,  Allgemeines  Staatsrecht,  Eioleitung,  JLap.  VI.  S.  13. 
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80  ist  sie  Emathea  selbststandigiai  Stasten  die  nomale  und  sogar 
«inzig  mißliche,  da  es  liier  an  einer  gesetegebenden  Gewalt  fehlt 

Auch  die  Grundvertriige  und  weitem  Beschlüsse  des  deutschen 
Bundes  haben  keinen  gesetzlichen^  sondern  einen  vertaragsmässigen 
Choxakter.   Es  giebt  streng  gcnonunen  keine  Bunde^gesetEe. 

3.  Die  Hausstatuten  der  regierenden  Familien  in 
Deutschland.  Seit  dem  vierzehnten  Jahrhunderte  haben  sich 
die  Familien  des  IleiTcnstandes ,  des  spätem  hohen  deutschen 
Adels,  ein  cij^cntliümliehcs  Familien-  und  Erbrecht  geschalfcn, 
welches  man  i40geuwiirti<>-  als  P  ri  va  tfürfiten  r  oc  h  t  zu  bezeich- 
nen pfleg-t.  In  den  deutscheu  monarchisdicn  Staaton  ist  aber  die 
Ilaus V erfa«s uug  der  rcfricrenden  FaiinUen  uncli  von  grossem 
Einflüsse  auf  das  Staatsrecht;  80  sind  z.  Ii.  Hestimmunj^en  über  die 
Thronfolge  nach  dem  Hechte  der  Erstgeburt,  über  die  Ebenbürtig« 
keit  der  Ehen,  üher  den  Mündigkeitstermin  von  hoher  staatsreoht- 
Ucher  J^edeutung. 

Die  Haus  Verfassung  des  deutschen  Fürstenstandes  ist  wesent- 
lich ein  Flodukt  der  Autonomie,  welche  durchaus  als  eine 
eigenthümliche  Rechtsquelle  betrachtet  werden  mass  ^ 

Der  hochadligen  Familie,  als  einer  durch  alle  Gene- 
rationen hindurch  sich  gleichbleibenden  Corporation,  gebührt  die 
Autonomie^  welche  sich  ebenso  auch  in  manchen  andern  corpora- 
tiven  Verbänden,  z.  B.  in  Gemeinden  und  Zünften,  geltend  macht. 
Der  Fürst  erscheint  hier  nicht  etwa  als  staatlicher  Gesetzgeber, 

5)  Die«  tMi  die  fMt  abereinetimmende  Ansicht  aller  Jvriaten.  Siehe  beson* 
ders  Puchts,  GewohnheitBreoht»  B.  IL  S.  106fl|  scharf  charaktcrisirt  das 

Wesen  der  Autonomie  als  einer  eigcnthümlichcn  Rechtaquelle  H.  Thöl,  Ein- 
leitung in  das  deutsche  PnYatrccht ,  §.  19.  S.  129.  Vereinzelt  mit  SLUier 
Ansicht  «teht  C.  F.  Gerber,  welcher  die  Autonomie  al«  fifrcntliümliche 
Ilechtsqui'lle  ganz  läugnet  und  in  ihr  nur  eine  KeeiitsHnwenduiig ,  keine 
llechtssciiatiung ,  nur  eine  Begründung  von  K e  c h  t .s  v  e  r  }i  äl  tni s  8  e n ,  nicht 
TOD  B echte Bätsen  sieht.  Archiv  für  civiliet.  Praxis,  B.  XXXVII.  S.  35. 
Gerber  ist  widerlegt  worden  von  K.  Maureri  kritische  Umschau  der  deut- 
schen Oeeetigebung  und  Bechtsw.,  Bd.  II.  S.  229  ff.,  von  H.  Zöpfl  in 
seinem  Staatsrechte,  4.  Aufl. ,  §.  313,  von  Hermann,  dt  autouomta  Jw* 
Oerm.  fönte,  Jenae Die  ältere  Schrift  von  Johann  Christian  Majer, 
AiitonoTnic,  vnrnphmlich  des  Fürsten-  und  übri£i:en  immittolharen  Adelstandes 
im  römisch  -  deutschen  Reich  !7S2,  ist  wegen  ihrer  Weitscliwcifiirkeit  und  Un- 
klarheit völlig  unbrauchbar}  dagegen  sind  die  Aufsätze  von  Wiida  im  Kechts- 
lexikon,  B.  I.  S.  539— 5G0,  und  besonders  von  K.  Maurer  in  Bluntsciüi's 
StMtswfirteihuche,  L  005— 613»nnter  den  Artikel  Au  tonomic  sehr  werÜivoU. 
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sondern  als  leitendes  Oberhaupt  dor  Fcinulie,  indem  er  nur  in 
Ueberemstiiiimung  mit  den  vollberechtigten  Mitgliedern  der  Fa«- 
milie,  den  Agnaten,  das  Becht  zu  setzen  befugt  ist 

Die  Autonomie  ist  insofern  der  Gesetzgebung  nah  verwandt, 
als  auch  durch  sie  eine  absichtliche,  reflektirte  Bechtssetanuig 
in  einem  bestimmten  Zeitmomente  und  in  schrifUicher  Form  er- 
folgt'; sie  unterscheidet  sich  aber  dadurch  von  der  eigentlichen 
Gesetzgebung,  dass  diese  ismier  von  der  Autorität  der  höchsten 
gesetzgebenden  Gewalt  im  Staate  ausgeht^  während  die  Autonomie 
das  Erzeugniss  einer  einzelnen,  im  Staate  enthaltenen  Corporation 
und  ihres  Rechtslebens  ist,  mag  dieser  corporative  Verband  eine 
C'cnieindc,  eine  Zunft  oder  eine  h()eliadli<;e  Familie  sein.  Die  Ge- 
sei/gebung  ist  s  t  a  a  1 1  i  c  Ii  er ,  die  Autoiiomie  ist  c  o  rp  n  r  ;i  t  i  v  e  r 
Nafnr.  Eine  völli^^e  Verkeinumg  ist  es,  wenn  man  in  den  auto- 
nuiiiischen  Statuten  des  lioiien  Adels  nur  Rechtsg'eschäfte ,  nieht 
aber  eine  wnkiuhe  Rechtsrpielle  erblickt®;  dureli  sie  enlstehen 
\wkliche  Reclitssätze,  welelie  auch  dritte  Personen,  von  denen  sie 
nicht  auso  eo  angen  und  auch  nicht  genehmigt  sind,  in  unbestimmte 
Zukunft  hin  binden. 

Diese  Erzeugnisse  der  Familienautonomie  kommen  unter  ver- 
schiedenen Namen  und  in  verschiedener  äusserer  Form  vor  als : 
Familienverträge ,  Erbverbrüderungen ,  Theilungsrecesse  in  fürst- 
lichen Successionsfällen,  fürstliche  Testamente;  sie  werden  aber 
sämmüich  mit  dem  gemeinsamen  Namen  der  Hausgesetze  be- 
zeichnet 


G)  K.  Maurer  sagt  a.  a.  O.  i  »Die  Autoii  lui  des  hohen  Adels  darf  weder 
auf  die  Familiengewalt  des  Hausvaters,  noch  auf  die  individuellen  Rechte  und 

den  individuellen  Willen  der  einzelnen  Agnaten  gestützt  werden,  sondern 
lediglich  auf  die  Bedeutung  des  Gesammtgeschlechtes,  als  einer 
organischen  Verbindung.« 

7)  Thöl  a.  a.  O.  S.  129  bezeichnet  daher  die  Autonomie  »als  eine  neben 
der  Gesetzgebung  des  Staates  bestehende  untergeordnete  Gesetzgebung.« 

8}  Dagegen  ist  nicht  2u  läugnen,  dass  viele  in  die  Hauüge&etze  aufge- 
nommene Bestimmungen  nichts  weiter  als  Rechtsgeschftfte  sind.  Besonders 
wttssten  die  Altera  Statuten  die  Erseugung  von  Rechtsnormen  und  die  blosse 
Anwendung  Ton  solchen  nicht  auseinandersuhalten  und  so  enthalten  sie  oft, 
nebeneinander  und  ungeschieden ,  Produkte  der  Autonomie  und  der  blossen 
Pri  V  atdisposition. 

9)  Hermann  Schulze,  die  Hausgesetze  der  regierenden  deutschen 
Parstenh&user,  Jena  i8(>2,  Bd.  I.  Vorr.  S.  VI.   Db  &ltern  Hausgeaetse  aus 
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Als  wichtiii^e  Quellen  des  deutsrhen  Staatsrechts  erscheinen 

übrigciiN  iiur  die  IIau8f>esctze  der  so  u  v  ei  ii  ii  e  ii  oder  regieren- 
den Familien,  deren  1  lausverfassung  eng  zusauimenhUngt  mit  den 
Fundamentaleinriclitunfi^en  des  Staates;  nur  eine  untergeordnete 
Bedeutung  haben  dagegen  für  das  »Staatsrecht  die  Hausq:eset/e  der 
s.  g.  Mediatisirten,  die  seit  1806  ihre  Landcsliolieit  verloren 
haben  und  nui  als  hochprivilegirte  Uuterthanen  gelten  können. 

n.  üngeschriebene  Uueilen  des  deutschen  Staatsrechts : 

1.  Bas  Gewohnheitsrecht,  welches  im  Staatsrechte 
dieselbe  Bedeutung  hat  und  nach  denselben  Grundsätzen  beut- 
theilt  wixdj  wie  im  Pziyatrechte  *\ 

Bas  Staatsrecht  des  Mittehilters  beruhte  sogar  wesendich  auf 
Gewohnheitsrecht.  Bie  Bechtsbücher  des  deutschen  Mittelalters, 
welche  auch  viel  staatsrechtliche  l^tze  enthalten,  sind  Aufzeich- 
nungen  solchen  Gewohnheitsrechts.  Auch  im  spätem  Beichs- 
Staatsrechte  spielte  das  Gewohnheitsrecht  noch  eine  grosse  Bolle. 
Bas  Beichsherkommen,  die  ohgerwmüa  imperii,  galt  zu  allen 
Zeiten  als  eine  der  wichtigsten  Quellen 

Während  die  Ilauptgrundlagc  der  altern  A  eifassungen  das 
ungeschriebene  Hecht  wai-,  beruhen  die  heutigen  grösstentheüs  auf 

der  Zeit  des  deutschen  Keiches  fiudeu  sich  zerstreut  in  dem  grossen  Heichs* 
aiohive  Ton  Lünig,  in  den  Terscbiedenen  Staatskaiuleien  und  ArdiivMi, 
meist  nur  im  Auszuge  in  Moser's  altem  und  neuem  Staatsrechte.  Eine  um- 
faR<?ende  Sammlung  der  Hausgesetze  der  regierenden  deutschen  Fnrstenh ausser 
hat  begonnen  Hermann  Schulze  in  dem  oben  genannten  ^\'erke.  Es  sind 
bereits  erschienen  die  Hausgesetze  von  Anhalt,  Baden,  Bayern, 
Brattnechweig  (Hannover  und  Braunschweig -WolfenbUttel}.  FQr  jedes 
dieser  Häuser  findet  «ich  daielbst  eine  ausAthrliche  Btaatsxecbtlich  -  geachicht* 
liehe  Einleitung. 

10}  Georg  Friedrich  Puchta.  da  ;  Gewohnheitsrecht,  Th.I.  1828;  Th.ll. 
1837,  über  das  Gewohnheitsrecht  auf  dem  Gebiete  des  Staatsrechts,  siehe  be- 
sonders Th.  II.  S*  225-^239. 

n:  H.C.  deS  enckenberg,  de  Jure  ohservanitae  et  eoMtuiudmi»  m 
rmisis  ]>uhlicis  priraftsvr.  Ci'essae  1743.  C.  F.  G.  de  Spangenberg,  comment. 
dt'  oUervantia  wiperä.  Ilaiae  17^)5.  Andreas  Joseph  Schnauber t's  Beiträge 
zum  deutschen  Staats-  und  Kirchenrecht.  Glessen  17&2.  Th.  I.  No.  VI.  S.  70 
bie  82t  Einige  Bemerkungen  vom  Reichsberkommen.  J.  J.  Moser  (von 
Deutschland  und  dessen  Staatsverfassung,  S.  495.  Kap.  24.  §.  5.)  sagt:  »dass 
das  Keiehsherkonimcn  in  allen  Theilen  der  Staatsrechtslehre  •uncntbehrlieh 
sei.«  Eben  so  wurde  das  Herkommen  als  Quelle  des  Staatsrechts  in  den 
Territorien  anerkannt.  J.  P.  0.  A.  Vill.  §.  4. :  »De  cactoro  vero  omnts  lau- 
iakO»  coiMtfafcMttMs . . .  mpoUmm  rs^ioM  Mrtwnft«r.  «c 
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geschriebenen  Festsetzungen,  auf  Codification  des  gesammten 
VerfaMungsrechts.  Deshalb  tritt  die  Thätigkeit  des  Gewohnheits- 
rechts zwar  in  der  Neuzeit  mehr  in  den  Hintergrund,  ist  aber  kei'- 
neswegs  ganz  erloschen.  Auch  heutauiage  izt  das  Gewohnheits- 
recht noch  als  Quelle  des  deutschen  Staatsrechts  adxuführen  und 
steht  als  solche  der  Gesetzgebung  ebenbürtig  zur  Seite  Es  kann 
folglich  nicht  blos  eigänzend  und  erklärend  (eomt^nä»  «lAn»- 
dw:limy}J!A.hiUerj^MaHva) j  sondern  auch  abändernd  fconsuetudo 
aibrogafkaj  wirken.  Besonders  in  letzterer  Beziehung  übt  es  als 
äesuetudo  fortwährend  einen  bedeutsamen  Einfluss  auf  dem 
Gebiete  des  Staatsrechts  aus.  Eine  Menge  SIterer  Gesetze  und 
Verordnunpfen ,  besonders  Standesvorrechte ,  Polizei-  und  Luxus*- 
gosetze,  ältere  Rang-  und  Hofordnuiigon  ii.  s.  w.,  welche  mit  der 
gcsiiiinntcn  Aiisdiauung  unserer  Zeit  im  Widerspruche  standeu, 
sind  auf  dioseiii  M  egc  beseitigt  worden 

J)io  Aimaiimc  einer  stillscliwci^onden  Zustimmung  der  gcsetz- 
gehcmleii  Gewalt,  zur  Entstehung  des  Gewohnheitsrechts  iiiclit 
blos  der  Kegicrung,  sondern  ,  wie  manche  verlangen,  auch  der 
Kammern^  wäre  entweder  eine  unnütze  Fiktion,  oder  würde  das 
Wesen  des  C  ewolmlicitsrechts  ganz  aufheben. 

2.  Die  O  b  8  er  v  u  n  z ,  d.  h.  eine,  auf  stillschweigender  Wil- 
lensäusserung  der  Mitglieder  einer  Corpomtion  beruhende  Bechts- 
norm.  Dieselbe  ist  eine  Ergänzung  der  Autonomie.  Während  aber 
die  Autonomie ,  in  der  Form  einer  wörtlichen  ausdrücklichen  Be- 
liebung, als  Statut  erscheint,  beruht  die  Observanz  auf  der 
stillschweigenden  üebereinkunft  derer ,  die  das  Kecht  auch 
ausdrückiidi  hätten  feststellen  können      Hier  kommt  als  Rechts- 


12)  Das  Oewohnheitereeht  auf  dem  Gebiete  derVerwaltuiig,  voo  Wttbelm 

Lüders,  Kiel  1SG3.  Daselbst  sagt  er  S.  4S  richtig :  »Im  öffentlichen  Rechte 
sind  eine  grosse  Anzahl  der  wichtigsten  staatsrechtlichen  Grundsät«e,  die  unser 
deutsches  Staatalebeu  beherrschen,  auf  die  Gewohnlieit  zurückzuführen.« 

13)  Ludwig  von  Ildune,  das  iSluatsrecht  der  preussischen  Monardbie* 
Bd.  I.  M  9. 8. 70.  M  o  h  1 ,  Wttrtemb.  Staatsrecht.  Bd.  I.  S.  75.  WahkapitulatioB 
von  n90.  n.  §.  3.  erkennt  die  derogatorische  Kraft  des  Herkommens  nii^^- 
drücklich  an.  Daselbst  heisst  es  nämlich  t  »was  bei  vorijifen  Reichstagen  ver- 
abschiedet und  geschlossen  und  durch  die  nachfoij^enden  Keichsconstitutionen 
oder  das  reehlrnftsaige  Reiehiherkonmea  nicht  irieder  aulge* 
hoben  worden.« 

!  4)  T  h  ö  1 ,  Einleitungl  {.  50.  S.  129.  Von  manchen  Juristen,  wie  auch  von 
Thöl,  wild  auch  die  Ob!5ervan7  äl'^  ein  Ausfluss  der  Autonomie  bezeichnet,  wo- 
gegen sich  begrifflich  allerdings  uichts . einwenden  iftsst,  zweckmässiger  ist  es 
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queUe  nur  die  ObBeiranx  «olciier  Coxpocatioiii^n  in  Betracht,  welelifi 
eine  stantarechtlicke  Bedeutung  haben  ^  so  s.  B.  eine  im  Scboosee 
der  Stöndeventammhing  entstandene  Observans. 

m.  Beeilt  der  Wistenschaft  "^t 

Die  Rcchts^vissenschaft  erscheint  aiif  dem  Gebiete  des  ge- 
sammten  Reclitslebens,  also  auch  auf  dem  des  Staatsrechts,  als  ein 
wichti^r-5  Element  der  Reehtshilduug.  Ihre  Aufgabe  ist 
es,  das  liecht  zu  einem  vollständigen  Bewusstsein  zu  erheben ;  dazu 
hat  sie  die  Gewohnheiten  aufzufinden  und  die  Gesetze  aaszulegen, 
dieselben  in  Zusammenhang  zu  bringen  und  auf  ihre  tiefer  Hegen- 
den Prindpien  zurückzuführen.  Ihr  Bestreben  ist  auf  das  Sy  s  fem 
des  gesammten  Rechts  gerichtet — 'systematisches  Wissen 
ist  das  Wesen  der  Wissenschaft  überhaupt.  Aus  den 
gewonnenen  höhem  Principien,  aus  dem  klar  erkannten  Geiste 
des  Systems  und  seiner  harmonischen  Entfidtung  werden  neue 
RechtssHtze  abstrahirt.  In  dieser  Jieziehunjj:  wirkt  die  Rechts- 
^vissenschaft  waliihaft  produktiv,  sie  ist  eiu  Element  der  Keclits- 
bildiin<»^,  nicht  minder  cr<j;icbig,  al>  (jewohnlieit  und  Gesetz,  aber 
keineswegs  ao  ursprüugUch  und  sclbstständig  wie  diese,  sondern 
immer  an  ein  bereits  Ge^-ebcncs  sicli  anlehnend,  sadass  die  Ku  li- 
tig-keit  ihrer  Resultate  immer  an  diesem  erst  gemessen  werden 
muss;  8tahl  bezeichnet  sie  deshalb  nicht  als  eigentliche  Rechts- 
quelle, wohl  aber  als  Element  der  Rechtsbüdung  *®. 

Ihre  Rechtssätze  berulien  auf  innem  Gründen ,  auf  der  Auto- 
rität ihrer  wissenschaftlichen  Wahrlieit.  Ilure  Walaheit  ist  die 
Bedingung  ihrer  Gültigkeit.  So  bedeutsam  daher  auch  die  übereiu' 
attnunende  Ansicht  der  angesehensten  Rechtsgelehrten  sein  mag 
—  hetrschende  Ansicht,  cmmmts  äociorum  opmh    —  so  muss  sie 

dagegen,  du  Wort  iiAutonomie«  nur  auf  die  ausdrücklichen  Fest^ 
setivngen  des  corporativen  WUleni  su  beachrinkeii*  K.  Maurer  im  Staats- 

w«rterbuche,  Bd.  I.  S.  (>06. 

15}  Siehe  bes.  Puchta,  Parulekten ,  §.  16.  Sa  viirnv,  System,  I.  §.  14. 
10.  20.  Stahl,  Rechtsphilosophie,  Bd.  II.  B.  II.  ls.ap.  III.  S.  251.  Thöl, 
Binleitg.,  S.  S5.  Treffend  ut  auch  die  Stellung  der  Wissenschaft  als  Element 
der  Rechtsbilclung  exdrtert  Ton  Gold  Schmidt,  Handbuch  des  Handels* 
rechts,  B.  I.  S.  217. 

Iii)  Stahl,  a.  a.  O.  S.  252. 

1 7/  Die  &»nmunis  opinio  der  Schriftsteller  hat  die  Bedeutung  einer  Vermu- 
thung  der  Wahrheit,  welche  aber  natürlich  durch  genaueres 'Erforsohen  der 
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doch  8u%egdbeii  werden,  sobald  ihre  Unrichtigkeit  imd  Unwahr«- 
heit  durehflchaut  ist,  £9  ist  daher  yerwetflich,  wenn  die  m  - 
nis  do Ctorum  opinio.  oder  die  aueioritas  prudentum  als 
Bechtsquelle  angeführt  wird 

Das  wissenschafdiche  Recht  wird  im  allgemeinen  durch  eine 
doppelte  Operation  gewonnen: 

a.  durch  Erschlicssiiiiji^  des  Ree  litssatzes  aus  den  Prjncipien, 
unter  welche  der  Fall  seiner  Natur  nach  gehört,  juristische 
C  o  11  s  c  q  u  e  n  z , 

h.  durch  Nuchweisung,  dass  dieselbe  Folgerung  audi  sonst 
s(  liou  unter  gleielien  Uuistäudeu  in  dem  bestehenden  liechte  vor- 
konmit,  Analogie 

Dir*  Analooie  darf  daher  nicht  als  eine  cigeuthiimliclic  und 
besondere  Ree  htsquelle  aufgetührt  werden,  wie  dies  z.  H.  von 
II.  A.  Z;i(  hariä  \^.  I.  S.  10)  gesclüeht,  sie  ist  nichts,  als  eine 
der  lie(hts\\'isscnschaft  anheim  füllende  loni-srhc  Operation^**. 

Neben  dieser  sdiöpferischen  Seite  der  B.eelitswissenschaft, 
kraft  deren  sie  die  Lücken  der  Gesetzgebung  luxd  des  Gewolm- 
heitsrec  hfs  ergänzt  und  ausfiillt  ,  ist  die  regelmässige  Thätigkeit 
derselben  eine  receptive,  lediglich  gerichtet  auf  die  Erkenntniss 
des  durch  die  übrigen  Bcchtsquellen  gegebenen  Bechts.  Hierauf 
bezieht  sich  Kritik  und  Interpretation.  Die  Begeln^  welche 

Wall rheit  berichtigt  werden  darf.  (Jerber,  System  31 .  Thöl,  a  ;i.'n. 
S.  Ki^  :  "Die  Meinung'  i'inc:'"^*-'!'»^ ner  Jur"«r(Mi  und  der  Gerichte  hat  eine  bedeu- 
tende Autorität,  aber  iniiuer  nur  durch  die  Veroiuthung,  dass  sie  richtige 
Gründe  für  sich  habe,  sie  nioBS  der  bessern  Einsicht  veichen.« 

18)  Hier  ist  besonders  die  cigenthüinliche  Theorie  K.  Maurenbreeher's 
zu  prwflhnen ,  welcher  die  optuio  Jiirisconstilfonnn  als  Rechtsquelle  hinstellts 
Grundsiitite  des  deutschen  Staatsrechts,  §,  7.  Lehrbuch  des  deutschen  rrlvat- 
rechts,  B.  1.  ^.  27 — 12.  [2.  Auüage.j  S.  52 — lül*.  Prolmio  academica  de  auctori- 
taU  jtrudentum.  Bonn  Siehe  besonders  dagegen  Savigny,  System,!. 
S.  100.  Stahl,  a.  a.  O.  S.  257  und  C.  G.  von  Wächter,  Gemeines  Recht 
Deutschlands  (ISll,  S.  206  ff.).  Puchta  (Pandekten  §.  10.)  sagt:  »Eine  An- 
sicht, die  von  den  angesehensten  Juristen  als  wahr  erkannt  ht  und  sich  in  den 
Gerichten  geltend  macht,  hat  eine  Vermuthung  der  Wahrheit  für  sich,  die  ein 
gewissenhafter  Richter,  bis  er  vom  Qegentheile  übeneipgt  ist|  gelten  lassen 
wird ,  die  über  von  dem  Augenblioke  an*  WO  er  ihrer  Unrichtigkeit  gewiss  ist, 
ihre  Autorität  für  ihn  verlieren  muss*« 

19)  Puchta  a.  a.  O.  S.  26. 

20y  Dan.  Netteibladt,  de  decisiont  c(tsu  um  secuiuJum  analogiam,  Hai.  1751, 
OarlHeinr.  Qeisler,  4» analog ia  juris pttUiei,  VUenb*  1784»  Schnaub ert's 
Programm ,  de  anahgia  juris  puhliei  imperü  m  fmi&at  Jw,  puhh  S*  Ä.  J". 
Urritoriorum  nm  nummratUlat  Hekn§t.  17S&. 
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die  juristisclie  Kritik  und  Interpretatioii  leiten  sollen,  bilden  in 
ihrer  Zusammenstelhing  die  juristische  Hermeneu tik*'.  Die- 
selbe bietet  in  Bezug  auf  das  Staatsrecht  uichts  Abweichen- 
des diir. 

Ein  r iiterpretati onsmittcl  staatsrechtlicher  Nonnen  ist 
liäutig^  in  der  Entstehungsgeschichte  derselben  gegeben; 
wicliti^  sind  besonders  die  diplomansihcii  oder  ständischen  Ver- 
handlungen, welche  der  Abfassung  einer  VerfH^sun^surkundo, 
eines  Landesveitrages ,  eines  Gesetze»,  eines  Fricdcnssclüusses 
vorausgegaugeu  siud^^. 

§.  10. 

ABW«a4btr1c«lt  itifttmelitllchsr  tollem  tu  den  verguigeBen 
ItaaUiuttttdei  DeutscUuids. 

Mit  dem  B^nne  des  neunzehnten  Jahrhunderts  ist  Beutseh- 
land  allerdings  in  eine  ganz  neue  Phase  seiner  staatlichen  £nt- 
Wickelung  getreten.  Bie  Gesammtverfassung  Deutschlands  hat 
durch  die  völkerrechtliehe  Grundluge  des  deutsehen  Btmdes 

eine  Neugestaltung  erfahren;  die  Verfassung  der  Einzelstaaten, 
das  ehemalige  Territorialsttmtsrecht ,  ist  dun ]i  die  Souveräne- 
t  ä  t  und  das  c  o  n  s  t  i  t  u  t  i  o  n  e  U  e  1*  r  i  n  c  i  p  wesentlich  umgestal- 
tet. Dennoch  Imt  in  Deutschland  nie  ein  Abbruch  aller  staatHchen 
^^'rliältnisse  stattgefunden,  wodurch  voll^fändig  tahiihi  rami  ge- 
macht worden  wäre.  Der  staatsrechtliche  Zustand  der  (xcjicnwRrt 
stellt  mit  den  altem  .=:taatliclien  Epochen  vielfach  in  Jicziehung  und 
in  quelleumä&sigem  Zusammenhange. 

I.  Das  Reichsstaatsrecht. 
Das  deutsche  Keichss taatsrecht,  als  Inbegriff  der- 

21)  Die  beste  Theorie  der  Auslegungskunst  hat  gegeben  Sa  vigny,  Systenii 
B.  I.  S-  32— 51. 

22)  Doch  sind  die  Qrundsfttse  Aber  die  Benuteung  der  landstSndieehen  Ver- 

hamllungen  sur  Auslegung  von  Gesetzen  mannigfacli  bestritten.  "Wächter, 
Al>haiu!hint:^en  aus  dem  Strafrechte,  1835,  S.  '  tT.  Derselbe  im  Aiclilv  des 
Ciiminalrechts,  S.  346.   Mitterraaier,  die  ►Strafgesetzgebung  in  ihrer 

Fortbildung,  1 84 1 ,  S.  217  fF.  R.  y  o  n  M  o  h  1 ,  Archiv  des  Criminalrechts,  1 842, 
8.  215— 2&8  und  343-^55.  Derselbe  in  seinem  Werke;  Staatsrecht,  Vdl^ 
kerrecht  und  Politik,  B.  T.  S.  96 — M3  :  »über  die  Benutzung  der  ständischen 
Verhandlungen  zur  Auslep^unp^  der  Gesetze.«  S  c  h  1  e  1 1  e  r ,  Disscrtatio  de  sub- 
«idm  int^rjfretttfionü  legum  ex  iis,  quae  in  cotuifm  acta  sunt  ^  petendis,  1839. 
Schaffrath,  Theorie  der  Auslegung  coustitutioneUer  Gesetse ,  1842.  Eine 
Kritik  diessr  Schrift  im  Afchiv  des  Criminalzeohta  a.  a.  0. 1842  S.  303. 
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jcuigen  BtaatnrechtHchea  Normen»  welche  bü  1906  die  Verfiwmng 
und  llegicmng  des  gesammten  BeiehakÖrpera  und  der  einzelnen 
Territorien  regeltoii,  ist  keineswegs  mit  dem  Untergänge  desReicheB 
völlig  Hn])raktif«i(  1)  geworden ;  denn  mit  der  Auflösung  einer  Staat»- 

gewult  hört  iiielit  uUes  durch  sie  oder  laiier  ihrem  Einflüsse  (jre])il- 
dete  ipso  Jure  auf.  Vielmehr  streitet  die  Vennuthung  diif  lir  ,  dass 
diese  Norineu  noch  fortgeitcu,  soweit  sie  iiiclit  ausdriieklicli  auf- 
gehoben smd  und  die  gleichen  staatlielien  \'erhiiltuissc  noch  fort- 
dauern. Nur  dic^eui^^en  Nonnen  des  Reiehsstaatsrechts  sind 
selbstverstiindlich  liinweggefallen ,  welche  mit  der  ehemaligen 
Keichsverfassung  in  unzertrennlichem  Zusammenhange  standen, 
also  z.  B.  alle  die  Bestimmungen ,  welche  sidfai  auf'  die  lieichsge— 
richte»  den  Reichstag,  dif  (  aufeubänke  bezogen.  Nur  auf  diese 
Gesetze  und  Institute  ist  der  freilich  sehr  allgemein  lautende 
Art.  II.  der  Rheiubundsakte  zu  beziehen 

Vor  allem  müssen  diejenigen  staatsrechtlichen  Nonnen  fort- 
gelten >  ^velche  schon  zur  Zeit  des  Reiches  nur  die  innere  Verfas- 
sung der  einzelnen  Territorien  betrafen  und  nur  von  der  landes- 
herrlichen Gewalt  ausgegangen  waren  oder  auf  Vertragen  zwischen 
den  l/andesherren  und  ihren  Unterthanen ,  resp.  den  Lands^den 
beruhten.  Durch  das  Aufhören  der  Reichsgewalt  sind  nur  einzelne 
Hcsclminkuii<4en  der  Landeshoheit  nach  pb  en  weggefallen,  nach 
unten,  /.u  den  Unterthanen,  wurde  das  Verhältniss  des  liegenteu 
nirht  veriindert.  Die  innere,  auf  liesnudern  Rechtsgründen  be- 
rulicnde  LaiidesverfassTing  war  au  die  i'ortdauer  der  Kciciisver- 
fassung  nicht  gebunden  *. 

5 ,  Art.  H. :  »Tonte  lot  de  V  e  /n  pire  ff  er  in  a  n  mne,  qni  a  pu  Jitsqu*  ä 
prhent  coneemer  H  obüfer  leurs  MajestH  «ft;.  Imtn  ««(/'Mr  hnr»  Hat»  ou  purtie 
^ieenXt  «  Pmmir,  rehihetxcnt  a  leitra  dites  Mnjestes  etc.  ä  leur»  etats  «i 
mjpf^  reajHcfifs  ^  nulle  et  de  nul  cffcrL«  Wäre  selbst  anfnnir'?  Ton  St-iten 
der  Stifter  tUs  Klicinbundes  ,  Ijesondurs  Frankreichs,  eine  wirkliche  Vernich- 
tung aller  lleichsgeaetze  Uanilt  gemeint  gewesen,  indem  Napoleon  wohl  be- 
absichtigt«, an  die  Stelle  des  alten  deutaeben  Privatrecbts  u.  s.  w.  im  ganten 
Gebiete  des  Kheinbundes  den  Code  Napoleon  und  die  übrige  fransöstsdie  Le- 
gislation zu  setzen,  so  ist  von  der  Praxis  dieser  Art.  Tl.  doch  immer  nur  in 
dem  oben  angegebenen  beschränkten  8inne  verstanden  worden.  Kraft  die- 
ser Usualinterpretatioii  wurden  m  allen  Hheinbundsstaaten  viele  Keichsgesetze 
als  fortwAhrcnd  gültig  beibehalten,  insbesondere  solche,  welche  sich  auf  das 
Privatrecht  und  deti  Proccss  bezogen. 

2]  Anders  dachten  darüber  freilich  manche  Rheinbundsfürsten ,  welche, 
gestützt  auf  eine  unrichtige  Auffassung  ihrer  neu  erlangten  8ouveränetät ,  die 
revolutionär-despotische  Lelire  aufstellten,  dass  mit  der  Auflösung  des  Heichs 
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Ebenso  ist  auch  die  Fortdauer  dcijenigeii  lieichsgcsetze  zu 
behaupten  >  welche  zugleich  die  Form  von  Staats  vor  trägen 
hatten,  bei  denen  die  einzelnen  Ijandcsherren  ursprünglich  als 
Mitpaciscenten  sich  veipflichteten»  z.  H.  der  westphälische  Fiiede 
vomJ.  1648. 

II.  Das  öfTentiiche  Recht  des  Rheinbundes. 

Dieselben  Grundsätze  gelten  in  liezng  auf  die  Anwendbarkeit 
des  öfTentUchen  Bechts  des  Kheinbuudes.  Soweit  dessen  Normen 
mit  der  Bundes  verfassnnt^  zusammenhängen  und  das  Bundes- 
verhältniss  als  solfüies  betreifen,  sind  sie  mit  der  Auflösung  dos 
Bundes  hinweggefallen,  dagegen  hat  der  übrige  Inhalt  der  Rhein- 
biindsakte,  wie  jeder  andere  Staatsvertnig,  noch  mannigfach  piak- 
tische  Bedeutung^.  Uebrigens  hat  das  öffentliche  Recht  des 
Rheinbundes,  über  die  Rheinbandsakte  yom  12.  Juli  1806  hinaus, 
keine  grosse  Entwickelung  mehr  gehabt. 

§.  11. 

Die  frendei  redplrten  RsebtsqüsllM  *. 

Bekanntlich  sind  in  Doutscliland  melirere  ausländisc  he 
Eeclitsquellcn  zur  Geltung  gekommen,  nämlich  das  römiscli- 
justinianeische,  das  kanonische  llcclit  imd  die  lango- 
bardischcn  Lehnrechtsbücher.  Diese  Kechtaquellen  sind  in 
Deutschland  niemals  als  Gesetzbücher  publicirt,  sondom  durch 
das  Gewohnheitsrecht  recipirt.  Ueber  den  Umfang  der  Geltung 


auch  alle  frfihere  RocfatsverliAltnisse ,  insbesondere  auch  alle  vohlerworbene 

Hechte  der  Unterthanen  und  Landstfinde  ohne  weiteres  vernichtet  und  ihrer 
willkührlichen  Vcifui^uiig  anhcini  «gegeben  seien.  Die  richtigen  Grundsätze 
werden  vertheidigt  in  einem  Volum  der  Uannö verschen  liu vollmäch ügten  auf 
dem  Wiener  Oongreste.  Kl  ab  er,  Akten  des  Wiener  Congresses,  B.  1.  Heftl. 
8.  69.  Stein'«  Leben  Ton  Pertz,  B.  IV.  S.  140. 

3)  Von  grosser  Wichtigkeit  ist  noch  z.  B.  der  s.  g.  Verzichts- 
artikel  XXXIV. ,  wodurch  die  deutschen  Fürsten  auf  alle  ihnen  zustehende 
gegenwärtige  Hoheitsrechte  in  den  Gebieten  ihrer  Mitverbündeten  verzich- 
teten. Die  noch  gültigen  und  praktischen  Besümmungm  der  RheinbundMÜKte 
werden  aufgeführt  von  Weiss ,  System  des  Staatsrechts,  8.  35. 

1;  Schnaubert,  vom  Gebrauche  der  in  Teutschland  geltenden  fremden 
Rechte  bei  Erörterung  der  ins  teutsche  Staatsrecht  gehörenden  Materien-  In 
dessen  Beiträgen  zum  deutschen  Staats-  \nul  Kirehenrecht ,  Th.  II.  No.  Tl. 
S.  95— 116.  Zöpfl,  B.  1.  §.  7a.  Klüber,  §.  72  ü.  J.K.  Pütt  er,  msiä.§.  22. 
Dessen  Beiträge  snm  dentechen  Staats-  und  Ffiretenieeht,  IL  S.  90  und 
dessen  Erörterungen,  I.  8.  299.  Weiss,  System,  $.  14. 
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dieser  ausläiidiBchen  Rechtsquellen  entscheidet  daher  lediglich  die 
Reception. 

I«  Das  rönltehe  Recht 

Anfangs  versuclitc  man,  die  Grundsätze  des  römischen  Rechts 
auch  in  staatsrechtUcher  Beziehung  auf  Deutschlund  anzuwen- 
den. Die  Kaiser,  als  vermeintliche  Nachfolger  der  Cäsaren, 
beriefen  sich  auf  Sätze  des  römischen  Rechts,  um  ihre  absolu- 
tistischen Bestrehungen  zu  unterstützen,  und  die  Juristen,  in  ihrem 
blinden  romanistischen  Eifer,  betrachteten  das  ganze  römische 
Staatsrecht  als  praktisch  für  Deutschland*.  Dennoch  hielt  sich 
diese  Herbeiziehung  des  römischen  Rechts  mehr  in  den  Gren- 
zen einer  theoretischen  Pratension;  einer  wirklichen  praktischen 
Anwendung  standen  die  ganz  verschiedenen  staatlichen  Verhalts 
nisse  Deutschlands  in  ihrer  spröden  Festigkeit  entgegen.  Es 
fehlte  mit  einem  Worte  dem  römischen  Staatsrechte  an  einem  ge- 
eigneten Objekte  der  Anwendung,  da  seine  Grundsätze  eben  die 
Existenz  des  römischen  Staates  voraussetzten.  So  kam  man 
denn  iiucli  alliualilicli  in  der  Theorie  zvi  der  riclitigcn  Ansicht,  dass 
eine  praktische  Anwendung  des  römiselien  Staatsrechts  in  Dcutscli- 
land  eine  Unmöglichkeit  sei  *  ,  dass  sich  die  subsidiäre  Gültigkeit 
des  römischen  Kechts  ledigUch  auf  das  Gehiet  des  Privatreehts, 
des  Criminalrct  lits  und  Proce!=!ses  beschraiilu'.  da-s  aber  die  Staats- 
verfassung des  deutschen  Kei(rhes  und  der  deutschen  Tenitorien 
nicht  nach  Codex  und  Pandekten,  sondern  Icdiglieli  nach  lioimi- 
schen  Gnmdsätzen  beurtheiit  werden  müsse.  Nur  ausnahmsweise 
sind  einzelne ,  in  das  Stiuitsrer  ht  einschlagende  Lehren  des  römi- 
schen Rechts  wirklich  iu  Deutsehland  rocipirt  worden ;  so  z.  IJ.  die 
Lehre  von  der  F  i  s c  alg er e c h  t  i  g  k  e i t.  Auch  kann  das  römische 
Recht  wichtig  werden,  wenn  staatsrechtliehe  Verhältnisse  zugleich 
eine  privatrechtliche  Seite  haben  oder  in  Nebenpunkten  in  das 
Privatrecht  eingreifen,  besonders  bei  Streitigkeiten  der  deutschen 


2j  J.  J.  Moser,  altes  deutsclies  Staatsrecht,  B.  II.  S.  11)7 — 2IS. 

3]  O.  S  t  o  b  b  e ,  Geschichte  der  deutschen  Kechtsqucllen,  Bd*  I.  S.  60S  ff. 

4)  Pättur,  instit.  jur.  puhl.  §.  22:  vj^a  MwnmmminpTWüH»qwdunr^U9 
auctorüate  legum  tum  imperii  tum  te/rUorialüan  in  tmn  Jurü  subtidiarU  ßrnuh 
tum;  in  pnhlico  outem  Jur6  po§t  affniium  errorem  nunc  meriio 

derelictum,* 
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Staaten  untereiaander^  weil  hierbei  noch  heutzutage  aneiAuuinter- 
massen  das  gemeine  Becht  Anwendung  findet 

n.  Dm  kaBODiiehe  Baeht  *. 

Audi  da<?  kanonisclio  Hecht  kann  nnr  eine  selir  V)e- 
schränkte  Geltung  auf  staatsrechtlichem  Gebiete  in  AnsprucJ>^  r    •  ^ 
nehmen.   Selbst  im  Kirchenstaatsrechte  der  Katholiken  entscl)^-^'^  V 
den  mehr  die  neuem  Verfassungen ,  Landesgesetze ,  Concordl^, 
CSrcumscriptionsbullen,  als  die  Grundsätze  des  Corpus  juris  hoHo- 
nici ,  welche  kein  Staate  auf  staatsrechtliehera  Gebiet0,l"^al8*; 
gültig  anerkennen  kann^  ohne  die  wichtigsten  Rechte  der  Sta^fs- 
gewalt  und  seine  eigene  staatliche  Würde  zu  gefährden. 

in.  Bas  langobardiseha  leheareeht^ 

So  lange  die  dtMilst  he  Tveichsverfussung ,  wenigstens  formell 
noch,  auf  dem  Lelieiiverhuiule  beruhte,  wurde  das  hiu_L;(d)ardische 
Lehenreeht  auf  alle  lleichslehensarhrn  angewendet,  natürlich  nur 
subsidiär,  d.  h.  insofern  nicht  die  (Grundgesetze  des  deutschen 
Reiches  oder  das  Tieiclisherkommen  etwas  Anderes  anordneten, 
oder  durch  die  l^ehenbnefe  und  Verträge  eine  abweichende  Be- 
stimmung getroffen  war. 

Seit  Aufhebung  des  Kelches  haben  sämmthche  deutsche 
Fürstenthümer  und  Landesherrlichkeiten  aufgehört,  reichslehen- 
bar  zu  sein  (Allodification) .  Aber  mit  WegfeU  des  domnkm  dire- 
etum  ist  der  agnatische  Familienverband,  in  Bezug  auf  die  eigen- 
thumliche  Erbfolge^  keineswegs  beseitigt.  Die  deutsche  Staats- 
succession  wird  auch  gegenwärtig  noch  ordentlicher  Weise  als  eine 
mtccemo  feudaU»  behandelt.  Es  können  daher  noch  heutzutage  die 
Grundsätze  der  Lehenrechtsbücher,  in  Ermangelung  luiderer  spe- 
«eller  Normen ,  bei  der  Lehre  von  der  Thronf(dge  und  in  iuidem 
Verhältnissen  des  deutschen  Fürstenrechts  aualog  zur  iliiwendung 
kommen. 


5)      iencr  Sch.  A.  von  1820,  Art.  23. 
6j  J.  J.  Moser,  a.  a.  O.  S.  21^  -225. 
7]  J.  J.  iMoser,  a.  a.  O.  S.  225—232. 
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Grund-  und  Hülfswissemcliaften  des  Staatsrechts. 

§.  12. 
In  iUsemeliieB. 

Die  Wissenschaft  des  Staatsrechts  gehört  einem  zwie-- 
fachen  Studienkreise  an,  der  Jurisprudenz  und  der  Staats- 
wissen schuf  t.  In  beiden  Jkieiclicii  erscheint  sie  als  ein  un- 
entbehrliches (iHed  des  ganzen  LehrL!,cbiiudes. 

Der  Jun.sprudenz  gehört  voiZLi<^sweisc  das  besondere  oder 
specielle  Staatsrecht  an,  als  wisscnsthalUich  «geordnete  Darstel- 
hino-  eines  wichtigen  Theils  des  positiven  Hechts  eines  Stiiates. 
Den  Staat.s\vi*;s(ms(haften  füllt  vorzugsweise  das  allgemeine 
Staatsrecht  zu,  insofern  hier  das  llau])t()l)jekr  der  Staatswissenschaf- 
ten, der  Staat,  in  seiner  Verfassung  und  Regierung,  von  einem 
bestimmten  Staudpunkte,  nämhch  dem  des  Kechts,  betrachtet 
wird,  während  sich  freilich  fih-  die  Staatswissenschaften  noch  an- 
dere, eben  so  berechtigte  Betrachtungsweisen  des  Staates  ei^eben. 
Es  müssen  daher  zunächst  die  übrigen  Fächer  der  Jurisprudenz 
und  der  Staatswissenschaften  als  verwandte  Disciplinen  des 
Staatsrechts  in  Betracht  kommen,  da  eine  Disciplin  nur  im  engen 
Zusammenhange  mit  den  nächstverwandten  Wissenszweigen  richtig 
gewürdigt  und  verstanden  werden  kann. 

Mit  der  Jurisprudenz  steht  das  Staatsrecht ,  durch  den  Begriff 
des  Rechts^  mit  den  Staatswissenschaiten  durch  ihr  Betrach- 
tungsobjekt, den  Staat,  in  engster  Verbindung. 

Die  Lehre  des  Staatsrechts  findet  ihre  tiefere  wissenschaft- 
liche Grundlage  in  den  umfiissendsten  Gebieten  des  mensch- 
lichen Denkens  und  Wissens. 

Den  Naturwissenschaften  stellen  wir,  als  andern  grossen 
Wissenskreis ,  alle  Wissenschaften ,  die  sich  mit  dem  Geiste  des 
Menseln  u ,  seinen  höheni  Zwecken  und  Aufgaben ,  seiner  ge— 
schichtlic  heu  Entwit  kelung,  seinen  geselligen  Zustünden  beschäf- 
tigen, als  moralische  oder  Geisteswissenschaften, 
gegenüber. 

Zu  diesem  weiten,  umfassenden  Gebiete  gehört  auch  das 


Digitized  by  Google 


Grand-  und  HfllftwiiMmaimftan  des  Stastanebte. 


27 


Staatsrecht»  scvwolil  aU  Zweig  der  Jurisprudenz »  wie  auch  der 
StaatswiBsenschaft. 

Alle  diese  Wissenschaften  haben  eine  do^elte  Grundlage^  in 
'    Philosophie  und  G  eschichte. 

Die  Geschichte  zeigt  uns  die  ganze  Fülle  menschlicher 
Gestaltungen  in  ihrer  reichen  Manni«^falti*?keit,  in  ihrem  Entstehen 
imd  Vergehen;  die  P hi los op  Ii  i  c  weist  in  di<  soi  Junten  Fülle 
der  Thatsaclien  auf  die  Einheit  der  Idee,  aui  den  geistigen  Zu- 
sammenhrtii;^- aller  iiicnschliclieii  Dinge  hin;  sie  bezieht  Alles  auf 
die  höchsten  Aufgaben  und  Z\\  e(  ke  des  Mensi  heidebens.  Die  Ge- 
schichte hat  es  zu  thiui  mit  den  individuellen  ( «estaltuni^en,  die  l*hi- 
losophie  mit  dem  alliremeinen  Sein  und  seiiu'u  ewij^eH  Ciesetzen. 

Auch  auf  dem  Gebiete  der  Rechtswissenschaft  macht  sich  die- 
ses zwiefache  Element  geltend :  ein  individuelles,  jedem  Volke 
besonders  angehörendes  und  ein  allgemeines,  gegründet  auf 
die  höhere  Einheit  der  menschlichen  Natur.  Beide  Richtungen 
finden  ihre  wissenschaftliche  Refiiedigung  in  Philosophie  und  Ge- 
schichte, die  sicli,  in  ihrer  besoiulern  Anwendung  auf  das  Rechts- 
gehiet,  als  Rechtsphilosophie  und  Bechtsgeschichte 
darstellen.  Der  künstlich  geschraubte  Gegensatz  zwischen  philo- 
soplüscher  und  historischer  Juristenschule  ist  ein  überwundener 
Standpunkt^  der  von  den  Meistern  übrigens  nie  getheilt  wurde 

Beide  Richtungen,  die  historische  und  die  philosophische,  bil- 
den auch  auf  dem  Gebiete  der  Rechtswissenschaft  ein  Ganzes; 
jede  Richtung,  im  feindlichen  Gegensatze  zur  andern,  verleitet  zur 
Einseitigkeit.  Die  eine  verkennt  im  Rechte  allen  hohem  Be- 
ruf, allen  Zusammenhang  mit  dem  geistigen  Leben  der  Mensch- 
heit und  führt  zu  geistloser  Verknöcheruii^  ,  die  andere  entzieht 
dem  Rechte  alles  individuelle  Li  hen  und  führt  zur  hohlen,  inhalt- 
losen Speculation. 

Eine  wahre  wissenschaftliche  Auffassnn«^  erkennt  daher  «>hMch- 
mässig  Geschichte  wie  J  Philosophie  als  Cjlrundla«»en  der  Ikdits- 
wissenschaft  überhaupt,  wie  des  Staatsrechts  im  bcsuuderu,  an. 

Als  verwandte  Wissenskreise,  in  (h-ren  Gesammtbereich 
das  Staatsrecht  steht,  kommen  ztinädist  in  Jictracht: 

a.  die  Rechtswissenschaft  i§.  13.), 

b.  die  Staatswissenschaft  (§.  14.), 

I)  So  räumt  vor  allem  Savigny  der  ReehtipbUosophia  ihre  Bedeutung 
unumwundea  ein*  Bd.  1.  8.  M  ff. 
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Als  Grundlagen  der  Wissemchaft  des  Staatsiechts  sind 

hervorzulieben : 

a.  die  Philosophie  (§.  15.), 

b.  die  Geschichte  nebst  ihren  Hülfswisscnschafteii  (§.  IG.). 

§.  13. 

Die  positife  EeobUwisseBsdiaft  In  iluren  ? «ncliledeiieii  Zweigea. 

K  Das  Privatrecht.  Allerdings  bilden  Staatsrecht  und 
Privatrecht  einen- Gegensatz.  Die  Grundsatzie  des  einen  Theüs 
können  daher  auf  den  andern  nicht  übertragen  werden,  d.  h. 
staatsrechtliche  Fragen  dürfen  nicht  nach  den  Normen  des  Privat- 
rechts entschieden  werden.  Dennoch  ist  unser  Privatrecht,  be- 
sonders der  ^  0 rnitiui «tisch c  Theil  desselben,  eine  wichtige 
llülföwi.ssciischaft  dos  drutschen  Staatsrechts. 

Das  besnndrro  l'amilieu-  und  Erbrec  ht  des  dcut&clit'ii  i  tustou- 
standes  — >  das  s.  l*riva  tfür.sten  rccli  t  —  ruht  woscnfh'ch 
auf  eij[>;enthiinüich  entwickelten  deutschrechtlicli  eii  (iiuiid- 
sätzen  *.  Bei  der  engen  Verbindung,  welche  in  den  deutschen 
erbmonarchischen  Staaten  auch  heutzutage  noch  zwischen  dem 
Staatsrechte  und  dem  Privatfrlisfenrot  hte  besteht,  ist  schon  deshalb, 
für  eine  gründliche  Kenntiüss  des  Staatsrechts,  das  Studium  des 
deutschen  Privatrechts  unentbehrlich. 

Auch  in  andern  Lehren,  z.  B.  von  den  Ständen,  von  den  Be- 
galien,  von  den  Domänen,  berühren  sich  die  Gebiete  des  deutscheu 
Staats-  und  Frivatrechts  sehr  nahe 

2.  Das  positive  deutsche  Staatsrecht  ist  die 

1)  Siehe  die  Anmerkung  am  Schlüsse  des  Paragraphen. 

2)  H.ThÖl»  Einleitung  in  das  deutsche  Privatreoht,  1851.  J.F.Runde, 
Grundsätze  des  j^emeinen  deutschen  Privatrechts,  JT91.  Aufl.  von  Chr. 
L.  Hunde,  1829.  W.  Ä.  Danz,  Handbuch  des  deutschen  Privatrechts, 
tO  Bde.  1800  —  1823.  K.F.Eichhorn,  Einleitung  in  das  deutsche  Privat- 
recht mit  Einschiusa  des  Lehenrechts.  5.  Aufl.  1 845.  C.  J.  A.  M  i  1 1  e  r  m  a i  e r , 
Grundsätze  des  f»emeinen  deutschen  Privatrechts.  7.  Aufl.  1S4-I.  2  Bde. 
G.  Phillips,  Grundsätze  des  gemeinen  deutschen  Privatrechts.  Aufl. 
2  Bde.  1'^IR/IT.  K.  Maurenbrecher,  Lehrbuch  des  gesammten  heutigen 
gemeinen  deutschen  Privatrechts.  2  Bände.  2.  Aufl.  1.  Bd.  1S40,  2.  Bd.  1S55. 
O.  Beseler,  System  des  gemeinen  deutschen  PriTatrechts ,  3  Bände.  1847 
bis  1S53.  Hillebrand,  Lehrbuch  de.s  gemeinen  deutschen  Privatrechts. 
2.  Aufl.  f^Ol.  Blnntschli,  dputschcs  Prlvatrucht ,  :>.  Aufl.  ,  besorgt  von 
F.Dahn,  ¥■  A^' alter,  System  des  deutschen  Priv  Utrechts,  18d9. 
C.  F.  Gerber,  System  des  deutschen  Privatrecht8,  6.  Aufl.  Jb(i3, 
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H  a  ap  t wia b  e.n  s  c  haf  t  ^  mit  deren  DazsteUung  wir  uns  hier  be- 
schafttgen;  es  kann  dasselbe  daber  unter  den  übrigen  juristiscben 
Disdplinen  selbstverstandlicb  nicbt  mit  als  Hül&wxssenscbafit  auf-* 
gefdhirt  werden,  wohl  aber  das  Staatsrecht  fremder  ausser- 
deutscher,  besonders  ähnlich  constituirter  Staaten'.  Es  darf 
dasselbe  natürlich  niemals  als  Quelle  des  deutsehen  Staats- 
rechts benutzt  werden ,  da  juristisch  anwendbare  RechtssätBe  nur 
aus  dem  eigenen  positiven  Rechte  eines  Volkes  und  Staates  zu  ent- 
nehmen sind.  Wold  aber  ist  das  Staatsrecht  fremder  Staaten  ein 
wichtiges  w  i  s  s  e  n  s  c  h  a  f  1 1  i  c  h  e  s  liülfsmittel  fiir  das  Studium  des 
neuem  deuts(  heu  Staatsrechts. 

Die  v  ergleichende  Ke('ht•~\^  i--pnsf'haft  hat  auch  auf  dem 
Gcbiote  des  Staatsrechts  ihre  hohe  Jicdcutung.  Besonders  wich- 
tig sind  für  uns  das  Staat>re(  l\t  Englands*,  F  r a  n  k  r  o  i  c  h  .s  '"^ , 
der  Schweiz*^  und  Nordamerika' s ^.  Seit  dem  Knde  des  vo- 


3;  üeber  den  Wertli  des  Staatsrechts  fremder  repräsentativer  Staattfii 
siehe  besonder.s  H.  von  Mo  hl,  Wüitembergisches  Staatsrecht,  13d.  I.  §.  19. 

4)  J.  Miliar^  An  huforieal  vtete  of  fhe  English  govemmmi  ßrcm  th« 
wtilement  af  th0  Saxons  in  Bntmn  io  ike  Jiiroliition  in  lOSS.  I--IV.  17^6.  4"" 
ed.  Eine  deutsche  Uebersctzung  von  K.  E.  S.  hat  den  'J'itel :  Historische 

Entwickelung  der  englischen  8t;utts\ erfassung  TU.  Jena  ISJ<>.  lUack- 
8 tone,  ComtmiUarics  on  thc  laus  of  Jingland,  4  iiande,  erschien  zuerst  1TG5, 
seitdem  in  sahlveichen  Auflagen  von  neuem  mit  Zus&tsen  herausgegeben,  noch 
immer  das  Orakel  der  englischen  Jurisprudenz.  Für  die  Staatsverfassung 
kommt  besonders  der  erste  Band  in  Betracht.  De  I  nlme,  Cotxstitution  de 
i'Atigieterre .  zuerst  1771  in  Amsterdam  französi'^ch  ,  englisch  1775  unter  dem 
Titel:  2'/te  C'onMitiUion  of  England.  Diu  Zahl  der  spätem  Auhagen  ist  »ehr 
gross.  L.  T.  Vincke,  Darstellung  derinaem  Verwaltung  Qrossbritanniens, 
I8I5.  2.  Aufl.  1818.  Von  neuern  Werken  G.  Bow ye r ,  Ca/zuurnfaries  on  the 
comtifnfional  Law  of  England,  ed.1.  1^16,  vor  allem  H  u  d  olf  Gn  eis  t ,  das 
heutige  englische  Verfassun"'«? -  und  Verwaltung^srecht ,  I.  Th.  1S57,  II.  Th, 
ISüU  (2.  Aufl.  18ü3]  und  zur  kurzen  Uebersicht:  Eduard  Fiachel,  die  Ver- 
fassung Englands,  1862  (2.  Aufl.  1863).  Die  nähern  Angaben  finden  sieh  bei 
R.  von  Mohl,  Litteratur  des  englischen  Staatsrechts  in  seinev  Ge- 
schichte der  Staats  Wissenschaften  ;Xo.  IX.;  13.  II. 

5;  Wilhelm  Schaffner,  Gescliichte  der  rieclitsverfassun^  Frankreichs, 
2.  Ausgabe  1nö9.  4  Bände.  Am  wichtigsten  ist  der  vierte  Band,  welcher  von 
der  Hevolution  bis  auf  unsere  Zeit  geht.  Eine  sehr  vollstAndige  Darstellung 
der  Litteratur  des  französischen  Staatsrechts  bei  Mohl  a.  a.  O.  B.  III.  S>  1 
bis  290.  Daselbst  wird  auch  der  Einfluss  der  staatsreclitlichen  Institutionen 
Frankreichs  auf  Deutschland  in  verschiedenen  Perioden  erörtert,  S.  11, 

F.  Stettler,  das  Bundesstaatsrecht  der  schweit^erischen  F^idgenossen- 
schaflfc  vor  dem  Jahre  1 708.  Bern  1844.  Derselbe,  das  Bundesstaatsrecbt  der 
schweizerischen  Eidgenossenschaft,  gemäss  den  Entwickelungen  seit  dem 
J,  1798  bis  aur  Gegenvart.  1847.  L.  Snell,  Handbuch  des  sohweiierisehea 
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rigen  Jalixhunderts  haben  die  «taadidbi«n  £iiiiichftiiiig«n  dieser 
Lfioder  Tiel&ch  auf  die  staalsrecbtliclie  Entwiekduog  Deutsch' 
lands  und  seiuer  Eiuvelstaaten  eingewiikt.  England  galt  auch  in 

Deutschland  überall  als  Vorbild  aller  constitutionellen  Verfessungen ; 
▼on  Frankreich  sind  vielfach  admiiiistiativc  Grundsätze  und 
Vcrvvaltungseinrichtimjj^en  herübergenommen,  dem  öffentlichen 
Reclite  des  deurschcn  Hundes,  besonders  aller  bundesstaatlichen 
Keiormbestrebungcu ,  hut  Nordamerika  uud  seit  uciiorcv  Zeit 
auch  die  Schweiz  vorjrcleuchtct.  Eine  Kenutiiiss  der  Vertassun- 
gen  dieser  Länder  ist  dalicr  für  das  Verständniss  der  neuem  Staat-- 
liehen  Entwickelung  Deutschlands  unentbehrlich  ^. 

3,  Die  andern  Theile  des  (Innern^  öffentlichen 
Rechts:  Criminalrechtj  Civil-  und  Criminalprocess.  Diese 
DiscipHnen  bilden,  gomdnsam  mit  dem  Staatsreobte»  das  öffent- 
liche Recht  eines  Staates  im  weitem  Binne. 

Die  obersten  Grundsätze  dieser  Disciplinen,  wie  z.  B. 
Selbstständigkeit  des  Bichteramtes^  Verbot  der  Cabinetsjustiz» 
Ausschliessung  aller  ungesetzlichen  Strafen,  werden  im  Staatsrechte 
entwickelt.  Die  weitere  Darstellung  der  Thätigkeit  der  richter- 
lichen Gewalt  wird ,  ihrer  grossen  Spedalität  und  Ausfährlichkeit 
halber,  diesen  einzelnen  Disciplinen  überlassen^  welche  eben  da- 


IStaaUrechts ,  B.  L  Bundesstaatsr.  1S39.  B.  II.  Kantonalstaatsrecht  1814. 
Zum  ersten  Bsade  tfad  im    1 844 Naeh träge  erschienen.  J^.  C.  Bluntsohli, 

Geschichte  dee  ediweUerischen  Buadesreohts  von  den  ersten  ewigen  Bünden 

bis  auf  lie  Gegenwart,  2  Bände,  1819—52.  Der  zweite  Band  entliäU  Urkun- 
den. Siiunn  K  r^iser,  schweizerisches  Staatsrecht  in  drei  liiachorn.  ISt.  Gallen, 
1857 — Ibiiu.  J.J.Üiuniur,  Handbuch  ded  »chweizerischen  Bundesstaats- 
lechta,  B.  I.  1863.  M oh  1  a.  a.  O.  B. I.  liittetatur  des  eekveiieriacben  Staate- 
TCOhts,  S.  473—506. 

")  J.  Kent,  Commeniarivfi  on  amencan  law  I — IV.  JEiL  7.  1851.  Das 
Bundesrecht  ist  im  B.  I.  S.  200 — 115  abgehandelt.  J.  Story,  Comrneriiariei 
OH  the  Constitutum  ofth»  U,  S.  with  a  prelhiinary  revieio  ofthe  const.  hütory  of 
lAe  CofenMS  anä  State»  b^cre  Me  adopüun  ofthe  eonäitwium  I— III.  1S33.  Ed» 
2.1851.  A.  de  Toqueville,  de  ladimoerati» m  AmiHqnel.ll.  ^  A, 
R.  Mohl,  das  Dundesstaatsrecht  der  vereinigten  Staaten  von  Nordamerika, 
B.  I.  1*'24  (Verfassungsrecht).  Derselbe,  über  das  Staatsrecht  der  ver- 
einigten Staaten  von  jSordamerika  in  seiner  Gesch.  d.  Staatsv.  B.  I.  bü^ — 

8)  AI«  Sammlangen  der  Verfassungsgeeetse  sind  sa  neuneas  Pölits,  die 
europäischen  Verüieeungen  von  1 789  bis  auf  die  neueste  Zeit.  4  B&nde,  181 T"— 25, 
2.  Aufl.  3  Bände,  1833  —  34,  Bd.  4  in  3  Abtheilungen  von  Bülau  1847. 
F.  WSchubert,  die  Verfassungsurkunden  und  Grundgesetze  der  Staaten 
Kuropa's,  2  Bände,  1848—1850  (Bd.  1.  enth.  die  Verfassungen  von  JS14— -30, 
Bd.  II*  die  VeifMiuogen  von  1848  in  Urspfaoka  and  Uebenmisungj. 
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V 

duTch  im  engaten  Zuaammeniiange  mit  dem  Staatsrechte  stehen^ 
das8  sie  die  Anwendiing  der  höduten  Grundsätze  des  Staatsrechts 
in  einem  bestimmten  Gebiete^  der  Justispflcge^  und  in  einer 
bestimmten  Staatsansfalt,  den  Gerichten,  nachwosen. 

4.  DasVölkerrerht*,  welches  besonders  mit  dem  aus- 
wärtigen Staatsrechte,  Jus  publicum  ezternum ,  seinem  In- 
halte nach,  nah  verwaTult  ist. 

Zu  den  Attributen  der  soiivcninoi)  Staatsgewalt  gehört  auch 
die  8.  g.  auswärtige  Staatshoheit,  jm  repraesenUtHonU 
cmimmodae.  Dahin  rechnet  man  das  Kecht,  Gesandte  zu  schicken 
und  zu  empfimgen,  Verträge  mit  auswärtigen  Staatsgewalten  zu 
schliessen,  Krieg  su  fiihroi  und  Frieden  zu  machen.  Geht  man 
bei  der  Betiachtung  dieser  staatHchen  Befognisse  von  dem  Hechte 
einer  bestimmten  Staatsgewalt  aus^  und  erörtert  deren  eigen* 
thiimfiche  Grundsätze  und  Normen  über  den  Verkehr  mit  aus- 
wärtigen Staaten,  so  hat  eine  solche  Betrachtungsweise  einen 
durchaus  s  ta ats r ec ht  1  ichen  Charakter.  Die  ZusammensteUnng 
dieser  Grundsatze  bildet  das  auswärtige  Staatsrecht  eines 
bestimmten  Staates  —  es  giebt  ein  preussisohes»  sächsisches,  fran- 
zösisches auswärtiges  Staatsrecht. 

Das  Völkerrecht  beschäftigt  sich  allerdings  vielfac  Ii  mit  den- 
selijeu  Objekten,  wie  das  auswärtige  Staatsrecht;  aber  es  geht 


9)  Die  wicihtigtten  neuem  Hand  -  und  Lehrbfleher  des  Volkerreehts  sind : 
E.  de  Vattel,  le  droit  des  ffens,  zuerst  1758.  J.  J.  Moser,  Versuch  des 
Beuesten  europäischen  Völkerrechts,  1777  —  80,  10  Theile.  Karl  Gottlob 
Günther,  europäisches  Völkerrecht  in  Friedenszeiten ,  2  Buiuic,  17S7. 
J.  Schmelsing,  System.  OnnMlYiM  dei  pntl^tiaehen  eurc>])ui8chen  Ydlker- 
rechts,  3  Bände,  1818 — 20.  Sehmals,  «lurop&isches  Völkerrecht,  1SI7. 
Fr.  Saalfeld,  Grundriss  eines  Systems  des  europäischen  Völkerrechts ,  1S0!>. 
G.  F.  de  Martens,  precis  du  droit  des  getm  moderm  dc  CEumpe,  2  Bände, 
neueste  Ausgabe  von  Pinheiro-Ferreira,  1831.  Henry  W  h  eatun,  eUtnenta  du 
^küUmttrnaHonalt  2  Binde,  2.  Auflage  1852.  J.  L.  Kl  über,  dnni  tks  gen» 
modame  de  fMurope,  1819  iStuttgart),  deutsch  ebendaselbst  ]^2\.  2.  .\ufl.  von 
Mörstadt  1S51.  H.  B.  Oppenheim,  System  des  Völkerrechts,  1^15. 
Das  neueste  und  brauchharale  Lehrbuch  ist:  das  curop&ische  Völkerrecht  der 
Gegenwart  von  A.  W.  Heffter,  4.  Ausgabe  Ibbl. 

tJeber  die  Sltere  Litteratur  des  Vdlkemohto  Ut  su  vergleichen  Freihetr 
vonOmpteda,  Litteratur  des  gesammten  sowohl  natürlichen  als  positiven 
Völkerrechts,  2  Theile,  ITSö,  fortgesetzt  von  Kamptz,  I'^IT.  In  neuester  Zeit 
haben  sich  besonders  verdient  gemacht  um  das  Völkerrecht  Karl  von  Kal- 
tenborn durch  seine  Kritik  (1647),  August  Buhneriuc^  durch  seine 
Systematik  des  Vftlkemebts  (1858). 
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von  mem  ganz  andern  Gesiditspunkte  tm,  nümlicfa  nichl  von 
dem  Gesichtspunkte  eines  euuelnen  Staates,  sondern  TOn  dem  des 
europäischen  Staatensystems.  Es  erörtert  nicht,  was  dieser  oder 
je  ner  Staat  über  seine  auswärtigen  Beziehimgen  festgestellt  hat, 
sondern  es  schifft  seine  Ghnmdsätze  und  Regeln  aus  dem  6e- 
sammtreehtshewusstsein  der  civilisirten  Völker,  aus  dem  allgemei- 
nen Staatenherkommen  und  der  intemationelen  Bechtssitte.  Es 
ist  kein  Staatsrecht,  sondern  ein  Staatenrecht.  Es 
giebt  kein  preussisches ,  sächsisches  oder  französisches ,  wohl  aber 
ein  europäisches  Völkerrecht. 

Indem  sich  beide  Rechtstlieile ,  das  StiutiMCcht  wie  das 
kerrecht,  «iiif  Hechte  und  Pflichten  der  höchsten  Gewalt  im  Staate 
beziehen,  sind  sie  sich  nah  verwandt,  und  eine  Disciplin  trägt 
wesentUch  zum  Verständnisse  der  andern  bei. 

5.  Bas  Kirchenrecht  behandelt  allerdings  ein  ganz  eigen- 
thümliches  Bechtsgebiet  und  kann,  nach  der  richtigen  Ansicht, 
weder  dem  öffentlichen,  noch  dem  Friyatrechte  beigezählt  werden. 
Die  Kirche  ist  keine  blosse  Staatsanstalt;  allein  der  Staat  steht, 

r 

indem  er  die  Kirche  anerkennt,  ihr  Schutz  verleiht,  aber  auch 
Hoheitsrechte  über  sie  geltend  macht,  zugleich  in  einem  recht- 
lichen Verhältnisse  zu  derselben. 

Den  Inbegriff  der  Normen ,  wek-he  das  Verhältniss  des  Staa- 
tes zur  Kirche  bestimmen,  neinit  man  Kirchenstaatsrecht, 
welches  allcrding^s  einen  Theil  des  Staatsrechts  ausmacht.  Die 
Kirche  n  Ii  o  Ii  ei  t  itn  CTej^ensatze  zum  Kirchenregiment i  ist  pin 
rein  staatsrechtliclier  He^rift';  ihre  Quelle  ist  welthch,  ihr  Inhalt 
staatlich.  Die  Kirchenhoheit  ist  nicht^s  anderes  als  die  Staats- 
hoheit, welcher  sich  keine,  auch  noch  so  selbstständige  Rechts- 
bildung innerhalb  des  Staates  entziehen  kann,  angewendet  auf 
die  Kechtsverhältnisse  der  Kirche  *^ 

Auf  diese  Weise  tritt  auch  das  Kirehenrecht ,  obgleich  in  sei- 
nem Gebiete  selbststSndig  \md  eigenthümlich ,  doch  mit  dem 
Staatsrechte  in  mannigfache  und  innige  Beziehung,  sodass  auch 
eine  nähere  Kenntniss  des  Kirchenrechts  für  das  Studium  des 
Staatsrechts  wichtig  erscheint. 


10}  Bluntschli,  allgemeines  Staatsrecht,  B.  II.  B.  IX.  S.  289  if.  Der* 
ielbe,  im  StaatswOrterbuch,  Bd.  V.  8.  564  ff. 
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Anmerkung  Uber  die  Stellung  dei  PriTatfürstenrechts 

eiim  Staatsieehte. 

Es  ist  eine  alte  Slzeitfrage,  ob  das  s.  g.  PriTatfürstenrecbt 
in  das  Staatarecht  oder  das  deutsche  Priyatieclit  gebdrt?  XJnloguicli  ist 
jedenfaUs  die  Behauptung ,  dass  das  FriTatfOrstenrecht ,  als  selbst- 

ständiger  Rechtstheil,  zwischen  Privat-  und  Staatsrecht  in  der 
Mitte  stehe.    Einige  rechnen  es  ganz  zum  Staatsrechte,  wie  s.  B. 

K.  E.  Schmid  §.  57.  Not.  **  S.  S2,  andere  verweisen  dasselbe 
gtinz  in  das  Privatrecht.  A.  J.  Schnaub  crt.  Jure  privato  priu" 
cij}um  ex  publici  Juris  ffermfniici  .sysiemaie  i'liminando,  lb06. 

Das  deutsche  rrivalfürstenrecht  (Jus  privatum  principum  s.  per- 
tonarum  iUutirium,  juritprtidentia  Aeroiea)  ist  das  eigenthamliche  Erb- 
und  Familienrecht  des  hohen  Adels ,  .  welches ,  durch  dessen  beson- 
dere Standesbedürfhisse  hervorrufen ,  vielfach  von  den  Grundsätzen 
des  gewöhnlichen  Privatrechts  abweicht.  Dieses  eigen thümliche 
Standesrecht  des  hohen  deutschen  Adels  ist  wesentlich  bedingt  theils 
durch  seine  gegenwärtige,  theils  (^.irch  .seine  ehemalige  staatsrecht- 
liche Stellung.  Es  liegt  im  MV>.. n  b  r  Erbmonarchie ,  dass  hier  das 
Staatsrecht  mit  dem  Erb-  und  i- amiiienrechte  des  regierenden  Hauses 
untrennbar  verwachsen  ist.  Aber  nicht  das  ganze  Privatfürstenrecht 
gehört  in  das  Staatsrecht.  Punkte ,  die  sich  lediglich  auf  die  Privat- 
verhftltnisse  des  Hauses  und  seiner  Glieder  beziehen»  wie  die.  Erbfolge 
in  ein  rein  privatreditliches  Famüienfldeicomraiss,  die  Civilerbfolge  in 
die  Privatverlassenscliaft  eines  Fürsten,  die  Privatvormundschaft  über 
die  Person  und  das  Privatvermögen  des  Souveräns  und  der  übrigen 
Mitglieder  des  Hauses,  gehpren  lediglich  in  das  Privat  recht  des 
hohen  Adels.  Aucli  ist  seit  I  SOti  eine  Scheidung  des  hohen  Adels 
in  zwei  Klassen  vor  sich  gegangen^  die  eine  Klasse  ist  zur  Souve- 
r&netät  empor-,  die  andere  2ur  Unter thanenschaft  herabgestie- 
gen. Trotsdem  biHen  beide  Klassen  auch  heutzutage  noch  gern  e  in - 
sam  den  Geburtsstand  des  hohen  Adels;  auch  die  mediatisirten 
Familien  nehmen  trotz  ihrer  Subjektion  nichtsdestoweniger  noch  am 
Privatfürstenrec  htc  Thcil,  indem  ihnen  ihre  autonomische  Haus- 
gesetzgebung belassen  ist.  Dagegen  hat  nur  das  Erb-  und  Familien- 
recht  der  souveränen  Häuser  eine  höhere  staatsrechtliche  Bedeu- 
tung, wälirend  das  Uausrecht  der  Mediatisirten,  trotz  materiell 
gleichart^to  ^Bestimmungen ,  fkst  nicht  mehr  oder  wenigstens  nur  in 
sdir  untergeordneter  Weise  auf  staatsrech^che  Verhaltnisse  influen- 
»it  und  somit  wesentlich  nur  als  das  exceptionelle  Privat- 
recht  einer  hochpr i vilegirtcn  ünterthanenklasse  er- 
scheint. Es  ist  daher  unrichtig,  das  ganze  Privatfürstenrecht  in 
das  deutsche  Staatsrecht  herüberzuziehen.  Nur  soweit  dieses  Fami- 
lien -  und  Erbrecht  eine  unmittelbare  Wirkung  auf  die  staatsrecht- 
lichen Verhältnisse  selbst  äussert  oder  in  den  Staatsgrundgesetzen 
und  andern  staatlichen  Normen  wurzelt,  findet  es  seinen  Platz  im 
Systeme  des  deutsehen  Staatsfechts.  Hier  darf  es  aber  auch  nicht 
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als  ein  selbstatändiger  Theil  belmnddt  werden,  wie  dies  von 

Manrenbrecher  und  selbst  in  gewisser  Beziehung  von  Zöpfl  ge- 
schieht ,  sondern  die  in  das  Staatsrecht  einschlagenden  Lehren  des 
Privatfürstenrechts  sind  da  im  Systeme  nnter/r.bringen ,  wo  sie  eben 
in  die  betreffenden  staatlichen  Verliällnisse  emgrcifcn  ;  sie  kommen 
hier  nicht  als  Theilc  des  Privatfürstenrechts,  sündcrn  als  zugleich 
staatsrechtliche  Materien  in  Betracht.  Wo  im  Verfassungsrechte 
von  der  Erwerbung  der  Sonverftnetttt  die  Rede  ist,  wird  naturgemäas  ancli 
die  Lehre  Ton  der  Thronfolge  abgehandelt,  wobei  aucb  gewisse  Grund* 
Sätze  des  fürstlichen  Eherechts  nicht  nmgangen  werden  kfinnen, 
indem  z.  B.  die  Abstammung  a\is  einer  hausgesetdicHm  ebenbürtigen 
Ehe  auch  eine  Betlingnn*^  der  Thronfolge  ist. 

Das  Privatfürstenrecht  hat  eine  sehr  umfassende  T/iterutur. 
Hauptwerke  sind  ;  Burcard  Gotthelj  Struvii  jurnprudtnUa  heroica, 
herausgegeben  von  Johann  August  Hcllfeld.  7  Bände,  1743 —  1  753. 
Johann  Friedrich  Wilhelm  von  Neumann,  MedifytHones jun's prinn 
ctjnim  primH.  9  Bfinde,  1751 — 56.  J.  J.  Moser,  Familienstaats- 
recht  der  deutschen  Beichsstfinde.  2  Bande,  1775.  Dessen  Persdn- 
liches  Staatsrecht  der  deutschen  Reichsstänfl  \  Bände,  1775,  und 
dessen  deutsches  Staatsrecht,  Theü  XII .  Ü'.  J .  St.  P  ü  1 1  c  r  i ,  pri- 
mae lineae  jnris  privnfi  principum  speciatim  Germnniae  ,  zvierst  !708, 
ed.  III.  178'J.  Dc^  sen  Beitrage  zum  deutscVicn  Staats- und  Fürsten- 
rechte, 1777 — 79,  und  dessen  Erörterungen  und  Beispiele  zum  deut- 
schen Staats-  und  Fürstenrechte,  1703 — 94.  August  Wilhelm  Heff- 
ter,  Beitofige  sum  deutschen  PrivatfQrstenrechte,  182d.  A.  Bauer, 
Beiträge  zum  deutschen  PrivatfiOrstenrechte  [einzelne  RechtsMte),  1839. 
J.  C.  Kohler,  Handbuch  des  deutschen  Ffirsteniechts  der  Tormals 
reichsstftndischen,  jetzt  mittelbaren  Füisten  und  Grafen  (berücksichtigt 
nur  die  mcdiatisirtcn  ,  nicht  aber  die  5?ouveränen  Häuser  tmd  ist  des- 
halb für  das  Staatsrecht  weniger  wiclitig  .  Eine  weitere  Aufzählung 
and  Besprechung  der  privatfürstenreelitlichen  Werke  findet  sich  in 
Pütter' 8  Literatur  dtb  Staatsrechts,  Th.  III.  S.  739,  und  in  Klü- 
ber's  Fortsetzung  §.  1519.  S.  607.  Die  neuesten  Werke  bespricht 
Mohl,  Geschichte  der  Staatswissenschaften,  Bd.  II.  8.  300  ff. 

§.  14. 

Die  StaitswiMeBMhaft  ia  ihrei  Tersebiedenett  Zweigen. 

« 

Die  Staats  Wissenschaft  ist  das  systematisch  geordnete  Wisseu 
vom  Staate. 

Der  neuern  Zeit  sind  die  Staatswissenschaften  zu  einem  weit- 
läufigen wissenschaftlichen  Gebäude  angewachseii ,  welches  eine 
encydopädische  Uebersieht  nöthig  macht  ^ 

1)  Johann  Schön,  die  Staats  wissenschuft,  geschichtsphiloRophi!5ch  be- 
gründet. 2.  Aufl.  1840.    Friedrich  Bülau,  Encyclopädie  der  Staatswiesen- 
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Die  Wissenschafien^  welche  den  Staat  betreffen,  sind,  ihrer 
Methode  nach,  theils  hlos  beschreibende,  theils  theore- 
tische. In  den  beschreibenden  wird  erzählt  und  besdirie- 
ben ,  was  sich  irgendwann  und  irgendwo  wirkhch  befunden  hat 
oder  noch  befindet. 

Dahin  gel  1  ort 

a.  Staateuf^  eschich  te  f§.  16/  *,  welche  die  Entstehung, 
die  Fortbildung:  und  den  V  erfall  einzehier  Staaten  erzählt; 

b.  Staatenkunde,  Statistik^,  d.  Ii.  die  Beschreibung 
einzelner  Staaten  nach  Land  und  Leuten ,  Produkten,  Gewerben, 
Verfassungsfonn ,  Rei:n^rung'sart  u.  «.  w.  Die  Statistik  ist  eine 
Wissenschaft  der  Thatsachen,  ihre  Aufgabe  ist  nicht,  Ursachen 
zu  ergründen  und  Gesetze  aufzustellen,  sondern  die  staatlichen 
und  gesellschafilichen  Zustände  eines  Landes  zu  beschreiben.  Die 
Statistik  ist  die  Zustandswissenschaft;  sie  schildert  in  der 
Regel  die  Gegenwart,  aber  auch  vergangene  Zustande  können  sta- 
tistisch behandelt  werden.  Nach  Schlözer^s  geistvollem  Aus- 
spruche ist  die  Geschichte  eine  sich  bewegende  Statistik  und  die 
Statistik  eine  stillstehende  Geschichte. 

Diesen  blos  beschreibenden  Staatswissenschaften  stehen  die 
t  Ii  e  0 r  e  t  i s  che  n  ij^egenüber,  wo  für  irgend  einen  Theü  der  Unter- 
suchung auf  dem  (lebietc  des  NUi.alichcn  Wissens,  Erkläning  und 
Einsicht,  für  die  Tliatsacheu  Ursache  und  Ciesotz,  für  das  prak- 
tische Handeln  Vorschrift  und  Kegel  gesnclit  wird.  — 

Das  Staatsrec  ht  ist  ein  wichtiger  Tbeil  der  Staats-wisscnsehaft, 
aber  mit  der  staatsrechtlichen  Erörterung  der  Verfassung  und 
Begierung  des  Staates  ist  keinesweges  die  Aufgabe  der  Staats- 
wissensch^ift  gelöst. 

Der  Staat  ist  nicht  Mos  Rechtswesen,  die  juristische  Be- 
trachtung kann  sein  Leben  und  Sein  nicht  erschöpfen.  Das  Recht 
ist  zwar  die  erste  und  höchste  Au%abe  des  Staates,  nicht  aber  der 

Schäften,  2.  Aufl.  I*^5f3.  Die  neueste  und  beste  Encyclopäciie  der  Staats- 
wissenschaflen  ist  von  Robert  von  M  o  h  1 ,  1 S5U.  Eine  ausführliche  Gliederung 
des  umfassenden  Gebäudes  der  Staatswisaenschaftea  wird  hier  nicht  beabsich" 
tigt,  sondern  auf  die  genannten  encyclopädiflclien  Werke  Terwieem. 

2)  B.  von  Mo  hl ,  Bncydopftdie,  §.  107—109  8.  7t  6  iF. 

3)  Mohl,  a.  a.  O.  §.  110.  S.  732  ff.    Ueber  den  Begriff  der  Statistik.  « 
C.  G.  A.  Knies.  Die  vStatlstik  als  selbstständige  Wissenschaft,  1850.  Beson- 
ders aber  Mo  hl,  Geschichte  der  StaatswisseDSchaftcn,  Band  III.  No.  XIX. 

S.  639-674. 
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eitudge  Staatisweck.  Die  allgemeine  philosophuche  Staatslehre 
entwidcelt  die  Staatsz wecke;  die  Politik  dagegen  ist  die  Wis- 
aenschaft  Ton  den  Mitteln',  durch  welche  die  Zwecke  - 
der  Staaten  bo  ToUständig  aU  möglich  erreicht  wer- 
den. DiePoHtik  entnimmt  aus  der  philosophischen  Staatslehre 
ihre  höchsten  Aufgaben ;  dort  werden  ihr  die  Zwecke  des  Staates 
gesteckt,  welehe  sie  an  der  JLmd  der  Erfahrung,  —  »auf  dem 
Grunde  und  nach  dem  Masse  der  ^o^i'benen  Zustände«  —  durch 
die  relativ  besten  Mittel  zu  v(  rwirklichcii  sucht*. 

Da  der  St*int  in  keiner  seiuer  Bezicliung^en  ohne  Mittel  be- 
stehen und  wirken  kann,  so  erstreckt  sich  auch  die  Politik,  als  die 
Wissenschaft  ^'■on  diesen  Mitteln,  über  das  ^-anzo  debict  des  Staats- 
lebens. Einzelne  Zweige  der  Politik  haben  sich  sogar  in  neuerer 
Zeit  zu  eigenen  Wissenschaften  erweitert.  Dies  gilt  von  der* Poli- 
zeiwissenschaft, der  Culturpolitik,  der  Gewerbspolitik,  der  Wirth- 
schaftspolitik,  der  Fiuanzwissenschaft,  welche  alle  nur  umfassendere 
Ausführungen  der  Politik  der  betreffenden  YerMraltungszweige  aind. 

In  das  Staatsrecht  gehören  nur  die  Fundamentalrechts- 
grundsätze dieser  Lehren,  nicht  die  weitere  Erörterung  der 
Zweckmässigkeit  der  Mittel.  So  werden  im  Staatsrechte  die 
Rechtsgrundsatze  entwickelt,  welche  die  Besteuerung  helareften, 
a.  B.  der  Grundsatz,  dass  Steuern  nur  auferlegt  werden  dürfen  mit 
Zustimmung  der  Volksvertretung,  dass  keine  Steiiexprivilegien 
stattfinden  dürfen  u.  s.  w.;  in  der  Finanzpolitik  wird  erörtert, 
welche  Mittel  der  Staat  am  stweekmSssigsten  zur  Aufbringung  sei- 
ner Geldbedürfnisse  anzuwenden  hat.  Das  Finanzrecht  ut  ein 
Zweig  des  Staatsrechts,  die  Finanzpolitik  &n  Theil  der 
PoHtik. 

In  der  Gegenwart  ist  gerade  der  w  i  r  t  h  s  c  h  a  f  1 1  i  c  h  e  Theil 
der  JStaatswisseuschuft,  dies.  g.  Staatswirt  hschaftsl  eine,  von 
hervorra<^ender  Bedeutung ,  sie  zerfällt  in  die  Finanzpolitik", 
und  die  G  ewerbs-  oder  Volkswirthschaftspolitik*.  Diese 


-i;  R.  von  Mohl,  Encyclnpädie,  §.  S4.  S.  54i.  Geschichte  der  Staats- 
■wissenachaff ,  IM.  III.  S.  341.  ]"t.  Büla  u  ,  Encyciopädie,  S.  lö.  Siehe  die 
Anmerkung  am  Endo  des  Paragraphen. 

5)  Das  anerkannt  gediegenste  Werk  über  die  Finanz  Wissenschaft  sind 
Karl  Hebnoh  Rau's  OruiuMtie  der  Fmanswinenaohaft,  5.  Aufl.  1864,  dort 
findet  sieh  such  ein  reicher  Liter»tura«chweU. 

6)  Onmdaitse  derVolkswirthsehaftspolilik ronK. H.Raa,  $.  Aufl.  1862. 
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Disciplmen  sind  Zwar  cinerseitg  ein  Zweig  der  ökonomischen 
Wissensebaft^  gehören  aber  imsweifelhaft^  andreiseite  als  Theil 
der  Politik,  auch  in  die.  Staate wissenscbafk. 

Dagegen  darf  die  Nationalökonomie als  Gnmdlefare 
all  er  Wirthschalbnrissenechaflben,  nicht  xu  den  Staatewiseen- 
Schäften  gezählt  werden  ^.  Die  Entwickdung  der  Begriffe :  Wohl* 
stand,  Einkommen,  Gut,  Werth,  die  Lehre  von  der  Erzeugung  der 
Güter,  besonders  Ton  Arbeit»  Land  und  Capital,  die  Handelslehre 
u.  s.  w. ,  ist  ebenso  wichtig  für  die  Privat-  wie  ilie  Staatswirth— 
Schaftslehre  ®. 

Die  s .  K  a  m  e  r  a  hv  i  s  s  e  n  s  c  h  H  f  t  en  beschäftigten  sich 
zwar  mit  Materien,  deren  Keiiiitniss  einem  Kreise  von  iStaats- 
Ixamten  wichtig  ist.  Dieselben  gehören  aber  nicht  in  den  Kreis 
der  Staats\\-issenschaften ,  denn  sie  haben  es  nir  lit  ausschUessÜch 
und  unmittelbar  mit  der  Sphäre  des  Staates  zu  thun.  Die  Land- 
wirthsch^telehre,  Forstwissenschaft,  Bergbaukunde,  Technologie 
u.  s/w.  geben  dem  Staate  keine  andern  Lehren  als  dem  Privafc- 
manne.  Sie  sind  rein  technischer  Natur  und  beschäftigen  sich 
mit  ganz  bestimmten  Gewerbszweigen,  welche  keinesweges  von 
allen  Staaten  selbst  betrieben  werden 

Nur  aus  äussern  Zweckmassigkeitsgriinden ,  nicht  aus  eiaem 
wissenschaftlichen  Principe,  würden,  in  der  Kindheitdieser  Wissen- 
schaften, die  Kameralwissenschaften  mit  den  Staatswissenschalten 
zu  einem  Ganzen  vereinigt 

Die  Staatswissenschafiten  umfassen  die  Gesammtheitdes  Staats^ 
lebens  in  allen  seinen  Beziehungen ;  sie  erörtern  sowohl  das  in- 

7)  K.  H.  Bau,  Grundsatze  der  Volkswirthschaftslehre ,  7.  Aufl.  1863. 
Bruno  Hildebrand,  die  Nationalökonomie  der  Gegenwart  und  Zukunft, 
B.  I.  Ib-iS.  W.  Koscher,  System  der  Vülkswirthschaft,  B.  1.  4.  Aufl.  1S62, 
B.  11.  3.  Aufl,  1861.  Friedrich  Gottlob  Schulze,  Nationalökonomie  oder 
Volks^rthBchafialehre,  1856. 

8)  Fr.  BüUu,  Encydopädie,  S.  11. 

9)  Dies  ist  zuerst  gründlich  nachgewiesen  worden  von  Friedrich  Gottlob 
S  c  h  u  1  z  e  ,  Ueber  die  volkswirthschaftUche  Begründung  der  Gewerbswissen- 
Sühaiten,  Jena  Ib26. 

I«)  IL  H.  Bau ,  OnmdriM  dtor  Kantfralwistenschalteii»  1623.  Baum- 
stark,  kameralUtische  EncyolopAdie, 
IT)  Bülau,  a.  a.  O.  S.  9. 

12;  fjab  es  an  manchen  Universitäten  eine  Trofessur  der  Staats-  und 
Kameralwissenschaften ;  dies  erschien  natürlich  in  einer  Zeit ,  wo  der  Staat 
selbst  als  fllUntliebe  Domine  und  das  b.  g.  XameralintersMe  als  das  höchste 
Staatsinteiesse  betxachtet  wurde. 
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nere  Staatslebdiij  wie  da^^  äussere,  d.  h.  die  Beziehimgen  der 
Staaten  untereinander.  Wie  die  Betrachtung  des  innern  Staats- 
lebens  nicht  durch  die  juristisch  -  staatsreelitliche  AuffaBetmg  wis- 
senschaftlich eischöpflb  wird,  so  auch  nicht  das  äussere  Staatenleben 
durch  die  T ö Ik erre ch tli ch e  Betrachtungsweise.  Wie  die  Foli- 
tik  des  innem  Staatslebens,  Staatspolitik,  neben  dem  Staats* 
rechte^  so  steht  die  auswärtige  Politä,  Staatenpolitik,  als  Wis- 
senschaft des  gesanunten  äussern  Staatenlebens,  neben  dem  rein 
juristischen  Elemente  des  VÖlkerredits 

Die  Staatswissenschaften  sind  in  erster  Linie  Er  fahrung  s - 
Wissenschaften,  aber  dennoch  können  sie  zu  ihrer  tiefem  Be- 
gründung  der  Philosophie  nicht  entbehren.  Die  p hil o.^ o p h i - 
sehe  Staatslehre  liat  die  höchsten  1  ragen  nach  dem  Rechts- 
grunde  und  dem  /wecke  des  Staates,  nach  der  Bedeutung  des 
staatlichen  Elementes  im  liereiche  der  allgemeinen  menschlichen 
Interessen  wissenschaftlich  zu  beantworten. 

Anmerkung.    Die  Definition  der  Politik  undihrVerhält- 

ni8s  zum  Staatsrechte. 

Bei  dem  geringen  U  mfange  staatlichen  Wissens .  bei  der  unent- 
wickelten nationalökonomisch  -staatswirthschaftlichen  Richtung,  kannte 
man  im  Alterthume  nur  Eine  Staatswisgenschaft ,  die  man  Politik. 
TToXiTtMt]  mt<rrf']ftr] ,  nannte.  Hier  wurden  philosophische  Staatslehre, 
allgemeines  und  positives  Staatsrecht,  Staalsklugheitslehre ,  Gesetz- 
gebungskunde, fragmentarische  nationalökonomischc  und  staats\virth- 
schafUiche  Kenntnisse,  ohne  jede  principielle  Scheidmig,  bdumdelt. 
Für  die  Neuem  hat  sidi  durch  die  FttUe  des  Stoffes,  durch  geschärfte 
Beobachtung  und  Vergleichung ,  durch  neue  Resultate  der  Induktion, 
die  Eine  Staatswissenschaft  zu  einer  Mehrzahl  von  Staatswissenschaf- 
ten erweitert ,  die  nach  Inhalt  und  Methode  unterschieden  werden 
müssen.  Es  ist  daher  dem  gegenwllrtig^en  Standpunkte  der  Wissen- 
schaft nicht  entsprechend,  wenn  man  da.s  Ganze  der  Staats  Wissen- 
schaften auch  heutzutage  noch  als  Politik  bezeichnen  will.  Eine 
solche  Identificirung,der  Politik  mit  der  gesammten  Staatswissensdiaft, 
eine  völlige  Vermischung  derselben  mit  dem  Staatfliecbte ,  ist  nicht, 
wie  Qan  s  behauptet,  ein  Fortschritt,  sondern  ein  Rückschritt  zu  einem 
untergeordneten  Standpunkte  der  Wissenschaft.  -Kin  solcher  Sprach- 
gcbraneh«,  sagt  M  o  h  1  sehr  riclitig ,  »mochte  in  einem  noch  unent- 
wickelten Zustande  des  staatlichen  Wissens  erträglich  sein,  die  wei- 
tere Ausbildung  dieses  Theiles  unseres  geistigen  Besitzes  hat  aber  eine 

la)  Balau,  a.  a.  O.  S.  454.   R.  von  Mohi»  Encydopidie,  S. 684—705. 
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Unterscheidung  und  eine  ihr  eateprechende  besondere  Benennnng  der 

verschiedenen  "Wissenschaften  vom  Staate  Iftngat  nöthig  gemacht. « 

vGeschichte  der  JStaatsw.  III.  S.  341.) 

Allerdings  j^ohen  die  Begrifr«?bc«;timmiTngcn  der  Politik ,  den 
"Worten  nach,  sehr  auseinander,  allein  in  der  H;m])t.sache  stimmen  «^ie 
(iarm  jetzt  in  der  Regel  ü berein ,  dass  die  Politik  als  die  Wiss. n- 
schaft  von  den  richtigen  Mitteln  zur  Erreichung  der 
Staataswecke  aofgefagst  wird.  Gtegen  diese  von  Mohl  seharf 
formuUrte Fassung  hatBluntschliim  StaatswOrterbuehe (Art. Poli- 
tik)  neuerdings  den  Vorwurf  der  Einseitigkeit  erhoben,  die  Poli- 
tik müsse  ebenso  die  Zwecke  des  Staates ,  als  die  dazu  gehörigen 
Mittel  erörtern,  sie  bezeichne  r;leichmäHsIg  die  Aufgaben  des  Staa- 
tes und  ihre  Lösung.  Diese  Behauptung  hat  insofern  ihre  Richtig- 
keit, als  eine  Darstellung  der  Mittel,  ohne  jede  Berückj^ichtigung 
der  Ziele,  geradezu  unmöglich  sein  würde.  AVie  wollte  Jemand 
Rechtspolitik  treiben ,  ohne  das  Recht  als  Staatszweck  anzuerkennen, 
oder  Gewerbspolitik,  ohne  Förderung  desYolkswohlstandes  als  Staats- 
aufgäbe  hinsuatellen?  Aber  die  tiefere  Entwickelung  der  Staatsswecke 
aus  den  Zwecken  des  menschlichen  Lebens  überhaupt,  die  philoso- 
phische Begründung  dieser  Lehre  ist  doch  Aufgabe  einer  andern 
Wissenschaft,  nämlich  der  allgemeinen  oder  philosophischen  Staats- 
lehre ,  welche  die  philosophische  Grundwissenschaft  der  Politik ,  wie 
aller  Staats  Wissenschaft  ist.  Aus  ihr  entnimmt  die  Politik  die  höch- 
sten Ziel  -  und  Zweckbestimmungen  des  Staates  ;  ohne  sie  würde  die 
Politik  zu  einer  triyial^  Kiugheitslehre  herabsinken.  Aber  die  eigent- 
liche speciflsche Aufgabe  dAr Politik,  als  eüier Brfahrungswissen- 
Schaft,  bleibt  doch  die  Verwirklichung  jener  Zwecke  durch  die 
relativ  besten  Mittel ,  welche  durch  die  gegebenen  Zustände  der  ver- 
schiedenen Völker  und  Länder  bedingt  Averdcn.  Nur  an  der  Hand 
reicher  historischer  Anschaxumgen  ,  umfassender  statistischer  Kennt- 
nisse und  reifer  licbenserfalirungeii  kann  die  Politik  ihre  Aufgabe  lö- 
sen, welche  dcsiiaib  von  Aristoteles  mit  Recht  als  »iciv  fninTtjfiäitf 
i  dwofttoiif  xv^mvoTti  xat  ftaXiara  atjyiTfXTOPtn^ti  bezeichnet  wird. 

Auch  das  Staatsrecht  kann  aus  dem  Studium  der  Politik  reichen 
Gewinn  ziehen,  dennoch  gilt  es,  überall  die  Grenzmarken  dieser 
Wissenschaften  zn  beobachten.   Leicht  lassen  sieh  dieselben  feststel'" 

len,  wo  es  sich  um  die  Scheidung  des  positiven  Staatsrechts  und 
der  Politik  bandelt.  Das  positive  Staatsrecht  zeigt,  was  zwischen 
Regierung  und  Unterthanen  wirklich  Rechtens  ist ;  die  Politik 
dagegen  lehrt,  was  nach  Umständen  am  heilsamsten  wäre,  dass  es 
Rechtens  würde. 

Schwerer  ist  das  Gebiet  des  allgemeinen  Staatsrechts 
gegen  die  Politik  abzugrenzen ,  da  auch  hier,  gleichwie  ia  der  Politik, 
nicht  ein  bestimmter  Staat ,  sondern  der  Staat  im  allgemeinen  Gegen- 
stand der  Betrachtung  ist,  da  es  sich  auch  hier  nicht  um  unmittelbar 
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juristisch  anwendbare  Normen ,  sondern  um  eine  allgemein  wiseen- 
schaftliche  Staatsrechtstheorie  handelt.  Es  ist  nicht  zu  verkennen, 
dass  beide  Wissenschaften,  »Staatsrecht  und  Tolitik ,  grösstentheils 
dieselben  Objekte  behandeln,  nur  in  verschiedenen  Beziehungen 
und  von  vencMedenen  Standpunkten.  Das  allgemeine  Staatsrecht 
ftteUt  steatUclien Otganitmus  dar»  sowohl  im  aUgemeinen,  wie  in 
«•inen  vencbiedenen  Formen,  aber  immer  von  der  rechtlielien 
Seite*  £a  handelt  sich  hier  um  Anforderungen  der  Rechtsidee,  die 
zwar  an  und  für  sich  noch  nicht  unmittelbar  praktisch  gelten ,  aber 
dem  r.ehen  der  Staaten  und  Vf'ilker  Gebote  und  Aufgaben  stellen, 
während  sich  die  Politik  mit  den  Wegen  und  Mitteln  beschäftigt, 
wodurch  die  Aufgaben  des  Staates  am  zweckmässigtjtcn ,  nach  den 
gegebenen  Unutinden»  verwirklicht  weiden  können.  Richtig  bemerkt 
H.  Becher  (Politik  8.  12.),  > Politik  und  Staatsrecht  mflssen  sich 
gegenseitig  becüeksiehfigen ,  deher  kommt  es,  dass  eine  gesuade  nnd 
geistvolle  Theorie  des  allgemeinen  Staatsredits  nicht  umhin  kann, 
ihre  Blicke  auch  auf  die  Lehren  der  Politik  zu  richten ,  sowie  hinwie- 
der die  Politik  häufig  mir  den  Grundsätzen  des  Staatsrechts  in  Be- 
r<\hning  kommt.  In  beiden  Fällen  darf  man  nicht  den  Vorwurf  des 
Uebergriffes  oder  der  Begriffsverwechselung  erheben .  wenn  jede  Dis- 
dplin  ihre  Frincipien  festbftll  und  ihr  eigenthümlicher  Gesichtspunkt 
der  dominirsnde  bleibt.« 

§.  15. 
Die  Philosophie. 

Diejenige  DiscipUn,  welche  die  Stuatswissenschaftcn  mit  der 
Philosophie  verbindet^  nennen  wir  philosophische  Staats- 
lehre*. Dieselbe  ist  keine  rein  »philosophische,  sondern  eine 
angewandt  - philosophische  Lehre  für  alle  Lebensinteiessen  im 
Staate     Diese  philosophische  Betiachtung  darf  weder  das  Becht, 


1}  Die  Literatur  dieser  Lehre  wird  im  ersten  Buche  gegeben  werden. 

2}  Es  sengt  von  einem  »ehr  nntei^seordneten  wissenscbafUichen  Stand- 
punkte ,  wennBülau  meint,  die  philosophische  Rechtslehre  sei  »durch  ihr 
prätendirtes  Absehen  von  allen  Wirklichkeiten  der  Staatswissenschaftslehre 
feindlich.«  Es  ist  dies  ein  unbegreii'ücher  Anachronismus,  weil  eine  Staats- 
nnd  Rechtephilosophie ,  velehe  einen  aUgemeingültlgen  Vemunflcodex ,  eine 
ttutterver&ssung  tat  «betrakta  Staaten  nnd  Mensehen,  ohne  alle  Rflekaieht 
auf  historische  Verh&ltnisse,  aufstellen  will,  nirgends  mehr  anerkannt  und  ge- 
lehrt wird.  Die  wahre  Rechtsphilosophie ,  welche  die  Idee  des  Rechts  als 
der  menschlichen  Vernunft  innewohnend  nachweist,  zugleich  aber  lehrt,  das« 
alles  wirkliohe  Recht  nothwendig  ein  concretes,  durch  Umstftnde  be-^ 
dingte«,  geschichtlich  gewordenes  ist,  %um  auch,  auf  die  öffentlichen  Verhält- 
nisse angewendet,  der  Staatsvissenachaft  nicht  feindUeh  «ein.  H.  Esche r, 
Handbuch  der  Politik,  S.  ta. 
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tto^  die  geseBige  Oidaung,  weder  den  Wohlstand  des  Volkes  und 
seine  materiellen  Interessen  ^  noch  dte  Oeistesbüdung,  weder  das 
Vi^lkeneelit  noch  die  answHxtigen  Begehungen  ausser  Acht  lassen« 
aber  sie  beabsichtigt  auch  nicht«  das  ganze  posittve  Material  dieser 
Lehren  zu  geben.  Diese  Wissenschaft  bringt  yiefanehr  noch  ein 
besonderes  Interesse  hincu.  Dieses  liegt  in  der  UebersiGht  und 
Einheit  der  ganzen  Untersuchung.  Die  philosophische 
Staatslehre  soll  die  höchsten  Principien  für  die 
S taats wiss ensch af t o n  nennen  und  so  ihrem  Systeme 
den  ordnenden  Geist  verleihen^.  Eine  bolehe  philosophi- 
sche Untersuchung  will  in  das  Innerste  der  Lehre  eindringt»n ,  ihre 
Frage  ist  die  nach  don  Prui<  ij)ii  u,  nach  den  höchsten  desptzen  der 
Wissenschaft.  Sie  soll  für  alli'  jene  aufgezählten,  besondern  staats- 
wissenschaftlichen  Lehren  iler  f^emeinschaftliche  Mittelpunkt  wer- 
den, von  welchem  die  Gültigkeit  ihrer  allgemeinsten  Gesetze  aus- 
geht, von  welchem  aus  aUein  die  gegenseitigen  Ansprüche  der 
specieUen  Lehren  aneinander  ausgeglichen  werden  können.  Es 
sind  die  höchsten  Fragen  nach  Zweck  und  Wesen  des  Staates, 
welche  die  Staatswissenschaften  mit  der  Philosophie  zu  rerhandeln 
haben. 

Die  philosophische  Staatslehre  sucht  ihre  ersten  Grundlagen 
in  anthropologischen  Ansichten»  in  der  Psychologie^  als 
der  geistigen  Menschenlehre^;  sie  lüsst  sich  von  der  Logik  den 
richtigen  Vfeg,  die  Methode  der  Untersuchung  zeigen  und 
empfangt  von  der  Ethik  die  bestimmenden  Ideen  über  den 
Weräi  und  die  höchsten  Zwecke  des  Mensehenlebens.  Nur  aus 
den  ZwedLen  des  menschlichen  Lebens  können  die  Zwecke  des 
Staates ,  als  der  wichtigsten  und  höchsten  gemeinsamen  Form  des 
menschlichen  Daseins»  richtig  bestimmt  werden. 

§.  16. 
Die  fiflscUoMs. 

Für  das  deutsche  Staatsrecht  ist  natürlich  auch  die  Ge- 

3)  J.  F.  Frie«,  philotophische  Steattlebve.    Herautgegebsn  von 

RApelt,  18-10. 

4;  Jene  allgemeinen  psychologischen  Grundlagen  bezeichnet  Schlözer 
als  Metapoiitik  (AUgem.  Staatsrecht  §.  3.  S.  15.).  Mohi  loxdert  «>eiDe 
polititche  Ps-ychologie,  welche  eintn  weMiitUcIifln  Bettandtheil  jedst 
▼ollsUndifsn  Syätenw  der  Politik  baden  soll. «  Qeiehicbte  der  StsetSw.  III. 
8.  350. 
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schichte  Deut«cJiland0  am  mchdgsten,  besonders  derjenige 
Theil  der  deutschen  Staats-  und  Rechtsgeschichte, 
welchei  sich  mit  der  historischen  Entwickelung  der  Staatsver- 
fassung und  des  öffentlichen  Hechts  in  Deutschland,  von 
der  ältesten  Zeit  his  auf  die  Gegenwart,  heschaftigt. 

Unser  staatlicher  Bechtszustand  ist  ein  historisch  gewor- 
dener, welcher  nur  in  seiner  Genesis,  in  der  Geschichte  seines 
Werdens  richtig  erkannt  werden  kann.  Nur  durch  die  deutsche 
Staats-  und  Rechtsgeschichte  weiden  die  Institute  de»  öffentlichen 
Rechts  m  Deutschland  in  ihr  richtiges  Licht  gesetzt.  Viele  wich- 
ti}?e  Lehren  des  deutschen  Staatsrechts,  z.  Ii.  von  der  Thronfolge, 
von  der  Ebenbürtigkeit ,  vou  deu  J  Aindständen,  vom  hohen  Adel 
und  von  den  Mediatisirten,  können  nur  au  der  Hand  der  deutschen 
Staats-  tm  l  Rechtsfjesrhichte  mssenschaftlich  erörtert  werden. 

Kaum  ir<;eud  eine  aiidere  Disriplin  wirkt  so  unmittcll)ar 
fru(  htbringcud  auf  das  >Siu(huni  des  deutschen  Staatsrechts  ein, 
als  die  deutsche  Staats-  und  üechtsgeschichte  *. 


1}  Oerade  das  Stadittm  de»  deutschen  Staatsrechts  ftihrte  suerst  auf  eine 

Verbindung  der  allgem^en  deutschen  Geschichte  mit  einer  Darstellung  der 
Verfassungsein  Wickelung  In  Deutschland  hin,  s.  g.  Reichsgeschichte, 
welche  auf  Universitäten  vorgetragen  und  vielfach  in  kleinern  und  grössern 
Werken  behand^elt  wurde.  Zu  nennen  sind  hier  besonders  Franz  Dominikus 
Hftberlin's  ältere  und  mittlere  deutsobe  Relehsgesehtchte  bis  zum  J.  1564, 
176T — 73,  12  Bände.  Dessen  neueste  Reichsgeschichte,  l't-i  u.  f.  20.  Bd. 
,  bis  löOT,  fortgesetzt  von  Ren.  Carl  von  Senckenberg  bis  zum  Jalire  Jf>50  in 
8  Bänden,  Bd.  2S.  mu4.  Ch.  G.  Heinrich,  deutsche  Reich s^geschichte,  17ST 
bis  1805,  9  Eftnde.  J.  8t.  P Otter,  historische  Entwickelung  der  heutigen 
Staatsveriassung  de$  deutschen  Reiches,  zuerst  ]7$6,  3  Bände.  Die  Begrün« 
dung  einer  eigentlichen  deutschen  Staats-  und  Rechtsgeschichte  in  ihrem  gan- 
zen Umfange  ist  das  Verdienst  von  Karl  Friedrich  Eichhorn  deutsche 
Staats-  und  Recbtsgeschichte ,  4  Bände,  ISÜS  — 1823.  5.  Aufl.  1843—1841;. 
Dieses  Meisterwerk  steht  noch  in  vielen  Partien,  auch  des  dfFentlichen 
Rechts ,  unerreicht  da.  Seit  Eichhorn  ist  das  Feld  der  deutschen  Staats-  und 
Recbtsgeschichte  mit  unausgesetztem  Fleisse  bebaut  "worden.  Für  die  Ver- 
fassung der  ältesten  Zeiten  ist  besonders  zu  nennen  G.  AN'ait  z,  deutsche  Ver- 
fassungsgeschichte, 4  Bände;  für  das  gesammte  Gebiet  Georg  Phillips, 
deutsehe  Reichs»  und  Rech tsgeschichte,  1845,  4.Attfi.  1859;  Heinrich  Zöpfl, 
deutsche  Staats-  und  Rechtsgeschichte,  3.  Aufi.  1858;  Julius  Uillebrand, 
Lehrbuch  der  deutschen  Staats-  und  Rechtsgeschichte,  Ferdinand  Wal - 

ter,  deutsche  Rechtsgeschichte,  2.  Aufl.  1858  ;  Job.  Friedr.  Schulte,  Lehr- 
buch der  deutschen  Reichs  -  und  Recbtsgeschichte,  1861.  Von  dem  grossen 
Werke,  Oeschichte  des  deutschen  Rechts,  herausgegeben  von 
O.  B eseler  u.  s.  w.,  ist  bis  jetzt  nur  die  Geschichte  der  Re<riitsquelleii  ▼on 
O.  Stobbe  erschienen,  B.  I.  Jü60.  B.  II.  1864. 
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Da  aber  die  Stftats-  und  Rechtsentwickelung  eines  Volkes 
nicht  getrennt  von  den  übrigen  Momenten  seiner  Entwickelung, 
sondern  im  engen  Zosammenbange  mit  seinen  ökonomischen,  so- 
dalen  nnd  sonstigen  cultmgeschichtlichen  Erlebnissen  Tor  sich 
geht«  so  kann  auch  die  allgemeine  Geschichte  Deutsch- 
lands als  Hülfewissenschaft  des  Staatsrechts  gelten  *. 

In  neuerer  Zeit  haben  auch  auswärtige  geschichfUche  £r« 
eignisse,  besonders  in  gewissen  Phasen  der  IJmgestiätungy  mächtig 
auf  die  staatlichen  Zustände  in  Deutschland  zurückgewirkt.  Wie 
daher  das  Staatsrecht  und  die  Staatenkunde  auswärtiger  Reiche 
fm-  Ulis  wichtig  ist,  so  auch  ihre  Geschichte,  besonders  die  Ge-, 
schicJite  der  französischen  Revolution  und  die  üeschichte  von  ' 
England*. 

Auch  Memoiren  und  Biographien  hervorragender  Staats- 
männer, besonders  solcher,  welche  aul"  die  deutschen  staatlichen 
Zustände  tiet  eingreifend  i4ewirkt  habeu^  sind  fiir  das  Studium  des 
Staatsrechts  von  Werth  ^. 

Schliesslich  sind  noch  zu  nennen : 

a.  Die  Hülfsmitt(  1  des  gcschichtlic  hen  Studiums 
überhaupt:  Diplomatik*,  Heraldik®,  Geuealogie ' »  Greo- 
giaphie  ^. 

•2  J.  E.  Pflster,  Geschichte  der  Deutschen,  1S29— IS35,  !)  Bände,  fort- 
gesetzt von  Bülau,  lS-12,  Bd.  i>;  K.  A.  Menzel,  Geschichte  flcr  Dcutsciicii 
(bis  zur  Keformation],  J815 — 22,  >>  Bande.  Dessen  Neuere  üescinciite  vuii 
der  Befonnation  bis  sar  Bundesakte,  1826 — 1548, 12  Binde,  2.  Aufl.  begonnen 
1855.  Heinrich  Luden,  Geschichte  des  deutschen  Volkes,  1825 — 37,  J213de. 
Wilhelm  Giesebrecht,  Geschichte  der  deutschen  Kaiserzeit,  2  Bände, 
2.  Aufl.  ISbO.  Ludwijnp  H ausser,  deutsche  Geschichte  vom  Tode  Friedrich's 
des  Grossen  bis  zur  Gründung  des  Bundes,  4  Bände,  3.  Aufl.  1861. 

3)  Dahl  mann,  Getcbichte  der  engltaohen  Kerolution,  3.  Aufl.  1845; 
Geecbichte  der  französischen  Revolution,  1815,  von  demselben.  Heinrich 
von  S yb  el ,  Geschichte  der  Revolutionszeit  von  17S9— 17?».'),  Bände.  Tho- 
mas Babington  Macaulay,  M«-  Instorii  of  Etighmd  fnnu  the  accesaion  of 
JamenII.  G.G.  Gervinus,  Geschichte  des  neunzehnten  Jalirhunderts,  IS55, 
b»  jetft  &  Binde. 

4}  So  z.B.  dasLebendeBMi&MtersFreihermTon  Stein  von  Q.H.Pertv» 

1849—55,  6  Bde. 

5)  J.  Mab  illon  ,  cfc  »"e  rf?}j/r//y(.  lihriW.  Id^I.  Xouveott  traiU  diplomatique 
par  deu-X  MeiiffieMS  £en«dictin8  de  ia  conyrey.  de  til.  Maur^  1750 — üü.  Ü  vol. 
J.  von  Schmidt-Phiseldeck,  Anleitung  f ür  Anfknger  In  derdeuteehen 
Biplomatik»  1804. 

6}  J.  C.  Gatte  rer,  Abriss  der  Heimldik,  1173.  2.  Ausg.  1792.  Christian 
Samuel  Theodor  Bernd,  die  aUgem^iue  Wappenwiuenftohaft  in  Lehre  und 
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h.  Gewisse  philologische  Hülfsk^ontmsse :  Ktnpttiiis  der 
mittelahngen  lateinischen  Qfmch»^,  femer  der  verschiedenen 
PeriodeiL  und  HauptdiAlekte  der  dcntechoi  Sprache  *^ ,  für  die 
nettem  StMEtBakten  und  Yertariigej.  inebeeondefe  auch  das  Vei-> 
stSndniss  der  franaSnaclieii  Sprache. 


Geschichte  der  Bearbeitung  des  deutschen  Staatsrechts 

§•  17. 

1.  Ton  den  ersten  fragmentarischen  Bemerkungen  über  Staatsrecht 
bis  auf  die  GrftndQDg  des  Reichskaiamergertcbts  HIS. 

(Die  Zeit  pliantastischer  Spekulation  über  8taat  und  Staatsrecht.) 

Tu  den  deutschen  Re clitsbü ehern  des  Mittelalters  finden 
sich  überall  sserstreute  Bemerkungen  über  Staat  und  Staatsrecht. 

Anwendung,  tSlfl;  Handbuch  der  Wappen  Wissenschaft  ia  AnwendUDg  und 
Beispielen  von  demselben,  1850.  (Kurzer  Abriss.) 

7)  Johann  Hübner's  genealogische  Tabellen,  4  Bände,  1725—  1733. 
J.  O.  Voigtei,  genealogische  Tabellen  «ir  ErUuterufig  der  Enroptisehea 
Stoatengetchichte,  l^^il.  Friedrich  Maximilian  O e r  t e  1 ,  genealogli^che  Tafeln 
zur  Staatengeschichte  der  germanischen  und  slawischen  Völker  im  XIX.  Jahr- 
hundert, 1845  (mit  Nachtrügen  .  Hopf,  historisch -genealogischer  Atlas  seit 
Christi  Geburt  bis  auf  unsere  Zeit,  I.  Band,  Gotha  tb58.  Gothalsohes  genea- 
logisches Taechenbttch,  1963,  hundertster  Jahrgang.  L.  A.  Oebhardi,  ge- 
nealogische GeRchichte  der  erblichen  Reichsstände,  1 776,  3  Bände.  Ausfühi^ 
liehe  genealogische  Geschichten  finden  sich  auch  in  meiner  Ausgabe  der 
Qaufgesetze. 

8)  Für  staatsrechtliche  Studien  unentbehrlich  ist  besonders  der  historisch- 
geographische  Handatlae von K.vonSpruner,3« Aufl.  1 655.  FOr filtere V«r^ 
hlltnisse  sehr  wi«ht%  int  die  Xeue  Erdbeschreibung  von  A.  F.  Bttsehing. 

ni.  Theil,  das  deutMshe  Reich  in  3  Bd.  1757—59. 

9j  C'lo.ssantftn  mediae  et  inßmae  Lnftnitatis  condituni  a  Carola  Dufressne 
domino  du  Cangtu  auctum  a  monachis  Ordinis  iS,  Bmedicii  cum  mpplementü  in- 
tegrü  D.  P.  Carpentarii  dtgessit  O,  A.  X.  Metuchel ,  I. — VII.  Paris  1840 — 50. 

tO)  Jacob  Ori mm,  deutsche Orammatfk,  4  Bde.  1822— 1939  (1841), Dee- 
sen Oesehichte  der  deutschen  Sprache,  2  Bände  ISiB.  C.  G.  Haltaus, 
Ghsaarinm  gormunicum  rtiedii  aevif  1758,  *2  vol.  E.  G.  Graff,  Althochdeut- 
scher Sprachschatz,  Bd.  1 — 0,  1834  —42,  nebst  einem  Index  von  Ma  s  m  :inn, 
1846.  W.  Müller  (später  gemeinsam  mit  iriedrich  Zarncke; ,  mittelhoch- 
deutsches Worterbuch  aus  dem  Naehlasse  Ton  O.  F.  Beneoke  herausge- 
geben, 3  Bände,  Leipzig  1854—1861.  A.  Ziemann»  mittellioelideittseliee 
Worterbuch  cum  Handgebrauch,  Quedünb.  1838. 
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B«8ondcf8  mshüg  liir  die  KeantaiBsr-  das  deutschen  l^teataredits 
des  Mittelalter»  ist  der  Sachsenspiegel'.  Da«  Werk  des  ein- 
gehen radisischea  Schdffien  Eike's  yon  Sepgowe»  mit  seiner 
patriotiselien  Oetinnimg  und  praktbcben  Anschauung  >  ist  für- die 
Grescbidbte  des  deutschen  Staatsrechts  mehr  weith,  als  alle  Phan- 
tasien der  geldirten  mittelaltrigen  PubHcisten.  Im  dritten  Buche 
des  Sachsenspiegels,  Art.  52. — 72.,  findet  sich  ein  ziemlich  ausam- 
menhänji^ender  Aufsatz  über  deutsches  Staatsrecht;  ausserdem 
küimnen  noch  mancherlei  verieinzeite  ijemerkungeu  vor.  Tief 
unter  dem  Sachseih^i)i('uel  stehen,  auch  in  staatsrechtlicher  Bezie- 
hung, an  (iründlif  likeit  und  ])ralv tischer  Rechtserfahrung,  die 
.spätem  liechtsbücher,  wie  der  I )<  utsrhenspiej^el  ' ,  der  Schwa- 
beiispiegcl  ^  und  besonders  da^  früher  viel  überschätzte  kleine 
Kaiserrecht*. 

Die  Streitigkeiten  zwischen  Papst  und  Kaiser,  geistlicher  und 
weltlicher  Gewalt,  gaben  sehr  früh  Veranlassung  au  publidstischen 
Dedoktionoi,  worin  das  Wesen  des  Staats  und  der  Staatsgewalt, 
insbesondere  das  VerhSltniss  ' von  Staat  und  Kirche  aueinaader, 
erörtert  wird.  Die  älteste  Schrift  dieser  Art  ist  von  Petrus  Cras- 
sua  aus  dem  Jahre  1080 ;  sie  vertheicligt  König  Heinrich lY.  gegen 
die  Anmassungen  Gregorys  YII.  und  ist  reich  an  Citaten  aus  der 
Bibel,  den  Kirchenvätern  und  dem  ratschen  Rechte 

Von  allgemeiner  staatsphilosophischer  Betrachtung  geht  auch 


i;  Johann  Stephan  Pütter,  Literatur  des  deutschen  Staatsrechts,  in 
drei  Theilen  ,  1776— !T»>3.  Johann  Ludwig  Kl  üb  er,  Neue  Literatur  des 
deutschen  Staatsrechts,  als  Fortsetsung  und  Ergänzung  der  Pütter'schen, 
1791.  Aua  dem  Meisterwerke  Robert  von  MohTt,  die  Oeteluohte  und 
lateratur  der  Staatswiuenschaftra ,  in  drei  Binden,  1855 — 1858«  gehftrt  be* 
sonders  hierher  No.  XI.  »das  positive  deutsche  Staatsrecht  seit  der  Gründung 
des  deutschen  Bundes.«  B.  IL  S.  2  U— 

2}  Beäte  AuRg:abe  von  C.  G.  Homeyer,  dritte  Auflage,  J^lil.  Lieber  die 
Geschichte  des  llechtsbuches  siehe  0.  Stobbe,  Geschichte  der  deutschen 
Rechtaquellen,  I.  §.  29.  S.  288  ff. 

3)  Herausgegeben  von Fiek er,  1859.  Siebe  besonders 0.  Stob  be  §.  33. 
8.  327. 

4)  Ausgaben  von  Lassberg  und  WackernageL  Siehe  O.Stobbe 

f.  34.  S.  :533. 

ö)  Herausgegeben  von  H.  E.  £  n  d  e  m  a  n  n ,  mit  einer  Vorrede  von  Bruno 
Hildebrand,  184«.    0.  Stobbe  §.  44.  S.  437. 

ti)  U.  Sudendorf,  Hegistrum  oder  merkwürdige  Urkunden  fttr  die 
deutsche  Oesdiiehte,  Th.  I.  S. 
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Engelbert  von  Volkersdorf^  in  seinen  Btaatsrechtlicheii 
Sdmiben  aus»  ohne  die  eigenthiimlich  deutschen  VeihältniBfle  nä- 
her zu  berücksichtigen.  Seine  hierher  gehörigen  Werke  sind :  de 
regfimine  prineipum  Khri  moe  iradatus  VII,  *  und  de  erlu  ei  ßm 
Momam  impem  Uh«r 

Der  tiefeingreifehde  Streit  cwisehen  Ludwig  dem  Bayern  und 
dem  Papste  Teianlasste  eine  Reihe  von  staatsvechtiichen  Deduk-^ 
ttonen»  in  welchen  besondeis  die  Unabhängigkeit  der  kaiseriichen 
Gewalt  vom  Papste  und  die  unmittelbar  götttidie  Einsetaung  des 
weltlichen  Regiments  von  geistlichen  Schriftetelleni  ;4e^en  dieAn- 
massungcu  des  römischen  Stuhles  vertheidigt  wird  Es  kommen 
liier  besonders  drei  SchrÜ'UteUor  in  Betracht: 

1.  Wilhelm  von  Occani 

Von  seinen  Sclirifteii  sind  zu  en\iihnen  :  Dinjnitatio  de  pofestafe 
pKithUis  ecclfmae  atque  principihm  lerrarum  cxmmiissa  ,  sub  Jorma 
Dialofji  inter  ('Irrirttm  et  Milifeift  und  Orto  quaestionum  decfsiones 
mper  mtmm  panüßcis  polestates  tractatm  dejurisdictiom  Jmperatorü 
m  catusis  matrimonialihm . 

2.  Mart»ilius  de  M euandrino 

In  Gemeinschaft  mit  Johannes  von  Janduno  veifasste  er 
«lie  Schrift :  Defemcr  pada  de  potestate  imperiali  et  papali  adrersm 
usurpatam  Romani  pmiHß<^s  Juriiidictionem,  Von  ihm  allein  ist  der 
Traetaiku  de  trgndaüone  intern, 

7)  Engelbert  von  Volkersdorf,  geb.  1250,  studirta  zur  Zeit  Ru- 
dolf 8  I.  zu  Pavia  und  Prag,  wurde  Abt  des  Klosters  Admont  in  äteiermark 
{Engelbertua  AeknmUmuis  f,  1331. 

8)  Heraushieben  von  J.  G.  Huffnagel,  Ratisb.  (».  a.) 

9)  Moguntiae  1603.    S.  O.  S  t  u  b  b  e  S.  451. 

10)  Ueber  diese  Schriftsteller  siehe  besonders  Putte  r  a.  a.  O.  Th.  I. 
Sj,  25.  t>,  t)7  und  Eichhorn'  s  zum  Theil  abweichende  Beurtheilung,  Staats- 
und  Recbtsgesehiclite,  B.  III.  §.  393.  Erste  Anmerkung.  O.  Frank  1  in  ^  B(^> 
träge  zur  Geschichte  der  Keception  des  rftmiBchen  Rechts.  Hannover  J863, 
S.  127  ff.    O.  St  übbe  a.  r  O.  S.  45-1. 

ir  Von  Geburt  ein  Lii<:l;uK]er ,  Sriiüler  des  ])un  Senilis ,  Franciscaner- 
muuch,  gestorben  wahrscheinlich  i.üj,  hat  sowohl  in  i' rankreich ,  wo  er  zu 
Paria  Doktor  wurde,  als  auch  in  Deutschhind,  wo  er,  nach  dem  Tode  Philipp'c 
des  Schönen  von  }32B  ab  bei  Ludwig  dem  Bayern  lebte,  die  Rechte  des  Könige 
gegen  die  Anmassun^^en  des  Papste«  vertheidigt.  O.  Stobbe  S.  1  ■■»">.  8eine 
Schriften  stehen  bei  Goldast,  MonarchiOt  Tom.  I.  p.  13,  II.  p.  313  seqq.  L 
p.  21  seqq. 

12)  Geboren  in  Padua,  daher  auch  Patavmue  genannt,  gleichfalle  Pran- 

cii'caner,  lebte  lange  zu  Wien  und  starb  erst  nach  1312.  O.  Stobbe  S.  -155, 
Seine  Schriften  stehen  beiGoidast,  Tom.  U.  p.  154—312  und  p.  147—153. 
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3.  Lupoid  von  Bebenburg  - 

Von  seinen  Schriften  gehört  beeonders  hierher:  IVactattu  de 
junbu8  regm  et  imperü  Homanorum 

'W^etid  Wilhelm  von  Oecam  seine  Argumente  gans  beson- 
ders aus  den  Quellen  des  römischen  und  kanonischen  Rechts  her» 
nimmt  ^  Marsilius  aber  die  aristoteliRche  Politik  zur  Grundlage 
seines  Raisonnements  macht,  geht  Lupoid  von  Hebenburg  wciiig- 
stens  einigermassen  gründlicher  auf  die  Thatsarhen  der  deutschen 
Geschichte  und  die  concreton  Stuatsverhältiiisse  des  deutschen 
Reiches  ein.  Sein  Buch  ist  daher  für  die  (icsehiehte  des  deut- 
lichen Staatsrechts  bedeutsamer  >  als  die  auderu  gleichzeitigen  De- 
duktionen. 

Au  der  Universität  zu  Prag  kündigte  im  Jahre  1«3S0  Ubertus 
de  Lampugnano''*  eine  gelehrte  Gastrolle  an,  indem  er  sich 
bereit  erklärte,  über  die  damals  behebtesten  staatsrechtUclien  Fra- 
gen öfl'entlich  zu  disp\uiron,  nämUch  : 

1)  ob  sogleich  nach  der  feierlichen  Wahl  eines  Kaisers  iu 
■Deutschland  der  Gewählte  in  jeder  KticfcsiGht  von  seinem  Keiehe 
und  von  sich  als  Kaiser  sprechen  könne,  oder  erst  nach  'seiner 
Krönung  diurch  den  Papst? 

2)  ob  alle  Fttr8ten>^  Könige  und  Völker  der  Christenheit  zum 
römischen  Reiche  gehören,  oder  ob  einige  eximirt  seien  durch 
Privilegien,  Veijäiirung  oder  sonstwie  *•? 

Achtzig  Jahre  später ,  gewissermassen  der  leiste  in  der  Beihe 


t3)  Ein  gebomer  Deutscher,  aus  dem  edlen  Geschlecht«  der  Kflchen- 
meister  von  RotenbuTg  und  Nortenb«rg»  doetor  decntorum  H  arehidiaconut 
ecdetiae  Ilerhipolensis  curiae  o/ßcttilUt  tmdem  episeoptis  JBabet^ergetms. 

14)  BeiScharü  ,  dt-  Jarisdictione,  auctaräate et praciminenfia  imperial ufqne 
Jtiribus  rcfjni,  IdöÖ.  Fol.  p.  -Vis  seqq. ,  auch  IG''^  4"  in  der  Ausgabe  des  Petrus 
von  Andlo  mit  dem  besoudern  Titel :  Tructatus  de  juribm  regni  et  imperü  Jio- 
manorum  a  D.  Ln^ptMo  de  Sfibenhurg. 

15)  Von  Geburt  ein  Italiener,  auch  de  Lampamiano  genannt«  war  Pro* 
feseor  an  der  Universität  Pavia  und  stand  in  Diensten  des  Jobann  Galeazzo 
Visconti  'thutini  coniitia  Virtittiim] ,  des  spätem  Flerzogs  von  Ms'ilniul,  als  des- 
sen Gesandter  &r  laSo  nach  Frag  kam.  Siehe  über  ihn  besonders  Hugo, 
Zeitschrift  für  geschichtl.  KechUwissensch.  B.L  S.  338  ff.  undTh.  Bollin  er, 
ebendat.  B.  U.  S.  238.  Aus  diesen  Mittheilungon  ergiebt  eich,  wie  unrichtig 
es  igt,  Venn  Ubertus  früh«,  wie  dies  z.  B.  von  Senckmiberg  geschah,  für  den 
ersten  deutschen  Staatsrechtslehrer  erklärt  wurde. 

16}  Ein  genauer  Abdruck  der  Quaestio,  nirum  o/nnes  Christiani  suhsuni 
Rmnano  imperio,  findet  sich  in  der  erwähnten  Abhandlung  von  Dolliner, 
Zeitochr.  ftrgesehichtlw  Rechtsvissensch.  B.  II.  S.  246^-256. 
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dieser  mittelaltrigen  Püblici^teD,  tiitt  Petruf  von  Audio  auf 
Scan  imgefähr  1460  geffchxiebciftes«  dem  Kaasev  Friedrich.  HI.  ge- 
vidmeten  Buch  deJ^j>enoBoma$t0*^  ist  ein,  inilioli  echwadMir» 
Veraudi»  pkiloflopluecheR  und  positives  Staatsrecht  mit  einander  zu 
verbinden.  Allerdings  geht  Petrus  von  Andlo  schon  mehr  auf  die 
conoreten  deuts^^enStaatsverliältmsse  ein  und  handelt  vom  Ksisor 
und  seiner  Krönung,  von  den  Kurfürsten,  den  Fürsten,  den  Reichs- 
tagen^ diiu  Adel  in  seinen  verschiedenen  Stufen,  den  lleidis- 
städten  u.  s.  w. ,  aber  alles  wird  in  einer  so  verworrenen  und  un- 
kritischen Weise  vov'jotrai^en ,  dass  seine  iVlittheilimgen  nur  einen 
sehr  gelingen  historisciien  W  erth  haben 

In  Bezug  auf  seine  allgemeine  Auffassung  theiit  i'etrus 
von  Andlo  den  Standpunkt  der  übrigen  niitteialtrigen  Publicisten 
Der  gemeinsame  Grundsug  aller  dieser  Schriftsteller  ist  der  un- 
historische  Charakter;  sie  stütaen  sich  in  ihren  iskihriften  nicht 
auf  die  deutsc  lien  Ilcichsgesetze  und  Gewohnheiten,  sondern  auf 
die  Bibel >  die  Kirchenväter,  besonders  die  b^ühmte  Cimtas  Dei 
von  Augusdn,  auf  Thomas  von  Aquino,  auf.  die  philosophische 
Stsatslehxe  das  Aristoteles  und  Cicero,  auf  die  spätem  Römer,  auf 

IT;  Geboren  zu  Andlau  im  Elsass,  studirte  in  der  Mitte  des  15.  Jahrhun- 
derts in  Pavia,  Dnctnr  Jtcris  caTwnini,  hielt  schon  vor  Stiftunsr  der  Universität 
2u  Basel  im  J.  145U  ötfentliche  Disputationen  (Vischer,  Geschichte  der  üniver- 
sitftt  Basel,  1860.  S.  10  f.) ,  seit  Stiftung  der  Uniireitim  1460  war  er  Leelar  m 
mMo  Decretalium  et  Ordinarius ,  später  Vicfikantler»  Propst  zu  Lauterbach, 
Canonikus  zu  Colmar.  Ueber  ihn  siehe  besonders  Hugo,  Zeitsohr.  für  ge- 
schichtliche Keclilswiss.  B.  1    S.  340. 

18]  Die  erste  Ausgabe  ist  Petri  de  Andlo  de  impet-io  Romano,  liegis  et 
AugusHwronaHonef  inmtgttraÜonet  admini»traiüm«!ojyteio€fpolB$fäi»Sl0eiafwn, 
aiiisqitc  ItnpwH part%hu9 1  jutibtu,  rUAus  et  teremoniis  Lihri  dno  ad  FHdericum 
III.  Imper.  «ripU  «i  nuM  pfimum  eeUti*  Curante  Marquardo  Fr^hero* 
Argent,  1603. 

19)  Eichhorn  a.  a.  O.  393.  bezeichnet  sie  geradezu  als  «unbedeuten- 
des QesohwAts.«  AucK  ist  Petrus  von  Andlo  papistisoher  als  alle  Beine 
Vorgänger.  Wena  die  Kurfürsten  einen  Unwardigen  wiblen,  geht,  aaob  ihm, 

da« "VVahlrecht  ipso Jxrc  auf  den  Papst  über;  es  steht,  nach  seiner  Ansicht,  der 
Ketzerei  gleich,  zu  leugnen,  dass  die  kaiserliche  Gewalt  aus  der  des  Papstes 
abzuleiten  sei,  da  dieser  von  Christus  die  weitliche  und  die  himmlische  Gewalt 
erhalten  habe  u.  s.  w. 

20)  Die  Staatslehre  des  Mittelaltert  von  Dr«  F.  Farster  (an  Greifsvald) 
in  der  Allgemeinen  Monatsschrift  für  Wissenschaft  und  Literatur,  Jahrgang 
1853,  Abtheilun^  I.  S.  S3?— Abth.  II.  8.  922—036.  Von  demselbeii :  d  er 
Staatsgedanke  des  Mittelalters.  Ein  Vortrag,  J.Stahl,  Ge- 
sohiehte  der  Rechtsphilosophie,  II*  AbtbeUang.:  die  germanischen  Schriftsteller 
des  Kittelalters. 
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di8  Corpus  juris  und  die  GlessatorcB;  rie  ackmerbai  somit  durch-* 
weg  haldo6  über  dem  Boden  der  WizkUcfakeit  und  leben  in  allge- 

«einen  Abstraktionen  und  hochfliegenden  Phantasien.  ]^esondeT8 
durchzieht  alle  diese  Schriften  der  mystische  (bedanke  eines  geist- 
lich-weltlichen Univt  rsalrcichcs ,  unter  dem  Symbol  der  beiden 
Schwerter.  Nacli  dieser  Auffassimg  hat  es  vier  Universalmon- 
archieu  g-egeben,  die  der  Ass\Ter,  die  der  Meder  und  Perser ,  die 
der  Griechen  nnter  Alexander  dem  Grossen,  die  der  iiönn*i,  welche 
durch  die  Geburt  Christi  und  die  von  ihm  dem  römisclien  Keiche 
gezollte  Anerkennung  ihre  Heiligung*erhalten  hat  und  bis  an  das 
Ende  der  Tage  dauern  mrd.  Christus,  als  der  Herr  der  Welt,  hat 
zwei  Schwerter,  welche  die  weltliche  und  geistliche  Grewalt  be- 
deuten, an  Papst  und  Kaiser  veiUehen.  Zu  Zeiten  Karl's  des 
thossen  ist  das  lömische  imperium  von  den  Griechen  auf  die  Deut- 
schen übertragen  worden,  die  s.  g.  iran^oHo  ingtem^  Alles  ist 
Yon  der  Fiktion  durcfadningen,  dass  das  deutsche  Reich  eine  Fort- 
setvong  des  alten  BÖmerreiehes,  dass  der  deutsch-ronusche  Kaiser 
der  unmittelbare  Nachfolger  der  alten  Cäsaren  und  somit  dommus 
nrnndiiBt,  wdchem  de  jure  alle  Kernige  und  Völker  der  Christen- 
heit untertfaan  siftd,  ein  staatsrechtliches  Dogma ,  woran  man  noch 
SU  einer  Zeit  festhielt,  als  die  bodenlose  Schwache  des  deutschen 
Beiches  eine  solche  Auffasstmg  fortwährend  Lügen  strafte 

So  lange  derartige  Phantasien  die  Geister  beherrschten,  so 

21}  Diese  Lehre  ▼on  den  swei  Schweitoni  wird  ron  tllaa  mittolaltngen 

Schriftstellem  mit  fast  wörtlicher  Uebereinatiamung  vorgetnaf«!.   In  ihrer 

vollen  Grossartigkeit  stellt  sich  diese  Lehre  besonders  bei  Dante  dar  in  seiner 
Abhandlung  de monarchia,  welche  sich  ebenfalls  bei  Simon  Schard  abgedruckt 
findet  und  deren  erstes  Buch  jetzt  von  ILarl  Witte  kritisch  herausgegeben  ist 
(1863).  Naeb  Dante  kann  das  mensehlicbe  Oecchleebt  seine  Aufgabe  nur  als 

Binbeit  lösen:  »scilicff  qitod  ad  Optimum  dispositionem  miindi  m  o  n  archia 
necessaria  est.»  Die  Idee  der  "Weltherrschaft  wird  hei  diesen  Schriftstellern 
immer  du rcli  monarchia,  imperium  bezeichnet.  Nur  darin  herrscht  eine  Ab- 
weichung ,  je  nach  dem  iiaiserlichen  oder  päpstlichen  Standpunkte  der  Schriti- 
itelter»  dass  die  eine  Auffassung  eine  unmittelbare  Verleihung  des  ireltliehwi 
Schwertes  von  Gott  an  den  Kaiser  annimmt,  während  nach  der  andern  Ansicht 
der  Curialisten  Gott  beide  Schwerter  St.  Peter  oder  dem  Papste  gegeben,  der 
Papst  aber  das  weltliche  dann  dem  Kaiser  weiter  geliehen  hat,  woraus  noth- 
vendig  eine  Unterordnung  des  weltlichen  unter  das  geistliche  »Schwert  folgt. 
8o  vertritt  X.  B.  der  Sachsenspiegel  die  kaiserliche  deutsch -nationale,  der 
Schwabentpiegel  die  papistische  Auffassung.  In  dieser  verschiedenen 
Auffa*'''^!Ti2'  der  T.f  hre  von  den  beiden  Schwertern  stellt  sich  die  t^-'-össte  Con- 
troverse  des  Mittelalters ,  der  Kampf  zwischen  geistlicher  und  weltlicher  Ge> 
walt,  zwischen  Papst  und  Kaiser  sinnbildUch  dar. 

8}«teni  dM  dtattclwii  BiMtoreehij.  4 
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bnge  es  an  jedem  grondlicheii  historiflchen  Stadium  der  deutschen 
Staatsverbältnisse,  an  jeder  tiefem  Kenntniss  der  concreten  Tliat^ 
Sachen  fehlte,  konnte  man  auch  su  keiner  gedeihlichen  Grund- 
legung der  deutschen  Staatsrechtswissensehaft  gelangen. 

§.  18. 

IL  TtB  l«r  Qrlaiuf  das  BstobikaMisigerislils  W  aif  Ismiii  Osulic. 

(B^inn  einer  deutaehen  StaateTeohtewiseeucliaft,  jedoch  unter  Torhemdiea« 
dem  Einfluue  der  rovanistuclieii  /uriiprudenf  #) 

Mit  der  zweiten  HSlftoides  funfaehnten  Jahrhunderts  beginnt- 
die  Wiedergeburt  der  Wissenschaften  in  Europa.    Die  grossartig^ 

stt'n  Momente  wirken  zusammen ,  um  den  gebundenen  Geist  aus 
den  Fesseln  des  Mittelalters  zu  befreien  Besonders  tief  ein- 
greifend ist  der  Einfluss  des  klassischen  Alterthums.  Der 
Humanismus  wirkt  aiuli  auf  die  Juris])ruden/  umgestaltend 
ein;  doch  kam  von  diesen  Fortschritten  zunächst  der  deutschen 
Staatsreehts%visseust  haft  wenig  zu  Gute.  Die  Humanisten  waren 
besser  in  Athen  und  Horn ,  als  in  ihrem  dentsclien  Vaterlande  zu 
Hause.  Die  auf  humanistischer  Grundlage  sich  erhebende  Juris- 
prudenz war  wesentlich  romanisirend  und  konnte  sich  noch 
lange  von  dem  gefährlichen  Wahne  nicht  losreissen ,  dass  die  ab- 
solutistischen^  völlig  fremdartigen  Grundsätze  des  römischen  Staats^ 
rechts  auf  die  deutschen  Staatsverhältnisse  unmittelbar  anwendbar 
seien.  Die  wunderlichen  Phantasien  des  Mittelalters  von  dem 
domimum  mundi  des  Kaisers ,  von  der  iranalaHo  imperii  a  Graea'g 
ad  GermanoB ,  von  der  immittelbaren  Fortsetzung  de»  alten  römi- 
schen Reiches  durch  die  Deutschen  >  wurden  mit  Zähigkat  fest- 
gehalten. Selbst  noch  in  den  offiziellen  Staatsschriften  des 
16.  Jahrhunderts  eischeinen  die  deutschen  Reichsfursten  mit  ihrer 
Landeshoheit  als  npraeatdes  pnmndae  cum  mero  ei  nUxio  wy9erio«i, 
die  Kuiforsten  als  die  ^prae/ecii  praetorw«.  und  der  in  der  Wirk- 
lichkeit eingeschränkteste  Monarch  der  Christenheit,  der  römisch- 
deutsche  Kaiser,  ist  den  Juristen  immer  noch  der  t>princeps  leffibua 

Einige  Anregung  zu  staatereebtlichen  Untersuchungen  gab 
die  Reformation  und  dann  auch  die  Wahl  KarFs  V.  zum  Kaiser. 
Besonders  wurden  damals  zwei  Fra^ea  vielfach  verhandelt, 

1)  Siehe  Jacob  Borkhsrdt,  die  Cnltur  der  Beaeitsenee  in  Itelten* 
Bin  Versuch,  1860. 
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.  1)  ob  und  wie  weit  den  evangelitchen  Beichsständen  erlaubt 
Bein  möchte  >  der  Beligion  halber  »  wider  den  Kaiser  zur 
Gegenwehr  zu  «chmten  und  durch  Wailbn  und  Verbindun- 
gen sich  Bu  helfen  *  ? 
2)  ob  ein  Ausländer  zum  Kaiser  gewählt  werden  dinri^  '? 

Dem Reichskammerg^erichte,  welches  vonMaximilian  1. 
1495  errichtet  war,  aher  erst  unter  KarlV.  zu  rechter  Wirksamkeit 
gelangte,  liat  das  deutsche  Staatsrecht  viel  zu  verdanken.  Während 
sonst  allp  in  das  deutsche  Staats-  und  Fürfstenrecht  einschlagende 
Streitigkeit rii  uuter  den  Reichsstaiideu  entweder  dtirch  Vergleich 
ausgetraj^ou  oder  durch  WaffoTi  ausgefochten  wurden,  fanden  die- 
selben jetzt  eine  richterliche  Entscheidung  nach  streng  juristischen 
Grundsätzen.  Es  wurde  daher  auch  bei  solchen  Fragen  nöthig, 
der  wahren  Beschaffenheit  des  Bechtsfalles  tiefer  auf  den  Grund 
zu  gehen. 

Dadurch  wurden  Rechtsgclchrte  vielfach  veranlasst,  in  der- 
gleichen Staats-  und  furstenre( htlichen  Streitigkeiten  Deduk- 
tionen zu  verfassen,  worin  sie  die  Rechte  dieser  oder  jener  Partei, 
als  deren  Yertheidiger^  ausführten,  um  dadurch  sowohl  auf  die 
Bachter,  als  auf  die  öffentliche  Meinung  einzuwirken*.   So  ent- 


2)  Die  theologiedieii  und  jurittiMh«!  Bedenken  Ober  dieee  Frage  und 

susammengestellt  in  H  c  r  1 1  e  der'  b  Handlungen  von  Rechtmässigkeit,  Anfang 
und  Fortgang  des  deutschen  Krieges  im  I.  und  II.  B.  S.  1 — 22:3.  HSufig  wur- 
den über  derartige  Fragen  auch  Theologen  zu  Käthe  gezogen ,  wie  Luther, 
Melanehthon ,  Bugenhagen.  Ueber  die  politischen  Ansichten  der  Refomtato- 
ren  siehe  bes.  K.  von  Kaltenborn,  die  V*  rlä uf^r  des  Hugo  Qrotius, 
B.  207  ff. ;  auch  Jolias  Kdatlin,  aber  Luther'«  Theologie.  Stttttgart  1863, 
B.  II,  S.  485  ff. 

3]  Besonders  bekannt  ist  das  bei  der  Kaiserwahi  Xarl's  V.  veranlasste 
Wittenberg  18 che  Bedenken  Aber  die  Frage:  »an  non  Ahmamu  eligi  possit  m 
regtm  Romanorumf'^  (verfssat  Ton  Henning  Godenus,  welcher  eigentlich 
Goede  hiess  und  Vorlesunq^cn  über  die  Kaiserwahl  hielt.  Erhard,  Ge- 
schichtedcH  Wie(leraufl(?l>enb  d'_r  Wissenschaften,  III.  470ff.  Kampschulte, 
Geschichte  der  Universität  Erfurt,  I.  S.  3y  ff.) ,  ferner  das  von  dem  Leipziger 
ProfeMor  Simon  Fistorie  Ter&sste  Gutachten.  In  demeelben  wird  behanp- 
tet,  allerdings  mflsae  der  Kaiser  deutscher  Natim  adn,  zugleich  aber  bewiesen, 
dasR  Karl  V.  und  sein  Bruder  Deutsche  seien:  »quia  naii  sunt  in  vita  mt  (wi 
paterm  et  ^er  consequem  in  ^ütria  patestaU  qjusdenum  Pütter  a.  a.  O.  S.  lOU 
und  103.  " 

4)  IKe  Veranlasanng  au  dergleichen  Dedulstionen  gaben  s.  B.  im  XVI. 
Jahrhunderte  die  Kriegshändel  des  Marhgrsfen  Albrecht  von  Brandenburg. 
Es  entstand  ein  Suhriftenwechsei  über  die  Freistellung  der  Religion  J576  und 
1586,  aber  die  kurpfälzische  Yormundscbait,  nach  Abgang  Ludwig's  VI.,  1583, 
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irtand  seit  der  zweitflii  HMlite  des  XVI.  Jahrhunderts,  auf  dem  Ge- 
riete des  SteAtflfedilB,  eine  bedeutsame  Dedaktionenlite- 
TAtur,  udidie  sowobl  in  einaelnen  Abhandlungen  wie  in  den 
grossen  GonsiliesisanimlungeD  dieser  Zeit  enthalten  ist  *. 

Nodi  wichtiger  wurden  die  Sehiiften  der  MÜ^Ueder  des 
Reidiskanimeigenchti  selbst«  der  s.  g.  Cameralieten.  Da 
«US  solchen  Schriften  zu  ersehen  wax,  nach  welchen  GnmdsülBen 
4ya  jKsppmeacgmohte  geuxtheilt  wurde«  so  gdangten  sie  zu  einem 
&st  gesetsesühnlichen  Ansehen.  Als  Herausgeber  solcher  ksnuner- 
geriditticher  Observationen  sind  besonders  au  nemien  Joachim 
Mynsinger  von  Fründeck  *  und  Andreas  Gail  ^  Der  grösste 
^heil  des  Inhalts  dieser  Obsenrationen.  gehört  zwar  dem  Frirat- 
rechte  und  dem  Prozesse  an,  doch  werden  darin  auch  vielfach 
wichtige  staatsreclitliche  Lehren  erörtert.  Alle  diese  Observationen 
zeigen  deutlich,  dass  man  sich  auch,  iii  fragen  des  deutschen 


und  nach  dem  Tode  des  damaligen  Vormondes  Jolianu  Casimir  1592,  im  An- 
fang des  XVn.  Jahrhundert«  über  die  Huldigung  der  Stadt  Braunschweig, 

1603—13,  über  die  Achtserklärung  der  Stadt  Donauwerth,  1608—13,  über  die 
pflllsische  Kur,  ob  '^ie  auf  der  Pfalz  oder  mif  Bnyprn  hafte?  Eine  sehr  ^^'eck- 
mäs.slg-e ,  alphabelisch  geordiu  U'  ZusniiunLiisiellung  bolcher  staatsrechtlichen 
Deduktiuiien  giebt  Johann  Christian  L  uuig,  Bihliotheca  deductiontim  S.  Ii.  J.f 
TermehrtTon  Gottlob  August  Jen  ich«  n.  Leips.  1745. 

5)  Dahin  gehören  die  besonders  für  das  deutsche  Fürstenrecht  sehr  be- 
Bchtenswerthen  ConsiUn  von  Jobann  Fichard,  Everhard's  Consüi^  160:^, 
"VVefpnhepk's  ConKilia  1584 — 1024,  Marburgische  Cotmlia  von  Hermann 
Vultejus,  i.  1605,  11.  1606,  III.  1607,  IV.  1631. 

6)  Geboren  su  Stuttgart  1517  (nicht  1514  wie  PQtter  und  auoh  «oeh 
Hafem  an  n ,  Geschiebe  der  Lande  Braunschweig  und  Lüneburg,  B.  IL  8. 406, 
n.  2.,  antjeben,  siehe  dagegen  Jugler,  Beiträge,  II.  S.  1  ff.;,  1 535  Professor  zu 
Freiburg,  1548  Beisitzer  des  Kammergerichts,  1556  herzgl.  Braunschweigischer 
Kanzler,  t  15b8.  Der  Titel  seines  Hauptwerkes  lautet:  Joachimi Mynsinger 
«  FHtndf^  MSs^Mtim  oftMtMfMmum  JtitKeü  w^penaik  eamenu  emtmiM  IV, 
3m,  1563,  0d.  Il.jani  dmmo  rmatae  et  a  mendU  pnpemodum  innumeris,  ut  no- 
vunt  opff^  vidert  possit ,  quam  accitratissimp  rrjvrrrjafae ,  157f>.  hcrnafh  mit  der 
fünften  eeni'?/r?'«  vermehrt  1576 ,  mit  der  sechsten  15S1  und  seitdem  mehrere 
Male  gedruckt  1599.  Die  inMynsinger's  Observationen  vorkommenden  staats- 
reohtUchen  Materien  hat  Pflttar  a.  a.  O.  rasanunengeitellt  §.  52.  8. 123. 
Mit  Recht  hdsst  Mynsmger  nprnmn  fimikder  JurvpnShnÜaB  emnenUt  lyptit 

7)  Geboren  zu  Köln  1525,  war  von  1558 — 1569  Mitglied  des  Karamerge- 
xidits,  wurde  dann  Rdchsholrath,^ dann  Kanzler  des  Kurfürsten  von  Köln, 
t  1587.    Der  THel  «ein«8  Hauptwerk«:  JbniMm  Ouil  praetkanm  obger» 

vadonum  tcnn  ad  procesmm  judmarinm  pnmertim  imperiale  eamerae  quam 
causaarum  decisimes pertinentium  tihi-i  duo,  ed.  I.  1678.  II.  irt^O.  Die  darin  be- 
rührten Staatsrechtlichen  Materien  hat  Pütter,  S.  127,  zusammengestellt. 
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StaativeehlSj  am  Kammergenckte  noch  mckt  Ton  den  römischea 
Geattasm  und  der  Autontit  d«8  BartohM  und  Baldua  losmachen 

konnte. 

dem  Anfiuage  de»  X,VI.  Jabrhondcvt»  wuiden  Reichsge- 
a«tie  häufiger  erhuMen;  auch  wuiden  u»  mmUaiM  sogleich  durch 
AbdzUcke  beluumt  gemaeht^  Dagegen  InteiL  Schxiftsteller, 
wdehe  da»  dentaehe  Staatireeht  abr  eolciie»«  ohne  Bucksichl  mi 
einen  vualiegendsi  fUl«  mtsMeufiehaftHch  behandelten erat  mit 
Beginn  dee  XVII.  Jahrhunderty  auf. 

Znesst  ist  hier  m  nennen  Andreas  Kniohen*,  weldier  in 
seinem- Werke  de  Jure  iernimi  im  Jahre  1600  die  Territoi&algewalt 
odev  Landeshoheit  der  deutschen  Fürsten  wisanojMhafdieh  zu  be- 
gründen vefsuekte.  Die  Selhsto^digkeit  der  forstlichen  Gewalt 
wird  Yon  ihm,  dem  Kaiser  und  Beiehe  gegenüber,  mit  der  gan- 
zen Energie  eines  eifrigen  Fürstendieners  geltend  gemacht 

Hierauf  folgt  Begner  Sixtinus'*  mit  seinem  Werke  de 


'   6}  Ueber  diete  AbdrOeka  siehe  Pfttter,  L  S.  138. 

9)  Qeboren  lu  Atehmleben  1500,  war  naobainander  bd  dem  Herzoge  Jo« 
hann  Ernst  von  Saehsen,  dem  Herzoge  Ulrich  von  Braunschweig,  dem  Kur- 
fürsten Johann  Sigismund  von  Brandenburg  Rath  und  Kanzler,  +  lfi2I.  Von 
seinen  Werken  gehört  hauptsächlich  hierher  sein :  tracUtttis  de  eubiiini  et  regio 
UnUornJut«.  Frankikirt  1600«  undjitr«  lemYorialiw 

jMrntiMiffi.  Heimst.  1607. 

10)  So  kommen  an  versehiedenen  Stellen  fdgende  bezeichnehde  Aus- 
sprüche vor:  »Hodte  territorii»  in  digniiatmi  regiam  erectis,  concedifur  Juris- 
tÜctio  universaliSf  aucceuoria  lege  et  conditione ,  in  j^erpetuum  ordinär lo  et  pn^prio 
Jur».  CoUaHoM UequB  uuiUuta  liquescU proprio  Marie principikui  comptUf 
JmtMBi^imtm  ume^nohm  Urrdmio  munitamt  aduHUtatem  proprium  et  sie  do- 
tninii,  non  administrationis  jure.  Sic  mhdiii  vivunt  legUrrf;  s^Hon/m  principimi 
iisque  suhjtetTmtur ,  etiam  sine  assenstt  imperaioris.«  Auch  legt  er  schon  den 
Fürsten  ein  volles  Qesetzgebungsrecht  bei:  »pennissum  generaiim  ele- 
dor^uB  et  principOm  non  neu»  ee  imperaiori  Jura  provinatdia  «el  eoiui&uHonef 
promuHgaret  eUam  eemmmnajura  tollere,  quapropier  principi  mofor^t  adtUin' 
guntur  suhditi  quantum  hoc,  ac  imperatori.^i  Ja  er  spricht  in  Innern  Ange- 
legenheiten den  Fürsten  die  volle  Souveränetät  zu:  y^eonntat  igiturinpar^ 
ticulari  poteetate  quoad  eubdOos  et  in  regimine,  regalibus,  aclibm  jurisdictioncdibm 
principe»  non  videri  roeognoteere  »uperiorem,  qitia praeferuntia'  mpo^ 
ratori  .  .  .  velutt  omnigena  jwrüiictio  in  toto  orhe  competit  ^penUarif  iUt  eÜam 
principi  in  suo  terrHorio,  quo  nomine  iniporafor perhihcturjt 

\\]  Geboren  1577,  Professor  zu  Marburgs  Hessischer  Geheimer  Kath,  in 
Kegierungssachen  viel  gebraucht.  Sein  Werk  über  die  liegalien  wurde,  ohne 
seinTVissen,  lum  erstenmal  1602  su  Mdhlbausen  gedruckt.  Die  erste  von 
ihm  veranstaltete  Originalausgabe  erschien  1617  in  gani  neuer  Gestalt  zu 
Marburg-.  Sixtlnus  fasst  die  fürstliche  Gewalt  viel  massvoller  auf,  als  Knichen, 
er  bestreitet  den  Satz:  ducee  Germaniae  pro  regibua  habendos  esse,  alle  ihre 
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rcgaUbus  1602.  In  Anschluss  an  den  Text  des  langobardischen 
Lehenrechts  IL  F.  56.  handelt  er  im  ersten  Buche  von  den  Rea- 
lien überhaupt,  im  zweiten  IJuolie  geht  er  die  einzelnen  IL  F.  56. 
beiuamten  Kegalien  durch  und  bespricht  bei  dieser  Gelegenheit 
einen  grosse  Theü  des  deutschen  Staaterechts.  Obgleich  es  bei 
ihm  zu  keiner  klaren  Scheidung  zwischen  den  kaiserlichen  und 
landesheirlichen  Kegalien  kommt  ^  so  findet  sich  doch  in  diesem 
Buche  manches  Biauchbare,  was  sich  auf  Beichsgesetze,  Kummer- 
gerichtserkenntnisse  und  eigene  Eifahning  stützt. 

Wie  Sixtin  an  den  Leheniechtstezt  IL  F.  58.  anknüpfte,  so 
musstelur  Tobias  Paurmeister  der  Fandektentitel  de  jurii^ 
dieüane  gewissmuu sen  zur  Entschuldigung  dienen,  um  unter  die- 
ser Firma  ein  staatareehdiches  Werk  in  die  Welt  zu  schicken.  Es 

erschienen  zu  Hannover  1608  zum  erstenmal:  Tohiae  PauT" 

meistert  a  Kochst  ü  dt  de  J  ur  i  sdirtione  imperii  llomani 
lihri  duo  Unter  diesem  Titel  verbirgt  sich  eine  beinahe  voll- 
ständige Abluuidlung  über  das  deutsche  Staatsrecht ,  welche  schgn 
weit  praktischer  als  alle  frühem  Werke,  wesenthch  aus  deutschen 


B^alien  seien  vom  Kaiser  abgeleitet ;  »prine^tett  eomä&t,  harones,  civitates  et 
ph(re3  alif ,  v"?'  '^itperiorem  rrrngnoscuntt  jure  suprcmac  potestatis ,  dignifatis  et 
praeeminentiue  nun  utuntur,  tarnen  ex  concessione  per  privilegimn  out  invesdfi/ra 
faeia  vel  praescriptione  consuetudineve  regalia  hubeni.«  Gerade  wegen  dieser 
Theilung  der  Regalitfttssphftre  swis^en  dem  Kaiser  und  den  Forsten  ist,  m 
Sextin  richtig  bemerkt,  die  Lehre  von  den  R^[i^en  in  Deutsehland  besonders 
verwickelt. 

12;  Geboren  zu  Kochstädt  bei  Ilalhnrstadt  1553 ,  Professor  zu  Freiburg 
im  Breisgau,  dann  Syndikus  des  Domkapitels  zu  Halberstadt,  zuletzt  Herzogl. 
Braunschweigischer  Geheimer  Rath  und  Kanzler,  auch  Hofpfalzgraf,  f  1608. 
Sein  Werk  erschien  in  zweiter  Auflage  1616,  in  dritter  1070.  Das  erste  Buch 
seines  Werkes  enthält  die  allgem.  Grundsätze,  das  zweite  geht  auf  die  spedel- 
len  Verluiltnisse  des  deutschen  Reiches  ein.  Er  bemüht  sich  bereits ,  die 
staatsrechtliche  Natur  des  deutschen  Reiches  wissenschaftlich  zu  bestimmen, 
er  widerlegt  die  alte  Ansieht,  dass  die  Gewalt  des  Kaisers  dne  absolute,  eine 
iMfAßaaikfitt  vel  xara  ßov).r)atv  sei,  es  sei  vielmehr  eine  ßaaiXda  xara  voftov, 
eine  y>cerih  limüihm  circumscripta  pofesias,  non  perjyetita  et  ad  heredcs  transiton'a, 
aed  mufruetuaria  ad  vita)n  ,  intcr  Caesarem  et  imperü  ordiucs  ccrtis  modis  com- 
municatan.  .  .  .  Hi  igitur  prxncipea  et  urdinejs  corpus  imperiale,  cujus  capui  est 
CoeMH* ,  eomlituuntt  «t  tkan  wnul  eorwmiuntt  in  uno  wmpmtKo  r^fwoesmftittbe 
toUtm  imjterittm  coUectum  esse  censetur.«  Entschieden  widerl^  Paurmeister 
aber  auch  die  andere  extreme  Ansiclu  des  Franzosen  Bodinus,  welcher  die 
monarchische  Gewalt  des  Kaisers  ganz  lüugnet  und  das  Reich  für  eine  blosse 
aristokratische  Fürstenrepublik  erklärt.  Klar  und  verständig  ist  auch  seine 
Darstellung  des  Reichstags  und  seiner  Geschftlte. 
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Quellen ,  beboudcrs  deii  Beichsgesetzen  uiid  ueuern  üeiclisstaats- 
schriften,  schöpft. 

Für  das  deutsche  Fürstciireelit  sehr  wichtig  wurde  das  be- 
kannte AVerk:  Nie.  Betsii  de  statutis ,  pactis  et  (wtsuetudittibus 
familim^m  iUustrittm  et  nobtlium ,  iläs  praetertim ,  fuae  jus  ptimo^ 
gemiura0  conoermmt ,  tractatm  nomicopolilicm  ad  usum  Germmnoß 
poHssimum  «tceoimßiMdatma*  16U  (neue  Auflage  vonScldlter,  Strassb. 
1 699) .  Hier  wurde  zum  erstenmal  der  Versuch  gemacht,  die  Grund- 
läge  des  ganzen  Priyatfuzstenrechls,  die  Familienautonomie, 
wissenechAfidicli  zu  erörtern,  wenn  auch  dieser  Versuch  noch  sehr 
maogelhaflt  ausfiel  >*. 

Trotz  aller  dieser  einzelnen  •  litenuischen  Tersuche  war  bis 
jetzt  auf  den  Universitäten  fast  nichts  fär  die  Kultur  des  deut- 
schen Staatsrechts  geschehen.  Höchstens  wurden  bei  der  Erklfi- 
ruiig  der  aristotelischen  Politik  oder  gewisser  Titel  der  Pandekten 
oder  des  Lehenrechts  einzelne ,  ins  Staatsrecht  einschlagende  Be- 
merkungen angebracht. 

Der  Universitilt  Jena  gebührt  die  Ehre,  dass  an  ihr  das  deut- 
sche Staatsrecht  zuerst  zu  einer  eigenen  akademischen  Vorlesung 
erhoben  wurde,  wodurch  für  die  sclbststandige  Kultur  dieser  Wis- 
senschaft viel  gewonnen  war. 

Der  akademische  Lehrer,  welcher  an  dieser  Universität  das 
deutsche  »Staatsrecht  zucrsit  zu  einer  ci<,a'ncn  Vorlesung  machte,  ist 
Do m  i n i  e  u  s  A  r  u  ni  ii  u s  **,  »der  Stauunvater  akademischer  Publi- 
cisten.«  Sein  Hauptwerk  besteht  aus  fünf  Quartbänden  und  i«t 
unter  dem  Titel :  Tyismrstin  acadenvici  de  jure  publico.  Jenae,  1616 
bis  1623,  erschienen'^.    £s  ist  dies  eigentlich  eine  Sammlung 

13)  Naeh  Betrat  iit  dai  Ju9  eondendi  »tatttta  ein  AubHum  detjurkdictiot 
•FmmUa  ilUufrispetwtvtjuriidieiionis  conmutudmem  wirodueere «t  ataiuta 

conderc  ;  paclu  et  statuta  de  mutua  surcfssionc  intrr  principe^  ,  coviitrs  et  harones 
in  um  sufit  frefpienies ,  comiietudine  eoußrmata.«  Alle  pa-Ju  yentüicia  be- 
swecken:  »conservationem  agnationi»  et  prosapiae  ac  defensianem  subdUorumtt, 
bMonders  die  Primo^iturordaungen. 

14)  Geboren  su  LeeipraTden  in  Friesland  1579,  stammte  aus  dem  adligen 
Geschlechte  derer  von  Ar  um,  studirte  zu  Franecker,  Oxford  und  Rostock, 
wurde  lüdu  I^oktor  der  Rechte,  1602  ausserordentlicher  Professor,  1(>05 
ordeuilicher  Professor  der  Rechte,  1634  OrdinariuB  der  Juristenfakultit  ra 
Jena,  Tielfach  in  Staatsgesohftiten  und  Oetandtaehoften  gebraucht,  f  lOa?. 
J.  F.  Jugler'eBeitrftge  zur  juristischen  Biographie,  I.  Bd.  I.  Stück.  No.  VI. 
S.  235.  J.  0  an t her,  Lebensskuuen  der  Professoren  der  Univ.  Jena,  S.  56. 
Ptltter,  1.  S.  165. 

15)  Was  A.  AUMerdem  über  die  goldene  Balle  und  vom  Beichstage  ge- 
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slaatnrtohtUobisv  AUbandiuagmiy  die  keinefifwegs  alle  von  Arumäus 
selbst  herrühxen^  sondern  von  verschiedenen  Autoren ,  besonders 
ab  Oiflpulalioiien  von  Respondenten ,  abgefiisst  ,uud  deshalb  auch 
▼on  selur  ungleicheni  Werthe  sind.  Ein  systematisches  WeadL 
über  Staatsseclit  hat  Arumaua  nicht  geadiridMn.  Sein  Haupt- 
Tefdienst  beateht  in  dev  Anxc^gung»  die  tat  vielen  atcebaamen  jungen 
Gelehxten  gab,  sich  mit  staatsrechilichen  Fragen  m  befiissen. 
UViUtread  sich  sonst  der  akademiscsihe  Untenidit  einaeitig  nur  mit 
den  Fragen  des  rdmischen  Frivatredits  besdiäftigte,  erweiterte 
sich  durch  Aranäus  der  Hodzont  des  akadenuachen  Studiums  in 
grossartiger  Weise ,  und  die  Universität  wurde  dioich  ihn  zugleich 
von  nun  an  zu  einer  höhern  »taatsmanni sehen  Bildungs- 
anstalt.  Unter  dem  Einflüsse  vun  Aruiniius  gin^,^  von  Jona  eine 
public  istische  Schule  aus,  welche  zum  erstemnal  das 
Staatsrecht  als  eigene  Disciplin  systematiscli  behandelte.  Un- 
ter seinen  Schülern  haben  sich  als  Schriftsteller  auf  dem  Gebiete 
des  Staatsrechts  hcrvorgethan : 

1.  DanielOtto'^,  dessen  Inauguraldissertation  dejtvre  puhliro 
Ronuini  impeiii,  Jen.  1G16,  als  das  erste  Compendiam  des 
Staatsrechts  angesehen  zu  werden  püegt. 

2.  Quirinus  Cubach^'  gab  1617  ein  Werk  heraus^  dessen 
vollsttindiger  Titel  so  lautet:  Jtmsprudentiae  Gemumo^puhh'cae 
k,  e*  eontUiuiumum'impmi,  uf  ctmMuiiom»  reUgioMe,  aureae  bMte, 

schrieben,  wird  gerühmt,  ist  mir  aber  nicht  zugänglich  gewesen.  Ein  genauea 
Inhaltwerzeicbnias  seines  grossen  Hauptwerks  giebt  P  ütter  a.  a.  O.  S.  166^ 
1.6)  Geboren  SU  Oehril^^  in  Franke»,  atudirte  seit  1606  su  Jena,  wo* 
selbst  er  1616  Doktor  der  Rechte  wurde.  SeinWerli  eilebte  mehrere  Auflagen. 
Allerdings  findet  sich  auch  noch  bei  Otto  das  ganze  unnöthige  Gerede  von  den 
4  Monarchien,  der  iranslatto  üupt'rii  u.  s.  w.  iJoch  hat  er  über  die  staats- 
rechtliche Form  des  deutschen  Keiches  richtige  Ansichten :  »imp&rmm  nosirum 
MamamfgetmmieimHimonarehitvm  aritioeraiies  temperatum'—^ 
nom  Urnen  iaiUa  m<  ordinum  potesU»,  ut  eoMortae  nuyesiaiia  sü  aequaU»,  mt^ut» 
ownui  ynnfpstatis  Jura  statihus  aunt  communicata  ,  sed  quaedain  capita  sunt  reser- 
vaia.ii  Gegen  Bodin,  der  den  monarchischen  Charakter  des  deutschen  Reiches 
bestreitet,  bemerkt  er  sehr  treffend  j  »Dann  seien  allechristUch©  Könige  keine 
wahren  Monarchen  I  denn  alle  seien  durch  stftndischellechte  beeebriakt,  aueh 
der  König  von  Frankieieh«  Das  Wesen  der  Monarehi^sei  nicht 'WUlkflhr  und 
Schrankenlosigkeit.n 

17'  Geb.  1  •">>!)  zu  Uossla  an  der  Ilm  in  Thüringen  fnach  andern  in  Darn- 
stedt im  weimarischen  Amte  Apolda),  studirte  zu  Jena  und  HelmstiUlt»  wurde 
1619  FrolBssor  der  Geschichte  su  Jena,  f  daselbst  1624.   Chr>  G.  Jöcher 
Gelehrtenlex.  B.  I.  8.  2239.    J,  Gttnther,  Lebensskissen  4er  Profeseoraik 
von  JeH^  IBfi«^  S.  176. 
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^rdmaäems  camerae,  ctmtähiHoman  de  arresfut,  ^ppignormiiombm^ 
parc  publica  etc.  ccn^^endiote  et  methodioe  diffMlarum  Uber  I.  et  IL 
Mrfordiae  1617.  Das  erste  Buch  haadeU  nui  von  BeiigionMachen> 
dtt  zweite  d9  9kU» poMiico 

3.  .Georg  Brautlacht,  ein  Westphale,  welcher  eine  Zeit- 
lang  au.Jena  doeirte,  gab  1620  eine  epitomejurisprudentia^ 
puhUea^  in  acht  Bachem  henuts  **.  Dieser  Gnmdziae  des  deut- 
schen Staaisnchts  übertiifik  durch  Methode  und  System  die  fiü- 
hem  derartigen  Aiheiteii. 

4.  XJnsweiielhaft  der  bedeutendste  Schüler  des  Arumibis  ist 
der  berühmte  Johann  Limnäus  *S  »der  Patriarch  und  Emater, 


18)  Cubach  zeichnet  die  Methode  der  Forschung  richtig  vor:  »Quaprftpter 
m  comHMimmn  et  mtmmetrtUiemm  impem  modri  plaieniee  k.  e,  w  idett  et 

sine  re  praesenti  tradam »  ted  «r  ip«u  imperii  fundamm  falibus  legibus ,  ttt  mute» 
bullaj  ofrh'>iafi'>nr  nrmrrfir  et  altiä  rteeeitbu»,  vel  ecnptoribu$ ,  quinegotiit  regni 
tüu  interfuerunt,  urguam  e(c.<< 

1%)  Er  sagt  Yon  seinem  Werke :  »Otnnes  mut^nas,  t^ua*  sub JurisprudtnUm 
fvMkaeJamjam  renaeeen  iie  nemimeei  meikodo pertraeiimdiie  mnt,  m  umm 
ßueiculum  coUegif  quod  antehae  a  uemme  fdenumme  ^eehtm.m  Er  scheidet 
richtig  die  Ober^^ewalt  des  Kaisers  von  der  subordinirten  der  Landesher- 
ren :  »poltfira  poieskiA  duplex ,  aliu  impei'ii,  summa  sive  superior,  alia  inferior 
superü/ri  suüjccta.«  Aber  auch  die  höchste  Gewalt  iat  eine  vreUricta  et  Umitata 
juefaflo».«  Der  ILstter  ist 'nur  in  sehr  aneigentlichem  Sinne  ala  hgihm  abeelutim 
Stt  betrachten,  mLiberapotestas,  qttae  numqusm  hnperatoribus  nostris  competiieae 
videttir,  nec  etiam  hndie  Chrislianus  regihns  usittUa,«  Nach  »meiner  Auffassung 
ist  die  Landeshoheit,  "  ^»pHriorituti  territorialis*f  ein  Institut,  »Jure  civili  scripta 
incognäum,  consueiudme  Ucnuaniae  introductum ;«  er  deünirt  sie :  >^anc  mineupo 
jwwigyiww,  ettUium  et  quonmdam  mperie  pmiMdkde  mt^^eeiienm,  phnmriam  et 
ornnsmodatHf  imperio  tarnen  et  imperatori  subjectam  potestetem,*  IHe  Landes- 
hoheit ruht  auf  dem  Territorium,  »radicatu  r  in  territorio  .  nineqfto  esse  et 
comistere  non  polest. «  Bei,  der  Erwerbung  der  Staatsgewalt  handelt  er  nicht 
nur  die  Ksiierwabl,  sondern  aneh  dse  fIbstUebe  Snoeeuieaiireebt  ab.  Auek 
daa  Verwaltonga«  und  X.riegareoht->ird  in  aller  KOrse  beapfoebeo. 

20)  Qeboreni502  la  Jena,  wo  lein  Vater  Professor  der  Math«  m  itik  war, 
studirte  zu  Jena  unter  Arumäus,  dann  zu  Altorf  unter  Scipio  Griitiüs,  hielt 
seit  I(J22  eine  Zeitlang  Vorlegungen  zu  Jena,  machte  dann,  ah  Hofmeister  ver- 
schiedener l^nuzea  und  Edeileutc,  jahrelange  Kelsen  durch  den  grössten  Theil 
von  Snvopa,  wurde  1630  markgrftf  lieh  Brandenbni^-Anspacbiselier  Oeheimer 
Satb  aad  Xansler  und  diente  die»>em  Farstenhause  in  den  wichtigste  Staate- 
geschäften bis  an  seinen  Tod,  1663.  Jugler's  Beiträ^-c  ,  IT  TM.  1.  Stück. 
S.  141  — !')}.  T^utter  a.  a.  O.  S.  194  ff.,  wo  auch  die  ansprechende  Charak- 
teristik des  Linjuäus  von  J.  S.  Streb el  mitgetheilt  ist.  Limnäus  tritt  abr 
eifriger  Yerleebter  pablIciatiaelMr  Studien  auf  s  MtZVof»  meßtffitt  memre  nomwttee 
m  pmerUi  ista  haeresi,  stndiosis  Juris ,  tanquam  sirenes  avocatorias,  ßtgiendoe  em^ 
vt'nm  maxime  juris  puhlici  commentarios,  in  privatum  jus  tncumbendum  uniee  .  .  . 
Ad  p&rfeeti<m«in  autemjurisconsuki  virique  politid  non  sola  June  prwaU  aeientia 
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auch  das  oracukm  in  jure  publica ^^  genannt  .  Sein  Haupt  werk  ist  : 
Juris  puhUci  imperti  Romano  -  Germamci  libri  IK.  in  drei  Quart- 
b&ndeu^  Strasshur*/,  1629 — 1633.  Von  diesem  umfassenden  Werke 
erschienen  1645  und  1657  neue  Auflagen.  Darauf  folgte  1650  ein 
JBand  Zusätze  >  Tomus  IV.  Juris  puhlici  additiomm  ad  priores 
und  1660  ein  zweiter  Band  ,  Tomus  V.  add,  ad  priores  IL  Dazu 
fugte  der  schwarzbuigiadie  Kanzler  Aha sv er us  Fritech  16S0 
Additiomim  ad  jus  pubHeum  Joh.  Lmmaei  tiomm  novum  ac  terUum 
cum  adnotameniU  ad  ingirumenkim  paets  (hnabruffo-Monasimetms, 
Eine  neue  Ausgabe  der  drei  eisten  l^nde  wurde  1699  ron  Schil- 
ter zu  Stiassbuig  veranstaltet. 

Das  Werk  von  Limnäus  £ind,  als  das  erste  umfassende 
System  des  deutschen  Staatsrechts,  grossen  Betfäll.  Limnäus 
lieferte  damit  zum  erstenmal  eine  Handbibliothek  der  ganzen 
Wissenschaft.  »Durch  Ilm  wurde  Deutschland  den  Deutschen  erst 


suffieiens  est;  multa  requiruntur  alia,  si  quis  digne  ufnusque  Juris  munus  susÜnere 
Dokierit.  Quo»  n  ianbm  privaii  Jurü  ktiwmes  ßngaimu,  quü  amhiget  009  aeque 
ac  si  in  alimum  terrarttm  orbem  delati  essent ,  tttnc  tton  hahere,  quo  pidem  certo 
ßgant.  Ego  adolescentes  existimo  in  seholis  f^m  tri  jun-  prwato ,  qpn^i  in  pubh'co 
exprcfndos  acque  ac  junctim  esse ,  tif  sive  ad  la>tc  sive  ad  illam  aheant  functionem 
jparati  vtniant,  nec  ut  asinus  ad  lyraml«.  ^Auch  für  die  Gegenwart  beherzigens« 
irerthe  Worte.)  Er  bezeugt,  dM«  damals  an  vielen  Univereitftten  ataatsreeht- 
Udie  Vorlesungen  im  Gange  waren*  »Modi«  in  aliquam  muUit  «ni|Mr«t''fiMr<rt* 
acmlftnm  juris  puhlici  professores  doeere  yi'^rlm'is  feliciier.  Quorum  eao  c.rempfo 
incUatus,  praesertim  vero  Dn.  Dominici  Arumaei ,  quem  Jenae  primum  in  hoc 
studio  praeceptorem  habui ,  coepi  in  eadem  academia  et  legendo  et  dispuiafuh  ÄöC 
m  r0  ingmU  mei  esq/tiarare  vm^m.«  »iNune  Mro  tmgu^mi  IM  ffratia  Jus  puNieum 
majestati  sitae  redditum,  in  dies  splejuknmn  dehitum  recepif  ef  non  absque  utilitats 
et  Jurunditate,  ptihims-  in  academiis  passini  (roditxr  vt  cxcoliiftr.«  Er  dringt 
darauf:  »dass  ipsa  MeipubUcae  germanieae  forma  nicht  aus  den  lateinischen 
Beehten,  oder  Bortet  nnd  Saldiff  sondern  vielmehr  aus  des  Boichs  lAblkihem 
Herkommen  und  daher  rfihrenden  alten  Verlsssungen,  aus  der  Goldenen  Bull, 
Kaiserlichen  Capitulalionen ,  des  Reichs  Abschied  und  Constitutionen  zu  neh- 
men sei."  ]Jie  Form  des  Kelches  erklärt  er  für  eine  gemischte:  «impei-ium 
mixtum  ex  monarchia  et  arisiocratia  arbitramur,  ita  iantent  ut  aristocratiae  iumm 
eftirttfs  fgaparer»  sMuamiut,«  Der  Kaiser  ist  keineswegs  in  jeder  Besieh ung 
hgÜHts  «^M^uim,  vox  allem  ist  er  un  die  Grundgesetze  des  Beickes  gebundene 
»Imperium  nostrum  Sitas  habet  legcti  futuhtmentales,  ita  dictas,  qnod  ?iis,  ccu  fifn- 
damentts,  nitniur,  per  cus  rrmKistut,  ßoreat,  vigcat  etc.n  Das  Staatsrecht  des  Lim- 
näus zerfällt  in  9  Jiücher,  das  erste  bespricht  die  allgemeinen  Lehren,  das 
sweite  den  Kaiser,  das  dritte  die  Kurfürsten,  das  Tierte  die  Fürsten  nnd 
sonstigen  Reichsstände,  das  fünfte  handelt  von  den  erlauchten  Familien  und 
ihrer  Genealogie,  das  sechste  v  un  Adol  und  den  Rittern,  das  siebente  von 
den  Städten,  das  achte  von  den  Uaiversitäten,  das  neunte  von  dem  Reichstage, 
den  Beichsgerichten  u.  s.  nv. 
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bekannt  gemacht.a  Bis  zu  den  Zeiten  MoBer^a  behauptete  sieb  die-- 
sea  Werk  in  den  Händen  der  Staatsmänner  und  Juristen.  Ausser 
diesem  Hauptwerke  gehören  yon  den  Schriften  des  limnaus  noch 
hierher  seine  itobaervaihnea  m  auream  huUam  CaroU  IVm  1662  und 
seine  Aufligabe  der  kaiserlichen  Wahlcapitulationen  von  -Kad  V. 
bis  auf  Ferdinand  lU.^  mit  lateinischen  Bemeikungen,  1651. 
Auch  diese  beiden  Schriften  sind  in  mehreren  Auflagen  erschienen. 

Minder  bedeutend,  aber  doch  nennenswerlh,  sind  aus  dieser 
Zeit  noch  folgende  Schriftsteller:  Christoph  Besold'S  Caspar 
Klock^^,  Jacob  Lampadius*'  und  Theodor  Beinkingk^. 
Letzterer  machte  sich  besonders  dadurch  bemerklich ,  dass  er  die 
Staatsform  des  deutschen  Keiches ,  im  Gc<Tciiscitze  zu  deu  übrigen 
Publicistenj  für  eine  rein  inonarchistlie  orkliirte.  Diese 
Lehre  Reinkingk's  rief  in  der  folgenden  Periode  den  heftigsten 
Widerspruch  hervor. 

§.  19. 

III.  Von  Hermann  Conring  bis  aaf  JohaQD  Jacob  Hoser. 

(Tiefere  gfeschichtlicliL'  Ikgrundunfj  des  deutschen  Staatsrechts,  jedoch 

uiü,;ini^'fach  getrübt  durch  Hypothesensucht.) 

Schon  bei  den  spätem  Scliriftstelleru  der  vorigen  Periode 
zeigt  sich  ein  ] Bestreben,  die  wirklich  gegebenen  deutschen  Staats- 
verhältnisse gründlich  zu  erforschen  und  wissenschaftlich  zu  be~ 

21)  Geboren  zu  Tübingen  1577,  studirte  daselbst ,  wurde  Advocat  und 
1610  Professor  der  Rechte  ebendaselbtt*  1635  A»terr.  RegiAenterath  und  su- 
letst  ProfsMor  zu  Ingolstadt,  f  1638.  Jugler's  Beitrfige,  I.  B.  I.  St.  8.  S2, 
-wo  ein  Verzeichniss  seiner  sahireichen  politiBchen  und  staaterechtlichen  Schrif- 
ten sich  befindet. 

22)  Geboren  zu  Soest  1583,  studirte  zu  Marburg;  Kanzler  zu  Stolberg, 
Syndikus  so  Braunschweig,  Kaiuler  tu  Minden  und  Hildesheim,  f 

23)  Geboren  1593  xu  Lauenstein  in  Henogtb.  Braunsohwsig  (bless  eigentl. 

Lampe),  studirte  zu  Hehnstidt,  Marburg,  Glessen,  Heidelberg,  wurde  Docent 
zu  Heidelberir .  Geh.  Rath  und  Vicekanzler  zu  Wolfcnbüttel ,  vom  dortigen 
Hofe  viel  in  Gesandtschaften  gebraucht,  besonders  beim  westphäUscben 
Vriedensoongresse,  f  zu  Monster  1640. 

24)  Geboren  in  Kurland  1560,  studirte  sn  KAln  und  Marburg,  wurde 
Lehrer  der  Hechte  zu  Glessen,  Vicekanzler  des  LaiKL'i  afen  von  Hessen-Darm- 
Stadt,  kam  dann  in  mprklenburgische  und  bremische  ])ienstc,  wurde  ir>36 
holsteinscher  Kanzler  und  geadelt,  +  lGt>4  zu  GlQckstadt.  Sein  tructatu,s  de 
reyimine  seculari  et  ecclesiuntico  exhwetm  brevem  et  meüiodicmn  j'uHs  publici 
dbttKMiMMieim  erschien  tum  erstenmal  suQtessen  1616  und  dann  später  inviden 
Auflagen.  Von  der  5.  Auflage  an  sind  die  Veränderungen  des  westpb.  Frie* 
dens  eingerückt.  • 
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grdfen^  allein  immer  noch  treten  die  alten  Irrthümex  ¥i8tt-  der 
Fortitetzung  des  römischen  Reiches  durch  die  Deutschen ,  von  der 
gesetaslicken  Gültigkeit  des  römisoheii  SiMMsreokts ,  störend  d»* 
zwischen.  Es  fehlt  an  jeder  ticfon  rechtsgetehichtlichen 
Behandlung  der  deutschen  a*«**Wn«4<<ilii»mgmij  vor  allem  an  einer 
Qadlenkunde  des  deutsehen  Bedits. 

Vnßssm  wesentHaheiD  Mangel  dar  unseneefatltticlien  BcbMid- 
Imag  hflUt  luerstder  grosie  PolTfaistor  Hermann  Conring  ab  ^ 
Von  Qmi  wild  mit  Be<^t  der  Begum*  eiBer  wisteascIialUiehen.  Be- 
handlung  des  deutschen  Recht»,  tfiabeeoiMleie  des  dentssheil 
Staatsrechts,  dalart.  Sein  beiiihmtes  Werk  »ef«  o^ri^ina  ju-^ 
r%9^  00rmamci€  giebt  zum  erstenmal  eine  wissenschaltti^e 
Darstellung  der  Quellen  des  deutschen  Be^ts.  Besonders  be- 
wtmdemswerth  ist  es,  wie  Conring  die  Receptionsgeschichte  des 
römischen  Rechts  behandelt.  Er  zerstört  schonungslos  den  phan- 
tastischen Wahn,  dass  die  deutschen  Könige  Nachfolger  Justinian's 
seien,  er  widerlegt  die  grundlose,  aber  damals  allgemein  übliche 
Annahme,  dass  ein  deutscher  Kaiser,  et\va  Lothar  II,,  das  Justi- 
nianische Corpus  juris  durch  ein  Gesetz  eingeführt  habe*.  Was 
die  n:elehrten  Forschungen  Savigny*s  und  Eiclihom*s,  und  in 
neu(  ster  Zeit  Stobbe's,  mit  dem  ganzen  reichen,  neu  erschlossenen 
Quellenmaterial,  gründlich  und  ausführlich  im  einzelnen  dargelegt 
haben ,  hat  Conring  mit  genialem  Instinkt  geahnt  und  im  wesent- 
lichen überall  richtig  ausgesprochen.  Er  verkündigt  zum  ersten- 
mal die  Wahrheit,  dass  das  römische  Recht  zwar  in  Italien  immer 
fortgelebt  hat",  in  Deutschland  aber  nicht  vor  der  zweiten  Hälfte 
des  XV.  Jahrhunderts  *  in  umfiissender  Weise>  und  zwar  nie  durch 


1)  Geboren  zu  Norden  in  Ostfriesland  I60&,  studirte  zu  Helmst&dt  und 
Leiden  Theologie  und  Medizin,  ward  1G32  zu  Helmstädt  Professor  der  Thilo- 
sophie, dann  der  Medicin ,  !()(>'>  auch  der  Politik  und  Geschichte,  Braun- 
8chwei§^8cher  Wirklicher  Geheimer  Kath ,  einiiuasreicher  Ck)a8ulent  in  den 
wichtigste»  Reichs-  und  StaAtsaacbcn ,  f  1^91,  "Biam  tiefen  Einbli^  in  dis 
politischen  und  staatsrechtlichen  Ansichten  Conring's ,  wie  in  seinen  bedeut» 
samen  Einflus«  auf  praktische  Staatsangelegenheiten  ,  leider  aber  auch  in  die 
vicUacli  unwürdige  Gesinnung  des  grossen  Gelehrten,  gew&hrt  sein  Briefwech- 
sel besonders  mit  dem  Kturmainsischen  Minister  vonBoineburg.  Commmü 
tpittoUei  Z^^mUiatfi  ümtu  prodromut,  Äec.  J*.  J},  Orttber,  Mm*  H  69U»  174$. 

%  iVosf.  ad  Oarin. :  »In^mmtm  G§rnumonm  tiwei»-  me  itxmmfymm 
numquam  auf  expresso  mit  taciio  consensn  roynpuhlir.am  suam  H^^mmni»  tllis  eeii» 
tütuHonibus  ,ri!ffti)ituni  subjccit,  etsi  ear^nfi  nsn/n  aiiquem  voluerit  in  foro  esse.t 

3)  H'aej.  ad  2'ac,  Geirni. :  »  Oermanui  nec  taie  quicquüm  ante  tecuium  decir 
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•emiGeMte^  Boadffm  led^ikh  &mb.  Qewohohieit,  besondefs  durch 
die  nmdmiende  Madit  der  Boktorai  in  den  Gkrichtea  eingeiiUiit 
•windeBL  irt  \  Damm  et^juk^t  mA  ihm  die  praktische  Ooniequenz, 
dnw^das  mnsche  Beeht  in  DentBobhuid  nieht  wie  ein  Goictebnch 
jbindetj  «ondem  lec%Hcfa  al«  Gewohnheittredit  gilt ,  und  iwwr  nur 
•0  weit^  als  es  meipirt  ist^  daes  daneben  aber  das  deutsche  Becht 
m  ungeeohw&ehter  Sxaft  fmlbeBtefat  Insbesondere  bestreitet  er 
dem  xQmiachen  Rechte  jede  Anwendung  auf  dem  Gebiete  des 
teatelcditB*.  Er  dringt  zuerst  uuf  ginindliches  Studium  der  deut- 
•edien  Geschichte  und  weist  überall  auf  den  Nutzen  derselben  für 
4ie  tiefere  Kenntniss  der  deutschen  Staatszustände  hin  Er  hebt 
die  Bedeutung  des  E^ichsstaatsrechts  auch  fiir  die  deutschen  Par- 
tikukrstaatsrechte  hervor®.    Als  die  zwei  Hauptiehlcr  der  bis- 


mum  gutntum  audiit,  quo  tempore  videlieet  primum  aliguit  earmdem  legum  m 

tiwualpina  hac  imperii  parte  coepit  usus  este.n 

4)  De  orig.  jnr.  gemi.  XXXIII.  heisst  es:  »Jn  Oermaatiae  for<(  milla  com' 
ituiui  totius  imperii  sanetione  Ju»  r&mtmum  traduUuin  e»L  if^que  enim  ulia  lege 
pnlUea  Ua  diaervfom  d<>pr«ftmdb9.  MuUo  mimu  uUa  mpeni  eanttUuUo  eputatt 
fpta  priseae  leges  et  consuetudines  omnes  stnt  abrogatae.  Induhittm  tatneti  est^ 
quod  (netto  quodam  usu  tntroductum  primo,  ilhidjus  indepkr%9jti»mioei$  MfMrto- 
rusn  umtoritaie  aocedente,  majorem  vim  naciutii  esse.« 

5}  üCeHe plerisqne  in  loch  haud  pauca  vetera  legibus  Romanis praeferuntuTf 
notmusquam  in  incerto  Jus  Jiuctuat,  nutic  Romuno  nunc  vetere  praevalente.  Con- 
tiat  ninUnim  muqumn  iliudexmmn  pari$,  n§e  nm  Hberrimo  m^ibratu  rfoytiAim 
mm  Jus  RonumumAt 

ü)  Exercxi.  acad.  de  repuhlica  imperii  fftrmtmtci:  nfytemei  Jemdami,  Ju9 
p  ab  iicum  Romaniim  t^etus  7ion  ohligare  imperii  hodiernam  r«»i- 
publicam  .  .  .  Hinc  vero  sequitur  gravissime  iUos  hailucinari,  qui  Germaniam 
emmni  tmeri  Ugvbut  Jutlnrnm^  €ua  üiqmiori  m  ^mnamm»  arrogant  potmith 
itm  pntomwn  Cmumm  in  uiytenuin  Jtnnimnittm 

7)  Den  Plan  «eiaer  neuen  Lehrevt  lagi&  Cotnring  in  tdaar  Vorrede  ntm 

Tacitus  de  morihus  Germanorum ,  1635  dar:  »Tnsttfuium  meum  postulat, 
hist^riarum  imperii  nostri  siudia  commendare.  £o  enim  imj)rimi»  nomine  lau- 
datida  lUa  ventunt,  quo,  cum  interaU  Germaniae  ut  quibm  reipublicae  cura  est 
eominliMr«  periUm  slaUm  emnem  pemommt  publicum ,  quod  ad  karte  aeeuratam 

imperii  notiiiam  maj  US  momentum  nullum  quam  ab  historia  nos  träte  con- 
feratur.  Quain  contra  Uli  sentire  quam  vidcantur ,  qui  reipublicae  nostrae  natu- 
ram  ex  Rotnanis  legibus  discendam  ceyif^mi ;  habenda  hie  fuit  ^u»  4ententiae  ratio, 
ui  historiae  Germanicae  fructu^  eo  magis  patescat.« 

8)  »jEst  enim  ducatus  omnie  aut  comitaUts  aut  cpiscopaius  aut  urba  eiiam 
Oermmniea,  eUimis  quisque  videatur  legibus  uÜ  mtaeque  sponÜB  mm,  pan  mUfri 
äUus  corporis ,  quod  mpmimn  dicimus ,  admfUB  tommum  ilh  ipmiu  vivit  ßorelr 
que.  Quapropter  neque  conauli  reete  ullt  eorum  potest,  nisi  imperii  fofim  rotione 
habita,    Ai  bitror  decere  nihil  eorum  ignorare,  quae  ad  ülam  communetn  tmperii 
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hmgen  Behandlung  betrachtet  er  die  m  priyatrechtlich- 
civilistische  Methode  und  das  Schöpfen  aus  fremden« 
statt  aus  einheimischen  Quellen.  Conring  sohrieh  zwar 
kein  System  des  deutschen  Staatsrechts,  aber  eine  grosse  Anzahl 
von  einzefaien«  zum  Theil  tiefgreifenden  Abhandlungen«  woduidi 
über  viele  Materien  ganz  neues  lieht  verbreitet  wurde  Von  ihm 
ging  eine  neue  Bichtung  und  eine  ganze  Anzahl  geehrter  Schüler 
aus«  die  auf  seiner  Grundlage  weiterbauten. 

Wenn  Conring  vor  allem  ak  Begründer  einer  richtigen  histo- 
rischen Methode  und  eines  tiefem  Quellenstudiums  betrachtet 
werden  muss,  so  ist  auch  der  Einüuss  nicht  zu  unterschätzen,  wel- 
chen seit  Hugo  GrotiuR  das  allgemeine  philosophische  Staats- 
recht auf  die  wissenscliaflliche  IJegriiiiduug  auch  des  deutschen 
positiven  Staatsrechts  ausühte.  Das  epochemachende  Werk :  ude 
Jure  helH  ac  parts^  1625  (,  legte  den  Grund  zu  einem  gesunden  all- 
geiueuien  Staatsrechte ,  oliue  welches  eine  tiefere  Erfassung  und 
sclmrfere  hegriffliche  Durchbildung  des  positiven  Staatsrechts  un- 
möf^lii'h  ist.  Nicht  blos  bei  den  Staats  -  und  Eechtsphilosophen 
von  Fach,  -wie  Ihm  Piifendorf,  sondern  auch  bei  den  cii^cntlich 
positiven  rublicisten  zeigt  sich  seit  dieser  Zeit  ein  Eiiitiuss  der 
staatsphilosophischen  Richtung,  wenn  man  sich  auch  über  das 
Verhältniss  des  allgemeinen  und  des.  positiven  Staatsrechts  noch 
nicht  eigentlich  klar  war. 

Nicht  so  tief  wissenschaftlich  eingreifend,  wie  die  Schriften 
Conring*8,  wohl  aber  zündend  wie  ein  Blitzstrahl,  wirkte  die  be- 
rühmte Schrift.:  Ditsertatio  de  ratione  Status  in  imperio 
nostro  Momano-Oermanieo ,  m  ^[ua  6m  quimam  reoera  in  ea 
Status  sitf  tum  guae  ratio  Status  oiserponda  gmdem ,  ssd  magno  cum 
patriae  Uhertatis  detrimento,  negleeta  kucusgue  ßurit ,  tumdemgue 

formamaUinent,  gwmüm  dB  parte  dd^mmintmpoBsit,  nm  ioto  ptrtpeet»  eof^ 

pore. « 

9)  Viele  derselben  sind  zusammengestellt  unter  dem  Namen :  »ExercüO' 
Uom»  «MifomteM  de  repuhlica  imperii  Oermmid»,  1674.  BMondm  henrorw 
ragend  durch  Um&ng  und  Gelehrsamkeit  ist  sein  Werk :  »JD»  ßmbu*  imperii 
Oemiantcinf  libri  duo ,  1654.  f^ctne  Tendenz  ist ,  nachzuweisen :  y^Majestatem 
vimqtie  imperii  noairinon  Jtiomams  deberi,  sed  Germanis,  nomenque  illud  Roma-- 
num  nulh  gravi  ratione  od  universa  htg'us  imperii  inuulaium  «ue.*  Ein  Ver- 
SMohniBt  seiner  itaatsreohtiiehen  Abhandlungen  findet  sieh  Pütter,  I. 
S.  204.  Herausgegeben  wurden  Conring's  Werke  von  Johann  Wilhelm 
vonOöbel,  nao  su  Braunsehweig  in  7  FoliobAnden.  Der  7. Bd.  enthält  daa 
Register. 
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fuHumam  medns  anüqum  stoäu  reHaurari  ae  ßnnanposstt,  dikidäe 
explicatur  tmctore  HippoU^  a  Lapide,  1640  (die  2.^  vermehrte  Auf- 
lage eischien  1647,  nacbher  noch  oft  aufgelegt  und  auch  übersetzt) . 
Der  wahre  Verfasser  dieser  Pseudonymen  Schrift  war  Philipp 
Bogislaus  von  Ch emiiitz  Er  eift;rt,  wieConriiig,  gegen 
den  Gebrauch  des  römisclien  Rechts  in  deutschen  Staatssachen  *^ 
und  sucJit  darziithun ,  dass  das  deutsche  Reicli  vielmelir  eine 
F  ü  r  s  t  e  n  H  r  i  s  t  ()  k  r  a  t  i  e ,  als  eine  Monarcliie  sei ,  hei  welcher 
Gelegenheit  er  hc<coTKlors  Reinkiiigk's  Ansichten  hekiinipft.  Der 
Kaiser  stehe  nicht  über,  sondern  unter  dem  Reichstage ,  seine 
Macht  sei  ein  wesenloser  Schatten,  ein  nfuxne  »mulacrumn.  £r  sei 
nichts  weiter  als  ein  T^conUiiorum  directcr,  eorum,  quae  ab  ordimbu^  . 
cmiclusa  sunt ,  exsecutan ,  ein  >ympern  ministerv..  Jederzeit  könhöpn 
die  Beichsstände  einen  Kaiser  wegen  Verletzung  seiner  Pflife^en  ,^ .  ^ 
absetzen^  auch  die  ganze  kaiserliche  Gewalt  für  Deutschlandf(^rc]|. 
einen  Reichsscfaluss  nach'  Belieben  beseitigen.  Mit  besonderer 
Vodiebe  Tezgleicht  er  den  deutschen  Kaiser  mit  dem  Dogen^^oii.  * 
Venedig  und  dem  Schattenkönige  der  polnischen  Republik.  '  J^w 
ganze  Werk  ist  reich  an  Gelehrsamkeit  und  historischem  Wissen« 
aber  auch  an  übertriebenen  Behauptungen  und  offenbaren  Ver- 
drehungen. In  seinem  leidenschaftlichen  Hasse  gegen  das  Haus 
Oesterreich,  zu  dessen  Vernichtung  und  Ausrottung  Hippolithus 
auffordert,  trägt  das  Buch  mehr  den  Charakter  eines  Parteipam- 
phlets, als  einer  hesonneuen  staatsrechtlichcu  Eiwäjn;un«^.  Viel- 
leicht hat  diese  Schrift  dem  kaiserlichen  Ilofe  melir  Sihaden  gc- 
than,  als  manche  verlorene  Schlacht,  jedenfalls  hat  sie  bedeutenden 
Eintluss  gehaht  auf  die  Neugestaltung  des  deutschen  Staatsrechte? 
durch  das  wcstphäliselie  Friedensinstrument,  welches  den  Auf- 
fassungen des  Hippolithus  in  vielen  Punkten  Rechnung  tragt. 

10)  Geboren  zu  Stettin  1605,  trat  in  holländische  und  schwedische  Kriegs- 
dienste, sp&ter  schwedischer  Rath  und  Hittoriograph,  f  1678  in  Schweden. 

11)  Schon  in  der  Vorrede  gnift  er  die  Legieten  aufs  achlrfstean:  «Owt 
impertUoriß  potestatem  ein»  Saldo  jure  anttquM  Ugii  metieniett  l«g«m  r*ffüm 

nec  Buhlatam  hodie  esse,  imo  ncr  tolli potuis^e  s^taviter  somntartmt.  Hinc  fnonar- 
chicum  irnperii  statum  imperatorisqnc  mnjestatmi ,  legibus  solutam  potesf<itetn  et 
plura  talia,  quae  ex  vetet  uiu  legum  ynonumentis  hauserunt,  tamquatn  arasfoeo9' 
fMe  m  MtMtZfiü»  (Kßfi«  ae  ter^p^  mü  propugnanmt  ^  firopugnant.« 

12}  »Inymtior  Uaque  imperium  aeu  ordmes  tuperiores  agnoseit;  tantum 
'ihc^t ,  ut  arrogare  majeffnicm  sthi  ponsit,  ui  vero  potius  majestm  hac  rattotie  ab 

w  exsulet.  OreUnes  wiperü  etiam  seorsum  ab  imperatore  consideratos  eidetn 

tf^periores  esM  exinde  rede  coneludimu9,n 
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Das  westphälische  FriedensiaBtruniBiit,  gewofanlick kiin- 

weg  imtrumcnttan  paets  genannt,  wurde  von  nun  an  das  Fundament 
des  deutschen  SStiiatsrechts.  welches  sich  aucli  die  wissenschaft- 
liche Behandlung  des*selbf'n,  bis  zum  Anfange  diesen  Julirhiinderts, 
wesentlich  ansrhloss.  Das  Resultat  dieses  Frieilensschlusscs  Avar 
eine  tiefgreifende  J)esr-hränkung  der  kaiserlichen  Gewalt  und  eine 
reichsgrundgeselzHtlic  Sanktion  der  schon  thatsäciüich  iioclige- 
steigerten  fürstlichen  Landeshoheit. 

Bald  nach  dem  wcstphälischen  Friedensschlüsse  fand  das 
deutsche  Territorialstaatsrecht  seinen  ersten  Bearbeiter  in  dem 
IrdTHchen  Veit  Ludwig  von  Seckendorf**,  weldier  1655  in 
miiiem  berühmten  »deutschen  Fürstenstaat«  eine  praktische 
Staatorecfatsanleitung  EnrK^erung  eines  deutschen  Fürstenthums 
herausgab.  In  diesem  Buche  behandelt  er  emerseits  die  Einrich- 
tongen  eines  deutschen  Füistenthums,  das  Staatsgpebiet,  die  Lan- 
deshoheit an  und  für  sieh,  das  Yerhaltniss  des  LandesBixsten  som 
Beidie,  zu  den  Landstanden,  zu  den  ünterthanen  vom  staats- 
rechtlichen Gesichtspunkte  aus  mit  grosser  Khoheit  *S  andrer- 


13}  Osbonn  1016  m  Henogen'-Aiimdi  iDFnvken,  «tadirte  StrasBbttrg 
naterBo«der,  kam  1646  in  die  Dienste  des  Hersog«  Enut  des  Frommen,  wurde 
1652  Hof-  und  Juttisrath,  später  Hofrichter  zu  Jena,  1664  Wirklicher  Gehei- 
mer Rath  und  Kanzler,  trat  in  diesem  Jahre  in  die  Dienste  des  Herzogs  Moritz 
TOB  Sachsen-Zeitz,  als  Geh.  Bath,  Kanzler  und  Consistorialpr&sident,  zog  sich 
1681  auf  «ein  Gut  Meuselviti  snrfiek,  wurde  1691  noek  Kansler  der  naageslif- 
teten  UniTersität  Halle,  wo  er  1692  starb.  Seine  übrigen  zahlreichen  Schriften 
gehören  meist  in  das  Gebiet  der  Gescliichte  und  Tln  olof^ie.  Bemerlionfiwerth 
ist,  das"?  Serkendorf  schon  den  praktischen  ^^'erth  der  Statistik  für  die  Kc- 
gierungäkunsL  hervorhebt.  Siehe  O.  Nase  mann  in  liavm  ä  preuss.  Jahr- 
bfichem,  B.  XU.,  Heft  3,  S.  2&1<»272,  über  V.  L.  von  Seckendorf. 

14)  In  staaterechtlicber  Begehung  entwickelt  Seckendorf  überall  mass- 
voUe  und  sachgemisae  Ansichten.  Als  Fürstendiener,  in  der  Zeit  des  schlimm» 
sten  Absolutismus,  vertritt  er  doch  auch  die  Rechte  der  Stänile  und  Ünter- 
thanen: »Aus  dem,  was  wir  oben  von  der  Macht  dra  I^adesherru  insgemein 
erinnert,  dass  sie  nicht  geartet  sei,  wie  eine  eigemrilUge  Herrschaft  eine* 
Bauswirtbt  Uber  lein  Oeiinde ,  ist  leicht  su  ermessen ,  dass  die  Untertbanen 
im  Lande  nicht  Sklaven  und  mit  Leib  und  Gut  so  blosshin  ihrem  Herrn  eigen- 
thümlich  ergeben  seien ,  sondern  dass  sie  res^ieret  und  in  Gehorsam  gehalten 
"werden,  wie  Freigeborne  unter  einem  rechtmässigen  Begiment.«  Der  Landes- 
berr  iet  ins  Beoheehtung  der  Gesetse  und  liandesfireibeitein  vetbunden  und 
swar  nicht  blos  moralisch,  sondern  auch  aus  »iusserlichar  Terbindlicher 
Sebuldigkeit,  weil  er  oder  seine  Vor&hrMk  es  also  zugesagt  eder  ihm  in  allge- 
meincn  teutschen  Rechten  nnd  Satzungen  atif  diese  Masse  auferlegt  oder  dem 
alten  Herkommen  also  gem&ss  ist  hätten  sich  die  Stände  und  Ünter- 
thanen de*  Landea  mit  Fug  tu  beadiweren ,  so  könnten  sie  b^  der  hohen 


Digitized  by  Google 


Geschichte  der  Bearbeitung  des  deatschen  Staatsrechts. 


geits  entwickelt  er  gesunde  verstäiidig:c  licgiemngsmaximen ,  ganz 
im  Geiste  seines  edlen  Landesfiirsten,  Herzogs  Emst  des  Frommen 
von  Sachsen -Gotha,  welcher  die  Wunden  des  dreissigjährigen 
Krieges  durch  milde  Regentenweisheit  m  «einen  Landen  zu  heilen 
sachte.  - 

Fast  ^ben  so  grosses  Aufsehen,  wie  Hippolithus,  erregte  ein 
-  Buch  unter  dem  Titel:  y>Sererim  de  Monzamhano  de  sfahi  f'm- 
pem  Oemumiei  ad  Laeinm  fratrem  Uber ,  Oenev,  1667«.  £a  ist 
diese  Schxift  so  gdudten^  als  ob  ein  in  Deutschland  reisender 
italiemscher  Bdelmann  in  Briefen  seinem  Bruder  eine  Beschreib 
bong  YOn  der  Staatsfoim  des  deatschen  Reiches  und  der  einzelnen 
Territorien  gäbe.  Als  Yerfesser  dieses  Buches  wurde  später  ent- 
deckt S  am  uelPufendorf'*^  der  gefeierte  Meister  des  Natur- 
und  Völkerrechts^  der  grosse  Beficeier  der  Rechtswissenschaft  aus 

Reichs  ob  rigkpit  sich  beklagen.«  Besonders  eifert  er  auch  gegen  die  Ansicht, 
da«B  der  L(itiiles}ierr  an  den  Gütern  seiner  UntertVianen  Ei^cntlium  habe, 
»wie  etwa  türkische  und  barbarische  Herrschaften  sich  dergleichen  anmassen.« 
Es  sei  niehts,  als  »die  hohe  Botmässigkeit ,  was  ihm  aber  die  Güter  seiner 
Unterthanen  zustehe.a  Sehr  behertigenswerth  ist  auch ,  was  er  über  die  Be- 
steuerung der  Unterthanen  sagt :  »Die  Steuern  seynd  Extraordinaranlagen 
und  Einnahmen,  welche  ihrer  rechten  Art  und  Gelegenheit  nach,  frey  willig 
und  als  gutherzige  Beysteuem  gereichet  und  dshero  auch  an  etlichen  Orten 
Bethen ,  das  ist  erbetene  Einkünfte,  anderswo  aueh  Hülfen  und  Präsente  ge- 
nannt  werden;  denn  es  hat  Gott  Lob  in  Teutschland  und  den  meisten  christ- 
lichen Reichen,  mit  den  Unterthanen  diese  Gelegenheit,  dass  dieselben  nicht 
dörffeh  vor  Ip-beitreiM"  Knerlilc  gehalten  und  also  nach  des  P^lgenthumsherrn 
M'illen  uiiL  ihrem  Gut  und  üiut  geoahret  werden,  als  etwa  bei  barbarischen, 
unehristlichen  tyrannischen  Gewalten  Gebrauch  ist. «  Wie  ehrenwerth  steht 
diese  Gesinnung  des  praktischen  deutschen  Staatsmannes  da  g^en  die  damals 
übliche  servile  Schmeichelei  der  Hofyublicisten  und  der  romanisirenden  Theo- 
retiker! 

15}  Längere  Zeit  wurde  auch  Conring  als  Ver&sser  dieser  Schrift  ange- 
sehen, Ccnringiana  ejnstoüeat  S^hmt.  1719,  p.  92  und  p.  99. 

16)  Geboren  am  S.  Januar  1632  zu  Flöhe  bei  Chemnitz,  Sohn  eines  Land- 
pfarrers ,  studirte  zu  Leipzig  und  Jena.  Unter  dem  weisen  Kurfürsten  Karl 
Ludwig  von  der  Pfalz  wurde  Iböl  für  ihn  ein  eigener  Lehrstuhl  für  Natur-  und 
Vülkerredkt  an  der  Uiüversittt  so.  Hddelberg  gestiftet,  der  erste  in  Deutsch- 
land, 1670  fo^te  er  einem  Rufe  nach  L  und  in  Schweden,  wo  er  seine  berühm- 
ten Werke  »(fe  Jure  naturae  gentiwm  und  »de  officio  hominis  et  civim  schrieb. 
Könisrl  «chwedischer  Historiograph  ,  1688  kur-brandenburgischer  Geh.  Rath 
zu  Berlin,  vom  Könige  von  Schweden  zum  Freiberm  erhoben,  f  lt)Ü4.  Abge- 
sehen Yon  dar  lltem  literatur,  verdieiit  dn  gdlstroUer  Aufsatx  Bluntseh- 
li'aim  Staatsw.  Bd.  VIIL  S.  425  über  Pufendorf  volle  Berücksichtigung i  von 
allgemeinem  Standpunkte  auch  Julian  Schmidt,  Oosohichte  des  geisti^ren 
Lebens  in  Deutschland  ,  B.  1.  S.  131  ff.,  und  Hermann  Hettner,  Literatur- 
geschichte des  XVlii.  Jahrhunderts,  Iii.  Theil,  8.  83 — 9ü. 
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dfta Banden  der  Theologie  und  Scholastik.  Hier  kommt  dieser 
hervorragende  Dciikei  nur  so  weit  in  Hetracht  ,  als  er  in  der  eben 
genaaiiten  Schrift  seine  Kräfte  aueh  dem  positiven  deutschen 
Staatsrcehte  zu*^cwendet  hat.  Seine  Untersuchunj^  über  Form  und 
Wesen  des  deutsclien  Reiches  i>;f  r  in  ^taatsmännisches  Mei^^terstiick. 
Im  enten  Kapitel  behandelt  er  den  Ursprung  de;«  <leuts(  lien  liei- 
okoB^  wobei  er  die  alten  Phoatasiea  von  der  trandcUiQ  impet  if  wider- 
legt» im  zweiten  Kapitel  werden  die  Reiohsstände  an%eföhrt> 
welche  die  emzelnen  Theile  des  Kelches  ab  Landesherren  regieren. 
Das  Haus  Oesterreich  betrachtet  er  bereits,  als  völlig  vom  Reiche 
losgelöst,  nur  dureh  die  rechtlich  z  u  f  ä U ig e  Innehabung  der  Kai- 
serkrone iuit  demselben  persönlich,  verbunden  Im  dritten  Ka- 
pild  handelt  er  von  der  geschichtUehen  £ntstehunf^  des  deutschen 
Fürstenthums,  im  vierten  von  dem  Reichsoherhaupie  und  seiner 
Wahl  durrh  die  Kurfui-sten ,  im  fünften  über  die  beschränkte 
]\I  acht  des  Kaisers  ,  im  8e(hsten  von  der  Form  des  deutschen 
lieiche.s.  l*ufendorf  steUt  hier  die  Mehauptunfj^  auf,  dass  die 
einzelnen  Fürstentliümer  sich  wohl  als  eine  Anzahl  bescliränkter 
Monarchien,  ili'  licichsstiidte  als  Aristokratif  1 1  mlcy  l)i  nn  l^iatic  ii 
betrHcht''Ti  lii-^'-ru  ,  da«*«  abor  dn-  Ücicii  Nt'lb.Ni  .Mi  h  lu  tUc  dristivte— 
li.scheu  lialegorieii  der  blanlsloiiiieu  lucht  einordnen  hisse.  sei 
keine  wahre  Aristokratie,  da  der  Kaiser  sich  <loch  nicht  als  Unter- 
than  der  lieichsstiinde  ansehen  lasse,  aber  aiu  li  keine  wahre  Mon- 
archie^ weil  die  lieichsstiinde  in  allen  wesentlidien  licziehung(  u 
vom  Kaiser  unabhängig  seien  und  in  ihren  Ländern  wie  selbst- 
stäudige  Obrigkeiten  regierten,  die  Verfassung  des  Reiches  sei  etwas 
Unregelmässiges,  «^eradezucin  Monstrum;  es  sei  ein  /u^t  iti  l, 
welcher  zwischen  dem  äussern  »Scheine  der  IVfonarchie  und  dem 
Bunde  selbstständi^^er  Staaten  hin-  und  herschwanke ,  aber  sich 
mehr  und  mehr- dem  Staatenbunde  nähere^^.   In  der  Be- 


17)  IL,  1. 1  nBe  taiibua  sibi  protpex^re  prwütgm,  ut  «bi  aiieriue  imperüicris 
aneloritaUm  offttoueye  ditpliceat ,  statm  dietn  pauwt,  sihi  cum  Oermanicowu 
ferio  nihil  negocit  eue,  «uaa  ditionea  tepmraiütn  «//teere  civif  atem.it 

Is;  VI.,  §.  9. :  »Gcrmaniam  esse  irregulnre  uliqnod  corpus,  ci'Jus  siniile  puto 
in  toto  terrarum  orbe  nun  exstat,  quoä  lapm  temporum ,  e  regno  regulari  in  tat» 
nuUe  eonemnaiam  /ermmn  ett  prowAstwaHt  ut  n*^He  regman  etitm  nmifaium  am> 
pUtts  «Ii  (Ueeat  esterütra  timulacra  kUe  ^ptid  ptae  90  /ermut)  neque  eaeaefe  aorpu» 
aliquod  aut  sxjsiema  plufimn  civitatum  /oeder e  nexarumt  sed  potius  aliquid  inier 

haec  duo  vekU  iniety'eetum  ^ßuduam  ad  /oederatonm  aüquod  ^etema  ul^ 

tro  wrgii,* 
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urtheilung  der  Krankheiten  des  detitschen  Reichskörpers ,  welcber 
alle  Nachtheile  eiiier  schlecht  oigaiusirten  Monazckie  und  eines 
yefwofrenen  Bundessystenis  yeremzge.  (Kap.  VII.)  > 

ivie  in  der  An«* 

gäbe  der  anzuwendenden  MiUel , '  offenbart  Pufendorf  einen  ^vabr- 
haft  staatsmännisehen^  ja      prophetischen  Geist. 

/  Auch  der  grosse  Leibnits  '*  versuchte  sich  unter  dem  N»^ 
melL  Caesarinua  Fürsienerius  auf  dem  Gebiete  des  deutschen 
Staatsrechts,  indem  er  1 677  eine  Abhandlung  herausgab :  »de jure 
supremaiue  ac  legaüams prmc^Mim  Gmnmmae  me  de  imperiOorU 
Romctmmqfesinte  e/mquc  prae  ceteris  regibius  praerogaiiva,  de  electo- 
rum  principum^ue  Germaniae  emmentia ,  nec  non  de  territorii  et 
jurkdictioniii  dijfhe/itia.«  Dieses  gewandt  geschriebene  Buch  sucht 
im  Interesse  der  grötsserii  Kcichsfürsten,  besonders  des  damals  noch 
hcrzogliclien  Hau<;es  Brauiisclnveig-Liinebiir^,  naclizuweiseu,  dass 
Kurfürsten  sowolil  andere  deutsche  Kei(  lisfürsteii  (his  Kecht 
hätten,  zu  internarionalen  (Jongressen  ''wie  damals  zu  Nimwegen) 
Ambasisadeure  oder  Gej^audte  ersten  Kan*res  abzuschicken.  Zu 
diesem  Zwecke  führt  er  ein  ganz  neues,  vielfach  auf  Hypothesen 
beruhendes  Lehrgebäude  des  deutschen  Staatsrechts  auf.  Er 
unterscheidet  nämlich  noch  von  der  gewöhnlichen  Landeshoheit^ 
st^ferioriicu  territorialiUf  welche  alle  Beichsstände  miteinander  ge- 
mein hätten,  dieSouTcränetät  oder  den  s.  g.  suprematm  tamquam 

^-19)  (Gottfried  Wilhelm  Leibnits  war  geboren  su  Lei  pzig  1 646 1  studüfte 

zu  Leipzig  und  Jena  Jurispntdenz,  Pliilosophie  und  Mathematik,  trat  mit  dem 
kur- mainzischen  Minister  von  Boiueburg  in  Verbindung^  und  in  kur- 
main zische  Dienste,  kam  1670  als  Uofrath  und  Bibliothekar  nach  Hannover, 
wurde  1696  Geh.  ^ustisrath ,  machte  viele  Reisen  in  England ,  Frsnkretch, 
Italien  fOr  wieeensehaftliehe  nnd  poHtiaehe  Zwecke,  half  die  Akademie  der 
Wissenschaften  in  Berlin  errichten,  wurde  kaiserlicher  Reichshofrath  und 
Freiherr,  f  1716.  Die  alUeitigcn  Leistungen  dieses  umfassenden  Genies  kom- 
men hier  nicht  in  Betracht.  Auf  dem  Gebiete  des  ^Staatsrechts  hat  Leibnitz, 
«neser  dem  oben  genannten  Werke,  noch  -viele  Staats  Schriften  in  den 
wichtigsten  europäischen  Angeleg<mheiten  verfasst,  so  z.  B.  Deduktionen 
»über  die  neue  preussische  Königskrone«,  eine  Denkschrift  über  die  Anrechte 
des  preussischen  König^<;hauses  auf  die  oraniaohe  Erbschaft  17U2,  auf  das 
Fürstenthum  Neuenburg  1707..  ' 

\  Niberea  über  das  Leben  Leibnits  bm  G«  E.  On hrau er,  Gottfried 
Wilhelm  von  Leibnits,  Breslan  1843,  2  Bde.  Ausgabe  der  Leibnitz'schen 
Werke  von  Dutens,  Genf  1768,  G  Bde.,  die  juristischen  Schriften  finden  sich 
im  IV.  Bande.  Die  W^rko  von  Leibnitz,  p^emäss  seinem  handschriftlichen 
Nachlasse  in  der  königi.  Bibliothek  zu  Hannover  von  Onno  Klopp.  Erste 
Reihe,  Metotisehe,  politische  und  staaMwissensdiaftUehe  Schriften.  Hannover, 
L  und  II.  Bd.  1864.  AufaatS  Aber  Leibnitz  im  Staatswörterbuche  von 
Praiiti,.B,VL  8.411.  HeraMam  Hettaer,  LiteraftUfyeßoh.,  Th.lU.  &115. 

6» 
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jus  educendi  miHtem  et partidpandi  7iegotia  publica  Europae.  Diesen 
Supremat  hätten  nur  solche  Stände,  die  Kriegsvölker  ins  Feld  stel- 
len und  an  europSischen  Staatshändeln  dieünehmen  könnten  ^  die 
dann  aber  auch  alle  Vorrechte  mit  den  andern  europäischen  Mäch- 
ten gemein  hätten'*.  Zwischen  Königen^  Kurfürsten  und  alten 
Fürsten  sei  in  Ansehung  des  mprmnaiut  kein  Unterschied.  Er 
sucht  dabei  die  kaiserliche  Oberhoheit  mit  der  Souveiänetat  der 
Fürsten  zu  vereinbaren  (darum  nennt  er  sich  Caesanmts  FUrsiene- 
rtus) ,  indem  er  behauptet,  dass  der  Reichsverband  nur  eine  Union 
sei ,  durch  welche  der  suprematm  so  wenig  gehindert  werde  ^  dass 
auch  die  Verbindlichkeiten ,  die  die  Fürsten  gegen  das  Reich  hät- 
ten ,  der  Souveränetät  keinen  Abbruch  thätcn.  »  Quid  aliud  enim 
imperium  nosfntm  est ,  quam  pei'petuum  6uh  unins  capitis  mc^'estatef 
Jhedus  aequissimis  leffihus  im'ftmi  i  « 

UasWerk  von  Leibnitz,  kui'z  nacheinander  füiifriiHl  aufgelegt, 
■wirkte  mehr  aufreiiciid  und  streitentziindend ,  als  aufbauend  und 
fortbildend,  Aveil  es  an  die  Stelle  fest f-r  staatsrechtlicher  (irundsätze 
vielfach  politische  Com  enicnz,  an  (iie  tStelie  geschichtlicher  Wahr- 
heaten  geistreiche  Hypothesen  setzte. 

Seit  dem  westphälischen  Frieden,  noch  mehr  seit  der  Regie- 
rung Kaiser  Leopold's  I.  und  der  seitdem  thatsächlich  permanent 
gewordenen  Reichsversammiung,  beginnt  die  Literatur  des  deut- 
schen Staatsrechts  so  an  l>rcito  und  Ausdelinung  zu  gewinnen,  dass 
selbst  hervorragende  Schriftsteller  nur  beim  Namen  genannt,  nicht 
im  einzelnen  weiter  chaxakterisirt  werden  können.  Im  ganzen 
herrscht  auch  in  der  Behaudlungsweise  des  deutschen  Staatsrechts, 
von  Coming  etwa  bis  auf  Cocceji,  eine  grosse  Gleichförmig- 
keit, wenn  auch  die  Confession,  das  amtliche  Vedbältniss,  die 
Landesangehörigkeit  einen  gewissen  Einfluss  auf  die  lUchtung  hat, 
und  man  darnach  wohl  Cäsarianer,  Kurfürstenianer  und 
Fürstenianer  unterscheiden  kann. 

Ausser  den  genannten  epochemachenden  Geistern  dieser  Zeit 

20)  Leibnitz  nimmt  3 KlMien  von Obrigkeit«ii  ent  I.  dornt»»* Juris- 

dic  t  i (I  n  is  est,  qui  habet  potestatem  coürcendi  privatoa  {dot  blosse  Grund-  und 
Gerichtshen) ;  2.  dominus  territorti  vero  eiiam  totam  communitatf  f»  mih'fari 
manu  in  oj^cio  cotUitiere  potent;  tametsi  autein  quaedmn  in  ierritoii  i  /  /  a  vel 
r^aUtt  aUai  rawrvofo,  nihthnUnui  num*i  miptriorikit  ImritarialiB  (doi  gewöhn' 
liehe  kleine  deutsche  Heichsstand  und  Ijondesherr) }  3.  Quodiiteniloruantam 
sit  amphm  mit  potens ,  nt  aliquid  momenti  con/erat  ad  rerum  summ(tm,  BUpr*" 
matUB  a  me  voeaUtr  et  qm  eum  ienent  »Ssuverainf  v»l  Fotentats*. 
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zeichneten  sieh  vom  westphSIudien  Frieden  an  bis  zum  Anfenge 
des  XVIII.  Jabrhnnderts  etwa  folgende  Mäiiner  auf  dem  Gebiete 
des  Staatsrechts  aus : 

Nicolaus  Mylervon  Ehreiibach*',  David  M  e  v  i  u «; 
Ahasverus  Fritsch**,  Johann  ITeinrich  IJoccler^*,  Joiianii 
Friedrich  E, h  e  t z    ,  Johann  Georg  JK.  ulp  i  s  '® ,  Johann  Nicolaus 


21)  Geboren  !G10  zu  Aurach  in  "Würteniberg,  Professor  des  Staatsrechts 
in  Tübingen,  )iPT-?;n'j'licher  Gesandter  in  vielen  wichtigen  Staatssachen ,  IGfil 
vom  Kaiser  geadelt,  f  J(i77.  Seine  Hauptwerke  sind  ein  ausführlicher  Traktat 
tk  priftcipibui  et  sktt^ut  imperiit  ausserdem  yiel  einselne  Abhandlungen ,  die 
bestimmt  waren  ,  ein  grösseres  Werk  de  Jure  publico  2u  bilden,  1.  archologia  s, 
de  prviripuni  e(  statm/ni  pn'sra  angine ,  2.  nomologia ,  3.  etologia,  i.  gamohc/i'a, 
5.  metrologia,  6.  asglohgia ,  7.  hf/purchologia ,  8.  stratologia.  Viel  Gelehrsam- 
keit, aber  auch  noch  viel  verkehrte  Anwendung  des  römischen  liechts. 

22)  Geboren  1609  zu  Greifswald,  Professor  zu  Greifswald,  Syndikus  zu 
Stralsund,  ViceprSsident  sn  Wismar,  vielfach  von  der  Krone  Schweden  su  Oe* 
•andtsehaften  gebraucht,  f  1670.    Seine  berühmten  Dectsiones  tribunalis  TTm- 

mnriensis,  in  H  Theilen  IGHl  —  U'.SI  erschienen,  enthalten  auch  viel  Staats- 
rechtliches. Ausserdem  erschienen  von  ihm  noch  einzelne  publicistische  Ab- 
handlungen vom  Steuerwesen  1641,  von  der  Amnestie  1643  u.  s.  w. 

23)  Geboren  au  Mügeln  in  Sachsen  1C29,  fürstlich  schwarzburg-rudol» 
städtischer  Kanxler,  f  1701.  Ahtmen  FriUeh  exereUaüones  Juris  publid, 
RudokL  1667 ;|»ar«  II.  166S,  ;)ar«  III.  1670,  append.  partis  III.  OeraeHi'u,  vo- 
htmennovum,  Franco  f  ir,7r>,  rnl.  tiovi  pars  11.  Francof.  et  Lipsiae  IGT'.K  4. 
Corpus  Juris  venatorio'Jorestalis  liotnano'Germ.  JiudolsU  167«},  II.  cum  praef» 
Sam,  Sirgki  Lipsiae  1702.  Fol. 

24)  Geboren  10 >!  in  Franken,  gefeierter  Lehrer  des  Staatsrechts  su 
Strassburg,  f  1675.    Besonders  berühmt  geworden  ist  seine  i\^o<t<ia  «acrt'JZo- 
nutni  imperii ,  IGTO,  ein  viel  gebrauchtes  Compcndium  des  deutschen  Staats-  < 
rechts.    Ausserdem  schrieb  er  Anmerkungen  zu  Grotius,  iüppolithus  und 
gegen  das  pfälzische  \\  ildfangsrecht. 

25;  Gebürtig  aus  der  Mark  Brandenburg,  seit  1660Profes8.  der  Hechte 
SU  Frankf.  a.  d.  O. ,  seit  16SS  Ordinarius  der  Juristenfekult&t ,  zuletzt  Staats- 
mioister  in  Berlin.  Joh.  Frid.  Rhetii  dispiäationes  Juris  publici  undecim. 
Francof.  ad  Viadr.  iGT^'.  Inttitutione»  Juri»  pubUci  Ofermanici  Momani. 
Francof.  16!53,  ed.  II.  161^. 

26}  Geboren  zu  Alsfeld  1652,  studirte  zu  Strassburg,  promovirte  zu 
Glessen,  wurde  1663  Professor  zu  Strassburg,  16S6  wttrtembergischer  Ober* 
rath,  1 693  wirklicher  Staatsminister ,  vom  Kaiser  geadelt  1694,  ürtemb ergi- 
scher Gesandter  beim  rysswickisohen  Frledenscongresse ,  t  IG!)^.  Zahlreiche 
staatsrechtliche  Abhandlungen  ,  z.  M.  de  ob«ervuntia  imperii ,  1G«5,  de  placitis 
ordinum  imperii,  16b6,  de  adoptionibus  et  emandpiUionibus  principum  ^  16S6. 
Sein  bedeutendstes  Werk  ist  abers  O,  Sulpieü  de  eiudio  Juri»  pubUei  reete 
hutUumdo  ei  de  ecr^toribue  eo  perÜnentihus ,  Stuttg.  16SS,  in  verschiedenen 
Auflagen,  zuletzt  cum  praef.  J.  O.  JTeineccii ,  1739,  der  erste  Versuch  einer 
Literaturgeschichte  des  deutschen  Staatsrechts.  Jugler's  Beiträge, 
B.  I.  S.  1. 
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Hert»',  Caspar  Zicglcr^S  Gabriel  Schweder»»,  I^pfp 
Reinluad  Vitriarins^,  Johann  WUh.  Itter*',  Nicokua  Chri* 
8toph  Freiheir  von  Lyiiker^,  Jacob  Bernhard  Mulx**,  Jo- 

27)  Geboren  1652  lu  Oberklee  bei  Giessen,  Solm  eines  Predigers,  Profes- 
sor und  Kanzler  zu  Glessen,  +  1710;  schrieb  eine  grosse  Anzahl  staatsrecht- 
licher Abhandlungen,  welclie  unter  dem  Titel :  Commentatiomnn  atque  optiscu^ 
lorum  de  selectis  et  rarioribrns  ex  jurisj^nidentia  universalis  publica,  /eutUUi  et 
Samonat  ntenm  htaUirw  Oermaniea  arffummHsj  vd.  I.,.t700,  voi»  II.,  1716, 
zusammengestellt  sind<  Auch  seine  respoma  et  vonsilia  cum  ebducHonibus  non- 
nullis,  welche  nach  leinem  Tode  1729  zu  f  raakfurt  erschienen,  enthalten  viel 
Staatsrechlllciies. 

28j  Geboren  ll>2i  zu  Leipzig,  anfangs  Theolog,  dann  Jurist,  Professor  der 
Becbte,  endlieh  Ordinarint  der  Fakultät  xn  Wittenberg,  f  1690.  Sein  Haupt- 
werk ieti  Ceup-  Zieghr  de  Juribus  majestatis  tractatus  acadfuiicns ,  i»  quo  pUr«^ 
que  omnia  ,  qtiae  de  potestatt-  d  de  jurihus  prinripis  dispiitari  solent ,  .sfricthn  er- 
prmiDittfr,  J'ifmb.  16bl.  Diei^es  Buch  enthält  fast  ein  voliständiires  liegieruugs- 
oder  Vei  \Yaltungsrecht,  mit  vielen  eingerückten  praktischen  iiechtsföllen, 

211}  Geboren  1648  su  Cdslin  in  Pommern,  Professor  zu  Tttbingen ,  f  1735. 
Bein  Hauptwerk  ist  ein  Compendium  des  deutschen  Staatsrechts,  unter  dem 
Titel:  introductio  in  Jus  jiiiblicum  im2>erv'  Jlom.  Ot  rm.  uovissimum  solida  ac  ge- 
nuina  illiua  fundamenta  ex  ipsis  /ontihns,  legibus  sc  fundomenfalibi/s ,  actisqne 
publicis  imperii,  et  optimis,  Jiujiis  imjirimis  aevi,  scriptoribus  depromfa  convenieti' 
iiqtte  methodo  düposUaf  wecinete,  penpieue  iamm  tl piene,  wsertis  quoqu«  nshi* 
lioribus  controversiis ,  intertbtm  vel  verbo  deßnitis,  exhibens ,  Tubing.  1681. 
Dieses  Buch  erlebte  1722  die  neunte  Auflage,  zeichnete  sich  durcli  ein  gutes 
System  (Eintheilung  in  Reichs  -  und  Territorialstaatsrecht ,  Verfassungs  -  und 
Kegierungsrecht)  vortheiihaft  aus  und  war  seiner  Zeit  das  beliebteste  Lehr* 
bueh.  Ausserdem  rflhren  von  Schweder  nodi  zahbeiehe  etnseine  Abhandlun- 
gen her,  gesammelt  unter  dem  Titel:  Gabr.  Schwedtri dupvMiomtm  (omill* 
anruntpotis  W.  P.  Burf/ennpisferi.   Edhuj.  1731. 

30)  Professor  des  iStaatsrechts  zu  Genf  und  dann  zu  Leiden.  Sein  Haupt- 
werk erschien  zuerst  unter  dem  Titel :  Nie.  Dankwert hp  institutiones  Juris 
ptMiei,  Spir,  1683  und  1686  unter  seinem  Namen;  es  ist  ein  Compendium  des 
Staatsrechts  nach  der  Ordnung  der  Justinianischen  Institutionen. 

31)  Advocat  zu  Frankfurt  am  Main,  berühmt  durcli  seine  Commentatio  de 
fvudis  imperii  methodim  ,  Franca  f.  1(1  »^ö  ,  ed.  II.  171-i,  ein  durch  Gründlichkeit 
und  Vollständigkeit  ausgezeichneteb  Werk. 

M2;  Geboren  1643  su  Marburg,  1670  Professor  su  Glessen,  1674  Regie- 
rungspräsident zu  Eisenach ,  1677  Professor  zu  Jena,  1687  Sachsen ■> weimari- 
scher Geh.  Kath  und  Ges;uulter,  auch  geadelt,  169-i  Ordinarius  der  Juristen- 
ftikultät  zu  Jena,  17(jt)  Reichsfreiherr,  I7()2  Geh.  Kathspräsident  zu  Weimar, 
endlich  Reichshofrath  zu  Wien,  f  1726.  Er  schrieb  ein  atrium  Juri*  pubUci, 
1671 ,  einen  eofufteetum  Juris puhKeip  1686,  L^fsHatsm  skAuwn  in^srü  st  qitas 
perperam  efus  Itbertatis  esse  dkuntur,  16S(>,  ed.  II.  1711,  mudecta  ad  Schtrsdsri 
Jus  publicum,  Jen.  f6S9,  und  viele  andere  ins  Staatsrecht  einschlagende  Disser- 
tationen. Auch  enthalten  seine  J)('cisioriea,  Jenae  1701  und  17 13,  in  2  Bänden, 
und  seine  Consiiia  et  resjmnsa,  1704  und  1715,  viel  Staatsrechtliches.  Lynker 
gehört  SU  den  Publidsten,  welche  die  kaiserliche  Gewalt  am  weitesten  treiben. 
Patter  a.  a.  0.  S.  263. 
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Hann  Friedrich  Pfeffinger Johann  Schilter^\  Georg  Mel- 
chior von  Ludolf  Johann  Wolfgang  Textor^^  Johann  Fhil. 
Datt=^8,  Gerhard  Titius»^ 

33)  FOMtlioh  dtting»ch«r  KaaxUr  und  Geheimer  Rath ,  später  Retdit- 

hofrath,  gab  1690  ein  Werk  unter  dein  Titelt  Jiepraesetitatio  majesüitts  imjjera» 
toriac  heraus ,  worin  er  besonders  ('.cn  m  r»  n  !i  r c  h  i  s  c  h  e  n  Charakter  des  deut- 
schen Reiches  und  die  Majestät  des  Kaiseis  sertheidigt. 

34)  Von  Straaabui^  gebürtig ,  seit  1730  königlicher  Kath ,  ProfeMor  und 
Inspector  der  Bitterakfwlemie  su  Lflnebuiig,  berdbmt  durch  seinen  »VUrimrim 
ill'isfratii»  Ml  mtiäuiioneg  jurü  puhUei  lt.  O.  antrhar  a  Pln'l.  Rcinh.  VHrimi» 
editae,  nunc  vero  denuo  ren'sae  et  wo?tV  noft?  meetae  a  Juan.  Friih  Pfe  f f  irt  qer , 
Friburg.  J69I  ;  vierte  AuÜ.  zu  Gotha  1  739  (mit  einem  sehr  vollständigen 
Kegister  von  Iliccius,  1741),  in  4  starken  Quartbänden,  ein  Werk  von  stau- 
noiswerther  Belesenheit,  eine  wahre  Handbibliothek  der  Reichs-  und  Landes« 
geschichte  des  Mittelalters  mit  unendlich  fleissigen  und  mühism  gefertigten 
Aufzügen  aus  den  nn'iptnrihHs  verum  Genrumiemrum:  im  gassen  mehr  histo« 
lisch  gelehrt,  als  juristisch  durchdacht. 

35)  Geburen  zu  Pegau  in  Sachsen  1632,  Professor  und  Kathsconsulent  zu 
Strasshurg,  f  1705.  Berühmt  auf  andern  Gebieten  der  Reehtewissenschaft, 
gab  er  J696  auch  institittion»»  juris  publici  her&ns,  welche  völlig  nach 
der  Ordnung  der  Justinianischen  angerichtet  sind»  auch  schrieb  er  aahlreiche 
ataatarechtliche  Abhandlungen. 

3ö;  Geboren  iotl7  zu  Erfurt,  in  Sachsen •  eisenach'schen  Diensten  als 
Gesandter  viel&eh  thitig,  1711  Mitglied  des  Reiebskammei^nehta  su  Weti- 
lar  und  geadelt,  f  1740;  ausgezeichnet  besonders  auf  dem  Gebiete  des  Pri- 
vatfürslenrechts,  als  dessen  Vater  er  betrachtet  werden  kann.  Von  sei- 
nen hdcl.st  praktischen  und  gediegenen  Schriften  sind  besonders  zu  nennen 
Bein  Trakidit :  »de  ititroduciioue  Juris  primoi/enituraen,  1703,  1711  und  1733, 
Jure  femdtarum  üht^um«t  1711  und  1734,  mit  werthvollen  Bdlagen ,  seine 
»tklineatio  Juris  eanusralisti ,  ITM,  die  hernach  unter  dem  Titel :  cotntnentatio 
systcmaticn  de  Jure  ramerali ,  ITH»,  1722,  1 7 1 '  mehrfach  gedruckt  wurde, 

ferner  aymphorema  consultuiionum  et  decisionum  ,  tom.  1.  1731,  II»  1734,  III. 
1739,  observationes /orenses,  tom.  I.  II.  1732,  III.  1734. 

37)  Geboren  1637  su  NeoMistein ,  wo  sein  Vater  hohenlohiseher  Kanalei- 
director  war,  erst  Professor  zu  Altorf  und  Heidelberg  ,  dann  erster  Syndikttt 
zu  Frankfurt  a.  M.,  f  1701  (Ururgrossvater  Gocthe's!  Siehe  den  Stammbaum 
heiLeui  s,  the  life  tnul  ivorks  nf  Goefhp,  I.  CÄ.  1.  ,  schrieb  ein  deutsches  Staats- 
rechtin zwei  Abih^ilun^en  ,  Jus  publicum  caesareum,  Frankfurt  1097,  und  Jus 
pubUeum  Mßttfum,  nuh 

38)  1654  su  Esslingen  geboren,  trat  in  würtemberg.  Staatsdienst  1732; 
berühmt  durch  sein  AVerk  über  den  Landfrieden,  unter  dem  Titel;  Volu- 
men rerum  Oermnm'camni  novttm,  sive  de  pace  imperii publica ,  libri  V,  ad  illu. 
strafuUtrn  ^ublicae  pacis ,  regimenti,  camerae  iinperialist  vemicorum  Westphaliae 
Judidonm  t  foedertttn  imperii  ejusque  stafuum ,  Sumieae  prauerUm  confneäera' 
^»ONM,  eottedarum  et  coutrihutionwn ,  comifumfm  Wormatiennum  anni  1495, 
fitatuaque  sec/iIi  XII.  XIII.  XIV.  vt  XV.  puhlici  historiton  ex  antiquis  Ivrfihus, 
rescriiiti^  cat  sarum ,  acti.'^  et  reressibus  comitiornm  veternm  ,  fahiilis  ligae  triumvi- 
raiis  Sueviciae  et  pacis  publicae  Jbedentm  originalibus  selectisque  aliü  rerum  im- 
pm4dkim  deeimenU§ ,  vel  ax  archwo  äf  MiSS,  nme  prmum  iuiegnt  «ane  etjid» 
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Von  allen  dieseii  Sdnültfitellern  waren  viele  wichtigie  Urkunden 
milgetheilty  aber  es  bedurfte  zur  Förderung  der  StaatsrechtowiBsen- 
Schaft  noch  vor  allem  reicherer  Mateiialiensammlungen  in  eigens 
hierzu  bestimmten  Werken.  In  dieser  Richtung  thätig  wurden  am 
Ende  des  XVII.  und  Anfang  des  XYIII.  Jahrhunderts  folgende 
Männer : 

Christian  Leonhard  Leucht***,  welcher,  unter  dem  Na- 
men Anton  Faber,  löU7  die  s.  g.  europäische  ^Staats  — 
kanzlei  b«?gann.  Von  diesem  Werke  erschienen  jährlich  zwei 
Octavbände  in  bestaudij^^  fortlaufender  Anzahl  der  Theile,  die  meist 
alles,  was  bei  der  ReichsTersammiung  zur  Diktatur  kam,  ver- 
öffentlichten. 

Der  grösste  Sammler  dieser  Zeit  war  aber  Johann  Christian 
T.ünig*'.  Sein  Hauptwerk  ist  sein  teu  tsches  Reichsarchiv 
in  24  Foliobänden^  Leipz.  1 7 1 0 —  1 7 22,  ein  in  Deutschland  einzig  da* 

ColUetiSf  indicibus  etiam  nominum  et  rerum  adjedis  eth'fi  aufore  Johanne  Fltüippo 
Daitf  serenüs.  Würtemb.  dnna  in  super,  consil.  cottsisfor.  et  smatu  eccles.  cottf^t- 
Uario.  Ulm  i(i9S.  Dieses  Buch  enthalt  ein  unendlich  reiches  historisches 
Material  und  ist  besonders  wichtig  für  da«  deutsche  Staatsrecht  des  Mittel- 
alters. 

39;  Geboren  IfiÜl  zu  Xordliausen,  IG^S  Z)o(yo/-  /«;-ts  zu  Leipzig,  Professor 
und  Appelhitionsrath  daselbst,  f  1714;  gab  heraus  ein  specimen  Jm-is  ptthlici 
11,  G.  a  conmeta  ordinia  mutenarumque  confusione  variisque  scriptortim  prae- 
Judieüs  adaequata  breüiiaU  nsHttUi,  Lips.  IGOS,  urelches  sich  dadurch  ausseich- 
net,  dass  darin  das  übliche  Institutionoisysteiii  bekämpft  und  auf  eine  wissen- 
schaftliche Systematisirung  des  Staatsrechts  gedrungen  wird. 

40;  Geboren  1G45  zu  Arnstadt,  1G83  gräHich  reu  «';ischer  Hofrath  zu  Gera, 
löSS  gräflich  limburgischer  Rath  und  Consulent  der  Keichsritterschaft  zu 
Altmühl  in  F^ken»  1692  Consulent  zu  Nürnberg ,  f  1 71ö.  £r  schrieb  unter 
dem  Namen  Cassander  Th uceliu s  eUetajwrk puhUei  chHom  in  3  Btoden, 
1604-  11.97.  Die  europäische  Staatskan  zlei  wurde  erst  im  Jahre  17(J0 
mit  dem  i  J5.  Theile  geschlossen  ,  aber  gleich  darauf  unter  dem  Titelt  2f  eue 
europäische  Staatskanzlei  fortgesetzt. 

4Ij  Geboren  1662  zu  Schwalenberg  im  Lippischen,  machte  lange  und 
grosse  Reisen  dureh  gans  Europa ,  wurde  Amtmann  su  Eulenbui^  und  fünf 
Jahre  hernach  Stadtschreiber  zu  Leipzig,  f  1 74U.  Von  Lünig's  andern  Werken 
sind  noch  zu  nennen;  Teu  t  sehe  Keic  h  s  k  a  n  z  1  ei ,  oder  auserlesene  Briefe 
von  Kaisern,  K.önigen ,  ivur-  und  Fürsten  seit  dem  westphälischen  Frieden, 
Leipz.  1714,  in  b  Bdn.,  europäische  Staatsconsilia  seit  dem  Anfang  des 
XVI.  sse.  bis  1715,  Leipzig  1715,  in  2  Bänden,  Bi^Uoih«ea  ciaiom  dediteiitmum, 
1717,  Tkeabrum  ccremonuda  historico-politicum,  Lips.,  2  Binde,  1719  und  1720, 
Corpus  Juris  feudalis  Germatiici ,  1727,  inSTheilen,  Codex  Gennaniac  diplo' 
ma^rc//,s,*Frankf.  und  Leipzig,  1732  und  1733.  Ein  sehr  brauchbares  Kegister 
über  Lunig's  Sammelwerke  hat  herausgegeben  Peter  Georgisch,  regesta 
thrmtoloffito-dipkmaika*  Tom*  I.^IV.  JST«/.  1740—1744. 
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Stehendes  Werk«  worin  zahlreiche  Urkunden  enthaken  sind,  welche 
sowohl  das  Reich  im  gansen,  als  alle  einzelnen  deutschen  Staaten» 
Reichsstände,  Dynastien  und  Städte  betreffen.  Es  sind  darin  ent- 
halten :  Grundgesetze,  Verträg^e,  Privilegien,  Testamente,  Lehen- 

bricfc,  .liiwartschaften,  Erbvcrbmderuiigeu,  Bündnisse,  Familien- 
gesetze u.  s.  w.  Auch  für  die  heutige  Zeit  ist  Lünig's  Reichsarchiv 
eine  reiche  Fimd^Tiibe  stiiatsreclitHcIioii  Wissens.  Leider  ist  der 
Abdruck  der  I  i  künden  oft  ungenau  und  die  Anordnung  det»  Oan- 
zen  selir  scbAverfällig. 

Auch  Juhann  .Joacliiiii  Müller**  hat  sich  durch  seine  iSaiU' 
melwerke  ^'crtlienste  erworben. 

Während  sich  so  die  deutsche  Staatsrechtswissenschaft  auf 
dem  Wege  trockener,  aber  sohder  Materialiensammlung  imd  Quel- 
lenkunde langsam  aber  sicher  emporarbeitete ,  bedrohte  Heinrich 
Co  (  c  ej  i  1695*'  das  Gedeihen  unserer  Wissenschaft  durch  gcfälir- 
hchc  Hypothesensucht  und  scheinbar  geistrel die,  aber  willkührUche 
Geschichtsbehandluttg.  In  seiner  »/um pubUd  prudentia  com^ 
pendh  ezktbtfun,  F^ancof.  ad  Vtadr.  1695^,  schloss  er  sich  zwar 
scheinbar  der  historischen  ^^{ethodeConring's  an,  seine  historischen 
Ansichten  waren  aber  vielfach  auf  Hypothesen  gebaut,  die  er  aus 
spätem  Schriftsteilem  des  lüfittelalters,  nicht  aus  ächten  Quellen 
entlehnte.   Daxaus  entstand  nun  ein  von  allen  bisherigen  sehr 

VI]  Geboren  zu  Weimar  1665,  Archivar  daselbst,  f  1731.  Seine  Haupt- 
werke sind:  Des  heik  R.  R.  Teutscher  Nälion  Reichstag:«  staat  unter 
K..  Max  I.,  von  löüU — 150S,  Jena  l"00,  ferner  Reichstagstheatrum,  wie 
selbiges  unter  K.  Friedrich's  III.  Regierung  von  1440 — 1493  gestanden,  Jena 
1713,  Entdeckte«  Staatscabinet,  B.  Jena  1714,  Beichttags- 
thea trum,  wie  selbiges  unter  K.  Max  L  R^ei^bng  gestanden,  Th.  i.  17 IS, 
Th.  II.  1719. 

43;  Geboren  1*54  1  zu  Hrenien ,  1072  Professor  zu  Heidelberg,  ](i^S  zu 
Utrecht,  ItiKU  Ordinarius  der  Juristenfakultät  zu  Frankfurt  a.  O. ,  l7o2  Ge- 
sandter im  Haag  wegen  der  orsnischen  Sucoession  und  geadelt,  1712Reicbsfrei- 
herr,  t  1715  zu  Frankfurt  a.  O.»  wo  er  seine  Professur  bis  zu  seinem  Tode 
beibehielt.  Er  war  der  Vater  des  noch  berühmtem  Samuel  von  Cocceji. 
Siehe  K .  von  Kaltenborn  in  Bluntschli'a  Staatswörterbuch ,  B.  iL  S.  &bU 
über  die  beiden  Cocceji's. 

44)  Dieses  Lehrbuch  erlebte  neue  Auflagen  1700,  1705,  1718,  1723. 
Coce^i's  zahlreidie  Disputationen  sind  unter  dem  Titel :  Exerettationea  curiO' 
sae  Palatinae,  Trajectinae,  Viculrinae,  l.Qm^o  1722,  und  Dissertatianes  vani  ar- 
gumenfi,  1722,  in  vier  Quartbänden,  und  »eine  Constlia  und  Bt-dx et ioneu,  Lcm^o 
1725  und  172b,  in  2  Folianten  zusammengedruckt.  Sein  Kommentar  zu  des 
Hugo  Orotius  Lihri  de  Jure  helH  $6  paeü  erschien  in  3  Theilen  (1744^1748) 
nach  sMuem  Tode. 
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abweichendes  Lehrgebäude  des  deatschea  Staatsreeiitfi  Trotz- 
dem machte  dieses  Buch  in  der  ersten  Zeit  grosses  Auftehen  und 
wurde  das  allgemeine  akadettdsehe  Lefarimdi  des  Staatsrechts. 

Namentlich  fand  die  Methode  Cocceji's  Einganja:  und  Beifall  auf 
der  neuerrichteten  Universität  zu  Halle,  wo  der  beriihmte  Kanz- 
ler Johann  Peter  v  o  n  L  ud  e  wi  g  nicht  nur  in  C'occeji's  Fussstapfen 
trat,  sondeni  noch  einen  Schritt  weiter  i>inj>^ 

Ludewig  war  eifri«?  in  der  Au-sbreitmi«»-  neuer  Kechtssätze.  die 
er  immer  für  «unerkHimte  Wahrheiten«  ausf»al).  Mit  seiner  ein- 
nehmenden Schreibart  und  seiner  beispiellosen  Keckheit  hatte  er 
dem  wahren  publicistischen  Studium  vielleicht  mehr  geschadet  als 
genützt,  wenn  nicht  sein  wahrheitsliebender  und  scharfsehender 
College  Nicolaus  Hieronymus  G  u  n  d  I  i  n  g  *^  ihn  fort^vährend  con— 
trollirt  hätte.  Gundling's  scharfer  Kritik  ist  es  xu  veidanken,  dass 
das  von  Cocceji  und  Ludewig  ausamfnengesetste  Lehrgebäude  der 
deutschen  Geschichte  und  des  deutschen  Staatsrechts  keinen  Be- 
stand hatte 

An]  So  erklärt  Cocceji  die  6  alten  Reichskreise  aus  der  Erzählung  des 
Plinius  von  den  5  deutschen  Stämmen  der  Yandalen,  Istävonen  u.  s.  w.  j  aus 
der  frfokiichen  Verfassung  leitet  er  den  Unterschied  zwischen  den  mittelbaren 
nnd  unmittelbaren  XSndera  her,  vierHenOge  hätten  schon  vonAnüsng  die 

Erzürnter  und  die  Kur  gehabt,  u.  s.  w. 

4»))  Geboren  1068  zu  Hohenhard  bei  Schwübiseli  Hall,  studirte  anfangs 
Theologie,  1(>'J5  Professor  der  rhilosophie  ,  1  Tii.l  Professor  der  Geschichte  zu 
Halle,  17ü5  Professor  der  Hechte,  1  TIS  Geh.  liatii,  1719  geadelt,  1722  Kanzler 
der  Universität  au  Halle  und  des  Hersogthums  Magdebui^,  wobei  er  seine 
Professur  behielt,  f  1743.  Von  Ludewig's  "Werken  sind  zu  nennen  seine  <?er- 
mania  prin  cepa,  die  unter  dem  Xamen  Ludov.  Pcf.  Oioiatini  d'AH  erstemal 
1702 ,  das  anderemal  1711  erschien  ,  E  r  1  ä  u  ter  u  n  ^-  d  e  r  g  o  1  d  en  e  n  B  n  U  e 
in  zwei  Theilen  ,  1716  und  1719.  Von  seinen:  Sinyuiaria  j urtH  ptiblici 
Germaniei  imperiit  t730,  ist  nnr  der  erste  Band  ersehieiien.  In  den  Con~ 
täiu  Hakmium  ICtorum  ist  der  zweite  Band  wesentlich  von  Ludewig  und  bat 
fol^PTiden  Titel :  ConsUia  Halensium  ICtorum  in  Sachen  des  teutschen  Pörsten- 
rechts  im  römischen  Reiche,  nebst  einer  Historie  der  hallischen  UnirersitSt 
von  1531 — 1692  und  1694  von  Johann  Peter  von  Ludewig,  dessen  Arbeit  zwei 
Dritthetle  des  Werkes  ausmachen,  Halte  ]  731 .  Fol.  Ausserdem  hat  Ludewig  noch 
eine  grosse  Zahl  von  Dissertationen  und  Deduktionen,  besonders  im  Auftrage 
und  Interesse  seines  Hofes  ^geschrieben,  z.  B.  Vertheidigtes  Preussen  wider  den 
Anspruch  des  deutschen  Ritterordens ,  1702.  Preussisches  Nenenbui^  und 
dessen  Gerechtsame,  170S,  Hechtsbegründetes  Eigenthum  des  Hauses  Bran- 
denburg auf  Jftgemdorf,  Liegnitz,  Brieg  und  Wohlan,  1741  u.  a.  w. 

47)  Geboren  zu  Kirchensittbaeh  bei  NArabeiig,  167!,  Sohn  eines  Prediger« 
und  anfangs  selbst  Theolog  ,  studirte  später  zu  Halle  Jurisprudenz,  ward  da- 
selbst erst  Professor  der  Philosophie,  dann  der  Rechte,  königl.  preuss.  Geh. 
Rath,  t  1729. 
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Lodewig  und  Gimdlia^  uuL^en  indessen  viel  zum  grossen  Rufe 
der  Universität  Halle  bei.  Aiif  dem  Gebiete  def  .Staatsrechts  wirk- 
ten sie  mehr  anre[rend  ,  als  pofjitiv  torderlieh.  Keiner  \  on  i)eiden 
hat  ein  sy>U'iiitiu>»  Ir  >  Werk  iiber  Staatsrecht  g-e^ehriel)en ;  ^ie 
waren  beide  mehr  geistvoll  raison niren de  Historiker, 
als  wahrhaft  juristisch  durchgebildete  Staatsrechts- 
lehrer. 

Zu  gleicher  Zeit  blühten  in  Halle  noch  andere  Mäiuier ,  die 
zwar  ihren  Hauptruhm  auf  andern  Gebieten  ervrorben ,  doch  da<* 
neben  auch  einzelne  staatsrechtliche  Fragen  schriftstellerisch  be- 
handelt haben.  Dahin  gehören  der  berühmte  Christian  Thoma» 
sius^,  der  Vater  der  deutschen  Aufklärnng^,  Samuel**  und 
Johann  Samuel  Stryk*\  Justus  Henning  Böhmer 
Meister  des  deutschen  Kixchenrechts,  und  Johann  Gottlieh  Hei- 
nee  eins**,  welcher,  als  eleganter  Romaalst,  doch  die  Geschichte 
de8  dentsdien  Rechts  nie  ausser  Augen  liess. 

Dem  Aufichwung  der  publicistischen  Studien  zu  Halle  ist  es  zu 
dinken,  dass  von  nun  an  auf  den  meisten  deutschen  Univeisitilten 


4S)  Ludewig  Hess  einen  Entwurf  der  Reichshistorie  drucken ,  Gundling 
gab  einen  Abriss  zu  einer  rechten  Reichshistorie  heraus  u.  s.  w.  Gund- 
ling's  staatsrechttiehe  Schriften  bestehen  in  einselsen  Abhandlungen  und 
IMipatationen ,  abgedruckt  in  seinen  Gu  n  dl  in  giani»  und  aus  den  von  ihm 
oOrterten  RechtsftUen  in  den  Ccmilm  Hakmiunu 

49)  Geboren  lß55  zu  Leipzig,  inusste  seine  Vorlesungren  in  Leipzig  ein» 
stellen,  siedelte  Ibüu  nach  Halle,  wurde  Mitbesrründer  der  dortijfcn  Universi- 
tät, Professor  der  Rechte,  Director  der  Universität  und  königlich  preussischer 
Oehdmer  Rath ,  f  I72S.  Von  den  lahlreichen  Dissertationen,  welche  Tho- 
ansina  gesduieben,  sehlagen  riele  um  Staatsrecht  ein. 

50)  Geboren  H>40  zu  Lenten  in  der  priegnitzer  Mark,  1665  Professor  der 
Rechte  zu  Frankfurt  a.  O.  ,  kam  1090  nach  AVittcnl)er.r  .  d  ',nn  nnrh  }\\\\\v  als 
Ordinarius  der  Juristenfakultät ,  f  ITK».  er  sclirieb  staatsrechtliche  Disser- 
tationen und  gab  viele  publicistische  RechUsgutachu^n  ub. 

51)  Sohn  des  vorigen,  gebofen  1868  ra  Frank&rt a.  O. ,  wurde  ordent> 
ücher  Professor  der  Rechte  su  Halle  1695,  f 

52)  Geboren  zu  Hannover  1674,  1701  ausserordentlicher,  1 7 1 2  ordentlicher 
Professor  der  Rechte,  IT  10  Geheimer  Rath,  ITH!  Director  der  Universität, 
1  1748.  Für  das  Staatsrecht  wirkte  er  durch  seine :  InU-oductio  in  jus  pubUetm 
imiveraale  ex  genuinis  juris  naturae  principÜB  deJbtcUan  et  in  umm  juris  puhUti 
fvHet^ark  fuanmctmque  rertimptMieantm  adomatumf  HtUae  1710  und  i72ft, 
dimA  viele  Dissertationen  und  Gutachten. 

53)  Geboren  su  Eisenberg  Professor  der  Rechte  zu  Halle,  t  1741. 
Durch  «oine  plewenta  juris  Oermanin,  einzelne  Disputationen  und  rechtUche 
Bedenken  wirkte  er  auch  auf  das  Staatsrecht. 
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vaid  auch  ausseiludb  des  UiiiTemt&tskreises,  übeKall  sich  Männer 
benroTthim>  die  das  Gebiet  des  Staatsrechts  mit  Eifolg  weiter  bauen. 
Auch  hief  können^  aus  der  ganzen  Masse  der  Schriftsteller «  nur 
einige  hervorragende  namhaft  gemacht  weiden  :  ^ 

Heinrich  Henniges  berühmt  durch  sein  Werk  über  den 
westphäl.  Frieden,  Burehhaid  Gotthelf  Struv"*,  der  gelehrte 
jenaische  Publicist,  Johann  Georg  Estor*®,  Johann  Jacob 
Mas  CO  V,  der  hochverdiente  Förderer  der  deutschen  Reichsi^e- 
schichte*'.  Dum«!  Georg  Strube,  der  gewiegte  erial  ieno  I  i  ik- 
tiker*®,  Christum  Gottlieb  Ii u der der  lieissige  Üuciiersamm- 


54)  War  Professor  zu  Frankfurt  a.  0. ,  nachher  30  Jahre  lang  kurbran- 
denburgischer  Comitialgesandter  zu  Eegensburg  (f  als  Wahlbotschafter  bei 
dem  WahlcoiiTente  Karr«  VI.  1711).  Sein  Hauptwerk:  MeeUtatümes  ad  in- 
strumentuni  pacis  Caesareo-Suecicum ,  pars  I.  1706,  II.  III*  1707,  IV.  V.  1708, 
VI.  VII.  1709,  VIII.  1710,  IX.  1711,  X.  1712. 

f)ö;  Geboren  zu  Weimar  1671  (Sohn  des  berühmten  Oeorg  Adam  Struv), 
Bibliothekar,  Professor  der  Geschichte  und  des  Staatsrechts  zu  Jena,  f  1738. 
Sein  »Syntagma  juris  jmbUein  ersohiea  suerst  1711,  die  sweite,  vermehrte  Auf- 
läge  1 720 ,  die  dritte  unter  dem  Titel :  Corpus  Juris  pubUei  imperii  nostri  R.  G. 
ex  genuinis  historiarion  fontibus ,  legibus  inrperii  fundamentalibus ,  actis  jnihlicis, 
diplomatibus  et  observantia  imperii  collectum  ,  atque  ad  praesentem  slatum  dire- 
dum  a^'ectis  illustrium  controversiarum  argumentis  cum  indice  mcessario ,  editio 
ierUa  aw^ar  hng6  et  emendaUor,  cum  ßgurk  omeit^  Jm.  1738.  Davon  wurde  , 
dann  noeh  ein  kfinerer  AuMUg  unter  dem  Titel :  juris  pnhUci  prudentia,  ver- 
anstaltet, Jenac  1712,  ed.  II.  1730,  III.  1710.  Vortrefflich  ist  auch  seine 
commentatio  de  allodiis  imperii,  1734.  Nach  seinem  Tode  erschien  noch  ein 
gr(Vs8eres  Werk  von  ihm  über  Privatfürstenrecht ,  herausgegeben  von  seinem 
Schwl^Tsohne  Johenn  August  H  e  U  f  e  1  d :  Juri^udniHaheroicat  tom»  I*  1 743» 
II.  HI.  1745,  IV.  1746,  V.  1747,  VI.  1748,  Vll.  1753. 

56)  Geboren  zu  Schweinsberg  in  Hessen  1699,  ein  Schüler  Gundling's  und 
Liulf  wig's,  172G  Professor  zu  Glessen,  17.^5  zu  Jena,  1742  zu  Marhuv?,  wo  er 
als  Kanzler  und  Geh.  Kath  1773  starb.  Sehr  brauchbar  sind  besonders  seine 
Schriften  über  das  hessische  Staatsrecht,  als :  Specimen  Juris publici  hasamei 
dt  Otd»  et  erigine  UtndgrwriaUt»  Hamaet  1719,  sehr  vermehrt  unter  dem  Titel ; 
angines  Juris  publid  hassiaei,  momtmentis  ineditis  illnstraiaef  1738  j^u«  publi- 
cum hmmac'im  hodiemum,  1739,  auch  unter  dem  Titel  t  jus  publicum  hasstttewn 
hodiermtm  ruriis  ohsernationibus  hisioricis  et  ptaciivis  illxstrataw,  1740. 

57)  Geboren  zu  Danzig  16S9,  wurde  1719  ausserordentlicher  Professor 
und  Kathsherr  zu  Leipzig ,  später  ordentlicher  Professor  der  Rechte  und  der 
Geschichte,  Hofrath  und  Froeonsul  der  Stadt,  f  1761.  Von  seinen  sehr  ein- 
fach und  klar  j^eschriebenen  principHs  Juris  ptihlici  .sind  fünf  von  ihm  selbst 
besorgte  Ausgaben  erschienen,  1729 — 1701.  Seine  «Geschichte  der  Teutschcn 
bis  auf  den  Abgang  der  mero vingischen  Könige«,  172t) — 1737,  ist  geradezu 
epochemachend  in  der  deutschen  Historiographie. 

58)  Geboren  1694  au  Zella,  1720Landsyndikua  au  Hildeaheim,  1740  Geh. 
Justiarath  au  Hannover,  1758  Kaaaleidirector  und  endlidi  Vicekanaler  au 
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1er  und  gelehrte  Literaturkenner  auf  dem  Gebiete  des  deutschen 
Staatsrechts. 

§.  20. 

I?.  Tob  Johaon  Jacob  Isaer  bii  xnm  Untergänge  des  Reiches. 

(Bloeer,  der  Materialientaminler ,  Pütter»  der  Byatematiker  des 

Staatsrechts.) 

Allerdings  war  bereits  in  der  vorigen  Periode  durch  Conring 
die  deutsche  Staatsrechtswissensehafk  von  den  .Banden  des  römi- 
schen Hechts  befreit  und  d^  Werth  der  deutschen  Geschichte 
für  das  Staatsrecht  kräftig  hervorgehoben  worden.  Aber  diese 
deutsch-historische  Bichtung  war  doch  noch  nicht  allein 
im  Stande^  die  Staatsrechtswissenschafit  richtig  zu  leiten  und  zu 
begründen.  Die  Geschichte  ist  eine  wichti*?e  Hülfswissenschaffc 
des  Staatsrechts,  aber  d  u  s  JS  ta  a  t  r  c  c  h  t  selbst  i  s  t  ii  i  c  h  t  G  c  - 
schichte,  sondern  ein  wichtiger  Zweig  der  prakti- 
schen Jurisprudenz. 

Ausserdem  war  die  historische  liehandlungswoise  auf  grosse 
Abwege  geratlicn;  sie  war  antiquarisch  und  hypothesen- 
sücht ig  geworden. 

Allerdings  ist  die  Staats-  mid  Bechtsentwickeluug  eines  Vol- 
kes eine  grosse  Continuität,  aber  für  das  praktische  Recht  der 
Gegenwart  tritt  der  Werth  der  ältesten  Staats-  und  Kechtszu- 
stande  doch  mehr  in  den  Hintergrund;  ihr  Zusammenhang  mit  der 
Gegenwart  ist  immer  nur  ein  entfernter.  Dem  Historiker  mag 
der  älteste  9  jugendlich  frische  Urzustand  eines  Volkes  besonderes 
Interesse  gewähren  ^  und  wir  können  es  Couring  nicht  verdenken, 
dass  er  der  Germixma  des  Tadtus  eine  solche  berechtigte  Vorliebe 
zuwendete,  aber  der  Jurist,  welcher  das  geltende  Staats-  oder 
Privatrecht  zur  Au^be  seiner  Darstellung  macht,  hat  sich  wesent- 

Hannover,  f  1775.   In  leinen  hoehberflhmten  Nebenstanden,  Th«ll. 

1742,  II.  1747,  III.  1749,  IV.  1755,  V.  1757,  VI.  1765,  und  in  seinen  vortreff- 
lichen rechtlichen  Bedenken,  Th.  I.  1761,  II.  nr,3,  TU.  ITün.  IV.  1772, 
tinden  sich  viele  in  das  Staatsrecht  gehörige  Erörterungen  über  auserlesene 
Materien,  die  vor  ihm  noch  kein  Schriftsteller  so  klar  und  gründlich  darzu- 
stellen verstanden  hatte. 

59)  Geboren  1693  su  Kittlitz  in  der  OberUusitz,  Bibliothekar  zu  Jena, 
ordentlicher  Professor  mi '  TTnfrath,  endlich  Senior  der  Juristcnfakultät  da- 
selbst, t  1704.  Von  ihm  rühren  zahlreiche  historische,  diplomatische  und 
staatsrechtliche  Abhandlungen  her,  darunter  auch  seine  bekannten  Amoenita- 
tn juris  putbUei,  1743. 
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Heb  mit  der  Geschichte  semer  Zeit  und  der  unmittelbar  damit 
xuaammenbangenden^  voiaufigebenden  Periode  zu  beicbaftigen. 
Für  eine  solche  praktische  Verwerthung  der  neuern  Ge*> 
schiebte  für  das  Staatsrecht  ihrer  Zeit  thaten  Männer  wie  Ffef- 
finger,  Coecep»  Ludewig  und  Gundling  wenig;  sie  waren  gelehrte 
Antiquare,  aber  keine  wahren  Bechtshistoriker ^  noch  viel  weniger 
ächte  Juiisten.  Besonders  aber  bedrohte  die  pseudohisto Ti- 
sche Richtung  Coeceji's  und  Ludewig*s  die  ganze  Wissenschaft 
mit  Gefahr.  Was  sollte  aus  der  Staatsrechtswissenschaft  werden, 
wenn  man  die  praktischen  Staatsfragen  der  Gegenwart  mil  C(in- 
jecturen  aus  dem  Tacitus  und  mit  Hypothesen  über  die  Stämme 
der  Völkcrwundcning  zu  heantwortcn  suchte  ? 

Zwar  hatten  die  grossen  Sammler,  wie  Liinig  und  Faber,  das 
nöthi^e  Material  für  den  Aufbau  eines  praktischen  Staatsrechts- 
systems aufgestapelt,  aber  die  Bausteine  lagen  ungeordnet  umher^ 
and  noch  niemand  war  dieses  massenhaften  Stoffes  Meister  ge- 
worden, bis  J  o  h  a  nn  JacobMoser*  mit  seiner  riesigen  Arbeits» 
kraft  eintrat.  Unter  seinen  Händen  gewann  die  deutsche  Staats- 


1)  Johann  Jacob  Moser  (von  FUseck  und  Weilerbeig),  geboren  am 
IS.  Januar  1701  zu  Stuttgart,  studirte  wu  Tübingen,  wurde  dasellMt in  seinem 
19,  Jahre  ausserordentlicher  Profe^^or  und  Regier ungsrath,  reiste  mehrfach 
nach  Wien  an  den  kaiserlichen  Ilül,  wo  er  mannigfach  in  Staatssachen  beschäf- 
tigt wurde,  trat  1 726  als  wirklicher  Regierungsrath  in  das  Collegium  su  Stutt^ 
gart,  ging  1720  ale  wirklicher  Prefteeor  neeh  TObingen,  wnrde  wiederum 
Re^erungsrath  zu  Stuttgart,  ging  1736  als  königl.  preussischer  Geheimer 
Rath,  Universitiltüdirector,  Ordinarius  und  Professor  der  Rechte  nach  Frank- 
furt a.  ü. ,  wurde  1739  entlas<;en  und  gini?  nach  Eliersdorf  im  Voigtlande, 
WO  er  bie  1747  als  Schriftsteller  privatisirte,  174  7  -Ib  war  er  hessen^hom* 
bttxgiftoher  Geheimer  JEUth  und  Kansler,  ]748*-51  in  Hanau,  wo  er  eine  Staate- 
und  Kanzleiakademie  erriehtete  und  dirlgirte,  1751  ging  er  als  Landschafts- 
rnnsnlent  nach  iStuttjrart  zurück,  1759—1764  war  er  Staatsgefangener  auf  dem 
Hoüenlwiel ,  lebte  seitdem  zu  Stuttgart,  wo  er  am  HO.  September  17S5  starb. 
Merkwürdig  ist  auch  sein  Sohn,  Friedrich  ivarl  Freiherr  von  Moser, 
gehören  1723,  Reiohshofrakh ,  dann  hessen-dermstädtiacher  Staataminieter» 
geistreicher  f reim üthiger  Publicist,  Verfasser  des  Buches  »der  Herr  und  der 
Diener«,  »des  teutschen  Hufrechts«  and  anderer  Staate-  und  v4)lkerrechtUcher, 
sowie  politischer  Schriften,  f  1798. 

Johann  Jacob  Moser  hat  sein  ereignisevoUes  und  wechselreiches  Leben 
selbst  beschrieben:  »Lebensgeschichte  Johann  Jacob  Moser's,  von  ihm  selbst 
beschrieben.  9.  Aull.  9  Bftade,  Frankfurt  und  Leipzig  1  777,  ein  Buoh,  wel- 
ches in  unserer  ganzen  Literatur  einzig  dasteht  an  Aufri''hti^';keit  und  Ein- 
fachheit. Uebei  die  beiden  Moser' s  vergl.  den  trefflichen  Aufsatz  H.  von 
MohTs  in  seiner  Literatur,  B.  IL  S.  400,  auch  von  Kaiteuborn  im 
Stantawörtexbuehe,  B.  VII.  6.  10  ff. 
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rechtswisseuscbafb  eine  völlig  neue  Gestalt  und  wurde  ^  aus  einer 
todten  antiquahschieii  Schatzkamioer «  zu  einer  gzossorlagea  pxak- 
tiflciien  Lebenswisseoflchaii. 

Mosesc  steht  ebenso  im  Gegensatze  zu  den  naturrcchtlichen 
Theoretikem ,  wie  zu  den  historischen  Antiquaren.  Das  Ziel  sei- 
ii«8 ganzen. Steebois ist  objektive  Wakrheit  und  praktische 
Brauchbarkeit.  Sein  ganzer  wechselvoller  Lebensgang  gab 
ihm  eine  fast  einzig  dastehende  Erfthxvng  in  deutaehen  Staats-» 
saehen.  Er  kam  in  direkte  Beziehungen  zu  dem  kaisediehen 
Hofe,  zu  dem  Kammeigeriohte,  zu  dem  Eeichshoirathe,  zu  zahl- 
reichen kleinen  und  grossen,  weHücken  und  geistiichen  Fürsten, 
zu  Beichsgrafen ,  Reichs&^ten,  Beichsrittem ,  und  lernte  durch 
unmitfeelbareu  Augenschein  als  Bath,  Beistand  j  Anwalt,  Bevcdl^ 
mäcktigter,  die  staatsrechtlichen  Verhältnisse  Deutschlands  aufs 
genaueste  kennen.  Diesen  reichen  Schatz  praktiseher  Erfahrungen 
legte  er  in  seineu  Schriften  nieder ,  die  eine  wahre  i  uudgruhe  für 
da»  ölfentliche  Kecht  Deutschlands  zu  Reichszeiten  sind.  Was  in 
Lünig*s  riesigen  Folianten,  in  den  /ahlrcK  ht n  iiänden  der  Staats- 
knnzleien,  in  TerritorialgeschicliLeu,  Urkuudenhüehem,  Staats»- 
Schriften  und  Deduktionen  aller  Art  ungeordnet  und  massenliaft 
durcheinander  lag,  suchte  Moser  zuerst,  wenigstens  äusseriich, 
zurechtzulegen  und  für  den  Geschäftsmann  in  eine  handliche  Ord- 
nung zu  bringen. 

.  Moser  ist  wohl  der  fruchtharste  Schriftsteller  Deutschlands 
gewesen,  er  selbst  führt  in  seiner  Lebensgeschichte  312  vcrscliie- 
dene  Schriften  auf,  die  etwa  eine  Bibliothek  von  500  Bänden  bil- 
den *.  Seine  Hauptarbeiten  beziehen  sich  auf  deutsches  Staats- 
recht und  europaisches  Völkerrecht.  Hier  kommen  nur  die  erstem 
in  Betracht,  vor  allem  sein  deutsches  Staatsrecht,  50  Bände 
und  2  Supplementbände,  Nürnberg,  später  Leipzig  und  Ebersdorf, 
1734 — 54.  4.  Daran  schliessen  sich  als  Ergänzung  und  Vollen- 
dung, ohne  einen  neuen  allgemeinen  Titel,  aber  meist  als  s.  g. 
Neues  Staatsrecht  bezeichnet,  mehr  als  zwanzig  Spezial- 
werke  '  über  deutsch-staatsrechdiche  Gegenstände,  Stuttgart  imd 


2}  Lebensgeschichte,  B.III.  S.  12U--i77. 

3)  Die  Titel  dieser  Werke  lauten :  Von  Teutschland  und  detten  Yer^t- 
sang  überhaupt.  Stuttgart  1766.  4.  —  Vcm  dem  Bttmischen  Kayaer,  Kömi- 
schen König  und  denen  Reichs  -  Vicarien.  Frankfurt  a.  M.  1767.  4.  —  Von 
denen Kayserlichen  Begierungs- Kackten  undPäiobten.  2Th.  Allda,  1772, 
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Frankfurt,- X7 66  — 1775,  nebst  einem  Gesamintregister ,  so  dass 
dieses  ganze  Werk  Moser'«  gegen  SO  Quartbände  um£äflst.  Als 
fSpecielle  Ausführung  davon  sind  aber  noch  seine  vielen  Werke 
über  das  Partikularstaatsreckt  einzelner  deutsdier  lAnde  an- 
zusehen Dazu  kommen  noch  mehrere  Kompendien^  viele 
Sammlungen  von  Aktenstücken,  Gutachten,  Abhandlungen  u.  s.  w. 
£s  ist  wohl  keine  Besiehung  des  vielTetschlungenen  öffentlichen 
Bechts  in  Deutschland,  wdche  er  nicht  zum  Gegenstände  seiner 
wissenschaftiichen  Betrachtung  gemacht  hätte.   In  diesem  unbe- 

1773.  4.— Von  denen  Teutschen  Reichs-Ständen,  der  Reichs-Ritterschafl,  auch 
denen  übrigen  unmittelbaren  Reichs-Glidern.  Allda,  1767.  4.  —  Von  denen  Teut- 
schen  Reichs-Tagen.  2  Th.  Frankf.  u.  Leipz.  1774.  4.  —  Von  denen  Teutschen 
Rdchstags-Oeschäfften.  Frankf.  a.M.  17GS.  4.—  Von  der  Teutschen  Religion«- 
Ter&ssttng.  FnuilLf.u.Leipt.  1774.  4.  — VonderTentsehenJustii-VeifMSttDg. 
2Th.  Allda,  1774.  4.  — Von  derTeutaehen  Lehens- Verfassung.  Allda,  1774.  4. 
-  Von  der  Teiitschcn  Crays-VcrfaJ?sung.  Allda,  1773.  4. —  Persönlicbos  Staats- 
recht derer  Teutschen  Reichs-Stände.  2  Th.  Allda,  1775.  4.  —  Fanniien-Staats- 
recht  derer  Teutschen  Reichs  Stände.  2  Th.  Allda,  1775.  4.  —  Vonder  Teut- 
Bchen  Beiehft-Stinde  Landen,  deren  Landjitinden,  Unterthanen,  Landee-Frey- 
heiten,  Beschwerden,  Schulden  und  Zusammenkünfften.  Allda,  1709.  4.  —  Von 
der  Landeshoheit  d  erer  Teutschen  Rcichs-Stände.  Allda,  17"'*.  4.  —  \on  der 
Landeshoheit  imÜeistlichen.  Allda,  1773.  4.  —  Von  der  Laudeshoheit  in  Regie- 
rungssaehen  Oberliaupt ,  besonders  auch  in  Auaehung  derer  landesherrlichen 
Raths-CoUegien»  Beamten,  Gesette  u.  e.  w.  Allda,  1772.  4.  —  Von  der  Landes* 
hoheit  in  Justiz-Sachen.  Allda,  1773.  4.  —  Von  der  Landeshoheit  in  ^Ülitair- 
Sachen.  Allda,  1773.  4.  —  Von  der  I/andeshoheit  in  Steuer  flächen  wip  auch  an- 
dern Geld-  und  Natural-Abgaben.  Allda,  1773.  4.  —  Von  der  Landeshoheit  in 
Cameral-Sachen.  Allda,  1773.  4.  —  Von  der  Landeshoheit  in  Policey-Sachen. 
Allda,  1773.  4.  —  Von  der  Landeshoheit  in  Onaden-Saehen.  Allda,  1773.  4. 

—  Von  der  Landeshoheit  in  Ansehung  der  Unterthanen  Personen  und  Vermö- 
gens. Allda,  1773.  4.  —  Von  der  Landeshoheit  in  Ansehung  Erde  und  "SVas- 
sers,  und  ytas  damit  einen  Zusammenhang  hat}  nebst  einem  Haupt -Register 
Ober  alle  9  Theile  dieses  Werks*  Allda,  1 773.  4.  —  Von  der  Teutschen  Iftiter- 
thanen  Hechten  und  Pflichten.  Allda,  1774.  4.  ~  Von  der  Rdchastittiachen 
Regiments  -  Verfassung.  Allda,  1772.  4.™  Teutsches  Nachbarliches  Staats- 
recht. Allda,  1773.  4. — Teutsches  auswärtiges  Staatsrecht.  Allda,  1772.  4. 

—  Allgemeines  Register  über  das  alte  und  neue  Teutsche  Staatsrecht,  \kie 
auch  über  alle  andere  Moeerisehe  in  alle  Theile  der  Rechtsgelehi-samkeit  und 
Staats-Oeschichte  einsohlagende  Schriften.  Allda,  1775.  4. 

4;  Die  von  ihm  behandelten  Territorien  sind  folgende:  Die  drei  geistr 
liehen  Kurfürsten  1  7 :n  ,  Erzstift  Trier,  1740,  Kur-Mainz,  17ö5,  Kur  Bayern, 
1754,  Kur-ßrauuiächweig,  1755,  Kur-Pfalz,  17G3,  Hochstift  Augsburg,  1740, 
Hochstift  Constanz ,  1740,  Anhalt,  1741,  Baden,  1772,  Abtei  Baindt,  1740, 
Orafwhaft  von  der  Leyen,  Plettenberg  und  Virmont,  1744 ,  Orabchaft  Sayn, 
1749,  Reichsstadt  Aachen,  1740,  Zell  am  Hammersbach,  1740,  Nflmberg,  1741. 
Die  Partikularstaatsrechte  der  noch  jetst  bestehenden  Staaten  sind  auch  für 
die  Gegenwart  mannigfach  brauchbar. 
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gfeif Heben  Umfange  der  Tliätigkcit  ist  Moser  ohne  Gleichen.  Für 
alle  nur  irgend  denkbaren  Fragen  des  Steatsreohts  findet  bei  ihm 
der  Gelehrte>  wie  der  Geschäftemann,  wenn  auch  nicht  eine  präci.se 
juiistisohe  Antwort,  doch  wenigstens  einen  Fingerzeig,  eine  Anfuh- 
rung von  Pxftoedenzfälien,  eine  Hinweisimg  auf  Herkommen  und 
Praxis.  HieiT  Mtt  keine  todte  antiquarische  Gelehrsamkeit»  keine 
Spielerei  mit  Curidsitaten  und  unnütEen  Kleinigkeiten;  alles  ist 
«DHdes,  hxauohbaxes  Material,  alles  auf  B^greifung  und  Darstellung 
Miller  Wiiklichkeit,  auf  praktische  Anwendbarkeit  im  Leben  gerich- 
tet. Vor  allem  spricht  sich  Moser*s  Charakter,  seine  unbestech- 
liche Wahrheitsliebe  auch  in  der  Wissenschsft  aus.  - 

Trotz  aller  Chikanen  der  Censur^  trotz  aller  Vexfolgungen, 
selbst  trotz  funijälin<;er  harter  Kerkerhaft  bleibt  er  immer  »der  alte 
ehrliche  Moser«  (wie  das  würtembergische  Volk  den  unbeugsamen 
MärtjTcr  seiner  Landesverfassung  nannte  ,  der  unerschütterliche 
Bekenner  der  >\  ululieii,  cli'i  Gerechte  im  Sinne  des  Bürgers,  des 
Rechtsgelehiteii  und  des  Christon«. 

80  steht  Johann  Jacob  Moser  da  als  ein  erhabenes  Charakter- 
bild in  der  Gescliichte  des  deutschen  Stautsrt'clits ,  eine  Gestalt  so 
ernst  und  ehrwiirdif»',  wie  keine  andere  melir.  Seine  wissenschaft- 
lichen Tycistunijen  sind  so  zahlreich  und  tief  einf>reifend ,  dass  wir 
voUkonnnen  berechtigt  sind,  mit  ihm  eine  neue  Periode  in  der 
-Geschichte  der  deutschen  »Staatsrechts Wissenschaft  zu  beginnen. 

Damit  soll  aber  keineswegs  gesagt  sein,  dass  Moser's  Arbeiten 
vollkommen  seien.  Sclion  die  Massonhaftigkeit  seiner  Schrift- 
stellerei  machte  eine  sorgfältige  formelle  Durcharbeitung  unmög'>- 
lich.  Seine  Werke  sind  zum  grossen  Tbeile  nnr  brauchbare  Ex- 
c  c  r  p  t  e  n  s  a  m  m  1  u  n  g  c  n .  Wohl  hat  Moser  die  Masse  des  au^e- 
speicherten  Materials  in  eine  gewisse  äusserliche  Ordnung  gebracht, 
aber  von  einer  organischen  Gliederung,  Yon  einem  wisseuT- 
schaftlichen  Systeme  ist  keine  Rede.  Bei  ihm  findet  sich  we^ 
der  eine  eigentliche  rechtshistorische  Begründung  der  Staatsein- 
richtungen, noch  philosophischer  Geist.  Zwar  ist  es  tadeinswerth, 
wenn  der  Jurist  an  die  Stelle  des  Positiven  seine  philosophischen 
Speculationen  setzen  will;  es  fuhrt  das  zu  willkiihrlichenFhantaBien 
und  abstrakten  Himgespinnsten.  Dennoch  ist  ein  wissenschsft^ 
Kches  Begreifen  des  Positiven  ohne  eine  gewisse  phüosoplusche 
AuiCeissung  unmöglich.  Nur  wer  den  Zusamm^hang  des  Beste- 
henden mit  den  liöhern  Zwecken  und  Endzielen  alles  geistigen 

Sjetem  des  dcutcrlica  StaaUrcchtt.  6 
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Lebens  zu  begreifea  stiebt,  nur  wer  das  Becht  als  ein  lebendiges 
Glied  im  Oiganismus  der  gcsammten  menschiiohen  £ntwickeliing 
aufzufassen  versteht,  ist  f Ühig,  das  PositiYe  wahrhaft  wissenschaft- 
lich zu  durchdringen,  zu  veigeistigen  und  zur  systematischen  Ein- 
heit au  erheben.  DaTon  hatte  Moser  keine  Ahnung.  Er  ist 
Positirist  vom  reinsten  Wasser.  Es-  ist  so,  weil  es  so  ist. 
Ueber  diese  Auffassung  reicht  Moser's  Horizont  nirgends  hinaus. 
Weder  seine  natürlichen  Anlagen,  noch  seine  allgemeine  geistige 
Bildung  bcfähij^Uii  ilin  zu  der  höchsten  lilüthe  wissenschaftlicher 
Auffassung:  und  Darstellung.  Moser  hat  luit  dem  ihm  verliehenen. 
Pfunde  gewuchert,  treu  und  emsig  bis  zum  letzten  Athemzuge; 
aber  er  hat  seinem  «grossen  Nachfolger  und  den  kommenden  Ge- 
schlechtern noc  h  viel  zu  thun  übrip:  uelassen. 

Durch  Moser's  umfassende  Arbeiten  wurden  immer  Tiirlir  be- 
gabte Männer  in  iSuuid  gesetzt,  mit  Glück  im  Fache  des  .Staats- 
rechts weiter  zu  arbeiten.  Besonders  hat  man  seit  der  Mitte  des 
XVIII.  Jahrhunderts  die  deutsche  Reichsgeschichte  fort- 
gebildet und  dadurch  viel  zur  bessern  Kultur  des  deutschen  Staats- 
rechts beigetragen.  Es  gehören  dahin  die  grossartigen  Samm- 
lungen von  Staatsschriften  und  Urinmden^  besonders  die  Werke 
▼on  Gärtner'*  und  Iii  eiern*  über  den  westphSlischen  Frieden^ 
welcher  die  eigentliche  Grundlage  des  neuem  Beichsstaatsrechta 
blieb  und  die  musterhaften  Urkundensammlungen  von  G  u  d  e  n  u  s 

">  Carl  M'ilhelni  Gärtner*»  westphälische  Friedenskunzkn ,  darin  die 
von  IGKJ  bis  Kils  bei  den  mtinster-  und  osnabrOckischen  Fri(Hlen<ctiaktHten 
geführten  gebeimeu  Correäpundenzen ,  ertheilte  Instruktionen,  ersULicLe  üe- 
lationen  und  be8<md«re  Nachiichtea  enthalten,  aebst  einer  vollständigen 
Historie  des  westphüiichen  Friedenssohlusses ,  in  9  Oktavbänden,  Leipzig, 
1 73 1 — 1 737.  Gärtner  war  zu  Dresden  1 700  geboren,  1727  Professor  zu  Leipzig, 
J733  01)erappellalionsratli  zu  Dresden,  1750  Reichshofrath  zu  \\'ien,  f  I76ü. 

ö)  »Acta  pacin  WestphaUcaB^  oder  Westphälische  i^^riedentiverhandiungen 
und  Oescbiehte«,  in  eecht  Folianten,  Hannover,  1734— '1730,  ingl.  *aetapaeis 
exectitionis publica,  oder  Nürnbeigische  Friedens- Execntionshandlttngen  und 
Geschieht^"  ,  in  2  Fol. ,  Hannover  und  Güttingen,  1736 — 173S,  nebst  einem 
uUni Versalregister,  sowohl  über  die  Friedens-  als  Executionshandlungen  von 
Jühuun  Ludolf  Walther  zu  Hannover««,  in  einem  Folianten,  Göttingen,  1740, 
und  noch  ttberdies  »Ada  etmütaiia,  oder  B^ensburgisohe  Kdehstagshand^ 
lungen  und  Geschichte  von  1653->54«,  in  swei  Folianten,  Leipz.  undGdttingen, 
173S — 1710.  Gottfried  von  Meiern  war  1692  su  Bayreuth  geboren,  1715Pro- 
fessor  zu  Giessen,  J 720  Hofrath  und  Kammerconsulent  zu  Bayreuth,  1726 
Archivar  zu  Hannover,  wo  er  1745  als  Geheim.  Justiz -Kath  gestorben  ist. 
K.  V.  ScblOser,  die  Familie  von  Meiern  in  Hannover  und  am  markgräii. 
Hofe  SU  Bayreuth,  Berlin  1855. 
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S  (  h  a  n  n  a  t  ®  und  Ji  e  s  s  e  1  ®,  wodurch  ein  viel  tieferes  Verständniss 
des  mittelalterigen  Staatsrcc  lits  ermöglicht  wurde.  Fördernd  wirk- 
ten auch  die  berühmten,  literarischen  Streitigkeiten  zwischen  Gra- 
mer und  Senckenberg  über  die  hanaiiische  und  OBteneichische 
Erbfolge.  Während  Johann  Ulrich  Freihexr  ron  Gramer  mit 
den  Waffen  einer  mehr  philosophisch-xomanisirenden  Jiuupradens 
die  Anspiüdie  des  KuifUraten  von  Bayern  als  vermeintlichen  Be* 
gredi  e n  t  er b  e n  vertrat ,  stütste  sich  der  Reichshofrath  Heinrich 
Christian  Freiherr  von  Senckenberg"  auf  seine  umfassende 

7)  Vul.  Ferd.  de  G  u  dentis ,  Codex  diplomaticus  exhibens  OfMedoto  a&  a.  881 
ad  ]3(!0  j)Iof/i/n(iacu  ,  jx.s  (ifninDn'ctnn  et  S.  H.  J.  historiam  ülustraniia.  Gött. 

worauf  hernach  noch  t/tm.  II.  Francof.  et  Lips.  1717,  III.  1751,  IV.  1759, 
V.  1768,  gefolgt  sind,  so  dass  das  ganze  Urkundenwerk  jetzt  aus  6  Quartbftn- 
deo  besteht.  Dieser  Oudenus,  später  Freiherr  Ton  Gadeous,  wsr  1679  su 
Habs  geboren,  erst  in  kur-main  zischen  und  badischen  Diensten ,  dann  1724 
Kammergerichtsasseasor  zu  Wetzlar,  f  175S. 

S)  Johann  Friedrich  Schannat,  peboren  zu  Luxemburc^  16^3 ,  trat  in 
den  geistlichen  Ötand  zu  Fulda  und  gab  hier  heraus  isein  corpus  traditionum 
J^/&feftnwm,  1724 ,  seine  elimtekm  Fuldetuem,  1726,  ingl.  dioeeenn  Fuldett9em, 
1727,  seine  historünn  Fnklenseiu,  1729,  seine  hüiertam  Wbrtnaiimuem,  mit  vie- 
len urkundlichen  Beilagen»  f  1739. 

9}  Gottfried  von  Bassel,  Abt  des  Benediktinerklosters  Göttweih  in 
Oesterreich,  gab  heraus  ein  Chronicon  Gotiwicense,  Tegernsee  1 732.  Fol.  (Ent- 
hält eigentlich  nur  den  prodromus ,  worin  eine  allgemeine  deutsche  Diplomatik 
und'eine  Geographie  der  alten  Gaue  enthalten  ist) 

10}  Geb.  SU  Ulm  1706,  ein  Schüler  Wolfs;  1733  ordentlicher  Professor  der 
Ktthte  zu  Marburg,  1742  Keichshofrath  unter  Karl  VII.  und  Freiherr,  1752 
K.ammergericht'^asse'^snr  zu  Wetalar ;  ^  1777.  Von  Cramer's  Werken  sind 
auch  für  das  iStaatsrecht  wichtig:  a.  WeUl  arische  eben  stunden, 
worin  auserlesene  beim  höchstpreisUchen  Cammergerichte  entschiedene  Beohts- 
liändel  zur  Erweiterung  und  Erl&uterung  der  Tcutschen  in  Gerichten  üblichen 
Rechtsgelehrsamkeit  angcM-cndot -werden ,  I.  Th.  Ulm  1755.  Solcher  Theile, 
deren  vier  einen  üktavband  ausmachen,  sind  bei  Cramer's  Lebzeiten  124  er- 
schienen,  (.nach  seinem  Tode  noch  Th.  J25 — 130.    Ii.  131  Hauptregister. 

Wetslarisohe  Beiträge  zu  einer  pragmatisohen  allgemeinen  RechtS" 
gelehrsamkeit  aus  der  Beichspraxi  dasigen  höchsten  Reichsgerichts,  vier  Theile 
in  einem  Oktavbaiide.  Wetzlar  ITÜlJ.  c.  Ohserr  ationes  Juris  universi  ex 
praxi  rccefüiori  supremortim  inipeni  tribunalitan  hanstxu-.  Tom.  1.  Wetzl.  1758, 
II,  pars  1.  Wetzl.  1761,  II.  pars  11.  Ulm  1762,  Tmi.  III.  1763,  Tom.  iV.  1706, 
Twa.  V.  1769,  Tem-VI.  1772. 

11)  Geboren  1704  su  Frankfurt  a.  M. ,  Sohn  eines  Arstes  daselbst,  1730 
erster  Rath  zu  Dhaun  in  rheingräflichen  Diensten,  1735  Professor  der  Rechte 
itt  Göttinnen  ,  1738  ZU  Glessen ,  unter  Franz  1.  1745  Reichshofratli  und  Frei- 
herr, t  H'  "-  Unter  seinen  zahlreichen  Werken  sind  zu  erwähnen:  »Sekcta 
Juris  et  historiarian  tum  anecdota  tum  jam  edita  et  rarioraf^  (0  Bände,  Frankf« 
17M— 1742)}  »Corpus  juria  fetMU  Oermainei,  oder  vollständige  Sammlung 
der  Teutschen  gemeinen  Leheosgesetiei  welche  aus  allen  teütschw  und  lango- 
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gemuoiiatiach-*  Staatsrechtliche  Gelehnanlkeit  und  Torfbcht  das 
^cfat  der  Erbtockter  Maria  Theresia  so  siegreich,  dass  seitdem 
diese  Controverse  in  der  Wissenschaft  für  erledigt  «ingesehen  wer- 
den kann.  Bei  dieser  Gelegenheit  kamen  die  wichtigsten  Fun- 
damentalsätae  des  deutsehen  Fiirstenrechts»  bestmders  der  Thron- 
folge Yon  neuem  zur  Spdrache  und  wurden  viel  tiefer  begründet, 
als  seither 

Auch  der  Fortschritt  in  allen  übrigen  Wissenschaften,  seit  der 
Mitte  des  XVI II.  Juhiiiuiiderts ,  besonders  in  Geschichte  und 
Sprachkunde,  der  verbesserte  Gesclimack  der  Literatur  und  vor 
allem  der  dun  Ii  Wolf  an<^eionte  philosophische  Geist,  wirkten 
niii(  liti<j  auf  die  Jl('])uni::  nuserer  Wissenschaft  ein.  Vor  allem  fand 
die  höhere  Kultur  des  Staatsrechts  den  günstigsten  IJoden  auf  der 
neu  gegründeten  Universität  zu  Göttin  gen**,  welche  seit  der 
zweiten  Hälfte  des  XVIII.  Jahrhunderts  die  eigentliche  hohe 
Schule  des  deutschen  Staatsrechts  wurde. 

Gerlach  Adolf  von  Münchhausen ^''^  welcher»  als 


bardischen  Lehenrechten  samintvielen  Heichsurkunden  besteht,  1T-10«< ;  »Corpus 
Juri»  Germanici publici  ac  privaii  hactcnna  ineditum«f  Tom.  I.  2Vm.  II.  1760—66. 
'Wi^tig  ist  auch  die  Abhandlung:  »Oedanken  Ton  dem  jeder  Zeit  lebhaften 
Gebrauche  des  uralten  teutschen  bürgerlichen  und  Staatsrechts  in  den  nach- 
heri^en  Reichsi>:esetzen  und  Gewohnheiten«,  1759.  \on  Spnckonberg  ist  auch 
grossentheils  die  »Neuere  und  vollständigere  Saiumluun;  der  Keichsabschiede, 
Frankf.  a.  M.  bei  K.  A.  Koch.  3  Bd.  1747  (s.  g.  Scnckenberg'sche  oder 
Koch'flche  Sammlung).  In  allen  Schriften  Sendienberg's  spricht  sieh  eine 
bewundernswerthe  Kenntnies  der  (U  ntschen  Reichsgeschiclite  und  des  Staats- 
rechts des  Mittelalters  aus.  Auch  der  Sohn  Senckenberg's ,  K  e  n  ;i  t  ii  r  K  arl 
von  Senckenberg,  geboren  zu  ^A'icn  175!.  hat  sich  als  l'uhlicisi  hervor- 
gethan,  besonders  als  Fortsetzer  von  wllaberiin  s  deutscher  Keichsgettcbichte«, 
Bd.  21—27.  Frankf.  1708—1799. 

12)  Die  Streitschriften  Kwischen  Crauier  und  Senckenberg  sind  bis  zur 
Quint i">lik  ■ledielien.  Eine  eigene  Abhandlung  »von  der  Cranierischen  und 
Scnckeubergischen  Streitigkeit  wegen  der  Erbfolge  der  Tochter,  welche  Ver- 
geht gethan« ,  findet  sich  in  den  hallischen  Beiträgen  zur  juristisch  gelehrten 
Oeschiekte,  2.  Stück.  Halle  t754,  S.  309—326. 

13)  Christian  von  Wolf,  geboren  J679  su  Breslau  als  Sohn  eines  Hand- 
werkers, 1709  Professor  zu  Halle,  von  Halle  !72'^  vertrieben;  Professor  in 
Marburg,  ging  1740  aU  Geh.  ]vath,  Vicekanzlcr  der  Universität  und  Profes5?or 
des  Nirtur-  und  Völkerrechts  nach  Halle  zurück,  wurde  1745  Reichsfreiherr, 
1  1 754.  Obgleich  vor  allem  Philosoph  und  Mathematiker»  hatte  er  doch  grossen 
Einfluss  auch  auf  die  Juri&pnidens;  s.  B,  waren  Gramer,  Ickstadt  und  selbst 
Flitter  seine  Schüler. 

14)  Emil  Franz  Rössler,  die  Gründung  der  üniver.sität  Göttinj^'f  n.  Ent- 
würfe, Berichte  und  Briefe  der  Zeitgenossen,  herausgegeben  und  mit  einer 
gesehiohtUcbea  Einleitung  venehen.  Gdttingen,  18$5. 
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haniiÖTeriicher  Staatsmiuister,  der  eigenäiche  Grüiider  Qöltingem 
wurde,  war  ein  liochgebüdeter  Staatnuanii  und  selbst  em  gelehrter 
Kenner  des  deutschen  Staatsrechts.  Die  1734  gegründete  UniTer- 
MÜf^ifesni'  96^'5ahre  unter  seiner  speeielleiL  väteslichen  Fnisoige, 
Ipdehe  tbesonders  dahin  gingy  Geschichtey  Philologie  und  litentur 
niitiden^ptaktisch  'braucbbaTen  Staatswissenscfaftften  zu  ▼erbinden» 
CUMfingen  sollte»  seiner  ganzen  Anlage  nach^'  vor  allem  die  Bü-^ 
diiiilfsmslalt  für  den  hohem  Staatsdienst  werden.  Deshalb  sollten 
MpIfidesett^Ghaften,  Jurispradens  und  Geschichte  mit  aUen  ihreK 
HiHAnmssenschafiten  in  erster  linie  hier  yertreten  werden.  In 
«KjäifipL  Sinne  wurden  Männer  wie  Gottlieb  Samuel  Treuer'*, 
Milllili  Jacob  Schmauss  Jloiuricli  Christian  Seiic  ken- 
hlW|^^,  Johuim  David  Kodier''',  (ieorir  Ileiiirirh  Ayror^^, 
Ckdütiau  Lud IS c h e i  d  t  '  ^  Georg  Ludwig  Ii  <>  inn  c r    ,  Clui— 

,^  fji)  Geboren  1688»  studirte  su  Halle,  Jena  und  Utrecht»  TerOffentlicbte 

mehrere  staatsrochtliclie  Disscrtatioticn  ,  ITIl  Appellationsrath  zu  Dresden, 
1715  Obcra})])Lllatiunsrath  zu  Celia,  1127  hannöveracber  ätaatsminbter ,  17&5 
Premicrmini-^lcr,  f  ITTii. 
.  ^  16]  Geboren  zu  Jacobsdorf  bei  Frankfurt  a.  ü.,  1711  Professor  der  Theo- 
üad  des  Staatsreobts  <u  Helmatadt,  1734  e  r  s  t  e  r  Professor  des  Staats^ 
recliiü  zu  G5Uin<^^en,  f  f743.  Seine  Staatsrechtlichen  Schriiten  bestehen  in 
anill reichen  Abhanrll';rT.'">f>. 

17)  Geboren  l(>9ü  zu  Laudau,  studirte  zu  Strassburg  und  Halle ;  seit  1721 
in  baden-dnrlach'sehm  Bienaten  als  Rofrath  nnd  Geh.  &ammerrath»  1734  als 
IMessor  des  Natur-  und  Völkerrechts  nach  Göttingen  gerufen,  1743  prensi. 
Geh.  Rath  und  Professor  in  Halle,  IT  1 1  ordentlicher  Professor  des  Staafirechts 
in  Göttingen,  f  1757.  Die  wichtigsten  seiner  staatsrechtlichen  Schritten  sind 
sein  Corpus  j  uris  publici,  erschienen  in  der  1.  Ausgabe  1722,  in  der  VI. 
1774  an  Leipzig,  2 Bände,  sein  coMptHthutn  Juris publiei,  xuerst  1746,  in  der 
IV.  Aufl.  1766.  Auch  auf  dem  Gebiete  des  Naturrechts,  Völkerredits ,  der 
europäischen  Staatengeschichte  and  der  Politik  hat  sich  Schmauss  vielfoch 
hervorgethan. 

IS)  Siehe  oben  S.  S3. 

19)  Geboren  16S4  zu  Colditz  bei  Meissen,  seit  1736  Professor  der  Ge- 
achichte  in  Güttingen,  f  1755.  Besonders  bertthmt  auf  dem  Gebiete  der 
Mflnzkunde. 

2();  Gel)oren  1702  zu  Meinini^en  ,  173G  Prufcssor  der  Jiechte  in  Göttingen, 
dann  Geb.  Jiutizrath  und  Ordinarius  der  Juristenfakultät,  f  1774.  iScbrieb 
viele  stua.t:ircchtliche  .ibiiundlungen. 

21)  Geboren  1709  au  Waldenburg  im  Hohenlohischen ,  Professor  lu  Göt* 
fingen  i73i>,  f  zu  Hannover  1761 }  besonders  verdient  durch  »seine  historischen 
und  diplomatischen  Nachrichten  von  hohem  und  niederem  Adel  in  Deutsch- 
land, 1754*(. 

22)  Geboren  zu  Halle  1715,  Sohn  des  berühmten  Justus  Henning  Böhmer, 
1740  Professor  in  Göttingen,  hervorragend  auf  dem  Gebiete  des  Lehen-  und 
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fltian  Gottlieb  Riccius  sogleich  in  den  ersten  Jahren  der  Uni- 
Yenität^  hierher  berufen.  An  Bedeutung  und  Buhm  überstrahlte 
aber  alle  Job annlSt eph a n  P ii 1 1 er »  welcher  dieser  UniTeroität 
sechzig  Jahie  lang  seine  ausgezeichneten  GeisteskiiiÜte  unausge- 
setat  widmete.  Als  der  zweiundzwanzigjihiige  Pütter 1747  za 
Güttingen  seine  Thatigkeit  als  Lefazer  und  SohriftsteUer  begann^ 
war  das  Gebiet  des  deutschen  Staatsrechts  schon  ein  iSngst  bebau- 
tes, viel  durefaarbeitetes  Feld.  Vor  ihm  lag  bereits  die  ganze  Go* 
lehrsamkett  vergangener  Jahrhunderte  >  die  Arbeiten  -Pfeffinger's, 
Lünig'Sj  GSrtner^s»  M^em's,  Struben*s,  Senckenberg's  nnd  vor 
allem  das  riesige  Matoial,  welches  J.  J.  Mosor  in  seinen  bSnde- 
reichen  Werken  aufgespeichert  hatte.  An  diesen  massenhaften 
Stoff  trat  der  junge  Pütter  heran ,  ebenso  arbeitsam  und  unermüd- 
lich wie  Moser,  aber  dabei  iiiclit  blos  sammelnd  und  äusseiiich 
ordnend,  sondern  mit  durchgebildeter  juristischer  I^ogik  und  der 
Fähigkeit  systematischer  Verarbeitung.    Wäiireud  Moser  in 

____  '  ' 

Kifchenrechta,  f  1797.  Bertthmt  sind  beaondm  seine  beiden  Xiehrbflcbert 

prtuc^ia  Juris  canotuci  ^cialim  Juris  ecclegiastici  pubtiei  et  privatit  ^[uod  per 
(icrtnmnam  ohlinrt,  erschienen  zuerst  17G2,  l.  Auflage  1779,  und  AxQ  prineipia^ 
Jitris^J'eudalis  pramerlitn  Lanijnburdici,  ipioiipar  Germaniam  obtinet,  1765. 

23)  Geboren  zu  Bernstadt  in  der  Oberlausitz  1697,  Professor  der  Rechte 
XU  Oöttingen,  widmete  «ioli  besonder«  dem  deutschen  Privstrecbte,  verfertigte 
aber  auch  das  vollständige  Reinster  über  FtVffinger's  corpU»Jurit  publici ,  und 
schrieb  manche  ins  Staatsrecht  eiiiscli las,' ende  Abhandlungen ,  z.  B.  über  den 
landsässlijen  Adel,  die  Jagdgerechtigkeit,  die  Stadtgesetze  u.  s.  w. 

2i,  Junuua  Stephan  Pütter  war  geboren  am  25.  Juni  1<25  zu  Iserlohn 
in  der  Grafschaft  Mark»  wo  sein  Vater  Kaufinann  war,  beiog  1738  «Is  dreisehn» 
juh l  iger  Knabe  die  Universität  Bfuburgi  wo  er  unter  Wolf  Philosophie  sttt* 
dirte,  ging  173!)  nach  Halle,  wo  er  ein  eifriger  Schüler  von  Heineccius, 
J.  H.  ßöhmer  und  TnidcM-iir  \^-urde  ,  siedelte  dann  1741  nach  Jpnn  über,  wo  er 
sich  besonders  eng  an  Eator  anschloss  und  diesem  dann  17  1:*  nach  Marburg 
folgte,  wo  er  sich  1 744  eis  PriTfttdocent  hsbilitirte ;  1 746  erhielt  er  einen  Rnf 
als  ausserordentlicher  Professor  nach  Göttingen,  ri  ul m  aber  noch  vorher  einen 
längcm  Aufenthalt  zu  Wetzlar,  Regensburg  und  Wien,  las  seit  1752  regeU 
mässig  Staatsrecht,  Reichsgeschichte  und  Reichsprocess  ,  rückte  1755  in  die 
Fakultät  ein,  wurde  1757,  nach  dem  Tode  von  Schniauss,  Hofrath  und  ordent- 
licher Professor  des  Staatsrechts,  begleitete  die  kurbraunschweig'sche  Oe* 
sandtschaft  17t)4  und  17'.)(i  zur  Kaiserwahl ,  wurde  1 770  Geheimer  In stizrath, 
1797  Ordinarius  der  Juristenfakultät.  Glänzende  Anerbietungen  zu  den  höch- 
sten Stellungen  im  Staatsdienste,  wie  zahlreiche  Rufe  an  andere  Universitäten 
schlug  er  ab,  ans  Anhänglichkeit  an  Güttingen,  wo  er  1807  starb*  Ptttter  hat 
sein  Leben  selbst  ausführlich  beschrieben  in  den  swei  Binden  seiner  Selbst* 
biographie,  Göttingen  1708.  Siehe  über  ihn  vor  allem  den  Aufsatz  von 
Mohl,  Geschichte  der  Staatswissenschaften,  Bd.ll.  S.  424  ff.,  auch  lialten- 
born  im  Staatswörterbuche,  Bd.  VUl.  S.  439.  - 
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dm  Tenchiedensten  Stdlungen  des  praktuchen  Berufs,  in  den 
abenteaetüchBlen  Lagen  des  Lebens  henungeworfen  wurde,  war 
Fütter  TOT  allem  der  Mann  dea  Kathede»,  »der  Tomehme  Hbcli* 
lehier  der  romehmaten  Jugend  Deutachlands«  Er  säbke  seine 
Mioler  nadi  Hunderten.  Die  Prinzen  der  regierenden  Hanaer«  die 
€S(9ine  der  Tomehmsten  Fürsten-  und  Grafengeachleehter  «aasen 
sn^-aeiDen  Füssen.  Während  zweier  Creneiationen  gab  es  kaum 
euuB  höhere  staatsmännische  oder  diplomatische  Stellung,  die  nicht 
"^oA  «einen  Schülern  eingenommen  wi&re.  Er  war  der  Tertiaute 
Batligcber  der  grossen  wie  der  kleinen  Höfe,  der  reicfasatin- 
>  dischen  Fürsten  und  Grafen,  der  Bitter  und  Stidte.  Seine  Aus- 
8p*rüche  in  staatsrechtlichen  Diogen  galten  fiist  wie  Orakel- 
sprüche. 

Diese  ZAvicfafhe  Hesehäfti^ng  als  akiul emischer  Lehrer  und 
als  gelehrter  Praktiker  bestimmten  auch  Pütter  s  üterarische  Rich- 
tung. 

Das  deutsche  Staatsrecht  war  das  eigc^utiiclie  Feld  seiner  wis- 
senschaftlichen Thätigkeit.  liier  überragt  er  durch  seine  Leistun- 
gen alle  Publicisten  aus  der  Zeit  des  deutscheu  Reiches.  Vor 
allem  übertrifft  er  hier  den  alten  Moser  durch  die  systematische 
Bearbeitung  des  staatsrechtlichen  Stoffes ,  durch  die  Klarheit  und 
Eleganz  der  Darstellung,  durch  juristische  Folgerichtigkeit  und 
gute  Methode. 

Ein  so  systematisch-methodischer  Geist,  wie  Pütter,  war  Yor 
allem  berufen,  ausgezeichnete  Kompendien  und  Lehrbücher  zu 
liefern. 

Sein  in  verschiedenen  Bearbeitungen  und  Sprachen  bis  zur 
fünfzehnten  Auflage  gediehenes  Lehrbuch  des  deutschen  Staats- 


25;  Nirp:en(h  waren  wohl  die  JStaatswissenschaften  glänzender  vertreten 
als  in  üöttlngen  in  dem  letzten  Drittel  des  vorigen  Jahrhunderts.  Neben 
Patter  lehrte  hier  s  Johanii  Heinrieh  Christum  vonSelchow,  geboren  1732 
m  der  Mark  Brandenburg,  gelehrter  Kenner  des  deutschen  Staat«-  und  Fürsten- 
rechts, Gottfried  Achenwall,  geboren  1719  zu  Elbingen,  f  1772,  der  Vater 
der  deutschen  Statistik,  Anton  Friedrich  Büschin g,  geboren  1724  zu  Stadt- 
hagen, t  1793,  der  Begründer  der  neuern  Geographie,  Georg  Friedridl  von 
Martens ,  geboten  1756  au  Hamburg,  f  IS'il ,  die  erste  Autorität  dei  euro- 
päischen Völkerrechts ,  August  Ludwig  von  Schlözer,  geboren  1735  im 
Hohenlohischen ,  f  1^09,  der  i^eistreiche  Universalhistoriker,  der  gelehrte 
Statistiker,  der  muthige  Vorkämpfer  der  öffentlichen  Meinung,  der  grösste 
JoumauäL  des  XViXl.  Jahrhunderte  —  Quanianomma! 


Digiii^cü  by  Google 


88 


Fänftes  K«|iitel. 


Stellte'*  seiclinet  sieh  aus  dmeh  sweckmSfisige  Anordnung  der 
Gktgenstände,  g«acliiiiaekvoUe  Da»t«lliuig  und  logische  Folgefich-- 
tigkeit.  Dasselbe  Lob  verdient  sein  kurzes  Syst  em  des  Pr  iy  at- 
fürstenrechts,  welches  noch  heutsntage  in  allen  Erb-  und 
EraufienverhältDissen  der  regierenden  und  mediatisirten  Häuser 
als  erste  Autorität  gilt  '^ 

Auch  Pütter*s  monographische  Arbeiten  haben  den  gröss- 
ten  Einfluss  auf  die  Reclitsanschauuiigeii  seiner  Zeitgenossen  ge— ^ 
übt;  so  vor  allem  seine  »Beitrage  zum  deutschen  Staats-  und 
Fürstenrechte«,  2  Bände,  1777  und  1779,  seine  »Erörterungen 
und  Beispiele  des  deutschen  Staat-  und  Fnrstenrechts«,  2Bde., 
1793  und  1794,  sein  »Geist  des  westphälischen  Friedens«,  1795, 
sein  eporhemachendes  Biieh  »üher  dieMissheirathen  deut- 
scher Fürsten  und  Grafen«,  1796. 

Auf  dem  geschichtlichen  Gebiete  zeichnet  sich  seine  »histo** 
risch«  Entwickelung  der  heutigen  Staatsverfassung 
des  deutschen  Keit  hes  «  durch  Vermeidung  alles  unnützen 
Antiquitätenkxams^  praktische  Tendenz  und  klare«  übersichtliche 
Darstellung  vor  allen  früheren  derartigen  Arbeiten  aus 

Kein  Zweig  der  B-echtsvissenschaft  hat  eine  literatnige- 
schichte  aufzuweisen  ^  welche  sich  an  Vollständigkeit  und  Gründ- 
lichkeit mit  Pütter^s  »Literatur  des  deutschen  Staats- 
rechts« messen  könnte. 

Pöütter*s  wichtigste  praktische  Ausarbeitungen  sind  enthalten 
in  seinen  »Auserlesenen  Rechtsfällen  aus  allen  Theilen 
der  i  a  1)  p  n  t  s  t  Ii  1  a  n d  ü b  1  i  c  h  e n  R e  ch t  s  g  e  1  e  h  r  s  am k  e i  t « , 
4  Bände,  die  ersten  3  Bände  zerfallen  in  je  l  Theile,  der  vieiie  m 
3  Theile,  Göttinf^en,  Fol. ,  17G3 — ISOü;  sie  sind  ein  Muster  von 
kliirt  r  Auttasöung  der  Thatsachen,  und  scharfer  juristischer  Ent- 
wickeiung. 

26}  Dasselbe  erscbien  suerst  unter  dem  Titel:  JEhmentajnrü puhliei  CM^ 
maniei,  17M,  seit  1 770  unter  dem  Titel :  Imiituiiones  juHs  puhlki  (•'ennanici. 

In  dieser  Form  erlebte  es  noch  n  .\T:flagcn,  cd.  VI.  1802.  Nach  der  A-isijabe 
Ton  17^7  wtir(ie  es  auch  ins  Deutsche  übersetzt  von  Kurl  Anton  Friedrich 
Grafen  Hohenthal,  mit  Anmerkungen  vom  Senator  l'^riedrich  ürimm, 
2  Bde.  Ba}nreuth  1791. 

27)  Primae  Un§aBjtnt» privaH principum  ^ecüitim  Germaniae,  ed.  I.  1768, 
edit.  III.  1789,  woran  sich  schliesst:  SyÜoge  eommenla(ionumjuMprwat9tni%il»h' 
atruntium,  zuerst,  I  7GS,  dann  weiter  177!)  und  I7S9  gedruckt, 

28)  Erschien  zuerst  178G  in  drei  Bänden  und  dann  noch  in  zw  ei  unverän- 
derten Allflagen,  wurde  aneh  1790  las  Englisohe  ttbereetst« 
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So  hat  Pütter  in  einemi  langen  arbeitsreiehen  Leben  B^wim«- 
Awww»etthe>  <  gdeiatot.  £ir  war  «iü  giofter  Qeleläder  y  -  ein'  klaier 
Bf0timaiaiket,  ein  logischer  Jnrifll,  der  groflat«  Seiilier  der  tielr 
t^lMekeHcn  dentaöben  Steatafbnnen  und 

HeB'SEett,  aber  er  war  weder  ein  etaatamünniiclier  Cte^isi 
i«tt  bohem  Sinne  des  Wortes,  noch  ein  grosaer  Char^- 
mkier.  Er  hatte  keine  Voiatellung  von  der  weaentfichen  Veieehie* 
A»riitiB>»4eePriviitrechta-nnd  des  Staätsrechla  und  von^ber  NotfawciH' 
dajg^ty  dedudb  «taatarechtliohe  Fragen  eigentifUiBlich  tttl»di«iideln 
xnA  dannatelkni  ^  £r  war  der  geleliarte'  pnblieuttiohe  A  dY«c  at  mit 
äHem  OEtoatzeuge  juristisrher  Diiilektik  ,  aber  er  war  tiicht  chi*öh--' 
dita|fenyt>i^d<»r  höhcni  moii schlichen  und  volksthümliohen  Aufgabe 
des  Staates,  von  dem  inuiLicii  Zu.sui)im('nliuii<re  zwischen  Volkssitte, 
Voikbgckst  uuJ  StitatsrtM  Itt.  Wohl  wnr  Piitter .  als  jo^ewissenhaftet- 
Jurist,  Tiieinals  em  kaullu:]ier  Vertiieidigeriloi- W'iUkülir  und  dcsUn- 
rc<  Iiis  :  aber  es  gin|i^  ihm  Herz  und  Verstandniss  ah  iui  die  l;<'<leii~ 
iiu  lg  der  y< »Ik «^rechte,  für  die  gerechten  Aijs ]  > n'iche  iles  M f  1 1  <  1  u  i 1 1 n  i d 
des  Hurrel»  im  Staate^**.  Das  landständinch  e  Verhäitiii>s  /um 
T,a!idesherrn  galt  ihm  nls  ordinäres Kontraktsverhiiltniss.  Tlnii  tVlilre 
jeder  T^üc:riff  von  der  nationalen  Bedeutung  landständischer  Instita- 
tionen.  In  der  Zeit  eines  rechtswidrigen  Absolutismus  hatte  er  kaum 
einmal  ein  Wort  fiir  \^)lksfroiheit  und  Landesrechte.  Er  empfindet 
^|jLf;ii,t  da^  leiseste  ^üssbchagen  bei  all*  den  verschrobenen  und  ver- 
kommenen., lebensunfähigen  Kleinstaatsverhältnissen,  wodurch 
der  Geist  unseres  Volkes  zum  bornirten  Philisterthumc  hinabge- 
(i^l^t'Wurde.  Ilim  galten  die  Stammbäume  und  Präyogatiye 
eidauchten  Geschlechter  mehr,  als  das  deutsche  Volk.  •  ^ 
j;;r)  Mit  bewundemswerther  Sachkenntniss  jBipd  cät  sich  zuredit 
verschnörkelten  Linien  des  Baiock^tyi^ ,  '  den  aahUpsen 
Whmen,  £rkem  und  Mansarde  des  deutschen  Beichsgebändes, 
itt^  ilmi'war  der  Gedanke  fremd,  dass  der  ganze  Bcid^Aiati  auf 
^»p|[ienl^  wankende^  Grunde  stehe  und  seinem  Zusammenstürze 
mSm^  aei*    Wohl  hatte  selbst  ein  Mann  von  Pütter^s  Autorität 

29)  Die  Schukl  fällt  nicht  auf  das  Jahrhundert  allein.  Wie  anders  stan- 
den in  dieser  Beziehung  da  Karl  Friedrich  von  Moser,  der  sarkastische  Be- 
kimpfer  »der  deatsehen  Hnndedenaths  Justus  Mttter,  d«r  wahte  »odlpoeatei 

patriae« ,  und  vor  aUem  August  Ludwig  TonSchlöser,  vor  dessen  scharfer 

Feder  die  kleinen  Tyrannen  zitterten,  und  dessen  freimüthi^e  Stimme  selbst 
die  Kaiserin  in  der  Wiener  Hofburg  nicht  unberücksichtigt  Hess!  Leber 
Schlözer  siehe  besonders  die  Abhandlung  Mohl's,  Bd.  11.  S.  4äb — 459. 
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nichte  dum  können  für  die  Refoim  der  morschen  EnchsTarlkssmig. 
Sie  war  aum  Unteigange  leif ;  nur  aus  ihren  Buinen  konnte  neues 
Lebten  ein^iorkeinien.  Aber  Fütter  hätte^  mit  seinem  einzig  daste* 
henden  Ansehen»  mit  seinem  Einflusi^e  als  Lehrer  und  Schriftsteller, 
dooh  unendlich  jnehr  thun  können  für  die  politische  Erweckung 
der  deutschen  Nation ,  er  hätte  sie  «um  Bewusstsein  bringen  kön- 
nen von  der  Kläglichkeit  und  Hülflosigkeit  ihrer  stautliehen  Zu- 
stände; er  hätte  vor  allem  in  den  Söhnen  der  liöheni  (Tesellschafts— 
kliisseii,  ik'u  küiiftigen  llef»enten,  Staut.^mäiiueiu  uud  l)i]»l<i]uiiten, 
ein  hölieres  Nationalhewn^st-(»in  und  ein  scliärf'eres  poliLisches 
Khrgcfiihl  Hnfnchpii  Ivomicn.  ]);!>■>  er  das  nicht  j^ethan,  zeiirt.  dnss 
der  grosse  Geli  lirrc  kejn  wahrliait  grosser  (Üiarakter,  kein  hucn- 
hcrzigcr  Patriot  \uir.  Damm  lebt  Pütter's  Name  fort  in  der  Lite- 
raturgeschichte der  Gelehrten,  ab»  nicht  in  dem  Eewusstsein  der  ^ 
deutschen  Nation.  In  der  langen  Agonie  seines  Grosenaiters 
spiegelte  sich  gewisserniassen  symbohsch  auch  der  langsame  To- 
deskampf des  deutschen  Beiches  ah.  Pütter  starb  am  12.  August 
1807 ;  er  überlebte  4a»  deutsche  Reich  tmd  sieh  selbst 

Ml  In  der  zweiten  Hälfte  des  XVIll.  Jahrhunderts  nimmt  die  Schrift- 
stellerei  über  staatsrechtliche  Oegenstftnde  so  überhand,  dass  es  unmöglich  ist, 
ilgend  hier  eine  Volletändigkeit,  auch  nur  in  Attfsfthlttng  der  Namen ,  su  be- 
anspruchen. Nicht  nur  cvai^eliflohe,  sondern  auch  katholische  Universitäten, 
nicht  nur  akademische  Lehrer,  auch  praktische  Staatsmänner  in  grosser  .An- 
zahl betheiligen  sich  an  der  Kultur  des  dfM^tsclien  Staatsrechts.  Wir  heben 
hier,  ohne  weitere  Unterscheidung  der  iüuitang,  Confession  und  Lebensttel- 
lung,  einige  der  bedeutmdstNi  Namen  aus  der  Menge  heryor:  Johann  Adam 
Freiherr  von  Ickstatt  su  Ingolstadt  (geb.  1702) ,  Johann  Peter  Bannitza 
(geb.  1707),  Professor  zu  Würzburg  und  Wien,  Johann  Heinrich  Bocris 
(geh.  1713},  erst  zu  Bamberg,  dann  zu  Wien,  Franz  Ferdinand  vonJSchröt- 
ter,  t  17bü  zu  Wien,  Gottfried  Daniel  Hoffmann,  Professor  xu  Tflbingen 
(geb.  ni9},  Johann  Max  yon  Oflnderode,  geb.  1713  xu  Frankfurt,  und 
sein  SohnHcktor  Wilhelm  von  Gfinderode,  geb.  17J9,  Wignlejus  Xave- 
rius  Alnysiiis  Frhr.  von  Kreittmayr,  der  berühmte  Verfasser  des  bayer- 
schen  Uesetzbuchs,  Johann  Christian  Majer  (geb.  1741),  Professor  der  Keckte 
zu  Jena,  Kiel,  Tübingen,  Heinrich  Gottfried  Scheidemantel  (geb.  1742), 
FrofesBorsu  Jena,  Johann  Daniel  von  Oleneehlager,  geb.  1711  zu  Frank* 
fürt  a.  M. ,  der  berühmte  Commentator  der  goldenen  Bulle ,  Christian  Ernst 
Hansel  mann,  geb.  IGtM)  im  Ilohcnlohischen ,  Georg  Ernst  Ludwig  von 
Freuschen,  zu  Wetzlar,  dann  zu  Diüenburg,  Karl  Friedrich  Gerstlacher, 
Geheimer  Referendarius  zu  Karlsruhe ,  Johann  Heinrich  6  ach  mann,  Geh. 
Bath  zu  Zweibrücken,  Frans  Dominiena  Häb erlin,  geb.  172u,  Reichs- 
hiatoriker  zu  Helmstädt,  und  sein  Sohn  Karl  Friedrich  Häbcrlin,  Ewald 
Friedrich  Graf  von  Herzbf^rg,  8:eb.  1725  in  Pommern  ,  der  grosse  preussi- 
sohe  Staatsminister  mit  seinen  meisterhaften  Deduktionen  und  Staatascbriften, 
tl795. 
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§.  21. 

T.  V«Bi  Üktorgange  <ei  tattdieB  Edebei  bU  aif  die  flegmivirt. 

(Untergang  des  ReichsstaatinHshts ,  Zeit  der  Aufldtung  und  Verwirrung ,  aber 
endHehe  Begrflndang  einer  neuen  SteatsreektawineBtehtlt  auf  ]pbiloiopliiMb* 

hwtoritcher  Qrundlage.) 

'  Das  tausendjährige  deutsche  Beich  brach  nicht  auf  einmal 

zusammen,  sondern  erlebte,  knrz  vor  seinem  Ende,  norli  tiefgrei- 
fende Veränderungen,  die  sich  auch  in  der  Literatur  des  Staats- 
rechts wiedcrspiegeln. 

Veranlasst  durch  das  allgemeine  Interesse  an  staatlichen  Din- 
gen, welches  sich  seit  der  französischen  Revolution  in  Deutschland 
geltend  maclite ,  schrieh  Karl  F r i e d r i c h  H ä h e r ii n  *  1793  bis 
1797  ein  Handbuch  des  deutschen  Staatsrechts  in  deutscher 
Sprache  »zum  gemeinnützigen  Gebrauch  der  gebildeten  Stände  in 
Deutschland  und  mit  Rücksicht  auf  die  neuesten  merkwürdigen 
Ereignisse«,  in  drei  Banden.  Dieses  liuch  steht  sichtlich  schon 
unter  dem  £influsse  der  schaifen  Zugluft  der  Neuzeit.  Es  ist,  bei 
aller  gründlichen  Gelehrsamkeit  der  Pütter'schen  Schule,  doch 
wesentlich  schon  ein  modernes  Buch. 

Zu  dieser  Uebergangsliteratur  gehört  auch  Kail  Salo- 
mon  Zachariä's'  »Geist  der  deutschen  Tenitorialverfotsung«, 
Leipzig  1800,  und  Johann  Ludwig  Klüber's  »Einleitung  zu  einem 
Lehrbegriffe  des  deutschen  Staatsrechts«,  Erlangen  1803. 

Durch  den  Reichsdeputations- Hauptschluss  vom  25.  Februar 
1803  erhielt  das  Reich  noch  einmal  eine  ganz  neue  Gestalt. 

Die  wesentlichen  Grundzüge  seiner  mittelalterlichen  Phy- 
siognomie gingen,  mit  dtu  geistliclien  Fürstenthümern  und  den 
Reichsstädten,  bis  auf  ^venige  Spiucn  verloren.  Das  deutsche 
Reich  hatte  allerdings  nun  ein  moderneres,  weltlicheres  Ansehen, 

1)  Geboren  su  Helmstftdt  1756,  Sohn  des  berühmten  Reiehshistorikera 
Frans  Dominikus  Häberlin  ,  wurde  17S2  Profesaor  des  Staatsrechts  zu  Erlan- 
gen, IT'^R  zu  Helmstädt,  Gesandter  dm  Herzogs  von  Braunschweig  beim  Con- 
gresse  zu  Kastatt,  17!)i>  Geheimer  Justizrath ,  f  1S08  zu  Helmstadt.  Seine 
Hauptwerke  sind,  ausser  dem  genannten  TIandbuche:  »die  pragmatische  Ge- 
schichte der  neuesten  kuserliehen  Wahlkapitulation«,  Leipzig  1792,  nebstAn- 
hang,  1793,  und  das  «deutsehe  Staatsarchiv«,  16  Bde.,  Helmstädt,  1796—1808. 

2)  Geborm  1769  zu  Meissen,  1794  Privatdocent  in  Wittenberg,  einige 
Jahre  später  ausserordentlicher  Professor  des  Lehenrechts,  ]S02  ordentlicher 
Professor  daselbst,  1S07  nach  Heidelberg  berufen,  grossherzoglich  badischer 
Geheimer -Bath ,  geadelt  mit  dem  Frftdicate  »von  Lingenthai«,  f  1843. 
Ueber  seine  Bedeutung  in  der  Wissmschalt  siehe  Mo  hl,  II.  S.  .512—928. 
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und  viele  glaubten  damals ,  demselben  nun  einen  bleibenden  Be- 
stand in  4ieSfr:'^eirjtmgteii  Gestalt  yomusdagei^  sa  dücfei».  -^So  fand 
audh  die w  stB^ecbtlidke  Zwischensustand  von  180d— 18(16  seine 
Bea^b«iteK  ia  Justus  Christoph  Leists  Nicolaus  Xhaddäu»  6  ö  n  - 
ner*  und  Theodor  8c Vtt Hl 2  ',  deren  Lehrbücher  jedoch >  wegen 
dOMHir  noch  so  Itutten  Dauei  des  deutschen  Reidies  ,  keineil  tie- 
feto  Einfluss^gewmnäftkonnten.  . 

Durch  ilen  völligen  Untergang  des  deutschen  Beiches  im  Jahre 
1806  erhielt  au<^  die  Wissenschaft  des  deutschen  Reiehsstaats- 
j^hte  ^en  Todesstoss.  Weiin  auch  die  ober^hlichea  Eobr^dner 
der  . meueto  Zustande  y  dMü  dienstfertigen  Werkzeuge  der  Fremd- 
hettisoilaft  darin  Unrecht'  hatten ,  dass  nie  die  ganze  staatsrechtliche 
literatur  deff  Reiehes  fiir  Antiquitatoukrain  erklärten,  Avenn  auch 
selbst  noch  ein  lyrrosscr  Theil  der  ähem  staatsreclithcljcn  Nonnen, 
besonders  auf  «iciu  Gebiete  des  i^auilesshiatsreclits  piaku^Liie  IJe- 
(imtyn<r  beliielt,  so  ^mik  n  tlocli  vieh»  iiuiiere  Staat«^-  und  Heclits^ 
ansiaih'ii  «riinzhch  vei  m  ii  w  uiidcu,  und  homit  die  daraul  bezugiicbeu. 
HechtSi^itUt*  gegenstauilnhis  «geworden. 

Freiiu'li  war  au<  h  die  7fM>  des  liheinhunf?  f  -  \\  ei)i;^'^  geeignet, 
einte  II  t  u  (■  S9taatsreclulit  lic  ivuitur  hervoryAirufeu.  In  diehf'r  k]'?iir- 
IicIh  11  /( it  gewaltthatiger  Freindlierrschaft  wurden  Heclit  und  Ge- 
setz ibrtwiihrend  mit  Füssen  getreten,  eine  Veränderung  folgte  der 
andern;  von  Achtung  historisch  gewf>rdener,  vaterländischer  In- 
stitutionen war  nirgends  die  Kede.  Dennoch  that  auch  in  dies» 
Zeit  die  StaatarechtsmsRcnschaft  (his  i]n*ige  ,  um  diese  staatliehen 
Zustande  zu  ordnen  und  zu  b^^ifen*  ^Nnr  Unverstand  und' böser 
Wille  kann  den  Schriflstellem^  welche  sich  dieser  unerfreulichen 
Arbeit  unterzogen,  einen  Vorwurf  aus  dieser  .Beschäftigung  mit 
dem  Kbeinbundsetaatsrechte  macken.-  Der  neue  Zustand  be?* 
stand,  und  es  war  somit  auch  das  Bediurfniss  vorhanden,  ihn 
wissenschaftlich  zu  b^sgreifen. ' 

Das  erste  Staatsrecht  des  Bheinbundes  lieferte  i£arl  Salomon 
ZachariS  in  Form  eines  lateinischen  Grundrisses y  welcher  «ich 
durch  gedrängte  KüAe  und  folgerichtige  Eintheilung  ausx^chnet^. 

3)  Lshrbttdi  des  teutseben  Stsatsiecfata.  Gött.  J.  Aufl.  1803»  2.  Aufl.  I60i». 
•1}  Teutsches  Staatsrecht,  Landshttt  1804. 

5;  Handbuch  des  teutschen  Staatsrechts.    Halle  1805. 

6  Jus  pubiicum  cwUaiwnt  qttae  fwtdiuri  Mhenano  «Acr^to«  mmU 

Meidelb.  ISO 7. 
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Diesem  Buche  liiws  er  dann  ein  zweites  in  deutscher  Sprache  folgen, 
worin  die  schwierigsten  Fragen  des  Rheinbundsstaatsrechts  in  ein- 
zelnen AbhandlungeiL  mit  vieler  Umsicht  und  juristischer  Schärfe 
behandelt  sind  ^. 

'-•^Wilhelm  Joseph  Behr^  gah  1808  eine  »systematieehie  Dar^ 
Stellung  des  rheinischen  Bundes  aus  dem  Standpunkte  des  iHFent- 
<fiehen  Rechtes«  heraus,  eine  klare  und  gutgeschriebene  Arbeit^ 
jidodt  nat  vielem  natuireditliehien  Baiaonnement; 

V.  Bei  weitem  die  beste  und  yollstlbidtgste  Darstellung  des 
fitMtsreehts  dieser-  Zeit  tieferte  Johann  Ludwig  Klü  b  er  im  Jahre 
itSOSr  Sein  »Lehrbegri^«  aeichnet  sich  aus  durch  klare  Fesfestel«- 
liut^  der  Bechtssätse ,  gute  Systematik,  rmohe  FOlle  von  Gelehr- 
4MaiikQit  und  grosse  latezaturkenntmss.  Noch  bedeutender  wurde 
aber  der  Einfluss  dieses  Mannes  seit  Ghrfindung  des  deutschen 
Bundes.  ~  • 

Mit  dem  Sturze  der  Fremdherrschaft  löste  sich  der  Rheinbund 
von  selbst  auf.  Auf  dom  Wiener  (J()n<i:ie.sse  wurde  der  deutsche 
liuud  begründet.  Mochte  derselbe  iiocli  so  mangelhaft  sein  und 
selbst  nicht  einmal  die  best  l)eidensten  Wünsche  der  Nution  be- 
friedigen, so  begannt  mit  seiner  Gründung  doch  wieder  eine  neue 
bessere  Aera  für  die  Wissenseluift  des  deutschen  Stuatsrerhts.  Die 
FremdlieiTschaft  war  gebroclieu,  f^anz  Deutsclilaud  bildete  wieder 
eine  Einheit,  wenn  auch  nur  in  Fonn  eines  Staatenbundes.  In 
den  Einzelstaaten  wurden  nene  Staatsurundgosetze  erlassen,  Volks- 
vertretung^eii  und  neue  Verwaltung sorganisationen  eingeführt.  An 
die  kStelie  des  Reichsstaatsreclits  war  ein  öffentliches  Recht  des 
deutscheu  Bundes,  an  die  Stelle  des  Territorialstaatsreehts  ein 
Staatsrecht  souveräner  Staaten,  an  die  Stelle  der  absolutistischen 
Fürstengewalt  oder  feudalstäudisch»  Privilegien  die  constitu- 
tionelle  Staatsordnung  getreten. 

Von  den  bewährten  Meistern  des  Reichsstaatsrechts  waren 
wenige  übrig  geblieben.    Die  wenigen  waren  alt  geworden 

7;  Das  Staatsrecht  der  rheinischen  Bandesstaafen»  erläutert  in  einer  Keihe 

von  Abhandlungen.   Heidelb.  I'^IO. 

S;  Geboren  177.5  zu  Öultzheim,  J799 — 1821  Professor  des  Staatsrechts  zu 
Würzburg ,  BargcrmeiBter  daselbst  und  freieintiiger  liandtagsabgeordneter» 
1833  wegen  s.  g.  demagogischer  Umtriebe  von  der  bayerischen  Regierung  ver* 
folgt  und  zu  unbestimmter  Festungsstrafe  verurtheilt,  erst  1**  IS  vollständig  in 
Freiheit  gesetzt;  Mitglied  der  deut!?chen  Nationaiversammloug»  f  1851  i  Ver- 
fosser  vieler  staatsrechtlichen  und  politischen  Werke. 


94 


FOnfteB  JUpitei. 


und  konnten  sich  in  den  neuen  Zustand  nicht  mehr  finden  oder 
hatten  sich,  >vie  Gönner  und  Leist,  als  zu  }^cfü<;ip^e  Werkzeuge 
iheinbündncrischer  Willkühr,  die  öffentliche  Missachtung  zugezo- 
gen. So  hing  deuu  das  Schicksal  unserer  Wissenschaft  wesentHch 
an  Einem  Manne»  welcher  berufen  war,  die  geistige  Brücke  zwi- 
schen alter  und  neuer  Zeit  /n  schlagen. 

IHee^  war  J  o  Ii  n  n  n  1 .  n  l  wig  Klüh  er®.  In  den  Zeiten  des 
Reiches,  wie  des.  KheinbundeiS,  hatte  er  sich  schriftstellerisch  ^er- 
Toigethan  und  stand  jetet  noch  in  yollkiäftigeni  Mannesalter* 

.  Als  pubHcistischer  »Tau&enge  des  gegenwärtigen  öffendicken 
Kechtsaustandes  in  Deutschland«,  wohnte  er  der  Ghründung  des 
deutschen  Bundes  auf  dem  Wiener  Congresse  bei.  Mit  einer  Voll- 
ständigkeit wie  kein  anderer  hatte  er  alle,  auf  den  deutschen  Bund 
-l^ezugliche  Aktenstücke  gesammelt  X)aa  ganae  Material,  wel- 
ches irgend  zum  Verständnisse  des  neuen  staatsrechtlidien  Zustan- 
des  dienen  konnte,  stand  ihm  zu  Gebot.  So  konnte  Klübee,  fast 
gleichzeitig  mit  der;£Hjffiiung  der  Bundesrenammlung  ^  eine  Ter- 
hältnissmüssig  inhaltreiche  DarHteUimg  des  öffentlichen  Bechts  des 
deutschen  Bundes  und  der  Ihmdesstaaten  herausgehen  (IS! 7). 
Dieses  System  war  das  Hauptwerk  seines  Lehens  und  behauptete 
in  iiiiiuei  neut  a  Aulia^en,  bis  in  die  vierziger  Jahre  unsers  Jahr- 
liunderts,  die  Alleiulienschaft  auf  dem  Gebiete  der  staatsrecht- 
lichen Lilerutur 


0)  Geboren  am  10.  November  1762  zu  Tann  an  der  Ulster,  einem  reichs- 
ritterlichen Städtchen  im  Rhöngebirge,  wo  sein  Vater  Cantonarchivar  war, 
fitudirte  zu  Erlangen,  Glessen  und  Leipzig,  wurde  J  Ibti  Professor  des  Staats- 
recht« ztt  Erlangen,  erst  unter  markgrftflioher,  dann  unter  preustischer  Re- 
gierung;  obgleich  befreundet  mit  Hardenberg  und  vielgebraucht  in  Staats- 
geschäften, ging:  Klüber  1n04  als  Staatsrath  nach  Karlsruhe,  wurde  1807  erster 
Professor  der  Kechte  zu  Heidelberg,  hielt  sich  1>*I  5  auf  dem  ^^'iener  Congresse 
auf,  als  Consulent  vieler  Fürsten,  besonders  auch  }vait»er  Aiexander's,  welcher 
ihn  als  JurüeonsuUe  dS»  PEu^ereur  gans  an  setnen  Hof  liehen  wollte,  folgte 
1817  einem  Rufe  als  wirkÜcher  Geheimer  Legationsrath  nach  Berlin,  wurde, 
seit  Hardenberg's  Tode,  wegen  seiner  staatsrechtlichen  Grundsätze  verdäch- 
tigt, nahm  seineu  Abschied  1824  und  lebte  seitdem  iu  Frankfurt  a.  M.,  viel- 
fach thfttig  als  Schrifttteller  und  Consulent,  f  am  16.  Februar  1837.  Uebet 
seine  persönlichen  Schicksale  siehe  die  Biographie  von  Mörstadt  m  der 
4.  Auflage  des  ofifentlichen  Hechts,  über  seine  literarischen  Leistungen  Mohl, 
H.      472 — 187,  und  Kaltenborn  im  Staatswörlerbuche,  V.  S.  ff. 

10)  Akten  des  Wiener  Congresses  in  den  Jahren  ISI  I  uTui  Ibio,  Band 
L — IX.  Erlangen  1815 — iä30.  Von  den  ersten  Bänden  auch  eine  2.  Aull., 
daitt  die  treffliche  Uebersicht  der  diplonatiaeheii  Verhiltoisae  des  Wiener 
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In  Klüber  vereinigten  sich  viele  Eigenschaften,  welche  ihn 
befähigten^  fast  ein  Mensch  enalter  imbesliitteii^  als  der  erste  Mei- 
ster des  Staatsrechts  in  Deutscliland  zu  gelten.  Mit  der  immer 
seltener  werdenden  Keuntoiss  des  alten  Rechts,  mit -der  feinen 
Ausbildung  reichspubücistischer  Gelehrsamkeit  verband  er  die 
voUständigste  Beherrschung  aller  Materialien  des  gegenwär- 
tigen Rechts.  Kein  Lebender  konnte  sich  mit  ihm  an  LitoaUur- 
kenntniss  meesen.  Dabei  hatte  er  sich»  neben  der  ganzen  theore- 
tischen  Durchbildung  des  Professors,  die  reiche  £x£Uirung.de« 
praktischen  Staatsmannes  in-  reischiedenen  Lebensvegh8lfaM«iw*n 
erworben. 

Seine  staalareditlichen  Arbeiten  haben  daher  bei  aller  Gelehv- 
samkeit  eine  praktische  Richtung,  die  wesentlich  auf  die  Be^ 
düzfiiisse  des  Staats-  und  Geschäftsmannes  Rücksicht  nimmt.  Vor 
allem  aber  anzuerkennen  ist  Klubei^s  ehrenwecthe  männliche  Ge- 
sinnung.  Mit  edler  Wärme  Yertheidigt  er  die  Selbststindigkeit 
des  Richteramtes  gegen  ministerielle  Willkühr  und  opfert  seiner 
Ueberzeugiüig  eine  glänzende  und  einträgHche  Stellung  im  preussi— 
sehen  Staatsdienste  **. 

Bei  jeder  Gcle^^euheit  vertritt  er  die  Grundsätze  einer  ver- 
nünftigen stautebiiigerlichen  Freiheit  und  einer  geregelten  Con- 
stitution eilen  Staatsordnung.  Kr  ist  ein,  nach  dem  Massstabe 
der  damaligen  Zeit,  freisinniger,  dem  vernünftigen  Fortschritte  zu- 
gcneiMtor,  konstitutioneller  Politiker.  Somit  ist  sein  Einfluss  in 
LebiMi  lind  Wissenschaft  überall  ein  fruchLhniii^tMider  gewesen, 
wenn  sicii  aucli  au  seinen  Leistungen  auf  dem  (iebiete  des  öffent- 
lichen iiechts  mancherlei  aussetzen  lässt.  So  fehlt  es  Klüber 
durchaus  an  einer  tiefem  reehtsgesehichtiichen  Auffassung,  sein 
Standpunkt  ist  wesentlich  der  rein  rationalistische  des  vorigen 
Jahrhundert:).  Von  den  grossen  Errungenschaften  der  historischen 
Schule  hat  er  sich  w'enig  angeeignet.  Ein  abstraktes  Natimccht 
gilt  ihm  als  subsidiäre  lve(  htsquelle  und  vielfach  wird  Recht  und 
Politik  in  ungehöriger  Weise  vermischt.  £s  fehlt  ihm  oft  an  schar- 


CongK  s  e   und  insonderheit  aber  vichtige  Angelegenheiten  dee  deutschen 

Bundes,  Frankfurt  1816. 

11)  Letzte  Auflage  1840,  veranstaltet  von  Karl  Eduard  Mörstadt. 

12)  Die  Selbstständigkeit  des  Kichteramtes.  Frankfurt  1S23. 

l^j  Ueber  seine  i:iriebni88e  in  Freussen  siehe  die  Vorrede  zur  3.  Auflage 
dm  Öffentlichen  Beditt. 
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fa,  folgerichtiger  Logik.  Seine  Gelehrsamkeit  überwiegt  bedeu» 
tend  Bein  eigentlich  jurielttehes  Talent.  Damit  hängt  Tielfisu^  seine 
ungehörige  YeraUgemeinnaiig  parttkularer  Bechtaaätse  und  die 
daraus  itiessende  verfehlte  Bdhandlung  des  deutschen  Landes- 
staatsrechts  zusammen.  Er  meinte  oft  gemeines  Bedit  su  geben 
und  gab  in  der  That  nur  eine  Beohtsstatistik  Yeischisdener 
Staaten  in  Deutschland. 

Neben  Klüber  beaibeiteten  gleichzeitig  noch  andere  Sdmft- 
steller  das  deutsche  Jhmdesreclit,  zum  Theil  mit  Ausschluss  des 
Laiidesstaat»rechts ;  sie  haben  jedoch  wenig  Eigen tliüraUcheK  und 
konnten  jedenfalls,  neben  ihrem  berühmtem  Rivalen,  zu  keiner 
allgemeinem  Anerkennung  kommen.  Die  bekanntesten  unter  ihnen 
sind  Friedrich  Wilhelm  Tittmann,  I&IS L.  von  Dresch, 
1820  **,  Iq:naz  von  Rudhart,  August  Brun  q  ueU 

Theodor  i:>chmalz,  1825       Sylvester  Jordann,  1831 

Der  grosse  Meister  der  historischen  Schule,  der  Vater  der 
.  deutschen  Staats und  Rechtsgeschichte,  Karl  Friedrich  £ich> 
horn    iiat  uns  xma  selbst  kein  System  des  deutschen  Staatsrechts 


14}  Darstellung  der  Verfassung  des  deutschen  Bundes.  Leiptig  1818. 
15)  Oeffentliches  Kecht  des  deutschen  Bundes.  Tübingen  1820. 
lü)  Das  Hecht  des  deutschen  Bundes.  Stuttgart  und  Tübingen  1S22. 
17]  Staatsrecht  des  teutschen  Hundes  und  der  Hundesstaaten.  Politisch 
uud  rechtlich  erörtert  von  August  Brunquell.  1.  Abtheiiung,  das  Staatsrecht 
teuttehsn  Bunde»  «fttlialteDd.  £rfurtl824. 

18)  Das  detttach«  Staatsiecbt;  3  Binde.  Berlin  1825. 

10)  Lehrbuch  dei  eUgemmnen  und  deutechen  Htsatsreobta.  Cassel  183 J, 
B.  I.  (Weiteres  ist  nicht  erschien«!»  das  Bundesrecht  ist  vollendet.) 

2o  Geboren  zu  Jena  am  20.  November  I7S1,  Sohn  des  berühmten  Johann 
Gottfried  Eichhorn,  folgte  1788  seinem  Vater  nach  Göttingen,  studirte  daselbst 
1797  unter  Pütter,  Kunde,  Hugo  u.  s.  w. ,  promovirte  ISnl,  prakticirte  zu 
Wetzlar,  hielt  sich  zu  Kegensburg  uud  AVien  auf,  habiliLuLe  »ich  Jö(>3  zu 
G^ittingen,  wurde  1805  ordentlicher  Professor  der  Becbte  su  Frankfart  s.  O.» 
kam  1811  als  solcher  nach  Berlin,  focht  als  Bittmeister  bei  Grossbeeren» 
Dennewitz  und  Leij)zlg;.  las  lsi4 — 17  wieder  zu  l^t-rlin  über  Staats-  und  Rechts- 
geschichte, deutsches  Staats-  und  Privairetlii  und  Kirchenrecht ,  ging  1817 
nach  Göttingen,  wo  er  bis  1S29  die  glänzendste  akademische  Thätigkeit  ent- 
fisitete»  nehm  1829  seinen  Abschied  und  sog  sich  auf  sein  Gut  Amnierhofbei 
Tübingen  zurück,  folgte  1S32  einem  Rufe  nach  Berlin  als  wirklicher  Gehei* 
mer  Legations ratli  im  auswärtigen  Amte  \ind  ordentl.  Prolessor  der  Rechte, 
wurde  Mitglied  des  Staatsraths  1S35,  der  Ge.setzgebungs- Commission  1838 
u.  8.  w. ,  nahm  lb47  seinen  Abschied,  zog  sich  abermals  oacli  Ammerhof  zu- 
rQek  und  starb  am  4t  Juli  1854  su  Csln  bei  seinem  Sohne.  Ueber  £iehhoni*B 
Leben  und  Wirken  siehe  besonders  Reyscher's  Aufsftti  in  der  Zeitsduift 
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hinterlassen^*,  aber  sein  grosses  Werk  übaer  »deutBche  Staats- 
und Rechtsgeachichte«  hat-auf  dem  Gebiete  des  deuteehen  « 
Staatsrechts  ein«  epochemachende  fiedentimg.  Erst  dmch  Eich- 
hckm's  rechtshistoiische  Begrimdimg>  ist  ein  tieferes  Verständiuss 
der  ^richtigsten  staatsrechtlichen  Institutionen-,  2.  B.  der  Land- 
stände^  der  Stadteverfassung,  des  Gemeindewesens,  der  .fürstlichen 
9aiusgesetzgebung  angebahnt,  erst  durch  ihn  ist  im  StaatS'-  wie 
im  Pdvatrechte  eine  schärfere  Blosslegung  dcs^emeinrecht- 
lieh«eii  Kerns  aas  der  Umhüllung  zufälliger  PartikulantäteO' mög- 
lich geworden.  Noch  lange  wird  di^  Wissenschaft  des  Staatsredbts 
damit  zu  thun  haben ,  die  roichen  Kp?«nltate  der  Eirhhom*8chen 
Gesawimtaufiassuno,  sowie  der  zaliheiilien  Spcziulforscliungcn  sei- 
ner StliiLu  i ,  aucli  tili-  da«  deutsche  Ötuat^ieciii  grüudlicli  uud  all- 
suitig  zu  viTwertlion.  ' 

Es  ist  liier  nirlit  niöiulicli ,  die  zaliireiclien  nioiioy  ra  p  h  i- 
sfiieii  Arbeil cn,  tlitM>retis(heii  Al>liandluniieii  und  ])i.iki ixhon 
Dedukti .  Ii H'ii  autV.uf'iiln'eii  .  welche  sieh  auf  d]<'  v<'v~(  rnrtieiu'ii  Gc- 
••enslande  i'n'<  liundesnn  iii,-^  und  des  Lau  li  v.i  .  iUieelitvS  beziehen. 
Als  ^'erfasser  einzelner  Aidiandlungen  und  ileduktionen  thatcn 
sieli  hi'sonders  hervor:  Ludwig  l*erniee  in  Halle  Karl  Voll- 
kraft in  ^larbur^ Karl  ."^alomon  Zaehariii  v(»n  LingentJiai  in 
Ueideiberg      A.  L-  Key  scher    in  Tübingen  und  August  Wil- 

fllr  deutsches  Recht,  B.  XV.  6.        Karl  von  Richthofen's  Anfsats  im 

8taat««5rterbuche ,  B.  III.  S.  237—267;  H.  von  Mo  hl,  BenrtheiloDg  Tom 

staatsrechtlichen  Gesichtspunkte,  Ii.  II.  S.  5li;?. 

Der  erste  Band  der  deutschen  Staats-  und  KeehtsgescMchte  erschien  IbüS, 
der  zweite  1S12,  von  beiden  eine  neue  Auflage  18!S,  der  dritte  Band  1819  und 
von  allen  dreien  eine  neue,  durchweg  als  dritte  beseichnete  Auflage  1821 ,  der 
vierte  Band  wurde  1823  beendigt  und  nun  erschienen  vom  vollendeten  Werke 
in  vier  Bänden  Auflag-en  im  J.  1^34— !'^3t'i  und  1S42 — Ib-IA  5.  und  letzte  Auf- 
lage. Au.sser  diesem  Hauptwerke  kommen  hier  noch  einzelne  in  das  Staats- 
und FOratenrecht  einschlagende  Abhandlungen  in  Betracht,  die  an  ihrer  Stelle 
genannt  werden  sollen. 

21  K.  Tl.  von  S  c  h  w  a  r  zk  o  pf  5?  » Exjtosr  du  droit  pithlt'r  de  T AUcrnnriney 
Gen.  et  i^am  1821«,  soll  eine  Verarbeitung  des  Eichhorn 'sehen  Heftes  sein. 
Sein  eigener  Grundriss  su  Vorlesungen  Ober  Staatsrecht  ist  nie  in  den  Buch» 
handel  gekommen. 

22)  Zahlreiche  Ahhandhingen  über  das  Verhältniss  mediatisirter  und 
standesherrlicher  Familien .  in  lateini'^cher  Sprache  als  akademische  Schriften 
abgefasst,  z.B.  über  die  Fürsten  Hohenlohe  als  Grafen  von  Gleichen,  über  das 
fdretliehe  Haus  Sehdnburg,  die  Herrsehalt  Schauen  u.  s.  w. 

23)  Ueber  die  deutschen  Standesherren,  1824,  und  viele  andere  Schriften. 

24)  Verzeichniss  seiner  vielen  kleinern  staatarechtUchen  Deduktionen  bei 
Mohl,  II.  S.  519. 

System  dc8  deuUchen  SUaUrecht«.  ? 
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heim  Heffter,  damals  in  lionn,  jetzt  in  Berlin.  Heffter's  »JJei- 
triige  Bum  deutschen  Staats  - und  Fürstenrecht«,  1829, 
gehören  zu  dem  Kesten,  was  auf  diesem  Gebiete  geleistet  worden  ist. 
Besonders  beachtenswerth  ist  sein  Vorwort  »über  den  Zustand  der 
pablicistisehen  Studien  in  Deutschland,  Auasichten  und  Anfor- 
derungen derselben«. 

Seit  Klübef  s  Tode  gewannen  jüngere  Schriftsteller  den  Muth, 
das  deutsehe  Staatsrecht  auch  wieder  systematisch  tu  bearbei- 
ten, zuerst  Romeo  M  aure  n  br echer ,  welcher  1 837  seine  »Grund- 
sfige  des  heutigen  deutschen  Staatsrechts«  herausgab.  Obgleich 
dieses  Buch  viel  genannt  und  yiel  gebraucht  worden  ist,  so  leidet  es 
doch,  bei  allem  Anscheine  Ton  Gelehrsamkeit,  an  Unzuyeriftssigkeit 
und  einer  faltehen  privatrechdicfaen  Auifttssung,  weiche  festbe^ 
gründeten  FundamentaUEtzen  des  deutschen  Staatsrechts  wider- 
spricht. Mit  torlauter  Unkenntniss  wird  ausserdem  diese  P  r  i  ▼  a  t  - 
eigenthumstheorie  der  Fürsten  am  Staate  in  einer  eigenen 
Schrift  von  Maurenbrecher  vorgetragen 

Viel  höher  als  Maurenbrccher's  seielite  uikI  tendenziöse  liuch- 
macherei  steht  das  ■fleissigc  »System  des  deutschen  Staatsrechts«  von 
Karl  Eduard  Weiss  in  Glessen,  1843.  Es  if^t  dies  Buch  mit  viol 
Gelehrsiunkeü  und  tüchtiger  juristischrr  Kcmirmss  geschrieben, 
verfehlt  ist  jedocli  die  Darstellung  des  IJuii  lcMrchts  insofern  ,  als 
hier  völk  erre  eilt  liehe  Rechtsverhältnisse  eines  Staatpnluindes 
ganz  unter  die  Schablone  des  Veifassungs-  und  K^ierungsrechts 
eines  Einzelstaates  gebracht  werden. 

Durch  die  Ereignisse  des  Jahres  IS 48  sind  aber  alle  diese  hier 
au%eftihrten  Lehrbücher  des  deutschen  Staatsrechts  in  vielen  l^e- 
siehungen  veraltet,  und  es  kommen  für  den  praktischen  Ge- 
brauch jetzt  eigentlich  nur  zwei  hervorragende  Werke  in  Betracht, 
welche  das  ganze  Gebiet  des  deutschen  Staatsrechts«  unter  Berück- 
sichtigung der  neuesten  Staatsverliältnisse ,  umfassen,  nämlich 
Heinrich  Zöpfl's^  Grundsätze  des  allgemeinen  und  deut^hen 

25;  Pviblici-^tische  Versuche,  Stuttgart  1^32.  Viele,  zum  Theil  sehr  be- 
deutende Aufsätze  staatsrechtlichen  Inhalts  finden  sich  auch  in  der  Zeitschrift 
fUr  deutiohe«  B«eht»  hmusgegeben  von  Beieler,  Reysdier  und  Wüda. 

t»)  Di«  devtMhsn  n^ntndea  Ffirstea  und  dte  Sotiverinetit.  Fnnk- 
ftut  1S3t.   MohTs  treffendes  Urtheil  darOber,  B.  II.  S.  303. 

27)  Get  orrn  1<^<i7  7u  Bamberg,  studirto  zu  Würzburg,  habüitirte  sich 
1S28  zu  Heidelberg,  wurde  1839  ausserordentlicher,  18-12  ordentlicher  Pro- 
fessor des  Staatsrechts.   Ausser  seinen  GruodsAtsen  des  Staatsrechts  schneb 
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Staatsrechts  (4.  Auflage,  in  zwei  Bänflen,  1866,  5.  Auflage^  1863,), 
und  Heinrich  Albert  Zachariä's  deutsches  Staats-  und  Bun- 
.deorecht  (zweite,  imigearbeitete  Auflage,  (iöttin^en  1853,  zwei 
Jirindp  h\  der  zweiten,  jetzt  v()rlif<^(>ndcn  Auflage  zerfallt 
Zackaiia's  Handbucli  in  zwei  st<irkc  Jiändo ,  von  denen  der  ente 
die  allgemeine  philosophische  und  bistoiische  Begründung  nnd  das 
VerffUMUDgsrecht  der  deutschen  Bundeaataaten,  der  zweite  daa  Be- 
gieningarecht  derselben  und  daa  oifentliche  Recht  dea  deutadien 
Bundea  enthält.  Tüchtige  rechtsgeachichtliche  Begründung,  achaife 
Trennung  von  Becht  und  Politik,  reiche  lateraturkenntniaa,  Kla]^- 
lijBit  nnd  geaimdeaXJrtheil  sind  die  Vorzüge  des  Zachariä'schen  Lehr- 
bucha. Mit  grossem  Erfolge  hatZachanÜ beaonderB  Moaer^a  umfang- 
reiche Werke  studirt  und  daa  Resultat  dieser  Studien  für  daa  ILaii-* 
desataatarecht  der  Gegenwart  ^erwerthet.  Mit  idieser  geldirten 
pubHcistischen  Durchbildung  verbindet  Zachariä  überall  mn  schar-« 
fes  Au<^e  für  das  Un«^oniigende  der  bestehenden  8taut$yerhMltni8se 
und  eine  feste  Ueberzeu'^un^'^  von  dem  unvertilgüdien  Hechte  des 
deutsclicn  Volkes  anfoino  einheitliche  Fortentwiekelunj^:  seiner  Ge- 
summ tverfasMinj;.  Trotz  ein/t  iur!  M  ln^el,  M  t  k  he  weisen  der  nn- 
begreillu  lim  \  Mronthaltungdes  bundesreclitliclu'n  Qiu  lir  innatn  i  ils 
für  den  V(  1  f  ivsc  I  uiivermeidlirb  waren,  bleibt  ZaelianH"'-  <li niNches 
Stant^-  und  l>u]ide«rf>r)tt  riu  Wirk,  welches  alle  bi:-li(  iil: '  n  Lei- 
stuiiyen  anf  dem  üclncte  des  Hundes-  inu!  r,iiiiif--sf,i,irvi  erbt« 
übertrifft  und  dem  Verfasser  ,  wir»  der  ucu  erstaiidcueu  Ötaats- 
rechts^Nnssenschaft,  holie  Elire  mat-lii. 

Zwar  nicht  als  Verfasser  eines  Systems  des  deutschen  Staats- 
rechts,  wohl  aber  als  i^eistvoller  Kritiker  und  gelehrter  Literar- 
historiker, nh  <?f  harfer  Erforscher  der  J^rincipien  und  als  genialer 
staatamänniacher  Geist,  nimmt  jetzt  Aobert  von  Mphl^  unter 

er  noch  viele  staatsrechtliche  Deduktionen,  die  an  ihrer  Stelle  genannt  werden 
sollen. 

28)  Geboren  am  20.  Kor.  IS06  zu  Herbsleben  im  Hersogtbume  Sachsen- 
Gotlia,  erst  autserordenU.,  dann  ovdentl.  Prof.  der  Hechte  zu  Göttingen,  184S 
Mitglied  der  constituirenden  Nationalversammlung  zu  Frankfurt  a.  M. ,  H»'>1 
herzojjl.  Sachsen  -  meiningenscher  tStaat  srath.  Seine  übrigen  staatsrechtlichen 
Schniten  werden  an  ihrer  Stelle  genannt  werden. 

29)  Geboren  1799  bu  Stuttgart,  Sohn  dee  Staateratha  undOberconBietorial- 
präsidenten  Benjamin  Ferdinand  Mohl«  welcher  auch  als  staatsrechtlicher 
Schrit><;tener  sich  einen  geachteten  Namen  erworben  hat,  studirtc  zu  T.iljinj^en 
und  iiei(ieiberg,  ward  lb2l  ausserordentlii  liur,  1*^27  ordentlicher  Prolessur  der 
Staats  Wissenschaften  zu  Tübingen,   i^iiii  auch  Oberbibliothekar ,  kam  1645 
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den  üearbeitem  des  deutschen  Staatsrechts  •  emen  henromgenden 
Platz  ein.  Seine  zahlreichen  Abliandlungen  aus  dem  Gebiete  des 
Staatsrechts  zeidmeu  sich  säinmtUch  durch  fessehide  Darstellung 
und  Schärfe'  des  Urtheils  aus.  Seine  Geschichte  und  Literatur  4er 
Staatswissenschafitenf  soweit  sie  das  positive  deutsche  Staatsrecht  be* 
trifft,  steht  der  Pütter'schen  literatuigeachichte  völlig  gleich  anVoll- 
stilndigkeit  und  Gelehrsamkeit,  übertriflfc  sie  aber  durch  geistvolle 
Auffassung  und  FeststeUung  höherer  allgemeiner  Gesichtspunkte. 

Aber  Mohl's  Verdienste  um  das  deutsche  Staatsrecht  sind  noch 
in  anderer  Beziehung  hier  hervorzuheben. 

Schon  zur  Zeit  des  deutschen  Reiches  war  das  Partikular— 
Staatsrecht  der  ein/ einen  deutschen  Staaten  vielfach  kultivirt 
worden.  Auch  seit  Üi  uiidung^  des  deutschen  Bundes  hatten  manche 
Schriftsteller  das  specielle  Staatsrecht  ihres  Landes  dargestellt,  so 
lieferten  bereits  S chmel zin f::^ **,  Dreseh^'  und  Cucunius*^* 
Lehrbücher  des  bayerischen  Staatsrechts;  so  schrieb  Christian 
Wilhelm  Schweitzer  ein  sadisen  -  wi  imarisches  ,  Christian 
Ernst  Weisse  ein  könij^l.  sächsisches  Staatsrecht^*.  Aber  alle 
diese  Arbeiten  liess  Molil's  würtombeigisches  Staatsrecht  weit 
hinter  sich  Dieses  J3uch  wirkte  geradezu  epochemachend  auf 
dem  Gebiete  des  deutschen  Partikularstaatsrechts.  Noch  nie  war 
das  Staatsrecht  eines  deutschen  £in2elstaates  so  eingeh^id  gründ- 
lich und  doch  so  geistvoll  dargestellt  worden.  Eine  solche  Muster- 
arbeit musste  zur  Nachahmung  anregen,  besonders  in  den  Landern, 
wo  das  constitutionelle  Leben  tiefere  Wurzeln  zu  schlagen  begann. 
Aus  der  nicht  geringen  Zahl  neuerer  partikularstaatsrechtlicher 
Werke  heben  wir  hier  nur  zwei  als  besonders  gehingea  hervor,  näm— 

wegen  eines  Schreibens  au  seine  Wähler  mit  der  wiirtemb.  Kegierung  in  Con- 
flikt  und  wurde  nack  Ulm  als  Begierungsrath  versetzt,  verHess  den  würtem- 
bergiechen  Staatsdienst  und  folgte  1847  einem  Hufe  nach  Heidelberg  als  Pro» 

fessor  der  "Reelite ,  1S4S  Abgeordneter  zur  deutschen  Nationalvorsammlunj», 
dann  Reichsjustizrainister,  1^49 — 61  wieder  Professor  zu  Heidelberg,  seit  IbOi 
grossherzoglich  badischer  Bundestagsgesandter  zu  Frankfurt. 

30)  Staatsrecht'des  KiJnigreichs  Bayern,  B.  I.  und  II.  Leipzig  1820. 

31)  Grundzüge  des  bayerischen  Staatsrechts.  Ulm  1S23. 

;$2^  Lehrbuch  des  Staatsrechts  der  constitutionellen  Monarchie  Bayenia. 
Würzbur^  1S25. 

33)  OefFentliches  Becht  des  Grossherzogthuras  Sachsen-Weimar.  Weimar 
1925.  I.  Theil  (weiter  nichts  erschienen). 

3!)  Lehrbuch  des  königlich  sftchsischen  Staatsrechts.  Leipsig.  Erster 

Band  ls24,  zweiter  Band  1^27. 

35'  Das  Staatsrecht  des  Königreichs  Würtemberg,  2  Bände.  Tübingen 
132y  und  Ibäi.  2.  Aufl.  ib4Ü. 
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lieh  Joseph  Pösl*  8  kurzes»  pracises  Lehrbuch  des  bayenschen  Ver- 
fiissiingsrechts  (2.  Aufl.  1854)  und  Ludwig  von  Rönne's  pre assi- 
sches Staatsrecht  **.  RÖnne's  Werk  zeichnet  sich  durch  Staunens- 
werthen  Beichthum  des  Materials,  einzig  dastehende  Kenntuiss 
der  Kanraienrerhandluiif^en ,  juristische  Behandlungs weise  und 
freimüthigcs  Urtlieil  vortheilhaft  aus.  Es  liep^t  hier  eine  Arbeit 
vor,  welche  ein  tii  fes  IJrdürfhiss  des  constitutionellen  Staatslebens 
in  Proiissen  hrfViediiit  und  dem  preussisc hon  Juristen,  Beamten 
und  Staatsbürger  die  «gründlichste  JJelehrung  bietet*'. 

So  ist  in  einem  ^lenschenulter  wieder  eine  durchfiel )ildete 
Wissenschaft  des  deutschen  Staatsrechts  entstanden;  sie  ist  nicht 
so  bändereieh  wie  die  Publicistik  des  deutsehen  Keiches,  sie  leidet 
nicht  an  jener  ungesunden  Hypertrophie  der  damaligen  Litera- 
tur, welche  nur  ein  Krankheitssymptom  der  zurück ü:ehaltenen 
praktischen  Theilnahme  des  Volkes  an  den  öffentlichen  Angelegen- 
heiten war.  Die  neuere  Staatsrechtswissensehaft ,  wie  sie  sich  in 
den  Wericen  unserer  besten  Schriftsteller  darstellt,  ist  der  Beichfl- 
pttblicistik  völlig  ebenbüitig,  ja  übertrifft' dieselbe  unzweifelhaft  an 
. Formvollendung,  rechtshistorischer  und  philosophischer  Begrün- 
dung, allgemeiner  staatswissenschaftUcher  Ausbildung  und  vor 
allem  an  höherem  staatsmännischem  Geiste. 

;  'Auch  für  zukünftige  Leistungen  -  wird  es  nicht  an  rüstigen. 
Arbeitskräften  fehlen.  Fleiss  und  Ausdauer  sind  ein  altes  Erbtbeil 
deutscher  Gelehrten.  Dazu  ist  in  neuerer  Zeit  auch  feinerer  Ge- 
schmack, weiterer  Horizont  und  höherer  Geist  getreten.  Würde 
es  daher  nur  auf  diese  wi  s  s  e  n  s  r  h  a  f 1 1  i  c  h  e  n  Eigenschaften  des 
deutschen  Gelehrtenstandcs  ankomnien,  so  wäre  der  W^issensdiaft 
(Ii  -  deutschen  Staatsreelits  gewiss  das  günstigste  Prognostikon  zu 
steilen.  Allein  die  höhere  Kultur  einer  so  erninent  praktischen 
Wissensehaft  setzt  noch  andere,  viel  wiclitigerc  Iknlingungen  vor— 
a:Us,  deren  Erfüllung  nicht  in  der  Macht  der  Gclohrtcnwelt  steht. 

Zu  jeder  Zeit  wird  allerdings  eine  wissenschaftliche  Beschäf- 
tigung mit  dem  Staatsrechte  nothwendig  und  es  hat  selbst  in  den 

36)  Das  Staatsrecht  der  preussischen  Monarchie.   I.  Bd.  Leipzig  1857, 
II.  Bd.  1863}  TOD  d«m  I*  Bd.  iftt  bereits  die  2.  Aufl.  erachieBeii  1864. 

37)  ROme'ft  Werk  ist  das  erste,  welches  Preussen  als  constitu  tionel- 

len  Staat  behandelt.    Von  frühern  Werken  ist  besonders  nenncnswerth : 

C.  J.  Bergius,  Preussen  in  staatsrechtlicher  Beziehung.  Münster  ISIS, 
2.  Aufl*  1S4.'5.  Eine  übersichtliche  Darstellung  giebt  H.  B.  Jacobson,  der 
preussische  Staat.  Leipz.  1854' (Separatabdruck  aus  Weiske's  Rechtslexicon). 
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tiubsten  Zeiten  Deatscfaknds  nie  an  Männern  gefehlt,  die  sich  der 
Aufgabe  unterzogen,  den  eben  bestehenden  staatsrechdichen  Zu- 
stand auch  -wissenschafUich  zu  behandeln.  Dazu  treibt  schon  der 
akademische  Lehrzweck  und  noch  mehr  das  praktische  Bedürfniss 
des  Staats-  und  GesehSftsmannes.  Aber  dne  allgemeine  Theil- 
nahme  an  staatsrechtlichen  Studien,  eine  wirkliche  höhere ^  natio- 
nale Kultur  derselben  setzt  auch  allseitig  befriedigende,  fest  be- 
gründete ,  Dauer  versprechende  staatliche  Zustände  voraus.  Ru- 
hige, orgiiuische ,  verfti.ssuno;smä8sige  Fortentwickel uii^  ist  die 
Lebensluft;  unserer  Wissenschaft ,  der  Staatsstreich  von  oben  und 
die  Revolution  von  unten  setzen  immer  von  neuem  ihren  ganzen 
Bestand  in  Gefahr.  Wir  leben  in  einem  Ucber^ang^szustande  der 
stiiatlicheu  Dini^e.  Auf  eine  lange  p(»iirische  Lctharg;ie  folt»-eTi  un- 
nihit^e  vulkanisciie  Evolutionen ,  deren  Tragweite  niemand  bcur- 
theilen  kann.  Erst  wenn  aiis  diesen  unruhigen  l^cstrebungen,  aus 
diesem  chaotischen  Drängen  und  Treiben  sich  staatliclie  Zustände 
fest  b^ründet  haben ,  welche  die  berechtigten  nationalen  Bedürf- 
nisse unserer  Nation  befriedigen,  wird  auch  die  Staatsrechtswissen- 
schaft ihre  schönsten  Blüthen  treiben  und  eine  Zierde  in  dem 
Ehrenkranze  der  deutschen  Nation  werden. 


Auigabe,  Methode  und  System  des  deutschen  Staatsrechts. 

§.  22. 

I.  At^ibs  iisersr  VlimHUft. 

A*  Vorbereitender Theil. 
1.  Obgleieh  die  Hauptaufgabe  unserer  Wissenschaft  in  der 
Darstellung  des  positiven  deutschen  Staatsrechts  der  Gegen- 
wart besteht,  so  führt  uns  ein  wissensciiaitiirlirs  Ijcdüriiuss  doch 
auf  die  höhem,  allgemeinem  Principien  hm  ,  auf  welchen  der 
Staat  und  seine  Einrichtungen  beruhen.  Kichtige  Grundansichten 
vom  Wesen  des  Staates  und  der  Sttiatsgewalt  können  wir  nicht  allein 
aus  dem  positiven  Hechte  eines  einzelnen  \  olkes  sein  ijtt't  n.  Wir  be- 
dürfen zu  deren  Feststollung  einer  philo sophi  sehen  Begrün- 
dung, welche  den  Zn-cninnfTibang  aller  Staatsordnung  mit  den 
höchsten  Aufgaben  und  Zwecken  des  menschlichen  Lebens  nach- 
weist.   Das  allgemeine  oder  philosophische  Staatsrecht  dient  uns 
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freilich  nicht  als  Bechtsquelle  und  liaxf  nicht  an  die  Stelle  des 
positiven  Kechts  gesetzt  werden,  aber  es  giebt  uns  allein  die  Mög- 
lichkeit^ die  Grundbegfifie  richtig  zu  fixiren^  die  leitenden  Ideen 
Üirdie  Bestimmungen  des  positiven  Rechts  aufzufinden»  den  posi- 
Murm.  Stoff  duxch  höhere  Pxincipien  zu  veigeistigen. 

J  Das  allgemeine  Staatsrecht,  als  philosophisch-univer- 
sfülgeschichtlicfaeWissenschiüft»  bedarf  einer  eigenen  selbstständigen 
AUßfiihrl^chen  Behandlung  imd  hat  auch  als  besondere  akademische 
lysciplin  seine  hohe  Bedeutung  V  Seine  wichtigsten  Besültate 
müssen  aber  auch ,  als  unentbehrliche  ^''o^kenntnisse  mit  der  Wis- 
senschaft des  positiven  Stiuit.srechts  in  unmittLibuic  \'erbiu(liiiig 
gebracht  werden.  Metliodisch  ist  nur  zu  empfc^lileu ,  (iass  lUese 
propädeutische  Jiedeutung  auch  in  der  äussern  Anordnung 
.  scharf  liervortrete.  Es  soll  vor  allem  keine  unklare  Vennengung 
pasiti^'cr  Kechtslehxe  und  allgemein  philosophischer  £rörtenmg 
4t^ittßnden. 

-  '  DpB  wichtigsten  liega^Le  und  Grundsätze  des  allgemeinen 
j^j^tsrechts  sollen  daher  in  möglichst  präciser  Form  fiir  sich  dar- 
^stellt  und  als  vorbereitende  Lehre  dem  Systeme  des  positi- 
ven Staatsrechts  vorausgeschickt  werden. 

II.  Zu  dieser  philosophisch -staatsrechtlichen  Lehre  tritt  als 
ein  zweites  propädeutisches  Element  die  historische  Grund- 
legung. 

Allerdings  geht  der  Kat^tzweck  unserer  Darstellung  auf  das 
deutsche  Staatsrecht  der  Gegenwart.  Ausgeschlossen  sind  da- 
her alle  blossen  Bechtsantiquitäten.  Alles  veraltete,  nicht  mehr 
geltende  Staatsrecht  als  solches  gehört  nicht  in  ein  System  des 

heutigen  deutschen  Staatsrechts. 

Allein  unverkennbar  haben  unsere  heutigen  staatlichen  Zu- 
stände ihre  tiefen  geschichtlichen  Wurzeln.  Ein  wisscnschaft- 
hchcs  Verstäiidniss  de«  Gewordenen  ist  nur  möglich,  wenn  wir 
in  den  Entwickclungsprocess  seines  Werdens  eindringen.  Uns 
interessircn  hier  nicht  die  vergangenen  Staatszustände  als»  solche, 
sondern  nur  insoweit  sie  lebendige  Wurzeln  des  Staatsrechts  der 
Gegenwart  sind. 

Freilich  fällt  hier  die  Hauptaufgabe  der  deutschen  Staats-  und 
Kechtsgeschichte  zuj  welche  die  ganze  £ntwickelung  inBecht 

1)  Siehe  bsBenden  Bluntschli's  AllgemeineB  Staatsrsoht.  3.  Auflage. 
Uflnchen  1863. 
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und  Staat,  von  den  ältesten  Zeiten  bis  auf  die  Gegenwart,  vor 
unsem  Blicken  entrollt.  Selbst  die  entferntesten  Urzustände  wer- 
den beriicksicbtigt  und  alt  nothwendige^Entwickelungsphasen  ün- 
seirs  Rechtalebens  nachgewiesen.  Die  Nachweisung  dieses  grossen 
continuirlichen  Gesammtentwickelungsganges  über- 
lli^st  die  Staatsrechtslehre  zweckmässig  der  deutschen  Staats-  and 
Bechtsgeschichte,  und  beschränkt  sich  selbst,  in  ihrer  historischen 
EntWickelung,  auf  die  zunächst  vorausgehenden  staatlichen  Zu- 
stande, aus  welchen  die  Staatseinrxchtungen.  der  Gegenwart  un- 
mittelbar  herausgewachsen  sind.  Hier  ragt  die  \  ergangenhelit 
nnrh  so  sic  htbar  in  die  Gej^en wart  herüber,  hier  ist  der  Zusammen- 
liang  mit  den  lieurii;eii  staarlichcii  Zustanden  ein  so  inniger,  dass 
nur  in  onustcr  X'crbiudung^  mit  diesen  Zuständen  die  staatliche 
Gegenwart  Deutscldands  Ijegriffcn  Averdeu  kann. 

So  ert>iel)t  sieh  denn  tVir  die  Ik  lumdlun^  des  (h'Ut.'seluMi  Staats- 
reehts  die  XothwendiL''l<<''f^  ein^-s  vorbereitenden  iheiies,  wei- 
cher in  zwei  J lauptabst  liintte  advY  iSüeher  zerfallt,  niimlieh  : 

l,  in  eine  philosophische  1>  egrün  dung-,  welche  die 
wielitigsten  allgemeinen  (Grundsätze  vom  Wesen  xuid  von  der  Aut- 
gabe des  Staates  und  der  Staatsgewalt  entwickelt, 

2  in  eine  hijitorisehe  1> egründung,  welche  die  gegen- 
wältig bestehenden  Staatseinrichtungen  mit  den  unmittelbar  vor-r 
ausgegangenen  staatlichen  Zuständen  in  wissenschaftliche  Verbin- 
dung setzti 

13.  Systematischer  Th  eil. 

Nachdem  in  dem  vorbereitenden  Theile  die  nothwendige 
philosophische  und  historische  Grundlegung  stattgefunden  hat, 
beginnt  die  dgentliche  Hauptaufgabe  unserer  Wissenschaft: 
die  systematische  Darstellung  des  heutzutage  in  Deutschland  gel- 
tenden positiven  Staatsrechts'. 

Das  staatliche  Leben  des  deutschen  Volkes  bewegt  sich  aber  in 
doppelter  Sphäre,  in  zahlreichen  Einzel  Staaten  und  in  der 
einheitlichen  G es ammt Verfassung  des  deutschen  Hundes. 

Darmich  zerfällt  aueh  die  positive  Staatslehre  Deutschlands 
in  zwei  Haupttheile : . 

1)  in  das  Staatsrecht  der  Einzelstaaten  (Landesstaatsrecht), 
2,  in  das  Recht  des  deutschen  Bundes. 

Diese  beiden  iheile  unsers  ötieutlichen  Rechts  erheischen. 
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yeimöge  ihres  eigenthiiinliclieii  Orundprindps,  auch  eme  durchaus 
verschiedene  Methode  der  wissenschaftlichen  Bearheitong. 

§.23. 

U.  Metliode  des  f otittra  deatsohea  Staatoredits  der  degeawart. 

A.  Staatsrecht  der  Einzelstaaten,  s.  g.  Landes^taatsrecht. 

Trotz  der  grossen  Verschiedenheit  der  staatlichen  Einrich- 
tungen in  den  einzelnen  deutschen  Staaten  besteht  auch  heut- 
zutage noch  gemeines  deutsches  Staatsrecht,  welches  nicht 
nur  zur  Erklärung ,  sondern  auch  zur  Ergänzung  der  Partiku- 
larrechte dienen  kann  (8.  10) .  Das  gemeine  Recht  ist  nicht  noth- 
wendig  allgemein  gültige  weil  an  manchen  oder  vielen  Orten  ihm 
partikuläres  Recht  entgegengetreten  ist.  Sein  Wesen  besteht  nur 
darin,  dass  es  aus  einer,  an  sich  'oder  durch  sich  selbst  für 
ganz  Deutschland  gültigen  Quelle  geschöpft  wird. 

Diesen  noch  vorhandenen  gemeinrechtlichen  Kern  bloss- 
zulegen  und  wissenschaftlich  f^tzustelien,  ist  die  erste  Au%abe 
der  deutschen  Staatsrechts^dssenschaft. 

Aber  dieser  gemeinrechtliche  Kern  darf  nicht  ungebührlich 
erweitert  uad  unjiuistisch  v  e  r  h  1 1  e  m  c  i  ii  e rt  werden.  Ks  niuss 
anerkannt  werden,  dass  das  heiitiy-c  g  ein  eine  Staatsrecht  aller- 
dings ein  lückenhaftes  und  f  r  u g m e  n  t  a ri  s  ch e s  ist,  und  dass 
deshalb  ein  vollständiges  System  des  gemeinen  deutschen 
Staatsrechts  somit  juristisch  unmöglich  ist. 

Neben  dieser  praktiscli  ergänzenden  Bedeutung  des  wirk- 
lich iT^emeinen  Hechts  kommt  aber  auch  die  wichtige  theoreti- 
sche Aufgabe  der  deutschen  Staatsrechtswissenschaft  in  üetracht, 
welche  darin  besteht,  ein  wissenschaftliches  Erklärungsmittel 
der  Partikularstaatsreehte  zu  sein.  Vieles  im  Systeme  des  heutigen 
deutschen  Staatsrechts  kann  wirklich  nur  in  der  Weise  einer  Ne- 
beneinanderstellung der  einzelnen  Landesverfilflsungen  be- 
handelt werden.  Gegeben  wird  hier  nicht  gemeines,  sondern  all- 
gemeines Recht  und  zwar  in  verschiedener  Ausdehnung,  als  ein 
in  allen,  vielen  oder  wenigstens  einigen  Ländern  in  Deutschland 
geltendes  Recht.  Eine  wohlgeordnete  imd  geschickte  derartige 
Kechtsstatistik  macht  es  möglich,  den  gesammten  Stoff  des  gelten- 
den Staatsrechts,  wenigstens  annäherungsweise,  in  seiner  ganzen 
Fülle  darzustellen,  indem  man  ihn  richtig  gruppirt,  also  die  über- 
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«iii0tiiDiiiendeii  BecJitinätee  Tenchiedener  Staaten  zumnmeiisteUt 
und  erÖfftcvt* 

Darzustellen  ist  endlicli  aber  auch  Öfiter  rein  partikuläres 
Staatsre<^t  eines  einzelnen  Landes^  und  zwar  theils^  weil  es  zur 
lebendigen  Yeranschaulichung  und  Exemplification  dient,  theils 

weil  das  «gemeine  Staatsrecht  grossentheils  nur  Grundsätze  des 
Verfassuiigs-  und  Regieruugsiechts  der  deutschen  »Sladtcn  liefert 
und  nur  wenige  im  einzelnen  aiLsgeprä;?te  positive  Gestal- 
tungen^ welche  von  jeher  mehr  der  partikularen  Kechtsbilduiig 
überlassen  worden  sind. 

Es  ist  daher  unrichtig,  wenn  die  Aufgabe  des  deutsclien  Lan- 
desstaatsreehts  so  formuUrt  wird ,  dass  nur  gemeines  deutsches 
Staatsrecht  dai^estellt  werden  solle.  Auch  ist  die  so  gestellte  Auf- 
gabe von  keinem  Schriftsteller  bei  der  Durchführung  festgehalten 
worden.  £s  sind  in  der  Tbat  drei  verschiedene  Elemente  in  der 
Darstellung  zu  vereinigen  >  nämUch  wirklich  gemeines  Becht,  fer- 
ner allgemeines  Recbt  und  blos  partikulares  Becht. 

Nur  so  lässt  sich- die ^  durch  das  praktische  Bedürfbiss  be- 
stimmte >  Angabe  der  deutschen  Staatsrechtswissenscfaaft  zweck- 
entsprechend lösen. 

Methodisch  ist  nur  zu  verlangen^  dass  der  Lehrer  und  Schrift- 
steller auch  diese  drei  verschiedenen  Elemente  in  der  Darstellung 
hervortreten  lasse  und  scharf  voneinander  trenne,  insbesondere 
dass  er  blos  allgemein  rechtliche  oder  gar  partikulan'echtlichc 
Sätze  nicht  wie  gemeinrechtliche  vortrage  und  behandle.  Nur 
juristischer  Takt  und  strenge  Gewissenhaftigkeit  sind  im  Stande, 
aus  diesen  versciiiedenartigen  und  verschieden  geltenden  Elemen- 
ten ein  System  des  deutschen  Eandesstaatsreclits  aufzubauen, 
welches  alle  wissenschaftlichen  und  praktischen  Bedürfiüsse  gleich- 
mässig  be&iedigt. 

B.  Oeffentliches  Recht  des  deutsohen  Bundes. 
Wie  bereits  oben  (S.  8)  ausgeführt  ist,  muss  die  Methode  des 
deutschen  Bundesrechts  ganz  verschieden  sein  von  der  des 
Landesstaatsrechts.  Beim  Bundesrechte  liegt  die  Sache  viel  ein- 
facher ^  indem  in  den  BundesgrundvertiSgen  und  weitem  Bundes- 
beschlUssen  die  Quellen  gegeben  sind^  aus  welchen  das  öffentliche 
Becht  des  deutschen  Bundes  geechöpflk  wird.  Obgleich  das  Bundes- 
recht an  undfur  sich  einen  mehr  vertiagsmassigen,  völkerrechtlichen 
Chaiakter  hat,  so  muss  dasselbe  doch  üherall  mit  dem  deutschen 
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StuiUmehlte  in  Veibinikmg  getetst  und  als  ein  integiiMiider  Theü 
ilesselbcti  liehandelt  weiden. 

§.  24. 

III.  Systematttolie  Anordnung  des  ftansei. 

Philosophische  Grundansichten  und  historische 
Vo rk  e  n  n  t Tii  s ?! e  sind  für  das  wissensrhaftlir-he  Verständniss  des 
positiven  Staatsrechts  iinentbehrUcli.  Es  kommt  jedoch  darauf  an, 
sie  nicht  mit  der  Darstellung  des  positiven  Hechts  der  Gegenwart 
ungehörig  zu  vermengen.  Daher  empfiehlt  sich  die  strenge  Tren- 
nung dieser  propädeutischen  Lehren  von  der  eigentlichen  systema-' 
tiscken  Darstellung  des  heutagen  StaatsrechtB,  wodurch  unsese 
oberste  Eintheilung  in  einen  vorbereitenden  und  einen  sy- 
stematischen oder  dogmatischen  Theil  gerechtfertigt  ist. 

Der  systematische  Theü  seifiQlt  wieder  in  das  Bundesrecht  und 
das  Staatsrecht  der  Bundesstaaten  (s.  g.  Landesstaatsrecht). 

Es  ist  bis  jetzt  meistens  Ton  den  Staatsrechtslehren!^  nach  der 
aken  Gewohnheit  der  Beidispublicisten,  das  Sffendiche  Beoht  der 
deutschen  Gesammt^erfassung  an  die  Spitze  des  ganzen  Systems 
gestellt  worden.  Dieser  Platz  entsprach  allerdings  dem  Reichs- 
staatsrechte ;  denn  dies  war  das  öffentliche  Hecht  eines  >virklich 
herrschenden  Oberstaates,  welcher  woni«^stens  de  jure  über  den 
einzelnen  Territorien  stand.  Anders  beim  Hundesrechte.  Dieses 
erhält  durch  die  Stellung  an  der  Spitze  des  ganzen  Systems  eine 
ganz  ungehörige  Bedeutung.  Es  erscheint  dadurch  gewissennassen 
als  da«  höhere,  bestimmende,  primitive  Kecht,  walirend  es  sich 
hier  doch  gar  nicht  um  eigentliches  Staatsrecht ,  sondern  nur  um 
ein,  auf  das  Staatsrecht  influenzirendes,  Socialverhältniss  der  ein- 
zeinen  deutschen  Staaten,  nicht  um  eine  politische  Central- 
gewalty  sondern  um  eine  blos  conventionelle,  scharf  begrenzte 
Collegialgewalt  der  B^mngen  handelt. 

Es  ist  Yon  Wichtigkeit^  dass  das  Bundesrecht»  als  ein  gewisser- 
massen  nur  anhangsweise  darzustellendes  Becht^  an  das  Ende 
des  ganzen  Systems  zu  stehen  kommt*  Nur  so  kann  dasselbe,  als 
eine  mehr  völkeirechtlichej  nur  ausnahmsweise  ins  Staatsrecht 
herubergreifende  Lc^e  richtig  aufgefasst  und  correct  dargestellt  . 
werden. 

Bei  dem  deutsehen  Landesstaatsrechte  haben  wir  es  dagegen 
mit  wirklichen  Staaten  imd  eigentlichem  ^juatsrechte  zu  thuu. 
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Das  po«itiTe  Staatsrecht  jedes  Staates  wiid  natmgenwSs  m 
zwei  Haupttheile  zesAegt,  in  das  Yerfassungs-  und  das  Re- 
gierungsrecht. 

Das  Verfassungsrecht  behandelt  den  Staatsoiganismus 
als  festen,  bleibenden  Bestand.  Als  Lehre  Ton  der  Beherrschungs- 
form  erörtert  es  besonders  die  Subjekte  der  politischen  Gewalt, 
das  rechtliche  Grund^erhältniss  zwischen  Herrscher  und  Volk,  und 
die  Art  und  Weise ,  wie  die  Staatsgewalt  erworben  und  verloren 
wird.  (Es  beantwortet  die  Fra^ c :  wie  ist  der  Staat  c o  n  s  t  i  t  u  i  r  t  ? ) 

Das  R  e  y  i  e  r  u  n  g  s  r  e  c  h  t  uuter>uclit  die  Art  und  Weise,  wie  die 
Staatsgewalt  nach  ihren  verschiedenen  Funktionen  in  Wirk- 
samkeit tritt  und  die  Einrichtungen,  die  hierauf  Bezug-  haben.  Es 
umfasst  die  Rechtsnormen  ,  welche  sich  auf  die  A  u  s  ü  h  u  n  g  der 
Staatsfrewalt  und  ihrer  eiir/olncn  Hoheitsreclite ,  iunerhulb  der 
durch  die  Verfassun«:;-  gezogenen  (iienzcn ,  beziehen.  (Es  beant- 
wortet die  Frage:  wie  wird  der  Suiut  regiert  'i 

Diese  Eintheilung  in  ^"ertac^ungs  -  und  liegieruugsrecht  setzt 
die  Existenz  einer  wirklichen  Staatsgewalt  voraus ;  sie  passt  daher 
sehr  wohl  für  das  deutsehe  Landesstaatsrecht,  wird  aber  nur  mit 
Unrecht  auf  die  Behandlung  des  Bundeerechts  übertragen,  weil  der 
deutsche  Bund  keine  staatliche  Centralgewalt  mit  eigentlichen  B«- 
gierangsrechten  besitzt.  Es  ist  daher  eine  bedenkliche  Yerirrung^ 
wenn  manche. Publicisten  Ton  einem  Bundes regi er ungsreohte 
sprechen  (S.  98). 

Die  systematische  Anordnung  des  Ganzen  gestaltet  sich  dem- 
nach in  folgender  Weise : 

I.  Vorbereitender  Thell : 

A.  Grundzüge  des  allgemeinen  Staatsrechts  oder  philosophische 
Hegründniig.  (Erstes  Buch.) 

B.  GcschiclitH<  he  Ent>vickelungdes staatlichen RechtszufstandeR 
in  Deutschland  oder  historische  Begründung.  (Zweites  Buch.) 

II.  SystematisciierTheil: 

A.  Staatsrecht  der  Bundesstaaten  oder  Landesstaatsrecht. 

1.  Yerfassungsrecht  der  deutschen  Bundesstaaten. 

(Drittes  Buch.) 

2.  Kegiemngsrecht  der.  deutschen  Bundesstaaten. 

(\lertes  Buch.) 

B.  Oeffentliches  R^cht  des  deutschen  Bundes.  (Fünftes  Buch.) 


1. 

Vorbereitender  Theil. 

A«  Onmdsüge  des  allgemeinen  Staatareohte. 

(Pliilosophische  Jiegründung.) 

B.  Geßcliichtliche  Entwickelung  des  staatlichen  Bechta« 

znataudes  in  Deutschland. 
(Historische  Begriindung.] 
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Erstes  lüi|^iteL 

Begriö^  des  Staates. 

5.  25. 

?erf4br»  bei  der  fiegriffsbettiaiiiiiuig  des  Stutes. 

Jedennann  lebt  im  Staate  und  hat  eine  mehr  oder  minder 
klare  Vorstellung  vom  Wesen  desselben.  Sobald  aber  die  Aufgabe 
gestellt  wird,  den  Staat  Wissenschaft  Ii  eli  zu  btgreifen,  tritt  die 
grösste  Verschiedenheit  in  den  Ansichten  über  den  8taatsbegriff 
hervor.  Die  Zahl  der  verschiedenen  abwoit  hciuleti  Staatsdt  hni- 
tioncii  ist  sehr  groös  *;  eine  Aufzahlung  und  Kritik  derselben  wird 
hier  uiclit  l>»\ihsielitigt.  Es  kommt  hier  zunächst  nur  darauf  an,  die 
richtige  Methode  festzustcllon  ,  welche  bei  der  Begriffsbestimmuug 
des  Staates  eingehalten  werden  mus.s. 

Vor  allem  ist  darin  gefehlt  Avorden,  dass  man  den  Begrifi*  des 
Staates  a  priori,  auf  rein  phüosophisc hem  Wege  finden  wollte. 
Der  Staat  ist  eine  universalgeschichtliche  £rscheiiiiing,  ein 

I  )  Eine  Zusammenstellung  der  wich%sten  Staatsdefinttionen  giebt  H.  A. 

Zachariä,  B.  L  §.  12. -S.  36. 
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Begriff  dm  Staates.  1 17 

Uegenstand  histoiiacher  Eifahiung.  Die  ganze  Entwickelungs-r 
geacliiciite  der  Mouschlieit  geht  m  der  äussern  Fonn  des  Staates 
▼or  sich.  Wir  können  daher  zu  einer  kkren  üinsicht  in  das  Wesen 
des  Staates  nur  gelangen,  wenn  wir  von  den  geschichtlichen  That^ 
Bachen,  von  dem  ganzen  Beichthume  concreter  Staatserscheinüiigeu 
ausgehen  und  die  denselben  su  Grunde  liegende  vernünftige  Idee 
au&uchen.  Es  kommt  darauf  an>  in  der  ganzen  Fülle  der  ge~ 
schichthchen  Erscheinungen  das  Wesentliche  von  dem  Unwesent- 
lichen zu  scheiden.  Wir  dürfen,  nach  den  Regeln  der  Logik,  den 
Begriff  nicht  zu  w  ei  t  fassen,  indem  wir  wesentliche  Merkmale  bei 
Seite  lassen ,  aber  wir  dürfen  ihn  auch  nicht  ung'ehörio-  veren^cm, 
indem  wir  unwesentliche  Momente ,  als  wesentliche  Merkmale  des 
Begriffs,  in  unsere  Definition  aufiiehnifii. 

Audi  ist  ni(  lit  /u  vorkeuucu  ,  dass  es  den  liu.iiiiififaltijTeix 
Kichtim^^cn  des  .S!aat>l('])('iis  in  der  Vt'r;^aii«4f'iilitMt,  bei  demlit  K-li- 
tiiuiiic  tk'r  staafliclieu  iWj/iclmii^it't!  in  der  Cu»^en>vart,  bei  dof  uns 
noch  unbfkaunteu  Entfaltung;  zukuiiftii;(  r  Staatscntwic  kelungen, 
keino  Definition  (bv^;  »Staates  <;("ben  kann,  web  be  fiir  alle  Zeiten  und 
\  olker,  für  alle  Kulturstufen  durebaus  ers  •bnpfend  und  ric}iti<»^  ist. 
Uns  fi^ilt  es  iiier,  vom  Standpunkte  der  ^('f;einvai  ti';('n  europaiseben 
Gesittun<>: ,  die  wesentlieben  Merkmale  des  Staatsbe'jrifff'^  aulzu— 
suelien  und  <iiescibeu  zu  einer  wissenschaftlichen  Dchuition  zu- 
sammen zusteben. 

Ais  wesentliche  Merkmale  erscheinen  aber  folgende  Momente : 

§.  26. 

I.  Ubs  Meiigo  Tvn  leiisok«ii. 

Das,  was  uns  beim  ersten  Blicke  zunächst  entfj^e^'^entritt ,  ist 
eine  Men^^e  von  Menschen,  die  im  Staate  vereinit;t  sind.  Die 
ZaJil  der  IStaatsgenossen  in  den  ein/.ebien  Staaten  ist  freilieli  sehr 
verschieden.  Es  giebt  Staaten  von  vielen  ^Millionen,  andere  von 
wenijjfen  Tausenden.  YÄw  bestimmtes  Minimum,  etwa  von  10,000 
Mann,  ist  nicht  festzustellen.  Nur  so  viel  ist  klar,  dass  der  Kreis 
einer  blossen  Familie  übersehritten  sein  muss.  Die  Urfamilie  ist 
niclit  der  Urstaat,  sondern  nur  die  Grundlage,  der  Keim  des  wer- 
denden Staates  *.  Aus  der  Familie  eines  Erzvaters  oder  Patriarchen 


I  i  Dahlmann,  Politik,  saj^t :  >J)ie Urfamilie  ist  Urstaat,  jede  Familie, 
unabhängig  dargestellt,  ist  Staat.«  bies  ist  nicht  haltbar.  Die  Familie  ist  ihrer 
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kann  ein  Staat  «ich  entwickeln,  aber  eist  wenn  die  Familie  «oh  in 
eine  Reihe  von  Familien  verzweigt  hat,  wenn  die  Verwandt- 
schaft 2ur  Völkerschaft  geworden  ist,  wiid  eine  wirkliche 
Staatenbüdung  möglich. 

Was  beim  eisten  oberflfichfiehen  Anblicke  nur  als  eine  äusser- 
lich  vereinigte  Masse  von  vielen  Menschen  erscheint,  ist,  bei  tiefe- 
rer Betrachtung,  die  aus  Familien  gegliederte  Völkerschaft, 
Ohne  VÖlkerschaflt  giebt  es  keinen  Staat. 

§.  27. 
II.  Uadgebiet. 

Die  im  Staate  geeinigte  Völkerschaft  bedarf  eines  bestimmten 
Landgebietes.  Zum  Volke  gehört  das  I^and.  Schon  das  Wort 
»Staat«  weist  auf  einen  bleibenden  Zustand,  eine  gewisse  Sta- 
bilität hin,  welche  ohne  die  sichere  Grundlage  fester  Wohnsitze 
undeiik])ar  ist.  So  initrrsfheidet  sich  der  Staat  von  der  Bande 
der  Wilden,  von  der  Horde  wandernder  Hirten. 

Die  blosse  persönliche  Grundlage  der  Volksgenossenschaffc 
reicht  nicht  hin,  ein  dauerndes  Band  zu  bilden.  Ohne  Heimath 
zerstiebt  ein  Volk  in  seine  Atome.  Die  wandernden  gennanischen 
Stimme  der  Völkerwanderung  befinden  sich  in  einem  Ueber- 
gangs zustande  zum  Staate;  nva  diejenigen,  welche  blei- 
bende Wohnsitze,  wenn  auch  auf  fremdem  Boden,  fanden,  erhiel- 
ten sich  und  wurden  wirkliche  Staaten  ^. 

§.  28. 

in.  Organisches  demeinwesen. 
Auch  das  sesshafte  Volk  ist  an  und  für  sich  noch  kein  Staat ; 

Natur  nach  blos  ein  Hauswesen,  während  erst  mit  der  Commune  ein  Oe- 
meiaweseD  entsteht;  die  Commune  ist  ein  Complex  von  Famihen  ,  die  zu- 
sammenwohnen,  in  ihr  findet  sieh  »«bon  ein  Oegeneatx  zwischen  Gemeinwesen 
und  Hauswesen,  ein  trennendes  und  verbindendes  Princip,  wie  es  in 

jeder  Kechtsordnunj?  vorhanden  SL'in  niu«;':.  Die  Gemeinde,  nicht  die  Familie, 
ist  der  Urstaat.  Richtig  sagt  dagegen  \V  ni  t  ? :  »Aus  der  Familie  entwickelt 
sich  auch  der  Staat,  er  entsteht,  sowie  diu  iamüie  sich  zum  Volke  erweitert.« 

1)  So  gin^'en  die  Cimbem  und  Teutonen  uater,  weilea  ihnen  nicht  gelang,;^ 
von  den  Bömem  ein  Landgebiet  au  erwerben.  Die  wandernden  Gothen,  Van- 
dalen,  Sueven  wnrcn  1  mge  nur  wandernde  Stamme  unter  Königen  und  Häupt- 
lingen, Stauten  wurden  sie  erst,  als  sie  in  Italien,  GalUen,  Spanien  und  Afrika 
feste  Sitze  gewonnen  hatten. 
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dazu  gehdft  etat  die  Yesceui^ttiig  zu  einem  einhttdkheu  organischen 
Gem«iiiwe6eii.  Der  Stamt  ist  kein  MechanismuB«  keine  künstlich 
eingericliteee  Maschine S  «oadem  ein  lebendiger  Organis- 
mus, wo  jede«  Glied  nieht  bloe  Mittel»  sondern  2ugl^ch  Zweck 
iBty  um»  indem  es  zum  Besten  des  Ganzen  mitwirkt»  dusch  die  Idee 
des  Ganzen  wiederum  seiner  Stellung  und  Funktion  naoh  bestimmt 
zu  werden. 

Der  Staat  wird  zwar  von  seinen  Gliedern  getragen  und  gebil- 
det» ist  aber  ein  von  ihnen  unterschiedenes  Wesen»  eine  höhere 
Gesammtpersonlichkeit»  eine  moralische  Person. 

§.  29. 
I¥.  Obrigkeit. 

Nur  die  Menschen»  als  physische  Personen ,  haben  von  Natur 
schon  einen  Willen;  moralisf  he  T'ersonen,  wie  der  Staat,  bedürfen 
einer  Einrichtung,  wodurch  der  Gesammtwille  zur  Darstellung 
kommt.  Wenn  die  verschiedenen  Kräfte  und  Bichtungen  eine« 
Volkes  im  staatlichen  Organismus  vereinigt  werden  sollen»  so 
muss  der  Staat  auch  durch  einen  obersten  Willen  in  Einlieit  zu- 
sammengehalten und  geleitet  werden.  Dieser  Gesammtwille ,  der 
keineswegs  immer  auf  der  TJebereinstimmung  des  Willens  aller 
Theilhaber  ruht,  verkörpert  sich  in  der  Obrigkeit  oder  Staats- 
gewalt. Dem  staatlichen  Gesammtwillen  muss  aber  auch 
die  Gesammtkraft  zu  Gebote  stehen»  d.  h.  die  Staatsgewalt 

1)  Dies  ist  der  Standpnukt  der  ältem  Schule ;  so  sagt  s.  B.  Schldser: 
»Die  instructivste  Art,  Staatslehre  abzuhandeln  ,  ist ,  wenn  man  den  Staat  als 
eine  künstliche,  ü^eraii'?  zusammenjjesetzte  Maschine,  die  zu  einem  be- 
stimmten Zwecke  gehen  soll,  behandelt.«'  Dieser  mechanischen  Auffassung 
des  Staates  gegenüber,  ist  die  Betonung  sehiee  organisehen  Wesens  vpn 
grossem  Geiriohte.  Freilich  ist  mit  diesem  Worte  auch  grosser  Missbrauch  ge- 
trieben worden,  indem  die  naturphilosophische  Schule  den  Staat  als  ein  orga- 
nisches Gebilde,  nicht  im  Sinne  einer  vielseitigen  und  reichen  Einrichtung  mit 
einem  gemeinschaftlichen  Mittelpunkte,  sondern  aU  ein  netttrwUchsiges 
Ersengniss  der  Weltordnung  mit  einer,  dem  lebendigen  Weseo  ihn- 
liehen  Natur,  einer  Staatsseele  oder  xpvxi  betrachtet.  Auch  kann  von  einem 
mystischen  Zusammpnhangc  de'  Stnates  mit  dem  menschlichen  Organismus, 
sei  es  nun  dem  Iplnluhen  oder  geistigen,  nicht  dieKede  sein.  Kichtig  beaeich- 
net  dagegen  Wai  12  die  eigentliche  Natur  des- Staates,  wenn  er  sagt:  »Der 
Staat  erwSehst  als  ein  Organismus,  aber  nieht  nach  den  Gesetzen  und  fOr 
die  Zwecke  des  Naturlebens,  sondern  er  ruht  auf  den  höhern  sitt- 
lichen Anlagen  der  Menschen,  in  ihm  walten  sittliche  Ideep,  er  iut  kern 
natürlicher,  sondern  ein  ethischer  Organismus.« 
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miiss  eine  unwiderstehlich  zwing  ende  sein^  welche  den  Wider- 
stand der  Ungehoisamen  zu  brechen  vermag;  sie  muss  femer  eine 
höchste  oder  souveräne  Gewalt  sein,  welche  unter  keiner  an- 
dern menschlichen  Obergewalt  steht.  Dadurch  unterscheidet  sich 
der  Staat  von  andern  Gemeinwesen  untergeordneter  Art,  2.  B.  von 
einer  Land-  oder  Stadtgemeinde. 

In  allen  Staaten  ist  der  Gegensatz  zwischen  Obrigkeit  und 
Unter thanen,  zwischen  Regierung  und  Regierten  vorikanden, 
selbst  in  demokratischen  Staaten.  Ohne  Obr%kdt  giebt  es  nur 
Anarchie,  welche  die  Negation  alles  Stafitslebens  ist. 

§.  30. 
V.  ferfassug. 

Jedes  Gemeinwesen,  welches  auf  den  Namen  eines  Staates 
Anspruch  machen  will,  muss  eine  Verfassung  haben,  d.  h.  eine 
bestimmte  Form,  in  welcher  das  rechtliche  Yerhältniss  der  Obrig- 
keit zu  den  Unterthanen  festgestellt  und  die  Ausübung  der  Staats- 
gewalt geregelt  ist.  Ohne  Y er&ssung  ist  kein  Staat  denkbar,  wenn 
dieselbe  auch  noch  so  roh  und  unentwickelt  sein  sollte.  Nur  darf 
man  dabei  nicht  an  eine  geschriebene  Verfassnngsurkunde 
oder  eine  besondere  Verfassungsfonn ,  etwa  die  Repräsentativ  Ver- 
fassung, denken. 

§.  31. 
n.  Stsatiiweek. 

Eine  wissenscliaftlichc  Definition  des  Staates  v erlaubt  durch- 
aus auch  tlie  Angabe  des  JStaatszwcckes  Das  blosse  Merkmal 
der  souveränen  Obrigkeit  oliuc  Zweekbestimmuiif^  ist  durchaus 
ungenügend,  das  Wesen  des  Staates  zu  bezeichnen.  Die  bekannte 

1)  Stahl,  £d.  11.  S.  133,  vonMohl,  Eacykl.  S.  71:  »Es  wird  kaum 
einer  emethafi«»  Verthddigung  bedfirfen,  dase  beider  Begriffsbestimmung  de» 
Staates  ein  bestimmter  und  allgemeiner  Zweok  vorauagesettt  ist.   Das  V«r- 

hältniss  der  Obrigkeit  zu  den  Unterthanen  reicht  nicht  hin  für  den  Staatsbe- 
griff; die  Unterordnung  unter  die  Souvcränetät  ist  nur  die  formale  Seite, 
materiell  bestimmt  wird  sie  erst  durch  den  Zweck  dieser  Unterordnung.^ 
Die  Obrigkeit  mnss  nothwendig  ihr  Hecht,  zu  befehlen,  auf  einen  vernünftigen 
Grund  sttttsen.  Diese  Begründung  in  etwas  andern,  als  in  der  Verfolgung 
eines  gemeinsamen  Zweckes  zu  finden,  ist  unmöglich.  Ein  Befehl  ohne  einen 
bestimmten  Zweck  ist  rohe  Willkühr,  wo  nicht  Wahnsinn;  ein  Gehorsam  ohne 
Zweck  aber  Verläugnung  der  Persönlichkeit  und  der  sittlichen  Ptiicht.« 
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Defimtion:  nein  Verein  von  Menschen  unter  einer  höchsten  Ge* 
walt«  passt  ohne  Zweekungahe  auch  auf  eine  Räubeihande. 

Die  er»te  und  wichtigste  Au^be  des  Staaten,  seine  eigeut* 
liehe  spezifische  Mission  in  der  Wd^eschichte^  ist  die  Herstdhing 
der  Rechtsordnung  unter  den  Mensdien,  aber  damit  erschöpft 
sich  seine  Aufgabe  nicht.  Der  Staat,  als  die  leibliche  Gestalt  der 
Volksgemeinschaft,  macht  auch  alle  andern  Aufgaben  des  Volkes 
zu  seinen  Zwecken,  soweit  diese  einer  gemeinsamen  Förderung  be- 
dürfen (Totalität  des  Staatszwecks). 

Die  weitere  Auj>füiiiun<i^  und  Kechtfcrtiguiia-  unserer  Auffas- 
sung vom  iStaatäZwecke  wird  die  Au%abe  des  folgenden  Kapitels 
sein. 

§.  32. 

,  Beflnitlsn  des  Stutea. 

Diese  wcseiitliehcn  Merkmale  lassen  sich  nun  folgcndermassen 
in  eine  Definition  zusaiunicufassen  : 

Der  IStaat  ist  die  Yerpinigung  eines  sesshaften 
Volkes  zu  einem  o  rga  n  i  sc  }i  en  Gemeinwesen,  unter 
einer  höchsten  Gewalt  und  einer  bestimmten  Verfas- 
sung,  zur  Verwirklichung  aller  Gemeinzwecke  des 
Volkslebens,  vor  allem  zur  Herstellung  der  Rechts- 
ordnung. 

§.  33. 
Terwandt«  Begriffe. 

Nur  Gemeinwesen ,  bei  welchen  die  sämmtlichcn  aufge- 
zählten Merkmale  vorkommen^  sind  Staaten.  Vereine,  bei  denen 
auch  nur  eines  dieser  Merkmale  fehlt,  die  übrigen  vorhanden  sind, 
ergeben  die  dem  Staate  verwandten  Begriffe;  dahin  gehören : 

1.  dies.  g.  bürgerliche  Gesellschaft.  Darunter  versteht 
man,  besonders  seit  Schlözer,  eine  Vereinigung  von  Menschen, 
welche  alle  Merkmale  des  Staatsbegriffes  an  sich  tragen  soll,  abge- 
sehen von  der  Staatsgewalt.  In  der  Wirklichkeit  hat  aber  ein 
solcher  Zustand  ohne  Staatsgewalt  und  Staatsform  nie  bestanden, 
und ,  rU  allgemeine  Uebergangsstufe  von  der  Funiilic  zum  Staate, 
bleibt  t  i  eine  gehaltlose  Fiction  ^   Will  niun  dagegen  die  in  einein 


Ij  Gerade  in  diesem  Sinne  fasst  Schlö ze r  die  bürgerliche  Geseiischait, 
Allgem.  StaaUrechl»  Abschnitt  IV.  f.  17.  S.  63—78. 
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Staate  vereiiugte  Menschenmasse  an  und  für  sieh  betrachtet, 
also  abgeselien  von  der  Staatsform  und  Staatsgewalt»  als  bürger'» 
liehe  Gesellschaft  beseichnen  und  in  ihren  Coexistoncyer* 
hältnissen  beleuchten«  so  liisat  sieh  dagegen  nicht  nur  nichts  ein- 
wenden, sondern  eine  solche  Betiachtungsweise  kann  sogar  sehr 
fruchtfaringeiid  sein.  In  diesem  Sinne  findet  sich  in  jedem  Staate 
eine  büigerliche  Geeellschaft  mit  cigeuthumlichen  socialen 
ständen. 

2.  Die  Horde,  d.  Ii.  ein  \'erein  von  Menschen,  welcher  fast 
alle  Merkmale  des  Staates  an  sich  tragt,  aber  kein  hK  ibendes,  festes 
Landirebiet  besitzt.  Es  würde  den  einmal  feststehenden  Sprach- 
gebrauf  U  verletzen,  wenn  man  herumstreifenden  >i omadenvölkeni 
den  8taatsbe|^r!ff  znerkennen  ^\  ()llt(^ 

3 .  R  ä  u  b  e  r  b  a  n  d  e  n  und  Piraten,  wenn  sie  äusserlich  auch 
eine  staut«?  ähnliche  Ordnung  angenommen  haben  8olIte*n,  kann 
man  schon  deshalb  nidit  als  Staaten  bezeichnen,  weil  sie  den 
wichtigsten  Staatszweck,  HeisteUung  der  Rechtsordnung,  durch 
ihr  recht«;widriges  Gebahren  geradezu  verneinen.  Wohl  aber  kön- 
nen aus  Nomadenhorden»  wenn  sie  festes  Landgebiet  gewinnen^ 
aus  Räuberbanden,  wenn  sie  sich  allmählich  einer  bessern  Lebens- 

.  weise  zuwenden  und  ^er  höhern  Rechtsidee  huldigen  lernen, 
wirkliche  Staaten  werden. 

4.  Di  e  Q  e m ei  n  de  ist  der  dem  Staate  am  nächsten  verwandte 
BegriC  Btne  Stadt-  oder  Landgemeinde  ist  eine  Vereinigung 
einer  Menge  von  Menschen  zu  einem  dänischen  Gemeinwesen, 
unter  einer  Obrigkeit,  mit  einer  bestimmten  Verfassung,  auf  einem 
festen  Landgebiete ;  sie  unterscheidet  sich  nur  dadurch  vom  Staate, 
dass  die  Gemeindeobri^'keit  keine  hoc  liste,  souveräue  ist 
und  der  Gfiii)  Miilr/weck  auf  die  lokalen  IJedürfnisse  beschränkt 
bleibt.  I)<  nki  man  sich  daher  eine  (iemeinde,  die  sich  vom  Staate 
iosreisst,  deren  Obrigkeit  dadurch  von  selbst  zu  einer  höchsten  oder 
souveränen  wird,  so  8teht  der  Staat  mit  allen  seineu  Requisiten  ler- 
tig  da. 

§.  34. 

äatgsgsagesetxter  fie|;rif . 

Als  Gegensatz  des  Staatsbegriffes  hat  man  häufig  den  soge- 
nannten Na  t  Urzustand  hingesteUt*.  Man  yersteht  darunter  ein 


* 
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Zusammenleben  Yon  Men«dien,  welchem  alle^Reqm8ite  des 
StaatBbegriffes,  als  Obrigkeit,  Yerhssan^g,  gemeinsamer  Zweck, 
gänzlich  abgehen,  einen  Zustand,  wo  die  Menschen  regellos,  ohne 
jeden  Zwang,  nur  naeh  individneller  Willkubr,  nebeneinander 
hausen.  Man  hat  diesem  so  angenooimenen  Natursustande  die 
triUkulurlichste  Färbung  gegeben ,  indem  der  eine  ihn  für  einen 
Zustand  der  Sympathie  erklärte,  ein  anderer  für  ein  »Mftioi  ommum 
e$nira  anmeanL,  ein  dritter  für  einen  Zustand  der  Unschuld  oder  gac 
der  sitdichen  Vollendung. 

EJn  solcher  Naturzustand —  4iai  de  ntuktre  —  soll  dem  Staats- 
zustande —  etat  civil  —  vorausgegTangen  und  somit  der  ui-sprüng- 
liche  und  i'igt'iitliche  n h t ii rg cmäss e  Zustand  der  Mciiitldicit 
sein.  Es  lässt  sitli  aber  iiii^ends  r  s  c  h  i  c  h  1 1  i  c Ii  darthuii ,  dass 
dem  Staate  ein  solcher  Naturzustuiul  v()rausge<^Hn^''en  ist.  Was  man 
in  der  esc  h reib uug  ungebildeter  \  oiker  Naturzustand  nennt,  ist 
nur  eine  geringere  IStufe  der  Staatsthätigkeit.  Auch  zeugt  es  von 
einer  niedrigen  Auffassung  des  staatliehen  Lebens,  wenn  man  die- 
sen üngirten  s  t  a  a  1 1  o  s  e  n  Zustand  als  den  n  a  t  u  r  e  m  ä  s s  e  ii  der 
Menschheit  betraclitet.  Von  diesem  Gesichtspunkte  ausgehend, 
kommt  man  zu  K.  S.  Zaehariä's  geistreicher  Paradoxie,  den 
Staat  geradezu  fiir  «ein  l'  e  b  e  1 «  zu  erklären  oder  zu  P r  o u  dh o  n'  s 
Verkehrtheit,  wekber  die  8 taatlosigkeit  oder  Anarchie  als 
letztes  Ziel  der  Menschheit  betrachtet. 

Der  Staat  ist  Tie  Im  ehr  der  ä  e  Ii  t  menschliche  Zu- 
stand;  nur  Wesen,  so  Tollkommen  wie  £ngel  oder  so  niedrig  vrie 
Xhiere  kennen  ihn  in  ihmn  Zusammenleben  entbehren.  »Der 
Mensch  ist  das  Staatsgeschöpf  von  Natur.«  Die  An- 
nahme eines  Natursustandes  ist  nichts  als  ein  Behelf  der  Demon- 
stration ein  bewusstes  Absehen  vom  Staate,  um  ihn  demnächst 
in  Gedanken  frei  aus  der  menschlichen  Beschaffenheit  entstehen 
zu  lassen;  dagegen  fehlt  es  dem  Natursustande  durchaus  an  realer 
Wahfheit,  er  verhält  sich  sum-  Staate  lediglich  wie  —  a  tu 


1}  Der  eigentliche  Erfinder  desselben  ist  Hobbes,  seitdem  hat  er  eich  in 
der  Literatur  fortgepflanst.   Er  findet  sich  bei  Pufendorf»  Boueseau, 

Kant,  K.  S.  Zachariä  und  vielen  andern  und  steht  im  engen  Zusammen- 
hange mit  der  Vertragsthoorip,  welche  ihn  braucht,  um  aus  ihm  künstlich  den 
Staat  entstehen  zu  lassen  :  »ejceundum  est  ex  staUi  naturae.n 

2)  Dahlmann,  Politik,  S.  4. 
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§.  3:,. 

T«ric]iifld6&6  BeseichBiuiseii  lör  den  SUat 

Es  iflt  schliesslich  nicht  ausser  Acht  zu  lassen ,  wie  die  ver- 
schiedenen Volkor  den  Staat  benannt  haben.  Bei  den  Griechen 
füllt  die  Bezeichnung  der  Stadt  nnd  des  Staates  noch  zusammen 
{rr6li^ ,  indem  ihr  Staat  aus  dem  städtischen  Gemeinwesen  hervor- 
gegangen wai'  und  wesentlich  auf  d^  Umfang  einer  Stadt  be- 
schränkt blieb. 

Auch  bei  den  Römern  bezeichnet  r>ctvtt(m  zugleich  den  Staat 
und  die  Stadtücmeinde ,  hat  aber  dabei  eine  mehr  persöitlithe  Bc— 
zieliun«,'^  auf  die  iiürger  selbst.  Höher  i^teht  schon  die  andere  rö- 
misclie  Bezeiclimin;*  »res  jjuö/?'ca«,  weil  hier  nicht  hlos  eine 
JSladtgemeinde,  sondern  ein  ganzes  Volk  (res poptäi ,  res popu— 
licaj  zu  Grunde  gelegt  und  die  Bedeutung  des  öffentlichen 
Volkswohles 9  im  Gegensatze  zum  Privatinteresse^  hervorgehoben  ^ 
wird. 

Dem  Mittelalter^  welchem  der  Staatsbegiiff  in  Privatbe- 
rechtiguogen  fast  verloren  gegangen  war>  fehlte  für  denselben  auch 
das  entsprechende  Wort.  Erst  mit  der  Wiederbelebung  der  Staats-  ■ 
idee,  am  Sdieidepunkte  zwischen  Mittelalter  und  Neuzeit,  hat  sich 
in  den  modernen  romanischen  und  germanischen  Sprachen  der 
Ausdruck:  »Staat,  «teA»,  061^,  «Avfe«  eingefunden.  In  Deutsch- 
land scheint  sich  sogar  y  erst  seit  den  Zeiten  Ludwig's  XIII.  und 
Ludwig*8  XIV. ,  das  Wort  »Staat«,  in  Nachbildung  des  französischen 
etat,  eilig cb Ulbert  zu  haben.  An  sieh  bezeichnet  dieses  Wort  wei- 
ter nichts,  als  einen  Zustand  gaiiz  im  allgemeinen,  und  anfangs 
man  wohl  zur  näheren  Bestimmung  Status  rel  publicae 
hinzu.  Allmählich  aber  liess  man  diesen  Zusatz  hinwep:  und  brauchte 
das  Wort  »Staatu  ausjschlicssHch  für  deu  Staatszustand^  als  den 
wichtip^sten  menschlichen  Zustand. 

Mit  diesem  Worte  ist  ßir  die  modernen  Sprachen  eine  durch- 
aus entsprechende  Bezeichnung  gefunden,  welche,  ohne  alle  Ne- 
benbedeutung, auf  Staaten  von  jeder  Art^  von  jeder  Ghrösse  und 
jeder  Verfassungsform  passt.  | 

AQe  andern  Bezeichnungen,  welche  etwa  noch  daneben  vor- 
kommen, haben  eine  gewisse  spedelle  Bichtung,  wie  daa  Wort  I 


\)  Bluntsehli,  Allgemeines  Staatsrecbt.  B.  I.  S.  40,  Anmerkung. 
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Reich,  welches  nur  für  grosse  und  monarchische  Staatswesen 
passt  und  zwar  besonders  für  solche  gebraucht  wird ,  die  aus  meh- 
rern untergeordneten  Staaten  zusammengesetzt  sind,  wie  das  Wort 
»Macht«,  vtpuissanren  .  wobei  man  besonders  an  die  Heziehungen 
des  Staates  nach  au  ssen  im  Verkehre  mit  andern  Staaten  zu  denken 
pflegt.  Das  Wort  »Land«  bezeichnet  zunächst  die  dingliche  Grund- 
lage des  Staates,  das  Landgebiet,  wird  aber  auch  wolil  für  den  Staat 
selbst  gesetzt,  docli  liat  es  immer  eine  solche  territoriale  Neben- 
beziehung. Das  Wort  »Nation«  hat  meder  eine  besondere  Be- 
ziehung auf  die  gemeinsame  Stamm esgonossenschaft  der  im  Staate 
verbundenen  Menschen,  und  bei  »Volk«,  welches  in  IJeziehung 
auf  andere  Staaten,  im  v  ö  Ik  er rechtHchen  Verkehre,  bisweilen  für 
Staat  gebraucht  wird,  denkt  man  doch  immer  zugleich  an  den  Ge- 
gensatz von  Regierung  und  Regierten. 

Für  das  abstrakte  IJedürfniss  der  Wissenschaft,  welche  eine 
ganz  allgemeine  Uezeichnung  ohne  jede  specielle  Nebenbedeutung 
verlangt,  ist  das  moderne  Wort  »Staat«  von  ganz  besonderm 
Werthe.  '..i^*. >  ^f.t  fi^ 


'    Zweites  Kapitel.  '  ^^^^-^»^ 

Zweck  des  Staates  ^  .     .  .      '  •    *  * 
§.  36. 

Verschiedenheit  der  Aaffassnogen. 

Es  giebt  einzelne  Staatsgelehrte,  die  überhaupt  jede  Erfor- 
schung des  Staatszweckes  für  venverflich  halten,  weil  die  Staaten, 
nach  ihrer  Auffassung ,  eigentlich  gar  keinen,  wenigstens  keinen 
gemeinschaftlichen  Zweck  haben ,  oder  weil  die  Staaten  lediglich 
Selbstzweck  seien.  Das  erste  ist  die  Auffassung  Haller's, 
welcher  behauptet,  dass  man  den  Staat  für  etwas  WiUkühr- 
liches  halte  und  somit  ihn  »lästere«,  wenn  man  vom  Staatszwecke 

1)  Friedrich  Murhard,  der  Zweck  des  Staates.  Eine  propolitische 
Untersuchung  im  Lichte  unsers  Jahrhunderts.  Göttingen  1S32.  H.  Zöpfl, 
Staatsrecht,  I.  §§.  22—3:).  H.  A.  Zachariä,  B.  I.  §.  13.  S.  39  ff.  K.  S. 
Zachariä,  40  Bücher.  S.  147  ff.  K.  Maurenb  recher,  §.  22— 29.  Stahl, 
Rechtsphilos.  II.  S.  144  ff.  §.  3S— 4J. 
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tpreche  ^.  Das  «ndcare  ist  dex  Standpunkt  der  NaturphilosQ-^ 
phie  sie  betrachtet  den  Staat  als  »ein  natarwücheiges  ErBeBg- 
niss  dar  Weltordnung«^  welches  eben  keine  andeie  Aulgabe  haben 
könne»  nals  seine  oiganische  Stelle  im  Oigamsmas  des  Univenmns 
einscmehmeiM. 

Eine  denotige  Aiiffiwswng  mag  da  an  ihvem  Platze  tmn,  wo  es 
sich  um  physische Natureneugnisse  handelt»  äe  lat^ber  abge- 
schmackt und  unwürdig,  wo  Menschen  und  menschliche Binrich- 
tungen  in  Frage  stehen.  Eine  jede  denurtige  Einrichtung  muss  einen 
Zweck  haben,  also  einen  Zweck  für  MMischen ,  wenn  sie  durch 
menschliche  Kräfte  gebildet  und  gehandhabt  wird. 

Verstehen  wir  unter  8taat«zweck  den  vernünftigen  In- 
halt, die  höhere  IHestimmung  und  Aufgabe,  welche  durch  den 
Staat  verwirklicht  werden  soll,  so  iat  es  ein  Irrtlium  oder  eine 
Wortspu  lHrei ,  wenn  man  die  Existenz  eines  Staat szweekes  ver- 
neint. Ohne  Htaatszweek  würde  der  Staat  viebuclir  als  etwas  Ün- 
yernünftiges  und  G  edank  en  1  e  r- re  s  erscheinen  *. 

Andere  wollen  nur  keine  Aiifstelhinfr  eines  allgemeinen, 
auf  alle  Staaten  anwendbaren  Staatszweckes  zugeben,  sondern  be- 
haupten, jeder  Staat  habe  seinen  besondern  Zweck,  z.  B.  die 
Römer  die  Eroberung,  die  Indier  die  Religion,  die  Karthager  den 
Handel,  die  Engländer  die  politisc  he  Freiheit  u.  s.  w. 

Allerdings  treten  in  verschiedenen  Staaten^  zu  verschiedenen 


2)  Haller,  Reataur.  B.  1.  S.  470,  behauptet,  es  ezittire  gar  kein  g«- 

inelnschiftlifher  Staatszweck  ,  sondern  blos  ei  iie  M  en  ge  sehr  verschie- 
dener Privatzwecke:  »die  Wahrheit  i^t,  dass  die  Staaten  als  solche  gar 
keinen,  oder  doch  keinen  ge  ra ei  u  s  c  Ii  u  1 1 1  i  c  h  en  Zweck  haben«. 

Ii)  Diese  Kichtung  gipfelt  «ich  besonders  bei  Adam  Müller  in  seinen 
Eimnsnten  der  StaatekniMt,  wo  behaupte  inrd,  der  Staat  sd  ao  venig  ffir  den 

einzelnen  Menschen ,  als  dieser  für  den  Staat  da ,  sondern  es  seien  vielmehr 
beide  in  ung:pthp!ltt'r  Gemeinschaft  der  Ausdruck  eines  pöttlichen  Gedankens, 
sowie  die  Schnecke  nicht  für  die  Schaale  und  diese  nicht  für  jene  bestimmt  sei, 
•endera  beide  tneammen  die  Fona  dnee  Lebens  bilden*  In  gleieher  Weise 
oharaliLterieut  J^ohann  Jacob  Wagner  den  Staats  «der  Staat  hat  nicht  belie- 
bige Zwecke,  seine  eigene  höchste  Entwickelung  ist  sein  Ziel  und  der  Zweck 
des  vollendeten  Staates  ist  nur  der,  seine  organische  Stelle  einzunehmen  im 
Organismus  des  Universums«. 

4}  Jordan,  Lehrbucli  des  allgemeinen  und  deutschen  Staatsrechts,  §.33., 
•agt  t  »Wer  dem  Staate  gar  keinen  bee^mmten  Zweck  bu  Onmde  legt ,  nimmt 
ihm  sein  Wesen  und  seine  wahre  Bedeutsamkeit  und  behauptet,  dass  nicht  die 
Vernunft,  sondern  der  Zufall  odertfie  Laune  au  beetiromeo  habe,  vas  der  Staat 
sein  soll.« 
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Zeiten ,  aueh  ▼endiiedene  BeBtrobimgen  und  Richtungen  in  den 
Yofdexgnmd  aber  muk  darf  in  den  ^esohichtlidien  Encheinimgen 
die  allgemein  menseblidie,  übetail  sieh  g^eiehfoleibende  Beden- 
tung^  des  Staates  nicht  verkennen. 

Vor  allem  muss,  um  den  richtigen  Standpunkt  /u  ^rwinncii, 
unterschieden  werden ,  was  zum  Zwecke  eines  Staates  gemutht 
werden  kann  und  was  der  Zweck  des  Staate»,  seiner  Idee  nach, 
sein  BoU. 

Alles,  was  sich  durch  äusserliehe  Staatst^ebote  erreielien  und 
durch  die  vereinigten  Kräfte  von  Menschen  unter  einer  ilerrscher- 
gewalt  bewrken  IRsst,  kann  auch  willkührlich  als  Staatszweck 
angesetzt  werden.  So  kann  geschichtlich  manches  als  Staatszweck 
vorkommen,  was  Herrscher  oder  Völker,  nach  despotischer  Wül- 
kühr  oder  republikanischer  Laune,  znz  Aufgabe  ihm  Staaten 
gemacht  haben,  z.  B.  Plünderungs-  und  Eroberungskriege, 
Bau  von  Pyramiden,  Tempeln,  Palästen.  Aber  die  Staatslehre 
trifft  ihre  Zwec^kbestimmimg  nicht  nach  diesen  zufälligen  Launen 
von  Heirschem  nndVdlkem,  sondern  sie  sucht  in  dem  Gange  der 
Mensehengeschichte  nach  dem  tiefem  geistigen  Gehalte,  nadi  den 
Ideen,  welche  den  thatsächlichen  Erscheinungen  zu  Grunde^ lie- 
gen ;  sie  erhebt  sich  zu  einem  hohem  Gesetze,  nach  welchem  die 
Zwecke  des  Staates  f^^ewiihlt  werden  sollen®. 

Kiiieii  solchen  allgemeinen  Staatszweck,  in  welchem  die 
ganze  Aufgabe  des  Staates  ausi^esprochen  ist,  festzustellen,  hat 
sich  die  Wissenschat t  seit  langen  Zeiten  bemüht  und  ist,  bei  dieser 
s.  ^.  p  o  1  i  t  i  s  c h  e  n  T  e  1  e  o  lo  ^  i  e ,  zu  verschiedenen  Theorien  ge- 
kommen. Obgleich  die  Gelelirtcn  ihre  Ansichten  vom  Staats/wecke 
in  der  abweichendsten  Weise  bestimmt  und  in  den  manniglultig- 
sten  Ausdrücken  formulirt  haben,  so  lassen  sich  doch  alle  diese 
Theorien  auf  zwei  Hauptrichtungen  zurückführen;  nach  dereinen 
ist  der  Zweck  des  Staates  ausschliesslich  die  Geltung  des 


5)  Man  kann  dies  wohl  auch  den  besondcm  Ii  i  tori sehen  Staatszweck 
nennen;  die  Frage  nach  dem  historI<;chen  Zwecke  kann  nur  (hirch  die  Ge- 
schichte eines  Ijestimmten  Volkes  und  Staates  beantwortet  werden.  Mur- 
hard,  über  den  historischen  »Zweck  des  Staates«,  S.  19 — 3b.  Stahl 
a.  a.  O.  S.  149  t  »Allerdiogs  vivd  naeh  der  IndividualitAt  der  Zeitepoche  und 
doa  Volkes  diese  oder  jene  Bestrebang  vorherrschen ,  aber  devhalb  hat  der 
.Staat  doch  eine  sich  überall  gleichbleibend«  BedentuBg  far  das 
menschliche  Leben." 

6)  Fries,  Politik  oder  Staatslehre.  S.  64. 
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Bechtsges Otzes,  nach  der  andern  fällt  der  Staatosweck  mit 
dem  Zweeke  der  Menschheit  cumunm^. 

Die  letztere  Bichtung  geht  entweder  mehr  von  der  ma  t  eri  ei- 
le n  Seite  des  menschlichen  Daseins  ans  vmd  stellt  alsdann  O  lück- 
a  eligk ei  t,  -  W  o h I f  a  h r  t ,  allgemeinen  Nutzen  auch  als  Staats- 
Kwedc  hin  (Wohl&hrtstbeorie)^  oder  sie  halt  sich  mehr  an  die 
höchsten  . idealen  Angaben  der  Menschheit  und  erklärt  danach 
»sittliche  YerTollkommnung«  för  Staatszweck. 

Dmaxauch.  ci^eben  sich  drei  Hanpttheorien  vom  Staatszwecke : 
Iv  Theorie  des  Becht8gesetzes> 
II.  Wohlfahrtsthcorie, 
,  •.  V       IH.  Theoriedes  Sittengesetzes. 

Da  diese  Theorien  in  der  Wissenschaft  und  im  Leben  eine 
grosse  liedeutunj^  erlangt  liabeu,  SO  werden  dieselben  hier  kurz 
erörtert  und  geprüft  werdeil. 

§.  37. 

I.  Theorie  des  Recbtsseseties. 

Im  nothwendigen  Gegensatze  zu  dem  eingreifenden  und  will« 
kührlichen  Staatsdespotismus  der  vergangenen  Jahrhunderte  ent- 
.  stand  diese  Theorie  >  welche  Schutz  und  Sicherheit  der  Rechte  als 
ausschliesslichen  Staatszweck  liinstellt.  Diese  Ausschliesslichkeit 
des  .Bechtszweckes  wurde  schon  von  Pufcndorfin  Deutsdiland 
und  von  L  o  c  k  e  in  England  geltend  gemacht.  Zu  ganss  besonderem 
Ansehen  gelangte  diese  Theorie  aber  durch  Kant,  welchem  fast 
alle  Juristen  und  NatuiTcchtslchrer  folgten,  weshalb  sie  häutig 
geradezu  als  die  Kan  tische  Tlieoric  bezeichnet  wird. 

Der  Grundgedanke  dieser  Theorie  ist:  Jederniaiin  muss  seine 
natürliche  Freiheit  im  Handeln  soweit  b(>s(  Inünken ,  dass  die 
gleiche  äussere  Freiheit  seiner  IMitnicnscIien  daneben  bestehen 
kann.  Dies  ist  ein  \'ernunftgcbot  für  die  Coexistenz  der  Meuseheu. 
Da  aber  der  Mensch,  als  ziigleieh  sinnliches  Wesen,  nielit  minier 
dem  Gebote  seiner  V<Mnunft  gehorcht,  so  bedarf  es  einer  äussern 
Gewalt,  welche  ihn  im  Nothfalle  unter  dasselbe  zwingt.  Der  Staat 
ist  nach  dieser  Theorie  die  Zwangsanstalt,  das  Recht  zu 
verwirklichen.  Diese  Ansicht  wird  auf  die  verschiedenartigste 
Weise  ausgedrückt    bleibt  aber  im  Wesen  immer  dieselbe,  indem 

1)  Pufendorf:  »o<f  pacem  et  securüatem  communem«.  —  Böhmer: 
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sie  den  Staatszweck  einseitig  auf  die  Kechtsordnun^  be8chränkt. 
Das  Haupt  verdien  st  dieser  s.  <» .  Kiiiitischen  Theorie  bestelit  darin» 
dass  sie  der  individuellen  Freiheit  einen  bedeutsamen  Schutz  ge- 
währt ^  indem  $ie  den  Staat  auf  die  rechtliche  Sphäre  beschränkt, 
so  dassder  Einzehie,  unter  dem  Schutze  dieser  Bechtsanstalt,  seine 
geistigen  und  materielleu  Int  eressen,  ohne  alle  Jlevormundung  des 
Staates^  verfolgen  kann. 

Trotz  ihrer  grossen  Verdienste  um  die  individuelle  Freiheit, 
trotz  ihres  ehrenwerthen  Widerstände»  gegen  das  bevormundende 
Polizeiregiment  des  de^iUme  eckdri  f  muss  di^se  Theorie  doch 
wegen  ihrer  Unzulänglichkeit  und  Einseitigkeit  verworfen  werden. 
Am  engherzigsten  erscheint  sie  bei  denjenigen  Nuturreelitslehrem, 
Avelche  n  ur  8  e  Ii  u  t  z  des  E  i  ^  e  n  t  Ii  ii  ms  und  de  r  w  o  h  l  e  r  w  o  r  l»  e  - 
nen  Rechte  als  Aufgabe  <h-'s  Staates  ansehen  '^.  Ks  wsi  1  d  iln  i 
übei'sehen,  (Uiss  ja  das  Kigenlijuiu  uad  aUe  \\uhitrvvt>i  üciitjji  iu  i  hte 
erst  iMiU  r  dci  Mitwirkung  des  Staates  entstehen.  Ks  wird  ferner 
duln  i  das  Iii  rht  ifdos  Zusanimeulianges  mit  höliern  sittlir-licn  Ideen 
'•ntkieidet  '  und  «ier  Staat  zu  einem  '^jnristisehen  IJürgerverein«,  zu 
enicr  blossen  Asseeuranz,  zu  einer  »Seldözer'si  lien  »Hrandkassc«  er- 
niedrigt. Wo  eine  so  heseliriinkte  Auffassung  in  der  A\'irkHehkeit 
zur  Geltung  käme,  müsste  der  Staat  erstarren  und  verknöcliern  iu 
der  festgewordenen  Fositivität  aller  Lebensverhältnisse  und  schliess- 


»tuüorü  tw^  irmfmilioHB  vitae  gratia;   X.  lab  er:  »sUseittge  Sicherheit«. 

K..  II.  Heydenreich:  »unwiderstehliche  Erzwingung  zur  Unterlassung  des 
Unrechts".  Mellin:  »Sicherheit  der  lleehte  und  des  Eigenthums«. 
Schmalz:  »Siclierheit  der  angeboraeu  und  erworbenen  liechte  aller  Staats- ' 
genossen«.  Behr:  »Geltung  und  Sicherheit  des  Kechts  der  im  Staate  Vor- 
einigten«. K.  S.  Zaehariä:  »Sanktion  des  Rechtsgeseties  durch  eine  phy< 
sisehe  Gewalt «.  Aretin:  »allseitiger  Genuss  eines  festen  Kechtszustandes« 
u.  s.  yr.  Es  ist  unmöglich,  alle  diese  gleichbedeutenden  Redewendungen  zu 
erschöpfen.  Auch  diejenigen,  welche  «die  Freiheit«,  näudich  die  reeiit- 
liche,  oder  »dieBeschr&nkungderFrciiicit«,  nämlich  der  widerrecht- 
lichen» als  Staatstweck  ansehen»  kommen  nemlich  auf  dasselbe  hinaus. 

2}  Dies  ist  auch  die  Auffassung  von  Locke,  ireatüe  qfffommmmtt  §.  124  r 
»The preservation  of  property  hdug  ihe  end  of  gwemment«. 

3)  Am  weitesten  in  dieser  Loslösung  des  Rechts  von  der  Moral  geht  Al- 
mendingen (Darstellung  der  rechtlichen  Imputation.  Qiessen  1S03.  S.  4b}» 
welcher  behauptet;  es  könne  em  vollständig  blähender  BechtssusUnd  statt- 
finden und  der  Staat  könne  seinen  Zweck  vollstfindig  erreichen»  wenn  auch  alle 
Bürger  Teufel  und  die  Häupter  solcher  Teufelsstaaten  sdbst  lauter  Teufel 
wären!  Murhard  a.  a.  O.  S.  130. 


6}«tetn  (Ica  dcuUch«n  StMtmoliU. 
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lieh  am  mftrasmm  sefiiHs  zu  Grunde  gelten,  wie  das  weilaiid  »heüige 
römische  Reich  deutscher  Nationa 

■  Ift  jeder  Fovm  näd  AuH^BSung  bleibt  diese.Theorie  eine  £  i  n  - 
sei  tig  k  ei  i,  die  Herstellung  eines  geordneten  Becktszustan- 
des  «war  die  eiste  «md  imabweisUche ,  keineswegs  aber  die  einzige 
Bedingung  ebnes  vernünftigen  socialen  Gesammtlebens  ist.  Indem 
noch  i^  vielen  andern  Dingen«  als  in  den  Rechtsverletenngen, 
Ifindemisse  der  Temünftig«n  m^sc hlichen  EntwickeUing  liegen, 
welche  nur  durch  vereinte  Kräfte  besiegt  werden  kennen, 
wid  in-^  n<^ri£ren  von  aussen,  in  feindlichen  Naturgewalten,  in  tJn- 
ecfohrenheit  und  Bohheit  der  Bevölkerung ,  so'muss  der  Staet ,  da 
er  auf  eine»r  Fordemn^  Her  Vernunft  boniht,  auch  alles  Uebrinc, 
Wft!?  einer  vcniüuftij^cn  Kutwickcluiifif  entocuenstclit,  bcscitijifen  imd 
alle  Jietlin'^uu'^cu  einer  veinuntV^emUssen  uuil  J  uraanen  (Joöxistonz 
fönlern  und  pflegen.  Nie  hat  ein  le])«ju>kmftiyev  «Siaat  in  derAMrk 
liclikeit  sich  auf  die  einseifii^e  \'erf(>l^uni>-  der  lleclilssieherheit  he- 
scliränkt.  Ja,  je  mein'  ein  XoW  in  flerCi  vi  l  isation  ff>rts<'hrc  iUt, 
um  so  e!ir*!fhie{h'ner  fordert  es  von  der  Sut  ii  '^'"walt  eine  muiii  r  all- 
^(  iM  rvc  uud  umiäichtiger«^  l:'ördemiig  aller  Interessen  des  Gemelli'- 
lebeiis. 

§.  38. 
II.  Die  Wohlfdhrtstheorle. 

Biese  Theorie  setzt  den  Staatszweck  in  die  allgemeine 
Wohlfahrt:  inSälus  publica  w^ema  Uz  etio  *  U  Diese  anschei'- 

4)  In  »einem  letzten  Stadium  war  das  deutsche  Kcich  fast  nur  auf  einen 
gewissen,  freilich  sehr  unvollständigen  liechtssch  u  tz  beschränkt,  alle  an- 
dern Aufgaben  in  Bezug  auf  geistiges  und  materielies  Wohl  des  deutschen 
Volkes  überlieis  es  den  Territorialgewalten,  daher  der  geringe  Zusamroenhaiig 
desselben  mit  Im  Volksleben,  daher  sein  vom  deutschen  Volke  fast  nnbe> 
merkter  und  unbetrauerter  Untergang. 

1)  Die  Formeln  der  Bezeichnung  sind  auch  hier  sehr  verschieden:  nutili- 
taiis  comvmuis  caussau  (Grotiuä),  ^zur  Glückseligkeit  der  Menschen« 
(Aohenwall,  Sturm,  Hofbauer),  »zum  allgemeinen  Wohl«  (Sehlö^ 
/.er),  »zur  Vervollkommnung  des  Nationalwohlstandes ' ,  zur  Annehmlieb- 
keit  des  Lebensff,  »zur  Förderung  dos  Ackerbaues«,  »zur  Förderung  der  Bevöl- 
kerung« u.  s.  \Y.  M  a  u  r  e  n  b  r  e  c  h  e  r  a.  a.  O.  §.  25.  Bei  Einzelnen  werden 
Ausdrücke  gebraucht,  die  es  zweifelhaft  niaclien,  ob  man  nicht  einen  Schrift- 
Steiler  mehr  der  dritten  Theorie  sttreehnen  soll,  z.  B.  »zur  Förderung  der  Hu- 
manftittr*  Uebrigens  sind  die  Leonen  der  Wohlfahrt  und  des  Sittengesetzes 
keineswe^r"  s?charf  getrennt;  so  setzt  schon  Aristoteles  den  Staatszweck 
in  die  Glückseligkeit  [xov  tv  Cn>'  ^fixa],  bezüglich  die  Tugend  der  Einzelnen. 
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nend  höcliBt  meiKBch'enfreundliche  und  wohlwollende  Ansicht  hHlt 
indessen  eine  strengere  Prüfung  nicht  aus.  Vor  allem  ist  sie  völlig 
unbestimmt  und  unklar.  Das  öffentliche  Wohl  ist  ein  vager 
.Bt^gri^V  «iöe  lee.rie  Formel,  denn  er^t  wenn  man  sagt ,  wonn  es 
bestehe  und  was  es  ©ifoidere,  werden  uns  dir  Staatszwet  ko  selbst 
-(^fenannt.  Es.istnichb*  anders,  uls  das  (u'deiheii  des  j>esells<lmt't- 
li<dien  Zweckes,  also  keine  l'estiiiiiiiiniL;  des  /Aveekes  selbsl.  \  er- 
sti^t  mam  aber  unter  (i{f(Mil]l<  heni  die  (Uiiekscliukeit  oder 

das  Wold  sü  ni  n»  1 1  i  eil  e  r  Sta;i(so(']iossen  ,  so  ist  di«»  Hestiiinnuii;;- 
eben  so  uu-uJlbar.  Woltlfahrl  oder  (iliiekseliokeit  eines  Ein/einen 
ist  der  Zustand  vollkoniuieiier  IieiViedi^imu  aller  seiner  Bedürf- 
nisse, Neij^unnen  un<l  \\'ünsehe.  Wird  nun  <lieso  Wublfahrt  der 
einzelnen  Staats^cnossen  zum  Staats/weeke  «gesetzt,  so  beisst  dies, 
das.s  der  Staat  dazu  da  ^  ??)  soll,  die  i^c^samniteu  Wüusebe  seiner 
Glieder  zu  erfulb  ii.  Da  aber  die  Glückseligkeit  auf  der  i  n  d  i  vi- 
duellon  Subj  e  k  1  i  V  i  t  ii  I  eines  jed''in  bpnibt ,  ikkIi  ilir  sieb  ins 
Uneiidiicbe  modib<  irl ,  und  es  dafür  selileciiterdinf^s  keinen  allf^e- 
lüeinen 'äussern  Erkenntnissgrund  giebt,  so  ist  eine  feste  dureb- 
'^Hngige  Besdmmunu  dessen,^  was  die  Wohlfehrt  der  einzelnen 
i^ür*; er  ausmache,  durchaus  unmöglich.  Am  allerwenigsten  lässt 
sich  annehmen ,  dass  eine  Monge  freier  menschlicher  Wesen  dazu 
zusMinmenstimmen  könncj  sich  zwingen  zu  lassen  >  auf  die  Art  wie 
eip.  anderer,  etwa  der  Regent ,  gerade  die  Glückseligkeit  sich  vor- 
jltaLlt,,  glückUch  zu  sein.  Ein  Staat,  welcher  seine  Bürger  selbst 
duTf^  Zwang  glücklich  machen  will  ^  opfert  das  individuelle  Wohl 
d<^^ben;  einem J^hantom,  welches  Gemeinwohl  heisst,  im  besten 
falle  aber  niü-  das  Wohl  der  Maj  oritä^,  oft  nur  das  einer  mäch- 
j^i^^.^^i n d er h ei t  oder  eines  cinzclneu  Machthabers  ist 


2)  Kant  sagt  sehr  richtig:  »Man  sieht  ofl'enbar,  was  das  Princip  der 
Glückseligkeit  im  Staatsrechte  für  Böses  anrichtet,  auch  bei  der  besten  Mei- 
nung, die  der  Lehrer  dabei  beabsichtigt.  Der  SonTerän  will  das  Volk  »ach 
seinen  Begriffen  glflcklich  machen  und  wird  Despot,  das  Volk  will  sich  den 
ulli;ciTjeinen  Anspruch  auf  eigene  Glückseligkeit  nicht  iiehmen  laf^isen  und  wird 
liebell.«  Ebenso  urtheilt  K.  8.  Zachariä  (Erziehung  des  Menschenge- 
sekleehtes  durch  den  Staat,  S.  159} :  »Das  System,  nach  welchem  Olttckselig- 
keit  oder  die  Erreichung  aller  menschlichen  Zwecke  zum  unmittelbaren  End- 
zwecke  des  Staates  erhoben  wird,  ist,  so  sehr  es  auch  allen  Wünschen  der 
Menschen  zu  entspreclieii  scheint,  dennoch  der  eigentliclie  Feind  aller  Cilüek- 
seligkeit  (welche  authört,  sobald  sich  ein  anderer  das  liichteramt  darüber  an- 
masat)  und  die  Quelle,  woraus  der  Bespotumus  von  jeher  BeschOnigungs- 
grOnde  schöpfte.« 
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Wenn  diese  Theorie  also  dem  Staate  eine  unmög^liche  Auf- 
gabe stellt,  weil  er  weder  im  Stande  ist«  das  Wohl  seiner  säromt- 
liehen  Theilbaber  zu  erkennen  >  noch  es  zu  verwiiklichen»  so  ist 
sie  auch  deshalb  Terweiflich,  weil  die  Gluckseligkeit,  die  blos  den 
Zweck  des  sinnlichen  Theiles  der  menschlichen  Natur  aus- 
macht, weder  der  höchste  Zweck  des  Menschen,  noch  des 
•Staates  sein  kann. 

Die  sclilimmste  Seite  dieser  Tlieorie  liegt  aber  in  ihrer  prak- 
tischen Gefährhelikeit,  indem  sie  nicht  den  ^erin^^sten  Schutz 
gewährt  gegen  Verniclitun«^:  der  individuolh^n  Freilieit  nnd  jecier 
Zwingherrschaft  Tliür  und  Tlior  ötinet,  unter  dem  Yorwandc,  und 
selbst  vielleicht  bei  der  Absicht,  das  allLi  'hk  iiu»  Glück  herzustel- 
len. Diese  Theorie  war  daher  recht  eij^entiich  im  v(m'^en  Jahr- 
hunderte die  otßcielle  Theorie  des  a  u  f  g  e  k  1  ä  r  t  e  n  Despotis- 
mus, welcher  den  Untcrthanen  Kaffeetrinken  verbot  und  Kartof- 
felbau befahl,  wie  der  französischen  Revolution,  deren 
»Wohlfahrtsausschuss«  schliesslich  das  Gemeinwohl  darin  sah, 
möglichst  viel  Köpfe  herunterzuschlagen 

§.  39. 

III.  He  TbMris  des  SKtoigesebes. 

Die  Theorie  des  .Sitten«^esetzes  ^cht  von  dem  Oedanken  aus, 
dass  die  höchste  Aufgabe  des  ^leuschen  Vervollkommnung 
seiner  Persönlichkeit,  bosfmders  in  sittlicher  und  religiöser 
JieziehunüT  ist  («Ihr  sollt  volikonimeu  werden,  gleichwie  Euer  Va- 
ter im  Ilunniel  v(dlk(aunien  ist«).  Da  nun  der  Staat  die  höchste 
und  allgomeinste  ^'ereini^nng  der  Menschen  sei,  so  könne  er  ver— 
nünftii^er  Weise  keinen  andern  /weck  haben,  als  den  der  Mensch- 
heit selbst,  d,  h,  die  Verwirklichung  des  .Sittengesetzes. 

Diese  Autfassungsweise  vom  Staatszweckc  hat  scheinbar  etwas 
Erhabenes,  aber  sie  verkennt  das  Wesen  des  Staates;  sie  absorbirt 
das  ganze  menschliche  Leben  und  Streben  im  Staate  und  lässt  we^ 

3)  In  den  Constitutionsurkunden  aus  dieser  Zeit  wird  diese  Theorie  ge- 
radesu  officiell  saiiktionirt;  «o  wird  in  der  firanBösischai  Constitution  vom 

24.  Juni  1793  die  allgemeine  Wohlfahrt  für  den  Zweck  des  Staates  er- 
klärt Mit  Recht  fragt  Schmalz  (natürliche«  Staatsrecht ,  1 794 ,  S.  38) :  »Ul 
das  etwa  zum  Wohle  des  istaates,  dass  der  üeneralpäcliter  uuspfBiidet,  oder  das« 
der  Jakobiner  guillotinirt ,  konfiscirt,  plündert,  den  üoltesdienst  verbietet?« 
Man  erinnere  nioh  auch  an  den  furchtbaren  Wahkpruch  Marat'as  mutretkai 
mtMTw,  abeat/ortuna  m^rbü!« 
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der  der  Kirche,  noch  der  freien  individuellen  Eniwickelung  nehen 
dem  Staate  den  gebiihvciulon  Spielraum.  , 

Die  f^össtc  Gefahr  dieser  Tlieorie  liegt  aber  in  ihrer  Unsicher- 
heit und  Unbestiniintheit.  Je  nadi  der  Ver.scliiedenheit  des  philo- 
sophischen oder  religiösen  Standpunktes  wird  das  sogenannte 
Sittengesetz  versdiieden  aufgcfasst  und  der  Einzelne  wird  dann 
unter  diese  allgemeine  Auffassung  gezwungen. 

Da  die  sittliche  Vervollkommnung  nur  Zweck  und  innere  Auf- 
gabe des  Individuums,  nur  Sache  der  Gesinnung  sein  kann,  so  stellt 
diese  Theorie  dem  Staate  eine  unmögliche  Aufgabe.  (»Das 
innerste  individuolle  Lebendes  Menschen  aufzufordern ,  ist  ewig 
nur  Sache  (jottes,  niclit  menschlicher  Hen'schaft«,  Stahl.) 

Der  Staat  ist  allerdings  ein  sittliches  Gemein wesen ,  in- 
dem er  in  letzter  Instanz  den  höchsten  sittlichen 
Ideen  dienen  soll.  Kein  Staat  kann  bestehen,  welcher  nicht 
von  sittlichen  Ideen  getnigen  winl.  Aber  er  realisirt  diese  sitt- 
lichen Ideen  nur  in  negativem,  beschränktem  Umfange. 
Die  volle  positive  Uealisirung  der  sittlichen  Ideen  ist  Sache  der 
Freiheit  des  Einzelnen  und  eines  sittlichen  Gemeingeistes. 

Die  Ansicht ,  welche  die  volle  VerAnrklichung  des  Sittenge- 
setzes zur  positiven  Aufgabe  des  Staates  macht ,  betrachtet  den- 
selben als  eine  sittliche  Erziehungs-  und  Mevormundungs- 
anstalt,  wo  der  Mensch  nicht  nur  mit  seinen  äussern  Ilaud- 
liuigcn,  sondern  audi  mit  seinem  inncrn  Leben  unter  die  Staats- 
controUe  gestellt  wird,  eine  Vernichtung  der  individuellen  Freiheil, 
welche  in  die  Einseitigkeit  der  antiken  Tlieokratien  zurückfällt  und 
der  gennanischen  und  christlichen  Auffassungsweise  des  Staates 
sehn urs t rack s  wi  d er s  j )ri ch t . 

Der  Staat  kann  keinen  Zw(M  k  haben ,  welcher  mit  der  sitt- 
lichen Freiheit  des  Menschen  im  Widerspruche  steht.  Der  Bürger 
soll  dem  Staate  jedes  Opfer  bringen ,  nur  nicht  seine  höhere  Be- 
stimmung, welche  von  seiner  individuellen  Freiheit  unti-ennbar  ist  *. 

•  •  Anmerkung. 

Diese  Theorie  lag  allen  Theokraticn  des  Orients  zu  Grunde, 
welche  den  Menschen  in  seinem  ganzen  innern  Wesen  bestimmen, 

4)  Dahlmann,  Politik,  §.  10:  »Der  seiner  höhera  Bestimmung  getreue 
Mensch  bringt  dem  Staate  jedes  Opfer  der  Person  und  des  Eigenthums,  nur 
nicht  das  Opfer  seiner  höhern  Bestimmung  selbst. « 
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ihn  religiös  und  moralisch  behen sehen  wollten.  Eine  Trennung  von 
Recht,  Staat,  Sittlichkeit  und  Religion  war  hier  noch  nicht  vollzogen, 

wie  dien  bis  auf  den  lieutii;cn  T;ig  bei  den  Staaten  des  islain  noch 
nicht,  ge.sehelien  ist  und  jede  freilu.  it  lirlie  uii<l  vei-i'>is>e.i!i:snK':ss:i;e  Knt- 
^viekelun^  l)ei  dicbt-u  Völkern  b':^  j'-li^l-  uii:n<"i;^iif  h  geniaelu  liat.  \VaH 
die  Staaten  des  Orients  in  theokratisch-hierarchischer  Weise  aujslreb- 
ten ,  steckten  sich  die  antiken  Republiken ,  besonders  Griechenlands, 
in  weltlich-politischer  Richtung  zum  Ziele.  Je  mehr  man  in  den 
Geist  des  alt^vleclilschrn  Stautsw  csens  eindringt,  um  so  mehr  Wird 

man  finden,  (b-iss  d.is  Slvebeii  der  Sl.'ia!s<^re.s(.t/j^-eli(-r  dort  in  e^Inc^ln  vur- 
7:üfjliel^cn  (irade  darauf"  ueTle]it(-t  war.  di  tu  S'a,:tp  eine  wirkliehe 

Kr/-le)innu'sanstali  zii  nun  Iren  ,  rreilieli  in  andere  r  ^^'eise  im  Inutern. 
Ivuuitllrohea  Athen,  aiü  iju  l^kurgiöcbcn  Si)ariu.  Der  l'üiitlk  des  I'lato 
und  Aristoteles  liegt  dieselbe  Anschauung  zu  Grunde,  Kach  dieser 
Theorie  ging  der  Mensch  im  Bürger  unter»  der  Staat  war  das  sitt- 
liche Umvcrsum.  Gerade  das  Christenthum,  indem  es  die  per- 
sönliche AVilrdc  des  Menschen  cnij)()rliob  und  den  ]\rcnse]ien  lieber 
stellte  als  den  Jiriri^er.  hat  ^or  ulK-ni  dazu  beii^^oi ra;^en .  den  Ansiebten 
der  Neuem  über  die  Zwcelve  des  Staates  eine.  \ou  denen  der  Alten 
durchaus  abweichemle  UiehtnnL;'  zu  ^ebi  n.  Diese  erhabene  Ansiciit 
vom  Menschen,  welche  den  Alten  üemd  war,  macht  die  innere  sitL- 
liehe  Welt  zu  einem  Heiligthume ,  welches  nur  durch  freie  Sclbstent- 
Schliessung  und  den  Willen  Gottes,  nicht  durch  eine  äussere  Gewalt 
bestimmt  werden  soll.  Mit  diesen  christlichen  Ideen  stimmte  die 
ursjirüni^Iiche  Nationaiauirassniiif  der  i^^  e  r  m  a  n  is  chen  Völker 
überein,  welclie  von  jeher  die  Freilieil  des  Individuums,  der  einzelnen 
Kreise  und  Kür])urati<)nen ,  dem  Staate  <i;e.ü:enfibeT ,  aufs  bi  st  ininitesle 
betont  hatte.  Will  mau  einmal  von  einer  c  h  r  i  s  1 1  i  c  h  -  ^  e  r  m  a  n  i  - 
sehen  Staatslehre  reden,  so  ii>t  gewiss  ihr  erstes  Postulat,  dasü  die 
Grenzen  der  Staatswirksamkeit  scharf  bezeichnet  und  eingehalten 
werden ,  dass  der  Staat  die  Freiheit  der  sittlichen  und  religiösen  Ent- 
wickelun«?  anerkenne  und  weder  der  Sphäre  des  IndiTidaums^  noch 
der  Kirebe,  zu  na^ie  trete,  mit  einem  Worte,  dass  das  Moment  der 
Aeusscrliehkei  t  in  der  StaatstliatiL;keit  Cestiiehalien  werde.  T'n- 
ter  den  Nc\iern  ist  lle^el  am  meisten  w  ieder  zur  antiken  Autiassunj^ 
zurückgekehrt ,  indem  er  die  V  e  r  w  i  r  k  1  i  c  h  u  n  g  der  s  i  1 1 1  i  e  h  e  n 
Idee  zum  Staatszwecke  macht  und  vom  Staate  sagt :  er  ist  der  ^.itt- 
Uche  Geist,  als  der  offenbare,  sieb  selbst  deutliche  substantielle  Willea* 
Obgleich  bei  Ile^'cl  Moral  und  Sittlichkeit  bekanntlich  nicht  identisch 
ist  und  die  "chlu  it  einen.objektivem  Cliarakter  hat,  so  wird  doch 
auch  von  ilun  dem  Staate  eine  zu  weit  f^tdiende  unmöglielic  Aui'^abe 
gesteckt,  nändieli  tias  Sitfent:csetz  in  seinem  <.^^anzen  Vmfaiigc  durch 
seine  inunerliin  1)]os  äusst  rb'ehen  Mittel  herzustellen.  Trotz  der  ijross- 
artigen  Eigeuthümliehkeit,  der  licgel  tiehen  Entwjekelung  bleibt  auch 
hier  der  Krebsschaden  diraer  Theorie,  die  unnatürliche  All- 
macVt  des  Staates  und  die  Zerdrfickung  der  freien,  in^Tiduellen 
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Sphäre ,  ungelieilt.  So  kommt  Hegel  zu  einer  Apotheose  des  Staa- 

.te&(>»die  Idee  des  Staates«  ist  ihm  »der  wirkliche  Gott«,  der 
Staat  ist  »göttlicher  Wille,  als  gegenwärtiger,  sich  zur  wirklichen 
Gestalt  und  Organisation  einer  Welt  entfaltender  Geist /u  einer 
Verschlingung  dos  ganzen  menschlichen  Strebens  durch  den  Staat, 
vras  mit  der  tiefinnerlichen  Lebensauffassung  des  Christcntluiuis  und 
deiA  individuellen  Freiheitsgefühle  der  Germanen  im  schneidendsten 
Widerspruche  steht. 

§.  40. 

AUK^ttgti  aber  Mhut  begreaite  BestiinmaBg  des  &taatsxweeke8. 

Die  bisher  exorterten  Theorien  verwaifen  vrit,  theils  weil  sie 
zu  einseitig,  theils  weil  sie  zu  unbestimmt  waren. 

Bei  einer  richtigen  Bestimmung  des  Staatszweckes  sind  daher 
zwei  Momente  besonders  zu  beachten : 

1)  der  Staatszweck  darf  nicht  einseitig  beschrankt  werden,  wie 
bei  der  Kant*schen  Kechtstheoric,  vielmehr  miiss  der  Staat  in  der 
Allseitigkoit  und  dem  Keichthumc  seiner  Jk'zieluingen  erkannt 
werden, 

?)  der  Staut  darf  die  iiulividuelle  Freiheit  der  Einzelnen, 
"welche  eine  noth wendige  liedinüunL!:  ihrer  vernünftigen  En f-^' icke- 
hing  ist,  nicht  vernichten,  sondern  muss  sie  schützen  und  aner- 
kennen. 

Stellen  wir  die  Fmgc:  was  soll  in  einem  gebildeten  Staate 
vernünftiger  Weise  der  Zweck  des  Staates  sein?  so  müssen  wir  bei 
der  Beantwortung  davon  ausgehen,  dass  der  Staat  die  gröbste  Ver- 
emigung  unter  Menschen,  die  Einheit  des  bürgerlichen  Lebens 
unter  den  Formen  der  VolksTeriassung,  oder  wie  Savigny  sagt, 
die  Form,  die  leibliche  Gestalt  der  V&lksgemein- 
schaft  ist.  In  dem  Staate  soll  also  die  Totalität  des  Yolks^ 
lebens  zum  natürlichen  Ausdrucke  kommen Der  Staat  ist  keine 


.  1)  Die  Totalitit  des  Stsatezweekes  wird  geltend  gemacht  von  Stahl, 
llecbtsphilosophie ,  II.  §.  39»  S.  150:  »Demgeniäss  umfosst  die  "Wirksamkeit 
des  Staates  die  Totalität  des  menschlichen  Gemeinlebens.  Er  ist  nicht  ein 
Verein  für  ein  Ziel,  sondern  schlechthin  der  Verein  für  das  Ziel  der  Geiöein- 
schaft.  Unter  sein  Bereich  fallen  daher  alle  Yerfailtnisie  und  Ziele  des 
mensehliehen  Lebens.«  Mit  besonderer  Klarheit  ist  diese  Allseitigkeit 
des  Staatssweckes  auch  längst  vorher  von  Fries  hervorgehoben  in  seiner 
Schrift  »vom  deutschen  Bunde  und  deutscher  Staatsverfassung«,  Heidelberg 
tStß  (2.  Auflage  1831),  in  seiner  »Politik  oder  phüosophischen  Staatslehre«, 
S.  Ü2  ff. 
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>raKrhine,  welche  einer  ausser  ihr  liegenden  Person,  etwa  einem 
fremden  Volke  oder  Machthaber,  dienen  soll.  Der  Staat  ist  ein 
wohlgegliederter  Organismus,  aber  kein  Naturerzeugniss ,  kein 
Mensch  im  Grossen  mit  einer  geh einnüss vollen  Staateseelc  und 
einem  mystisehen  Selbstzwecke,  er  ist  eine  Einrichtung,  welche 
die 'Menschen  nothwendig  zur  Erreichung  ihrer  Zwecke  bedürfen, 
er  ist  durch  die  Menschen  und  für  die  Menschen;  seine  wahren 
Zwecke  können  daher  nur  die  wahren  Zwecke  der  einzelnen  im 
Staate  lebenden  Menschen  sein. 

Die  Bestrebungen  des  verständigen  Menschen  lassen  sich  auf 
folgende  drei  Grundrichtungen  zurilckföhreji : 

1;  Wirthschaftliches  L-eben,  worin  der  Mensch  seine 
ThUtigkeit  auf  die  Süssere  Natur  richtet,  um  ihr  Güter  abzuge- 
winnen und  sieh  gegen  ihre  uachtlieiligen  Einflüsse  zu  schützen  — 
Zweck  W  o  h  1  s  t  a  n  d , 

2  Gesellschaftliches  Leben,  worin  die  Menschen  ihie 
Verhältnisse  zueinander  verständig  ordnen  —  Zweck  ist  Ord- 
nung, bcijondcrs  Recht, 

3i  liil  un^  sieben,  worin  der  Mensch  seine  Thätigkeit  :nif 
sich  selbst  riclitrt,  auf  seine  N'ervollkomninuug  —  Zweck  ist  {Bil- 
dung, d.  Ii.  niclit  blos  Aufklärung ,  sondern  an  höchster  .JSteüe 
sittliche  und  religiöse  Entwickelung. 

Alle  diese  Zwecke  des  menschlichen  Lebens  fallen  auch  in 
das  Bereich  des  Staates.  Es  ist  kein  Grimd  vorhanden ,  warum 
einer  dieser  Zwecke  von  der  Aufgabe  des  Staates  willkiilulich  aua- 
geschlossen werden  sollte,  alle  Momente  des  menschlichen  Lebens 
gehören  mit  zur  Aufgabe  des  Staates ,  sie  sind  so  eng  verbunden, 
dass  sie  gar  nicht  willkührUch  von  einander  getrennt  werden  kön- 
nen* Wir  nennen  daher  auch  als  Zwecke  des  Staatslebens  Recht, 
Bildung  und  Wohlstand. 

Das  Recht  und  die  Gerechtigkeit  ist  die  vornehmste  Au%abe 
des  Staates,  seine  spedflsche  BÜssion  in  der  Weltordnung.  Ge-^ 
rechtigkeit  ist  die  philosophische  Idee  des  Staates^ 
der  höchste  gebietende  Gedanke;  auch  steht  die  ganze 
gesellige  Ordnung  am  Ende  immer  unter  den  Formen  des  positiven 
Rechts.  Auch  für  Bildung  und  Wohlstand  kann  die  Leitung  und 
Herrschaft  des  Staates  nur  rechtlicher  Art  sein;  d.  h.  der  Staat 
kann  diese  Aufgaben  nicht  weiter  verwirklichen,  als  es  dun  Ii  er- 
zwingbaie  Gebote  und  äussere  Austalteu  mögUch  ist. 
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Erkennen  wir  diesen  blo8  Kusserltchen  oder  rechlichen 
Chamkter  der  Staatswirksamkeit  an ,  '  so  sind  damit  -  auch  die 
Schranken  gezogen ,  wodurcli  die  Freiheit  der  individuellen  Ent- 
wickelunp:  p:e<^en  die  Staatsmacht  geschützt  wird. 

So  l'.iij' it ,  nach  unserer  Ansitlit ,  alle  jene  drei  (Grund- 
richtung e  11  d  e s  Iii  e  11  s  (•  Ii  Ii  e  h  e  ii  ] .  e h  e ii s  in  das  liereich  de« 
»Staates,  uher  n  i  e  Ii  t  in  j  e  d  e  r  I>  o  z  i  e  h  u  n  g  ,  sond^MU 

erstens  nur  soweit,  als  es  Zwecke  des  G  em  e  i  n  1  eb  ens 
sind.  Nicht  die  Totalitat  des  nienscb Hellen  Lebens,  sondern  die 
Totalität  des  mensclilichen  Gemeinlebens  ist  Saclie  des  Staaten. 
Der  Staat  erfüllt  die  Lebensaufgabe  der  Nation,  m(  ht  die  der* In- 
dividuen, l'rei  bewegt  sich,  unter  der  schützenden  Hand  des  Staa- 
tes, das  Piivatieben  seiner  Büiger,  nur  heschränkt  durch  die  For- 
denntgen  der  öffentlichen  Ordnung  und  Wohlfahrt. 
'  ^  Zweitens  ist  der  Staat  nicht  das  sociale  Leben  selbst;,  son- 
dcüiL  nur  der  Träger  und  Förderer  desselben;  er  kannmicht  die 
Binzelaen  sittlich  oder  wohlhabend  machen,  sondern  kann  nur  die 
äus'S er«  Ordnung;  und^  wo  es  sich  uin  geistige  Interessen  han- 
delt, die  indirekte  Förderunp^  übernehmen. 

Drittens  soll  auch  die  Förderung  der  geistigen  und  materiel- 
len iiueressen  durch  den  Staat  erst  da  eintreten,  wo  die  Privat- 
thätigkeit  iiiehr  ausreicht^.  Der  Staat  hat  bi  .^uiidf  i  s  solelie 
FiTiricLt UM- en  und  Anstalten  zti  l)r\\irkpn,  deren  Hf^chn fFung  den 
Kratten  der  Einzelnen  und  ihrer  freien  Association  nicht  iiiÖgli(  Ii 
ist  oder  w  eiche  auf  dem  Frivatwege  wenigstens  nicht  so  vollständig 
etreiübt  werden  können. 

Pfe  voniins  entwickelte  Theorie  erkennt  die  Allseitigkeit  des 
StaitjNTffeckes  an^  sie  vindicirt  dem  Staate  das  gesammte  Volks- 
lebisaiiiiach  allen  seinen.  Kichtungen,  aber  mit  ieiner  so  bestimm- 
lMi'3tgT|paztmg>  dass  die  F^eiheitT  der  individuellen  Entwicke- 
Inligi^iBiclit'Gdidur  läuft,  in  der  äusserlidhen  StaatslenkuHg^ unter- 
augehen. 


2)  Diese  Grenzlinie  zwischen  Staats-  und  Privatthätigkeit  wird  daher  sehr 
veriehieden  gesogen  werden  tnttBien ,  je  nach  der  Kalturetufe  und  naeh  der 
höher  oder  niedriger  stehenden  SelbetthAttgkeit  eines  Volkes ;  vieles  was  in 

Ivusaland  nur  vom  Staate  nhcrnotnmcn  \md  durchgeführt  weiden  kann,  fällt  in 
England  und  Nordamerika  der  freien  Initiative  des  Volkslebens  und  dem 
selbststäadigen  Associationsweaen  der  Privaten  zu. 
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Unsere  Theorie  enthält  zugleich  die  Rechtfertigung  aller 
lebeoBkniiltgen  civilisirten  Staaten,  welche  sich  nie  auf  den 
Kechtsschutz  beschrankt  haben. 


Drittes  Ka[Htel. 
Kechtsgnmd  des  Staates. 
§.  41. 

Pestttelluif  der  ti  beantwortendn  Flrag«. 

Die  in  der  Erfaliruug  bostehouden  Sta;iteii  bieten  übei*all  die 
KrM  lu'iHun«r ,  da-ss  in  denselben  die  Meiis(  heii  einer  herrschenden 
(«ewiilt  unterworfen  sind,  djiss  sie,  als  Mit'j  Ii  ff  ler  des  Staatsvereine, 
zu  bestimmten  Handlungen,  selbst  durch  physischen  //wan^,  an- 
gehalten werden.  Diese  Beschränkung  der  individuellen  Freiheit 
forderte  zum  Nachdenken  darüber  auf,  ob  die  Herrschaft  des  Staa- 
tes blos  eine  faktische  (xewalt ,  eine  rohe  Naturmacht  sei ,  oder  ob 
sich  für  die  Existenz  des  Staates  und  der  Staatsgewalt  ein  tieferer 
Kechtfertigungsgrund  angeben  lasse.  Indem  man  beim  Nachden- 
ken über  diese  wichtige  Frage  auf  die  Entstehung  des  Staates 
zurückging,  verwechselte  man  häufig  die  Frage  nach  dem  Bechts-» 
gründe  des  Staates  mit  der  nach  der  Entstehung  desselben. 
Heide  Fragen  sind  indessen  yerschieden  und  scharf  zu  trennen. 
Die  Frage  nach  der  Entstehung  des  Staates  ist  eine  histori- 
sche, welche  nur  für  einen  ooncreien  Staat  au%ewoifen  und  be- 
antwortet werden  kann.  Wir  können  fragen,  wie  ist- der  ei^^iache, 
der  firanzÖsisehe  oder  der  indisehe  und  ägyptische  Staat  entstanden, 
aber  nicht,  wie  ist  der  Staat  m  ahsimeio  entstanden.  Wir  könaen 
wohl  die  Nachrichten  und  Sagen  über  die  ältesten  Staatsbildungen 
zusammenstellen  und  daran«?  «gewisse  allgemeine  Folgerungen  ab- 
leiten, wir  kömien  auch  Kiki.irungsgriindc.  aufsuc  lien ,  wie  wohl 
die  .Menschen  zuerst  darauf  gekommen  sind,  zu  Stiiat«vereinen 
zusaniiiKMizutreten ,  aber  wir  können  keine  p  h  i  h)  s  o  p  h i  s  c  h  e 
Urgeschichte  des  Staates  geben.  Nur  der  wnklichc  Staat, 
nicht  der  Staat  in  uhsirurto  entsteht,  ^ui  mit  Kücksicht  auf  ein 
bestimmtes  Volk  ist  die  Eutstehungsgcschichte  des  Staates  von 
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witsisenschalltHcher  Bedentang.  So  lehrt  uns  die  deiitsche  V&e^ 
^8ung!«ge8chichte  die  Genesis  des  deutschen  Staates  Ton  den  äl- 
testen Gau-  und  Gemeindestaateii ,  durch  alle  Plmscn  des  Mittel- 
alters hindurch,  bis  auf  d'io  Ausbildung  der  modcnien  cou»titutio- 
nelien  Monarchie  der  GcLiCüu  cirt, 

l>a  wir  es  hirr  mir  mit  dem  .Staate  im  allgenieinen  zu  thuu 
haben,  m  las.sen  wir  die  l-raye  nach  der  Entstehung  des  Staates 
bei  Seite  und  Ruchen,  vom  KStaudpunkle  des  allgemeinen  Staats- 
rechts, nur  d  i  e  l 'ra  j  e  /u  beantworten  :  durch  welche  al  1  g  em  e  i  n 
vernünftige  Idee  kann  die  Existenz  des  Staates  und 
seine  Herrschaft  über  das  Individuum  gerechtfertigt 
werden?  , 

Es  liegt  im  Wesen  des  denkenden  Geistes ,  sieh  nicht  zu  he- 
gnügen  mit  der  nackten  Thatsache  der  ÜtC^ht  und  HenrachaA:^ 
er  sucht  vielmehr  in  der  äussern  Erscheinung  nach  der  hö h  er n 
Idee,  welche  allein  die  Rechtfertigung  vor  dem  Bichterstuhle  der 
Vernunft  gewähren  kann  *. 

Auch  der  machtvollen  Erscheinnng  des  Staates  gegenüber, 
welche  dem  Einzelnen  so  grosse  Opfer  und  lic?>chriinkungen  auf- 
erlegt, hat  man  sehr  früh  nat  li  einem  Keehtfertigungsgrunde  ge- 
suclit.  So  sind  denn  verschieden  e  T  h  e  o  r  i  c  n  vtm  der  recht- 
lichen liegriinduui»'  der  Staatsgewalt  entstanden  :  die  wiclitii^steu 
und  (»inflnssreichsten  derselben  sollen  hier  einer  kurvten  l*rül"unjf 
unteiworieu  werden. 

§.42. 

I.  Der  Staat  als  göttliche  Stiftung. 
Die  Xheorie,  welche  den  Staat  als  eine  Stiftung  Gottes 

1)  Sehr  bestimmt  fftsst  Hege  1  die  Aufgabe,  §.  25S.:  »Welches  nun  aber 
der  biitorisohe  Ursprung  des  Staates  überhaupt  oder  vielmehr  jedes  besun< 

deru  Staates,  seiner  Jiecli tu  uiul  Be.stiimnunpen  sei  oder  gewesen  sei,  oh  w 
zuerst  aus  patriarcluiUschen  Vorlulltnissen,  aus  Furcht  oder  Zutrauen,  aus  der 
Jvorporaliou  u.  s.  f.  hervorgegangen,  und  wie  sich  das,  worauf  sich  solche 
Reehtc  gründen ,  im  Bewusstsein  als  göttliches ,  positives  Recht  oder  Vertrag, 
Gewohnheit  und  so  fort  gefasst  und  bi festigt  habe,  geht  die  Idee  des  Staa- 
tes selbst  nichts  an,  sondern  ist  in  Ilücksicht  auf  das  wissenschaftliche  Erken- 
nen, von  dem  liier  allein  die  Uede  ist,  als  die  Erscheinung  eine  historische 
Sache,  in  Kücksicht  auf  die  Autorität  eines  wirklichen  Staates«  insofern  .sie 
sich  auf  Grande  einlttsst,  sind  diese  aus  den  Formen  des  in  .  ihm  gültigen 
Itechts  genommen.  Die  philosophische  Betrachtung  hat  es  nur  mit  dorn  In- 
wendigen von  idlem  diesem,  dem  gedachten  Begriffe  sn  thun.«  Zöpfl,  B.  I, 
34.  S.  52. 
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betfachtet  und  durch  seinen  Willen  rechtfeftigt,  ist  mit.  Sie  hat 
ihren  Ursprung  im  Orient,  in  den  theokiatischen  Piiestetstaaten 
der  ältesten  Geschichte.  Am  reinsten  offenbarte  sie  sich  aber  in 
»dein  auserwahlten  Volke  Gottes«,  welches  nicht  nur  die  Stiftung, 
sondern  auch  die  ganze  Leitung  seines  Staates  auf  Gottes  un- 
mittelbar geoffenbarten  Willen  zurftclcfuhrte  *  (alttcstamentliche 
Auffassung) .  Das  Neue  Testament  kennt  keinen  solchen ,  s  p  e  c  i  • 
fisch  von  Gott  gestifteten  Staat,  aber  es  betrachtet  die  Obiigkieit 
über  Ii  a  u  p  t  al»  eine  von  Gott  ^^eonlneti»  Einrichtung  *. 

In  der  U  U  est  e u  ('  Ii  r  i  s  t  o  n  h  c  i  t  M'i'^t  sich  nielir  vin  Wider- 
ville  i^-eiL^en  den  Staat,  als  eine  \  ('ifröftlichimi;  dt'sscllxMi  J)er 
■weltliclie  Staat  er^clicint  als  ^riiii<Ui(l»  bös,  als  Ei^icntbinu  des  Sa- 
tans, Tboilnalnne  am  Staatslcbcn  al>  verwerHieh.  Nach  A  n Justin 
ist  (Ut  irdisclie  Staat  mir  f>iu  Abfall  von  (lott ,  die  1  Brudermörder 
Kain  und  Romulus  waren  die  ersten  Staats^rüiulcr  n^id  h^«- 
zeichnen  damit  den  Ursprung  dieser  «»ottentfrenideten  Institu(ir)n 

Krst  als  das  römisc  h«*  Jvaiscrtfnrn  der  Kirche  gewonnen  war, 
trat  eine  andere  Auflassung  ein.  >>eüdem  v(Tschmolz  in  dem  römi- 
schen Weltreiche  fcitaat  und  Kirche  v<d]stän<1ii:.  l^-r  Kaiser,  bis- 
her der  i^pia^^r  fna.rmms  des  verbassten  Heidenthums,  galt  nun 
als  '>der  Apostelgleiche,  der  Kngeliihnliche«. 

Mit  der  erneuerten  römischen  Kaiserwürde  übernahmen  die 
Deuisohen  und  das  ganze  Mittelalter  die  Vorstellung  von  der  gött- 
lichen Einsetzung  des  Kaiserthums  und  der  weldichen  Gewalt 
überhaupt.  Der  Streit  ymx  nur,  ob  diese  Einsetzung  unmittel- 
bar durch  Gott  oder  durch  Yermittelung  des  Papstes  vor  sich  ge- 
gangen sei  (S.  49).  Die  erste  Theorie  war  seit  dem  14.  Jahrh.  in 
Dentschland  die  of f i ci e lle  ^  Dabei  unterschied  man  das  Kai- 


1)  Diese  Vorstellung  führt  nothwendig  immer  zur  theokra tischen  Staats- 
form, wie  diei  bei  den  Juden  der  Fall  war.  Oott  selbst  war  hier  König,  er 
sprach  durch  seine  auserwählten  Küstzeuge,  die  Propheten;  die Einsstsang 
eines  irdischen  Königs  galt  hier  bereits  als  AbfoU  von  Gott. 

2)  Römerbrief,  Kap.  XIII.  1.:  »Jedermann  sei  untcrthan  der  Obrigkeit, 
die  Gewalt  über  ihn  hat ,  denn  es  ist  keine  Obrigkeit,  ohne  von  Gott,  wo  aber 
übrigkeit  ist,  die  ist  von  Gott  verordnet.« 

3)  H.     Sybel,  Kleine  historisehe  Sehriftten.  Manchen  1663.  S.  373  C 
4]  De  ehiMe  ZM,  Hb,  XV.  eap.  1.  Kain  baute  ainlicli  eme  Stadt,  wäh- 
rend Abel  ein  Fremdling  auf  Eiden  war  und  auawanderte. 

5]  Comiitutio  Ltulovici  JBacanei  a,  1338:  *d0ehramut,  quod  MymWw 
d^nüm  et poteetoi  eel  immediate  a  eoh  Hso.« 
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Sorthum  aU  die  erliaben^  van  Gott  migesetste  Oidnang«  durchaus 
vom  jedesmaligen  Inhaber,  der  durch  Gesetz  und  Recht  streng  ge- 
huxiden  war,  der  durch  Ueberachreitung  seiner  gesetsdichen  Befug- 
nisse sidb  persönlich  Ter  antwortlich  machte,  vor  Gericht  ge- 
sogen und  durch  seine  Wähler,  die  Kurfürsten^  bei  Verletzung  der 
Wahlcapitulation,  auch  wieder  abgesetzt  werden  konnte.  Alle 
Ordnungen  neben  dem  Kaiserthumc ,  die  Rechte  der  Stände,  des 
Volkes,  der  Korporationen,  sind  ebenso  gut  von  Gott,  als  die 
Spitze  dieser  Ordnung,  der  Kaiser  es  ist.  Die  gernianisebe  Auf- 
fassun«^  des  ^littelalters  <>-ebt  nui  dithin  ,  dass  der  Ursprung  uueh 
<li  1  weitiielien  .SluiU>uiauuii^  V(»n  Gott  ist.  nirbt  a])er,  dass  diu  je- 
desniah'gen  Ma<]!tlj;i)M'r  ülierdem  udiöcLt  n  (-c^ftze  stelu-n. 

Dadiirfli  uiiN  r^i  Iii  uU't  sieli  die  naiv-iiMiiiine  AnfFassung  des 
Mittelalters  von  der  tendenziös  erfundenen  l.eliredes  modernen 
Absolutisnnis  ,  welelie  in  Kngland  mit  den  tbcologiselien  Grübe- 
leien der  Stuart.s  sieb  vermcugte,  in  Frankreicb  der  ausschweifen- 
den Selbstvergöttening  des  vierzelinten  Ludwig's  diente  und  in 
Deutschland  an  Vürstenböfen  und  auf  Kanzeln  gelebrig  naelige- 
-betet  wurde.'  Nach  dieser  Ansi<  lu  bat  Gott  die  Völker  Yertheilt  an 
einzelne  bevorzugte  Menschen  und  ihre  Familien,  er  hat  diese 
über  die  Beschränktheit  der  menschlichen  Natur  erhoben,  sie  mit 
'Seiaer  Macht  und  Autorität  ausgerüstet  und  zu  seinen  persön- 
lichen Stellvertretern  ernannt.  Nicht  der  Staat  als  anstalt- 
licher Organismus,  nicht  die  Rechte  des  Volkes,  der  Gemeinden, 
der Landstände,  sondern  nur  das  Becht  des  Fürsten  ist,  nach  die- 
ser Auffassung ,  »von  Gottes  Gnaden «i.  Der  Wille  des.  Fürsten  ist 
für  die  Unterthanen  der  Wille  Gottes.  Wenn  Ludwig  XIV.  aus- 
ruft :  «Wir  Fürsten  sind  die  lebenden  Bilder  dessen ,  der  allheilig 
tmd  allmächtig  ist*«,  so  klingt  dies,  freilieh  in  seinem  Munde, 
mehr  uaeh  freeher  Gotte.slüsterung ,  als  naeli  frommer  Demuth. 
Dergleichen  thefikratische  Prätensionen  z/iini  ohne  bistorisebe 
W  iiii  licir  und  \  emiinftigen  Kechtsgrund  und  widerstreiten  der 
meuöcliiit  beii  ^»itlur  derer,  web  be  an  der  >Spitze  des  Siaalrs  stehen. 
^In  neuerer  Zeit  Iwit  wieder  8tahl  eiue  göttliche  Stiftung  des 


n  Oeuvres  de  Louis  XIV.,  II.  S.  317,  wo  nachfolgende  Stelle  vorkommt: 
»Der,  welcher  den  Menschen  Könige  gegeben,  hat  gewollt,  dass  man  sie  ehre, 
als  Mme  Stell?ertreter,  indem  er  nur  steh  das  Reeht  vorbehielt,  ihr  Thun  und 
Lanen  su  prafen.  Sein  Wille  ist,  dass,  wer  uls  Unterthan  geboren  ist,  ohne 
weiteres  gehorche.«  filuntsohli  a.  a.  O.  11*  8.  2&ö. 
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Staates  als  Fimdamentalsatz  an  die  Spitze  seiner  ganzen  Staats^ 
lehre  gesetzt.  Er  will  zwar  die  staatliche  Gewalt  »nicht  mit  un- 
mittelbar göttlicher  Herrschaft«  identiiiciren,  er  gründet  den  Staat 
nicht  auf  eine  ^unmittelbar  die  Natur  durchbrechende  That  Gottes, 
sondern  auf  Gottes  Fügung» :  »Die  Gewalt  des  Staates  ist  von  Gott 
nioht  blos  in  dem  Sinne,  vde  alle  1\ echte  von  Gott  sind,  Eigen- 
tlauii,  Ehe,  väterliche  Gewalt,,  sondern  in  dem  ganz  specitisehen 

Sinne,  dass  es  das  Work  Gottes  ist,  dan  der  Staat  versieht.  ^ 

Jene  göttliche  institutioa  bedeutet  ni(  ht  blos,  das«  der  Staat  über- 
haupt Gottes  Gebot  ist,  ßQjidem  aucli ,  dass  überall  die  be- 
stimmte Verfassung  und  die  bestimmten  Personen  Gottes 
Sanktion  haben.«  Kurz,  Stahl  erklärt  den  Staat  fiir  eine  »poli->- 
tisch -göttliche,  üb  ermenschlich  e  Institution«. 

Gehen  Mir  nun  auf  den.  Werth  de  r  religiösen  Theorie  ein ,  so 
spricht  sie  allerdinge  die  grosse  Wahrheit  aus,  dass  der  Staat  kein 
Geschöpf  menschlicher  Willkühr ^  keine  Erfindung  ist/  dass > er 
vielmehr  aof  hohem  Gesetzen  ruht,  welche  älter  sind^  als  der  «an'- 
zelne  Mensch  im  Staate«  dass  die  Entwickdung  der  Staaten  nach 
«inem  grossen  Wellpkne  yor  sich  geht.  Auch  hebt  diese^Tfaeorie 
mit  vollem  Rechte  hervor,  dass  kein  Staat  der  r  e  1  i  g  i  ö  s  en  Ganmd^ 
läge  entbehren  kann,  dass  Herrscher  und  Unterthancn  durchdrun- 
gen sein  müssen  von  dem  (ilauben  an  eine  höhere  «»öttliehe  Lei- 
tung der  Geschicke  des  \'aterlandes '.  Ihr  1  iauptfehler  besteht 
aber  darin,  dass  sie  das  Gebiet  der  AVLssensciialUicheu  Erkenntniss 
-  und  des  Glaubens,  des  politischen  und  religiösen  Elementes 
verwechselt®. 

7)  Wie  wahrhaft  fromm  ist  Washingto n'  s  Bekeüntniss  in  seiner  Inau- 
gurationsnde  von  1789,  im  Vergleiche  mit  Ludwig'«  XIV.  gottealästerlichem 
Hochmuthet  »Ich  werde  es  nicht  vernachlftsiiigen ,  in  diesem  ersten  offidellen 

Akte  aus  r;:anzcr  Seele  mein  Flehen  an  das  göttliche  Wesen  zu  richten,  ^vclohe8 
alles  nach  seinem  Willen  ordnet,  welches  die  Kathschlüp:o  der  Nationen  leitet 
und  die  Schwachen  aufrecht  erhält.  Möge  sein  Segen  über  der  Ilegierung  der 
vereinigten  Staaten  walten,  die  sie  unter  sich  aufgerichtet  haben.  Kein  Volk 
hat  je  zahlreichere  und  oifenbat^re  Gunstbezeigungen  der  Vorsehung  erhalten* 
Ihre  göttliche  Hand  hat  alle  Bestrebungen  mit  ihrem  Segen  begleitet,  welche 
unsere  Unabhängigkeit  gesichert  haben.«  Bluntschli,  Allgemein.  Staatsr. 

B,  1.  s.  2äa. 

8]  Treffend  bemerkt  Mohl,  Encykl.  S.  06,  gegen  Stahl:  »Wer  den 
einielnen  Staat  und  seine  Einrichtungen  «mf  Gottes  Gebot  stellt,  der  bedarf 

keiner  philosophischen  BegrAndung  und  keines  Beweises,  dass  der  Staat  eine 
sittUch  -  rechtliche  Anstalt,  als  solche  aber  vernünftig  und  nothwendig  sei. 
Jenes  Gebot,  genügt  vollkommen.   Auch  kann  er  folgerichtig  nur  zur  Theo- 
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V(tTii  reUgiösen  Standpunkte  aus  betntclitet^  ist  freilich  alles, 
was  da  ist,  aus  Gott  und  durch  Gott.  Gott  hat  aber  auch  den 
MeQjBchen  die  Freiheit  verliehen«  die  Staatsidee  durch  eigene  Thä- 
tigkeit  zu.  yerwirklichen.  Wie  der  Naturforscher,  der  die  Gesetze 
d^iPflamte  mi  eiforschen  sucht,  Wissenschaft  lieh  nicht  auf 

'Rottes  Wülen  recurriren  darf,  obgleich  wir  auch  sie  religiös  als 
Gesehögf  Gottes  ansehen ,  so  dürfen  wir  auch  beim  Staate  Gottes 
Willcij  niiht  als  wiNseiiscluift  liehen  ErkljiriiHf;so;riind  liinstcllen, 
solidem  uiÜNsoii  vielmehr  die  (jesetze  suelieu,  iiuth  welclien  die 
Mensj'lien  zusaiuineiitreteii  ,  und  den  Staat  als  nieusc  lili*  iio  \\m~ 
iM  hiuuj4  <)r;4^anisiren.  J)er  (ilduhe  an  (iottes  sehalFcnde  Allmacht  '* 
hiiesst  die  m  e  n  s  e  h  1  i  c  h  -  w  i  s  s  e  n  s  c  Ii  a  1 1  liehe  Untersiu  liun«» 
menschlieher  l)in<;e ,  also  auch  des  Sttrites .  niclit  aus.  Clu'islus 
aeilbst  hat  dureh  sein  Wort:  »Gebet  Gott ,  was  (iottes  und  <lem 
Kfliaeff  'Vas  des  Kaisers  ist«,  das  ü  h  e  r  i  r  d  i  s  c  ]i  e  ( iebiet  des  Glau^ 

-b<Bli8  von  dem  weltlich— politisrJien  bostinmit  <)^eschieden. 
religiöse  Auffassung.,  so  unentbehrlich  sie  dem  frommen  Ge- 

-düblakbesi  ist,  darf  nicht  zum  politischen  Staatsprincipe 
.^anuicht  und  alsBechtasat«:  gehandhabt  weiden.< 

§.  43. 

II.  Theorie  der  Uebermacht 

Zu  allen  Zeiten  wurde  von  einzelnen  Philosophen,  noch  mehr 
aber  von  gewaltsamen  Machtibabem,  der  Satz  au%estellt,  dass  in 
der  Herrschaft  des  Stärkern  über  den  Schwächern  das 
allgemeine  Gesetz  der  Weltordnung  und  somit  auch  des  Staates 
gegeben  sei.  Man  setzte  somit  den  Rechtsgrund  des  Staates  ledig- 
lich in  die  Ueb ermach t  oder  das  sogenannte  Kecht  des  StUr- 
kern.  Darin  stiumieu  die  giieehisclien  Sophisten  (»Recht  ist, 
was  dem  Mächtigen  gefallt«)  mit  Hall  er*,  dem  Kcstaurator  der 


kratie  gelangen ,  eine  Mischunj^  von  {jp'^ehichtlichcra  und  rationellem  Kechte 
und  von  n^ötilicheni  Auftra^^c  ist  aber  logisch  unmöglich.« 

9}  Hebräerbrief  Iii.  4 :  »Ein  jegliches  Haus  wird  von  jemand  bereitet, 
der  sber  Alias  bemteti  das  ist  Oottn. 

1)  Hall  er  sagt:  »Da  haben  idr  den  wahren  Sinn  des  gro»en  und  unxer- 
»tSzbaren NatOTgeBeties ,  das»  nur  der  Ueberle^^t>n  e  oder  der  Mächtige 
herrscht.  Dies  Gesetz  zieht  sich  durch  die  ganze  belebte  v.v.<\  unbc  lebte  Na- 
tur. Ist  es  nicht  ein  ewiges  Gesetz,  das«  das  Grössere  das  Kleinere,  das 
Mächtigere  das  iSchwache  verdrängt,  uberßugelt  und  im  Kampfe  unachädhch 
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Staats wisBenflchaften 9  aber  auch  mit  d»m  GaUier  BrehnuA* 
uberein. 

nichtig  ist,  dass  kein  Staat  ohne  Macht  denkbar  iat,  er  be- 
darf der  Macht  nach  aussen >  um  sich  gogen  andere  Staaten  zu 
Yertheidigen,  wie  nach  innen«  um  seinen  Gesammtwillen  gegen 
die  widerstrebenden  KrSfte  der  Einzelnen  durchzusetzen.  Richtig 
ist  auch,  dass  in  der  Geschichte  die  Macht,  bei  derlit  griin- 
d  II  11  g  der  8  t  u  d  t  c  n ,  von  grosser  liedeutung  gewesen  ist.  Aber 
diese  Theorie  haüet  nur  an  der  äussern  Erscheinung  und  lässt 
das  tiefere  Wesen  des  Staates  unerkliirt ;  sie  beantwortet  somit  die 
hier  vorliegend  elVage,  durch  wel<'!ie  vernünftige  ]drc  die  Existenz 
des  Staates  gerechtfertigt  wird,  gar  nicht,  kurz,  sie  verwechselt  das 
Faktum  mit  der  Idee.  Wir  fragen  hier  nicht,  wie  ein  Staat  in 
concreto  geschichtlich  entstanden  ist,  sondern  wie  man  sich  die 
Gültigkeit  des  Staats  Verhältnisses  überhaupt,  aus  allgemeinen 
Gründen,  zu  erklären  habe.  Aber  auch  die  Geschichte  zeigt,  dass 
die  rohe  physische  Gewalt  gewöhnlich  nur  ein  Werkzeug  der  Zei^ 
Störung  gewesen  ist,  dass  sie  aber  niemals  allein  grosse  und 
dauernde  Staaten  geschaffen  hat.  Erst  wenn  die  Gevralt  anfängt, 
einer  hohem  geistigen  Idee  zu  dienen,  wenn  sie  es  versteht,  die 
Uebermacht  in  Becht  und  den  Gehorsam  der  Unterthanen  in 
Pflicht  zu  verwandeln,  wird  die  Begründung  einer  dauernden 
Staatsordnung  möglich  Macht  ist  allerdings  die  Form,  in  wel- 
cher das  Hecht  zur  praktischen  Geltung  gelangt,  sie  ist  von  lie- 


maohtP  Betrachtet  die  Thiere  des  Feldes  und  die  Vögel  in  der  Luft ,  von  dem 

Adler  und  Elephantcn  bis  zum  Tnsekl  und  bis  zum  Gewürm,  das  auf  deriErde 
kreuclit,  überall  herrscht  die  stärkere  Klasse  über  die  schwächere," 

2)  Diesem  legt  Plutarch  in  dem  Leben  des  Cnmillus  folgende  liede  io 
den  Mund:  »Wider  diese  Völker  (Volsker)  führt  ihr  {HömerJ  Krieg,  wenn  sie 
euch  nichts  von  ihren  Gatern  mittheilen  i  fahrt  sie  in  die  Sklaverei ,  plaudert 

sie,  zerstört  ihre  Städte.  Und  ihr  thut  daran  nichts  Ungerechtes,  sondern 
folgt  dem  ältesten  Gesetze,  welches  von  Gott  anfängt  und  sich  auf  die  Thiere 
er!?treckt  und  dem  Stärkern  die  Güter  des  Schwächern  zueignet;  denn  auch 
die  Thiere  haben  den  Naturtriebj  dass  die  Stärkern  mehr  haben  sollen,  aU  die 
SchwAehem.« 

3)  jRott9»euu  du  eonirat  weial  1.  3 1  »Le  phtB  fort  kW  Jamtü»  atmm'foff, 
pour  4tr0  toioaun  U  mäUr^,  e*i7  ne  transforme  *a  force  en  droii  et 

F  obi^issanre  e?i  <h"' n  {r.  La  force  est  iine  puissance  physiqne,  je  ne  vois 


nöcessite,  non  de  volonUf  e*est  tout  au  puu  nu  acte  de  prudeuee»  En  quel  »ene 
jfwara^  Ure  u»  dewdrtii 


Ceder  ä  la  force  est  un  acte  de 
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deutung  für  die  Durcliführuiig  eines  Grandsatzes ,  nicht  aber  für 
dessen  Wertk  nnd  Wesen,  sie  ist  ein  Mittel,  nicht  aber  ein  Zweck«-^ 
Wenn  sich  HaUcr  und  Ihcnnus  ^Icichmässig  auf  die  Ordnung 
der  Natur  berufen,  wonach  das  stärkere  Thier  das  schwi^cliere 
beherrscht  'oder  vichiiohr  vernichtet),  so  verkennen  sie  dafnit  das 
höhere  geistige  Frincip  der  Menschenweit  völhg,  weiches  sieii  nicht 
bei  der  äussern  Thatsache  der  Macht  beruhigt,  sondern  vor  allem 
nacli  ewigen  VemunAgesetzen  firagt.  Nach  dieser  Theorie  wird 
die  Staatsgewalt  konsequentermassen  zur  thierischen  Wülkühr,  zu 
dem  starken  Wolfe>  der  das  schwache  Lamm  zerreisst. 

§.  44. 
III.  PatrimoniaUheori«. 

Eine  grosse  Bolle  hat  in  der  deutschen  Jurisprudenz  die 
Theorie  gespielt ^  nach  welcher  das  Eigenthum  an  Grund 
und  Boden,  die  sogenannte  Patrimonialität,  den  Bechts- 
grund  der  Staatsgewalt  bilden  soll;  sie  hängt  eng  zusammen  mit 
der  mittelalterigen  Bedeutung  des  Grundbesitzes,  wonach 
dieser  mit  den  wichu-  >ten  politischen  Vorrechten  ausgestattet  war. 
Der  Grundherr  übte  die  Gerichtsbarkeit  über  seine  Hintersassen, 
seine  Vogtei  beseitigte  die  Wirksamkeit  der  Staatsbeamten,  die 
eigenthiuii- losen  Landleute  sanken  dagegen  zur  persönliciieu  Un- 
freiheit hinab ,  Der  Gniiulherr  hatte  im  Lande,  neben  dem  Fürsten, 
alleinigen  Autlieii  an  der  Regierung,  nur  das  Grundeigenthum  war 
auf  dem  Landtage  vertreten. 

Wie  die  Gerichtsbarkeit  des  adligen  Vasallen,  so  ruht,  nach 
dieser  Theorie,  auch  die  Landesherrlichkeit  des  FiLrstcn  auf 
Grund  und  Boden  und  wird  als  politist  hes  Immobiliar- 
r  ech  t  au%efasst,  sie  ist  auf  das  Land  »gegrundfestigt«.  Historisch 
.wurzelt  diese  Theorie  im  tiefeingedrungenen  Feudalismus, 
welcher  alle  öjBTentlichen  Berechtigungen  an  LandT  er  leihung 
knüpfte.  Wer  im  Besitze  eines  Territoriums  sich  be&nd ,  war, 
als  Herr  des  Grund  und  Bodens,  auch  politischer  Herrscher 
in  diesem  Gebiete;  er  war  kraft  dieses  Bechtstitels  befugt,  vom 
Kaiser  die  Beleihung  mit  dem  Banne  oder  den  Regierungsrechten 
zu  verlangen.  Was  der  Form  nach  noch  als  Beleihung  erschien, 
war  wesentlu  b  nur  die  obcrlehnsherrlichu  Anerkennung  eines  schon 
bestehenden  Ret  hu. 

System  des  deutschen  Staatsrechts.   -  10 
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Uftbiigeas  wiur40  F^tiimomalllieone '  zu  Zeiten  de« 

^^ichB  nui  w^dielundesheriliche^  nie  auf  die  kaiserlich« 
Gewalt  angewende^^  indem  für  letstere  officiell  die  Theorie  der 
g  Ö 1 1  Ii  c h  e n  Ei^eetiung  galt  (S.  14 0) . 

Bichtig  an  dieee^  Theorie  ist  nur  so  viel^  dass  kein  Staat  ohne 
landgebiet  bestehen  kann  und  daee  der  ^Niaatshenecher  auch  Herr 
über  dieses  Territorium  sein  muss.  Aber  sie  hittt  sich,  "«rie  die 
Theorie  der  U^bermacht,  lediglieh  an  einäuBseres  Faktum 
und  giebt  keinen  Rechtfertig iingsgr und  für  die  Exist^S  des  Maa- 
tes und  der  Staatsgewalt.  Sie  ist  femer  durchaus  einseitig,  in-r 
dem  sie  nur  eine  bestimmte  einzelne  Richtung?  der  Stciatsgewalt  ins 
Auge  fasst  und  daiaul  die  ganze  Kxi.stcnz  des  Staates  gründet,  und 
somit  die  dingliche  Grundlage  des  Staates  (das  Land)  über  die 
persönliche  (das  Volk]  stellt.  Ihr  Hauptfehler  liegt  aber  darin, 
das V  sie  den  privatrechtlichen  E  i  er  e  n  t h  u  m  s  b  e  g  r  i f  f  mit  dem 
staatsrechtlichen  Begaffe  der  Gebietshoheit  verwechselt.  Die 
Herrschaft,  welche  die  Staatsgewalt  über  ihr  Gebiet  übt,  ist  rein 
staatlicher  Natur  und  dient  nicht,  wie  das  Eigenthuni ,  /ux 
privatrechtlichen  Vermögensbefriedigung  des  Inhabers  der  Staats-« 
gewalt.  Selbst  z\x  Reichszeiten  war  nur  ausnahmsweise ,  in  ein-« 
zehien  ganz  kleinen  Territorien >  der  Regent  auch  Grundherr 
des  ganzen  Landes.  In  keinem  grossem  Territorium  war  der  Fürst 
auch  Eigenthümer  seines  ganzen  Landes ;  somit  war  diese  Theorie, 
auch  schon  zu  Reichszeiten,  eine  Unwahrheit.  Die  Landeshoheit 
war  eine  wkliche,  wenn  auch  untergeordnete  Staatsgewalt 
und  durfte  nicht  nach  Eigenthumsrecht,  sondern  nur  nach  wahr- 
haft staatsrechtlichen  Grundsäls^en  benrtheilt  werden,  was  auch 


!)  Noch  im  Jahte  1780  wutde  dsete  Theorie  Ton  Christian  Ootilob  Bie< 

ner,  de  natura  et  indolv  do>nin{i  in  territoriis  germanicU  ejttsdem  eJM^Ml^ri 
11.  Halae  1780.  Cap.  I.  §.  X. ,  in  der  schroffsten  "Wci^e  vertj  cten  : 

»Ganz  Deutschland ,  von  der  Keichshoheit  abgesehen,  wird  nach 
Grundeigeuthums-  und  Leibeigeuschaftsrechte  (Jure  patrimoniali  et  henitj  re- 
giert. Die  deutiehe  Landeshoheit  kann  nicht  heurtheUt  werden  naoh  den 
Majestätsrechte  über  freie  Völker.  Sie  adhärirt  nach  der  Reichsformel  dem 
Territorium  und  ist  zugleich  mit  dem  Territorium  im  Privateigenthume ,  so 

dass  man  sie  mit  Recht  eine  j) a t  ri  m  o n  i  al  e  und  h  e r  i  1  e  nennen  kann.  

Alle  diese  Territorien ,  von  welchen  die  Hoheit  nicht  getrennt  geducht  wird, 
sind  mit  allen  Rechten  und  Regalien,  ja  mit  den  Unterthanen  nnd  VasaUsVf 
selbst  in  das  Patrimonium  und  die  Proprietät  übergegangen.«  Ja  dieser  Jurist 
hat  die  unglaubliche  Naivität,  sich  damit  zu  beruhigen:  »quod  qmawu  aiM» 
tura  abhorreatt  tarnen  egre^ie  (,')  moribue  Germanorum  eom^niU* 
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helkar  IxUekende  Jimsten  bereite  su  Betchss^ten  ToUkoanaeit  eixH^ 
iwiImh  *r 

Diese  Theorie  konnte  nur  entetelien  in  Zeiten  tiefrter  Staat» 
Hoher  Y erkommenhcit  tmd  iat  wohl  im  Ganzen  als  axi%^ehen  zit 
betrachten;  sie  bednifte  aber  wegen  ihrer  grossen  historisdieD 
Wichtigkeit  für  DentseUand  und  wegen  mancher  noch  fortleben-« 
der  Konsequensen   einer  Erwihming. 

•      '  §.  45. 

IV.  Di«  Tsrtragstkeorle. 

Sowohl  durch  die  Zahl  ihrer  Anhänger«  >vie  durch  ihren  prak- 
tischen Einflussj  nimmt  diese  Theorie  einen  hervorragenden  Plats 
ein^  und  awar  nicht  nur  in  der  Literatur«  sondern  auch  in  der  Ge-> 
schichte  der  wirklichen  Staatsentwickelung  im  modernen  Europa. 

Den  Griechen,  welche  tief  von  stuatUchem  Gei^te  beseelt 
waren,  der  Staat  als  iira u  fu  ii  1  i  c  h ,  der  Mensch  als  »ein 
Staatsgesc  liopf.i,  Das  politische  [iidividuum  ist,  nach  der  Ansicht 
des  Aristoteles,  nur  ein  Glied  im  Staatskörpcr,  der  Staat  i^i  ti  üher, 
als  die  ciniielnen  liiuger,  wie  das  Ganze  früher,  als  der  I  hcü. 

Dem  Mittelalter  gah  die  Staatsonhmng  als  eine  gött- 
lich ,e  Stiftung,  damit  war  j edc  weitere  Keäexiou  abgeschiiitten, 
»Was  Gott  thut,  das  iist  wohl^ethan.a 

Erst  die  tiefgehende  geistige  Anregung  der  Keformation 
brachte  ein  freieres  Nachdenken  über  den  Staat  und  staatliche 
Dinge  mit  sich.  Man  begnügte  sich  nicht  mehr  mit  der  frommen 
Gefuhlsanschauung  des  ^littelalters^  sondern  suchte  nach  einer 
wissenschaftlichen,  menschlichen  Erklärungsweise  für  die  mensch- 
liche Einrichtung  des  Staates. 

Der  erste  grosse  selbstständige  Denker  über  Becht  und  Staat, 
Hugo  Grotiusy  wurde  auch  der  Schöpfer  der  Vertrags- 
th  e  or i  e ' .    Seitdem  hat  diese  Lehre  in  der  Literatur  aller  neuem 


2)  Pütt  er,  Beiträge,  B.  I.  S.  317,  No.  XIX.  Von  der  Bestimmung, 
^vclchc  die  Landeshoheit  mit  jeder  andern  höchsten  Gewalt  gentein  hftt,  dasS 
sie  nur  zur  gemeinen  Wohlfahrt  stattfindet. 

3)  Das  sogenannte  äominiutn  eminens,  der  Name  Landesherr. 

1)  Gr otiua  de  jure  belli  ac  pads  Proleg.  |*  15%  »Ihinde  vero,  eitm  Juri» 
naimra»  tUt  9tar0  po^ti»  , . ,  4tbkt  ipto  fm^Jm  twOia  ßuaumnt.  Nam 
qui  #0  eoitet  oHem  aggreg averant  aut  hotnini  homtnibutque  si^'eceranf ,  ht  out 
egpr§$§»prmm90'antMt  exnepoiii  ftatum  tßeiU prQmitisse  debebant  nUel' 

10» 
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Kulturvölker  ihre  Entwickelung  und  Fortsetzung,  in  manrngfacher 
Abweichung  und  Eigentliiimlichkeit ,  gefunden.  So  bekannten 
Sick  SU  ihr  unter  den  Bagländem  Hobbes,  Locke  und  Alger- 
nonSidney,  unter  .den  Holländern  Spinoza,  unter  den  Deut- 
schen ganz  besonders  Samuel  yoxl  Pufendorf,  in  Frankreich 
JiJ^  Rousseau,  welcher  durch  seine  zündende  Schrift  »du  eon- 
irat  sociah  diese  Theorie  zu  einer  unberechenbaren  Macht  im  Le- 
ben erhob.  Während  sie  bei  Hobbes  der  absoluten  Mon- 
archie gedient  hatte,  wurde  sie  durch  Bousseau  zum  leitenden 
Programm  der  französischen  Revolution.  Ihre  allge^ 
meine  Verbreitung  fand  in  Deutschland  die  Vertl  ll<,^stlleorie  durch 
Klint ,  welchem  während  eines  Menschenalters  fast  alle  Juristen, 
wie  Feut-rhach,  Hugo,  Gros,  Rotterk,  Scheideman- 
tel, Kl  üb  er,  Jordan  u.  s.  \v.  auf  diesem  Pfade  fol<;ten,  wäh- 
rend sicli  l'hilosoi)hcn  von  Fach,  wie  Fries,  S  i  li  le  i  crmu  e  h  cv, 
Hegel,  schon  friili  ucircn  rlioscllH*  nnt  Kntscliiedenlieit  erkl.iicen. 

Wegen  ihrer  gro.>^cii  u i^m  iix  haftlichen  und  praktischen  Jie- 
deutung  bedarf  diese  Tlioorie  einer  nähern  Beleuchtung. 

Alle  Vertragstlieoretiker  gehen  von  dem  o])en  §.  'M.  g»*scfiil- 
derten  X a  t u r /  u s  t an d  e  aus;  sie  gehraiK  heu  diesen  nämlich,  um 
aus  ihm  die  Menschen  auf  künstliche  Weise  durch  \  ertragsform  in 
den  Staat  übergehen  zu  lassen. 

Darin  gehen  aber  die  Meinungen  auseinander.  E  i  n  solcher 
Urvcrtrag  zur  Begründung  des  i^^taates  genüge,  oder  ob  mehrere 
derartige  Ui-verträge  angenommen  werden  müssen. 

Als  Vertreter  der  ersten  Ansit  ht  können  besonders  die  beiden 
grossen  Antipoden  Hobbes  und  Rousseau  betrachtet  werden. 

Hobbes  lässt  den  Staat  durch  einen  Unterwerfüngs- 
vertrag  entstehen,  d.  h.  durch  einen  Vertrag,  durchweichen  sich 
eine  Anzahl  Menschen  einem  und  demselben  Herrn  (sei  es  einem 
einzelnen  Individuum  oder  einer  gewissen  Genossenschaft  oder 
dem  Willen  der  Mehrheit)  ergeben      Dieser  Vertrag  wird  aber 

liffi,  semturos  ««  idy  qttod  aut  eoetut  pan  mqfcr  mtt  hif  qttihui  de  lata 

poteaiaf!  est,  ronfttitrn'ssent.» 

2)  Bei  Hobbes  entstehen  alle  Rechte  durch  Vertrag:  ubi  non  prneessit 
pactum,  ibijHS  nuUum  est  trauslutmn ,  sed  omnia  omnimn  mni.  Durch  Vertrag 
entstellt  auch  der  Staat :  »Cmmummn  patenHam  conttiiuemK  uniea  via  kaae  ui, 
ut  potentiam  et  vim  suam  omnem  in  hominem  unum  umuquiaqu«  iran^erat,  und« 
nohnntates  omninm  nd  fmieatn  redueuniur.» 

Der  König  erhäh  allerdings  seine  Oewalt  vom  Volke,  aber  sobald  der 
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nicht  zwischen  dem  Herrscher  und  den  Unterthanen  geschlossen, 
ein  vertragsmässiges  Verhältniss  zwischen  Älonarchen  und  Volk 
wird  verworfen ;  vielmehr  schliesst  jeder  Einzelne  den  Vertrag  mit 
allen  audt  rn  Eiuzehieu  und  zwar  des  Inhalts  :  »ich  Übertruge  Macht 
und  Recht,  mich  zu  regieren,  auf  einen  dritten ,  unter  der  IJedin- 
giin<r  ■  dass  alle  Macht  und  Kccht^  sie  zu  regieren,  aui^ denselben 
übertrafen 

Rousseau  stellt  den  Staatsvertraj^  als  einen  Vcreiniguugs- 
▼  ertraf^  für  die  Gleichheit  des  Rechts  dar,  d.  h.  als  einen  Ver- 
trag, durchweichen  ein  jeder  sein  gesammtes  Eigenthum,  seine 
angeborenen  und  erworbenen  Rechte  an  die  übrigen  Mitglieder  des 
Vereins  aufgiebt,  mithin  zugleich  das  Eigenthum  an  den  Gütern 
und  Rechten  der  übrigen  Vereinsmifglieder  erwirbt,  das  Eigen- 
thum aller  aber  oder  das  Gemeingut  dem  Willen  der  Mehrheit  it/i- 
ter  der  Bedingung  unterworfen  wird,  dass  das,  was  dieser  Wille 
gebiete ,  als  der  WUle  jedes  einzelnen  Mitgliedes  des  Vereines  be* 
trachtet  werden  könne  *,  ' 

Nach  Hobbes  bedarf  es  zum  Dasein  eines  Staates  nur  eines 
Herrschers,  nach  Rousseau  einer  Herrschaft,  die  gerecht 
ist.  Nach  der  Ansicht  von  Hobbes  ist  jede  Verfassung  mit  den 
Grundsätzen  des  Rechts  vereinbar,  nach  Rousseau  ist  die 
V  o  1  k  s  h  e  r r  8  c  h  af  t  die  allein  rechtmässige  Staatsverfassung ,  nur 
die  Gewalt  ist  im  Staate  rechtmässig,  welche  vom  Volke  od©r  im 
Auftrage  des  Volkes  ausgeübt  wird  ®. 

Andere  Schriftsteller  begnügen  sich  nicht  mit  Einem  solchen 
Vertrage,  sondern  zerlegen  denselben  in  mehr  er  e  Verträge ;  einige 


König  bestellt  ist,  hört  dat  Volk  auf,  Person  xu  seint  nB^teäaa^jus  imperanäi 

in  eo  co/ifti.sii'f ,  quotl  umtsquisgtrr  riviuni  nmnem  suani  tuV»  et  pnUnttam  in  tUum 
unum  Itominem  trfinsitflif".  So  kommt  Ilohbes  mit  seiner  Vertragstheorie  auf 
den  schrankenlosesten  Absolutismus :  »Monarchia  absolutissima  civitatis  opti- 
mu9  omntum  ttaUi», 

3)  »JS!i<  mtUm  «t  pwaonam  unam  wra  omnivm  Kittb,  quodßi  per  pactum 
ttniuacuJut^He  cum  unoguo^tie,  iamquam  si  tmieuique  unmquisque  dieeret:  Ego 
hxic  homini  rel  httic  coetui  auctoritafem  ef  jus  menm  regendi  me  ipaum  concedo, 
ea  comiicione,  tU  tu  quoque  tuam  auctoritatem  et  Jus  tuum  tui  regendi  in  eundem 
frttnsferas.it 

4)  Die  Orundformel  des  Vereinigungsvertrages  bei  Rouaseau  lautet: 
»Chacun  de  nous  met  en  cornmun  sa  perunHB  et  iouie  wpttisefmee  smu  la  MiprAfl« 
direction  de  la  vohnti  generale  et  neue  reeeeone  encere  ehapie  memtre  eemme 
partie  indivisihle  du  tont.« 

Sj  X.  S.  Zacharift,  1,  S.  72. 
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IMlupeta  sif^  StMl^^  an  4  euiea  Y ereiuigungs  —  und 

«iMi  Ujilesw^fAMigsverixag  fpoc^mi^  unionü  vaaA  msItfeciioriuJi  an^ 
tee  tleUtt^  noc^, einen  >dir|ttcn  Yetfxßg  fpaehtm  emOUiakm/  ui 
4ä»  WX^*  Fu/tAdo^f j  «in  'Hfuiptverfcichter  d«r  Yeitragstheori« 
Hüte»  den;0ietitwlmj  ^l^dtt  die  Sache  ao»  daas  die  M«06Cheh 
flaitfii4|utsi^. -eiim  aue  dem  Natunustaade 

heraustreten  y  dadnidi  entsteht  aber  noch  kein  Staat»  sendete düSt 
ein  Anfang  def  Staates  f  ^yaliqmd  ruämmtim  cmiatis^< J,  dann  fiMeen 
die  so  vereini|jfteti  Menschen  einen  Bewhluss  (iitet^tiim)  über  die 
Regierungöform ,  dann  schliesaen  sie  eiiiPii  zweiten  Vertraj^  mit 
dem  cinzusetzemK  n  Stiiatshcn-schor  ®.  So  entsteht  bei  Pufen- 
dorf  ^ler  iStajat  duicli  zwei  Ur vertrage  uud  cineu  Urbe- 
»chl  uNi»  ^  '    '  ' 

,  Wenn  wir  uiu  k  die  ATifänirf»  clor  St-uriUui  iirlvniullii  h  nicht 
kennen,  sapft  Pufeiulorf,  80  haben  diese  Urverträge  doch  ihre 
üealität,  sollten  sit  >elbst  blos  stillschweigend  abgeschlossen 
sein®;  anch  nimmt  •  i  an,  dass  clrrartii^f  T'rvertriige  aUe  künftigen 
Generationen  von  ileciiiswejjfen  mit  verbinden 

Die  Vertragstheorie  wird  in  so  vielen  nnd  mannigfaltigen 
Wendungen  wiederholt^  dass  es  unmöglich  ist ,  dieselben  im  ein- 
zelnen noch  weiter  zu  verfolgen.  Könnte  die  Zahl  der  Anhänger, 
das  Gewicht  von  Autoritäten,  welche  eine  Theorie  für  sich  hat, 
über  ihren  Werth  entscheiden ,  so  müsste  allerdings  die  V ertrags- 
theorie  vor  allen  andern  den  Vorzug  verdienen.  Dennoch  ist  die- 
aalbe  in  ihrem  Grundprincipe  unhaltbar  und  deshalb  ¥0B  der  neuem 
wiflsenschafUiehen  Staatslehre  fiiet  aUgemein  angegeben  Die 


6)  Faf es d o  r f  pcdeimaiTt  beaondev«  gegen  Hobb ei ,  welober  jedee  Ver- 
trags mässige  Verhältniss  zwischen  Herrscher  und  Volk  Iftugnet,  mit  folgenden 
"Worten  :  »qfiando  in  regetn  confertitr  imperium  est  in  uiua  ju  r  is  translaf  io 
8»  reciproca  promisaio,  eivet  $pondent  obteguium,  rex  procurationem  rei" 
pubica»  ad  quae  unte  wftim  acfum  neuter  irndfotur,» 

7 )  moltmdim  ktme  mcthm  gtnmmM  emtatem ,  ini^rt t e »  iih u  b 
duobua  pactis  et  uno  decreto,  esse  maxime  naturalem  et  omnihua 
fo  r  m  is  rem  m  pithlira  r  u  m  r  o  >>>  m  ti  nem;  alia  iri»  pacta  maiunt,  doeratum 
ipaum  quoqm pacti  nomine  conipkctt/ties.» 

S)  »Cum  autem  conjmtctio  Uta  et  subjectio,  citra  ante  dictas pacii<mes ,  /acta 
mfelliffi  nequeat,  neem^Mtt  m  cotdäüm»  ewüaktm  aatimut  mUm  taetU ,  mUr" 
iMiMr«.« 

9)  »JSo  ip$o  fKOfK«  onNM»,  pli  m  emtaie  nateuntar,  «mfMTM  üHm§  tndf^mn» 

inidliguntur.n 

10)  Unsere  Polemik  ist  hier  nur  gegen  die  eussohiiess ende  allge- 
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OnuuL6>  wdlohe  gegen  die  Vertngatheorie  sprechen^  aiiid.  fol- 
gende: 

1.  Dieser  Theorie,  steht  das  Zeugniss  der  Geschichte  ent^gegen. 
Die  BeaUtät  eines  s.  g.  Naturzustandes  lässt  sich  für  keine 
Zeit  und  kein  Volk  nachweisen  (8. 1 23) .  Eben  so  ist  die  Annahme 
der  s.  g.  Ur  Verträge  eine  blos  willkührliche  Fiktion,  da  niemand 
um  seine  Einwilligung  gefragt  wird  ^  noch  gefragt  werden  kann. 
Unerklärt  bleibt  dabei,  wie  bei  Abschluss  des  Vertiages  die  Majo- 
ni&t  die  wohl  immer  vorhandene  Minoiit&t  und  die  kommenden 
Geschlechter  binden  konnte  ? 

2.  Diese  Theorie  zieht  den  Staat  in  das  Gebiet  der  mensch- 
lichen Willkühr  herab ;  er  >vird  wie  eine  beliebijj;  /usammen- 
treteude  Geseiidciiuft,  nicht  wie  eine  rechtliche  Nothwendi^koit 
angesehen.  Am  stärksten  hat  Schlclzer  diese  Willkührlichkeit  be- 
tont, indem  er  geradezu  sagt:  «Der  Staat  ist  eine  Erfindung, 
Menschen  machten  sie  zu  ihrem  Wohle,  wie  sielkundkassen  u.  s.  w. 
erfanden«.  In  ähnlicher  Weise  bezeichnet  auch  liobhcs  den  Staat 
als  ein  Kunstprodukf ,  'uypißfiwn  arfui.i.  Thatsächlich  tritt  der 
Einzelne  nicht  willkülirlicli  oder  nach  eigener  AVahl  in  den  Staats- 
verband ,  sondern  er  wird  hineingeboren.  Das  Individuum 
empfängt  mit  seiner  Erzeugung ,  Geburt  und  Erziehung  auch  das 
bestimmte  Gepräge  seines  Volkes  und  seines  Vaterlandes,  bevor  es 
im  Stande  ist^  einen  eigenen  selbstständigen  Willen  zu  haben  und 
zu  äussern.  Man  setzt  den  Staat  herab ,  wenn  man  ihn  einer  will— 
kührlich  zusanmiengetretenen  Gesellschaft  gleichstellt«  deren 


meine  Gültigkeit  der  Vertragstheorie,  ^e  Annahme  eines  atomistischeil  Natur- 
sttstandes  und  s.  g.  UnrertvAge  gerichtet.  Dagegen  ist  nicht  in  Abrede  zu  stellen, 
das3  einzelne  Staaten  historisch  wirklich  durch  Vertrag  entstanden  ^Ind.  Be- 
sonders deutlich  liegt  eine  solche  vertragsmässige  Entstehung  bei  der  ersten 
Staatsgründung  in  Island  vor,  auch  viele  nordamerikanische  Staaten, 
selbst  der  Bundeutaat,  sind  so  entstanden.  Höchst  ehsrakteristiseh  ist  i.  B.  die 
vertragsmissq^  Begrflndung  des  ersten  nordamerikanisehen  Puritanerstaatos 
Neu-Plymouth  am  11.  November  1020,  wo  die  ersten  Väter -Pilgrime, 
42  Familienväter  an  der  Zahl,  noch  ehe  sie  ans  Land  stiegen,  in  der  CajUte 
der  »Maiblume«  den  ersten  Staatsgrundvertrag  abschlössen;  doch  gingen  alle 
diese  historisch  bekannten,  Tertragsmassigen  Begründungen  nidit  aus  dem 
8.  g.  Natursustande,  sondern  aus  frtthen  staatlichen,  «civil is irten«  Ver> 
hiltnissen  henror. 

U)  Rousseau  fingirte  deshalb  wieder  eine  ursprünprliche  Einstimmig- 
keit ,  durch  welche  das  Gesetz  der  spätem  Stimmenmehrheit  angeordnet 
-worden  sei.  So  stützt  sich  eine  Fiktion  uut  eine  eben  so  unhaltbar«  andere  I 
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Recht  ledi-^lich  in  dem  Willen  ihrer  Kuiiimlieuten  und  ilirem  Kon- 
htituirungsakte  liegt 

§.  u;. 

T,  Theorie  der  TerDanftaoUiweAdigkeit. 

Der  Staat  und  die  von  ihm  ausgeübte  Hemchaft  bedaxf  einer 
solchen  Rechtfertigung  durch  das  Faktum  eines  Vertrages  nichts 
sondern  der  Staat  tragt  seinen  Bechtferdgungsgmnd  lediglich  in 
sich  selbst^  d.  h.  in  der  ihm  zu  Grunde  liegenden  TemunfHgen 
Idee. 

Da  ohne  Staat  eine  vernünftige  Coexistenz  der  Menschen  nicht 
möglich,  da  er  das  einzige  Nüttel  ist,  das  Rechtisgesetz  ins  Leben 
einzuführen ,  so  wird  die  Unterwerfung  unter  die  Staati^ewalt  zu 

einem  Veniimftgebote.  Die  Rechtlichkeit  jeder  andern  Gesellschaft 
gründet  sich  auf  den  freiwilligen  lieitritt  eines  jeden  zum 
Grund  vertrage ,  hingegen  die  Rechtlichkeit  des  Staates  gründet 
sich  auf  die  Nothwendigkeit  des  Rechtsp^esetzes.  Die  Frage:  »auf 
welchem  Reohtsgrunde  beruht  der  Staat  .^(  ist  im  (irundo  ebenso 
tautologisch ,  wie  die:  »auf  wrldieni  Jiechtsgrunde  btiulit  das 
Recht?«  Der  Staat  selbst  i.st  die  Kc  iili-^irung  der  Rechtsordnung. 

Man  kann  den  Grundgedanken  dieser  Theorie  kurz  dahin  zu- 
sammenfassen :  der  Staat  ist  an  sich  n o  t  h  w  c  n d i <i  im  (i  v e r— 
nünftig,  dies  ist  sein  Grund  und  seine  Rechtfertigung. 
Weil  nach  dieser  Theorie  das  Üewusstsein  dieser  Nothwendigkeit 

12)  Am  kräftigsten  hat  (schon  Iso;i)  Fries  die  Veitra}?8theorie  in  seiner 
philosophischen  Kechtalehre  'S.  Ttij  widerl^t:  »Man  hat  den  Staat  seinem 
Ursprünge  nach  mit  irgend  einer  andern  wülktthrlieh  zusammengetretenen 
Gesellschaft  verglichen  und  dadurch  die  Idee  eines  Staatsgrundvertrages  er- 
halten. Diese  Vergleich un;^'  vernichtet  sie  h  vlber  in  sich  selbst.  Der  Zweck 
des  Staates  ist,  ein  'iffeiitlirhes  Gesetz  zn  konstituiren  ,  als  ein  entscheidendes 
Urtheil  über  Reciit  und  Unrecht,  versehen  mit  hinlänglicher  Gewalt,  um  jeden 
Einseinen  sur  Befolgung  su  zwingen.  Die  Rechtlichkeit  jeder  andern  Oeseil- 
Schaft  gründet  sich  auf  den  freiwiUigan  Beitritt  eines  ji  den  zum  Grundvertrage, 
hinirf  Q:en  dir  Tipchtliclikeit  des  Staates  f,M  üiuIel  sich  auf  die  Nothwendigkeit  des 
Rechlsgesctzes  vor  allem  Vertrage.  Daraus  fol<jt :  dass  ein  Vertrag  als 
Basis  der  bürgerlichen  Verfassung  unmöglich  und  wider« 
sprechendist.«  Auch  H  e  g  e  1 ,  §.  25ft. ,  bekämpft  die  Vertragstheorie,  be- 
sonders vom  Gesichtspunkte  ihrer  Willkührlichkeit  aus:  »So  wird  die  Vereini- 
gung der  Einzelnen  im  Staate  zu  einem  Vertra^^e.  der  somit  ihre  Will  k  ühr, 
Meinung  und  beliebige  auadrückliche  Einwilligung  zur  Grundlage  hat,  und  es 
folgen  die  weitem ,  blot  Terttibidigen ,  daa  an  tind  täx  eich  aeieade  OAtlli^e 
und  dessen  absoiute  AutoriUt  und  Majestit  serstfirenden  Konatquenien.« 


Digitized  by  Google 


Recht^rund  den  Staates.  ^53 

bmxeidit  lur  Rechtfertigung  des  Staates  und  der  Staatsgewalt, 
nennen  wir  sie  die  Theorie  der  VernunftnothwendiL^keit, 
weil  sieyon  der  Idee  und  dem  Zwecke  des  .Staates  aus<;chi,  lieisst 
«ie  die  ideale,  -weil  sie  besonders  auf  die  vorn  ii  nftige  Natur 
des  Mensehen  Riieksiclit  nimmt,  die  rationale  Tk«  uiio, 

W  alirend  allen  andern  Theorien  fMii/clne  h  i  >  t  o  r  i  ^  e  ii  e 
Momeiiie  /ii  (  n-mui*;  iieg'en.  flie  bei  drr  ( .riiuduii;::  ein/einer  >Staa- 
ten  raitj-ewitki  haben  m()^»en,  wie  Vertraj^:,  Grundei«;cnthum, 
rebcT-mMflu  euies  Einzelnen,  stützt  sich  diese  Theorie  auf  die  volle 
vernünftig;  e  Totalität  des  mensehlieh  en  Daseins. 

Diese  Theorie  in  ihrer  Eiii&u^hheit  und  Klarheit  kann  als  die 
f<egcinviirtig.  herr^(  liende  angesehen  werden;  in  verschiedenen 
Moüiticatiouen  wird  sie  von  den  bedeutendsten  Philosophen, 
Staatsgelehxten  und  Juristen  ausgeführt',  während  die  Vertrags- 
theorie  mehr  und  mehr  an  Anhängern  verliert. 

TJebrigens  steht  diese  rationale  Theorie,  welehe  die  Becht- 
fntigfttng  des  Staates  in  seiner  Vemunfltnothwendigkeit  sucht, 
keineswi^  in  unauflöslichem  Widerspruche  mitderTheorie,  welche 
im <d0m  Staate  eine  göttliche  Stiftung  sieht,  sie  ist  vielmehr 
nwr.  «iafe  menschlich  -w  1  s s  e  n  s  e  Ii  a  f 1 1  i  c  Ii  e  Erklärunusweise  für 
das,  was  jene  in  reli«>iöser  Gefühls^uiiiiiuiu^  uu.^di  urki  ;  denn  die 
menschliche  ^  <  riiuult  ist  von  Gott  abgeleitet,  ij>t  eine  ÜÖcnbarung 
des  g'öttlulirii  W'iUens. 

Aiieh  jiiil  der  Autlu>Nun<>-  der  Alten,  besonders  des  \  r:  s  1  o- 
teles  und  Cicero,  lässt  sich  die  rati(juale  Theorie  in  Einklang- 
bringen.    Auch  diese  8eheu  den  btaat  ak  eine  noth wendig« 

I)  Kant  betont  allerdiiig.s  die  Nothwendigkeit  des  Staates,  auch  ihm  ist 
der  Eintritt  in  den  Staat  ein  Vemunftgcbot ,  nichts  willkührliches;  den- 
noch kann  er  sich  von  der  Konsseau'schen  Vertragstheorie  nicht  losmachen, 
wenn  er  17.  sas^t:  Der  Akt  ,  wodurch  sich  das  Volk  zu  eniem  Staate  kon- 
,  ßtituirt,  üi^Tntlicii  aber  nur  die  Idee  desselben,  nach  der  die  Kechtmässigkeit 
desselben  allein  gedacht  werden  kann,  ist  der  ursprüngliche  Kontrakt, 
nach  welchem  alle  im  Volke  fomne$  H  mnguli)  ihre  Süssere  Freiheit  aufgeben, 
um  sie  als  Glieder  eines  gemeinsamen  Wesens  sofort  wieder  aufsunehmra 
u.  8.  w.«  Als  besonders  kraft5<>;er  Vertheidiger  der  rationalen  Theorie  ohne 
jede  Vermittelunfi:  eines  Vertrages  ist  J.  J.  Fries  anzusehen, 
Bechtsphilosophie,  S.  5o.  Auch  Hegel,  2ö>j.,  rechtfertigt  den  Staat  ledig- 
lidi  »dttreh  den  allgemeinen  Willen ,  als  das  an  und  fOr  «ich  (d.  h.  seinem  Be- 
griffe nach)  Vernünftige«.  Von  den  Staatsrechtslehrern  vertreten  diese 
rationale  Theorie  besonders  K.  ö.  Zachariä,  lü  Bücher,  B.  I.  S.  (>]. 
R.  Mauren  brecher,  §.  36.  S.  -15.  H.  Zöpfl,  B,  I.  §.  41 ,  4-i  und  4Ö. 
H.  A.  Zachariä,  Ii.  1.  ^.  17. 
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Järecheinung ,  als  eine  ursprünglich  gegebene,  menschliche 
Ordnung  der  Dinge  au,  doch  gehen  sie  dabei  mehr  von  einer  in- 
stinktiven  Natur notln\  eiidiij^keit  oder  einem  geA^isseii  einsei- 
tigen phy^^isrhon  Triebe,  z.  ii.  dem  Socialitätetriebe ,  der  Hiilfs- 
bedürf'tigkeit,  nicht  von  der  Totalität  des  geistigen  Wesens  der 
Menschheit,  nicht  von  dem  zwingenden  Gebote  der  Vernunft  aus. 
Diese  mehr  uaturgeschichtliche  Theorie  der  Alten ,  welche 
den  Menschen  als  »Staatsgeschöpf  von  Natur«,  den  Staat  zun&f^at 
«Is  Naturprodukt  betrachtet  und  ihn  wohl  mit  dem  Staate  der  Bie^ 
nen  und  Ameisen  vergleicht steht  daxiH  über  allen  spätem 
Theotien,  Welche  den  Staat  auf  ein  veieinzeltes  bistölnscheiBi  Fak- 
tum oder  einen  Vertrag  gründen «  dass  sie  den  Staat  ale  iraften 
nothwendigen>  iii^t  m^ischMchen  Znstand  ansieht i  sie fiaM 
aber  ihre  h<äkere  wissenschaftliche  Lftutening,  ihM  wdlrhalb 
staatsphilosoplüschen  Ausdruck  erst  in  der  tationalen  Theoriie  der 
Yemunflnothwendigkeit  *.  < 

Die  Begründung  der  Staatsordnung  ist  nicht  nur  ein  Natur*- 
bedürfniss ,  sondern  eine  ethische  Pflicht,  weil  die  Menschen 
ausser  Ii  alb  des  Staates  ihre  Bestimmung-  nicht  eifüUen  und  das 
Gesetz  der  Gerech tif^keit  nicht  zur  Herrstliaft  bringen  können. 
Damit  ist  vollständig  dargetlian,  dass  es  überhaupt  Staaten  geben 
mnss  und  dass  jeder  Einzelne  sich  einer  staatlichen  Ordnung  un- 
terwerfen soll.  ' 


2)  Aristoteles,  Hb.  I.  cap.  I.  §.9.:  »£x  tovTtm'  ovy  (fnvtQov  ort  rtov 
ifvaa  tf  Tfohg  faiC,  xu\  ort  av^ntono^  ffvrret  noXinyor  Cr^Joy,  xnl  6  anoXtg  (fta 
if  vütv  xai  ov  6t«.  7vj(t)v  ?jroi  (f  uvi.og  iartv  ij  xfithiuii'  avS-QO}7Tos,  —  §.  10. 
Miöji  6k  noXixuiov  6  avS^Qunog  ^^jov  ntiotif  fAtXitJffi  xal  navTog  ayeXaiov  C^^ov 

6iHov'  .  .  .  6  6k  fit]  6vya/AtV0f  xoivuvfty  rj  fuj^kv  6e6fi€vos  6i*  nvTagxftav, 
ov&h  fA^Qog  noXtwq,  wnre  ^  ^ff(w  ^  ^<ö;.  4»wiH  fiky  ov»  ^  OQft^  iv  nuatv  tnl 
fi^>  ToiavTTjy  xotvb)viav.ii 

In  Ähnlicher  naturhistorischer  Weise  fasst  Cicero  de  republtca  I.  25 ,  den 
•taatftbUdenden  Tiieb  der  MensehMi  auf:  »jrwta  emtmt  9ofy$MK  ntm  tti  tarn 
wilbe^&at  fuem  »»Utrali»  quatiaia  hoe^man  qua»  eoa^^gtio,  non  eti 
#ntm  singulare  aut  soliv  agum  genus  hoc^t 

3)  In  eigenthümlicher  Weise  combinirt  Dahlmann  die  naturgeschicht- 
lioh-aristotelische  Auffassung  mit  der  ralionaiphilosophischen :  »Dem  Staate 
gsht  kflin  Nfttunustftnd  vonui,  der  von  bUiid«n  Trieben  nnd  vemunftlosen 
Menschen  handelt,  der  Natursuitand  des  Menschen  ist,  Vernunft  xn  !»•<■ 

sitzen  der  Staat  ist  eine  ursprüngliche  Ordnung  ,  ein  nothwendiger  Zu* 

stand,  ein  Vermögen  der  Menschheit  und  eines  von  den  die  Onttai^  nur  Voll- 
endung führenden  Vermögen.» 
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Mit  diesem  Nachweise  glauben  aber  einzelne  Juristen  sich 
nicht  begnügen  zu  können,  sie  verlangen  vielmehr  noch  eine 
rechtliche  Hcgründung  für  die  Existenz  der  e  i  n  z  e  1  n  e  n  S  t  aa  t  en , 
da  allerdings  der  Staat  überhaupt  durch  seine  vernünftige  Idee 
gerechtfertigt  sei ,  nicht  aber  die  Existenz  der  einzelnen  Staaten 
A.  B.  oderC.  Da  diese  durch  den  menschlichen  Willen  begrün- 
det seien ,  so  sei  es  schliesslich  doch  immer  die  Einheit  des 
Willens  einer  bestimmten  Menschenmenge,  sich  einer 
bestimmten  Staatsgewalt  zu  unterwerfen ,  wodurdi  die  Staaten  in 
concreto  entstünden  und  bestünden  und  diese  Uebereinstim- 
mung  lasse  sich  immer  doch  nur  als  Vertrag  denken  *. 

Allerdings  beruht  jeder  Staat,  selbst  der  unbeschränkteste, 
immer  auf  einer  gewissen  tluitsächlichen  Uebereinstimmung  der 
gehorchenden  Untertlianen.  Eben  indem  sie  gehorchen  oder  si(  h 
wenigstens  nicht  gegen  die  bestellende  Staatsordnung  auflehnen, 
ertheilen  sie  den  bestehenden  Staatszuständen  eine  gewisse  Zu- 
stimmung. Allein  es  bleibt  eine willkührliche  Fiktion,  sich  eine 
solche  Uebereinstimmung  als  Vertrag  zu  denken.  Es  giebt  sehr 
viele  Verhältnisse,  in  Betreö'  deren  die  ^lenschen  übereinstimmend 
denken  und  handeln,  ohne  dass  diese  Uebereinstimmung  deshalb 
auf  einem  Vertrage  beruhte.  Auch  ist  diese  Uebereinstimmung 
keineswegs  immer  eine  allgemeine  aller  Unterthanen;  eine 
widerstrebende  Minorität  wird  oft  zwangsweise  von  der  Majorität, 
ja  bisweilen  sogar  die  Majorität  von  einer  energischen  Minorität  im 
Gehorsam  gehalten;  auch  ist  diese  Uebereinstimmung  \'ielmehr 
eine  unbewusste,  als  eine  bewusste.  Die  Macht  der  Ge- 
wohnheit, die  in  den  menschlichen  Zuständen  eine  so  bedeut- 
same Rolle  spielt,  ist  der  eigentliche  Garant  jeder  Staatsverfassung. 
Die  Macht  der  Gewohnheit  heiTScht  in  der  öffentlichen  Meinung 
über  uns,  sie  setzt  die  Staatsgewalten  ein  und  hält  sie  in  ihrer 
Kraft 

Wir  verwerfen  daher  den  Staatsvertrag  nicht  nur  als  Recht- 
fertigung des  Staates  überhaupt,  sondern  halten  es  auch  keineswegs 
für  geboten,  die  mehr  oder  weniger  stattfindende  Uebereinstimmung 

4)  In  dieser  Weise  vertheidigt  z.  B.  Rein  hold  Schmid  die  Vertrags- 
theorie in  den  höchst  beachtenswerthen  » Grundzügen  der  allgemeinen 
Staats-  und  Rechtslehre«,  in  seiner  Theorie  und  Methodik  des  bürgerlichen 
Rechts.  Jena  1848.  S.  i:i2. 

5)  J.  J.  Fries,  Rechtsphilosophie,  S.  84. 
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der  in  einem  bestimmten  Staate  vereinigten  Menschen  sich  in  Foim 
eines  Vertrages  zu  denken  *. 

Der  Staat  ii  b  e  r  h  a  u  p  t  erscbeint  gerechtfertigt  durch  seine 
vernünftige  Idee,  durch  seinen  Zweck,  welcher  der  Willkülir  der 
Menschen  entzopon  und  mit  sittlich -rechtlicher  Nothwendigkeit 
gegeben  ist.  Die  Grüiuhin«'  des  Staates  in  concreto  kanr^abcr  nur 
als-  ein  geschichtliches  Phänomen  betrachtet  werden ,  wofür 
es  keine  rechtlich  konstitutiven  Principien  gicbt.  Die  Begründung 
eines  wirklichen  Staates  kann  nicht  durch  das  Gesetz  mit  Noth- 
wendigkeit geschehen,  sie  ist  für  sich  kein  rechtlicher,  sondern 
ein  politischer  Akt,  sie  ist  der  überwiegenden  Gewalt  über- 
lassen, welche  sieh  zum  Begenten  macht.  Jede  Gewalt  aber,  die 
als  Regent  auftritt,  findet  ihre  Bechtfertigimg  darin,  dass  sie  die 
YerwirkUohung  des  yemünftigen  Staatszwecks  zu  ihrer  Au^be 
macht. 

Die  Macht  enthält  nie  die  Rechtfertigung  der  Staatsgewalt,  sie 
ist  aber  das  Mittel,  die  Staatsordnung  praktisch  ins  Leben  ein- 
zuführen^.    Die  Idee  des  Staates  bedarf  eines  historischen 

Factums,  um  durch  die  Macht  ziu- Aiierkeniumg  im  Leben  zu 
gelangen.  Die  historisch  veniiittLhiden  Tliatsachen,  wodurch  ilie 
»SUt.itsidee  mit  Macht  bekleidet  und  ins  Leben  eingeführt  wird,  ge-^ 
hören  nicht  der  ;dlj;eineinen  staatsplnlosophischen  l'etraehtung, 
sondern  der  Geschichte  euies  bestimmten  Volkes  und  Staates  an. 


H)  Treffend  bemerkt  H.  A.  Zachariä,  Staatsrecht,  B.  I.  Ö.  57,  §.  17.; 
»die  Staatsgewalt  in  concreto  aber,  d.  h.  wie  sie  in  einem  wirklichen  Staate  nach 
poMtivem  Rechte  einem  bestimmten  Subjekte  als  zustftndig  erscheint,  kann  im 
allgemeiaen  keine  andern  Grundlagen  haben  ,  als  das  Hecht  überhaupt,  also 
die  auf  vernünftiger  Erkenntniss  beruhende  gemeinsame  Ueberzeugung  der 

lebendigen  Glieder  des  Gemeinwesens   Diese  rechtliche  Ueberzeugung 

als  V ertrag« massige  Uebereinkunft  der  Staatsglieder  zu  bezeichnen,  ist 
theila  dem  Wesen  des  Bechls  widersprediend,  theils  wird  daduidi  nichts  er« 
kl&rt»  th4^  fährt  es  su  folschen,  der  Natur  des  Staates  widersprechendeiL 
Konsequenzen.« 

7;  Sehr  richtig  sagt  Tren  il  cl e n  b  u  rg ,  Naturrecht,  S.  299:  »das  bestän- 
dige und  unveräusserliche  Fundament  des  Staates,  das  zwar  blinde,  aber  noth- 

wendige  ist  die  in  sich  selbst  ruhende  Macht  sie  ist  zwar  die  Grundlage 

des  Staates,  aber  der  Zweck,  wacher  erst  die  Macht  berechtigt,  ist  die  ' 
menschliche  Bestimmung,  die  Entwickelun^  des  Menschen  im  Grossea.« 

Auf  dasselbe  kommt  auch  die  Ansicht  von  Zöpfl  hinaus,  wenn  er 
§.  44.  sagt:  «der  metap  hysische  Grund  der  Gültigkeit  der  Staatsgewalt  ist 
ihre  Yernünftigkeit,  der  historische  Grund  ihrer  Geltung  ist  ihre 
Bigenschalt  als  Macht  selbst.« 
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Volk  und  Land. 

§.  47. 

i.  Yolk  . 

Die  Menschheit  zerfällt  in  natürliche  (iliodenm^pii ,  welche 
wir  Völker  nennen.  Die  ursiprüngliche  Einheit  eines  Volkes 
beruht  auf  seiner  Abstammung.  Mit  ihr  ist  die  Einheit  des  Gei- 
stes,  der  Sitte  und  Sprache  gegeben.  Aus  Mischungen  yersehie- 
dener  Völker  entstehen  neue  Völker. 

Der  Staat  ist  nicht  Aufgabe  der  Menschheit,  sondern  des  Vol- 
kes, ein  Universalreich  würde  die  eigenthümlichen  Anlagen  und 
Fähigkeiten  der  Völker  unterdrücken  und  ihren  besondem  ge- 
schichtlichen Beruf  Temichten*.  Das  Volk  ist  die  natür- 
liche Grundlage  des  Staates ^ 

1)  Bluntsehli,  Allgemeines  Stsatsreeht,  II.  Buch,  II.  Kapitel,  S.  81. 
Derselbe  im  Staatswörterbuche,  Bd.  Vll.  Artikel  Nation.  Volk,  Nationali- 

tätsprincip.  S.  152.  —  S-ahl,  B.  II.,  II.  Abschnitt,  II.  Kapitel.  S.  IRl.  — 
Zöpfl,  B.  1.  §.  ]  1  ff.  Sehr  beacliteuswerth  ist  auch  der  Abschnitt  in 
C.  liössler'  8  System  der  Staatslehre  über  »die  Bedeutung  der  Nationalität«. 
S.  527—546. 

2)  Barum  darf  man  nicht  den  Univer «alt  taat  als  Ideal  der  menech« 

liehen  Entwickulung  betrachten.  Et  ist  eine  Errungenschaft  unserer  tiefem 
wissenschaftlichen  Anschauung,  dass  wir  nicht,  vrie  der  unhistorische  Libera- 
lismus des  vorigen  Jahrhunderts,  die  Nationalität  als  ein  » reaktionäres 
Vorurtheil«  ansehen ,  welches  mit  steigender  Kultur  etwa  immer  mehr  abge« 
legt  werden  wfirde.  Jeaev  Humanismn«,  der  alle  Völker  in  einen  grosaen 
Humanitätsbrei  einrfihren  möchte,  ist  jetzt  eine  überwundene  Trivialität.  Wie 
das  Individuum  im  Staate  seine  Individualität,  so  soll  das  zum  Staate  or- 
ganisirte  Volk  im  Staatenvereine  seine  Nation  alitilt  für  alle  Zeiten  behaup- 
ten. Jede  wahre  Kulturnation  hat  ihre  eigenlhümliche  Aufgabe,  ihre  speci- 
fiache  Mission  in  der  Weltgeschichte.  Diese  kann  sie  nur  in  eigenthflmlicher 
Weise  darstellen  in  einem  nationalen  Staate.  Nur  durch  die  X  i'ionalität  er- 
hält die  Menschengcschichte  ihren  energiKchen  Keichthum  und  ihr  wahrhaftes 
Leben.  Nur  wo  verschiedene  Volker  und  Staaten,  als  sittlich-geistige  Or- 
ganismen ,  sich  gegenseitig  durch  Verkehr  und  Austausch  ihrer  geistigen  und 
materiellen  Produkte  fordern  und  anregen,  nur  auf  nationaler  Basis  ist  eine 
wahrhaft  menschliche  EntwidKclung  im  Grossen  möglich.  Erst  wenn  die  Völ- 
ker und  Staaten  sich  in  ihrer  nationalen  Eigenthümlichkeit  völlig  au ?<?clebt 
hatten,  wäre  der  I  niversalstaat  denkbar,  dann  aber  wäre  auch  die  Weltge- 
schichte au  ihrem  Ende. 

3)  Dies  erkannt  zu  hahen»  iat  ein  grossei  Veidieael  der  hietoiischen 
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Allein  der  Gang  der  geschichtUchen  Eiitwickelung  hat  viel- 
fache Abweichungen  von  diesem  natuigemässen  Principe  herbei- 
geführt. Wir  finden  Völker,  die  in  eine  Mehrheit  von  Staaten 
getheilt  sind>  wie  im  Alterthume  die  Griechen « in  der  Neuzeit  die 
Deutschen.  Umgekehrt  findet  man  verschiedene  Nationalttilten  zu 
Einem  Staate  vereinigt  f Oesterreich»  die  Schweis),  ja  fast  jeder 
grossere  Staat  hat  fremdS  Volktpaxtcüflen  in  sich.  Solche  Verhält- 
nisse haben  duirch  den  Gang  der  geschichtlichen  Entwickelung  ihre 
Berechtigung  erhalten;  diese  verkennen^  hiess^  das  europäische 
Staatensystem  in  ein  Chaos  auflösen. 

Das  Xationalitätsprincip  wird  bei  Neubegründung 
staatlicher  V^^ältnisse  allerdings  eine  wichtige  politische 
Maxime  sein,  aber  es  kann  nicht  alle  entgegenstehendcu  wohlbe- 
gründeteu  Rechte  vernichten,  ja  es  lässt  sicli  im  concreten  Falle 
nirgends  streng  durchführen,  da  es  überall  gemischte  Bevölkerung 
gieht  und  manche  Naturvölker  nicht  fähig  oder  wenigstens  nicht 
reif  sind ,  eigene  Staaten  zu  bilden  *.  Dagegen  hat  jedes  Volk, 
wenn  es  auch  stuatlich  zu  ("incni  i^roi^sern  Staat^^rranzen  geiiort,  ein 
Ilecht  auf  die  Erhaltung  seui«  i  u  itioualen  Sprache  und  »Sitte.  Eben 
so  hat  ein  Volk>  welches  in  mehrere  Staaten  gespalten  ist^  den  na- 

Schule.  Savigny,  System,  B.  I.  §.  9.  Daselbst  wird  der  Staat  als  »^e  leib*^ 
liehe  Oeatalt  der  geistigen  Volktgemeintdiaftir  cbarakteriairt.  Auch  Stahl 
a.a.O.  S.  162  macht  dies  energisch  geltend:  »Die  Menschheit  im  Ganzen 
hat  weder  die  Gemeinschaft  und  Gtschlosscnheit  der  natürlichen  Bedürfnisse, 
noch  die  Einheit  und  Individualität  des  sittlichen  Bewusstseins.  Darum  ist 
der  8taat  aueb  nicht  Beruf  der  geeammten  Mentehheit,  data  §ie  ein  Univerad* 
reich  bilde,  sondern  des  V  ulk  es.  --  —  So  muss  auch  der  Staat  als  Ordner  nnd 
Träger  jenes  Lebens  jedem  Volke  besonders  zukommen.« 

A]  Die  Staatslehre  hat  die  Berechtigung  des  Xationalitfltsprincips  für  die 
Politik  anzuerkennen,  aber  sie  muss  zugleich  seine  Grenzen  bestimmen  und 
vor  einseitiger  Uebertreibung  warnen.  Nicht  jedes  Volk,  als  solches,  ist  be- 
rufen, einen  eigfien  Staat  ni  bilden.  Nicht  alle  Völker  aind  'wahre  Staatavfll* 
ker.  Den  einen  fehlt  es  an  einer  ihnen  eigenthflmlichen  Staatsidcc,  den  andern 
an  der  Kraft,  diese  selbstständig  zu  verwirklichen.  Solche  Völker  sind  darauf 
angewiesen ,  sich  der  Leitung  und  Erziehung  begabterer  und  kräftigerer  Völ- 
ker untersuordnen.  Adssler,  S.  539.  Blnntschli,  I.  S.  88.  So  sind  die 
kleinen  Bruchtheile  slavischer  Völker,  die  weder  darch  Zahl,  noch  durch  gei- 
stige Kraft  im  Stande  sind,  einen  Nationalstaat  zu  bilden,  auf  die  Leitung 
Oesterreichs  naturgemäss  angewiesen,  während  die  Beherrschung  des 
grossen  italienischen  Kulturvolkes  durch  Fremde  eine  Anomalie  war ,  die  in 
nnsem  Tagen  durch  den  Oang^  der  Weltgetehiehte  rektifioht  worden  ist. 
Letatere  entscheidet  freilich  immer  in  letzter  Instanz  ttber  die  Fähigkeit  und 
Wür-li^'keit  eines  Volkes,  seine  XationalitÄt  auch  Staatlich  darsuatellen t 
»die  Weltgeschichte  ist  das  Weltgericht«. 
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tuigenäsaen  und  wohlberoditigteiL  Tneb,  die  ilun  sumgehide 
StaatoeiDheie  irentgstcns  durch  eine  mög^chst  enge  SlwtenTerbiii'^ 
dimg  la  enetsen. 

Buveh  dae  ZuiaalmeiileiMB  in  einem  Staate  knüplm  flieh  ' 
ter  den  Teneliiedcnen  YolkselementeiL  engere  Besiehungen;  daa 
GcfUhl  der  Zusammengehorigkett,  die  wecbfldeeitige  geistige  Ein^ 
"wirkungj  die  gleiche  staatliche  Behenschung  bilden  allmählich  eini» 
Binheii  unter  den.  BeheirschteD,  welche  wir  historische  Yolks^ 
einheit^  im  G^ensatze  zur  natürlichen,  nennen  können.  Wir 
unterscheiden  das  so  entstehende  Staatsvolk  (z,  H.  die  Schwei- 
zer, die  Oesterreiclier^  von  dem  Natiirvolke.  Volk  im  erstem 
Sinne  ist  demum  h  jede  Menschcuzahl,  welche  von  E  in  er  S  taa  ts— 
g ew ai t  beherrscht  wird  *. 

§.  IS. 

n.  Laad. 

Bas  Volk  ist  die  persönliche»  das  Land  die  dingliche 
Grundlage  des  Staates.  ^  Ohne  festen  Grund  und  Boden  ist  keine 
Einheit  und  Stetigkeit  des  Lebens  möglich.  Es  kann  wandernde 
Völker»  aber  keine  wandernden  Staaten  geben  (S.  118). 

Die  Natur  und  Beschaffenheit  des  Landes  übt»  wie  auf  den 
Charakter  des  Volkes,  so  auch  auf  die  Art  der  Staatsbüdung  einen 
gewissen  Einfluss  aus,  doch  ist  dieser  auch  yiel&ch  überschätzt 
worden»  so  besonders  seit  Montesquieu.  Mächtiger  bleibt  doch 
immer  die  geisti-e  Kraft  der  Menschennatur  und  der  energische 
Impuls  einer  höher  begabten  Xatioiiiilität.  Türken  und  Slaven 
sind  auf  <lvm  iiodcu  von  Hellas  doch  keine  Hellenen  geworden,, 
und  Germanen  scliufen  den  Staat  und  die  Kultur  von  Island  un- 
ter einem  Breitengrade,  wo  Eskimos  und  Grönländer  als  Wilde 
kläglicli  verkümmern. 

Weil  das  Land  ein  wesentlicher»  ergänzender  Theil  des  Staa- 

5}  Die  Unterscheidung  zwischen  den  Ausdrücken  »Xation«  und  »Volk« 
ist  so  schwsokendt  daa«  Bluntachli  in  der  Mtteii  Aullagie  »Volk«  tOx  die  na* 
türliche  Stamm-  und  Spracheinheit,  »Nation«  für  die  im  Staate  gecinigte  Men> 
schenmenge  erklärt,  in  der  dritten  Auflage  aber  gerade  diesen  Sprachgebrauch 
umkehrt.  Wir  sprechen  daher  lieber  vom  Naturvolke  (den  Deutschen;  im 
OegensatM  sia  dem.  Stantavolk«  (den  OastMnreiehani  odev d«n  Sdureisem). 
Die  Deutschen  war^  inuMittelalter  zugleich  ein  Naturvolk  und  ein  Staats- 
yolk ,  jetzt  sind  sie  nur  noob  «in  NaUinrolk ,  atceban  ab«r  danaak,  wiader  eiik 
Staatsvolk  zu  werden. 
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tes  ist,  80  hat  der  Staat  auch  ein  hesonderes  Kecht  an  dem  Lande, 
welches  sein  Staatsgebiet  bildet.  Dieses  T  erritorial^echt, 
auch  Gebietshoheit  genannt^  wird  falschlich  als  «Eigenthimiy 
«  damimumt,  bezeichnet;  es  ist  viefanehr  wnperiymt  und  yem  Staats- 

lechtlicher  Natur»  kein  Becht»  welches  nach  Ait  des  Sigenthums 
aar  Vermögensbefnedigung  dient  (^^omma  rex  imperio  pomietj 
si/KjuU  dwMo^k), 

Die  Gebietshoheit  hat  ihre  positire  Säte»  indem  jedem 
Staate  vollkommene  staatliche  Hermchaflb  über  sein  ganses  Gdl>iet 
zusteht.  Innerhalb  desselben  gelten  nur  seine  Gesetze,  nur 
seine  Gerichte  entscheiden,  nur  seine'Begierungsmassregeln 
haben  Anspruch  auf  Gehorsam.  Dem  Staate  sind  nicht  blos  die 
Menschen,  sondern  liiui  ist  auch  das  Land,  als  solches,  unter- 
worfen. 

Der  negative  Inhalt  der  Gebietshoheit  besteht  in  dem 
Rechte  des  Staates,  jede  andere  Macht  von  einer  staatlichen  AVirk- 
sanikeit  innerhalb  scine*<  Gebietes  auszusehliessen.  Ausnahme  bil- 
den die  sogenannt«  11  vülkerrechtliclicn  Servituten. 

Sobald  man  <las  Territorialreeht  des  Souveräns  niclit  als  patri- 
moniales  Ligciuliuni,  sondern  als  eine  staatliche  HeiTschaft  über 
das  Land  auffasst,  erscheint  auch  die  Bezeichnung  des  lle^^enten 
nach  dem  Lande  (Uoi  de  France J  durchaus  nicht  verwerflicli,  doch 
ist  die  nach  dem  Volke  »Äot  des  lYancam  ebenso  gerechtfertigt,  ja 
sogar  noch  edler  und  erhabener  ^  weil  das  Volk  über  dem  Lande 
steht  *. 


Die  Staatsgewalt. 

§.  49. 

Die  Ittatsgsvslt  in  aligemeiasB 

In  dem  Begaffe  des  Staates  liegt ,  als  wesentliches  Merkmal, 
das  Vorhandensein  einer  höchsten  herrschenden  Gewalt,  welche 

I)  Dies  gegfOBt  StaTit,  weldier  in  derBeceichnung  aKdii%  derFnnsosen« 

sogar  »ein  Bild  dev  Barbarei«  sieht.  Auch  die  deutschsii  KOn%e  nannten  sich 
»reges  Orrmanommi,  eben  to  sogen  die  römilchen  Kaiser  et  tot»  eich  nach  dem 

Volke  zu  nennen. 
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Staatsgewalt  genannt  wird  (S.  119).  Der  Staat«  als  einheitliclier 
Organismus,  bewarf  eines  G  e  s  am  m  t  wi  1 1  e  n  s^  welcher  befugt  ist, 
über  dieG  e  8  amm  tk  r  a  f  t  aur  Erreichung  der  Staatszwecke  zu  ver- 
fügen. Nur  der  einzelne  Mensch,  als  solcher,  hat  schon  von  Natur 
einen  Wüleii.  Jede  andere  Persönlichkeit  bedarf  einer  beson- 
dern Organisation,  nm  ihren  Willen  auszudrücken  und  dar- 
zustellen, der  Staat  so  gut,  wie  jedes  andere  (jemeinwesen.  Ein 
solcher  herrschender  Staatswille  kann  nur  hergestellt  werden,  wenn 
derselbe  in  einem  Subjekte  personificirt  wird,  denn  die  Staats- 
gewalt ist  eine  Gewalt,  welche  im  Namen  des  Staates  von  Men- 
sch e  n  geübt  wird.  Die  Staatsgewalt  bedarf  zu  ihrer  Wirksamkeit 
im  Leben  eines  hesfimmtcn  Trägers  oder  Inhabers,  welchem 
die  Ordnung  und  Leitung  des  Staatswesens  zusteht.  Das  so  zur 
Herrschaft  im  Staate  berechtigte  Subjekt  heisst  der  Herrscher 
oder  Souverän,  es  mag  eine  physische  oder  moralische 
Person  sein.  Die  so  in  einem  Subjekte  persönlich  gewordene 
Staatsgewalt  heisst  die  Obrigkeit. 

Die  rechtliche  Grundlage  der  Staatsgewalt  ist  dieselbe,  auf 
welcher  der  Staat  selbst  beruht.  Ist  demnach  in  dem  dritten  Ka- 
pitel der  Bechtsgrund  des  Staates  überhaupt  genügend  dargethan 
worden,  so  ergiebt  sicli  daraus  auch  die  Berechtigung  der  Staats- 
gewalt, denn  ohne  Staatsgewalt  ist  eben  kein  Staat  denkbar. 

Die  Staatsgewalt  luit  einen  durchaus  öffentlich-rechtlichen 
Charakter,  d.  h.  der  Herrscher  ist-nicht  um  seinetselbstwillen  zu 
Privatzwecken  mit  dieser  Gew^alt  hekieidet.  olm  Staate  ist  der 
Souverän  nicht  weiter  hereelitigt,  als  er  verpflichtet  ist«  ^ 

Der  herrschenden  Gewalt  der  Obrigkeit  steht  die  Gcliorsams- 
pflicht  der  Unterthanen  g^^über.  Aber  das  Verhältniss  des  Vol- 
kes zmn  Herrscher  ist  kein  persönliches  S ubjektions ver- 
hält niss,  wie  Leibeigenschaft,  Hörigkeit  oder  Gutsunterthänig- 
keit^  kein  kontraktlich-privatrechtUches  Band ,  keine  yasallitische 
Lehenstreue,  sondern  staatsrechtliche  Unterordnung 
unter  das  Oberhaupt  eines  gesetzlich  geordneten  Gemeinwesens. 

Nur  diese  Auffassung  sichert  den  Unterthanen  die  Würde 
freier,  gesetzlich  gehorchender  Staatsbürger,  dem  Herrscher  die 
erhabmie  Stellung  eines  veifessungsmässigen  Staatsoberhauptes. 


1)  Stahl,  Rechtsphilosophie,  II.  S.  141.  —  Pütter ,  Beiträge  «um  deut 
scheu  Staatsrecht,  B.  1.  S.  319.  —  Ancillon,  über  Souveränetät,  S.  13. 
System  des  deutschen  Staatsrechts.  11 
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üftiatiiflMi  itr  ItMticivilt 

Die  weseiitlu  heil  Eigens«  haften  der  Staatsijewalt  entspringen 
aus  der  Natur  des  Staates  selbst  und  sind  folgende : 

1.  Die  Staatsgewalt  ist  eine  höchste  irdische  Gewalt ,  su~ 
prema  potestas ,  Souvcräuetät.  Wäre  in  einem  Gemeinwesen  die 
leitende  Gewalt  einer  andern  IMacht  staatlich  untergeordni  t ,  sa 
könnte  ein  Rolches  auf  den  vollen  Begriff  des  Staates  keinen  An- 
sprach machen. 

2.  Als  höchste  Gewalt  ist  sie  unverantwortlich,  weÜ 
jede  Verantwortlichkeit  eine  höhere  Macht  voraussetzt ,  gegen 
welche  die  Rechtfertigung  zu  erfolgen  und  welche  ein  ürtheii  aus- 

•  zusprechen  hat. 

3.  Sie  ist  unwiderstehlich  innerhalb  ihres  Gebietes  und 
ihrer  Sphäre.  Indem  sie,  durch  Zusammenlegung  aller  Einzel- 
kiäfte,  über  die  Gesammtkraft  des  Staates  veifugt,  ist  keine  andere 
Kraft  ihr  zu  widerstehen  im  Stande.  Würde  es  einer  andern  Macht 
gelingen,  der  Staatsgewalt  einen  uniibetfildndlichen  Widerstand  mit 
Erfolg  entgegenzustellen,  so  wSrö  damit  die  Staatsgewalt  vernich- 
tet oder  wenigstens  so  lange  ausser  Wirksamkeit  gesetzt ,  bis  sie 
wieder  zu  einer  unwiderstehlichen  Gesammtkraft  geworden  ist. 

4.  Sie  ist  einheitlich  und  unt heilbar.  In  einem  Staate 
kann  es  nur  Einen  Herrscher  geben,  mag  dies  nun  eine  physische 
oder  moralisehe  l*crson  sein  Mehrere  gleichberechtigte  Herr- 
scher oder  Staatsgewalten  nebeneinander  würden  dem  Itogriffe  des 
einheitlichen  Organismus  \Mder>pre(  hen  und ,  statt  Sicherheit  und 
Ordnung,  Verwirrnnü  und  Aufiösiinii-  mit  sich  lühien. 

5.  Sie  ist  dauernd,  d.h.  unahhängig  von  dem  Tode  oder 
Wegfalle  ihres  persönli(  hen  rnlial)ers.  Wie  der  Staat  nicht  stirbt, 
cititas  non.  morifur  ,  ebensowenig  die  Staatsgewalt ,  mag  auch  ihr 
Träger  dem  meuschlicheu  Schicksale,  wie  jeder  andere  Sterbliche, 
erliegen.  Le  rot  ne  mmrt  pas,  d.  h.  der  Staatskönig  oder  das 
Königthum  stirbt  nicht. 

So  kann  man  die  Staatsgewalt  dauernd  nennen,  im  Gegen~ 


1)  Das  haben  schon  dit  Alten  nchtig  gewardigt»  so  Tacitus,  in  disajintta- 

les  I.  f). :  J  fst  conditio  imperandi ut  non  aliter  ratio  constit ,  q»nn>  ni  uni 
reddatur«.    Utas  II.  v.  304 :  »ovx  uyu&otf  noivxo*^viii  *  tis  xo4{fttvos  iotüt.'tt 


Du  Stsatsgewalt.  1(^3 

eatze  zu  dem  sehiielleii  Wechsel  ihrer  indiTidaellen  Träger^  aber  «k 
ewig  darf  auch  sie  nicht  bezeichnet  werden.  Wohl  ist  der  Staat 
seiner  Idee  nach  ewig^  als  eine  for  alle  Zeiten  nothwendige  Form 
menschliehen  Daseins,  aber  der  einzelne  Staat  m  omereto  ist  nicht 
ewig,  noch  weniger  die  in  einem  einzelnen  Staate  bestehende 
St<iiitsg^ewalt.  Die  Erde  ist  bedeckt  iiut  tU  u  Trümmern  unter- 
geg-angencr  Stauten  und  umgestürzter  Throne.  Die  Staaten  ster- 
ben wie  die  Menschen,  nur  dass  sie  ihre  Le])enstlauer  nicht  nach 
Jahrzehnten^  sondern  nach  JahrlmiMlorteii  berechnen. 

Unrichtig  und  selbst  blaspheimsch  ist  es ,  wenn  man  der 
irdisch-menschlichen  Staatsgewalt  die  Eigensdiaften  der  Unfehl- 
barkeit, der  Allgegenwartj  der  Heiligkeit  beilegt^  die 
nur  der  Gottheit  allein  zukommen. 

.'  -*■  *  .  ' 

§51. 

Grenzea  der  Staatsgewalt - 

-  Der  Staat  ist  die  höchste,  oberste  Macht  auf  Erden ;  die 
Menschen  und  alle  ihre  andern  Gemeinschaften  und  Institute  sind 
der.Staatsgewalt,  \^ynigstens  in  ihren  äussern  IJeziehiÄigen,  unt^<-^ 
geben.  Man  bezeichnet  dies  Yerhältniss  wohl  als  »die  Omnipotenz 
des  Staates  oder  des  Parlaments«.  Wenn  z.  B.  in  einem  souverä- 
nen constitutioneUen  Staate^  unter  Zustimmung  aller  Faktoren  der 
Staatsgewalt,  ein  Gesetz  Terfassungsmässig  zu  Stande  gekommen  ist, 
so  ist  formell  ein  solches  Gesetz  unbestritten  gültig  und  recht- 
mässige mag  soin  Inhalt  sein,  welcher  er  will;  denn  es  ist  keine 
höhere  Autorität  vorhanden ,  welche  ein  solches  Gesetz  als  rechts- 
widrifr  verwerfen  könnte.  Es  ist  somit  in  gewisser  Beziehimg  rich- 
tig, Avcini  man  sagt,  König  und  Ivaiuiaern  (das  rarlciineiit  im 
Sinne  des  enj^lisehen  Staatsrechts)  können  im  Staate  alles  tliiui, 
was  überhaupt  nieuschlicli-mös^lich  ist.  Aber  diese  Unujnschränkt- 
heit  ist  nur  eine  f  o  r m  e  11  e ,  keine  m  u  t  c  i  i  e  11  e. 

Ucber  dem  menschlichen  Bereiche  des  Staates  steht ,  als  eine 
höhere  !Macht,  di e  s i tt|i c h e  u n d  n a t ü r Ii c h e  () r  d n u  n g  d  e r 
Dinge     welche  der  Staat  nicht  umkehren  oder  verwirren  darf, 

-    '-'i':'.,   ,       '•  '     '     -  "  '  -  '  ' 

T*— 7"""^ 

'.    .^i    ■     ■     ■  -i- 

•  .  ,»  i)  Wilhelm  vonHutnboldt,  «Ideen  su  einem  Versuche,  die  Grenzen  der 
Wirksamkeit  de*  Staates  zu  bestimmen«,  in  seinen  ?t'<:ammelten  Werken  IS52), 
B.  VII.  8.  1—197.    H.  Zöpfl,  B.  1.  i.  52.  Stahi,  Ii.  §.  41.  S.  154  ft. 

2)  Stahl,  a.  a.  O.  S.  155. 
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ohne  schweres  Unrecht  zu  be^^^clien ;  so  darf  er  die  Freiheit  der 
WiBsenschafty  des  Glaubens«  die  Heiligkeit  der  Familie,  die  ewigen 
Grundlagen  des  Sittengesetxes  nicht  angreifen.  Thul  der  Staat  es 
dennoch 3  so  giebt  es,  über  der  souveianen  Staatsgewalt,  fireüieh 
keine  richtende  Autorität ,  welche  ein  solches  materielles  Un- 
recht auch  formell  dafür  erklären  und  e^  bestrafen  könnte^  aber, 
dem  Betheiligten  gegenüber,  erscheint  ein  solcher  Akt  der  Staat»«- 
gewalt ,  trotz  seiner  formellen  Correctheit,  abunverbindlich« 
Er  kann  und  mua»  in  einem  soldien  Falle,  freilich  auf  seine  Oe&hr 
hin ,  der  ihre  Sphäre  überschreitenden  Staatsgewalt  den  Gehorsam 
verweigern  passiver  Widerstand)  und  ge<>;on  das  Unrerht  protestl- 
ren :  "Mau  soll  Gott  luelir  ^:ehorrhe]i,  als  den  Moiisclion«. 

Ks  isi  aliordini»s  rin  Verdienst  der  mod*  iUL»n  Staatscniwu  ko- 
luiiir .  d»M)  Staat  als  oberste  s o  u  v  e  rii  n  e  M  a  c  h  t  auf"  Krdeii  /.iir 
Anerkeumiiii;;  ]i;e1»raf  ht  zu  liüb'Mi  :  ;iber  es  ist  eine  «,'^etabrliobo 
Uebertreibiui'^ ,  wenn  man  die  .Maai^^ewalt  niclit  nur  als  dit  >uii- 
veräne,  scnidern  aueb  als  die  absolute  Maclit  ansieht,  die 
schlechtbin,  aueb  niateriell,  kein  Unreelit  tbun  kann  ,  die  der  ein- 
zi<re  Re<;ulator  aller  menselilicben  Dinare  auf  Erden  i<t.  Wo  der 
Staat  8oklie  sittlielie  und  natürliche  Scbrankeli  nicht  anerkennt, 
wo  er  jetl*  Ueberschreitun«»  des  rechtlichen  T'iukreises  der  Staats- 
gewalt für  erlaubt  hält  ,  ist  .Staatsabsolutismns  vorhanden, 
welcher  wohl  zu  unterscheiden  ist  vom  FürstenabsolutiBmus,  denn 
auch  ein  Parlament,  ja  eine  demokratische  Volksversammlung, 
kann  dieser  gefährlichen  Richtung  ebenso  verfallen,  wie  ein  AUein- 
herrscher'.  Keine  Zeit  hat  wohl  dem  Staatsabsolutismus  mdir 
gehuldigt,  als  die  französische  Revolutionspeiiode  und  der  Con- 
vent  mit  seinem  revolutionären  Radicalismus.  Es  ist  bezeichniend 
genug,  dass  zwei  so  diametral  entgeo^enge^etzte  Geister,  wie 
Hobbes,  der  Vorlümpfer  despotischer  li^^Ilkühr,  und  Rous- 
seau, der  publicistische  Prophet  der  französischen  Revolution^ 
gerade  in  dieser  Richtung  völlig  übereinstinmien.  Höbbes* 


3)  Bluntschli,  II.  S.  1.:  »In  diescrJAuffassung  stimmte  Ludwig  XIV. 
mit  dem  Convente  völlig  überein.  Beide  sagten  von  sich :  »wir  sind  der  Staat 
und  der  Staat  ist  allmiehtig«.  Thlert  kirt,  tk  h  Eiwkttiim  franf.  II.  p.  200 
sagt  von  der  Ansicht  der  JaeobiaeT*  »die  Nation  kann  nie  auf  ihre  Befugnis« 
verzichten:  Alles  zu  thun  und  Alles  zu  wollen  zu  jeder  Zeil;  diese  Befugniss 
gründet  sich  auf  ihre  Allmacht  (sa  touU-puisamceJ  und  diese  ist  unver- 
&usserlich.« 
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nimperium  absolutum^v,  welchem  gegenüber  der  TJnterthan 
kein  Eigenthum^  kein  ürt;heÜ«  kein  Gewissen  und  selbst  keine 
Religion  hat,  wie  Itofieseen*8 '  inc olonte  generale die  nicht 
Unrecht  thun  kann,  diraen  ofleiclimäsfäig-  dem  Staatsabsoluii-uuis. 

Ausser  dioson  sittlich  -  natürlichen  Scliranken,  welche  in  je- 
dem Staate,  aucli  dem  absolut  -  monarchischen  ,  der  Stautsf^ewalt 
gczQf^en  sind .  criebt  es  noch  f»eschiclitiK  Ii  j^ewordene  ,  positiv- 
rechtliclic  St  liiankeu  iur  die  Staatsf^ownlt.  Diese  köiuieii  so- 
wohl durch  Staatsvorträge  mit  Hfulmi  Sia  ii«  n.  wie  diirc)i  Staats-- 
grund<?c«et7p  crpnroHen  sein,  sok  iie  St  hranken  snid  z.  B.  in  Deutsch- 
land 'lic  Jicstimiiiuuucn  der  lbmdc«:nktc,  die  landständischen  Verr- 
fn'^simLidi  Je  reicher  «^ej^liedcn  und  je  inniger  mit  dem  Volks- 
lebf  ii  \  erwachsen  eine  Verfassung  ist,  eine  um  so  kräftigere 
Schulzwehr  stellt  sie  der  Willkühr  entgegen.  Ja,  die  bedeutsam- 
gten  Schranken  der  Staatsgewalt  bestehen  nicht  einmal  immer  in 
positivrechtlichen  Sanktionen  und  geschriebenen  Verfassungsnr- 
kunden^  sondern  oft  nur  in  <  in'  i  kiäftigen,  jfreiheitlichen  Gesin- 
nung der  Nation  und  einer  bestimmt  ausgepiügten  Volkseitte. 
^  hat  sidi  auf  christlich-gennaniseher  Grundlage  in  den  Kultur- 
stMen  des  westliehen  Europa  eine  so  feste,  sittUdieüeberseügung» 
ein  90  fehles,  persönüehes  Ehigeluhl  auagebildet, ^ass  die  Staats- 
gewalten, der  civiliatrten  Völker  Europa*s  viele  Dinge  nicht  wagen 
diisfehy  die'fliidi  ein  asiatiseher  Despot  jeden  Tag  erlaubt»  ohne  nur 
daiäber  Tadel  2«  erfohren. 

§.  52. 

W«i  tt4  l«frUr  tavBriietlt  in  telacr  geMUsbfUclea  litviftkeliig  *. 

lu  dem  moderneu  europäischen  Sprachgebrauche  wird  die 

4)  llobbes,  de  cive  V.  2.  Nach  ihm  machen  nur  Staatsgesetze  Recht 
und  Unrecht;  auch  die  Religion  ist  rein  poUtisch ,  der  Staat  bestimmt  Kultus 
und  Gottesverehrung  nach  Gutdünken,  die  Kirche  ist  ein  abhängiges  Moment 
des  Staates,  das  Gesetz  des  Staätes  ist  das  einzige  Gewissen  des 
Borgers. 

5)  JRousseau,  du  emtr.  töe.  I.  6.  Dis  Grundbedingung  des  SociaWertra- 
ges  ist ;  >»l*alientttimi  totale  de  chaqueassocie  avec  tou$  aes  droits  ä  toutv  !a  commu- 
naute  .  .  .  de  plus  Valienation  »e  faisant  sans  reserve,  Ftonon  est  aussi  pnrfaite, 
quelle  peut  fetre  ei  nul  iusocie  tCaplus  rien  ä  reclanter.».  Nach  Rousseau  kann 
kein  Qeteti  Xlnreebt  setn,  weil  alle  Oesetse  Akte  der  »wthnte  genM»«  sind 
und  iii0iiMiiid«iflh  selbst  Unredit  tkun  kann  (II.  6.). 

1)  H.  A.  Zach aria,  B.  I.  §.  14.  S.  43  ff.   Fr.  AnctUoQ,  Ober  SouTe- 
Tiaetit  und  Staatsverlassung.  2.  Aufl.  Berlin  1616. 
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Staatsgewalt  mit  dem  romanisches  Ausdrucke  »Souveränetät« 
•beseiclmet,  der  Inhaber  der  Staatsgewalt  aber  der  SouTerän 
genannt^  mag  derselbe  eine  physische  oder  moralische  Person  seiOy 
wenn  ihm  nur  die  höchste  Staatsmacht  £u  selbstständigem 
Bechte  «usteht. 

Nach  der  Idee  des  Mittdaltets  war  der  römisch-deutsche  Kai- 
i^ei  das  weltliche  Oberhaupt  der  Christenheit;  der  Theorie  nach 
waren  alle  Könijü^o  und  Fürsten  ihm  untergeben  ^  et  wsa  dammm 

mundi,  der  Köni«^  der  Köni^  fS.  49) . 

Aber  je  mehr  das  iiatioiiule  und  monarchische  Selbstgefühl  bei 
den  übrigen  Völkern  und  Herrschern  Europa's  erstarkte ,  um  so 
unhaltbarer  wurde  diese  Theorie.  Vor  allem  sträubu  ii  sich  die 
grössern  Könige,  eine  soklie  l-nterordiiuu«; ,  wenn  auch  nur  theo- 
retij^ch ,  anzuerkennen,  vor  allen  und  yiK  i>t  die  Könige  von 
Frankreieli,  Aber  man  i^inf^  nicht  j^leieii  so  weit,  die  ^auze 
tiefgewurzelte  Theorie  umzustürzen;  man  bestritt  dem  Kaiser 
principiell  nicht  sein  do?ni'/fitmi  mundi .  sondern  behauptete  nur  für 
sich  eine  Ausnahme,  eine  Exemtion  von  dieser  Gewalt.  Kraft 
eines  eximirenden  Titels,  sagten  die  Könige^  seien  sie  von  dieser 
kaiserlidhen  Gewalt  befreit,  ihre  Hen-schermacht  sei  ebenso  un- 
mittelbar von  Gott,  die  des  Kaisers  ^  und  somit  ^e  höchste 
Gewidt,  giqtrema  po/f  sfm ,  supremita»,  mpremaiiaf  mprematus* 
Hieraus  entstand  in  Frankreich,  welches  sich  zuerst  für  unabhän- 
gig erkl&rte,  das  Wort  souverainete.  Den  reohljichen  Charakter 
einer  solchen  mprema  j»0^«^a^ -suchte  man  in  der  Abwesenheit  jeder 
Unterordnung  unter  eine  andere  iidisdbie  Gewalt  >  besonders  die 
kaiserliche.  An  dne  Unbe schränk theit  der  Staatsgewalt  im 
Innern  I  den  Unterthanen  gegenüber,  dadite  man  im  Mittelalter 
dabei  npch  nicht,  wie  ja  eine  solche  auch  nirgends  bestand.  .  . 

Erst  als  das  Königthimi  in  Frankreich  alle  standischen 
Schranken  beseitigt  hatte,  wurde  auch  die  Souveränetät  in  abso- 
lutem Sinne  viostanden,  .als  völlig  unabhängige,  unbe- 
grenzt he  rr  sch  en  d  e  Staatsgewalt.  In  d  i  e  s  e  m  Sinne  machte 

2  Um  ihre  Gleichheit  mit  der  kaiserlichen  AVürde  auszudrücken ,  legten 
sich  Könige  bisweilen  bei  einzelnen  Gelegenheiten  auch  den  Kaisertitel  bei,  so 
die  Könige  von  Frankreich  in  den  Verhandlungen  mit  der  hohen  Pforte  und 
dsren  Untentaaten ;  so  wird  die  grosflbritftniiisehe  Kflnigskrone  btt  auf  den ' 
heutigen  Tag  nfJie  Imperial  erowti  of  Greutbritmn«  genannt.  Dagegen  dauerte 
68  noch  lange ,  ehe  die  deutsche  Xteichekanslei  den  Titeh  Migeetit,  auch  den 
Königen  gab. 
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Ludwig  XIY.  die  Souveiäii«tät  zum  WuhlBpruche  d«8  Köni^ 

Die  de  Uta  eben  Fünten  hatten»  bo  lange  das  Beich  beatand, 
in  keinem  Sinne  des  Wortes  ^»SouTefiinet&t«.  Wenn  ihnen  auch 
gefällige  HolQ^lidaten  und  ausländische  Schmeidiler  *"  bbweilen 
den  Souveiänettttatttol  beilegten,  so  gab'  es  doch  bis  sum  Jahre  1806 
von  Beehtswegen  in  Deutscfalaad  nur  £ineai  SouTerän ,  den  Kai* 
ser^.  Innerhalb  Deutschlands  ivacen  alle  Fürsten  der  Reichs- 
gewalt unterworfen.  Erst  die  Auflöj«iing  des  Reiches  machte  die 
deutschen  Fürsten  zu  iSou  vt  rim  cii ,  iiidcm  sie  soitdcm  keinen 
Oberherrn,  keine  höhere  Reichsgcwalt  mein  anzueikeimeu  brauch- 
ten. Mehrere  Rheinbundsfiirstcn  ®  fassteii  aber  die  »Souveränetät 
als  völlig  schrankenlose  Cii w  ilf  auf.  aueli  ihren  Ständen  und 
Unterthanen  ;^'^e<renüber ,  wodinvji  sie  sich  zur  Aufhebun«*-  der  be- 
ffteheuden  iaudständi^cliPn  Vcrik.ssungen  bereelitig-t  hielten,  eine 
Missdeutung  des  8ouveranet<Htsbegriffes,  welche  jedoch  auch  ßuer- 
l^hen  Widerspruch  Und '. 


3 1  Als  wissenschaftlicbsr  Begründer  der  Souveränetätslehre  im  Sinne  des 
französischen  Absolutismus  erscheint  besonders  Bodinu».  Siehe  Blunt* 
SChli,  Geschichte  des  AUgem.  Staatsrecht^  'S.  T2  tt'. 

4)  Bezeichnend  j^enujüf  für  die  Ahsi(  lit  der  Fraiizusen  ist,  dass  es  in  den 
zum  vrestphälischen  Frieden  von  Frankreich  gemachten  Propositionen  Art.  VIII. 
heiuts  »Qtf«  (mt*  le§  Prineet  et  EtaU  m  gMral  e$  cn  partieulwft  »er&ni  momfo- 
«tts  dam  tom  les  auf  res  droits  de  souverai  in  fJ  qui  Uiir  appartiennent«.  Was 
sie  bereits  damals  im  Schilde  führten,  brachten  sie  endlich  1  zur  Ausfüh- 
rung. Die  Souveränetät  der  Partikularstaaten  wur  das  Danaergeschenk  Frank- 
reichs an  Deutschland! 

5)  jr.  J.  Moser,  von  der  Landeshoheit  überhaupt,  S.  J7. 

6)  Aber  keinesveg«  die  Rheinbundsakte  selbst,  welche,  Art.  20.,  die 
Rechte  der  Souverinetät  aufzählt:  »Les  droits  de  souverainet^  $o»»t  ceM  de  legis- 
lation,  de  jnridiction  supr^ne,  ih  haute  poIice,  de  l  ouncnptlon  niiiitaire  on  renvtte- 
ment  et  fVimpHta.  Art.  27.  bezeichnet  sie  diese  Hechte  als  » essentiellem ent 
tnherents  ä  la  sonveraineie« ,  dagegen  findet  sich  in  der  Rheinbundsakte  kein 
Wort,  wodurch  diese  behauptete  Unbesehrtnktheit  der  Gewalt  gerechtfertigt 
-werden  könnte. 

7)  Gegen  diese  Auffassung  der  Souveränctät  war  besonders  die  berühmte 
Erklärung  des  Grafen  Münster  vom  14.  Oktober  1814  gerichtet:  »In  den.  Be- 
griflfe  der  SouverÄnetat  liegt  keine  Idee  der  Despotie.  Der  König  von 
Groasbritannien  ist  unläugbar  eben  so  aottverin ,  als  jeder  andere  Ffirst,  und 
.4ie  Freiheiten  seines  Volkes  befestigen  seinen  Thron,  anstatt  ihn  au  unter- 
graben. «  K 1  ü  b  e  r'  s  Akten  ,  B.  I.  S.  ÜS.  Selbst  Metternich  stimmte  mit 
dieser  Auffassung  überein,  indf-m  er  erklarte:  «dass  in  neuem  Zeiten  despo- 
tische Hechte,  dergleichen  man  nicht  begehren  könne,  mit  dem  "Worte  Sou- 
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Die  durch  die  Auflösung  des  Reiches  begründete  j  durch  die 
Rheinbundsakte  und  die  Jiundesakte  anerkannte  Souveränetät 
bildet  auch  heutzutage  noch  die  Grundhige  des  deutschen  Staats- 
rechts. 

Nach  einer  gelättCerten  wissenschaftlichen  Auifossung  unter- 
scheiden wir  im  Souverändätsbegriffe  zwei  Momente : 

a.  die  völkerrechtliche  Seitey  welche  im VerhiUtnisse nadi 
au ssen^  zu  andern  Staaten j  hervortritt.  Hier  nennen  wir  einen 
Staat  und  einen  Henscher  souverSn,  wenn  er  keinen  Oberhefm> 
keine  höhere  Gewalt  über  sich  anerkennt^ 

b.  die  innere  staatsrechtliche  Seite  bezeichnet  die  Fülle 
staatlicher  Hoheit  und  Macht«  die  Vollständigkeit  der  Begie- 
rungsrechte«  worin  aber  keineswegs  Schrankenlosigkeit» 
Despotismus  und  Rechtlosigkeit  der  Vnterthanen  liegt.  Diese 
missbrftuehliche  Bedeutung  des  Wortes  Souveränetät,  welche  Lud- 
wig XIV.  auf  der  schwindelnden  Hohe  seiner ,  sich  selbst  vergöt- 
ternden Macht  aufbrachte,  ist  im  Staatsleben  ebenso  gef ahrlich> 
wie  in  der  Wissenschaft  unhaltbar  imd  verwerflich. 

§•  53. 

.  Isilii^keitdsrSoiifMiastlt*. 

Seit  Rousseau  und  der  firanzösischen  Revolution  ist  eine  An- 
sicht au^estellt  worden,  welche  überall ,  mii  unbedingter  Allge- 
.  meingiiltigkeit,  dem  Volke  die  Sonveninetät  zuspricht.  Das 
Princip  der  Volksson  veriinetät  ist  zn  Zeiten  in  der  Wissen- 
schaft, wie  im  Leben,  zu  tmer  solchen  Macht  ^^chm^rt,  dat^s  es  idt- 
begründete Gewalten  über  den  Haufen  warf  und  neue  Staatsord- 
nun^^en  ,  freilich  meist  sehr  eplit nierer  Natur,  ins  Leben  rief.  Es 
bedarf  ilaher  hier  einer  nähern  üeleuchtung  und  Kritik  dieser 
Lehre. 

Obgleich  diese  Theorie  st  Inni  früher  von  sehr  entgegengesetz- 
ten Parteien  verfochten  worden  ist  ^,  so  können  wir  doch  Bous- 


veränetäUrechte  confundirt  worden,  da  doch  letztere  nur  Ecgi( mn-srechte 
enthielten.  ConferensprotokoU  vom 22.  Okt,  lSi4.   ivUber/B.  ii.  S.  1  oy . 
Ij  l  I  r  die  Begriffe  Volkseonverfiaetit ,  StaatMOuvertnetSt  v.  s.  w. 

H.  A.  Zachariä  a.  a.  O.  §.  IS.  S.  60.  H.  Zöpfl,  B.  L  §.  54.  S.  89  ff. 
Bluntschli,  B.  II.  Cap.  II.  S.  5  ff.  Friedrich  Murhard,  die  Volkssou- 
veränem ira  Gegensatze  der  s.  g.  Legitimität.  Kassel  1S32.  Ludwig  Thilo» 
die  Volkaeouvertoetit  m  ihrer  wahren  Gestalt.  Breslau  1833. 
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sean^  als  den  einfluBsreichsten  Yeitreter  der  VolkssouTeiSnetiiA, 
hier  vorsngsweise  ins  Auge  fassen. 

Das  Volk  ist,  nach  dieser  Auffassung^  die  Summe  der  LudiTi^ 
duen^  die  zum  Staate  zusammentreten;  man  löst  den  Staat  in  Ge- 
dMikim  in  seine  Atome  auf  und  spricht  dieser  unorganischen  Masse 
die-  hediste  Gewalt  zu.  Der  a  1 1  j*-  c m  e  i  n  e  Wi  1 1  e  » rolontc  genS^ 
ralea  ist  der  cinzi;^  wahre  Souverän.  Die  Stauts^ewalt  kann  kei- 
nem ;nulem  Subjekte  zukomincn  ,  als  diesem  Willen  .  \\  plclier  dns 
btisUiiidige  ErjTcbniss  der  siiiiiiiifli<  lien  «^leichbtM  tM  liii^^icn  W'illeu 
aller  Ein  7ebif»7i  ist.  Die  Souveräne  T;if  ist  un  v  e  r  ii  u  s  s  c  r  Ii  <  h  l><*i 
der  (t( --aiiuntiiiassc.  Volk,  Staat,  Sciuveiün,  alli^Tuu  incv  W'illr  sind 
darum  ganz  dasselbe.  Da  alle  Staatsgewalt  nur  im  Aul  trage  des 
Yolko^  iii^ire^t^^riid^  so  kann  sie  von  demselben  in  jedem  Augen^- 
bUcke  wieder  an  sich  ^ezogen^  von  ihm  selbst  ausgeübt  und  ander- 
."urtetig  ^  er^cben  werden  ^. 

x-r  Die-Lehre  von  der  Volkssouveränetät  hatj  me  Stahl  richtig 
heniezki^  darin  ein  Stücke  freilich  schief  ausgedruckter,  Wahrheit : 
«dasB  Staat  unbestreitbar  zuletzt  auf  dem  Y  olkswillen  be^ 
ruht«.:.  Selbst,  der  absolute,- völlig  unbeschränkte  Monaieh  regiert 
ÜMdfem  nur  kraib  Volkswillens,  als  das  Volk  seine -Herrsdiaft 
taierirt,  als  er  augenblicklich  aufhören  würde»  zu  regieren,  wenn 
das  ganze  Yelk  oder  seine  überw  iegende  Majorität  seine  Begiiemng 

2)  Die  Lehre  von  der  ursprOngUcheii  und  ttaverftuMerlidiea  Sonverinetät 
des  Volkes  iet  xu  allen  Zeiten,  bei  tie%eheiideii  staatlichen  Bewegungen,  von 
Feinden  der  bestehenden  Gewalt  behauptet  nnd  als  michtiges  Angriffsmittel 

benutzt  worden.  So  von  F.  Hotomann  in  seinen  Kämpfen  ge^en  Hein- 
rich Iii.  und  die  Ligue ,  von  JuniusBrutus  und  Buchanan  im  Anfange 
der  englischen  Umw&lsung.  R.  v  o  n  M  o  h  1 ,  Encyki.  S.  III.  Aber  auch  die 
Jesuiten  Bellarmin  nnd  Maria  na  nahmen  die  VolkssonverAnetftt  in  SehutSt 
um  die  von  der  Menge  abgeleitete  Gewalt  des  Königthums  herabzusetzen  und 
sie  der  päpstlichen  unterzuordnen,  die  allein  von  Gott  eingesetst  seL  L.  Han- 
ke' s  hist.  polit.  Zeitschr.  Tl.  S.  600. 

3:  Völlig  bodenlos  erscheint  diese  Theorie,  wenn  man  nicht  nur  von  einer 
Sonverinetät  des  ganzen  Volkes ,  sondern  jedes  Einseinen  im  Volke  sprieht. 
So  heisst  es  in  einer  officiellen  Erklfirung  Lamartin  e'  s :  »Jeder  Franzose, 

der  das  Mannesalter  erreicht  hat,  ist  Staatsbürger,  jeder  l^ürger  ist  Wähler. 
Jeder  Wähler  ist  Souverän!  Das  Kecht  ist  gleich  und  ist  ein  absolutes 
für  alle.  Es  kann  kein  Bürger  zum  andern  sagen :  du  bist  im  hohem  Masse 
Sonverln  als  ieb.  Brwigt  Hure  Macht ,  bereitet  Eneh ,  dieselbe  ansznflben 
und  seid  würdig,  in  den  Besitz  Eurer  Macht  einzutreten.«  Lamartine,  hist.  de 
la  revolution  Je  1S4S,  II.  p.  149.  Bluntschli  a.  a.  0.  S.  B.  Eine  solche  Auf- 
fassung i«t  mit  jeder  Staatsordnung,  selbst  einer  demokratischen,  unverträg- 
lieh ,  sie  ist  eben  die  offene  Proklamation  der  Anarchie! 


Digitized  by  Google 


FttaIhM  Kapitel. 


euergiseh  nielit  mehr  wollte.  Deimocli  ist  die  Lehre  von  dear 
YolkssouTeränetät  wissenschaftlich  unhaltbar.  Ihr  Hauptirrthum 
htgt  besonders  in  der  Axt  und  Weise,  wie  sich  Booeseau  den  Volks- 
willen  Tocstettt 

1.  Der  Yollunfilie  ist  nicht  die  Summe  aller  £insel- 
willen,  dk»»»eehH>i»di«»«amnei^  er i« T>rim«lir «in 
unprän^ch  geiat^eB  Element,  eine  Macht  über  den  einzel- 
nen Individuen.  Der  Einselne  wivd  nicht  gefragt,  ob -er  den 
Staat  oder  die  Staatafoxm  so  oder  so  constituirt  haben  wiU,  er  wird 
in  den  Staat  und  das  Volk  ebenso  unwillkuhrlich  hineingebo- 
ren, wie  in  die  Familie.  Ein  eigenl&umlicher  Volksgeist  durch- 
diüigt  (üe  Indiriduen  und  bestimmt  den  VolkswiUen  mehr,  wie  ein 
unbewusstes  Gefühl,  als  eine  klar  reflektirte  Absicht.  Wie  die 
Sprut'he.  so  wächst  auch  das  K  ec  Jit  ursprünglich  aus  diesem 
Volksgeiste  cuip«»i ,  und  als  die  wichtigste  JSeite  der  Rechtsbilduiig 
ersclieiut  der  Staat  und  seine  historisch  gegebene  Ordnung  Sa- 
vignyK  Erst  wenn  die  Völker  zu  einer  höhern  Keife  der  Ent- 
wirkehmg  gelangen,  wirkt  nuMi'>(  hliehe  Absicht  und  Jiellexion  aul 
<iaä  Wesen  des  Staates  umgestaltend  ein, 

2.  Die  Ansicht,  dass  die  Staatsgewalt  erst  durch  eine  ("nm- 
position  der  Einzeiwilien  zu  einem  Gesammtwiilen  entsteh«'  und 
nur  durch  einen  Akt  der  Uebertragung ,  und  auch  dann  nur  der 
Ausübung  nach ,  auf  ein  bestimmtes  Subjekt,  als  Depositär  oder 
Mandatar  des  Volkes  übergehe,  verkehrt  das  ganze  natürliche  Ver- 
hältniss.  Vor  der  Obrigkeit  existirt  gar  kein  Staat;  man 
kann  daher  nicht  erst  einen  Staat  errichten  und  dann  eine  Obrig- 
keit in  demselben  einsetsen.  Die  Obrigkeit  ist  kehie  übertragene, 
eondexn  eine  im  Wesen  des  Staates  nothwendig  liegende  Gewalt. 

3.  Insofern  diese  Theorie  auf  All^emeingültigkeit  An- 
spruch macht,  steht  sie  mit  der  geschiditEßhen  Wahrheit  im  Wi- 
derspruche und  kann  sich  nur  durch  gehaltlose  Fiktionen  helfen; 
denn  keineswegs  ist  der  Monarchie  immer  eine  Volkssouveiänetät  , 
vorausgegangen  und  vielfach  ist  eine  Staatsgewalt  wohlbegründet 
und  anerkannt,  wo  erweislich  eine  solche  Uebertragung  nicht 
etiittgefunden  hat,  z.  B.  wo  in  Folge  einer  Eroberung  oder  eines 
Friedensschlusses  ein  Gebiet  unter  eine  Staatsgewalt  gekommen 
ist.  In  dieser  behaupteten  Allgemeingültigkeit  liegt  der 
IrrthuiiL  uud  zugleich  die  <irösste  Gefahr  dieser  Theorie,  indem  sie 
jede  andere  Staatshcrrstdiuit,  uus>sui  dci  uuuiittelbaieu  Demokratie, 
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lür  ttnatattkafte-Unupation  anächt  imd  vemgsteiis  pruicipiell  die 
TJuwimdliuig  aUer  andern  -fitastdbnncn  in  die  leine  Bemokiatie 

pO«tll]]ft. 

Im  «cfaioiBBn  Gegenaalse  zu  dieserTheorie  steht  die  AnfasBuiig, 
welche  den  Staat  lediglich  zu  einem  Oljekte  der  fürstlichen 
Gewalt  macht.  JHe  6<mTerihietSt  ward  danach  aus  einem  Staate- 
rechtlichen  Bmiffe ,  aus  einer  v  et uQiifiigen  Hetrschaft  zur  £irei'* 
chiing  höherer  sHtUcher  und  rechtHeher  Zwecke  zu  einer  patri* 
monialen  Berechtiguni?  eines  Einzelnen  oder  einer  Familie, 
zu  einer  Disposition  über  ein  willkülirlieh  zu  beliandelndes  Ei^eu- 
thumsübjekt. 

"Wälnriid  die  Lehre  von  der  ^  oikssouveranetät  in  Rousseau 
ihren  uus^epnigtesten  Vertreter  tindet,  aripfclt  sicli  die  patrinumiide 
Ei<ient}iumstheorie  in  IT  aller' 8  Tvestauration  der  Staatswissen- 
schaften, ^v^1<  lie  j.eden  organischen ,  anstaltUchcn  Charakter  des 
Staates  laii<iiiet. 

l>ie»en  beiden  sich  schroff  widersprechenden  Theorien  j^  ef>  en- 
üher  kommt  es  darauf  an,  die  Fra^e  nach  d  er  Zuständigkei  t 
der  Souireränetät  zuerst  mö^i^lichst  sehn rf  zu  präcisiren.  Erst 
dann  vdrd  eine  wirklich  wiss^schaftliche  iieantwortung  derselben 
möglich  werden. 

Es  sind  eigentUcli  zwei  Fragen,  die  vielfach  miteinander  Ter-» 
wechselt  'vi^erden,  nämlich : 

t.  worin  Hegt  eigentlich  das  bestimmende  Princip  der 
Souveiinetat? 

2.  wer  ist  das  Subjekt  der  Souveiiuietät,  die  handelnde, 
herrschende  Macht  im  Staate? 
1.  Bei  der  Beantwortung  der  ersten  Frage  gdien  die  beiden 
wissensehaftiidien  Antipoden,  Bonsseau  und  HaUer,  von  dem 
gleichen  Orundirrthume  ans,  sie  suchen  nKmUch  die  Quelle  der 
SouveiänetSt  beide  nicht  da,  wo  sie  allein  gesucht  werden  datf, 
in  dem  organischen,  anstaltlichen  Charakter  des  Staates,  sondern 
der  eine  sucht  sie  in  der  atomisirten  Menge  der  Individuen ,  der 
andere  in  dem  Fürsten,  der  nicht  in  dem  Staate,  sondern  über 
dem  Staate  gedacht  wird.  Die  einzig  correcte  Antwort  auf  die 
erste  Frage  lautet :  die  S o u v  e r ii n e tä t  liegt  im  Staate.  Alle 
Autorität  und  alle  Gewalt  ruht  in  seiner  organischen,  an- 
staltlichen Natur,  nicht  auf  einem  fingirten  Gesammtwillen 
des  Volkes,  nicht  auf  einem  Privaterwerbstitel  des  Fürsten.  Die 
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Soiiveränetät  ist  durchaus  staatlicher  Natur^  dne 
Macht  im  Staate,  dn  stsatsrechüicher,  nicht  ein  üherstaats- 
rechtlicher  Begrifft. 

In  diesem  Sinne  rechtfertigt  sich  der  Begriff  der  Staats- 
sonverinetät  Tollkommen.  Der  Staat  ist  souveiSn  sowohl  nadi 
aussen  im  internationalen  Verkehre,  wo  sich  die  SoaverSnetit 
recht  eigentlich  als  die  TÖlkerrechtliche  Persönlichkeit 
des  Staates  darstellt ,  als  nach  innen  im  Veihliltnisse  su  den  Vnr^ 
terthanen,  von  denen  der  Staat  in  allen  staatiichen  IKngen  Gehor- 
sam und  Unterwerfung  verlangt.  Der  Staat  ist  in  beiden  Bezie- 
hungen eine  Persönlichkeit,  welche  immer  <liesclbe  i)leibt,  wenn 
auch  der  ziitliche  Inhaber  der  Soin  (  nÜK  uit ,  die  Dynastie ,  ja  die 
ganze  .Staatfsform  wechselt.  England  blieb  unter  Cromwell,  Frank- 
reich unter  seinen  wechselnden  Dynastien  und  Staatsformen  seit 
1789  immer  derselbe  souveräne  Staat,  di^lbe  Staats-  und 
völkerrechtliche  Persönlichkeit. 

DasPrincip  der  Stuatssouveränetät  leitet  die  Staatso^ewalt  nicht 
aus  dem  unorganischen ,  vorstaatlichen  Aij^gregate  der  Euizehvilleu, 
sondern  aus  der  anstaltlichen,  organisch  gegliederten  Natur  des 
Staates  ab. 

II.  Muss  somit  der  Staat  allein  als  die  Quelle  der  Sou- 
veränetät  angesehen  werden,  so  ist  damit  die  zweite  Frage  nacdi 
der  Per!>onißcation  der  Souveränetät ,  nach  dem  handelnden 
Subj  ekte  der  Staatsgewalt  allerdings  noch  nicht  beantwortet. 
Diese  Frage  kann  keineswegs  allgemeingültig  für  alle 
Staaten  beantwortet  werden.  Die  Antwort  muss  anders  aasfidlen 
für  Russland,  als  für  England,  ffir  England  wieder  anders,  als  für 
Nordamerika  und  die  Schweis.  Es  handelt  sich  hier  ledig- 
lich um  eine  Frage  des  positiven  Staatsrechts  eines* 
Staates  «i»  concreto,   Dass  man  dies  übersah  und  nach 

A\  Stahl,  Rechtsphilosophie,  B.  II.  S.  142:  »Der  Staat  i-^t  durch  und 
durch  eine  öffentliche  Sache.  Auf  seine  Ordnung  und  Nothwendigkeit  grün- 
det sich  alles  Ansehen,  alle  Gewalt  in  ihm,  nicht  auf  den  Willen  des  Volkes, 
nicht  auf  einen  Privaterwertisgiund  des  Fürsten;  der  Zutammeiilumg,  die 
Bedeutung  aller  Einrichtung  und  Regierung  liegt  in  der  Anstalt  des 
Staates,  nicht  in  der  Beziehung  auf  die  Unterthanen ,  nicht  im  persönlichen 
Verhältnisse  zum  Regenten.  Damit  ist  in  gleicher  Weise  jene  volksherr- 
sohaftliclie,  wie  diese  privatherrsohaftliohe  Auffassung  ausgesoblosseB.«  Hier« 
aus  ergiebt  sieh,  wie  unrichtig  und  ungerecht  es  ist,  Stahl' n  staatsrechtliehe 
Tli'  Tie  mit  Haller's  patrimonialer,  rein  privatrechtlicherAuffassung  susam- 
menzuwerfen. 
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einer  für  alle  Staaten  gleichmfissig  lautenden  Ant- 
wortsuehte,  hat  hier  zu  so  vielen  Irrthiimern  Yeran- 
las^ung.  gegeben.  Muaste  das  Pnnctp  der  Volkwonveiänetat, 
eeweit  es  auf  AUgemeingältigkeit  Anspruch  macht»  verwor- 
Hsnw^en»  so  hat  es  doch  für  das  positive  Staatsrecht  ^ner  demo- 
kxatischen  Bepublik  in  gerndsser  Beziehung  seine  Wahiheit.  Zwar 
ist  auch  hier  nicht  die  Summe  der  Individuen»  die  in  ihre  Atome 
au^elöste  Volksmenge,  wohl  aber  das  V olkin  seiner  geord- 
neten Versammlun  g,  die  geeammte gleiche  Staatsbiiigerschaft, 
welche  ihren  verfassungsmässigen  Willen  ausspricht ,  das  wahre 
Suhjekt  der  Souveränetiit.  Die  Souvcriinetiit  des  ])emos  ist  ehen 
das  Wesen  der  Demokratif^.  in  dt  r  aristokratischen  Ilepuhhk 
ist  die  herrschende  aristokiatisclie  Körperschuft  das  .Subjekt  der 
vSouveräuetat,  in  der  absoluten  Ali-nn  (.  lue  Icdiirlich  dci  Monait  h, 
in  der  koiisUtuliunellen  Monarchie  iH^^t  das  po.MÜve  Staatsrecht  flic 
Sac]io  vpv*ifhifMhMi  auf  So  oilt  nach  der  jetzt  herrschenden  posi- 
tiNiMi  (h'ut^(  In  11  AuÜttb^ini^  der  Fürst  als  alleiniger  Souve- 
rän, welcher  jedoch  durcii  die  Rechte  der  Stünde  verfassungs- 
mässig beschränkt  ist,  F  ü  r  s  t  e  n  s  o  ii  v  e  r  ä  n  e  t  ä  t  lu  der  höher 
ausgebildeten  konstitutionellen  Monarchie,  z.  B.  in  England,  wird 
gewöliulieh  die  Souveränetät  dem  Parlamente  beigelegt^  an 
dessen  Spitze  der  König  steht  und  welches  zugleich  da"=:  irr'sammte 
englische  Volk  darstellt.  Das  Paria  m  out  «beßteht  aus  dem  Könige 
.  und:  den  beiden  Häusern,  alle  drei  F'aktoren  bilden  einen  oigani- 
echen  Körper,  dessen  H  aup  t  der  König  ist,  welcher  deshalb  wie- 
detr  vorsugsweise  als  der  Souverän  bezeichnet  wird. 
-  .  Aber-  auch  diese  Auffassung  der  Souveranetat.hat  auf  AUge- 
afteingultigkeit  keinen  Anspruch,  wenn  sie  auch  der  Grrundansicht 
'•Ab6>  modernen  Bepräsentativsystems  nicht  unangemessen  erscheint. 
KäciL ^unserer  Ansicht  ist  alloilings  üb  er  all  der  Staat  eine  s  ou- 
« exä n e  P ersÖnlichkeit;  im  organischen  Charakter  desT  Staa- 
IttcrJlegt  idleuL  .die  Quelle  und  der  Ursprung  aller  Staatsgewalt. 
'  «' I»  diesem,  aber,  auch  nur  in  diesem  Sinne,  exkennen  wir  die 


5)  Dies  ist  ausdrücklich  auBgesprochen  in  der  bayerischen  Verfassuncr, 
Tit.  II.  1 . :  »Der  König  ist  das  Oberhaupt  des  Staates,  vereinigt  in  sich  alle 
Hechte  der  Staategeiralt  und  Übt  sie  unter  den  von  ihm  in  der  gegenwärtigen 
Verfassungsurkunde  festgesetzten  Bestimmungen  aus.  cf  Ebenso  badische 
Verfassung»  §.5.  AVürtembergisohe,  j.  4.  Qroesh.  heeeiflche,  §.3.  Kur- 
hessische  von  1831,     10.  u.  s.  w. 
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StaatgsouTeränetät  alsaUgemeingüItiges  Prindpaa;  aber  die 
Frage  naüh  dem  Inhaber  oder  dem  Sat^jekte  der  SouTetinetSt,  nadi 
der  bändelnden  bemebenden  PeiBÖnUehkeit  im  Staate^  darf  nur  ISr 
einen  bettimmten  Staat  in  eonereto  ani|^eworftii  nnd  nur  aus  mumbi 
poeithren  Staaterecble  beantwortet  weiden,  jede  Y  e r  all  g  em  e 
nerung  der  Frage,  wie  der  Antwort,  trägt  bier  den  Keim  des  lir- 
thums  achon  in  eich. 

§.54. 

Die  fCffMUediMi  Itektlmn  4er  Staitigivilt 

Einheit  und  Untheilbarkeit  ist  eine  wesentliche  Eigenschaft  der 
Staategewalt  iS.  I62i.  In  jedem  Staate  kann  es  daher  nur  Eine 
Staatsgewalt  ^ebeu  uad  es  ist  ein  Widerspruch,  von  mehreren 
8taats<;c wal ten  zu  reden*.  Bei  der  reichen,  mannigfaltigen 
Wirksiiiiikeit  der  Staatsgew  alt  \<t  es  indessen  ein  wissenseluiltliches 
HedürfniNb,  vcrsehietlene  Funktionen  der  Staatsthäti<ikeit  zu  un- 
terscheiden. Mau  luit  daher  solche  Eiutheilun^en  sehon  sehr  früh 
versucht  und  ist  zu  den  vorschit  tl«  nsten  Kesultaten  upkommen. 
Um  den  Werth  und  die  Uedeutunj^  dieser  zahlreichen  Eintht'ilungs- 
versuche  richtig  zu  beurth eilen,  muss  man  sich  vor  allem  über  den 
dabei  angenommenen  Eintheilungsgrund  klar  werden. 

Nimmt  man  bei  der  Eintbeiiung  Kikkaicbt  auf  die  G  e  g  e  n  - 
stände,  Objekte,  Materien,  so  kann  und  muis  man  soviel  Funk» 
tionen  unterscheiden ,  als  es  eben  Gegenatiinde  und  Verhältnisse 
giebt,  welche  eine  Wirksamkeit  des  Staates  erbeischen  oder  mög» 
Heb  machen.  In  diesem  Sinne  spricht  man  von  materiellen 
Hobeitsrecbten  des  Staates;  man  unterscbeidet  bier  beson-« 
ders  wesentliche  Hobeitsrecbte,  welche  notliwendig  im 
Begriffe  der  Staatsgewalt  selbst  liegen  fre^alia  taienHaHa ,  mm^ 
n^nüa  $ko9mtff'<iraJ  yxaA  unwesentliche,  zufällige,  welche, 
nach  'der  eigenibümHcben  Entwickehing  einer  concreten  Staats- 
verfossung,  Attribut  einer  bestimmten  Staatsgewalt  geworden  sind, 
reffaUa  nm  ettenüalfa,  aeoiämdialiaf  mmora.  Unter  letztem  be- 
zeichnet man  als  Regalien  im  engsten  Sinne  solche  Befugnisse 
der  Staatsgewalt,  welche',  an  sich  betrachtet,  für  Privatrechte 
2u  achten  wären,  aber  in  einem  bestimmten  Staate,  aus  Bücksieht 

I   Da  der  Gebrauch ,  von  mehreren  Staatsgewalten ,  pottvoir»,  tu  red«tt, 

U'icht  zu  einer  irrt  hü  milchen  Auffiissung  führt,  so  sprechen  wir  stLt«  nur  von 
Funktionen  und  Verrichtungen  derselben  einheitlichen  {Staatsgewalt. 
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auf  das  pecuniare  Interesse,  von  der  Staatsgewalt  ansscliUesslich  in 
Ansprucli  genommen  werden. 

Femer  tfaeilt  man  die  materiellen  Hoheitsrechte  ein  in  in- 
nere und  äussere.  Die  innem  lerfiillen  denn  wieder  in  eine 
Menge  von  Hoheitsrechten^  soviel  es  eben  Gregenstiade  der  innem 
StaatBthätigkeit  giebt.  Man  spricht  hier  s.  B.  von  einer  Unter- 
richtshoheit ,  einer  Berg  - ,  Forst- ,  Jag il  - ,  Wasser» ,  Brücken- , 
Slrassenhoheit  u.  s.  w. 

Diese  Eintheiluiifj  nach  den  GegenstHnden  ist  an  und  für 
sich  nicht  unriolitii»  ,  führt  aber  nie  zu  einer  bestimmten ,  abge— 
s(hlo«:Renen  Zalil  von  Ilüheitsrcchten ;  sie  kann  höchstens  einer 
belieln^en  zweckmässigen  Gr u p p i rung- ,  nie  aber  einer  tiefem 
Ein  i<  ht  in  das  specifisch  verschiedene  Wesen  der  euizeluen  iStaatJS- 
tunktiouen  dit'iien. 

Ebens()wein<4  hniiuhbar  ist  die  Eintheilun|;  rein  nach  derl 
Husserliehcn  Form  der  Thäti^^keit  der  StaatsfrcAvalt ,  wol)ei 
man  etwa  eine  regeigebende ,  beschliessende ,  berathende ,  subsu- 
mixende^  ausführende  Thätigkett  der  Staatsgewalt  unterscheiden 
müsiftte. 

Die  einzig  wissenschaftliche ,  wahrhaft  fruchtbringende  Ein— 
theüung  der  Wüksamkeit  der  Staatsgewalt  erhalten  wir  nur  dann> 
wenn  wir  den  innem  Gehalt  ihrer  Thätigkeit  zum  Ein— 
theilungsgrande  nehmen  Danach  unterscheiden  wir  drei  inner-^ 
lieh  verschiedene  Funktionen  der  Staatsgewalt : 

1.  die  Staatsgewalt  eiülsst  oder  ändert  das  Gesetz  Ges  e  1 1*- 
gebung, 

.  2.  sie  herrscht,  d.  h.  sie  versorgt  nach  freier  Entschliessung,. 
innerhalb  des  Gesetzes,  die  realen  Zustände  des  Staates  nach  allen 
Seiten  hin  —  Regierung, 

3.  sie  stellt  das  verletzte  Gesetz  wieder  her  durch  Eingriff  in 
die  Bechtssphäre  des  Individuums  —  Gericht. 

Doch  sind  auch  diese  Funktionen  immer  nur  als  YerriohtQn- 
gen  einer  und  derselben  Staatsgewalt  zu  betrachten,  welche  im 
Herrscher  oder  Souverän  ihren  Sitz  hat. 

Diese  Verrichtungen  sollen  nun  nach  ilirem  Wesen  und  ihrer 
innem  Bedeutung  näher  betrachtet  werden. 


21  Dies  hürvorg:ehoben  zu  haben  ist  eiabesonderM  Verdienst  der  Stahl- 
seilen Staatslehre.  Bd.  IL  $.  54.  S.  190  ff. 
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1.  Gesetzgebung. 


h  Die  Gesetzgebung  begründet  und  ändert  staatliehe  Institution 
pen  und  setst  allgemeine,  dauernde  Bechtsgrundsätze  fest. 
Dies,  mcbt  das  formelle  RegelnsulsteUeiL»  ist  ihr  eigentliches 
Wesen.  Ihre  Angabe  ist,  das  Recht  gesetslich  zu  bestimmen. 
Ihr  Geschüffc  ist,  auszumitteln,  was  in  allenVeihaltnissen recht 
sei  oder  was  in  allen  Beziehungen  für  dasVemünftige  geilten  müsse 
und  alsdann  dieses  Rechte  und  Vernünftige  als  wirkliches  Gesetz 
aufzustellen.  Die  Gesetzgebung  ist  nach  Macht  und  Wirkung 
die  oberste  Funktion  der  Staatsgewalt,  denn  sie  bestimmt  die 
andern  Funktionen ,  ohne  von  diesen  wieder  bestimmt  zu  werden. 
Sie  steht  daher  überall  dem  Souverän  zu,  darf  aber  nicht,  wie  dies 
von  Kant  geschieht,  mit  der  SouvcTünetät  selbst  verwechselt  wer- 
den ,  denn  diese  hat  auch  noch  andere,  wichtige  Seiten  ihrer  Wirk- 
samkeit. VV  enn  die  Gesetze  formell  immer  vom  Souverän  aus- 
gehen, so  haben  sie  materiell  ihre  Grundlage  in  dem  nationalen 
Gesummtbewusstsein.  Die  Gesetze  sollen  deshalb  ni<  lu  das  Er- 
zeugniss  angenblickUcher  Herrscherlanne  oder  wechschidcr  Will- 
kühr, sondern  das  Produkt  reifer,  verniinitiger  Erwägim*2:  sein.  In 
ihnen  soll  sicli  das  Gesammtethos  und  die  Gesammti  n  t  ei- 
ligen z  der  Nation  aussprechen.  In  der  Republik  gebührt  daher  die 
Gesetzgebung  der  souveränen  Volks-  oder  Hepräsentautenver' 
Sammlung,  in  der  konstitutionellen  Monarchie  wird,  gerade  auf 
dem  Gebiete  der  Legislation,  der  Volksvertretimg  eine  hervorra- 
gende Mitwirkung  eingeräumt,  selbst  in  der  absohiten  Mon- 
archie sucht  man  den  Mangel  einer  geordneten  Volksvertretung 
dadurch  zu  ersetzen,  dass  man  r^elmSssig  die  vorgüngige  Ver- 
nehmung des  Staatsraths  zur  nothwendigen  Bedingung  für  die 
Entstehung  jedes  Gesetzes  macht,  dass  man  die  Entwürfe,  bei 
wichtigen  Gesetzen,  der  öffentlichen  BeurtheUung  unterbreitet. 
Wenn  dies  auch  ungenügende  Surrogate  für  die  Theilnahme  einer 
geordneten  Yolksrepräsentation  sind,  so  zeigt  sich  doch  auch  darin 
das  Bestreben,  die  Yemünftigkeit  des  Gesetzes  am  öffentlichen 
Bewusstsein  zu  erproben. 

IL  Die  Rsgierang. 

Die  Regiernngsthätigkeit  ist  auf  die  unmittelbare  reale  Ver- 
sorgung der  Zustände  gerichtet.    Fälschlich  wird  sie  als  Exe- 
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kutive  bezeichuet Allerdings  ist  es  auch  ihre  Angabe,  die 
bestehenden  Gesetze  xur  Ausführunig  zu  biingen^  aber  damit 
«nchöpft  sich  ihr  Wesen  keiueew^s.  Wohl  bilden  die  G^esetse 
die  Schlanken,  die  neg^atire  Umzäunung  der  Begienings- 
tiiätigkeit  nach  allen  Seiten  hin,  aber  innerhalb  der  gesetzlichen 
Schranken  &8St  sie  mit  yoUer  fMhett  die  ihr  heilsam  und  zweck- 
mässig erscheinenden  Beschlässe.  Vonsichaus,  nicht  um  ein 
Oesetz  zu  yoUziehen ,  verhandelt  sie  mit  fremden  Mächten,  giebt 
Aufträge  an  ihre  Unterthanen,  errichtet  Anstalten  zur  Förderung 
von  Bildung  uiid  Wülilstand,  erneiiut  Jiediate ,  veiiüf^t  über  dus 
Heer.  Die  Regierung:  ist  die  normale  Verrichtuner  ävr  Staatsge- 
walt, welche  ununterbrochen  thätig  sein  mus^ ,  wahrend  die 
andern  Funktion (mi,  Oeset/^^ebung  und  Gericht,  nur  durch  be.sou- 
tlere  Veranla.ssiin<i(Mi  in  Thätigkeit  gesetzt  werden ;  sie  ist  die  Lei- 
tung der  öffentlichen  Thätigkeit  für  das  Gemeinwohl,  ihr  l^rincip 
ist  Zwec kmässigkeit.  Das  Wesen  der  B^erungsgewalt  liegt 
alse  niebt  im  YorizieHen,  das  ist  immer  nur  das  sekundäre  Ele- 
ment^ sondern  in  der  Macht,  im  einzelnen  Falle  das  Gemeinnützige 
anzuordnen,  das  Gksammtwohl  anzustreben  und  zuTmoigen,  den 
Staat  zu  schützen  und  nach  aussen  zu  vertreten.  In  erster  Linie 
^ht  der  Beschluss,  der  Auftrag,  der  Befehl.  Die  Regie- 
rang  ist  somit  recht  eigentlich  die  obri^eitHohe  Macht,  die 
^der  Griechen,  das  wiptif*ittm  der  Homer  • 

- 'i'  Bei  der  Regierung  fällt  vor  allem  die  Persönlichkeit  ins 
Gewichl^  welche  den  einzelnen  Fall,  die  concreten  Verhältnisse  zu 

würdigen  versteht,  und  dann  das  Gemeinnützige  befiehlt  und  an- 
ordnet. Es  handelt  sich  hier  um  scharfsichtige  Intelligenz  und 
schnell  zugreifende  Thatkraft.  Darum  ist  hier  nicht  Raum  fiir 
eine  lansrsani  bescliliessende,  eines  einheitlichen  Kopfes  entbeh- 
rciidt  lvr[ii  ist  ntantcnversammlung,  sondern  für  die  Intellipfenz  und 
die  •  ( )  n  t  e n t  i r t  e  Macht  einer  lebendigen  Persönlichkeit  Selbst 
in  der  Republik  überträgt  daher  das  Volk  der  f)bcrsten  Magistratur 
die  Ausübung  einer  möglichst  freien  Regierungsthätigkeit ;  in  der 
Monarchie  ist  aber  der  Fürst,  der  König  das  persönliche  Centrum 
'der  Regierung.    Es  bedarf  hier  nicht  einer  berathenden  Yolks- 


3)  Hierüber  siehe  bMoaders  Bluntschli.  Erster  Band.  BuchV.  Cap.II. 
S.  453. 

4)  BlunttehU  a.  a.  O.  S.  455. 

SyilMi  dM  dfltttMlMii  StMrtiNebt».  12 
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Vertretung»  sondern  eines  wohlgeordneten  und  abgestuften  Beam- 
tenthums»  welches  das  regelmässige  und  nothweudige  Oigau  des 
Monvchen  bildet.  Aber  in  der  konedtnlaonelleu  Monarchie  darf 
die  Begienmg  die  Grenzen  der  Verfiissung  und  der  Gesetze  nicht 
übeEBcfateiten;  nur  innerhalb  dieser  Schranken  übt  sie  eine  ^eie 
Thätigkeit  Datum  sollen  auch  die  Organe  der  Begieningsthätig^ 
keit  auf  Beobaditung  der  Verfassung  und  Gesetse  veicpflichtet  und 
im  Falle  der  Uebersehieitang  der  Volksvertretung  verantwortlich 
sein. 

III.  Das  Oericht. 

Die  Auf;;^^Hbc  der  richterlicheu  Tliarifrkeit  ist,  das  verletate 
Gesetz  wiederherzustellen.     Wcihunrl  bei  der  Regierung 
das  öffentliche  Wohl,  die  Z  \v  eck  m  ä  s  s  i  o  keit  das  leitende  R-in- 
)  cipist.  kdiiniii  hier  nur  die  (jlr  erechtij^keit  und  die  unwan- 
1  delbure  Geltunf^  des  Gesetzes  in  Betracht.    Das  Gericht  tritt  ' 
in  Thätigkeit,  entweder  um  das  Anselien  der  ötfentlichcn  Rechts- 
ordnung, als  solcher,  oder  um  die  verletzten  Privatrechte  der  ein- 
seinen Bürger  zu  vertheidigen  (Criminal-  und  Civiljnrisdiktion) . 
Es  ist  unrichtig,  das  Eit!:enthümüche  des  Gerichts  blos  im  TJr- 

Ith eil  e'n ,  in  der  logischen  Funkti<m  der  S  u  b s umt i on  des  Falles 
unter  die  Regel  au  suchen.  Das  Urtheilen  kommt  einerseits  eben 
so  gut  auch  auf  dem  Gebiete  der  Begierungsthütigkeit  vor,  andrer^ 
seits  erschöpft  es  die  Thätigkeit  des  Gerichts  nicht  \  I)aa  Wesen 
des  Gerichts  Hegt  nicht  im  Urtheilen,  sondern  im  Richten, 
d.  h,  in  der  Gewährung  des  Rechtsschutzes,  in  der  Wiederherstel- 
lung des  Rechts  bei  begangenen  Reehtsvetletaungen.  Kraft  ihrer 
obrigkeitlichen  Funktion  üben  die  Gerichte  Zwang  ge^en  das 
Individuum  aus ,  leiten  den  Process  und  vollstrecken  schliesslich 
das  Lrtheil  durch  Eingriff  in  die  sonst  uiiauLustbare  Rechts- 
sphäre des  Individuums.  Den  Fall  lofriseh  unter  die  Regel  zu 
subsumiren ,  ist  gar  nicht  die  ei«^eutiich  obrigkeitliche  Seite  des 
Richteramts.    Das  blosse  Urtheilfinden  ist  sogar  häufig  be- 

5)  »Sonst  müsste  man  (sagt  S  ta  h  1  a.  a.  O. ,  8. 1 9ü)  die  Kepartition  der  Steuern, 
Loeation  bei  PrOfiang  der  Amtscandidaten  >  die  Beurtheilung  eines  Poliz^- 
beamten,  ob  er  gemfiss  den  allgetneiiien  Veroidnungen  in  dem  speciellen  Falle 
einen  Pass  crtheilen  dürfe,  eben  su  sehr  zur  richterlichen  Thätigkeit  rechnen, 
als  einen  Criminalprocess  oder  die  Loeation  beim  Concursprocesse,  man  müsste 
die  VolUtreokung  einer  richterlichen  Sentenz  als  Aeusserung  der  exekutiven 
Gewalt  im  Staate  betrachten  und  konsequent  sie  der  Exekution  ftberweieaa 
*u.  s.  w;« 
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gtimmteii  Privatpcrs(m«i  übertn^en,  wie  bei  den  Römern  die 
ßtdices,  im  Gegensatze  cum  Pkflter^  im  Mittelalter  die  Schöffen, 
heatrotage  die  Geschworenen  über  gewisse  Dinge  ein  Urtheil  aiw-»- 
znsprechen  haben.  Die  obri gkeit  1  i  c  h  e  G  ewal  t  des  Gerichts» 
^ejurüdictio  im  Gegensatze  zum  JueUcmmf  wnd  aber  immer  im 
Kamen  des  Staates  durch  Öffentliche  Beamte  au^feübt,  welche»  in 
der  neuem  Staatsordnung»  eine  ganz  eigenthümlidiHselbststandige 
-Steiluing  einndmien. 

Nicht  wie  bei  der  Begieningsthätigkeit  die  freie  persönliche 
ErwSgiing»  sondern  die  unwandelbare»  rücksichtslose  Auf- 
wendung des  Gesetzes  ist  das  höefaste  Prmdp  lichtedicher 
ThStigkeit.  Gerade  weil  hier  die  Berechtigung  des  Individuums» 
der  allgemeinen  Staats-  und  Beehtsordnung  gegenüber,  abgewogen 
vrerden  soll,  bedarf  es  eines  unparteiischen  Organs,  welches^ 
unabhängig  von  den  wechselnden  persönlichen  Einflüssen  des 
8()uv(*räns,  nur  nach  Gesetz  und  Recht  entscheidet.  Der  Souverän 
ordnet  die  Gerichte  an,  beaufsichtigt  sie,  in  seinem  Namen  wird 
Recht  gesprochen,  aber  gerade  um  der  Gerochtigkeit  willen,  darf 
er  sieh  in  die  richterliclic  Entseheidung  des  einzelnen  Falles  nicht 
ein^uischeu  (\  erbot  der  s.  g.  Kabinetsjustiz) . 

Die  hier  entwickelte  Dreitheilung  der  Funktionen  der 
Staatsgewalt,  die  s.  g.  trias politica ,  ist  uralt;  sie  machte  sich  be- 
reits geltend  in  der  Praxis  des  griechischen  Staats-  und  Völker- 
rechts ®  und  wurde  durch  Aristoteles  au  einem  Eigenthume  der 
Staatslehre  erhoben.  Dieser  gvosse  Denker  traf  schon  mit  seineiki 
genialen  griechischen  Takte  im  ganzen  das  Richtige,  wenn  er  auch 
in  das  Wesen  und  den  innem  Gehalt  der  verschiedenen  Funktionen 
noch  nicht  tief  genug  eindrang  und  sich  zu  sehr  von  der  £igen- 
tiiümlichkeit  der  griechischen  StaatsTcrhältnisse  bestimmen  Hess  ^. 

6)  Diese  Eintheilung  wurde  bereits  bei  völkerrechtiicheu  Verhandlungen 
griechischer  Staaten  za  Grunde  gelegt  uud  somit  allgemein  angenommen  in 
äner  Zeit,  In  velcher  eine  eigentliche  Staats^isenicliaft  nodi  nicht  exiatirte. 
So  theilt  uns  Thucydides  in  seinem  peloponn.  Kriege  einen  Friedensschluss 
mit,  in  welchem  die  Lacedämonier  und  Athenienser  der  Stadt  und  dem  Ileilig- 
thume  Delphi  das  Recht  der  Se  11)  st  g'esetzge  b  ung,  der  Selbstregie- 
rung und  der  eigenen  Gerichtsbarkeit  zusichern.  Thucyd.  V.  cap.  IS.: 
»re ^  aml  rh¥  vtw  riv  h  ^^feX^-ds  rov  AvoXluPoe  iml  jitltfovs  airovo» 
ftovs  livut  juti  «^vottXitt  mA  «vTofdtovg  »al  «tinäv  xal  r^s  yils  iavtaSv 

7)  Ariatoteles  XV.  cap.  XI.  ibei  Bekker  cap.  14.)  t  »  ion  <5»if  to(n  fioQttt  reSv 

12» 
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BiknStM  Kapital. 


r  Diese  griecliische  Dreitheilung  wurde  von  Hugo  Grotius 
[verlassen,  welcher  sie  gegen  eine  venncintlich  hohtigere  Zwei- 
theilung  vertauschte  und  eine  aufs  allgemeine  gerichtete  (ge- 
setzgebende),  und  eine  aufs  besondere  gehende  (gesetsans- 
übende)  Gewalt  imterschied  \ 

Dieser  besonders  von  englischen  Schiifkatellem  angenomme- 
nen Zweiiheflimg  in  geeet^ebende  imd  Tollzidiende  Gewalt  Hegt 
alleidings  der  unläugbare  Unterschied  von  der  Bedeutung  der  Re«- 
gel  und  der  wirklichen  Ausführung  zu  Grande;  sie  hat 
aber  nur  einen  rein  formalen  Charakter  und  sieht  nicht  auf  den 
innern  Gehalt  der  verschiedenen  Staatsthätigkeiten. 

Auf  ähnliche  Weise ,  wie  Grotius ,  theilte  L  o  c  k  e  die  Staats- 
gewalt ein,  nurdass  er  noch  eine  besondere  auswärtige  Gewalt, 
federafire potoer ,  annahm,  die  er  aber  selbst  wieder  für  einen  Theil 
der  exekutiven  ansah.  In  Locke's  Fussstapfen  trat  IMontes- 
quieu*.  Auch  Konsseaii  behielt  die  Obereintlieiluni^  in  orc- 
setz gebende  und  ausübende  Gewalt  bei  und  identifitirte  die 
eine  mit  dem  Willen,  die  andere  mit  der  Kraft*®.  Kant 
kehlte  wieder  zu  der  griecliiselien  Dreitheilung  der  Staatsgewalt 
zurück ,  gab  ihr  aber  eine  schiefe  Anwendung ,  indem  er  dieselbe 
mit  einem  logischen  Syllogismus  paraUelisirte '^  Dadurdb 

dvaAcrCMÜfy  nuOMr ,  Tjin)  Zv  Öd  ^BCjQeTv  ror  anovSatov  vofio9^it'HV  l»»0Tjf  re 

avfxffiQov.  ^'Eoh  dt  iiöi  TöKor  7ovT(f)y  'ti'  /u^i  Ti  TO  ßovXtvo  uevov  nfQi 

Tüir  xott'üiy ,  thvTfnoy  dt  to  'i  (ni  rag  ao/dg  [lovio  lar\v,  ae  oeT  xctl  r(y(ür 
tivat  xvQitte ,  xttl  noi'ccv  rtvd  yiyi  taOta  ji\v  aiofaiv  «utw«'),  rglrov  6k  ri  to 
6tnuii»v  Ti^iMw  ^  totl  rh  ßwüvofiivw  nt^i  nolifiwntA  tlQ^vt]s  xttl  avfA- 
fi9X^  ^ffi  <Si(c).vat{os ,  xal  nfQl  vofitov  xnl  ntQl  ^aviirov juA  tpvy^s  ^'^'^  örifAfv- 
aeojg  yctl  Kor  t-r^ryojr.«  ?Cach  speclell  ^'ricchischer  Auffassung  erscheint  die 
gesetzLTf  I  rn  h  iMinktion  als  b  c  r  a  t  h  s  c- h  lag  e nd  e  Thäti^'keit  der  Volksver- 
sammlung, die  Entscheidung  über  iwapital verbrechen  wird  noch  zu  dieser 
enten  gerechnet,  so  dass  dem  Gerichte  eigcntli^  nur  die  Entscheidung  von 
Frivatstreiligkeiten  Übrig  bleibt.  Die  vo  Iis  iahen  de  Gewalt  wird  der  be- 
Ätbschlagenden  völlig  untergeordnet. 

8}  De  jure  belli  ac  pacis,  üb.  1.  cap.  III.  §.  VI.  n.  2. ;  y>At  si  quis  rectepat- 
Uri  velit,  faciie,  quae  huc  spectant,  riperiet  omnia,  üa  ut  nihil  aut  desit  atU  redun- 
dtt,  Nam  qui  ehüaiem  regit ,  eam  partim  per  se ,  partim  per  aüas  regit*  Per  se 
auism  venaiur  aui  drea  universal ia  aut  drea  »tngularia  ete, 

9)  Esprüdes  hm,  liv.  IX.  caj,.  VI. 

10)  Du  contrai  social,  liv.  VIII.  chap.  l.t  »On  y  disfingifc  la  force  et  la  vo- 
lonte; celle-ci  som  le  ntnn  de  puissance  legislative,  fautre  sous  le  mm  de 
puissance  exicutive»* 

11)  K.ant,  BechtBlehre,  §.  45.  Dagegen  besonder«  Blantschli,  B.  1. 
S.451.  Stahl,  B.  U.  S.  290. 
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wunTo  (licjjer  Eiiitheilung  die  blos  äussere  Form  der  Thätig- 
k  e  i  t  —  ßegol,  Subsumtion,  Vollziehung  —  zu  Grunde  gelegt  und 
das  innere  Wesen  der  einzelnen  Funktionen,  wie  das  der  G  es  et  z- 
g-ebung,  welches  nicht  im  llegehigoboii ,  soodem im  Feststellen 
Ton  Bechtssatssen,  sowie  das  des  Gerichts,  welches  nicht  im  Sub* 
Amiren ,  -sondern  in  der  Handhabung  der  Bechtsoidnung  besteht, 
Telüg  übersehen;  besonders  sohlecht  kam  aber  dabei  die  Regie- 
rung Weg,  welcher  man  alle  selbststSndigen  Motive  absprach  und 
sie  au  einer  blossen  Vollstreckerin  der  Gesetee  und  tJitheüe, 
zu  einem  Gensdarm  oder  Büttel  der  andern  Oewalten  herabsetzte. 
Der  Bintheiliiiig.«<gnuid  der  Staatsfnnktionen  darf  nicht  Inder  Lo- 
jjik,  sohdeni  nur  in  der  Natur  des  8tuates,  in  dem  eigentliüm- 
lichen  Gelialte  der  Verric  htungen  der  Staatsgewalt  gesiirht 
werden.  Nur  so  kürn\  (  ine  wisscnschaftlirh  korrekte  und  prakti.-»<.li 
tiucliL bringende  Kiiitln  ilmiof  der  verscJnedeueu  Funktionen  der 
^taatiigewalt  gewonnen  werden. 

§.  55. 

Die  sogeaauite  Tbeiiaag  der  GewaltSB. 

Seit  Locke  und  Montesquieu  hat  man  auf  die  s.  g. 
Trennung  oder  Theilung  der  Gewalten  besondem  Werth 
gelegt.  Nach  dieser  sehr  verbreiteten  Theorie  sollten  die  ver- 
schiedenen, in  der  Staatsgewalt  liegenden  Gewalten  auch  an  ver- 
schiedene Subjekte  vertheilt  weiden;  besonders  sollte  die  gesetz- 
gebende und  vollziehende  Gewalt  nie  in  einer  Hand  vereinigt  sein. 

Nach  Locke's  Ansicht  ist  in  einem  wohlgeordneten  Staate  ' 
die  gc  s  etzgebende  Gewalt  einer  volksvertretenden  Versamm- 
lung übertragen,  die  vollz i  e !i  i  n  de  einer  einzelnen  Person, 
welche  jedoch  der  gesetzgebciutcn  untergeordnet  bleiben  soll. 

Montesquieu  abstrahirt  ans  der  englischen  Verfassung 
das  Pmicip  der  Theilung  der  Gewalten,  besonders  der  gesetzge- 
benden und  vollziehenden  *  und  sieht  dann  den  Fundamental- 

1 }  Esprit  des  lots,  livr.  XI.  chap.  6. :  »Zorsque  dam  la  m<ime  penonne  eu  Jbau 
l§  mlbi«  eorp$  dS»  magütratw«  la  pumam»  l^fiMwe  «U  rimie  ä  In  pmutmee 
txicutriee,  il  n'y  a  point  de  lihertet  parce  qu*on  peuteramdre  que  le  m^me  mo-* 
narquemtle  m^me  svnat  nv  fasse  dc^  hif  ftjrannHp'PS  pnur  Jes;  cxecuter  hjranniqtte- 
nient" .  .  .  »Tont  serait  per^,  si  le  meme  hotimte  ou  le  mt'me  corps  des princtpauz 
011  des  nobles  ou  du  peuple  exercoit  ces  trois  pouvoirst  celtd  de  fairt  dt»  (WiHi 
^Mdmter  rMuHoiu pubüiuu  et  eekridejuger  Immmtt  9»  kt  Mßrmd»  dM 
partieuUen. « 
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s  a  t  z  a  1 1  e  r  wahren  F  r  ci  Ii  e  i  t ,  der  weder  iu  der  absoluten  Mou- 
arcliie,  noch  iu  der  Demokratie  zur  Anerkennun«?  kommen  könne, 
beit  Montesquieu  ist  diese  Lelire  zu  einer  eiutius>s>rcichen  J)okti-in 
geworden  und  ihr  Grundprincip  ist  in  viele  neuere  StaalsTecfo»^ 
sungeu  iibergegan«»:eH  ;  ja  sie  ist  s]);iter  noch  viel  mechanischer 
gefaset  worden,  als  dies  bei  Montesquieu  der  Fall  war,  indenvvd-er 
Chef  der  Exekutive«  von  jeder  Theilnahme  an  dar  Geeets-r 
gebung  ausgeschlossen  wurde. 

Nach  dieser  Lehre  erischeint  der  Inhaber  der  s.  g.  Exekutive 
überhaupt  nicht  mehr  als  ein  wahrer  Monarch  oder  SouverSi^ 
sondern  als  ein  Vollstrecker  fremder  Beschlüsse.  Auch  wurde  dat 
durch  nicht  viel  »gebessert,  dass  manche  noch  eine  vierte  Gewalt» 
jjouvoir  modcruteur .  ro\jaL  l)iiizutu;>teu  ^.  Ks  war  dies  auch- nur  eilte 
einzelne  Gewalt  neben  andern  Gewalten,  keine  Anerkennun^j;:  der 
n  oth  wcndi<>en  K  in  Ii  ei  t  der  gesammten  Staatsgewalt, 
(ierade  mit  diesem  i'nnt  ipe  steht  die  *;anze  l^ehre  von  der  'i  iiuiiuny; 
der  Ciewalteu  im  sdn'ottsten  AViders])ru(  lie.  Jede  Tlieilmiu'  oder 
Trennuii«;  der  Gewalten  wiire  eine  Autlösun<»;  der  Staat -^cinhpit. 
eine  A'erniclituno-  des  einheitliehen  Staatswillens  ^.  Die  Kitainimg 
zeijit,  da$s  eine 'i'renuung  der  Gewalten  aul'die  IJauer  nic  ht  dureh- 
führbar  ist  *  und  dass,  wo  sie  versucht  worden  ist,  ein  ('(»ntlikt  d^r 
Gewalten  eintrat,  weh  her  ge^vöhnlich  mit  dem  Siege  der  i^xckutive 
endigte^  die  ja,  trot«  ihrer  piincipiell  untergeordneten  jStftllimg, 
doch  über  die  ^tsächliche  Macht,  besonders  die  Armee ^  yeifiigt 
[so  geschah  es  in  Frankreich  unter  Napoleon  I.  und  dem  HI.)*, 

Trotz  dieses  gefahrlichen  Lrrlhums  liegt  in  der  Lehre,  von  der 
Theilung  der  Gewalten  ein  Kern  tiefer  Staatsweisheit  verborgen 
und  Montcs(£uieu  hat  sich^  trotz  seiner  mechanischen  Anfifassung, 
dadurch  ein  bleibendes  Verdienst  erworben,  dass  er  die  Völker  des 
Kontinents  zum  erstenmal  in  diesem  Sinne  auf  die  englische 
Staatsverfassung  aufmerksam  «jemaelit  hat. 

Zwar  nicht  ui  der  Tremiuuy  tnliu  Iheilung  der  Ge\yi4^pii* 


2;  Dieser  Gedanke  B  en  j  amin  Constant' 8  ist  auch  in  die  portugiesische 
Verfassung  übergegangen. 
.    31  Waitz,  Politik.  S.  137. 

4)  Dies  crkaiiute  scuun  Taciiu^  mit  seinem  sciiari'eu  staatsmünni:>chen 
Biieke  gans  richtig  »iVam  euneUi»  natMU»  wies  pcpukt»  auf  primoret  aut 
iu^uli  reguni»  Düecta  ex  his  et  constUuta  re^bHoae  forma  laudari  /aeUiuf 
fuam  etmir«,  wl  «>  evwü,  kaud  duiiuma  «ttepoteat^*  Ann.  IV.  eap,  33. 
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wohl  aber  in  ihrer  Unter  ^  r- Ii  cid  unj,'^  und  ortfaiiisehen 
Glied«  !  Uli liegt  das  Fundament  aller  politischen  und  bürger- 
liehen t  reihcit  ^.  l>abei  bleibt  die  Souveränetät ,  als  der  oberste 
Staatswille,  in  ihrer  Einheit  unanj^etasstet.  Es  daif  in  jedem 
nur  Ein  Subjekt  der  Souveräuetät  geben  (niBg  dies  eine 
phynsche  oder  moraliscüie Penon  sein] ,  aber  bei  der  Ausübung  * 
des  einseinen  l^'unktionen  der  Staat^ewalt  muss  sich»  im  wohl*- 
geotdnetcn  Staate,  der  Souverän  bestimmter  vei&ssungaasfissiger 
Organa  bedienen.  Am  schlimmsten  steht  es  mit  der  Freiheit  der 
Binder,  wo  der  Souverän  alles  in  Person»  ohne  jede  Theilnahme 
TerlMsungsmässiger  Organe ,  thun  kann  und  darf,  wo  et^ 
wenn  es  ihm  beliebt,  in  Person  Gesetze  giebt,  richtet  und  regiert. 
Es  ist  eine  Despotie,  ma^  der  Despot  ein  einzelner  Mensch 
oder  eine  souveräne  Volksversainiiilüii;^  sein  In  der  absoluten 
Monarchie  europäischer  Oesittuug  ist  wenigüteus  darin  eine  ge- 
Avisse  Organisation  der  Fuiikiioneii  der  Staatsgewalt  zu  erkennen, 
da88  der  Monarch  niclit  in  Person  rieliten  darf,  sondern  das  llich- 
teramt  selbstständigen  Gerichten  überlassen  muss.  Aber  die  voll- 
kommenste Organisation  der  verschiedenen  Funktionen  der  Staats- 
gewalt findet  sich  in  der  konstitutionellen  Monarchie. 

In  dem  ausgebildeten  und  reichgegliederten  Vcrfassungsbau 
des  konstitutionellen  Staates,  ikinanit  das  Volk  Thcil  durch  seine 
Vf^ksyertretung  an  der  Gesetzgebung »  wodurch  es  dazu  bei- 
ti^,  das  nationale  Gesammtbewusstscin  zur  Geltung  zu  bringen;^ 
die^egierungsgewalt  wird  von  dem  Souverän  ausgeübt,  unter 
ij(er  VadnsHungsmässigen  Theilnahiyie  eines  geordnetenBeam-> 
tenih^ums,  ohne  welches  er  keinen  Staatsakt  gültig  vollziehen 
kann  (2.  B.  Nothwendigkeit  der  Contrasignatur},  die  Bich ter- 

5)  Die  Att«acheidung  der  verschiedenen  Funktioiien  und  ihre  Zuweisung 

an  verschiedene  Organejjst  der  grösste  staatliche  Fortschritt  der  Neuseit. 
"Weder  das  Alterthum  ,  noch  das  Mittehilter  hatte  davon  eine  Alinung'.  Be- 
sonders floss  llegierung  und  Gericht  in  der  ]\Iagistratur  unterschiedslos 
zusammen.  Deshalb  es  ein  Hüokschritt,  wenn  die  btuatslehre  noch  heutzu- 
tage die  Eigenthflmliebkett  der  richterlichen  Gewalt  verkennt  und  dieselbe  nur 
als  einen  Zweig  der  s.  g.  Exekutive  betrachtet. 

G'  So  übte  die  Volksversammlung  zu  Athen  in  der  Zeit  der  schranken- 
losen Demokratie  eine  derartige  Despotie ,  indem  sie  durch  ihre  lieschlüssei 
tl/tjtfiQfiara,  wie  ein  absoluter  Despot,  Gesetze  erliess,  aber  auch,  wenn  es  ihr 
beliebte»  wider  die  Gesetze  etwas  beschloss,  alle  Begieruugshandlungen 
•elbil  ausflbte,  Krieg  begsim  und  Friede»  sobloss,  «bar  die  Staatsebbahmea 
verengte»  ja  sogar  m  aussevordentlichsn  FAUea  Criaiinalstrafen  verbliigte. 
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pfewalt  durch  rineii  scib^itständigen  Richterstand,  welcher 
zwar  vom  Souverüii  angestellt  wird  und  von  ihm  seine  Gewalt  ab- 
leitet, im  Rechtsprechen  aber  völlig  unabhängig  ist.  Allein  diese 
vcrfapsungsmässige  Theilnahme  verschiedener  Organe  ist  keine 
Theilun^  der  einheitlichen  Staatsgewalt,  welche  im  Souveiäa 
cojQcentrirt  bleibt.  Dieser  iBt  der  Inhaber  vollen  Staatsgewalt^ 
aber  in  der  Ausübung  beschränkt  dureh  Yoi&ssung  und  Gesetz 
und  nothwendig  gebunden  an  mehr  oder  minder  selbststiSndige 
Oigatne.  Dies  ist  eine  lebensfähige^  kräftige  Organisation, 
welche  Ton  der  mechani sehen  Theilung  der  Gewalten  unter 
verschiedene  Subjekte  wohl  zu,  unterscheiden  ist. 


Sedisles  kaj^itel. 

Die  Verschiedenheit  der  Staaten  nach  ihrer 
Yerfassungsforiu  K 

§.  56. 

Itit]ieflttgsgnia4. 

Die  Geschichte  der  Menschheit  breitet  vor  unsern  Augen  eine 
reiche  Mannip^faltigkeit  staatlicher  Entwickehmg  aus.  Es  ist  ein 
wissenscliaftliclies  liedürfniss,  die  verschiedenen  Erscheinungen, 
in  welchen  die  Staatsidee  zur  Yeiwukhchung  gekonunen  ist,  auf 


1)  H.  A.  Zachariä,  Staatsrecht,  B.  I.  §.  21.  S.  69.  H.  Zöpfl,  Staats- 
recht, B.  I.  §.59.  S.  102.  Stahl,  Rechtsphilosophie,  B.II.  Abschn.  III. 
Kap.  I.  S.  211.  Fr.  Schleiermacher,  über  die  Begriff«  der  verschiedenen 
Staataform«!.  Abhandlung  der  Akademie  der  Wiasensebalten  in  Berlin» 
1814 — 1815,  Philosoph.  Classe,  S.  17 — 49.  Roscher,  Umrisse  zur  Natur- 
lehre der  drei  Staatsformen  in  der  Zeitschrift  für  Oesrhichtr  von  Adolf 
Schmidt,  B.  IV.  S.  79--S9.  S.  322—365.  S.  436—474.  Franz  Vorländer, 
die  Staateformen  in  ihrem  Verhältnisse  zur  Entwickelung  der  Gesellschaft. 
Zeitschrift  filr  die  geaammte  Staatswieieneohaft,  XIV.  Jahrg.  8.  292—347«. 
G.  Waitz,  Politik,  I.  Ausf.  über  »die  Unterscheidung  der  Staatsformen«. 
S.  107 — 128.  R.  von  Mo  hl,  Geschichte  und  Literatur  der  Staatswissen- 
i5chaften,  Bd.  1.  S.  261.  Derselbe  in  der  Encyklopädie ,  S.  97  ff.  298  ff. 
Trendelenburg,  ^uturrecht,  S.  431.  Eine  ausführliche  und  lichtvolle 
Charaltterietik  der  einselnen  Staatsformen  in  ihren  TertdiiedMen  genihioht* 
liehen  Phasen  giebtBlnntsohli,  Allgememes  Staatsrecht,  Buch  IV. 
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gewisse  Gattungen  und  Hauptformen  zurückzuführen.  Auch  hat 
tlie  Wissenschaft  schon  von  den  ältesten  Zeiten  an  solche  Einthei- 
hingen  versucht,  ohne  dass  es  bis  jetzt  zu  einer  Uebereinstimmung 
unter  den  Gelehrten  gekommen  wäre.  IJesonders  sind  in  neuester 
Zeit  verschiedene  Versuche  gemacht  worden ,  eine  Eintheilung  zu 
gewinnen,  welche  auf  einer  tiefem  Anschauimg  des  Staates  bem- 
hen  sollte,  als  die  bisher  gebräuchlichen  Eintheilungen.  ' 

Der  Hauptfehler  bei  diesen  Versuchen  war,  dass  man  sich 
über  den  wissenschaftlichen  Zweck  der  gesuchten  Eintheilung 
,  nicht  klar  war,  und  dass  man  das,  was  man  von  einem  einseitigen 
Standpunkte  aus  gefunden  hatte,  für  allgemein  brauchbar  und  ex— 
clusiv  richtig  erklärte.  Der  Staat  hat  so  mannigfaltige,  nebenein- 
ander laufende  Richtungen ,  da.ss  auch  verschiedene  Wissenschaf- 
ten sich  mit  dem  Staate  von  einem  verschiedenen  Standpunkte  aus 
zu  beschäftigen  haben.  Für  jede  wissenschaftliche  Be- 
trachtungsweise ist  auch  eine  andere  Einth eilung 
gerechtfertigt.  Ueberall  treten  andere  Momente  als  die  eigent- 
lich bestimmenden  in  den  Vordergrund.  Bei  einer  national- 
ökonomisch-statistischen Betrachtung  wird  z.  B.  die 
Hauptrichtung  der  gewerblichen  Thätigkeit  des  Volkes  sich  in 
erster  Linie  geltend  machen ;  man  wird  hier  Xomaden-,  Acker- 
bau-, Industrie-,  Handelsstaaten  unterscheiden.  Die  allgemeine 
Staatengeschichte  sucht  die  den  verschiedenen  grossen  Pe- 
rioden angehörenden  Verwirklichungen  der  Staatsidee  auf  ge^visse 
historische  Grundtypen  zurückzuführen;  so  unterscheidet  sie 
die  Theokratie  des  Orients ,  das  alt-hellenische  Königthum ,  die 
antike  Demokratie ,  das  römische  Imperatorenthum ,  den  mittel- 
alterigen Patrimonial-  und  Feudalstaat ,  die  moderne  absolute  und 
konstitutionelle  Monarchie.  Die  orientalische,  antike,  germanische, 
moderne  Staatsidee  wird  hier  in  ihrer  Eigenthümlichkeit  charak- 
terisirt.  Die  staatlichen  Anschauungen  und  Grundstimmungen  des 
Volkes  werden  hier  einer  besondem  Betrachtung  gewürdigt.  Der 
Kulturhistoriker,  welcher  einen  bestiunuten  Zweig  der  gei- 
stigen Entwickelung  zum  Gegenstande  seiner  wissenschaftlichen 
Erörterung  macht,  etwa  Kehgion,  Literatur,  schöne  Künste,  wird 
die  Staaten  nach  dem  Einflüsse  auf  diesen  bestimmten  Kulturzweig 
einzutheilen  ebenso  berechtigt  sein ,  wie  der  Diplomat  sie  etwa 
eintheilt  nach  ihrer  Macht  —  Staaten  ersten,  zweiten,  dritten 
Ranges  —  oder  nach  ihrer  Tendenz  im  internationalen  Verkehre» 
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Indem  wir  allcTi  dios«en  I5inthei)  innren  vme  relative  Jk-rechüguiig, 
vom  Standpunkte  oiner  bestimmten  Wissenschaft,  zuerkennen,  fra- 
gen Avir  hier  nur  ganz  allein  nach  der  Eintlu  ilmig  der  »Staaten, 
welche  den  Zwecken  und  der  Aufgabe  der  ^taatsrechtswiar' 
senschaft  entspricht*.  Nur  eine  staatsrechtlich  korrekte 
mid  brauchbare  Eintheilun^  der  Staaten  ist  für  uns  von  Werthv 

Das  Staatsrecht,  handelt  yon  der  Organisation  des  Volkes,  ziingi 
Staate,  insbesondeze  von  dem  Verhältnisse  des  Volkes  zur  Staats- 
gewalt. Das  Oberste  und  Wichtigste  in  dieser  Oxganisatioii  ist  die 
Obrigkeit,  als  die  herrschende  und  massgebende  Macli^.iiii 
Staate.  Der  staftiste  cht  liehe  Eintheiluogsgnmd  der  ^Stmiftcii 
liegt  daher  in  der  Konstitixirang  der  Obrigkeit,.  jn-det'^Alt 
und  Weise,  wie  die  Sottrecaaetiit  personificirt  ist.  Das  Staatseecihl 
kann  daher  die  Staaten  nur  eintheilen  nach  dem  Subj.eldte  .ilev- 
SouveranetSt. 

Subjekt  der  Souverinetät  ist  entweder  ein  einxefaier  Mensch 
zu  selbstständigem  Kechte Monarchie,  oder  mehrere,  ein 
bestimmter  Stand  —  Aristokratie,  oder  die  Gesammtheit  des 
Volkes  —  Demokratie. 

In  dieser  uralten  uristoteliscli  en  Eintlieilun^  der  Staats- 
verfassungen in  Monarcliie,  Ari.stokiiaie  und  Demokratie  ist  uulit 
blüs  die  Zahl  das  Princip  der  Eintheilung  ,  sondern  darin  ,  ob  Einer 
herrsche  oder  mehrere  »»der  alle  als  Gesannntlieii  das  llegiment 
führen,  lie'it  eine  tiefere  IJeziehun^-,  indem  die  A'ersehiedenheit 
der  Zahl  mit  cmer  YcrsrlnedenlKdt  des  Charakters  «ler  llerrscliaft 
in  engem  Zusammenbange  fc.teht.  Der  speeifische  l  iiterschied  iler 
verschiedenen  Stuatsformen  ruht  in  der  Art  und  Weise,  wie  der 
Gegensatz  der  Kegierung  und  der  Kegierten  aufgcfasst  wird,  also 
in  der  Qualität,  nicht  in  der  Quantität  des  Herrschers^. 

Aristokratie  und  Demokratie  stimmen  jedoch  darin  übereiny 
dass  in  beiden  Staatsformen  nie  lit  eine  einzelne  physische  Person, 
sondern  eine  Gesammtpersönlichkeit  —  dort  das  aristokratische 

2;  Z.  B.  das  Völkerrecht  fordert  wieder  eine  andere  Eintheilung.  Ihm 
ist  es  gleichgültig,  ob  ein  Staat  Monarchie  oder  Kepublik  ist,  da  ihm  jeder 
sourerftne  Staat,  als  soleker,  ohne  Rttckneht  auf  seine  innere  Verfiuisungs- 
fon»,  aU  TdUienecbtlMäie  Penftnliclikeit  erscheint. 

3!  Dass  bei  Aristoteles  nicht  hios  die  Zahl  der  Herrschenden ,  sondern 
zugleich  tiefer  liegende  Eigenschaften  die  Eintheilung  der  Verfassung  bilden, 
ist  hervorgehoben  von  Gustav  Teichmüller,  die  aristotehsche  Eintheilung 
dsfr  VevfasBungafonnen.  Petersbiirf 
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corpus,  hier  der  zur  liorrschondeii  Volksversammiuiifj  ^ceinv^te po- 
piffm  —  Subjekt  der  Souveränetät  ist.  Man  bezeichnet  daher  beide 
mit  dem  gemeinsamen  Namen  Republik  (aristokratische  und  de- 
mekmtiaclie  ^publik)  und  es  lässt  sich  deshalb  nichts  dagegen 
ekiiiFeiidci^  wenn  manche  Staatsgelehrte,  wie  W'tadtt  und  Z  ac  h  a- 
r  iä  Zweitheilung  der  Staatsibrmen  ^zinditaien»'  indem  sie 
die  Asustokisiktie  nur  für  eine  »Mittclform«  ieildifapeii,  sodws  nur 
M'ieitaV'ebie  und  Republik  ak  Haupttomesi  stehen  ^bleibeii» 
Diilgegen^dttrf.die  Theokratie^  wie  dies  von  BWnieclili  ge- 
sdiehl^' moht  als  eine  eigene  Staati^nn  sju^ecäihlt  werden.  In 
der  Staatsentwickelung,  ist  das  theokratisehe  Princip  cok  hÖdist 
bedeatsomei  Faktor  und  die. 'Staatengesduelite  wird  ,mtt  besonde- 
rem Iniberesse  die  tiefe  Wirksamkeit  des  theokiatiechen  Gedankens 
naehsnweiaen  Jbaben  >  aber  als  eine  besondere  gleicbbeseclitigte 
Stiuitefoiin  daanf  die  Theokratie  nidit  aufgcstelk  weiden»  Das  ihr 
eigenthümliche  Prineip  betrifit  nur  dön  Glauben  an  den  Ur- 
sprung der  höchsten  Gewalt ,  aber  nicht  das  %virkliche  Regiment, 
welclies  entweder  eiu  Köuip^  monarchisch  oder  eine  Priesterschaft 
aristokratisch  im  Namen  dieses  Ursprungs  führt.  Die  Theokratie 
würde  nur  dann  den  übrigen  Stiiatsffjriiieu  coordinirt  werden  kön- 
nen ,  wenn  wirklieh  mid  nicht  blos  iu  <ler  Vorstellung 
ein  anderer,  riberinensehlicher  liegeut  u;e<4('beii  Aväre  *. 

So  bleiben  denn  nur  drei  Hauptformen,  die  jVIonareliie ,  die 
Aristokratie,  die  DeuK^kratie,  ron  denen  jedoch  die  beiden  letzten 
wieder  ;ft^ü.e>p  U;bl  ik .  der  MgJiarcliifi  gegenübeigesteiU  wei^den 
können. 

Diese  Formen  haben  aber  wieder  ihre  -maimig&chen  Unter-^ 
arten. 

§.  57. 
I.  Die  Demokratie*. 

Das  Wesen  der  Demokratie  beruht  darin^  dass  die  Souveräne- 

tät  im  Volke  ruht.  Auch  hier  ist  nicht  die  atonusirte  Masse,  nicht 

  # 

4)  Dies  ist  Ton  mir  in  einer  Kecenslon  gegen  Bluntschli  ausgefahrt  worden 
(Heidelberger  J ahrbücher,  1 853.  ,No.  36.  S.  56S).  Siehe  Trendelenburg, 
Natnrrecht,  S.  431.  §.  200. 

^  \  M.  fJe  To<qH  r  r  iU c ,  de  ladetnocratie  en  Amerique.  I.  II.  ed.  IV.  l^SC». 
£luutschli|  Geschichte  des  schweizerischen  Bundesrechts.  2  Bände.  Zü- 
lieh  1849— 52.  Derselbe,  im  allgemeinenStaatsrechte,  Bd.lV.K^>.  Y,  Der- 
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das  zufällige  Aggregat  der  Einzelnen ,  noch  weniger  das  Indivi— 
daum  souverän,  sondern  das  Volk  in  seiner  organischen  Glie- 
denuig,  in  seinen  Comitien ,  in  seiner  verfassungsmässigen  Ver- 
sammlung. Auch  in  der  Demokratie,  wie  in  jeder  Staatsform,  sind 
die  einzelnen  Individuen ,  als  solche ,  U  n te  r  th  an  e  n  der  Staats- 
gewalt, aber  das  Eigenthiunliche  der  Demokratie  besteht  darin, 
dass  dieselben  Einzelnen  in  ihrer  veffassungsmässigeii  Einheit, 
als  Gesammtpersönlichkeit  gedacht,  auch  den  Souveiin 
konstituiren.  Somit  and  dieselben  Menschen ,  als  GHeder  der 
Volksversammlung  die  Herrschenden,  als  Einzehie  die  Ge- 
horchenden. 

Die  antike  Deniokratie  ist  von  der  modernen  duriu  verschie- 
den, dass  jene  durchgimgio^  eine  unmittelbare  >var^,  diese  ge- 
wöhnlich eine  repräsentative  ist,  d.  h.  im  Altcrthume,  beson- 
ders in  (Ion  <;iiec'hischen  Demokratien,  übte  das  <^anze  versammelte 
Volk  selbst  die  höchsten  Souveränetatsrechte  aus. 

In  der  Volksversammlung,  ^xAjya/cr,  fand  der  vielköpfige  De- 
mos von  Athen  seine  lebendige  Darstellung,  wie  überhaupt  die 
Verfassung  von  Athen  seit  Klisthenes  (510  v.  Chr.)  als  der  aus- 
dmckvoUste  Typus  der  unmittelbaren  Demokralie  im  Alter- 
thume  dasteht.  In  den  modernen  Staaten,  welche  nicht  mehr  auf 
der  Grundlage  einer  rechtlosen  Sklavenbevölkerung  ruhen,  kann 
die  unmittelbare  Demokratie  nur  vorkommen y  unter  den  ein- 
fachsten Verhältnissen,  bei  kleinen  Hirten-  und  Bauervdlkersehai^ 
ten.  Das  letzte  Beispiel  in  Europa  bieten  vrohl  die  Bergkantone 
der  Schweiz ,  wo  noch  alljährlich  die  Landesgemeinde  aller  voll- 
jährigen Männer  zusammentritt  inid  durch  ihr  jubelndes  Hand- 
mehr ihren  souveränen  Willen  ausspricht. 

Sonst  hat  überall,  aucli  in  der  Schweiz,  die  Demokratie  einen 
repräsentativen  Charakter  angenommen,  d.  h.  das  Volk  übt 
nicht  mehr  in  seiner  Cie^ammtlieit,  in  seiner  tlrversaniinlim^-  die 
höchsten  Hechte  der  »Staatsgewalt  aus ,  sondern  wählt  nur  Keprä- 
seutanten,  die  an  seiner  Statt  diese  Kechte  üben.  Auch  in  der 

selbe,  im  Staatswörterbuche  unter  dem  Artikel  »Demokratie«,  Bd.  II.  S.  696 
bis  712.  Guizot,  de  la  dimoeraHä  m  Franeef  Par.  1849.  Gervinus,  Emlei- 

tung  in  die  Geschichte  des  XIX.  Jahrhunderts.  Leipng  tS53|  und  Zftpfii 

die  Demokratie  in  Deutschland,  Stuttgart  1S53. 

2)  Sp\iren  einer  gewissen  Repräsentation  kommen  in  der  Verfassung  von 
M antin ea  vor,  wohl  das  einzige  Beispiel  im  Alterthume.  At^totele^y  Fol. 
Kb,  VI.  nap.  II.  §.  2. 
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repräsentatircn  1  )oMinkrati('  beherrsclit  das  "N'olk  sich  selbst,  aber 
die  Aus  ü  b  II  11  der  llerrscliaft  wird  in  der  Kegel  gewählten  Stell- 
vertretern übertragen.  Dadurch  hat  die  demokratische  btaatsform  die 
Möglichkeit  gewonnen,  auch  grössere  Völker  und  Staaten  zu  um>^ 
feuisen.  Die  grosBurtigete  Entwickclung  der  Bepiäsent  itivdcmo- 
kratie,  die  man  auch  geradezu  als  die  moderne  Form  der  Demo- 
kratie  beseichnen  kann,  bieten  die  Vereinigten  Staaten  toh 
Nordamerika. 

§.  58. 

II.  Di«  ▲riftokrAtie  *. 

Bas  Wesen  der  Aristokratie  bestellt  darin;  dass  hier  ein  be- 
stimmter bevorzugter  Stand  die  Herrschaft  aus  eigenem  Hechte 
ausübt:  die  Aiistokmtie  ist  nicht  die  Herrschaft  der  Minderh eit 

als  solcher,  sondern  die  Herrschaft  der  ausgezeichneten  und 
bevorzugten  Minder! i eit.  Nicht  weil  sie  iVIinderheit  ist,  regiert 
in  der  aristokratischen  Staatüfurm  die  Minderheit,  sondern  weil  sie 
sich,  der  Menge  gegenüber,  auf  ihre  vorzüglichere  Eigenschaft  beruft; 
die  Aristokratie  ist  ilirer  Idee  nach  »  Herrschaft  der  B e  s teua. 
Darin  ist  die  aristokratische  Form  der  demokratischen  verwandt, 
dass  auch  hier  di  e selben  Personen  ,  als  Mitglieder  der  reirieren- 
den  Körperschaft,  Theilhabcr  au  der  Staatsgewalt,  als  einzelne 
Individuen  dagegen  Unterthanen  der  Staatsgewalt  sind;  sie 
unterscheidet  sich  aber  darin  von  der  demokratischen  Staatsform, 
dass  in  der  Demokratie  das  Volk,  unter  gl  ei  ch  massig  er  Be- 
theiligung aller  Stände  und  Klassen,  zur  Herrschaft  be- 
rufen ist  j  in  der  Aristokratie  dagegen  nur  ein  bestimmter  Stand, 
welchem,  als  dem  Subjekte  der  Souveritnetiit,  das  ganae  übrige 
Volk,  als  blos  gehorchende  Masse,  gegenübersteht. 

Die  Aristokratie  ist  verodiieden  nach  dem  Stande,  welcher 
die  Herrschaft  innehat,  dieser  ist  entweder  Geburtsadel,  ein 
Patriciat  der  Geschlechter,  Aristokratie  im  eigentlichen  Sinne, 
oder  der  Stand  der  Reichen,  Timokratie,  oder  es  herrscht  ein 
siegreicher  Yolksstamm  über  einen  besiegten.  Auch  eine 
Priesterherrschaft,  mit  theokratischem  Charakter,  kann  sich  als 
Aristokratie  darstellen. 


1)  Bluntschli,  ADs-einpinf s  Staatsrecht,  Bd.  IV.  Kap.  XT.  Derselbe 
im  Staats wdrterbuche  unter  dem  Art.  Aristokratie,  B.  I.  S.  332. 
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Im  Alterthume ,  >vie  im  Mittelidter>  hat  die  aristokratische 
StaatBform  vielüetch  gegolten. 

Wie  das  jonisehe  Athen  der  priignaateste  Ausdruck  der  De- 
mokratie, so  war  Sparta  der  Grniodt3rpitö  dorisch«4udstokrati8cher 
Staatalbxiii.  Der  siegreiche  Stamm  der  Spaüiatexi  -war  hier  der 
allein  henschende,  sichern  die  alten,  besiegten  Uieinwofancr,  La- 
cedSmonier,  Peiioken,  als  Untevthonen  gehoichten.  Auch  Kreta» 
Karthago  und  die  altrömische  Fatricierreri^sung  bieten  gioisar- 
tige  Heispiele  aristokratischer  Staaten. 

Im  Mittelalter  erscheinen  die  deutschen  Städte,  bis  zu  den 
demokratischen  Umgestaltungen  im  14.  und  15.  Jahrhundert,  als 
Aristokratien  der  Geschlechter.  Die  voUendetste  Aristokratie  ist 
Venedig'«  strenf>:s:e< ordnete  Adelsherrschaft.  Aber  keine  Aristo- 
kratie hat  sie  Ii  bis  in  die  Mitte  des  XIX.  Jahrhunderts  behaupten 
können;  sie  sind  siimmtlich  entweder  der  wachsenden  Macht  der 
Fürsten  oder  dem  demokratischen  Vnlks<^ei.ste  der  Neuzeit  erlegen. 
Die  Ai  i^tokiatie ,  als  Staatsfonri ,  nicht  zu  verwechseln  mit  dem 
;nistnknitisclien  Elemente)  ist  somit  als  antiqmrt  anzusehen.  Alle 
modernen  Kepubiiken  sind  im  staat^cchtlichen  Sinne  Demo- 
kratien. 

§.  59. 

III.  Die  Mofi&rclüe 

Monarchie  ist  da  vorhanden,  wo  eine  einzelne  physische  Per- 
son an  der  Spitae  des  Staates  steht  und  die  Souvci^etilt  2u  eige- 
nem selbstständigen  Becht  innehat.  Auf  diese  Selbst* 
stftndigkeit  kommt  es  vor  allem  an,  weniger  auf  den  Umfimg 
der  Macht.  Ein  republikanischer  Magistrat,  z.  B.  der  Präsident 
einer  Bepublik,  kann  sehr  umiassende  Befugnisse  haben,'  aber  er 
übt  sie  im  Auftrage,  nicht  aus  eigener  Macht.  ^Der  MonaiKih  ist  in 
Person  SouverSn,  derPtSsident  übt  nur  SouTerSnetStsrechte 
als  steÜTertretender  Beamter  für  den  Souverän  aus.  Wlh- 
rendin  der  Bepublik ^  am  umfassendsten  in  der  Demokratie,  in 
beschxSnkterem  Masse  in  der  Aristokratie,  die  an  der  Herrschaft 
theilnehmenden  Personen  in  anderer  Beziehung  doeh  wieder  als 

1)  Biuntsohli,  AUgem.  Staatsrecht»  B.  IV.  Kap.  XIV.  Derselbe 
im  Staatswörterbuche  unter  dem  Artikel  »Monarchie«,  B.  VI.  S.  704— T41. 
0.  Waitz  in  seiner  Politik,  Ausführung  II.  ab^  »dos  K<teigth«m  and  die 
verl'asauagamAssige  Ordnung«,  S.  12S — 153. 


Digitized  by  Google 


Die  Verschiedenheit  iler  StMtea  SMh  ihrer VeffaHangsform.  IQl 

Begierte  erscheinen,  ist  der  Souvexäii  iu  der  Monarchie  nu  r  llerr- 
sedier,  nie  Unterthan,  nur  Regent,  nie  Regierter.  Jede  Unter- 
thaaeiischttftf  jede  staatsrechUiclie  Unterordnung  des  Monarchen 
imtnr  eiii»n  «adera  Staatekörper  wüxde  das  Wesen  der  Monaiclue 
zersloim« 

Die  nKmarchiiche  Staatafom  hat  zn  allen  Zeiten  die  aUge-> 
meinste  Verbxeitang  gefimden.  Darum  bietet  sie  in  ihrev  geschieht^ 
liehen  Entwickeliing  auch  die  gxosste  Mannigfaltigkeit.  Die  Ver^ 
scMedenheit  der  Monarchien  seigt  sich  beaondero  in  zwei  Punkten : 

1)  in  der  Art  und  Weise,  wie  die  Person  des  Monarchen  bo- 

stinimt  Avird, 

2)  iu  dein  Umfange  der  muiiarchischen  Gewalt  und  in  ihrem 
Vwhältnisse  /,uiu  beherrsclitcn  A'olke. 

A.  In  ersterer  Jieziehuug  uutei-seheidet  man  die  Erbmon- 
archic,  in  welcher  die  Staatsp^ewalt  dimh  Geburt  cnvorbcn 
wird^  von  der  Wahlmonarciiie,  in  welcher  die  höchste  Gewah 
durch  Wahl  übertragen  wird.  Die  Wahlmonarchie  ist,  nicht 
wie  Stahl  und  Roscher  meinen,  »ein  Mittelding  zwischen 
Monarchie  und  Republik« die  Wahl  ist  an  und  für  sich  mit  dem 
monarchischen  Principe  verträglich,  wenigstens  wie  die  Wahl  im 
Mittehdter,  besonders  im  deutschen  Reiche ,  aufgefasst  wurde,  wo 
sie  nicht  die  Gewalt  selbst  schuf,  sondern  da^  Individuum  nur  in 
die  Gewalt  oder  Würde  einsetzte.  Dagegen  ist  die  Erblichkeit 
allerdings  dem  Wesen  des  Königthums  entsprechender,  indem  hier 
die  Selbstständigkeit,  das  eigene  Recht  des  Königs,  sich  noch  le- 
bendiger darstellt.  Eine  eigenthümliche  Mischung  von  Erbrecht 
und  Wahl  bot  die  altgermanische  Monarchie,  welche  man  wolil 
als  e  r  b  1  ic  h  e  Wall  1  m  ()  na  r  c  Iii  e  bezeichnen  kann,  indem  hier 
zwar  dai>  llcnschen^echt  einer  bestimmten  iiusigezeichneteu  Ua- 
milie  (gens  regia J  anerkannt  wurde  ,  das  Volk  sich  aber  aus  dem 
iiereiche  dieser  Famihe  den  Tüchtigsten  wählte  ^.  In  diesen  alt- 
germanischen  erbUchen  Wahlmonarchien  hat  aber  später  bald  das 
Wahlrecht,  bald  das  Erbrecht  den  Sieg  davongetragen,  und  dort 
ist  das  reine  lürbreich  (z.  B.  bei  den  Franken,  den  Angelsachsen], 


2}  Tacitns,  Ohrtnania        :  »lieyes  ex  nohilUaie  mmunt«.    F.  Dahn» 
die  Könige  der  Germanen,  I.  S.         Hernian  Schulze,  de  (fstaviento  (fense- 
ru  i  contmentafin,  1859.  §.  1 .    D »  r  selbe,  »Kecht  der  Erstgeburt  in  den  deut- 
schen 1*  ursieu  häusernw,  S.  1  ö — 4  7 .  j  acob  Grimm,  üechtsalterthümer,  S.  23  K 
*  G.  Pb  11  i  p  p  8 ,  Ober  Erb*  und  Wshlrecht,  1 836. 
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liier  das  reine  ^\  uhircich  bei  den  Westgothen,  im  deutschen 
Reiche  (hiriius  hervorgegangen.  Noch  im  vori^-en  Jahrhunderte 
bestanden  in  Eur<>])u  viele  Walilmonarchien ,  besonders  gehörten 
hierher  die  zahlreichen  geistlichen  Fürstenthümer  Deutschlands, 
wo  ein  Bischof  oder  Abt,  durch,  die  Wahl  des  Kapitels,  auch  welt- 
licher Regent  oder  Landesherr  wurde ,  femer  das  deutsche  Reich 
selbst  in  seiner  Spitze  und  das  Königreich  Polen.  Alle  diese  Wahl- 
monarchien  sind  aber  untergegangen  und  die  letzte'  noch  be^ 
stehende,  die  weltliche  Herrschaft  des  Papstes,  ist  ihrer  Auflösung 
nahe.  Somit  muss  auch  die  Wahlmonarchie,  als  eine  geachichilich 
interessante,  jetzt  aber  völlig  antiquirte  Phase  der  monarchisdien 
Staatsform  betiachtet  werden. 

B.  Was  denUmfangdermonarchischenGewalt  und 
ihr  Verhältniss  zum  beherrschten  Volke  betrifft,  so  hat,  bei  ver- 
schiedenen Völkern  und  zu  verschiedenen  Zeiten ,  allerdings  der 
Wille  des  Monarchen  als  der  alleinige  Faktor  im  Staatsleben  ge- 
golten, so  dass  die  ganze  öffentliche  Rcciitsordnun^T;-  in  letzter  In- 
stanz ledi<^lich  von  seinem  Relieben  abhing  'absolute  oder  un- 
umschränkte Monarcliie  .  In  dieser  Weise  stellt  sieh  besonders 
die  Monarchie  bei  den  orientalischen  Völkern  als  Despotie 
dar,  wo  alles  Recht  in  dem  Monarchen  deigestalt  vereinigt  ist, 
dass  ausser  ihm  und  ihm  gegenüber  niemand  ein  festes  Recht  hat. 
Er  allein  ist  hier  der  berechtigte ,  alle  andern  sind  ihm  g^enüher 
xechtlose  Wesen.  Diese  orientalische  Despotie  überspannt  dermas- 
sen  die  Macht  des  Monarchen,  dass  sie  sich  durch  ein  theokiati- 
sches  Princip  zu  rechtfertigen  suchen  muss.  Der  Despot  wird  als 
Stellvertreter  Gottes  und  somit  als  irdischer  Inhaber  göttlicher 
Allmacht  verehrt.  .  ? 

Bei  den  edlem  arischen  Völkern*  tritt  die  Monarchie  nur  da 
in  dieser  Gestalt  auf,  wo  ein  Volksleben  sich  geschichtlich  ao^e* 
lebt  hat,  oder  sich  in  einem  Uebergangszustande  findet.  Das  ernte 
war  bei  den  Römern  der  Fall ^  als  das  C^sarenthnm  sich  snir 
schrankenlosen  Selbstherrschaft  steigerte,  das  zweite  innd  am  Ende 
des  Mittelalters  statt,  wo  der  Absolutismus  den  Uebergang  ganz 
vom  Fcudalstaate  zur  modernen  Staatsoiduun*^  zu  bahnen  berufen 


3)  Abgesehen  von  den  halbsouveränen  Donau  fürs tenthümern. 

1  Bluntschli»  Staatiwörterbuch ,  B.  I.  S.  319.  Art.  äritohe  Völker 

und  arische  Kelche. 
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war  (neuere  absolute  Monarchie  —  Höhepunkt  unter  Philipp  II. 
und  Ludwig  XIV.)  Ueberau  stützte  sich  diese  absolutistische 
iUchtung  auf  rom  an  ig  tische  Ideen  >  stand  aber  im  grellen  Wi- 
derspruche- mit  der  Lebensanschauung  der  germanischen 
Völker. 

Das  mit  Volksfreiheit  gepaarte  Königthum  ist  der 
grosse  Staatsgedanke^  welchen  die  Germanen  in  die  Wellge- 
schichte eing  efuhrt  haben.  Schon  in  der  Oermama  des  Tacitus  ist  der 
ürkeim  konstitutionell -monaTchischer  Staatsordnung  angedeutet: 

i>n€C  regibm  inßmta  ar  libera  jJok'sfas  A.  Immpr  und  iil) prall  steht 
dem  Volke  ein  bestimmt  geregelter  Anlheil  an  dem  Staatsiebon 
zu.  Z  u  s  a  m  m  e  n  w i  r  k  e  n  von  K  ö  n  i  *>  u  n  tl  V o  1  k  ist  das»  Wesen 
der  verfa.s.suM*;smäsRi<ien  «icrmanischeu  Monarchie.  Vieles  bat  sieh 
im  Laufe  der  Zeiten  «ieändert:  die  Art  des  Zusammenwirkens,  der 
Kreis  derer,  die  zur  Volksvertretung  berufen  sind,  die  Abgrenzung 
des  Gebietes,  auf  welchem  die  aktive  Theilnahme  des  Volkes  am 
Staatslel:en  stattfindet.  Es  liegt  ein  imendlicher  Wechsel  ge- 
schichtlicher Phasen  zwischen  der  Volksversammlung  des  Gaus, 
wie  sie  uns  Tacitus  schildert^  mit  ihrem  waffenklirrenden  Zurufe 
und  der  deutschen  konstitutioneUen  Monarchie,  zwischen  dem 
angelsächsischen  Witenagemote  und  dem  englischen  Parlament 
der  Gegenwart,  aberübeiall  ist  es  derselbe  ächt  deutsche 
Grundgedanke,  dass  der  Monarch  nicht  alles  staatliche  Leben  * 
absorbiren  soll,  dass  das  Volk,  auf  dem  der  Staat  ruht,  nicht  nur 
als  passiv  s-ehorehende  Masse,  sondern  als  aktiv  mitwirkender 
Faktor  am  bLuutslebeu  betheiligt  sein  soll®.    Wait/  tadelt  es 


5)  Allerdings  ist  die  absolute  europäische  Monarchie  noch  von 
der  orientalischen  Despotie  zu  unterscheiden,  da  in  evsterer  die  rich- 
terliche Gewalt  durch  unabhängige  Gerichte  ausgeübt  und  die  Luverletzlich- 
keit  der  Frivatrechte  regelmftssig  anerkannt  wird ,  wfthrend  in  letzterer  der 
Monarch  nicht  nur  Gesetze  giebt  und  regiert,  sondern  sich  auch  nach  Belieben 
auf  den  Kichterstnhl  setzt  und  selbst  richtet.  Auch  standen  der  europäischen 
absoluten  Monarchie  in  der  edlern  Sitte  und  dem  höhern  Freiheitsp^efühle  der 
abendländischen  Nationen  immer  noch  Schranken  entgegen ,  Melche  die  orien- 
talischen Despoten  nicht  bu  beachten  brauchten ;  doch  trat  auch  die  Verwandt- 
sehafi  dieser  Form  des  Absoltitismus  mit  der  orientalischen  Despotie  hh- 
weilen  wieder  sehr  deutlich  herv  or ,  indem  auch  hier  nicht  selten  willkührlich 
in  Privatrechte  eingegriffen  und  der  Gang  der  Justis  durch  sogenannte 
Machtspruche  *?estört  \vurde. 

G)  Diesen  urdeutschen  Grundzug  der  konstitutionellen  Monarchie  zuerst 
«rkannt  au  haben,  ist  das  Verdienst  des  grossen  Uontesquie u.  Lhn  XI. 
9j*Um  dw  dcatMlien  Staktnreclito.  1 3 
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daher  mit  Recht ,  wenn  man  der  uimmschmnkten  Monarchie  die 
sogenannte  beschränkte  ge<]^enüber8tcllt.  Spriclit  mau  von 
einer  Beschränkung,  so  erscheint  dies  als  eine  Abweichung  von 
der  Regel.  Aber  unter  den  edlem>  staatlich  höher  begabten  Völ- 
kern des  Abendlandes  ist  die  Unumschränktheit  die  Aus- 
nahme >  sie  wird  immer  als  ein  kxaakhafter  Zustand,  ja  als  ein 
Unrecht  empfunden.  Der  regelmässige  Znstand  ist,  dass  auch 
das  Volk  eine  bestimmt  geregelte  Theilnahme  an  den  wichtigsten 
Funktionen  des  Staatslebens  hat.  Auch  in  der  vex&ssungsmüsst- 
^eu  Monaichie  ist  der  König  das  höchste  Glied,  das  Haupt  in 
der  Rechtsordnung  des  Staates,  aber  er  steht  innerhalb  der  ver« 
fassun^sinässij^en  Staatsordnung,  nic  ht  über  derselben.  Er  ist  ge- 
bunden an  eine  höhere,  Vf)n  seiner  Willkülu  imal liiiin^ii^e  Staats- 
ordnung, die  er  nielit  brechen  dart",  ohne  den  Staat  selV>st  und 
M  iiiit  sein  eigenes  lie<  ht  in  Fi*age  zu  stelleu,  er  dart"  die  wichtig- 
sten Recht«'  der  Staatsgewalt  mir  ausüben  unter  der  Theilnahme 
von  Organen,  die  in  ihrer  Sphäre  ebenfalls  selbstständig  sind. 

Als  Gegensatz  der  absoluten,  unumschränkten  iVlonarchie  er- 
scheint daher  die  verfassungsmässige,  staatlich  geord-> 
nete,  volksthümliche  Monarchie,  welche  nicht  alseine 
Aufhebung  oder  Herabsetzung  des  monarchischen  Piincips,  son-r 
dem  als  höhere  Entfaltung ,  als  eine  reicher  gegliederte  Organisa-^ 
'  tion  der  monarchischen  Staatsform  au^efasst  werden  muss.  Was 
einst  in  der  mtttelaltrigen  Form  der  aristokratisch  und  standisch 
gegliederten  Monarchie  einen  unvollkommenen  Ausdruck  ftnd^ 
stellt  sich  in  der  modernen  Form  der  repräsentativen  und 
konstitutionellen  Monarchie  vollendet  dar.  In  der  Aneignung 
und  Durchbildung  dieses  achtgennanisehen  Staatsgedankens  liegt 
die  wiolitigste  staatliche  Auli^.ihe  uuscrs  /eitultors. 

Uel)rigens  findet,  innerhalb  dieser  Staatsgattung,  wieder  eine 
reiclie  ^lannigfaltigkeit  der  Veifassungsfonnen  statt,  deren  Gestalt, 
ulb  bestimmte,  historisch  gewordene  Individualität  zu  charakted— 


ehap,  VI.i  r<w  veut  lire  Vadmirahle  ouvrage  de  Tacke  snr  les  moeitr$  dt»  Qtr^ 
mtn'nff,  nn  ret-ra,  que  c'est  (Veux  qite  h\s  Anfjlais  out  tin-  Pidee  de  leur  gouvenM- 
tnent  politique.  Ce.  benn  /tt/fifetne  a  Hv  trouve.  dan»  les  bois.  «  »Alles«  ,  sagt  der 
grosse  englische  Geschichtsschreiber  Hume,  »Alles,  was  noch  in  der  Welt  ist 
an  Freiheit,  Ehre  und  Edelmuth  und  WOrde,  verdanken  wir  diesen  grote* 
nOthigen  Barbaren.« 
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mren,  dem  positiven  Staatsrechte  der  eiuzeluen  Staaten  überlassen 
bleiben  muss. 

§.  60. 

Die  sogenannte  gemlicUe  Stttttform. 

Zu  diesen  uräpiäuglichen  drei  aristotelischen  Staatsformen 
glaubte  man  schon  im  Alterthume  bisweilen  eine  vierte  fügen  zu 
müssen,  welche  aus  raehrern  dieser  Staatsformen  gemischt  sei* 
jBesonders  berühmt  ist  der  Ausspruch  des  Cicero^  g^cworden, 
welcher  gerade  darin  den  höchsten  Vorzug  der  römischen  Verfita^ 
sung  sieht,  dass  sie  aus  allen  drei  Staatsformen,  Monarchie  (Con-^ 
suln),  Azistokratie  (Senat),  Demokratie  (Comitien} ,  gemischt  sei. 

Auch  in  neuerer  Zeit  ist  die  sogenannte  gemischte  Staats- 
form viel  gepriesen  worden,  insofern  man  dieselbe  in  der  konstitu- 
tiondien Monarchie  yerwirklicht  sah.  Man  glaubte  hier  Monaxdiie, 
Aristokratie  und  Demokratie  in  demselben  Staate  vereinigt  zu 
sehen.  Wenn  man  sich  demnach  drei  Gewalten  dachte ,  Könige 
Oberhaus,  Volkshaus,  die  als  gleichberechtigte  Inhaber  der  Sou- 
veränetät  im  Staate  nebeneinander  stehen  sollten,  so  rerfiel  man 
mit  dieser  Außassung  der  gefährlichen  Irrlehre  von  der  T  h  e  i  1  u  n  g 
der  Gewalten,  welche  die  einheitliche  Staatsgewalt  auflöst 
und  in  sitli  sclion  einen  Widerspruch  enthält.  Nimmt  mau  aber 
nur  eine  selbsts  tändige  Geltung  anderer  Elemente, 
inuerhulb  der  nionarcbisclicn  Staatsfonn ,  an,  so  liegt  darin  gewiss 
ein  grosser  ^'(u/u«J  der  konstitutionellen  Sta  itsform,  dass  hier 
ebensowohl  benu  hti^tc  uristokratif^c  he,  wie  «h  nn^kratischc  Ele- 
mente zur  AnerTveunun<i^  gebracht  werden.  Knie  solche  mannig- 
fach gegliederte  i5taat8verfassung  <::ivht  dem  Staatshdien  eine  rei- 
chere Entwickelung  und  dem  Einzelnen  eine  grössere  Büi'gschaft 
der  Freiheit,  als  wo  der  Wille  eines  einzelnen  Mensdicn  oder  einer 
vielköpfigen  Volksversammlung  einseitig  und  schrankenlos  waltete 
Deshalb  braucht  aber  die  konstitutionelle  Monarchie  noch  nicht 
als  gemischte  Staatsfozm  gedacht  zu  werden;  auch  hier  bleibt  der 

1^  Cicero,  de  jRep.  I.  29:  ^Quartum  (luofMam  gmus  reipuhh'cne  majrime 
jwobanäum  «89e  MtUto,  ^od  ex  hü,  quae prima  dici,  moderatttin  et  jpermiz' 
tum  irAtu.  I.  45.  I^acH  mim  4me  quiddtan  m  rtpuhliea pra«tkmt  regaUt 
esse  aliud  auctoriial» principu  m  partum  ac  tributum,  esse  quasdwn  rM  f«ftiatelr 

jitdicio  voluntaiique  mu  Ititudinis.«  Ueber  diese  Ansicht  des  Ci<"pro  von  der 
gemischten  Verfassung  Riehe  K.  8.  Z  ach  ariä,  staatawlssensch.  Betrachtungen 
über  Cicero's  Werk  vom  Staate,  S.  99  ff. 
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Monarch  immer  wahrer  Souverän,  nur  orsclieint  seine  vSouveränetät 
geläutert  und  ermässigt  durch  andere  Klemeute,  welche  uebeu  ihm 
ihre  selbstständige  Geltung  haben. 

Mit  viel  gröesexem  Rechte  kann  man  da  von  einer  gemi seil- 
ten Staats  form  reden ,  wo  die  andern  Elemente  nicht  blos  ak 
ennassigende  und  theilnehmende  Faktoren  unter  dem  Souveiän, 
sondern  geradezu  als  Mitinhaber  der  Souveränetät  gelten. 
In  dieser  Weise  hat  sich  allerdings  hisweilen  die  yeifassungsmas- 
sige  Monarchie  historisch  entwickelt,  ohne  dass  diese  Aufißeissung 
eine  nothwendige  Konsequenz  derselben  wäre.  So  war  die  Ver- 
fassung des  deutschen  Reiches  in  diesem  Sinne  eine  gemischte, 
indem  hier  die  Souveränetät  bei  Kaiser  und  bei  Reich,  d.  h.  bei 
der  G(  sammtheit  der  Keichsstände  war.  Der  Reichstag  hatte  ein 
wirkliclies  ro-impenwn,  ein  vondomlnium  der  Souveränetät.  Den- 
noch war  der  Kaiser  ein  wahrer  Souverän ,  ein  Monarr  li ,  wcW  er 
als  das  liöchste  Glied  in  (lieseni  Ori^unismus ,  als  das  Uberliau])t 
des  Reichstages,  staatsrechtlich  angesehen  wurde ,  weil  sein  Recht 
einen  selbstständigen,  in  seiner  Sphäre  unabhängigen  Cha- 
rakter hatte,  was  weder  bei  den  ('onsuln  der  römischen  Republik, 
noch  bei  dem  Präsidenten  von  Nordamerika  der  Fall  ist.  Beide 
sind  trotz  ihrer  hervorragenden  Stellung  immer  nur  als  hohe  Be- 
amte oder  Magistratspersonen  zu  hetrachten.  Zu  einer  ähnlichen 
Auffassung,  wie  sie  im  deutschen  Reiche  die  oificiell  geltende  war, 
neigt  sich  auch  das  engliche  Staatsrecht,  wenn  es  dem  Parla- 
mente, d.  h.  dem  Könige  und  den  beiden  Häusern,  die  höchste 
Staatsgewalt  zuspricht,  dabei  den  König  aber  immer  wieder  als 
den  Souveran,  als  das  höchste  Glied,  als  das  Haupt  in  diesem 
Körjier  ansieht. 

Aber  auch,  wo  eine  derartige  Auffassung  der  Souveräuetäts- 
verl'.iiltnisse  staatsrechtlicli  feststellt,  darf  man  sich  die  Souveräne- 
tät nicht  als  geth  eil  t  zwisclien  mehreren  selhstständigen  Faktoren 
denken,  was  ihrem  Wesen  diuchati^  wi(lrrs])ri(  ]u  ,  sondern  es  ist 
nur  ein  neues  zusammengesetztes  Subjekt  der  Souveränetät 
entstanden,  so  in  Deutschland  das  Reich,  d.  h.  Kaiser  und  Reichs- 
tag, so  in  England  das  Parlament,  d,  h,  der  König  und  die 
beiden  Häuser.  In  sehr  prägnanter  Weise  wird  diese  Kinheit  und 
Untheilbarkeit  der  Souveränetät  in  einem  solchen  zusammenge- 
setzten Staatskörper  in  der  alten  hamburgischen  Verfassung  aus- 


Von  der  Verbindung  mehrerer  Staaten.  1^ 

ß^cdrüfkt,  wo  dem  Käthe  und  der  erbpfesessenen  Hürgeischaft  die 
Souveiäuetät  gexuciusam  zugesprochen  wird ^. 


SicbentM  KapMel« 

Von  der  Verbindung  mehrerer  Staaten  K 

§•  61. 

BlnHicfte  ind  uiaaiaangMetite  Statten. 

Bei  der  bisherigen  Darstellung  der  Staatsformen  hatten  wir 

immer  nur  den  cinfa  ehcn  Staut  vor  Auf^en.  Der  einfache  Staat 
fcivitas  simplexj  }vAt  lu  seinem  Innern  eine  einheitliche  Staats- 
g^ewalt  als  Mittelpunkt,  welcher  alle  Gebietstheile  als  Proviu- 


2)  Hauptrecess  von  1712,  Art.  I.,  wonach  »ro  xi'p/or  oder  c' i^?  höchste  Recht 
bei  E.  E.  lüthe  und  der  Erbgesessenen  Bürgerschaft  inseparabUi  nexn  ,  con- 
Junedm  und  suMmven  bestehen  soll«.  Auch  hier  ist  die  Souveränetät  keines« 
▼egs  getheüt,  sondern  hat  nur  ein  zusammengesetztes  Subjekt  erhalten. 
H.  A.  Zacharlä,  B.  L  |.  23.  8.  82.  Stahl,  Bechtsphilosophie,  Theil  II. 
Abth.  IL  8.  2 IG. 

!)  Samuel  de  Fuf  endorf,  diss.  de  systenuitibus  ctvifatuin  (in  seiner f/w*cr<. 
academ.  sei.  Upsalae  1077],  p.  21u.  Die  ältere,  jetzt  meist  unbrauchbare 
Literatur  findet  sieh  angeführt  bei  Kl  Aber,  ftffentltehes  Reeht,  $.  104. 
Vergl.  auch  H.  A.  Zachariä,  Staatsrecht,  B.  I.  §.  25.  S.  9U  ff.  H.  Zöpfl» 
Staatsrecht,  B.  I.  §.  02 — G5.  Die  Begriffe  »Staatenbund«  und  »Bundes- 
staat« sind  erst  in  neuerer  Zeit  wissenschaftlich  erörtert  worden.  Die  erste 
tiefer  gehende  Erörterung  verdanken  wir  ivari  iheod.  W eicker,  »Ueber 
BundesTer&ssung  und  Bundesreform,  Aber  Bildung  und  Grenzen  der  Bundea- 
gewaltff,  Leipzig  18:M,  welcher  schon  damals  versuchte ,  die  herrsehende  Un- 
bestimmtheit und  Verwirrung  der  Begriffe  zu  beseitigen.  Aus  der  reichen 
Broschürenfluth  des  Jahres  1S4S  ragen  besonders  hervor:  »Bemerkungen  über 
die  neuesten  Vorschläge  zur  deutschen  Verfassung«.  München  184b  {wahr- 
sehcnnlich  von  W.  BOnniges)  und  Christian  Carl  Josias  Bunaen,  die 
deutsche  Bundesverfassung  und  ihr  Verhältniss  zu  den  Verfassungen  Eng- 
lands und  der  Vereinigten  Staaten.  Frankfurt  a.  M.  1SI9.  Bluntschli  hat 
in  der  Geschichte  seines  schweizerischen  Bundesrechts  die  Natur  des  Bundes- 
staates richtig  bestimmt.  Am  tiefsten  und  scharfsinnigsten  hat  das  Wesen  des 
Bundesstaates  erfasst  und  dargestellt  G.  Wailz  in  zdner  Politik,  Ausf.  HI. 
S.  152 — ^21 8  (froher  gedruckt  in  der  Allgemeinen  Monatasehrift  f&r  Wissenschaft 
und  Literatur  f  1853).  Er  hat  dabei  besonders  die  nordamerikanische  Verfaa- 
Snng  vor  Augen  gehabt  und  wesentlich  aus  ihr  'auf  der  Grundlage  von 
To  c  qu  e  V  i  1 1  e's  lichtvoller  AuseinanderäctzuDg)  den  Begriff  des  Bundesstaates 
abstrahirt.  VergL  auch  Pözl's  Aufsatz  im  Staatswörterb.  B.  U.  unter  dem 
Art.  »Bnndaaitaat«  und  «Staatenbund«. 


Digitized  by  Google 


198 


Siebentes  Kapitel. 


zen,  alle  Staatsgenossen  als  Un t er t hauen  unterworfen  sind: 
nach  aussen,  d,  h.  zu  andern  Staaten,  hat  er  keine  anderii  blei- 
benden rechtlichen  Beziehun^di,  als  die  allgemeinen  völkeiTetlit- 
lichen,  welche  zwischen  allen  civilisirtcn  Staaten  europäischer 
Gesittung,  nach  den  Grundsätzen  des  internationalen  Rechts, 
bestehen.  Völkerrechtliche  Verträge,  welche  auf  einzelne  Gegen- 
stände  gerichtet  sind ,  wie  Handelsverträge  oder  Alliancen ,  sowie 
singulare  Beschränkungen  durch  völkerrechtliche  Servituten  zu 
Gtmston  anderer  Staaten,  thun  dem  Begriffe  des  einfochen  Staates 
noch  ketn^  Eintiag. 

I>en  ein&chen  Staaten  stehen  die  zusammengesetzten 
Staaten,  eivitaiea  compositae,  Staatensysteme  gegen- 
über. Hierunter  versteht  man  bleibende  Verbindungen 
mehrerer  Staaten,  welche  trotz  dieser  i^isammengehörigkeit 
sich  doch  als  Staaten  mit  einer  mehr  oder  minder  'BelbstsfSnd^en 
Staatsgewalt,  nicht  als  blosse  Provinzen  eines  grossem  Ganzen, 
darstellen .  So  allgemein  wird  dieser  Begriff  absichtlich  liier  ire- 
fasst,  damit  die  mannigfaltigen  verscliiedcnen  Staatenverbindungcu 
unter  demselben  Platz  finden,  weic  he  alsdann  freilich  wieder,  nach 
ilirer  verschiedenen  Natur  und  ihrem  ein;euthümiichen  Wesen, 
unterschieden  und  gewürdigt  werden  müssen. 

£&  sind  verscliiedene  l^edürfnissc  und  Veranlassungen  gewe— 
sen«  wodurch  solche  bleibende  Staatenverbindungen  ins  Leben 
gerufen  worden  sind.  Bald  fühlten  sich  mehrere  kleine  Staaten 
nicht  stark  genug,  sich  nach  aussen  zu  schützen,  bald  waren  sie 
selbst  nicht  einmal  der  vollständigen  Lösung  der  innern  Staats- 
au^aben  gewachsen.  Was  jeder  Staat  für  sich  zu  leisten  nicht  im 
Stande  war,  suchten  sie  durch  eine  bleibende  staatliche  Verbindung 
mit  andern  Staaten  zu  erreichen.  Anderwärts  war  eine  Nation  in 
verschiedene  Staaten  gespalten,  dabeiwar  der  Drang  der  nationalen 
Einheit  einerseits  zwar  nicht  erloschen,  aber  andrerseits  wieder 
auch  nicht  mächtig  genuü^ ,  um  das  Particularbewusstsein  der  ein- 
zelnen Stämme  und  Staaten  zu  überwinden.  Hier  stellte  sieh  die 
Staatenverbindung  ebenMls  als  ein  entsprechendes  Auskunfts- 
mittel, bisweilen  auch  als  eine  Uebergangsstufe  zum  Ein- 
heitsstaate dar.  Bald  machte  sich  aber  auch  "^vieder  ein  entgegen- 
gesetzter geschichtlicher  Process  geltend;  der  centrifugale 
Drang  sprengte  allmählich  einen  nationalen  Einheitsstaat  und 
verwandelte  ihn  in  eine  blosse  Staatenverbindung.  Anderwärts 
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"waren  es  weniger  tief  gehende  nationale  Bedürfhisse  und  Bestre- 
bungen centripctalcr  oder  oentrifugaler  Richtung,  sondern  rein 
historische  ZuftiUigkeiten ,  wie  \  ererbungcii ,  Eroberungen ,  Frie- 
densschlüsse, Avelrhe  mehrere  bis  dahin  völlig  unabhängig  iiebou- 
einander  stebeiide  Staaten  in  eine  bleibende  Verbindung  zueinan- 
der brachten,  ohne  dabei  ibren  stiiutlichett^  Charakter  und  iiire 
Selbstständigkeit  ganz  aufzuheben. 

Es  ist  die  Aufgabe  der  Staatslehre,  die  mannigfaltigen  For- 
men, in  welchen  die  Verbindung  verschiedener  Staaten  sich  ver- 
wirklicht hat,  auf  gewisse  Hauptgattungen  zurückzufuhren. 

£s  ist  ein  doppelter  Standpunkt,  von  welchem  aus  sich  die 
VeMßhiedenen  Staaten  Verbindungen  betrachten  und  eintheilen 
liMin^  Man  sieht  entweder : 

L     a.  auf  die  Vereinigung  mehrerer  StaatiBgewalten  in  Einem 
H^r]r8c)iiersubj  ekte  (Union  im  engem  Sinne^  tmso  chUabm  ex 
Jiär»  m^fem,  h,  e,  suh  eodem  in^peranU) .  Biese  Union  unter  einem 
Himncher  iat  entweder  Personalunion  oder  Bealunion; 

'd.  oder  man  gdit  von  einem  bleibenden  Bundesver- 
liftltniss^  mehrerer  Staaten  aus  {umo  ewikiiim  ex  Jure  Bodeiaiüj, 
wo  kxaft  eines  Bundesverträges  entweder  ein  dauernder  Völker- 
TÖ'c&tlicher  Verein  für  wesentliche  Au^ben  des  Staatslebens 
—^  Staatenbund,  oder  ein  höheres  staatsrechtliches Gaiize 
mit  einer  eigenen,  selbstständigen,  staatsrechtlichen  Organisation 
geschaffen  ist  —  }^  u  n  d  c  s  s  t  a  a  t . 

■\Vas  die  ge s e h i eh t lieli e  Entstehung  der  Staatenverbin- 
dungen betrifft,  so  werden  melir  zufällige  historische  Mo- 
mente, wie  Erbfolire  oder  Eroberung,  gewöhnlich  zur  Union  des 
Herrschersubjekts,  zur  Personal-  oder  Kealunion,  bewusst  na- 
tionale Bestrebungen  gewöhnlich  zur  bimdesmässigen  Ver- 
bindung, zum  Staatenbunde  oder  Bundesstaate  füliren. 

'  Pag^egen  sind  die  blosse  Personalunion  und  der  Staatenbund 
djä^  Verwandt,  dass  hier  die  einzelnen  verbundenen  Staaten 
zwar  vollständig  staatlich  organisirt  sind,  nicht  aber  die  Gemein- 
schaft. Dagegen  ähneln  sich  die  Kealunimii  und  der  Bundesstaat 
dnlp«  dass  bei  beiden  Staatenyerbindungen  nicht  nur  die  einzel- 
nen  yerbtmdenen  Staaten,  sondern  auch  die  Staatengemeinschaft 
einen  wahrhaft  «taatMchoi  Ohanücter  besitst.  Nur  bei  beiden  letz- 
^l0t^ol^aBi^  iit  nwn  bi^<^^  einem  Gesammtstaato 

mieden. 
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Aber  der  Wisseiuchaft  kommt  es  weniger  auf  Aehnlichkeity 

als  auf  sc  harfe  Unterscheidung  der  verschiedenen  Stsatenverbin* 

diuigeu  au,  die  nun  im  einzelnen  versucht  werden  soll. 

§.  62. 

I.  In  monarchischen  Staaten  ist  es  möglich,  dass  die 
physische  Person ,  welche  in  einem  Staate  die  SonveräaetSt  inne- 
hat, durch  Kibfol^^e  oder  Wahl  auch  zur  Herrschaft  in  einem  an- 
dern Staate  berufen  wird.  Eine  solche  stuatsrcchtlich  zufällige 
Gemeinsamkeit  des  Herrschers  ist  die  Personalunion.  Damit 
ist  allerdinfjfs  an  und  für  sich  noch  keine  noth  u  eu  d  i^^e  Verbin- 
dung der  Staaten  gegeben ;  sie  können  einander  völli«;  fremd  blei- 
ben, wenn  axicb,  besonder.^  bei  abs(»lut  belierrsebten  Staaten,  der 
persönliche  F-inHuss  des  Herrschers  ^cwoIimIk  Ii  t  hutsächlich 
eiiie  gewisse  Einheit  in  der  Politik  herbeiluhren  wird. 

P^ine  Personalunion  kann  entstehen  durch  Erbfolge  oder 
Wahl,  Das  erste  findet  statt,  wenn  zufällig  der  HeiTscher  eines 
Staates  auch  durch  das  Erbfolgcgesetz  eines  andern  Staates  auf 
den  Thron  berufen  wird.  So  wurde  (icorg  Ludwig,  seit  1 698  Kur- 
fürst von  Hannover,  1714  als  Georg  I.  König  von  Grossbritan- 
nien»  weil  ihn  zufällig  das  englische  Thronfolgegesetz,  als  cogna> 
tischen  Urenkel  Jacob's  I.,  auch  auf  den  Thron  Grossbritanniens 
berief*.  Dadurch  entstand  eine  blosse  Personalunion  zwischen 
Hannover  und  Grossbritannien^  welche  mit  dem  Staatsrechte  die- 
ser linder  weiter  nichts  zu  thun  hatte. 

Aber  auch  durch  Wahl  kann  eine  Personalunion  begründet 
werden,  wenn  der  Erbmonarch  des  einen  Staates  in  einem  andern 
Staate  zum  Staatsoberfaaupte  fiir  seine  Person  gewählt  wird.  So 
entstand  eine  Personalunion  zwischen  Spanien  und  Deutschland, 
als  der  erbliche  Köni^r  Karl  I.  von  Spanien  1519  als  Karl  V.  zum 
Kaiser  des  röndseiideutschen  Reiches  erwälilt  wurde,  so  zwischen 
Sachsen  und  Polen,  als  Kurfürst  Eriedrich  August  I.  16!)7 
und  Friedrich  August  II.  1 733  als  August  11.  und  August  III.  die 
polnische  Wahlkrone  erhielten *, 

1)  Ueber  die  Geiaugung  des  Hauses  Hannover  auf  den  grossbritannischen 
Throti  aieh«  Hermann  Sebnlse,  die  HsnagttMtse,  B.  1,  8.  405. 

i)  0w  y  ereinigttng  sweier  TölUg  venehiedener  HemdieziietsftBiklÜKsiteii 
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Die  Dauer  der  Personalunion  hängt  lediglich  yon  der  Dauer 

des  durch  den  Herrscher  begründeten  persönlichen  iiandes  ab. 
Am  schnellsten  löst  sie  sich  gewöhnlicli ,  wenn  die  Herrschaft  in 
dem  einen  Staate  nur  auf  Walil  lieniht  ,  die  1  ferrscliei  wiirde  somit 
nur  eine  lebciisläiii^lielic,  rein  ])er>>;rhdi(lie  ist.  So  liörte  die  l'erso- 
naiunion  zwisdieii  Spanien  und  Deutscliland  mit  der  Txcsinnation 
Karl's  ^'.  auL;('nl)li(kli(li  auf,  und  beide  waren  nun  wieder  xöllij^ 
ß;  e  t  r  e  n  n  t  e  Keielie.  Wo  zwei  E  r  b  r  e  i  e  h  e  miteinander  durch 
Personalunion  vereini<»t  sind,  kann  ihre  Verbindung  für  immer 
dauem^vwenn  dasselbe  Erbgesets,  z.  Ii.  agnatische  Lineal})rium- 
genitnr,  zufiilUg  in  beiden  Staaten  gilt,  ^udi  bei  yersrbiedenheit 
.dw  J)rbf(dgegesetze  kann  die  Vereinigung,  lange  dUmebl^K^^ 
ibre  düfenieiiden  Punkte  anfällig  nicht  zur  Anwendung  kommen^ 
jiki^(|i|pi^aowoid  nach.  gKombnAaAiflMMv  mi&much  ihiumo^eamhiar 
IMiWiWUliiMiitt  ^  ftuf  Geoig  I.  tm  «em  Sohn  >Ok(»g>^H;  >  «Hf 

aitf  Willi  -jmm.  jBmder  Wilhebn  IV^ .  Hätte  es  Aertaaainmdi^ 
Dynastie  nicht  an  erbflUiigen  Söliaeft  |^ait||ehy  lo'^winn* 
leicht^üü  Kioaieii.  Ybiü}  0Eokrbzitaiuxieii  und*  HaniioTer  nocfaf^Jahr- 
hunderte  lang  beiia«imeligebli^ciaw>  iäik  iiber  Wilhdm  lY«.  ohise 
successionflifiChige  Deicendete  stall»  ^  laaelEle^  sicii  «im  en^maaäh 
die  Differenz  der  grossbritannischen  cognatischen  und  der  hannö->- 
verischen  af^natiseben  Successionsordnung^  <jeltend  und  so  löst^ 
sieli  ipso  jure  am  2(1.  Juni  I  S^H  die  l'ersonabniion  ,  web  be  12H 
.labre  bestanibn  hatte,  obne  duss  es  (bi/u  ir<;end  eines  weitem 
stautsreelitlielien  Aktes,  etwa  von  Seiten  des  englischen  Parhiments 
(»der  der  liannÖN  <>ris(  lien  Stünde,  bedurft  biitte.  Es  ist  (Ülv-«  <>ben  die 
K(nise(juen/  der  l'ersonabinion  ,  wo  (bis  staatarechtücho  Jiand  ie— 
digUcli  auf  der  Herrscherpersönhchkeit  mht. 

II.  Ganz  anders  Terhält  es  sich  bei  der  Kealunion,  wo 
nicht  blos  mehrere  Staaten  zufiti^i^;  duxelifeiiE^  herrschendes  Sub- 
jekt vereinigt  sind ,  sondern  wo  ihre  Union ,  bei  sonstiger  staat-^ 
lieber  Selbstständigkeit,  eine  staatsrechtlich-noth wendige 
grundgesetzlich  dauernde  Yer|)indung  ist.  ^^Ü^^f^ 


in  Einer  physischen  Person  wird  hier  auch  durch  die  Verschiedenheit  der  Na- 
men und  Zahlen  angedeutet.  So  war  KarlV.  in  Spanien  Karl  1.,  so  Friedrich 
August  I.  TOD  Sachien  ia  Polen  August  II. 
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chen,  tUe  Ke  eil  Union  auf  den  Staaten  selbst*.  Mit  der 
Kealunion  ist  dabei  die  g^Össte  sttuitliche  Selbstständigkeit  der 
realiter  verbundenen  Staaten  vereinbar,  sie  können  ihre  eigenen 
gesetzgebenden  Jvürper,  ihre  besondern  Ministerien,  Truppen, 
Finanzen,  kurz  alles  für  sich  haben,  ^vf  im  nur  ihre  Zusammen- 
gehörigkeit als  uothweadige«  Staatsrecht  lieb  es  Vrin- 
cip  feststeht. 

Ak  typisch  für  die  freieste  Form  der  Kealunion  kann  die  Ver- 
bindung zwischen  Schweden  und  Norwegen  gelten.  Nor- 
wegen ist  ein  durchaus  s  elbstständiges  Königreieh  mit  eigener 
Vei&'ssung,  eigener  Land  -  und  Seemadit  u.  s.  w. ,  aber  dennoch 
ist  seine  Union  mit  Schweden  realer  Natur^  weil  die  Vereinigung 
mit  dem  Königreiche  Schweden  unter  Einem  Könige  Verfas- 
sung sgrundgesetz  beider  Länder  ist»  weil  die  schwedische 
Successionsordnung  yom  26.  September  1810  auch  zum  norwegi- 
schen Grundgesetze  erhoben  ist  und  selbst  beim  Erlöschen  der 
Dynastie  immer  wieder  ein  gemeinsames. Staatsoberhaupt  für 
beide  lleiche  bestellt  werden  muss  *. 

Man  nnterseheidet  oft  im  gewöhnlichen  Leben  die  Personal- 
von  der  lieitiunion  so,  dass  bei  der  erstem  nur  die  Person  des 
Herrschers,  bei  der  letztern  auch  noch  andere  staatliche  Einrich- 
tungen genieinsiim  seien.  Diese  Unterscheidung  giebt  gar  kein 
bestimmtes  IMncip.  Es  können  auch,  hei  einer  blossen  Pereonal- 
union,  besonders  unter  einem  absoluten  Herrscher,  viele  gemein- 
same Einrichtungen  administrativer  Natur  getroffen  werden,  wah-^ 
rend  bei  einer  Bealunion  rielleicht  zwischen  den  vereinigten  Staaten 
sehr  wenige  staatliche  Einrichtungen  gemeinsam  sind.  Es  kommt 
vielmehr  ganz  allein  darauf  an,  ob  die  Vexbindung  eine  nur  auf 
einem  persönlichen  Bande  ruhende,  im  juristischen  Sinne 


3]  Diese  Unterscheidung  ist  der' civilrecht liehen  zwischen  per sön* 
lieben  und  dinglichen  Hechten  nachgebildet,  die  unio  penonalu  istge- 
wissermaBien  nur  ein  jU»  in  jtenonamf  die  unio  reali$  ein  Ju»  in  rem. 

4)  So  bestimmt  der  erste  §.  der  norwegischen  Yerfaeeung  vom  4.  Novem- 
ber 1814:  »das  Königreich  Norwegen  ist  ein  freies,  selbstständiges,  untheil- 
bares  und  unabhängig^es  Reich  mit  Schweden  unter  einem  Könige  vereinigt. 
§.  6.  Die  Erbfolge  ist  Uneal  und  agnatisch ,  so  wie  sie  sich  in  der  von  Schwe« 
dens  ReiehMtindenbescbloeseoen  und  vom  KOnige  angenommraen  Sueceseions- 
jordnuttg  vom  36.  Septbr.  1810,  welche  dieeem  Orundgecette  in  Uebefsetsung 
beigefügt  wird,  bestimmt  findet.«  §.  7.  bestimmt,  wie  beim  Erlttedhen  der 
Dynastie  far  die  Neubesetzung  de*  Throaee  geao^  werden  toll* 
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zufällige  ist,  oder  ob  sie  auf  einem  iiothwendi^oii  staats- 
rechtlichen Grundsätze  beruht  und  nomit  nie  ht  blos  das  Herrscher- 
subjekt, sondern  auch  die  Staaten  betrifft*. 

Mit  L  ntet  liL  wird  neben  der  Pevson-il-  und  "ReiibniTon  t^or-h 
als  dritte  Form  der  Staat*  ii\(  rl>mdiin«^  unter  Einem  Il(n*s€her 
die  Inkorporation  aufj^cführt,  wobei  die  staatliche  Sclbststän- 
•  digkeit  des  einverhübten  Staates  ganz  aufbort,  so  dass. er  Ton  niin 
an  einer  ihm  bis  dahin  fremden  Staatsgewalt  Und  einem  fremden 
Gnindgesetze  unterworfen  wird,  und  dag^cn  auch  an  der  etwaigen 
Kcpräsentativverfassuiig  des  inkoiporirenden  Staates  Antheil  er- 
liält.  Ks  ist  dies  die  sogenannte  wdoper  rnfpremonem^  d.  h.  eben 
die' Aufhebung  der  Union  nnd  die  fiegründiing  des  Einheits- 
staales.  Bei  einer  derartigen  Inkorporation  können  den  so  einyer^ 
tc!0Men  BestandtheUen  mancherlei  eigenthümliche  Bechte  gelassen 
und  eingesäumt  werden^  z.  B.  ihre  GesetsbUcher  und  Statuten, 
ihre  Municipalyei&ssung,  ihre  besoEndem  Landestitel  ^  wie  König' 
i«idli>r  Grossherzogthum  u.  s.  w.  Demnadi  bilden  unaweifelhaft 
England,  Schottland  und  Irland  niebt  mehr^  wie  firöher,  imirteStaa- 
tett^-'Sfmdem  einen  Einheitsstaat.  Da«  Grossherzogtlium  Po^ 
sen  ist  niemals  etwas  anderes  gewesen,  als  eine  inkor^iorirte 
preussischc  Provinz,  und  auch  die  neuestf  n  J  ,r\\  t  i  buuuci)  Preussens, 
die  bis  IS50  souveränen  Inirsh  n tlirnin  i  1 1  1 1  Ii  r  n /. u  1  i ei  ii ,  sind 
liirlu  iiuirt  ,  --ondern  iiiktupuml  wüidiü.  Da.s  Ktmigrcieh  Polen 
stund  nach  der  Verfassunjr  vom  27.Nov  in}>er  1  S 1  ">  in  Healuiiion 
mit  dem  ru^sist  lim  Kaiscireielu  ,  --eil  ilcin  Maiiilest  vom  2tj.  Fe^ 
bruar  1 832  ist  es  demselben  i  n  k  o  r  p  o  r  i  r  t. 

§.  63. 
Her  ItMteatai. 

Kraft  eines  J iundesvertrages  vereinigen  sich  mehrere  selbst- 
ständige Staaten  zur  gemeinsamen  Erfüllung  wesentlicher  Aufga- 


5)  So  findet  zwischen  den  Herzogthümern  SchlesNs  ii;  und  Holstein 
nach  den  alten  Landesverträgen  von  146U  eine  wahre  Reaiunion  statt,  wäh- 
rend (fiese  HenogthOmer  mit  der  Krone  DSnemark  nur  in  dner  Personal- 
Union  standen,  obgleich  manche  Staatsanstalten  administrativ  vereinigt  war 
rrn.  Die  Personalunion  ist  am  15.  November  1863  gelöst,  da  in  den  Uerzog- 
tiunnern  das  däniRebe  'l'hronfolgegesetz  vom  '51.  Juli  fH53  ebensowenie:  Gül- 
tigkeit hat,  als  die  Lex  licyia  von  16Ö5.  Zu  dieser  Lösung  bedurfte  ob 
keineswsgt  einer  Zustimmung  dev  illailischeB  KAfper  Dftaemarks  oder  der 
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ben  des  Staatslebeiis.  Kinc  solche  Vereinigung  wird  ein  Staaten- 
bund genannt,  welcher  sich  d;i durch  von  einer  blos  vorüber- 
gehenden A  11  i  a  n  c  e  unterscheidet : 

1]  dass  es  immer  w e  s  e  n  1 1  i  c  he  Aufsiahen  des  Staatsie bens 
sein  müssen,  iür  welche  die  Verbindung  stattfindet  (nidit  etwa  blos 
ein  bestammtes  Benehmen  für  einen  einzelnen  Fall  oder  Vertheidi- 
gung  gegen  einen  bcBtimmten  Feind ,  sondern  überhaupt  äuflsere 
imd  innere  Sicherheit ,  Aufrechterhultung  der  Integvitüt  u.  B.  w.) . 
Es  BU1B8  eine  wahre  Giemesnschafit  poHtiaoher  IntevMsen  und  staat^ 
Ucher  Angelegenheiteu  stattfinden; 

2)  dass  der  Staatenbund  seinem  Principe  nach  einen  dauern- 
den  Charakter  hat.  Weil  eben  jene  gemeinschalllich  gemachten 
wesentlichen  Interessen  eine  fortwährende  Ftooige  beanspruchen^ 
muss  mth  der  Bund»  als  Träger  dieser  gemeinsamen  Besorgung, 
dauernd  errichtet  werde  n ;  r, 

3  da&s  ein  gemeinsames  Organ  vorlianden  seinmuss,  wel- 
cJicin  nach  der  Ihiiules Verfassung  die  Leitung  der  gemeinsamen 
Angelegenheiten  ühertragen  ist.  Mit  einem  s  tlf  hin  leitenden 
Buudesorgane  ])flegen  dann  noch  andere  bleibende,  gemeinsame 
Bundesanst-iilten  verbunden  zu  sein, 

immer  sind  es  aber  beim  Staatenbunde  die  Staaten  selbst, 
welche  zu  dieser  Vereinigung  aaisammen treten.  Obgleich  weit 
über  eine  blosse  Alliance  hinausgehend,  hat  ein  solches  Bundes^ 
verhältniss doch  lediglich  einen  völkerrechtlichen  Charakter. 
Der  Staatenbund  ist  in  seiner  Einheit  wohl  eine  völkerreehdiehe 
Gesammtpersönlichkeit  im  auswärtigen  Staatenyerkehre,  aber  in 
seinen  innem  Beziehungen  kein  Gesammtstaat.  Es  giebt  keine  un- 
abhängig herrschende  staatliche  Centralgewaltj  sondern  nur  eine 
vertiagsnuUsige  Social  g  e  wal  t  mit  scharf  begrenster  Kompetenx, 
ohne  eigentliche  Hoheitsrechte.  Strenggenommen  darf  man  von 
keiner  gesetzgebenden,  regierenden,  richtenden  Gewalt  des  Bun- 
des reden. 

Der  Staatenbund  ist  eine  Verbindung  von  Staaten,  nicht  von 
einzelnen  Menschen.  Die  Staatsbürger  der  verbündeten  Staaten, 
als  solche,  werden  unmittelbar  von  dem  Bundesverhältnisse  gar 

Herzogthümer ,  sie  erfolgte  ipso  jnre  mit  dem  Todesmomente  Friedrich's  VII. 
Bs  ist  gans  dasselbe  VerhftltiiUs  wis  t837  xwisolien  Orossbritannien  und  Han- 
nover, welche  Dach  ISdjfthriger  Personalunion  mit  dem  TodetmeaMote  Wil« 
heimle  IV.  von  telbat  wieder  aoMbenderSelen. 
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niciit  berühit,  sie  haben,  der  Bundesgovalt  t^e^^enüber,  keine  Ge- 
horsamspflicht, es  sind  lediglich  die  Staatsregierungen, 
welche  die  Verbindung  ausmachen.  Nur  an  diese  wendet  sich  die 
Btmdesgewalt ,  nur  diese  sind  zu  den  bundesmässigen  Leistungen 
verpüichtot.  Die  Hundesfinanzen  ruhen  auf  Matrikularbei- 
trägen,  die  Bundesarmee  wird  gt  bildet  aus  den  K  o  n  ti ngenten 
der  Einzelstaaten.  Jede  direkte  Unterordnung  der  Einzelnen  un- 
ter die  Bundesgewalt  würde  dem  Wesen  des  Staatenbundes  wider- 
sprechen. Sonst  können  in  seiner  V-er&sstmg  grosse  Verschieden- 
heiten stattfinden,  z.  B.  hinsichtlich  des  tJmfiinges  der  gemeinsamen 
Angel^ienheiten  oder  der  Organisation  der  Bundesbehörden,  ohne 
den  BegnM  des  Staatenbundes  aufzuheben.  ' 

'  -  ''Die  Form  des  Staatenbundes  war  dem  Alterthume.  wie  dem 
Mittelalter,  wohl  bekannt.  In  der  neuem  Zeit  sind  als  hervor- 
ragende Beispiele  zu  nennen  die  vereinigten  Niederlande  bis  zur 
französischen  Revolution,  die  Schweiz  von  1815 — 1848,  die  ver- 
einigten Staaten  von  Nordamerika  von  1776 — 1789,  der  deutsche 
Bund  seit  1815. 

Der  Staatenbund  befriedigt  die  nationaifii  1  Bedürfnisse  nur  in 
sehr  untergeordneter  Weise,  er  ist  daher  häufig  eine  J)urchgan^^-s- 
stufe  zu  antierii  iiiidungen  gewesen.  Eine  solche  staatliche  Um- 
gestaltung hat  sich  in  Nordamerika  durch  die  lJundes Verfassung 
vom  17.  September  1787,  in  der  Schweiz  durch  die  Bundesverfas- 
sung vom  12.  September  l'sis  vollzogen,  in  Deutschland  ist  sie 
versucht  worden,  aber  bis  jetzt  gescheitert. 

§.  64. 
Der  Bndesstaat. 

Auch  der  |]un(ies>lHat  entstellt  regelmässig  durch  einen  Ver- 
trag, aber  er  bleibt  nicht  blos  ein  vertragsniässiges  \'erhiiltniss  völ- 
kerrechtlicher Natur  ^,  sondern  es  cutsteht  hier  ein  neuer  Staat; 


]]  Bei  dem  Bundesstaate  ist  die  Uebertragung  od«r  vielmehr  das  Auf- 
geben bestimmter  Hechte  von  Seiten  der  einzelnen  Staaten  ein  einmaliger 
historischer  Akt,  beim  Staatenbunde  bleibt  der  Vertrag  fortwährend 
Grand  tmd  Mait  de«  ganzen  VerhfiltaissM.  Der  Bundesstaat  entsteht  durch 
Vertrag,  wenigstens  ttberall,  -wo  eine  andere  Staatsordnung  vorausgegangen 
ist,  er  ht  aber  unendlich  mehr,  als  ein  blosses  vertragsmässiges  Verhältniss, 
er  ist  ein  Staat,  pin  wahrhaft  nationales  Band.  8o  werden  auch  im  Gebiete  des 
Privatrechts  Verhaituisse  durch  Vertrag  begründet,  deren  Bedeutung  weit  über 
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ein  G esammtstaat  tritt  zu  den  ursprüugliclien  Einzel- 
staaten. 

Regclmässi«:^  sucht  ein  Volk  alle  seine  staatliclieii  Zwecke  und 
Au%aben  zu  erreichen  durch  Oi^anisation  zu  einem  Einheitsstaate. 
Aus  bestimmten  historischen  Gründen  ersehet  aber  bisweilen 
einerseits  die  Form  des  Einheitsstaates  nicht  möglich «  andrerseits 
die  Form  eines  blossen  völkerrechtlichen  Staatenbundes  nicht  ge^ 
nügend.   Hier  ist  der  Bundesstaat  dieindicirte  Steatefbim. 

Im  Bundesstaate  zerlegt  sieh  die  Gesammdieit  der  staatlichen 
Aufgaben  in  zwei  TheÜe^  der  eine  Theil  der  Au%abe  wird  ge- 
meinsam, der  andere  TheU  vereinzelt  erstrebt.  •  Danadi  er- 
gieht  sich  hier  eine  zwiefache  Organisation  des  Volkes  zum 
Staate,  einerseits  ist  das  Volk  organisirt  zu  einem  Gesammt- 
staate,  andrerseits  zu  Einzelstaaten.  Jleide  zusammen 
niat  hen  den  iJundesstUHt  aus. 

Diese  Theilun^  der  staatlichen  Aufgaben  kann  verschieden 
st  in,  als  Kegel  erscheint  aber,  <hisa  der  (iesammtstaat.  die  Central- 
gewalt,  nach  aussen  als  Eiulieit  auftritt  und  deshalb  die  auswar- 
tv^en  Angel ej^-enh ei ten  selbstständig  beherrscht,  dass  dagegen  die 
liegeluug  der  innern  Verhältnisse  meistens  Sache  der  Einzel- 
staaten bleibt ,  wenn  auch  einzelne  Zweige ,  etwa  Posten ,  Eisen- 
bahnen, aus  Zweckmässigkeitsgründen  der  Contralgewalt  zugewie- 
sen sind.  Principiell  lässt  sich  über  die  Theilung  der  staatlichen 
SphSien  keine  weiteigehende  Begel  aufstellen. 

Dagegen  verlangt  das  Wesen  des  Bundesstaates  durchaus«  dass 
beide  staatliche  Organismen  >  der  Gesammtstaat,-  wie  die  Einzel- 
staaten, innerhalb  ihrer  Sphfhre,  selbstständig  und  unab- 
hängig sind.  Es  würde  daher  dem  Begriffe  des  Bundesstaates 
widersprechen ,  wenn  die  CentralgovaJt  nur  als  delegirte ,  beauf- 
triigte  Behörde  der  Einzelstaaten  dastünde,  aber  ebenso  wenn  die 
Einzelstaat en  ihre  staatsrechtlichen  I^efugnisse  von  der  Central- 
gewalt  übertragen  erhielten.  Es  ist  ein  Missverstiindniss  der  bun- 
desstaatliehen  Form,  wenn  behauptet '\vird ,  bei  derselben  wiiren 
die  Einzelstaaten  die  Un  t  e  r  tb  a  n  en  der  Centralgewalt,  sie  könn- 
ten höchstens  nur  als  halbsouveräue  Staaten  betrachtet  wer- 

(ias  blosse  obligatorische  Gebiet  hinausgeht,  z.  B.  die  E  h  e  :  sie  entsteht  d  urch 
Vertrag,  ist  aber  keineswegs  ein  Institut  des  Obligationenrechts, 
•ottdem  ein  die  ganse  PereOnliehkeU  der  £h«g&tteii  ergr^ttidee  Inatitttt  des 
Familieareehte. 
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den,  der  Ihintlessfaut  begründe  eine  wahre  Ge}u)rsanis-  und  Unter— 
thanenpfliclit  aller  Einzelregiemngen  gegen  die  Ceutralgewalt,  die 
Souveränetät/sei  nur  bei  der  Ceutralgewalt,  nicht  hei  den  Ein^seL' 
Staaten.  Gegen  diese,  besonders  von  Stahl  vertretene,  irrige  An- 
sicht hat Geor^^  Waitz  überzeugend  daigethan,  dass  nur  d a  ein 
Hundesstaat  vorhanden  ist^  wo  die  SouvetränetSt  nicht  deiA  einen 
and  nicht  dem  andern^  sondern  b  ei  d  en^  dem  Gesammtstaate  und 
dem  Einzelstaate,  jedem  innerhalb  seiner  Sphäre,  zusteht. 
»Nur  derÜmfiing,  nicht  der  Inhalt  der  Souveianetat  ist  beschrSnkt 
und  jener  für  die  eine  Staatsgewalt  so  gut>  wie  fiir  die  andere  '.« 

.<  >  Ebenso  gut  wie  der  Einzelstaat  besitzt  der  Bundesstaat  eine 
höchste  herrschende  Gc^valt,  eine  Gesammtsouveränetät  —  Ge- 
setzgebung:, Ref^ierun«^,  (ierieht.  Die  staatliche  Selbststiiiuligkeit 
hat  sich  aucii  in  der  ürgani.sation  der  Centralj^ewalt  zu  offenbaren, 
welche  völlig  unabhängig  dastehen  nmss  V(ai  den  Gewalten  der 
Einzelstaaten ,  sowohl  in  Betreff  ihrer  Einsetzung  als  ilirer 
Mittel.  Letztere  miiss  die  Oentral*>cwalt  fü r  s i  c h  haben,  nicht 
von  den  Kin/clstaaten  empfangen.  (Eigene  Finanzen,  eigene 
Kriegsmaclit.j 

In  ihrem  Bereielie  wendet  sich  die  Centraigewalt  nicht  an  die 
Regierungen  der  Einzelstaaten,  sondern  unmittelbar  an  das 
Volk;  sie  erlässt  allgemein  verbindliche  Gesetze,  ertheilt  Befehle, 
legt  Steuern  auf,  hebt  Truppen  aus.  Es  besteht,  der  Ceutralgewalt 
gegenüber,  eine  Unterthanen-  und  Gehorsamspflicht  der  Einzel- 
nen, aber  auch  ein  allgemeines  bundesstaatliches  Bür-~ 
gerrecbt.  Der  Hundesstaat  ist  ein  wirkliches  National- 
band nicht  nur  der  Einzelstaaten,  sondern  auch  aller  ihrer  Bür- 
ger. Darum  entspricht  der  Idee  des  Bundesstaates  auch  eine 
Xa  tion  al  r  ep  r  ii  se  II  t  a  ( i  o  n  des  ganzen  A'olke.s,  während  sich 
mit  dem  Staatenbunde  höchstens  eine  Delegirtenversammiung  der 
einzelnen  Landtage  vertra<j:en  würde. 

Das  ^griechische  Alterthuni  hat  in  dem  aehäischen  Kunde 
einen  Bundesstaat  herzustellen  veräuciit^.    Den  mannigfaltigen 


2)  Auch  die  bundesstaatUche  Verfassung  der  Schweiz  vom  12.  Sept.  1S48 
erkennt,  Art.  3.,  die  Souvoi  Snetät  der  Einzelstaaten  in  ihrer  Sphäre  vollkom- 
men an.  »Die  Kantone  sind  .souverän,  soweit  ihre  bouverftnetät  nicht  durch 
die  Btinde«T«rfiM«uiig  bewhrbikt  i«ty  und  üben  ali  Micha  allo  Reohte  aus» 
welche  nicht  der  Bund«flgewalt  ftbertnigen  sind«. 

3}  O.  F.  Schümann,  griechische  Alterthilmer»  6.  II.  S.  106,  Aber  dmi 
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und  zahlr(M(  li(  ii  Bundesorganisationoii  des  italischen  Alterthums 
1111(1  dos  «^^eniianisch-Tomaiiischen  Mittelaltors;  srlieiut  woniü-stcns 
eine  durcligebildetere  bundesstaatliche  Einrieb tuiifi:  fremd  t^cbiieben 
zu  sein  *.  Die  grossartigsfce  Entfaltung  der  bundesstaatlichen  Idee 
liegt  in  der  Verfassung  der  vereinigten  Staaten  von  Nordamerika 
vom  17.  Septbr.  1787  var.  Nordamerika  hat  durch  seine  Bundes- 
▼er&ssung-  einen  neuen  schöpferischen  Gedanken  in  die  Staats- 
entwiokelung  der  Menschheit  eingefülurt  und  die  Weish^t  seiner 
grossen  Staatsmänner  hat  für  das  moderne  Staatsleben  den  Proto^ 
typ  bnndesstaatlicher  Organisation  hingestellt  ^ 

In  masBvoUer  und  besonnener  Weise  haben  die  SdiWcäzer 
dieses  Vorbild  ihren  staatlichen  Zustanden  angepasst  und  durch 
ihre  Verfiissung  vom  12.  September  1848  den  Staatenbund  in 
einen  Bimdesstaat  umgeschaffen  *, 

'  Die  Geschichte  kennt  bis  jetzt  den  liimdesstaat  nur  auf  der 
Grundlage  republikanischer  Bineelstaaten ;  aber  dies  hängt 
nicht  nothwendiy  mit  dem  licgriffe  desselben  zusammen.  Es  lässt 
sich  principiell  ffejfon  eine  bundesstaatli( lio  ^'crcinigung 
mehrerer  Monarchien  nichts  einwenden,  allein  pr  ak  t  i  s  c  h  wird  die 
Durchtüiiruiig  der  bundesstaatlichen  Einheit  hier  viel  grössere 
Schwierigkeiten  bereiten.  Der  einzige  V  ersuch,  einen  Bundes- 
staat auf  monarchischer  Grundla»^e  herzustellen,  welcher  in 
Deutschland  im  Jahre  1818--1S49  gemaclit  worden  ist,  ist  er- 
folglos geblieben  und  die  bundesstaathch  gegliederte  deutsche- 
Kelchs  Verfassung  vom  28.  März  1 849  ist  nie  ins  Leben  getreten. 

aehäischeraBund.  Auch  der  ätolis ehe  Bund  hatte  eine  mehr  bundesstaatliehe 
Form. 

4)  Doch  bedürfte  es  noch  einer  genauem  Untersuchung  der  bis  jetzt  noch 
keineswegs  hinreichend  durchforschten  Buiidesveifassungen  des  Mittelalters, 
um  die  Existens  eines  Bundesstaates  so  bestimmt  xu  verneinen »  wie  es  von 

Waitz,  S.  1 71,  geschieht.  Selbst  in  der  elgenthümlichen  Landesverfassung  der 

alten  Sachsen  und  ihrer  NationalvcrsammUine:  der  einzelnen  Gaue  zu  Marklo 
ist  wenigstens  ein  Ansatz  zu  einer  bundesstaatlichen  Verfassung  niclit  zu  ver- 
liennen.  Vergl.  die  bekannte  Stelle  in  Hucbald  väa  8.  Lebnmi  bei  Pertz,  Script, 
II.  361. 

5)  Eduard  Reimann,  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  im 
Uebergange  vom  Staatenbunde  zum  Bundesstaate.  Weimar  \bbb.  Am  iicht- 
vuUsten  hat  den  neuen  Gedanken  der  bundesstaatlichen  Organisation  hervor- 
gehoben A.  de  ToequevitUt  de  ta  demoeraUe  en  Amiriqu«, 

6)  B  l  u  n  t  s  c  Ii  1  i ,  Geschichte  des  schveiseriseben  Bundesrechf  s  von  den 
ersten  ewigen  Bünden  bis  auf  die  Ge«»enwart,  B.  I.  Gescliichtliche 
Darstellung,  H  11,  isr.2.  TJrkundenbuch .  J.  J.  Blum  er,  Handbuch  des 
schweizerischen  liundeäätaaisrecht»,  B.  1.  IbÖ^.  8.  127  ff. 
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§.  65. 

S«r  HftitMte  StaatensUat  oder  dai  Staatetr«leb. 

Man  pflegt  bisweilen  das  eheiiiali'»e  tleut<?che  Reich  in  seinem 
letzten  Stadium ,  etwa  von  1648  1  SOG,  als  Jiundesstaat  zu  be- 
zeichnen. Auch  lässt  sich  nicht  läuj^iien,  dass  eine  gewisse  äus^ 
sc  TP  Aehnluhkeit  z-wischen  der  eliemaligen  Rciclisvei-taHSUii^^  und 
der  buiidesstaatlichcn  Form  staattfiiulet,  indem  hier  wie  dort  ein 
G e 8 a m m 1 8 ta a t  und  Gliederstaaten  sich  gegenüberstehen. 
Aber  doch  ist  die  innere  Verschiedenheit  zwischen  diesen  Staats- 
£inaen  so  gross ,  dass  es  eine  durchaus  falsche  Aufl*assu!ii:;  ergiebt, 
wenn  das  ehemalige  deutsche  Keich  unter  den  Begriff  des  Bundes- 
staates gestellt  wird. 

Zuerst  drückt  vor  allem  die  historische  Entstehung 
dem  deutschen  Beiehe  ein  GepiSge  auf>  welches  dem  Wesen  des 
Bundesstaates  völlig  fremd  ist.  Das  deutsche  Reich  war  in  frühem 
Zeiten  eiii  Einheitsstaat  gewesen ,  soweit  dies  eben  bei  der  Natur 
des  mittelaltrigen  Feudalstaates  möglich  war.  Durch  immer  weiter 
gehende  Auseinanderlegung  in  sahlreiche  staatenShnliche  Körper 
war  der  Feudalstaat  zuletzt  allerdings  zu  einem  uuregelmässigen 
Staatensyste'me  geworden^  welches  j  edoch  in  vielen  Beziehun- 
gen noch  die  Signatur  seines  Ursprungs  an  sich  trug.  Die  ganze 
staatliche  Umbildung  war  so  vor  sidi  gegangen ,  dass  immer  mehr 
einzehie  staatliche  Rechte,  durch  Verleihung  der  ursprünglichen 
Staatsgewalt,  au  die  'J'prritorialgewalten  gckomiuen  und  dass  so 
diese  Komplexe  von  Laad  und  Leuten  zu  staatenähnlichen  Kör- 
pern geworden  waren,  welche  für  ihre  Angehörigen  wesentlich  die 
Stelle  des  Staates  vertreten  musstcn.  Immer  aher  wurden  staats- 
rechtlich noch  alle  Hechte  der  Landeshoheit  nus  der  Heichsgewalt 
abgelei  tet.  Die  Keidisgewalt  war  allem  die  originäre  Staats- 
gewalt in  Deutschland.  Von  einem  s elb s  t8  tii  n  d ig en  Ur- 
sprünge der  Gewalt  der  Gliederstuaten,  wie  dies  beim  Hundes- 
staate  der  Fall  ist,  konnte  im  deutschen  Bliche  staatsreclitlich 
nicht  die  Rede  sein. 

Zweitens  blieb ,  trotz  der  Lockerung  der  Reichsgewalt  und 
der  thatsächlich  immer  weitergretfenden  Unabhängigkeit  der  Terri- 
torialgewalten, die  U  nt  er  0  r  d  n  u  n  g  der  Ijandeshoheit  unter  Kaiser 
lind  Reich  ein  Fendamentalsatz  des  deutschen  Staatsrechts.  De  jure 
wenigstens  war  die  Territorialgewalt  keineswegs  souveiftn,  wie  dies 
die  Einzelstaaten  beim  Bundesstaate  innerhalb  ihrer  Sphäre  sind^ 

Sjatcfli  dM  dMitiehMi  BtMtmehti.  14 
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Drittens,  und  dies  ist  das  wichtigste,  hatte  das  deutsche 
Keich  nicht,  wie  der  Ikmdesstaat,  eine  u  nm  i  tte  Ib  ar  e  liczie- 
lnin<?  zur  ganzen  Nation,  Es  wendete  sich,  in  der  letzten  Phase 
seines  Daseins,  immer  nur  an  die  Landesliorren ,  als  Zwischen- 
ob  ri  e  i  t  e  n,  nicht  an  die  einzelnen  liür^er  selbst.  Es  empfing 
seine' Mittel  nur  von  den  Einzelreg^iei  uii^^cii ,  os  exequirtc  seine 
Gesetze  und  Beschlüsse  nie  selbst,  sondern  nur  durch  die  Terri- 
torialgewalten. Es  glich  also  in  dieser  Beziehun*;  wieder  mehr  dem 
Staatenbunde,  als  dem  Kundesstaate.  Die  Unterscheidung 
zwischen  Keielisunmittelbaren  und  Mittelharen,  ein 
Gruudjsug  des  deutschen  Reichsstaatsrechts,  widerspricht  dem 
Wesen  des  Bundesstaates  diametral,  welcher  gerade  ein  Band  der 
gansen  Nation  sein  will.  Eine  Nationalreprasentation  wäre  da- 
her in  der  letsten  Entwicklungsstufe  des  Reiches  mit  dem  Geiste 
seiner  Vei&BSung  ebenso  im  ^dersprucbe  gewesen,  wie  sie  gerade 
von  dem  Wesen  des  Rundesstaates  nothwendig  gefordert  wird. 

Hieraus  folgt,  dass  das  deutsche  Reich  weder  ein  Bundesstaat, 
noch  ein  Staatenhund,  dass  es  vielmehr  ein  durchaus  einzig 
dastehendes  staatliches  Gebilde  ist,  welches  schon  nach 
Pufendorf  i^monstro  tantum  similev  fS.  66)  unter  keine  allfirc  im  ine 
Kategorie  der  Staatenverbindungen  gebrac  lit  weiden  kann.  Ks  ist 
dies  deshalb  unmöglich,  weil  es  eine  degenerirte  Staatsbil- 
d  u  n  g  ist,  die  von  ihrem  urspriinglichen  Principe  allmählich  immer 
mehr  abgewichen  ist.  Das  deutsche  Reich  ist  ein  aus  den  Fu- 
gen gegangener  Feudalstaat.  Mau  kann  auch  liier  einen 
Gesammtstaat,  das  Reich  und  Gliederstaaten,  die  Territorien,  von 
einander  unterscheiden.  jB«s  besteht  eine,  das  Ganze  umspannende 
Reichsgewalt  und  eine  wenigstens  staatenähnliche  Territorialge-» 
walt.  Das  deutsche  Reich  ist  daher,  in  seiner  letzten  Entwicke— 
lungsphase,  allerdings  kein  Einheitsstaat  mehr,  sondern  ein  ua- 
regelmässiges  Staatensystem  mit  monarchischer 
Spitze,  welches  man  wohl,  zum  Unterschiede  von  andern  Staa- 
tenverbindungen, Staatenstaat,  Staatenreich  nennen  kann. 
Doch  soll  damit  keine  generelle  Form  der  Staatenverbindung 
bezeichnet,  sondern  nur  ein  Ausdruck  für  eine  einzelne  histori* 
sehe  Staatsbildung  gegeben  sein,  deren  abnorme  Natur  eben  keine 
Unterordnung  unter  einen  allgemeinen  Begriff,  sondern  nur  eine 
bestimmte  individuelle  Charakterisirung  zulässt. 
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Grundriss  des  deut&cheu  Keichsstaatsrechts 

Enter  Abschnitt. 
Vom  deutschen  Reiche  im  Allgemeinen. 

§.  66. 

iBtttAug  det  4e«ttchtB  Edchi. 

In  der  ältesten  Zeit  unserer  Geschichte  fehlte  es  den  deut- 
schen Völkerschaften  an  jeder  staatlichen  Gesammt^erfiissung. 
Erst  in  der  ErsclüittLiung  der  Völkenvanderung  schmolzen  die 
zuhireichen  kleinen  Völkerschaften  zu  grössern  Stammen  /usam- 
men.  Den  T  rauken  war  die  Aufgabe  zugefallen,  diese  Stämme 
zu  einer  Keichseinheit  zu  verbinden .  C  h  1  o  d  w  i  <j;  benann ,  Karl 
der  Gr  r  ()  s  s  e  vollendete  diese  Arln^it  Das  grosse  Frankenreich  hatte 
aber  keinen  national  -  deutschen  (  'harakter;  es  umfasste  sowohl 
celtisch-romanische,  wie  deutsche  Elemente.  Durc  h  den  Vertrag 
von  Verdun  843  und  durch  die  darauf  folgende  definitive  Los- 
sagnng  nacli  der  Absetzung  Karl's  des  Dicken  888  trennte  sich 
endlich  das  vorhenscheud  germanische  Ostfrankenjreich  von  dem 

1)  Für  das  neuere  Reichsstaatsrecht ,  Avie  es  bis  zu  den  letzten  grossen 
Um^^estaltungen  fttn  Anfange  dieses  Jahrhunderts  bestand,  sind  die  wichtig- 
sten allgemeinen  Werke:  J.  J.  Moser,  deutsches  Staatsrecht,  50  Theile 
nehat  2  'rheilen  ZnsStsen  und  Kegiste  v,  1 737r— 54.  BessenrNeues  8taat«- 
recht,  21  B&nde  und  1  Bd.  Register,  1766—1775  {S.  8u).  Desselben  Grund* 
riss  der  heutigen  Staatsverfassung  des  deutschen  Reichs,  Tübingen  1754. 
JToh.  Jiic,  3fascovtiprmripinjffni(publict,  Z//wffi*  (zuerst  1729,  6.  Aufl.  1769, 
herausgegeb.  von  H.  G.  Franck).  Joh.  Henndde  Selchow  elementajurü 
pubHei  Oermmtiei,  Güttingen  (neue  Aufl.  1782).  Vor  ftllem  aber  tind  wa 
empfehlen:  Jbhanm$  Stephani  PUtteri  institutiones  Juris  publici  Germtmici, 
Göttingen  'zuerst  1770,  zuletzt  1802),  und  Carl  Friedrich  H&berlin,  Hand- 
buch des  deutschen  Staatsrechts  nach  Pütter' s  System  in  3  Bfinden ,  Berlin, 
zuerst  1793,  dann  2.  Aufl.  1797  (Bd.  I.  und  iL  sind  lb02  und  im'4  noch  ein- 
mal neu  angelegt)*  Die  «peeielle  litentur  wird  bei  den  ebucehien  I<ehreii 
engegeben  werden. 
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mehr  romanischen  Westend  Das  Ostfrankenreich  ist  die 
Grundlage  des  deutschen  Reiches  geworden,  welche» 
noch  lange  einen  Torwiegend  fränkischen  Charakter  an  sich 
trug*. 

Karl  der  Gr.  hatte  Krone  und  Namen  des  römischen 
Kaiserthums  erneut*;  aber  die  römische  Kaiserkrone  war  noch 
nicht  grundsätzlich  mit  der  ostftänkischen  oder  deutschen  Königs- 
wärde  verbunden.  Eine  solche  Realunion  erfolgte  unter  Otto 
dem  Gr.  Seitdem  durfte  nur  ein  König  der  Deutschen  zum  rö- 
mischen Kaiser  gekrönt  werden  ^.  Das  deutsche  Reich  hiess  yon 
nun  an  das  heilige  römische  Reich  deutscher  Nation*. 

Mit  der  römischen  Kaiserkrone  erhielt  der  deutsche  Köni^j^ 
nicht  sowohl  einen  Zuwachs  an  wirklichen  HeiTschaftsrechten 
oder  an  Land  und  i^euten ,  sondern  er  uberkaju  lUuiiit  nur  li^ewissc 
kosmopolitische  Ansprüche,  domimtim  mundi ,  als  veraic  intlicher 
Nachfolger  der  alten  Ciisarcu  und  einzelne  Ehrenrechte  ,  %\  (>zu  vor 
allem  die  Advokatie  üher  den  römischen  Stuhl  und  die  chri«t- 
liclie  Kirche,  sowie  der  Vonanu  vor  allen  andern  Monarchen  der 
Christeuheit>  gerechnet  werden  muss  ^. 

.     §.  67. 

,  ItulifiNa^tfeiticlMaBtlste'. 

Für  die  Zeit  der  Karolinger  und  des  frühem  Mittelalters  ist 

2)  Georg  Waitz,  deutsche  Verfassungsgeschichte ,  B.  IV.  S.  593  ff. 
W.  Gie«eb  recht,  Öoschiclitc  der  deutscheD  Kaiserseit.  I.  B.  II.  Bucht 
»Gründung  des  deutscheu  Keichs«. 

3]  Sachsensp.  B.  III.  Art.  54.  §.  4. :  »Die  kmäng  ml  hnöben  vrenkesch  recht, 
MMM«  ^1  gekorm,  von  tio^ttr  hord  he  ok  «•«. 

4)  G.  Waitz  a.  a.  O.  B.  III.  bes.  der  Abtdinitt:  »KOnigthaiii  undKai- 
'  serthum  in  Verbindung«. 

5)  PacL  OUonü  M,  et  Leonis  VIII. ,  übergegangen  ins  Decret,  GraOemi 
D.  I^III*  eap.  23.  Sehulte,  Lehrb.  der  deutet^en  Reieke-'  uad  Reohts- 
^eohiehte.  §.  70.  Zöpfl,  deutsehe  Be«htigefloli.  f.  46.  Trots  der  Zweifel 
über  die  Aechtheit  dieser  Urkunde  steht  soviel  fest,  dass  seit  Otto  dem  Gr. 
die  Verbindung  der  römischen  Kaiser-  und  der  deutschen  Königskrone  immer 
anerkannt  blieb.  Giesebr^cht,  B.  1.  8.  44ö,  »über  die  Herstellung  des 
abendlAndlschen  Kaiserthttiiie«. 

6)  Karl  Ludwig  Aegidi  im  Steatfwdrterb.  B.  VIII.  8.  702.  Art.s  Bö- 
mitches  Beich  deutscher  Nation. 

7)  J".  St,  Pütter,  Specimeyi  jtrri<i  puhUci  t't  gmtitim  medü aevi.  Gueti.  ITSJ. 
C.  W.  V.  Lancizolle,  die  Bedeutung  der  römisch •  deutschen  Kaiserwürde 
nach  den  Bechtsanschauungen  des  Mittelalters.  Berlin  1S56. 
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es  leicht,  die  Staatsform  des  deutschen  Reichs  zu  bestimmen. 
Dor  K'inii;-  reji^erte  das  Reich  durch  sciiio  '^'rossrn  ReichsbeamtWl, 
-ümöge,  Markgrafen,  Grafen,  unter  der  Theihiuhm«  einer  noch 
ubentwickelten  Beichsveisammhing.  Deutschland  wur  .8<Mmit«eine 
«iüfache»  stfindisch  beschränkte  Monarchie^  fixiUch 
igpät  einem  sehr  geringen  Masse  centra^sirtef  Staatsgewalt^  wie  dies 
hei  allen  . mittelaltiigen  Staaten  der  Fall  wav.  Die  Frage  ;naeh- der 
Staatsfonn  des  deutschen  Reichs  wird  dann  erst  sdiwicirig  xu  be- 
«nftworten«  nachdem  aus  den  Reidisbeamten'  erbliche  LaftdeS' 
herrn«  aus  den  Amtsbesdrken  staatenfthnlieheTerTitoTlem 
igiffworden  waren.  Seit  dem  spätem  Mittelalter,  besonders  seit  dem 
Avestphälischeu  Friidin,  konute  kein  klar  aclieiidci  Hcurtheiler 
m  e  h  r  in  Zweifel  ziehen  ,  dass  Deutsi likuid  ein  z  u  s  a  lu  iii  < mi  jg-  c  - 
s  e  t  z  t  e  r  »Staat,  cicitüö  vt/m/jo.sda-,  e i  n  8  f  a  a  t  e  n  s  t  d  a  t  '^§.  f >  :i .  sei , 
d.  Ii.  1  )('iir<  hland  enthielt  so  viele  Staaten  als  es  Knrlinsiriitlniinei 
lür^tenthüiner,  Gratschatten,  lleichsstädte  gab.  Jeder  dieser 
Staaten  hatte  ^^ein  eigenes  Staatsrecht,  «^eine  eigene  Verfassung. 
Aber  so  viele  Staaten  und  Länder  Deutschland  auch  in  sich  l^asste« 
sd  '^var  es  doch  immer,  auch  in  seiner  Gesammtheit,  noch  ein  ein^ 
hwtlicher  Staat,  indem  alle  diese  bcsondem  Staaten  unter  einer 
gemeinsamen  höchsten  Gewalt  vereinigt  waren»  Das  Reich  hatte 
sein&Gesammtyerfas8ung>  seine  Reichsgewalt,  sein  Reichsober- 
hiäuptj  welchem  de ^ure  die  mächtigsten  Kurfürsten,  wie  die  klein* 
«ten  Grafen  und  Reichisstädte  gieichmSssig  unterthan  waren. 

!:  .^Das  d.eutsche Reich  war  einStaat.enstaat  mi  tmon- 
Afichischer  Spitze..  Der  Kaiser  war  nicht  blos  hödister  Beamr 
iiek  des  Reichs,  nicht  blos  Präsident  oder  Direktor  eines  Staaten- 
bundes, sondern  Monarch  mit  persönltcheirUnabhängig- 
keitund  Majestät;  aber  seine  MachtLcl'u-ni.ss  war  durch  die 
Theilnahme  eines  zweiten  staathchen  1  aktors,  des  Reiclistags, 
so  bes<:liiäiikt,  dass  er  in  allen  wichtigen  Reichsangclcgenhciten 

!)  J.  J.  Moser,  von  Deutschland  und  dessen  Staatsverfassung  tib  er- 
bau pt,  ITÖö.  Pütter,  imtit.  §.  23.  Bei  weitem  das  beste,  was  hierüber  ge- 
iMhrieben  itt,  befindet  sich  in  Ptttter*!  Beitrigen  sum  deutBohen  Staats- 
und  FQrstenreclit»  1777.  B.  I.  No.  II.  und  III. :  Von  der  Regierungsform  des 
deutschen  Reichs.  S.  17 — 57.  Clemertfi  Perthes,  de  ^mtentiut  Juris  puhlici 
peritortim,  qua.s  hahuerint  de  impern  d n  manici  forma  et  statu,  Sonnae  1844,  ist 
nur  eine  Zusammenreihung  einzelner  Stellen  aus  Hlppolithus  a  Lapide  und 
Pvfendozf.  VergL  auch  den  leuten  f.  unseres  ersten  Buches.  Die  Ansiohtm 
der  iltern  Fublioisten  sind  in  der  Literatuxgeschiohte  mitgetheilt. 
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an  dessen  Zustimmung  und  Mitwirkunj^  gebunden  war.  Die  Re- 
nirii  der  «'in/plncii  Staiitcu  Deutschiaiids  konkurnrten  bei  der 
Ausübuiij4  der  wiclitig.sten  >rai^«.tätsre(litc  ziigleicli  al«  Stünde 
des  lieichs.  Ihre  koll«- i;:Ji>«i  lu  (4csammtheit  bildt  i  '  drxi 
Keich&ta^,  das  Reich  im  engcru  Simio.  Nach  der  Auriussuiig 
der  neuem  Reichspublicistcn  stund  die  liöchste  Staatsgewalt  oder 
ßoiiverünelät  in  Deutsch hmd  »bei  Kaiser  und  Reich,  d.  h. 
dem  Corpus  der  Beicbi^tande,  sodass  man  kein  Bedenken  trug^ 
dem  Rcichtstagc  ein  wahres  co-imp c r  i u m  einzuräumen  ^.  Das 
ISabjekt  der  Souveranetät  war  drTniiach  im  deutschen  Reiche  ein 
zusammengesetztes«  nämticb  das  Keich>  d.  b.  Kaiser  und 
Reich;  aber  in  diesem  suäammengesetzten  Körper  nahm  der  Kai^ 
ser^  als  Beichsoberhaupt«  doch  immer  die  höchste  SteUui^^  oia. 

Man  kann  daher  die  Staatsfonn  des  deutschen  Beichs  ia. 
seiner  letzten  Eatwickelungsphase  so  charakterisiren; 

Deutsofalimd  war  ein  Keich »  bestehend  aus  zahlreichen 
schiedenen  Staaten,  welche  aber  doch,  nach  Art  eines  zusammen^ 
gesetzten  Staatskörpers,  unter  einem  gemeinschaftlichen  höchsttfii, 
zwar  monarchischen ;  jedoch  sehr  eingeschränkten,  an  die  Mitwur*- 
kung  der  reichsstandischen  Aristokratie  gebundenen  Reichsober^ 
haupte  vereinigt  waren. 

§.  68. 

Begriff  der  Reidtsvamltttlbarkelt. 

Mit  der  eig^enthümliclien  Scheidung  enier  doppelten  Staats- 
gewalt in  Deutscliland ,  der  Territorial-  und  der  Reichsgcwalt, 
hiingt  atu  h  der  Jiegrilf  der  K  e  i  c  h  s  u  n  m  i  tt  e  1  b  a  r  k  e i  t  und  des 
Gegeutheils  davon»  der  Reichsmittelbarkeit,  zusammen. 

2  Siehe  he«,  Häberiin,  Ii.  I.  §.  130.  :S.  120;.  Keich  bedeutet  bald 
den  Kaiser  und  den  Keiclt^tag  zusammengenommen,  also  die  koncen- 
trirte  ReichtgewsH,  bald  dM  Corpus  der  Reiehstlftndeim  O^ensatie  Bum  Kai* 
ser.  Schon  früh  wurde  der  Kaiser  als  derjenige  angesehen,  der  de«  Reich» 
Kechte  ausübte.  Sachsensp.  III.  52.  §.  I  und  51.  §.  *2.  Pütter,  in^fif. 
§.  1 29.  :  »Inuno  pr  opri  e  f  a  s  jurintn,  ^une  rel  a  nolo  Cai'sare  cxereentii  r,  jie/iei 
imperium  eti».  Man  Spruch  daher  nicht  von  kaiserlichen  Lehen,  sondern  voa 
R  e  i  o  h  a  tehen,  nicht  von  eiiier  kaiterlielieii  Stadtf  sondern  von  einer  Reiche« 
itadt,  oder  man  verband  beides,  z.  H.  ksiendiehsi  und  Reichskammergericht, 
lcai<>orliV}ier  Reich  shofrath.  Alle  einzelnen  Reichsatände ,  selbst  die 
mächtigsten  Fürsten,  galten  du  jure  noch  als  üuterthaueu  des  Kaisers, 
a.  B.  «T.  P.  O*  IV.  U.,  nicht  aber  das  Corpus  der  Keichsstände,  aU  Reicha<» 
tagi  in  seiner  Oesamnitheit. 
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Es  war  nämlüli  das  Verhältniss  der  Unterordnung ,  in  welchem 
sowohl  ganze  Bezirke  und  Ortschaften ,  als  einzelne  Personen  zu 
Kaiser  und  Keich  standen ,  entweder  ein  mittelbares  oder  ein 
unmittelbares.  Bei  weitem  die  meisten  Personen  in  Deutsch- 
land waren  dem  Keicbe  nur  mittelUar  untevthan,  d.  h.  dmch 
die  Mi  tt  el  sperson  ihres  Landeshemi  oder  ikr^*  Olvrigkeit.  Weil 
ibr  Laiideslierr  dem  Heiche  unterworfen  war,  erschienen  auch  sie 
daduseh  als  mittelbare  Beichsunterth^^nen.  Nur  wer^ 
ohn»  Yenoittelung  einer  Obrigkeit,  unmittelbar  4em  Beiche 
mijteiAaii  war,  galt  als  Reichsuxmiittelbarer  - 

.  iPie  Beichsuumittelbarkeit  war  eine  persönliche  oder  eine 
din.gltcjie*  Persönlich  waren  alle  Reich  »stände  und  die 
FamUkai  der  erblichen  Iteichsslände  reichsunmittelbar.  Es  gab  aber 
auch  Beichsunmittelbare,  die  nicht  reichsstandisch  waren,  z.  B. 
die  wirklichen  Reichsritter,  die  Mitglieder  der  Reichsgerichte. 

§.  69. 
OiiReiditKeUst'. 

Das  Ostfrankenreich  bildete,  auch  in  territorialer 
Beziehung,  den  Grundstock  des  deutschen  Beichs. 

Durch  den  Vertrag  von  Yerdun  843  wurde  die  grosse  frän- 
kische Gesammtmonarchie  in  drei  Theile  zerlegt.  Karl  der 
Kahle  bekam  den  westlichen  Theil  oder  das  heutige  Frankreich 
bis  an  die  Flüsse  Bhone^  Saone,  Maas  und  Scheide,  Ludwig 
d  e  r  D  e  u  t  s  c  h  e  den  östlichen  Theil,  das  heutij^e  Deutschland  bis 
au  den  Rhein  und  notth  die  Städte  Mainz ,  Worms  und  Speyer,  ' 
alles  übrige  endlich,  ^vas  zwischen  dem  Hhein  und  den  vorhinge- 
nannten vier  Flüssen  liegt,  erliielt  Lothar  nebst  Italien  zu  seinem 
Antheilc. 

Die  Grenzen  Deutschlands  wurden  bald  erweitert,  indem  das 


1  Der  Ausdruck  »dem  heiligen  Reiche  ohne  alles  Mittel  untcrworfenn 
findet  sich  schon  in  einer  Urkunde  K.  Friedrich'»  III.  von  N78.  Das  P.  O. 
Art.  V.  <j.  2y.  unterscheidet  zwinchen  »mediate  vei  immediate  impmio  sub' 
jeetuu.  Fttr  Mittelbsrkmt  wurden  auch  hftuiig  die  Aasdrttcke  »Landtitsigkeit, 
LwidMasist,  Landetunteithinigkeit«  ^raucht. 

1)  PütUtt  <n8t.  §.  12—19.  Häberlin,  B.  I.  S.  42  ff.  Erstes  Kapitd » 
Von  den  Grenzen  des  doiitschen  Rpjrhfl.  Das  Hauptwerk  bleiht  noch  immer 
IT.  Conr  ing  t  de  Jinibm  ütiperti  Uemtanici  itört  dm.  Heimst,  in  mehreren 
Ausgaben. 
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ganze  zmehen  Deutschland  und  Fiankxetoh  liegende  Orebiet 
Lothar's,  regnmnLotharingiae,  Lothringen^  nach  dem  Ausgange 
seines  Stamm^,  870,  880  an  das  ostfränkische  oder  deutsche 
Reich  kam  *. 

Von  Lothringen  hatte  sich  indessen  das  cisjuranische 
(879)  und  das  transjuranische  Burgund  (887)  getrennt. 
Anikngs  zwei  Reiche  bildend,  wurden  diese  Gebietsthefle  spftter  au 
Einem  Reiche,  dem  arela tischen  im  weitem  Sinne  (930)  Ter- 
einigt.  Kraft  eines  Erbvertnigs>  wekhen  der  letzte  König  dieses 
Reichs,  Rudolf  III.  (le  FcanerndJ,  1016  mit  K.  Heinrich  II.  ge- 
schlossen hatte,  kam  dieses  Reich  1033  an  Deutschland.  Anfangs 
mit  dem  deutschen  Reiche  blos  verbunden ,  wurde  es  demselben 
später  als  gleichberechtiger  Oebietsl4ieil  inkorporirt,  in- 
dem auch  die  burgundischen  Grossen  zu  den  deutschen  Reichs-^ 
ständen  «gezahlt  wurden  und  auf  den  Keichstaij^en  erschienen*. 

Von  diesem  burgundischen  Gebiete  wurde  aber  ein  Stück 
nach  dem  andern  von  dem  deutschen  Reiche  losgebröckelt ,  so  die 
Schweiz*,  dieDauphine  1343  und  1349,  die  Grafschaft  Pro- 
vence ;1481),  die  Grafschaft.  Burgund  oder  Frauche  Comte 
(1678),  das  Fürstenthum  O r a n i e n  1713  ,  Avignon  fl348)  und 
Venaissin  (1274),  die  Stadt  Bisanz  oder  üesancon  1675  *. 

Seit  dem  XVIII.  Jahrliundert  waren  nur  folgende  Reste  des 
ehemaligen  burgundischen  Reichs  in  einem  schwachen  Verbände 
mit  Deutschland  geblieben:  das  i^sthum  (nicht  die  Stadtj  J^asel, 
das  Herzogthum  SaYoyen',  die  wfktembeigische  Grafschaft 


2)  Joh.  Joe,  3fa9C09,  du»,  da  imcu  reftti  Latharmgid  am  mp«Ho  R,  O, 

Zipsiae  172S.  4. 

3)  Joh.  Joe.  Mateovt  ditt,  de  n«xu  rtgni  Burgutidiei  cum  in^ptrio  M.  Q, 

Lijtsiae  1120.  4. 

4)  Schon  seit  d«::m  Ii  aseler  Frieden,  war  die  Verbindung  der  Schweiz 
mit  dem  Rnehe  sehr  gelookert.  Dureh  den  Frieden  toh  Monster  und  Osna- 
brück erfolgte  die  Anerkennung  dieser  Unabhiogigkeit.  J.  P.  O.  Art.  VI. 

J.  J.  Moser,  die  gerettete  völlige  Souv  er  in  etät  der  löblichen  Schweize- 
rischen Eidgenossenschaft.  Tübingen  1731.  4.  Ludwicr  Friedrich  Freiherr 
von  Jan,  staaUrechtliches  Verhältniss  der  Schweis  zu  deux  deutächen  iieicbe, 
von  dem  Ursprünge  der  Eidgenoseeneehaft  bis  enm  Ende  des  16.  Xahrhnnderta. 
Nürnberg  undAltorf  1801—1603.  3  Bde.  Meine  Schrift  über  die  ttaatsiecht* 
liehe  Stellung  des  Fflrstenth.  Neuenburg.  Jena  1854.  S.  82  tL 

5)  Allerdings  hat  das  deutsche  Reich  diese  Gebielstheile  nie  ausdrücklich 
eintreten,  aber  Frankreich  und  der  Fapst  befanden  sich  im  besitze  der  vollen 
BouTerlnetit  darüber. 
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Mömpelgard,  das  Efzbisthma  (nicht  die  Stadt]  Besan^on, 
indem  der  Erzbischof  von  Hisam  noch  als  deutscher  Reichsstand 
au%€lahtt'  wurde. 

Das  übrige  sa  Deutschland  geschlagene  Lothringen  vm~ 
filäste  alle  UStidiex,  welche  Yon  denVogesen  an,  zwischen  dem 
Bheine^  der  Maas  und  Scheide  bis  an  die  Nordsee  Hegen.  Seit 
Otto  dem  Gr.,  954,  wurde  es  in  zwei  Herzogthüraer ,  Ober-  und 
Nied  er lo  t bring en,  getheilt.  Aber  aucb  davon  war  vieles  an 
Fraiikreicb  verloren  geg^angen,  so  Elsass^  welches  früher  zum 
Köuigieicbe  Lothringen  gehörte,  nachher  zum  Herzo^thume 
Schwaben  geschlapcen  worden  war  und  späterliin  ei<j^ene  Herzöge, 
dann  Landgrafen  aus  dem  Hause  Habsburg'  fiehabt  hatte. 

Von  Oberlothringen  wurden  die  Bisthümer  und  Städte 
Met2>  Toul  und  Verdun  schon  1552  von  Frankreich  wegge- 
nommen. Die  Cession  von  Seiten  des  Reichs  erfolgte  indessen 
erst  1648  J.  P.  M.  Art.  XI.  69,  70.  Das  ganze  Herzogthum 
Lotharingen  wurde  durch  den  Wiener  Frieden  17S8  an  Frankreich 
abgetreten. 

Die  feist  in  Teigessenheit  gerathene  Beichsverbindung  Nie- 
derlothringens (Biabants)  wurde  unter  K.  Maximilian  I.  1512 
wiedier  festgestellt  Diese  Lande  bildeten  seitdem  den  s.  g.  bur- 
gundischen  Kreis.  Verloren  gingen  j  cdoch  hiervon  für  Deutsch- 
land die  sieben  yereinigten  Niederlande  ^. 

Die  Grenze  zwischen  dem  deutschen  Heiche  und  Frankreich 
war  durch  zalilreiclie  Grenz  vertrage  sowohl  mit  dem  Reiche, 
als  mit  den  angrenzenden  Reichsständen  festgestellt 

*  6)  J,  P,  O.  Art.  XVII.  §.  10.  beisit  esi  J^.  J.  Sleeforei  tt  pnneipe$ 
inter  00«  etiam  Dur  Sab  an  dtaen. 

7)  Im  münsterschen  Frieden  wurde  d i e  L a n d g r a fs c h aft  des  obern 
uud  nieder  n  Elsasses  nebst  der  Hagenauer  Vogtei  über  die  1 0  freien 
RdehMtädte,  wie  rie  du  Haas  Oesteireiok  bh  dahin  innegehabt  hatte,  mit 
▼oUer  Bon  verftnetät  an  die  Krone  Frankreich  abgetreten.  «T.P,  üf.  Art.XI. 
73,  74.  Mitten  im  Frieden  1(>^1  wiirdn  die  Stadt  Strr\  sbu  rg  .mit  Gewalt 
hinweg^cnommen.  Im  Ryswicker  Frieden  1697  erfolgte  die  Abtretung  von 
Strassburg  und  stillschweigend  von  ganz  Eisass  an  Frankreich.  Fax  Rysvie. 
Art.  IV.  HAberlin,  B.  I.  8.  64  ff.  Pfltter,  Qeitt  dei  westph.  Friedans. 
tS.  232  ff. 

S)  Im  Jahre  1579  erklärten  sich  die  7  Provinzen  für  eine  unabhäng^e. 
Republik  ,  Spanien  gab  seine  Ansprüche  1H48  im  münsterschen  Frieden  auf, 
K.  Ferdinand  III.  und  das  deutsche  Keich  verzichteten  1653  auf  die  ihrigen. 

9}  Christ.  Hubert  Pfe/fe  l ,  Ivnm  Firmteiaß,  pari  prior :  lm«$  JVafMMM  ak 
Oeemo  aä  JRhmum,  Argwt.  178S. 
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Gegen  Schleswig  bildete  die  Eid  er  die  Grenze:  r,Eidora 
MwuaU  terminus  itnpenia,  jedoch  so,  dass  die  ganze  Stadt  und 
Festung  Rendsburg,  mit  Einschluss  des  Kronwezkes  auf  dem 
nördlichen  Ufer  der  Eider,  als  innerhalb  der  Grenzen  TTolsteius 
und  des  deutschen  Beichs  belegen ,  betrachtet  wurde  Die 
früher  auf  Dänemark ,  Polen,  Preussen^  Lievland  und 
.Ungarn  erhobenen  Hoheitsansprüche  waren  nur  gehaltlose  Prä- 
tensionen. Dagegen  war  das  Königreich  Böhmen  unzweifelhaft 
ein  deutsches  Beichsland,  doch  genoss  es  ganz  besondere  Freihet- 
t;^^  und  Privilegien"^  Schlesien  gehörte  als  ein  der  Kimve 
Böhmen  inkorporirtes  Land  zum  deutschen  Beiche,  ebenso  die 
Grafschaft  Gl  atz.  Ob  diese  Verbindung,  nach  der  Abtretung  an 
Preussen,  noch  fortbestehe^  war  bestritten 

Seit  Otto  dem  Gr.  war  Italien,  oder  eigentlich  das  ehemalige 
langobardische  Reich  in  Italien,  bleibend  mit  Deutschland  yei^ 
banden  worden,  aber  nur  als  ein  abhän^^igcs  Nebenland, 
über  welches  das  deutsche  Keidi  Hoheitsreehte  auszuüben  befugt 
war  Die  italiciiischcii  Fürsten  waren  nie  deutsclu-  Iveiciisstande, 
wohl  aber  Lehensleute  uiitl  Unterthancn  des  Reichs.  Anerkannt 
hhvh  der  T.eheusuexus  von  Mailand  und  Mantua,  Piemont  und 
Montf  errat,  Modena,  ]Vfas.<;a ,  (^arrara  und  Novellaru,  Toskana, 
Panna  und  Piacenza;  dagegen  wurde  von  den  Republiken  Ve- 
nedigs Genua  und  L  u  c  c  a  die  volle  iSouveränetät  in  Anspruch 
genommen.  — 

Das  eigentliche  deutsche  Reichegebiet,  mit  Ausnahme  der 
kurfürstlichen  und  der  kaiserlichen  X<ande,  wurde  1500  in  sechs 

10}  Siehe  hierüber  die  gründliche  Schrift  A.  v.  Warnt  tedt'ti  Bttnds- 
borg,  eine  holsteinsche  iStadt  und  FestTuiir-  Riol  I^^TiO. 

Iii  Z.  Ii.  die  völlige  Exemtion  von  den  Keichsgerichten ;  im  Jahre  1708 
wurde  Böhmen  wieder  in  die  Zahl  der  aktiven  Beichsstände  aufgenommen. 

IS)  Durch  den  firealauer  und  Dresdener  ^eden  (1 742,  1 745)  geschah  die 
Abtretung  .an  Preuflsen  »mit  völliger  Souveränetätund  Ind^»aidws  von 
der  Krone  Böhmen«.  Der  König  von  Preus.sen  führte  seitdem  den  Titel  eines 
»Rouveränen  und  obersten  Herzogs  in  Schlesien«.  In  dem  Keichsgut- 
achten  Tom  14.  Mai  17öl  heiast  es  dagegen:  »dass  die  Garantie  sothaaen 
Dresdener  Friedens  mit  Vor-  und  Beibehaltung  derjurium  mptmsn. 
flbemehmen«. 

13)  Putter,  inst.  §.  20—22.  Häberlin,  B.I.  §.  20.  8.  100  ff.  J.  A.  t». 
Seidensticker,  Beiträge  zum  Reichsstaatsrechte  Welscher  Nation.  Göttin- 
gen 1795.  Derselbe,  Italien  und  die  kaiserlichen  Staaten.  Berlin  und 
Stettin  1797. 
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Kreise  getheilt  fsex  pridiui  circultj  '\  Es  waren  dies  der  fiäii- 
kische.  bayerische,  schwäbische,  niedersiiclisische ,  westphaHsche 
und  obf^rrlieiiiische  Kreis.  Seit  1512  bestamkii  zehn  Kreise,  in- 
dciii  .  fhirch  den  lltitritt  des  Kaij-ers  fiir  seine  Erblande  und  der 
Kurtiii Nien,  v  i  e r  n  e  u  e  Kreise  liinxntniten  :  der  k u  rr h  e  i  nis  che, 
der  o  b  c  r  sä  e  Ii  s  i  sc  h  «• ,  1)  u  rgu  ii  di  ^- r  b  c  und  ö  s  t  e  r r  e  i  c  Ii - 
sehe'*;  nur  Höhnien  wurde  keinem  Kreise  zuf^etVif^t.  Zweck 
der  Kreisverbiiubing  wur  KrliaUung  des  Landfriedens,  A'ollziehun«^- 
dnr  Reichssclihisse  und  Urtheile  der  Keichsgerichte«  dazu  kam  auch 
die  Sdrge  für  (bis  Kriegs-  und  3Iünzwesen  tind  manches  andere. 
Jeder  Kreis  hatte  seine  eigene  Kreisvei£ii88un^  mit  kr  ei  s  aus- 
schreibenden Fürsten»  mit  Kreistagen  iind  Kreis- 
Händen 

r  .  . 

§.  70. 

IflefttgmdgvMlio  *. 

Das  deutsehe  Beich  hat  nie  eine  umfassende  Oodification 

seines  gesammten  Verfessuugsrechts  erhalten.  Die  Beichsvei&s-' 


14)  Onlnung  des  Regiments  zu  Augsburg  löOÜ.  Tit.  V.  >'Sch  maus*  {XVlllt 
Cotjms  Jur  it,  jmbl.  'I'üin.  I.  p.  WS.   Neue  Samml.  II.  !S.     — (iii. 

i5;  Kcichsab^chied  zu  Köln  1512,  pr.  §.  II.  und  12.,  bei  Schmauss, 
S.  t53.  N011«  Ssmiiil.  II.  S.  tll— S16.  Ordnung  der  sehn  Krmie,  untsr  wel- 

cheD  ein  jeder  Stand  gehOre,  gemacht  und  aufgerichtet  auf  dem  Reichstage  lu 
Worms  Schmauss,  S.  171— ISO.   Neue  Sammb  S.  172—179.  , 

Iii)  Immer  blieben  von  fier  Kreiseintheilung  ausgeschlossen:  Böhmen, 
Mähren,  Schlesien,  die  Lausitz ,  sämmtliche  reichsunmittelbare  Besitzungen 
der  Reiehtritterschaft,  mehrere  Uetnere  Retehtltader,  wie  die  gefBreteteOraf- 
Schaft  Mömpelgard,  die Hernehaftea  Jever,  Kniphausen,  Asch,  die  Stifter 
Elten  und  Bursehcid.  Büsch  in  g,  neue  Erdbeschr.  Th.III.  B.III.  S.  3662  ff. 
Ueber  die  ILreisTerfassung  siehe  Pütter,  §.  lüü— iJ3.  H&berlin,  B.  I. 
8.  340  ff. 

1)  Nene  nnd  ToUstfindigere  Sammlung  der  Reichsabschiede  (sogenannte 
Senckenberg'eohe  oder Koch'eche  Sammlung).  Frkf.  a.  M.  1747.  4  TheÜe. 
Fol.  J.  J.  Schmauss,  Corpus  Juris  pubh'ri  tuad.  2  Bde.  Frkf.  u.  Leipz.  1722, 
(zuletzt  179-1).  Die  Citate  sind  nach  einer  Auflage  von  1727.  C.  F.  Gerst- 
lacher, Corpus  Juris  (Jermanici  publici  et  privati,  in  System.  Ordnung.  4  Bde. 
]7%3 — 1786.  Frankf.  u.  Leipi.  Desselben  Handbuch  der  deutschen  Beichs- 
gesetze,  XI.  Bd.  Karlsruhe  1786—1793.  A.  Miehagii»,  Corpus  Juri»  pubHei 
Germ.  acad.  Tübingen  1S25.  G.  JEmminghauSy  Cnrp.jtir.  Germ,  fani  pitbl. 
quam  privati  arml.  Jena  1*^21.  '2.  Aufi.  l'^I  1).  F.  M.  Oert  el ,  die  Staatsgrund- 
gesetze des  deutschen  Reichs,  zusammengestellt,  eingeleitet  und  historisch 
erfclirt.  Leipzig  1841.  (Wegen  der  Handlichkeit  und  Brauchbarkeit  dieser 
Sammlung  verweise  ich  r^elmftssig  auf  sie.) 


1. 
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siing  benilit  viefanelir  auf  dem  Beiduherkommen  and  emzelnen 
Grnindgesetsea.  Als  die  ^richtigsten  sind  su  nennen : 

1)  Die  beiden  Konstitutionen  K.  Friedrich^sII.  vom 
J.  1220  (Cmv^lxMiio  Fro^  de  jurihus  prine^ßum  ecckma- 
iHoorumJ  und  vom  J.  1232  ^OonMuito  UHntamt  da  jwüm  prm^ 
eipum  seeularwmj,  worin  zum  erstemnal  die  geistlichen  und  welt- 
lichen Fürsten  in  ihren  hergebrachten  Regalien  f  doimnktm  terrae J 
reichsgriindgesctzlick  bestätigt  wurden 

2)  Die  Konstitution  K.  I.\idwi<]^*8  des  Bayern  de 
jure  et  excellont'm  iniperii  von  t338  ,  worin  die  Unabhängigkeit  der 
deutschen  Kiiiseikroiie  vom  päpstUciieu  Stuhle  reicJxsgrundgesetz- 
lieh  festgesitellt  wurde 

3)  Die  "goldene  Bulle  K.  KarTs  IV.*  in  HO  Kapitohi, 
die  ersten  2H  Kapitel  %Niirdon  am  10.  Jan.  1356  auf"  dem  Keichs- 
ta|^:e  zu  Nürnberg,  die  letzten  7  Kapitel  am  25.  Dec.  1356  zu^letz 
publicirt.  Der  Hauptinhalt  dieses  Grundgesetzes  bezieht  sich  auf 
die  Kurfürsten,  ihre  Vorrechte  und  Privilegien,  die  Unveiäusser- 
lichkeit  und  Vntheilbarkeit  der  Kurlande,  die  Primop^enitur  u. 
8.  w,,  daher  auch  der  Name  Kurfürstenbulle.  Ausserdem 
kommen  darin  noch  Bestimmungen  über  Landfriedoij  Pfahlbür- 
ger und  stadtische  Verbindungen  vor.' 

4]  Der  ewige  Landfrieden  K^  Maximilian*s  vom 

7.  August  1495*.  Wahrend  die  sahbeiehen  frühem  Landfiie- 
densgesetse  die  Fehden  nur  zu  beschrünken  gesucht  hatten, 
hob  dieses  Beichsgesetz  alles  Fehderecht  auf  und  yerbot  jede 
Fehde  ohne  Unterschied  bei  Strafe  der  Beichsacht. 

5)  DieGerichtsordnungen  für  die  beidenobersten 
Reichsgeric  h  t  e,  insbesondere  dieReichskammergerichtsordnung 
vom  J.  1 495  ^  revidirt  1 555  %  die  Reichshoftathsordnung  von  1 654'*^ 

2)  Pertz,  Mon.  Genn.  Leg.  Tom, 236, 292.  Oer tel « No. I.  S.  1 1, S.  34. 

3)  Oertel,  No.  VI.  S.  42. 

4J  Oertel,  No.  VII.  S.  50—118.  J.  P.  von  Ludewig,  vollständige 
Erläuterung  der  goldeDen  Bulle.  Frankf.  1716,  1719.  4.  IThmle.  Bei  weitem 

der  beste,  auch  jetst  nooh  sehr  brauchbare  Commentar  ist  von  Johann  Daniel 
vonOlenschlager:  Neue  Erläuterung  der  goldenen  Bulle  Kaiser  Kurl 's  IV. 
aus  den  ältern  deutschen  Geschichten  und  Gesetzen,  zur  Aufklärung  des 
Staatärechts  mittlerer  Zeiten.  Prki.  uudLeipz.  ITGü.  4.  (Zugleich  bester  Text 
des  Oe»etsefl  ralbtt.}  O.  Btobbe,  Oeach.  der  Bechtsquellen.  B.  I.  S.  471  ff. 

5]  Oertel,  No.  VIIL  S.  118—136.  Stobbes.  a.  O.  II.  S.  189. 

ft)  Neue SanmiliiDg der Reiebeabeehiede.  Tb. II.  8. fi-^^l  1.  Stobbea.«.0* 

8.  192. 
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6)  Di  e  Wah Ik api tulatio n *.  Dieser  zwischen  dem  künf- 
tigen Kaiser  und  den  Kurfürsten  für  sich  und  die  gesammten 
Stände  des  Reichs  errichtete  Vertrag,  worin  die  Art  und  Weise 

der  kaiserlichen  Reiclisr^ening  bestinunt  wurde ,  war  das  wich- 
tigste Grundgesetz  des  deutsehen  Walilreichs,  wenn  dieser  Vertrag 
auch  immer  nur  für  die  Lebenszeit  des  bestimmten  Kaisers  galt. 

Die  erste  Wahlkap  tuiution  wurde  bei  der  Wahl  KarPs  V.  1519 
festgestellt;  sie  wurde  bei  je(b'r  Kaiserwahl  erneuert  und  zeitge— / 
mäss  ergänzt.    Iii  deui  w<>stj)li alisclien  Frieden,  Art.  VIIL,  §.  3., 
wurde  eine  «gewisse,  beständige,  von  allen  Reichsständen  festzu-^ . 
stellende«  Wahlkapitulation  verhcis.sen;  aber  erst  1711  kam  da8\  :." 
Projekt  einer  y^rapifulatio  raemrea  perpf^tua^i  z^vischen  den  beiden  ' 
höhern  Reicbskolle^ien  zu  Stande;  man  bediente  sich  desselben 
auch  seit  der  Walil  Kari's  VI. ,  doch  fugten  die  Kurfürsten,  krait 
ihres  behaupteten  njusadcapiin/andi«,  noch  manc  he  Zusätze  hinzu, 
die  Ton  den  übrigen  Keichsständen  nicht  durchgängig  anerkannt 
wurden:  y^passus  contradtciin. 

7)  Die  deutschen  üeligionsverträge,  nämlich  der 
Fassauer  Vertrag  von  1552  '*  und  der-Augsburger  "Re-^ 

7)  Des  heil,  römischen  Reichs  Xammert^'ericht^fordnimg  aus  allen  alten 
Katumergerichtsordnungen  und  Abschieden  aul  Ukhi  licich.^jtage  zu  Augsburg 
im  J%hr%.  1548,  Ton  neuem  sttsamnengezogen ,  gemehrt,  gebessert  und  anf 
dem  Reichstage  zu  Augsburg  15S5  erneuert  und  publicirt.  Neue  Sammlung» 
Th.  II.  S.  43—136.    Schmaus»,  B.  I.  No.  34.  S.  375—570. 

b)  Schmauss,  H.  II.  Xo.  bXXlI.  S.  1184—1230. 

9)  Capitulatioites  im^eruiorum  et  regum  Rotiumo-gertnanorum  CaroU  V*, 
Ferdkimdil,,  Max.  II.,  RudolßlL,  Matthiae,  F«rdinattdiII,,  FerimmäillL, 
cum  annotamentU  Johanni»  Ltmnamit  td»  II*  Ar^mU,  I65S.  4.  Die  Wahl* 
kapilulation  Kari's  V.  findet  sich  bei  Oerie  1  a.  a.  O.  No.  IX.  S.  13!),  ebenso 
die  K.  Franz  II.  No.  XIII.  R.  442.  Ueber  diese  letzte  Wahlkapitulation  han- 
deln :  Friedrich  August  Seh  m  elzer,  kaiserl.  Wahlkapit.  iSr.  Maj.  Franz  II., 
mit  kritischen  Anmerkungen  ivid  einem  Versuche  ihres  Vortrags  in  gereinigter 
Kansleisprsche  des  jetzigen  Zeitalters.  Heimst.  1793.  4.  August  Friedrich 
"Wilhelm  Crome,  die  Wahlkapitulation  der  römischen  Kaiser  liCopold  II. 
und  Franz  IT.  mit  histor.  und  publicistischen  Anmerkungen  und  Frklfirungen. 
Lemgo  17!M.  4.  Joseph  Anton  von  Riegger,  K.  Joseph's  iL  harmonische 
Wahlkapitulation  mit  allen  Torhergehenden  Wahlka[ntulationea  der  vorigen 
Kaiser  und  Könige,  wie  auch  mit  dem  Projekte  der  bestlndigen  Wahlkapit. 
▼erglichen.  Prag  17$l  und  82.  2  Theile. 

in)  Üertel  a.  a.  O.  No.  X.  S.  159,  der  Passauer  Vertrag  wurde  nicht 
gleich  von  Anfang  an  als  ein  Reichsgrundgesetz  betrachtet,  sondern  nur  als 
eine  Vergleichung,  paelimi,  /(HtAaBeuBomeum,  dodtk  wurde  er  spftter  als  solche» 
anerkannt  im  Religionsfrieden  1555 «  {.  140.,  in  dem  westphftlisch«i  Frieden, 
Artu  V.  §.1. 
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Erstes  Kapitel. 


1  i g i o n  s  f ri  (» (I  e n  von  1555",  wüdur(  h  den  evangelischen  Reielu?- 
stäuden  .Suiieis.tf'lhni'ir  iliror  lieligi(»ii  imd  Befreiung  von  der  bi- 
schöflichen Gerich tsbarkc'ir  ziij^csicherf  wurde. 

81  Das  w CS t p  h  äl  i  s  r  h  e  Fr  i  (  *!  »■  n  <  i H  ^  t  rument  von 
1648  '*.  Zu  Münster  wurde  der  Frieden  mit  Frankreich,  zu 
Osnabrück  mit  Schweden  abgeschlossen.  Jener  Friedensschluss 
heisst ;  InstntmerUum  Pacis  Caesareo-Gallicum ,  dieser  wird :  Ctoe- 
ßoreo-Suecicum  genannt.  Heide  Friedensschlüsse  sollten  indessen 
als  ein  einheitliches  Ganses  betrachtet  werden,  daher  wur- 
den ihre  gemeinsamen  Bestimmungen  in  beide  Urkunden  au%e- 
nommen.  Die  Festsetzungen  des  westphalischen  Friedens  beziehen 
sich  besonders  auf  die  den  fremden  Kronen,  Frankreich  und 
Schweden,  zu  gewährende  Genagt  hu  ung,  auf  die  einzelnen 
Reichsständen  zukommende  Entschädigung,  auf  die  Amne- 
stie und  Restitution  yertriebener  Fürstenhäuser  und  Privaten,  auf 
die  Erlediguug  der  wichtigsten  gravamina  ecelesiastiea  und 
poJitica.  In  letzterer  Ji('zielumj>"  enthält  der  westphäli^iche  Frie- 
den itiuli  staatsrechtliche  Nonnen  von  tiefgreiieuder  lie- 
deutuiijj^. 

9  Der  Reichsdeputationshauptsclilnss  vom  2  5. 
Febr.  IS03  oflcr  eigentlich  der  jüngste  Reiclisst liUi.ss.  vom  27. 
April  1803  wird  im  folgenden  Kapitel  näher  beleuchtet  werden. 


Zweiter  Absciuütt. 
Vom  Reichsoberhaupte. 

§.  71. 

DeatscUand  ela  WtUrsicli. 

Das  Frankenreich  war  unter  Merowingeni  und  Karolingern 
ein  reines  Erbreich  gewesen.  Mit  dem  Jblrlösckeu  des  karolingi- 

11}  Oertela.  a.  O.  No.  XI.  S.  19b— 239. 

12]  Oertel  a.  a.  0.  No.  XII.  S.  239—442.  Die  Verhandlungen  finden 
sich  inW.  Oirtner'BWMtphSlitoberFriedenakanslei*  IX.TheUe.  Leips.  1731 
bis  1 737,  am  ToUtttodigvten  b«i  J.  O.  yon  Meiern,  AeUtpadt  Wedphtdicae, 

VI.  Thl.  Hannover  17.34—36.  Das  übersichtlichste  und  brauchbarste  Werk 
iBt  Pütter,  Geist  des  westpliälischen  Friedens.  OöttiDgen  1 795, 
vo  auch  die  ganze  einschlagende  Literatur  angegeben  ist. 
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sehen  Stammes  in  Deutschland  ,  mirde  das  Princip  des  Erbrechts 
keineswegs  gan/  imd  für  immer  aufgegeben.  Das  deutsche  Reich 
stellt  sich  unter  der  sächsischen  und  fränkischen  Dynastie  als  ein 
erbliches  W  a  h  1  r  c  i  c  Ii ,  im  Sinne  der  altj^ermanisclieii  Auffas- 
sung-, dar  '  i'.S.  191  .  Selbst  unter  der  hühenstaufeiischeu  Dynastie 
wurde  das  Geblütsreclit  nocli  nicht  ganz  unberiicksirlitigt  gelassen, 
^^•nm  auch  Heinrich's  VI.  Versuch,  das  Reich  wieder  in  ein  mnes 
Erbreich  zu  rerwandeln,  scheiterte^.  Erst  mit  dem  Ausgange  der 
Hohetutiiufexi  und  seit  dem  Interregnum  ist  Deutschland  zn  einem 
reinen  Wahlieiche  geworden ^ 

^  Yor  demXiy.  Jahrh.  bestand  keine  grundgesetzliche  Regel 
üher  d|e  Königswahl^.  Die  Auszeichnung  gewisser  Fürsten  als 
KitrfuvBten  biMete  sich  allmähUch  durch  ein  Herkommen^  welches 
dem  Sachsen- und  Schwabenspiegel bereits  bekannt  ist  und  in- 
der  goldenen  Bulle  seine  reichsg(>setzliche  Sanktion  gefunden  hat. 
Wet.zum  Könige  gewählt  werden  kann^  ist  durch  die  Oresetze 
iifidil;' bestimmt.  Die  G.  B.  verlangt  nur  einen  o  gerechten,  guten 
und  nützlichen«  (hom'uunn  Juatiim,  homun  ctutllcmj^  das  Herkom- 
men einen  s  e  in  p  e  r  fr  e  i  e  n  ,  d.  h.  dem  bohen  oder  reichssuünii- 
schen  Adel  aiigehöngeri  MunU  *.   Nach  den  thutsUchlicheix 


1)  Ueber  das  Princip  de's  altfjermanischen  erblichen  AVahlr^Mchs 
Siehe  Phillips,  über  Erb-  uud  Wahlrecht  (ein  Vortrug  i\\  dci  künigl.  bayeri- 
«ehea  Akad.  1836).  Hennann  8c  hülse,  Recht  der  Erstgeburt.  §.  7.  8.  26  ff. 
Derselbe,^»  iM^mmU&  Getumci»  $•  1.  fde  ration»  weotdendi  in  anÜq,  Oerm, 
■  regnis). 

2;  JvHns  Fieker ,  de  Henrici  VI.  tmpernfnris  conatu  chcHciam  regtan  m 
4rnperio  Ii.  Cr.  stuxßs/n'/mem  in  herediton'ani  mutandi.  Bounae  1819. 

3]  Ja,  es  wurde  längere  Zeit  daran  festgehalten,  dass  es  nicht  zweck- 
inftMig  sei,  den  Sohn  unmittelbar  auf  den  Vater  lu  wftblen.  8piter  irar  es 
allerdings  die  politische  Noth wendigkeit i  eich  immer  })ei  der  Wahl  an  das 
Haus  Oesterrei ch  zu  halten,  aber  es  wurde  grundsätzlicl)  nur  die  Wahl, 
oicbt  das  Erbrecht  als  Successionstitel  angesehen.    In  der  Wahikapitulation 

mueste  jeder  Kaiser  versprechen,  Art.  II.  §.  2. :  »Wir  uns  keiner  Suc-> 

ceesion  oder  Erbschaft  daiselben  (Reichs)  anmasseni  nnterwinto  noch  unter- 
fangen ,  noch  darnach  trachten,  dasselbe  auf  uns  selbati  unsere  Erben  und 
Ifachkommen  oder  auf  jemand  anders  zu  wenden«. 

4)  G.  Phillips,  die  deutsche  Kunigswahl  bis  zur  goldenen  Bulle,  Wien 
1S5S  (von  neuem  abgedruckt  im  III.  B.  von  dessen  vermischten  Schriften, 
Wien  1860). 

5)  Sadisensp.  III.  57.  §.  2.  Sidis.  Lehenrecht»  Art.  4.  §.  2.  Sdiwabensp. 

«.  130. 

6j  Schwabensp.  cap.  123  :  »Dir  fursten  suln  kiesen  einen  kiimic  der  ein  vrier 
herfti  si  unde  aho  vri  daz  sin  vater  untie  ain  muoter  vri  gewesen  sint  unde  mllen 

System  des  deutschen  Staatsrechts.  13 
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Bntes  Xai^tel. 


Verhältnissen  konnte  indessen  in  der  spätem  Zeit  nur  em  mitgröfi- 
sem  £rblaiideii  begüteiter  Fürst  gewählt  werden. 

§.  72. 

Wahl ,  Kröaaüg ,  Titel  ind  Hofstaat  des  Kaisers  *. 

Die  Einladung  zum  Wahltage  geschah  durch  den  Kurfürsten 
von  Mainz  innerhalb  eines  Monats  nach  erhaltener  Nachricht 
von  dem  Tode  des  Kaisers  (A.  B.  I.  §.21.).  Die  Aufforderung^ 
ging  dahin ,  binnen  drei  Monaten  am  Wahlorte  zu  erscheinen  [A. 
B.  I.  §.  19.).  Dieser  war  ordentlicher  Weise  Frankfurt  a.  M. 
•  A.  B.  XXYIII.  §.  5.  Die  Kurfüxsten  erschienen  entweder  selbst 
oder  durch  ihre  Wahlbotschaller  vertreten.  Das  wichtigste  Ge* 
Schaft  des  Wahlkonvents  bestand  in  der  Abfiissong  der  neuen 
Wahlkaintnlation.  Die  Wahl  selbst  geschah  nadb.  Stimmen-^ 
mehrheit'.  Sobald  die  Wahlkapitulation  beschworen  war« 
nahm  die  kaiserliche  Regierung  ihren  Anfang.  W.  K. 
XXX*  §.  6. 

Ehemals  wurde  das  B.eichsoberhaupt  dreimal  gekrönt,  erst 

als  deutscher  König  zu  Aachen ,  dann  als  König  von  Italien  zu 

Mailand  und  endlich  zu  Rom  als  römischer  Kaiser.  Die  beiden 
letzten  Krönungen  waren  indessen  schon  längst  ausser  rcbung 
gekommen,  nur  die  deutsche  war  übrig  gebliehen.  Die  G.  15. 
XXVIII.  §.  5.  bestimmte  Aachen  zur  Krönungsstudt,  doch  war 
es  seit  den  Zeiten  K.  Ferdinaiurs  I.  üblich  geworden,  die  Krö- 
nung an  d  (■  ni  Orte  vorzunehmen ,  wo  die  Wahl  vollzogen  war, 
also  auch  zu  Frankfurt  ;i  .  AI.  Die  zu  Nürnberg  und  Aachen  auf- 
bewahrten Insignicn  wurden  dazu  nach  Frankfurt  gebracht.  Die 


nut  mild  irten  sin«  (aUo  nicht  blos  Ritterbürtige) ,  dagegen  war  ein  wirklich 
reichsstäadischer  Graf  durchaus  wahlfähig ,  80  iludolf  von  Habsbailg i  Adolf 
von  Nassau,  Günther  von  Schwarzburg. 

1)  Häberlin,  B.IIl.  §.  4S6— 503,  über  die  Wahl  und  Krönung  des  Kai- 
«enr.  Leist,  Staator.  {.OS.  PUtUr,  inat  S.  486.  Ueber  die  Wahl-  und 
Krönungafeierlichkeiten  handeln  beaoiiders  die  ICrönungsdiarien,  soz.  B. 
Vollständiges  Diarium  der  römisch-königlichen  Wahl  und  kalscr!.  Krönung 
S.  M.  K.  Leo^old's  II.  mit  Kupferstichen.  Frankf.  1791.  Fol.  B.  J.  Kömer- 
Bflcliner,die  Wahl  und  Krönung  der  deutschen  Kaiser  su  Frankfurt  a.  M. 
1856*  Vor  allem  naehxttleeen  ist  die  ebenso  anstehende  als  belehrende  Be- 
schreibung Göthe's  von  den  Wahl-  und  Krönungsfaerliöhkeiten  Joseph'sII» 
in  Dichtung  und  Wahrheit.  Buch  V. 

2)  Schon  bestimmt  durch  die  Conüüuiio  Lud,  Bavartd  von  1338.  4. 
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Krömiag-  und  Konseknition  gescbah  regahnfiasig  diueh  dm  ErzlMnc 
flchof  Ton  Mains,  da  Fnunkfuvft  zu  seiiicr  Dioeese  gehörte. 

DerTHel,  weldien  der  Kaiser^  sobald  er  die  Kione  erhalten 
bttttt^  -WD.  aiek selbst  gebrauehte,  war:  »Erwählter'  Kömi^ 
sehet  Kaiser,  allzeit  Mehrer  des  Reiches,  König  in 
Germanien«.  Das  Wappen  des  Kaisers  bestand  in  einem 
zweiköptigen  schwarzen  Adlev  unter  der  Kaiserkrone  auf  golde- 
nem Felde,  wekher  in  der  einen  Klaue  Schwert  und  Scepter,  in 
der  andern  den  lieichsapfel  hielt.  Auf  der  Brust  befand  sich  des 
Kaisers  Ilauswappen.  Die  kaiseriichen  oder  Keichs^irben  warea 
gelb  (gold)  und  schwarz  *. 

Den  lieichshofstaat  jfür  ausserordentliche  Gelegenheiten 
bildeten  die  Erzämter  der  weltlichen  Kurfürsten,  welche  durch 
die  G.  B.  eine  reichsgrundgesetzliche  Sanktion  erhalten  hatten; 
der  König  von  Böhmen  war  E  r  z  s  c  h  e  n  k,  der  Ffiilzgraf  bei  Bhein 
Erztruchsesa,  der  Kurfiizat  von  Sachsen  Erzmarschall,, 
der  von  Brandenburg  E  rz  k  äm m  e.r  er.  Durch  die  Uebertragung 
der  pfiUzischen  Kurwürde  auf  Bayern  war  auch  das  Erztruchsessen- 
amt  auf  Bayern  übergegangen  und  die  Pfalz  wurde  durch 
das  neukrerrte  Erzschatzmeisteramt  entschädigt. 

Die  weltlichen  Kurfürsten  übten  ihre  Erzämter  auch  bei  der 
Krönung  nicht  mehr  in  Person  aus ,  sondern  durch  die  stellvertre- 
teuden  Erb  amt  er,  welche  von  den  Kurfürsten  adligen  Fami- 
lien iehenweise  übertra^icn  waren*.  Von  praktischer  l^edeutuug 
war  nur  das  Keic  liserbniarschallamt  der  Grafen  von  Pappenlieim, 
die  andern  Erbämter  bezogen  sich  nur  auf  die  Verrichtung  gewiss 
ser  alterthümlicher  Cerimonien,  besonders  bei  der  Krönung. 

Die  npeistlichen  Kurfürsten  waren  des  Kaisers  Erzkanzler, 
der  Kurfürst  von  Mainz  für  Germanien,  der  von  Trier  für 

3)  Dieser  Zusatz  wurde  seit  Maximilian  I.  angenommen,  um  aaszudrüclien, 
dass  der  Kaiser  schon  durch  die  Wahl  alle  kaiserlichen  Hechte  erhaltsn  habe, 
wenn  aucb  keine  KrdiLQng  dureb  den  Papst  mehr  stattlkiid. 

4)  C.  8.  Theodor  Bernd,  die  deutacben  Farben  and  ein  deuteohee  Wap« 

pen.  Bonn  1841^. 

5  Erbmarschälle  waren  die  Grafen  von  Pap  pen  heim,  Erbschen  kcn  die 
Grafen  von  Althan,  Erbtruchsessen  die  Grafen  von  Truchsess  -  Wald- 
burg,  Erbkämmerer  die  Fürsten  von  Hohenzollern,  ErbschatxmMater 
die  Grafen  von  Siniendorf.  Auch  gab  es  einige  Erbflmter  ohne  korvetpon* 
dirende  Erzämter,  z.  B.  das  KeichRjägermeisteramt  der  Herzöge  von  Würtem- 
ber^,  das  lieichsthGrhüteramt  der  Grafen  von  Wefthern»  .da«  Üeichserbvor» 
schneideramt  (!)  der  Herzöge  von  Luxemburg.  . 

15* 


328  Sntw  Kapitfel. 

Lothiingen,  der  von  Köln  für  Italien.  Bei  beidon  letztem 
war  dies  nur  Titel;  der  KuifUrst  von  Mainz  dagegen  hatte,  als 
»Enkanvler  dnich  Grennanien«^  die  Auslertiguiig  aller  tom  Kaiser 
abhängenden  Beichsgeschüfbe  zu  besoigen.  Sein  SteUvertieter  am 
kaiserÜchen  Hofe  war  der  Beichsyicduuazler. 


§.  73. 

Allgemeines  Friucip  der  kaiserlichen  Relchsreg^erung. 

Dem  Kaiser,  als  dem  Beichsoberhaupte ,  stand  zwar  grund- 
sätzlich die  Reichsregierung  zu,  aber  die  wichtigsten  Hoheits- 
rechte konnten  von  ihm  nicht  anders ,  als  unter  Mitwirkung  und 
Zustimmung  der  gesammten  Reichsstände  ausgeübt  werden.  In 
dem  westphälischen  Frieden  *  wurde  festgestellt :  »dass  die  Reichs- 
stände ohne  Widerspruch  in  allen  Berathschlagungen  über 
Reichs tagsge Schäfte  eines  freien  Stimmrechts  sich  zu  er- 
freuen haben  sollten^  besonders  wenn  es  darauf  ankomme^  Ge- 
setze zu  machen  oder  zu  erktiüren,  Krieg  zu  fuhren^  Steuern  aus- 
zulegen^  Werbungen  oder  Einquartirungen  von  Soldaten  zu  ver- 
anstalten^ neue  Festungen  in  der  Stände  Gebieten  anzul^en, 
Frieden  oder  Bündnisse  zu  schUessen  oder  anderes  derglei- 
chen vorzunehmen.  Nichts  von  allen  diesen^  noch  irgend  etwas 
ähnliches  sollte  künftig  jemals  geschehen  oder  zu<^elassen  werden, 
wofeiii  iiiclit  der  ileichstag  seine  Eim^^illigung  dazu  gäbe  und 
aiieu  Ständen  die  Freiheit  ihrer  Stimmen  dabei  gelassen  würde«. 

Da  unter  11  e  i  c  h  s  t  a  g  s  g  e  s  c  h  ä  f  t  e  n  sei hst vors tändlich  alle 
diejenigen  Staatsgeschäfte  /ii  verstellen  waren,  welche  das  ganze 
deutsche  Reich  angingen  oder  wobei  dieses  auf  irgend  eine  Weise 

1)  ,P.  O.  Vill.  §.  2. :  nGaufhant  ainc  coniradictumf;  jure  anffragii  in  omni- 
hu9 dtUberaUmibu»  $upei'  negotiis  imj)erit\  praeseriim  ubi  v^r ^  ferenda»  wlinter- 
pretandae,  beüttm  deevntndum,  iributa  inäiemda,  deleduft  aut  ho»püationes  mtVt- 
tum  instituendae ,  norn  nmnimenta  intra  stutuum  difiones  exstruenda  nomine 
publico  veierave ßrmanda  prae/ndiis  ,  nee  nm  tibi  juix  aut  foedera  facienda  aliave 
efuunodi  negotia  p^agetida  fuerint ,  nihil  horum  aut  quicquam  simile  posthac 
umquamßat  wi  admituauTt  nm  tf«  wmiHaU  Uherofue  vmniwn  imperü  tfaitum 
siiffragio  et  conaenau«.  Dasselbe  allfremcine  Prindp  Vttide  in  der  Wahlkapit. 
Art.  IV.  §.  1.  anf]?es?tellt :  »In  allen  lierathschlagiinfren  über  die  Rcichsg^e- 
schäftei  insonderheit  diejenigen ,  welche  in  dem  Instrnmento  Pacia  naiuentUch 
exprimirt  und  dergleichen,  sollen  und  woJlen  wir  die  Kurfürsten,  Fürsten  und 
SUtaide  des  Reiches  ihres  juris  auffiragii  sich  gebrauchen  laseen  und  ohne  der* 
selben  reichstägige  fireie  Beistimmung  in  selbigen  Bingen  nichts  vornehmen 
noch  gestatten«. 
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inteieflsirt  war«  so  konnten  alle  derartagen  Regierungshandlungen 
vom  Kaiser,  nur  unter  Eonkuixenz  des  Beiohstages ,  vorgenoni'- 
men  werden;  sie  -wurden  daher  als  kaiserliche  Komitial- 

r  e  c  h  t  e  bezeichnet.  Diejenigen  Rechte  dagegen,  bei  deren  Aus- 
übung der  Kaiser  jener  Zurathezieliung  luid  Ein>villigung  des 
Keichstagcs  nicht  bedurfte,  hiessen  kaiserliche  lleservat- 
rechte  Aber  auch  hier  war  der  Kaiser  bisweilen  wenigstens  an 
die  Einwilligung  der  Kurfürsten  gebunden,  Jura  rcservata 
limi^ta;  wo  audi  dies  nicht  der  Fall  war,  waren  es  Jura  re- 
servata  tlHmttata,  dock  konnte  auch  hier  der  Kaiser  deshalb 
mfikt  nach  WiUkühr  verfahren,  er  blieb  auch  bei  der  Ausübung 
dar  s.  g.  uneingeschränkten  Hoheitsrechte  an  die  gesetz- 
Jjtfllusi^fVorsclmften  und  Bedingungen,  gebunden.  Hoheitsrechte, 
die  «inzelnen  Landeaherm  in  ihren  Tenitorien  k  o  n  k  u  r  - 
rirend  mit  dem  Kaiser  ausüben  konnten,  hiessoi /tira  reser^ 
JDafa  epmm^^i€^ß^  oumuJaiiv  su  denen,  die 

4||QrJKliaer  allein  ausüben  konnte  r-J^'y*  reaertaia  ezelusiva. 
Bei  der  Beichsregierung,  besonders  bei  Ausübung  der  Reservat- 
.  rechte,  stand  dem  Kaiser,  als  eigentlicher  Minister,  der  Reich s- 
vicekanzler  zur  Seite,  welchen  aber  der  Kaiser  sich  nicht 
selbst  wählen  durfte,  sondern  welchen  der  Kurfürst  von  Mainz, 
als  »Erzkanzler  durch  Germanien«  zu  ernennen  hatte.  In  Ju- 
stizsachen nahm  gewissennassen  auch  der  Beichshoü.tithsp]ii8i~ 
^^^t  die  Stellung  eines  Reichsministers  ein. 

l"^^  Das  einzige  Kollegium,  dessen  sich  der  Kaiser  in  Reichs- 
flybfti  hf*di>nATi  durfte,  wax^der  Reichshofrath.  Ausgeschlos- 
sen war  die  Behandlung  von  Reichssachen  durch  erbländische 
Behörden,  besonders  durch  das  Geheime  BathskoUegium.  Wahlk. 

§.  74. 

Uaielie  kalMrilehs  legierangimUe 

Im  einzelnen  betrachtet,  hatte  der  Kaiser  folgende  Rechte : 
1)  Ihm  stand  die  gesammte  Reichsregieruug  im  Innern 

2)Fütter,  imt.  132.  Häberlin,  B.III.  §.  132.  S.  435.  Repertorium 
des  dstttsohen  Staats*  und  Lehenreohts.  B.  IV.  S.  834.  Art  Reserratreohte. 

1)  J.  J.  Moser,  von  den  kaiserlichen  Regierungsrechten  und  Pflichten, 
2Theile.  Frkf.  1772.  Ch.  0.  Biener,  Bestimmung  der  kaiserlichen Macht- 
ToUkommenhdt  in  der  deutschen  Reichsregierung.  Leipz.  1780. 
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SU,  aber  unter  gnmdgeeetsliolier  TkeünaluDe  und  MiJiwizkiuig  dee 
Jteichstags.  (Siehe  den  vor.  §.  73.) 

2)  In  Betreff  der  ReichflgesetBgebung  hatte  er  dasBeofat 

der  Sanktion  und  Publikation.  Kein  Beschhus  des  Reichs- 
tags hatte  ohne  seine  liatifikaiion  geßetzliche  Kraft.  Der  Kaiser 
iiatte  somit  das  absolute  Veto. 

3)  Dei-  Kiiiser  <i;alt  ferner  noeii  immer  als  oberster  lieichs- 
driohEter,  Haupt  und  Beschützer  der  Iteichsgerichte,  deren  Vorsteher 
-ihn  repnisentirten ;  er  hatte  aber  in  eigentbchcn  Justizsacheu  ro- 
sgehaMasig  kein  Selbstentscheidungsrecht,  sondern  übte  seine  (ie- 
tacfafeBbsikeit  durch  die  Beiohsgeriehte  «us 

4)  ]^  Kaiser  h«tte  cKeVertretimg  des  Bekhesnaeh  aussen,  - 
Jisi»irtpf'ite9mMimw  '9^^         decfh  konnte  er  ohne  Zustimmung 
^  Beichstags  kernen  Beichskricg  erklSren^  keinen  Frieden  und 
keine  i^ündnisse  i^(ädieseen. 

ü)  Der  Kaiser  übte  die  1  c  h  e  n  s  h  e  r  r  1  i  e  h  e  n  lleclite  des  Hei- 
chesaus*;  die  Thron leli  en  wurden  von  ihm  selbst  in  Person, 
die  geringem  T>ehen  von  dem  iieiclishfrfrathe  verliehen. 

'6)  ©er  Kaiser  hatte  eine  Keihe  von  Reich sämtern  zu  be- 
«ietzen;  so  ernannte  er  den  Kammerrichter,  den  Kammergerichts- 
'piisidenten ,  einen  Assessor  des  Eeichskammergeiichts  u.  s.  w., 
«Immiliche  Mitglieder  des  Beichshofiraths  u.  s.  w. 

7)  l&er  Kaiser  zog  aus  dem  Reiche  einige  Einnahmen,  die 
fireilich  nach  dem  Verluste  sämmtlicherReichsdomSnen  sehr  gering 
T^ren.  Man  berechnete  sie  in  der  Ic^tzten  Zeit  des  Reiches  auf 

il.^  Kreuzer,  wozu  die  ReicÜssUidte  und  die  Juden  das 
Meiste  beitrugen 

8)  Mit  der  kaiserlichen  Schirm vogtei  über  die  Kirche  hing  das 


2}  G.  H.  von  Berg»  OmndriaB  der  reicbsgerichttichen  Verfassung,  1797. 
S.  160.  Moser,  von  der  dou Ischen  Justizverfassung,  2  Thfi'f'.  1774. 
vonSenckenberg,  von  dei  kaiserlichen  höchsten  Gerichtsbarkeit.  Frankf* 
1760.  4. 

FUiter,  imt,  Hb,  X.  §.  397.  H&berlin,  B.  III.  g.  387.  S.  303.  Das 
Hauptwerk  istJ.  J.Moaer,  von  der  deiiteoheii  Leheasverfiwswig.  Fnnkf. 

und  Leipzig  1774.  4.  Auch  Sehmelzer's  Art.  über  das  LeheDwesen  im 
Repertor.  des  deutschen  Staats-  und  Lehenrechts. 

4)  Meiners  und  Spittler,  Gött.  historisch.  Magazin,  IV.  Bd.  1.  St. 
Dahlmann,  Politik  ,  B.  I.  S.  101 :  »Es  hat  Deutschland  ungeheuer  viel  ge- 
kostet, dasü  iiim  zulcut  ätin  Kaiser  so  wenig  kostete«. 
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K e c h t  der  ersten  Bitte  (jus primariarum  prccum )  ^  uud  das 
iRccdit  der  Panisbriefe'  ziisammeii. 

/.  9;  Der  Kaiser  galt  als  die  Quelle  aller  Gnaden  und  Ehren ; 
ge>visse  Privilegien  konnte  nur  er  ert heilen ,  so  Universitäts- 
privilegien '  und  Standeserhöhungen.  Kein  Reichsfdrst, 
als  solcher®,  konnte  Adelstitel  verleihen.  Dagegen  übte  der 
Kaiser  andere  Hechte,  z.  B.  die  veniam  aetatis  zu  ertheilen,  Legi- 
timationen vorzunehmen,  konkurrirend  mit  den  Landeshemi, 
aus  fjura  reserv.  commnnia). 

Der  Kaiser  ernannte  Ilofpfalzgrafen,  welchen  er  das 
Recht  übertrug,  in  seinem  Namen  gewisse  Iloheitsrechtc  auszu- 
üben, als  uneheliche  Kinder  zu  legitimiren,  das  Recht  der  Voll- 
jährigkeit zu  ertlieilen,  ])oktoren,  Miigistcr  und  Notarien  zu  kre- 
iren.  Das  Amt  erhielt  den  Namen  Ko mit ive;  man  unterschied 
die  grössere  und  kleinere.  Die  grössere  enthielt  ausser  den 
oben  aufgezählten  Rechten  noch  die  Befugniss,  selbst  die  kleinere 
wieder  zu  ertheilen,  in  den  Adelstand  zu  erheben  und  adligfe 
Wappen  zu  verleihen.  Die  grössere  ward  gewöhnlich  erblich 
(z.  B.  an  das  Haus  Schwarzburg,  Pfalz^,  die  kleinere  meist  per- 
•  sö nl ich  verliehen.  . 

§• 

Der  römüche  König  *. 

Ausnahmsweise  konnte  schon  bei  Lebzeiten  des  Kaisers  sein 

5)  Dies  M'ar  das  Recht  des  Kaisers,  an  jedem  Stifte,  mo  es  hergebracht 
■war,  für  die  erste,  nach  seiner  Thronbesteigung  erledigte  Pfründe  einen  (ata- 
tutenmässigcn)  Kandidaten  zu  präsentiren.  Siehe  darüber  das  Ilepertorium 
des  Staats-  und  Lehenr.  IV.  S.  252.  Art.  Primart ue preces.  J.I\  O.  V.  §.  IS. 
betrifft  die  reichsunmittelbaren ,  V.  §.  26.  die  mittelbaren  Stifter.  Das  ganze 
Hecht  ruhte  auf  deutschem  Herkommen ,  keineswegs  auf  einem  päpstlichen 
Indulte. 

6;  Panisb riefe  sind  Anweisungen  an  geistliche  Stifter,  weltlichen  Per- 
sonen Lebensunterhalt  zu  gewähren-  Die  unter  Joseph  II.  entstandenen  Strei- 
tigkeiten veranlassten  einen  Passus  in  der  Wahlkap.  von  1790.  I.  §.  9.,  wor- 
nach  der  Kaiser  versprach :  Panisbriefe  auf  keine  andern  »Klöster  und  Stifter 
im  Reiche  zu  ertheilen ,  als  w  o  und  w  i  e  er  dieses  kaiserliche  Reservat  recht- 
lich hergebracht«. 

7)  Dies  war  noth  wendig  wegen  der  zu  ertheilenden  akademischen  Würden, 
als  deren  Ursprung  der  Kaiser  angesehen  wurde. 

8)  Wohl  aber,  wenn  er  ausserhalb  des  Reiches  souverän  war,  wie  der 
König  von  Preussen,  welcher  alle  Adelstitel,  einschliesslich  der  Fürstenwürde, 
zu  ertheilen  pflegte. 

Ij  Fütter,  inst.  §.  504.    Häberlin,  B.  III.  S.  67Ü.  §.  504.    J.  P.  O. 

\m.  §.  3. 
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Nachfolger  erwählt  werden,  welcher  alsdann  den  Titel  »römi- 
scher König«  führte.  Sowohl  die  Entscheidung^  darüber,  ob  ein 
römischer  Köni*^  zu  ^vähleii  sei,  als  die  Wald  selbst,  gebührte  den 
Kiirfursteii.  Wahlk.  'ITin  III.  §.11.  Der  Gewählte  musste  die 
Kapitulation  beschwören  und  ^vurde  sof^iei«  h  ^clvnnit.  8f)laTiL;e 
der  Kaiser  lebte  und  selbst  zu  regieren  im  Stande  war,  durfte  sich 
der  römische  König  —  ausser  etwa  kraft  kaiserlichen  Auftrages  — 
nicht  in  die  Regierung  mischen.  Wahlk.  Joseph*s  I.  (1690),  Art. 
XL.  und  Joseph's  II.  (1764)  ,  Art.  XXX.  §.  3.  Beim  Tode  des 
Kaisers  succedirte  er  ohne  weitere  l^tätigung  seiner  Wahl»  ohne 
neue  Krönung  und  Kapitulation. 

§.  76. 
1M6  RaMisfikartW. 

Es  liegt  in  der  Xatur  des  Wahlreichs ,  dass  mit  dem  Tode  des 
Reichsoberhauptes  eine  Erledioung  des  Thrones  erfolgt.  Soll  in 
der  Zeit  des  Interregnums  nicht  Anarchie  eintreten,  so  musg  für 
eine  Keif  hsvenvesung  ^resorgt  sein.  Nach  altem  Herkommen  und 
reichsgrundgesctzlicher  iiestätigung  durch  die  goldene  Bulle  *  und 
die  Wahlkapitulation  ^  waren  der  Pfalzgraf  bei  Rhein*  und 
der  Herzog  von  Sachsen  Reichsverweser  in  den  deutschen 
Landen  Nur  solche  Geschäfte,  welche  ihrer  Natur  nach  untheil- 
bar  waren,  führten  beide  Reiohsvmveser  gemeinsam;  im  fibngen 

1)  Ffiff^^r,  inst,  l  i'H.  HSberlin,  B.  Iii,  §.  478.  S.  589.  J.  V.  Sar- 
tori,  KeiclixN  [kariatisches  Staatsrecht.  Augsb.  1790. 

2)  Cap.  V.  §.  J.  und  2. :  »Quociens  inmper ,  tit  premittitur ,  sacrum  vacare 
eanimffti  impernm ,  ühtglrif  eame»  JPalatinus  Meni,  S.  J.  archidapifer ,  advia^ 
nuafuturir^gis  Itomanorum,  m parUbm  Reni  et  Sueviae  et  mjureßrm^ 
contco,  rattone pn'ncipatus  seu  comitatm palo^i privilegii,  esse  debet  provi*or 
ipsins  imperii  c(c.  2.  Et  eodem  Jure proviswnis  illustrem  ducem  Saxonu» 
frui  voiumus ,  in  his  locis ,  ubi  saxonica  Jura  servaniur ,  ««6  omnibm  modü  H 
«mUeionibtu,  ncui  mtpmiua  est  expressum. « 

8)  Wahlkapit.  1792.  Art.  HI.  §.       18.  XL  {.  7.  XIU.  §.  9. 

4)  Streit^keiten  entstaaden  erst,  als  die  pfiUsitehe  KorwAcde  1«2S  auf 
Bayern  übergegangen  war.  Pfalz  und  Bayern  Terglichen  sich  zuerst  1724 
einer  gemeinsamen,  dann  1745  einer  alternir enden  Führung  des 
Reichsvikariats.  (Der  Vergleich  vom  15.  Mai  1724  findet  sich  in  Moser's 
Staatsarehiv,  1752,  part.  6.  p.  788,  der  vom  26.  März  1745  ebendaselbst,  p.  5. 
S.  7'>2.)  Mit  dem  Aussterben  der  bayerischen  lAnie,  1777,  war  wieder  das 
Haus  Pfalz  allein  berechtigt  und  die  oben  erwfthnten  Vergleiche  fielen  hinweg. 

5)  In  Italien  war  der  Herzog  von  S  a v  o  y  en  Reichsvikar,  Wahlkap.  Art. 
XXVI.  §.2.,  doch  war  dies  mehr  nur  ein  Titel. 
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hatten  sie  getreimte  Uezirke.  Der  Pfalzgraf  bei  Rhein  übte  die 
Vikan'ats  rechte  ^^in  partibm  Rlumi  ac  Stteriae  et  in  jure  franconico^t, 
tler  Kurf  ürst  von  Sachsen  »m  /bm  tibi  Jura  saa^onica  servatiftira. 
Die  streitigen  Grenzen  der  Yikaiiatssprengel  ordnete  ein  Vergleich 
vom  9.  Juni  1750^  welcher  aber  nie  die  kaiserliche  und  reichstäg' 
liehe  Bestätigung  gefunden  hat  ^. 

Die  Hauptrechte  der  Reichsvikarien  waren  nach  der  G.  B. 
a)  6ie  poteiUujudieia  exereeneUy  sie  übten  die  oberstrichterUche  Ge- 
walt an  Stelle  des  Kaisers  aus;  sie  errichteten  au  diesem  Zwecke 
Reichsvikariatshofgerichte  für  die  Dauer  der  Zwischen- 
henschaft,  und  autorisirten  gemeinsam  das  Retchskammergericht 
zur  Fortsetzung  seiner  Thätigkeit  ^ ;  hj  Jus  ad  heneßeia  eedMiartica 
pnxesentandi ,  d.  h.  sie  übten  das  Präsentationsrecht  aus,  wo  der 
Kaiser  Patron  war;  cj  Jus  recolligendi  redditm  et  proveiitus  war 
nach  Verlust  aller  Reichsdomänen  sehr  gering;  dj  Jus  imesHendi 
de  feitdis  et  Juramenta  ßdelUutis  ttce  et  nomine  imperii  rccipiendiy 
ausgenommen  waren  nur  die  Fürsten-  und  Fahnlehen,  d.  h.  alle 
Lehen  mit  eit^^entlich  lioheii  Regienin<^srechten. 

Ausserdem  legte  das  Herkommen  den  Yikaiien  noch 
einige  wichtige  Rechte  bei,  so  das  Recht,  Reichstag  zu  halten 
und  einen  horoits  existirenden  Reichstag  fortzusetzen.  Wahlk. 
(1742),  Art.  XIII.,  §.  9.  Auch  das  Reclit  der  Standeserhöhungen 
bis  zur  giäflichen  Würde  einsdiliesslich,  der  £rtheiiung  der  Gross- 
jShrigkeit,  der  Verleihung  der  Komitive  wurde  von  den  Vikaiien 
in  Anspruch  genommen  und  ihnen  herkömmUch  emgeiäumt. 

Uebrigens  konnte  eine  Vikartatsregierung  auch  bei  besetstem 
Kaiserthrone  eintreten,  wenn  der  erwählte  Kaiser  minderjährig, 
lange  Zeit  abwesend  oder  sonst  am  Begimente  verhindert  war. 
Wahlk.  Art.  XIII.,  §..9. 


Der  Vergleich  im  Ausluge  b«i  Uiberlin,  Staattr.  B.I1I.  S.fiOO  und 

War  tu  ri  a.  a.  O.  S.  55. 

7)  W.  A.  F.  Danz ,  Betrachtungen  über  die  Justiaverfassung  in  Deutsch- 
Iwid  während  eines  Zwischenreichs.  Stuttgart  1790. 


Erstes  Kapit«!. 


Britter  AlMehiutt. 

Vom  üeicJbstage. 

§.  77. 

Tom  Beichstäge  and  der  ReicbasU&dscbift  im  aUgemeineB 

Jiei  allen  M  iclitigern  Beichagesehäften  bedurfte  der  Kaiser  des 
Betiathes  und  der  Zustuumung  des  Beiofattag«»;  dodi  Hess  sich 
«ttdi  der  Beicfastag  ^hne  dem  Kaiser  nicht  d^k<)m.  Beide  nuam- 
-mengenoinmen ,  der  Kaiser  auf  der  einen  und  das  Corpus  der 
Beidisslinile  auf  der  andern  8eite»  machten  den  allgemieincn 
Beichstag  aus. 

Der  Beichstag  war  die  Tom  Betobsoberbaupte  benifene»  unter 

seiner  Autorität  berathende  und  beschliessende  Veoreanunlung 

sämmtlicher  Keichsstände. 

Reiclisstand  war,  wer  Sitz-  und  »Stimmrecht  auf 
<1  f  in  11  e  i  c  h  s  t  a  c  hatte,  sessionem  et  tottim  ^ ;  doch  kam  es 
nicht  darauf  an,  dass  dieses  Sitz-  und  Stimmrecht  auch  a  um;  e- 
iibt  Avurde  ^,  Icdi^hch  das  K  echt  entschied.  Früher  konnte  der 
Kaiser  allerdings  Reiclisstiinde  kieiren,  wie  der  König  von  Gross- 
britannien Lords  oder  Pars.  Dieses  Becht  wurde  indessen  seit 
J6&d  sehr  besohiänkt*^  indem  nun  nicht  mehr  die  kaiserliche 

1}  J.  J.  Moser,  von  den  deutschen  Reichstagen,  1774.  2  Tbeüe.  Ptfl* 
Ur,  insi.  §.  136.  Häberlin,  B.  I.  §.  136.  S.  463  ff. 

X  In  dieser  Bestiimniing  treffen  slle  grSnAHehen  Beidispablidtteii  su- 

äammen.  Nicht  die Reichsunmittelbarkeit,  nicht  diBÜJSndeBhobeit,  sondern 
lediglich  das  Sitz  -  und  Stimmrecht  auf  dem  Reichstage  machte  den  Reichs- 
Rtand  aus.  So  schrieb  K.  Leopold!,  am  Mär/  1671:  y>Cnin  etiam  omnibus 
rerum  germanicarum  jteritüi  abunde  sit  cognitum,  mb  nomine  electof'umf  pn'ticipum 
et  »taiuum  imperü  non  aUo$  eow^prehmdi  out  mcftf<2i,  quam  qui  voto  ei 
ee»sione  in  comitiis g audeni*« 

^  So  übte  7..  B.  der  Herzog  von  Savoyen  seit  geraumer  Zeit  Sitz-  und 
■Stimmrecht  nicht  aus,  ohne  deshalb  aufzuhören,  ein  Keiohestand  zu  aein, 
ebenso  der  Herzog  von  Pfalz-Zweibrücken. 

A)  WaUkftpit.  (Ferdinand  IV.  1653.  Art.  45),  1792,  1.  §.  5.:  »Audi  kein« 
FQriten ,  Grafen  und  Herrn  in  f&retli^en  oder  gräflichen  CoUegüs  annehmen 
oder  auftiebmen,  sie  haben  sich  denn  vorher  dazu  mit  «nem  Immediat- 
fürstcnthume ,  resp.  Graf-  oder  Herrschaft  penn s^sam  qualificirt  und 
mit  einem  standeswQrdigen  reichs-  und  kammergerichtlichen  Matriku- 
laranschlage  (welcher  beider  Erfordernisse  halber  das  Ndthige  fordersamst 
au  regiiliren)  in  einem  gewissen  Kreise  eingelassen  und  verbunden  and 
über  solches  Alles  neben  dem  kurfürstlichen  auch  dasjenige  Collegium  und 
Bank ,  darin  sie  au%enommen  werden  sollen«  in  die  Admission  ordentlich  ge- 
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Verleihung  aiigte ,  sondern  es  war  ausserdem  a )  wirklicher 
Besitz  einer  Imniediatlionscliaft,  hj  die  Anerkennuii«];  der  präseii- 
liitLii  1  in  III  c  d  i  H  t  h  e  rrs  c  Ii  a  f  t ,  als  eines  für  die  ding'liche  ( «ruud- 
i4g£  der  Reii  lisstHndschaft  g en  ü  <>; e n  d  e n  T.uiido  —  TT  u  I •  i  1  i - 
tation  oder  Quallficirn  nt;-,  —  r  ^  flie  Einlaj^suii*»  in  einen 
gewissen  Kreis,  d)  endlich  aber,  eini  alles  andere  bericlitij^t,  reichs- 
kollegialisehe  Iv  o  o  p  t  a  t  i  o  n  ,  d.  Ii,  /ustimmijüQg  des  Kurfüi^aleil'* 
^ollegSj  des  Fürstenrathcs  und  beziehungsweise  einer  Grafen-  o<ler 
Äalateubank  ertbrderlif  li.  Erst  <iaun  konnte  die  wirklielu  A  df- 
mission  oder  I n  tro d  u  k t  ion  erfolgen.  JSomit  war  die  dija^— 
li-cli«  Gmndli^e  der  jEleichsstandschait  2ur  Notihwendigkeit  .ge- 
worden y  jblosse  Personalisten  waren  Ton  nun  an  reichskonsti- 
•ti|lio|iBwidrig  ^. 

Vor  dem  Jahre  1 582  war  die2ahl  der  Reichstagsstimmen  sehr 
n^efänderlich,  kein  Fürst  fiihrte  mehr  als  eine  Sümme.  Fiel  ein 
Reiclisland  an  ein  anderes  Fürstenhaus ,  so  wurde  diesem  deehatb 
nieht  eine  neue  Stimme  beigelegt Tbeilte  (la;^egen  ein  Fürst 
seine  Lande  unter  mehrere  Sölme,  so  «^ab  jeder,  als  regierender 
Herr,  srine  Stimme  ab.  Al><  aber  später  der  richtigere  («rundsat/. 
(lurclKliMiii»-.  tliiss  das  Sitz-  und  Stimmrecht  nichts  IVim  iti  Ik  iu  -oi, 
-ondcrn  aui  dem  Lanile  liafte  un<l  also  auf  jeden  liesitzei  iibugehe, 
8o  folgte  dairaus,  dass  auch  eiii  und  denselbe  ilerr^  sobald  er  iuek"* 

willigt ,  also  dass  sothane  A  d  m  i  s  fi  i  o  u  erst  nach  ToHständi^  bewirkter  Q  u  a- 
lificirung  erfolge,  um  wenigsten  aber  selbige  von  blossen  P  ersonalisten, 
die  nicht  mit  voi^eschriebenen,  an  tich  bereits  unmitteibaren  Besitsongen  ver* 

flehen  sind,  stattfinden  soll.«  Vergl.  den  J.B.  A.  1654.  §.  197.  bei  Schmaus«» 

No.  LXXIII,  S.  1313,  Uehcr  die  Bedinjj^ungen  der  Reichsstandschaft  handelt 
am  ausführlichsten  und  besten  H.  Zöjjfl,  über  hohen  Adel  und  Ebenbürtig- 
keit. Stuttgart  lb5;i,  §.  7  7  ff.  G  ö  h  r  u  m ,  Lehre  von  der  Ebenbürtigkeit,  1S46. 
B.  II.  8.  19  ff. 

5)  lieber  P ersonalisten  siebe  den  Art.  in  Hftberlin's  Kepertorium 
des  Staatsrechts,  B.  TV.  S.  125.  Die  neukreirten  Fürsten  mit  Virilstimmen 
hatten  sich  wohl  sämmtlich  qualificirt,  wenn  auch  zum  Theil  nur  forma. 
Ein  PersonaUst  mit  Virilstimme  blieb  jedenfalls  von  173t) — I8ü3  Nomeny 
(dM  Haus  Oesterreich  nach  dem  Verluste  von  Lothringen).  In  den  vierOnfen- 
kollegien  gab  es  dagegen  yiele  Personaltsten,  deren  Bereehtigting  fieilioh  von 
'Beichswegen  sehr  in  Frage  gestellt  wurde. 

6  So  wurden  die  Stimmen  der  Herzöge  von  Zähringen,  Meran,  Steiermark, 
Kärnthen  nicht  fortgeführt,  weil  sie  vor  löb2  erloschen  waren,  so  führten 
die  Markgraien  von  Meissen ,  nachdem  sie  Herzöge  -ron  Sachsen  geworden 
waren,  f&r  Meissen  keine  besondere  Stimme  mehr;  dagegen  witrden  die  8tim- 
.men der  nach  15S2  erloschenen  Häuser  fortgeführt  —  so  von  Henneberg (IS83)> 
Pommern  (J637),  Leuchtenbeig  (1646J,  Sachsen^Lauenburg  (1(>89). 
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rere  Länder  mit  Stimmrecht  besass,  auch  mehrere  Stimmen  haben 

musste,  dass  aber  aucli  auf  der  aiidem  Seite  durch  blosse  Vertheiluiif^ 
eines  Landes,  wovon  bisher  nur  eine  Stimme  geiuliit  worden,  die 
Stimmen  selbst  nicht  vervielfältigt  werden  konnten.  Als  Normal- 
jahr für  die  Stimmführung  wurde  das  Jahr  1  5  8  2  observanzmässig 
angesehen.  Seit  dieser  Zeit  hatte  sich  «^ewissennassen  ein  eisernes 
Inventar  der  weltlichen  Stimmen  des  Fürstenruthes  letstgestellt'^. 

Seit  dem  XIV.  Jalirhundert  hatte  man  angefangen,  auf  dem 
Reichstage  in  drei  Kollegien  zu  beiathen>  indem  sieh  die  Ittü^ 
föraten  zuerst  bei  einzelnen  Veranlassungen,  dann  re^elinäMig  •be-  , 
sonders  versammelten  und  die  Reichsstädte  immei'  getr^it 
bmthen  hatten.  So  bestanden  durch  Herkommen :  ein  Ko]legS!mii 
der  Ktirfttrsten,  Kurfürstenrath,  eines  der  Fürsten,  €hcAn 
und  Heim,  Fürstenrath,  und  eines  der  Reichsstädte;  Jedes  der 
KoU^en  hatte  wieder  seine  besondere  korporative 
ftssung.  ^ 

§.  78. 

I.  Kvrfllrttsiirfttli  *. 

Nach  der  G.  JJ.  gab  es  drei  geistliche  und  vier  weltliche  Kur- 
fürsten, die  ersteren  waren  die  Erzbischöfe  von  M  a  1 11  z ,  1 1 1  e  1  und 
Köln,  die  letzteren  der  König  von  Böhmen,  der  Pfalzgraf  bei 
Rhein,  der  Herzog  zu  Sachsen,  der  Markgraf  von  Ii  r  a  n  d  e n - 
bürg.  Die  erste  Verändenint>-  trat  \{')2'A  ein,  indem  die  Kurwürde 
des  geächteten  Pfalzgrafen  auf  Hävern  übertragen  wurde.  Diese 
tJebertragung  der  fünften  Kuxwurde  wurde  im  westphälischen  Frie- 
den anerkannt,  jedoch  eine  neue  (achte)  Kurwürde  für  PMz  ge- 
schaffen, welche  wieder  erlöschen  sollte,  wenn  die  bayerische  Linie 
aussterben  und  die  pfälzische  in  ihren  Landen  succediren  würde. 

T;  Sü  fülirfen  die  Pfalzgrafen  bei  Kluiii  fortan  f>  Stimmen,  weil  es  15S2 
gerade  ö  regierende  Herrn  gab»  ebensoviel  die  Herzoge  von  Sachsen  Weimar, 
Biienach,  Coburg,  Gotha,  Altenburgj,  so  Hessen  2  für  Kassel  und  Darmstadt, 
dagegen  muMte  eieh  Anhalt  nut  Einer  Stimme  begnflgen,  weil  1582  gende 
nur  Ein  regierender  Herr,  Joachim  Ernst  ;t  1586),  vorhanden  war.  Die  Thei- 
lOQgen  seiner  Söhne  hatten  auf  das  Stimmrerhältniss  keinen  Einfluss  mehr. 
J.  J.  Moser,  Abhandlung  von  dem  Ursprünge  und  dem  Grunde  der  jetzigen 
Beiehstagsstimmen  in  den  Moterianis,  Th.  L  No.  1,  Repert.  des  Staati« 
und  Lehenr.  B.  IV.  S.  650.  (Brichsstandschaft.) 

1]  J,  I.  Moser,  von  den  deutschen  Keichsständen,  1767.  S.  343  ff.  (Ab* 
schnitt  von  den  Kurfüraten.)  Fütter,  ingt*  $.83.  H&berlin,  B.  I.  f.  83. 
S.  281  ff.  .  ' 
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/.  P.  O.  IV.  §.  3.  5.  9.  Eine  neunte  KuTwui*de  1692  für  das 
Haus  hraunschweig-Lünebarg  creirt,  i^d  aber  eist  1708 
die  rekhsgnmdgesetzHcbe  Anerkennung.  Bei  die«er  Gelegenheit 
wurde  auch  Böhmen  readmittirt^  welches  Jahrhundo^  lang 
lieh  von  den  deutschen  Reichstagen  ferngehalten  Als  1777  die 
bayerische  Linie  erlosch^  erhielt  Pfolz  die  fünfte  Kurworde  zurück 
und  es  gab  nun  bis  1808  wieder  blos  a.cht  Kurfürsten.  Die  Basis 
des  kurfürstlichen  Kollegiums  war  der  Kurrerein  zu  Bense, 
1338,  welcher  später  mannigfach  erneut  wurde. 

Das  Dirckiuuuiii  im  kurfiirstlicheu  Kollegium  fülirte  der  Kur- 
fürst von  Mainz  als  Dechant  im  Kurfürstenrathe. 

§.  79. 

IL  BerBel€btlinteBratil^ 

Das  zweite  reichsstiludist lie  Kollegium  iuess  der  Reichs- 
fürstenratli ,  obgleich  dasselbe  nicht  nur  aus  Fürsten  bestand, 
sondern  in  demselben  auch  blosse  Prälaten  und  Grafen  ihren  Sitz 
hatten.  Das  Kollegium  zerfiel  in  die  geistliehe  und  welt- 
liche Bank.  Die  geistliche  stimmte  aber  nicht  durchaus  zuerst, 
sondern  es  wurden  abwechselnd  von  einer  Bank  zur  andern  die 
Stimmen  abgelegt. 

I.  Auf  der  geistlichen  Bank  sassen  anomaler  Weise 
Oesterreich  und  Burgund;  Oesterreich  altemürte  mit  dem 
Eizhischofe  yon  Salzburg  im  Vorsitze >  darauf  folgte,  wenigstens 
dem  Namen  nach,  der  Erzbischof  von  Bisanz,  darauf  der  Hoch- 
und  Deutschmeister,  daraufkamen  21  gefurstete  Bischöfe,  darauf 
9  gefurstete  PkSlaten  mit  Virilstimme,  dann  die  beiden  Kuriat- 
stimmen  der  schwäbischen  und  rheinischen  Prälaten. 

II.  Auf  der  weltliehen  liank  kamen  aj  die  Neben- 
linien der  kurfürstlichen  Jlänser,  Bayern,  die  prälzi- 
schen,  die  sächsischen,  die  brandenburgischcn,  die  braun schweigi- 
schcn  Linien,  bj  die  altfürstlichen  Häuser  Würtcmberg, 
Ponunern,  Hessen,  Baden,  Mekleuburg  und  Holstein,  welche  nach 

2)  Das  Rc'ichsgutachten  vom  30.  Juni  1708,  über  die  braunschweigische 
Kur  und  die  Keadmission  von  Böhmen  findet  sich  bei  Schmaus B*  II. 
S.  151 J.  Nu.  CVII. 

1)  Moser,  von  den  deutachea  Reichsst&ndeu.  1767.  Fütter^  instit. 
{.  90.   Hftb erlin,  B.  L  §.  90,  S.  300  ff. 
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dm  8.  g.  10  Strophen  im  Yomng«  miteinander  altemirten, 
die  übrigen  altföcstlieheii  Iföuser,  welche  schmi  Y9t  1562yiri(- 
stimmeil  hatten:  Lauenbuig,  Savoyen^  Ijettchtenbeig,  Ankalt, 
Heimebeig»  Nomeny,  Mönipelgard  und  Aremberg,  die  neuen 
fürstlichen  Häuser,  welche  eist  nach  1582  Yixilsttnnnen  erhalten 
hatten. 

Auf  die  Weitsche  Bank  waren  auch  die  Stimmen  der  im  west- 

phälisclien  Frieden  säkularisirten  Erz-  und  Hoch^tifter  übertragen, 
jedoch  so,  dass  sie  liier  deu«elbeu  Platz  ciimaluiien,  den  sie  Iruiier 
auf  der  geistlichen  liaiik  inue  «j^ehabt  liiutt  i»  . 

Den  Besdiliiss  auf  der  weltliehen  Ikink  maclden  die  vier  Gra- 
fenbänke, die  wotterauisehe,  sclnväbisclH' ,  fränkische  und  west- 
phälische,  deren  jede  eine  Kuriatstimme  führte. 

Von  den  100  Stimmen  des  Füistem^thes  waren  55  entschieden 
katholisch,  die  Stimme  von  Osnabrück  \^'ar  bald  katholisch, 
bald  evangelisch,  indem  es  altemirend  bald  einen  katliohschen, 
bald  einen  evangelischen  lUschof  hatte.  J.  P,  O,  XIII.  §.  1. 
£ben8o  wechselte  die  Beligionseigenschaft  der  westphälischen 
Grafenbank,  während  die  schwäbische  für  katholisch,  die  wetter- 
auische  und  fränkische  für  evangelisch  galt. 

Oesterreich  und  Salzburg  hatten  das  Direktorium 
im  Fürstenrathe,  aber  sie  übten  dasselbe  nicht  gemeinschafUich, 
sondern  abwechselnd,  und  zwar  nicht  von  einer  Sitzung  zur  andern, 
sondern  nach  Materien  aus. 

Anmerkung. 

Damach  ergab  sich  folgender  Aufrufezettel  des Reichsfürsten- 
rathes  :  I.  Geistliche  Bank:  1)  Oesterreich,  3)  Bvirgund,  5}  Salz- 
burg, 7)  Bisanz ,  9)  Hoch-  und  Deutschmeister,  11)  Bamberg, 
•  13)  Würzburg,  15)  Worms,  17}  Eichstädt,  19)  Speier,  211  Strass- 
burg,  23j  Konstanz,  25 1  Augsburg,  2  7)  Hildesheim,  29)  Padoiborn, 
31)  Freisingen,  33]  Eegcnsburg,  35)  Passau,  37)  Trient,  39)  Bnxen, 
41)  Basel»  43)  Mfinster,  45)  OanabrOck»  47)  Lüttich,  49)  Lübeck, 
51)  Chur,  53)  Fulda,  55)  Kempten,  57)  Elwangen,  59)  Johanniter^ 
meister,  Ol)  Berchtesgaden,  63)  Propstei  Weissenburg ,  65)  Pitlip, 
67)  Stablo,  69)  Corvey,  95)  schwäbische,  97)  rheinische  Prälaten. 
II.  Weltliche  Bank:  2)  Bayern,  4)  Magdeburg,  6)  Pfalz-Lautern, 
8:  Pfalz-Simmern,  10)  Pfalz-Ncnburg,  12;  Bremen,  14)  Pfalz-Zwei- 
brücken, 10;  Pfalz  -  Veldenz  ,  ISj  Sachsen  -  Weimar  ,  20)  Öachsen- 
Eisenach,  22;  Sachsen  -  Coburg ,  24)  Sachsen- Gotha,  26)  Sachsen- 
^tenbiirg,  2S)  Biandenburg-Onolsbaeb,  30)  Brandenburg-Kuhnba«^  ^ 
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32)  Braunschweig-Cella ,  34)  Braunschweig-Kalenberg ,  36)  Braun- 
schweig-Grubenhagen,  381  Braunschweig-Wolfenbüttcl,  40)  Halbcr- 
stadt,  42)  Vorpommern,  44)  Hinterpommem,  46)  Verden.  IS}  Meklen- 
burg-Schwcrin,  50)  Meklenburg-Güstrow,  52)  Würtomberg,  54)  Hes- 
sen-Kassel, 56)  Hessen-Darmstadt,  58)  Baden-Baden,  CO)  Batlen- 
Diudach,  62)  Ba4en-Hochberg,  64)  Holstein-Glückstadt,  66)  Sachsen- 
Laueubttig,  68)  Minden,  70)  HoIsteiA- Oldenburg»  71)  Savoyen, 
T2)  Leufl^tenberg,  73)  Anb«lt,  74)  Hennebeig,  75)  Schwenn, 
76)  Kamin,  77)  Ratseburg,  7S)  Hixscbfeld,  79)  Nomeny,  80)  Möm- 

felgard,  81)  Aremberg,  82)  Hobenzolleni,  83)  Lobkowitz,  84)  Salm^ 
pietrichstein  ,  86)  Nassau  -  Hadamar ,  87)  Nassau- Dillenburg, 
88;  Allersberg,  89)  Ostfriesland ,  90)  Fürstcnbcrg,  91)  Schwarzen- 
berg, 92)  Liechtenstein,  93)  Thurn  und  Taxis,  94)  Schwarzburg, 
96j  wetlerauische ,  98)  schwäbische,  99)  fränkische,  lUO)  westphä- 
lische  Grafen.  —  Unter  diesen  Stimmen  fanden  mannigfache  Alter- 
.  nationen  8tatt< 

§.  80. 

Itolleglia  d«r  Retehirtldl« «. 

Bis  zum  Jahre  1803  hatten  noch  51  Städte  Sitz  und  Stiuinie 
auf  dem  Reichstage  und  hiesscn  deslialb  Rcicliss  tiidte.  Die 
Reu'hsstiidtc  waren  wahre  Reichsstände  und  hatten  eine  ent- 
scheidende Stimme^.  Die  Reichsstandschaft  stand  der  städti- 
schen Korporation,  als  solcher,  zu.  Das  Kollegium  zerfiel  in  ZAvei 
Bänke,  die  r hei nisclie  und  die  schwäbische*.  Jede  Stadt 
hatte  eine  Viiilstimme.  Das  Direktoiium  führte  diejenige  Stadt^ 
in  deren  Mauern  der  Beichsta^  gehalten  wurde,  dso  seit  t66ä 
l^egensbu]^. 


1)  J.J.Moser,  von  den  deutschen  Reicbsatäuden.  S.  1041.  Beraelbe» 

von  der  reich sst&dtischen  Regimentsverfassung,  1772.  Pütter,  §.  104. 
Häberlin,  B.  I.  S.  335.  O.  W.  Ungo»  die  Mediatisifung  der  deutschen 
Reichsstädte.  Karlsruhe  1S38. 

2)  J.  P.  O.  Art.  VIII.  §.  4. :  »Ta»»  in  umcerscUibus  vero  quam particuUurünt» 
diaeÜB  liberis  imperit  dviUtÜbu»,  nm  mn«$  quam  eetfiria  ata^ku»  nnpwü,  com^ 
tat  Votum  decia iv  u  m. « 

3)  Zur  rheinischen  gehörten:  Köln,  Aachen,  Lübeck,  AA'onns,  Speyer, 
Frankfurt  a.  M. ,  Dortmund,  Goslar,  Mühlhausen,  Nordliausen,  Wetzlar, 
Bremen,  Hamburg  und  Friedberg;  zur  schwabischen:  Kegensburg,  Augs- 
burg ,  Namberg ,  Ulm ,  Bftslingen ,  Reutlingen ,  Rotenburg  a.  d.  Tauber, 
Schwibiscb  -  Hall ,  Rotweil,  Ucberlingen,  Heilbronn,  Schwäbisch  -  Gemünd,. 
Memmingcn  ,  Lindau,  Dünkelsbühl  ,  Biberach,  KavenRburf?,  Sr  hv.  einfurt,. 
Kempten,  Windsheim,  Kaufbeuern,  Weil,  Wangen,  Isny,  Pfullendorf,  Offen- 
bürg,  Leutkirchen,  Wimpfen,  Weissenburg  im  Noi*dgau,  Giengen,  Oengenbach,. 
Zdl  am  Hai&ttersbach,  Buehhomt  Alden,  Bopfingen,  Buebaa  am  ^ederace. 
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§.  81. 

GMCbafttbehaBdlang  auf  dem  Keicbstäge  . 

Früher  hing  es  lediglich  vom  Kaiser  ab,  wann  er  einen 
Reichstag  berufen  wollte;  später  wurde  er  durch  die  Wahlk.  Art. 
XIII.,  §.  1.  verpflichtet,  dies  wenigstens  alle  zehn  Jahre  zu  thun. 
Seit  1663  war  der  Beiohsttg  thatsächlich  zu  Hegensburg  per- 
manent geworden.  Die  BeiehsatSnde  eischienen  nicht  mehr  in 
Person,  sondern  durch  Bevollmächtigte  mit  gesandtschaft^ 
lichem  Charakter.  Der  Kaiser  wurde  vertreten  durch  einen  Prin- 
zipalcommisarius,  welcher  ein  Retchsfurst  sein  musste.  Ihm 
zur  Seite  stand  der  Concommissarius.  Jener  hatte  Reprä- 
sentativcharakter,  dieser  war  der  eigentliche  Geschäfts- 
mann. Die  regelmässige  Yeranlassung  zu  denBerathschlagungc  n 
gab  der  Kaiser  durch  seine,  im  Ausschreiben  enthaltenen  Propo- 
sitionen. W  ii  Ii  r  e  11(1  des  Reichstages  konnte  der  Kaiser  neue 
Gegenstände  in  Anreijung  bringen  durch  Kommissions-  und 
Ilofdekrote*.  Uebni^ons  waren  die  Reich^^stände  nicht  .m  die, 
in  der  kaiserlichen  Proposition  cutliulteue  Ordnung  gebunden. 
Waliik.  XIII. ,  §.  4.  Autli  stand  den  Reichsständen  selbst  die 
Initiative  unbczweifclt  zu.  Alles,  was  dem  Reiche  officiell  be- 
kannt gemacht  werden  sollte,  musste  durcli  Kur-Mainz  zur  Dik- 
tatur kommen  fdictatmn  Rutisbontme  .  .  per  MoguntinumJ.  Dann 
erst  konnte  die  Sache  in  den  Ansagezettel  kommen  und  zur 
Instruktionseinholung  empfohlen  werden,  worüber  dann  eine  Ver- 
lassnehm ung^  stattfand .  Die  wirkliehe  Berathschlagung  und 
Abstimmung  fand  getrennt  in  den  drei  Kollegien  statt.  Die  bei- 
den oh ern  Kollegien  suchten  zuerst  durch  Re-  und  K o r  r  e  1  a  - 
tion  sich  zu  einem  gemeinsamen  Schlüsse  zu  vereinigen.  War 
ein  solches  -»Cmdusim  emmime  dumm  9.  zu  Stande  gekommen, 
80  begann  nun  die  Verhandlung  mit  dem  KoUegium  der  Reichs- 
städte in  gleicher  Weise.  Trat  dieses  hei ,  so  hiess  nun  der  Be- 

1)  Mo«? er,  von  den  deutschen  Keichstagsgesehäften,  176?*.  Pütter, 

§.  136  ff.    Häberlin,  B.  I.  §.         S.  4ti;). 

2)  Die  Kommissionsdekrete  gingen  durch  den  Prinzipalcom  missarius 
an  den  Reichstag,  die  Hofdekrete  i?aren  unmittelbare  schriftliche  Erlasse 
des  Kaisers  an  den  Beichstag. 

3}  Darunter  verstand  man  eine  vorläufige  Besprechung  des  Reichsdirek- 
toriums mit  den  übrigen  Gesandten,  oh  sie  alle  mit  Instruktion  versehen  seien 
und  ob  und  wann  es  nun  gefölUg  sei,  die  äache  wirklich  vorzunehmen. 
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schluflfi  commune  trium  imd  wuide  als  Reichsgutftcli- 
ten,  eonsulium  »,  tuffragtum  imj)ern,  an  deaKsäaer 
bhicht.  Genehmigte  dieser  das  Gutachten  duich  ein  Ratifikations- 
dekret, sowar  es  dadurch  meinen  Reich sschluss,  conclusum 
imperii,  verwandelt,  welcher  vollziehbar  und  publikationsfähig 
war.    Am  eines  lleichstags  wurde  das  daselbst  zwischen 

Kaiser  und  8üindeu\'ereinharte  zusammengestellt  und  als  Reic  h  s- 
ab schied,  Recemis  imj)e7'ii ,  pubiicirt.  Dieser  Gebrauch  fiel  iia- 
türlicli  mit  der  einj^^etrctenen  Pennanenz  des  lleichstags  hinweg; 
daher  datirt  der  jüngste  Reichsabschied  von  1654. 

Ein  Reichsschluss  konnte  nur  dann  veifassungsmässig  zu 
Stande  kommen,  wenn  der  Kaiser  und  alle  drei  reichsständischen 
Kollegien  übereinstimmten.  Nicht  Stimmenmehrheit,  sondern 
Stimmeneinheit  der  Kollegien  "war  erforderlich.  Innerhalb  der 
Kollegien  entschied  dagegen  regehnässig  die  Stimmenmehr- 
heit; nur  ausnahmsweise  war  dieselbe  ausgeschlossen  in  drei 
Fällen*:  o^/ bei  Religionssachen,  in  allen  fUÜen«  wo  die  . 
Stünde  nicht  als  ein  corpus  betrachtet  irerden  konnten,  oder  mit 
andern  Worten,  wenn  ton  den  Rechten  der  Einzelnen  die  Rede 
war  (jura  gmgtäorumjy  cj  wenn  die  Reichsstände  sich  der  Religion 
nach  trennten  und  zwei  Theile  gegeneinander  ausmachten.  Jus 
aundi  in  partes.  Dieses,  g.  itio  in  yj  geschah  dadurch, 

das.s  der  eine  Reh'gionstheil  (nach  Stirn lunmehrheit)  erklärte,  wie 
er  ganz  anders  über  irgend  eine  vorliegende  Sache  dächte,  als  der 
andere  Theil  und  dass  er  eine  solche  Saelie  hIs  Korporations- 
a  n  g  e  1  e  g  e n  h  e  i  t  betrachte ,  wenn  dieseib e  auch  an  und  für  sich 
nicht  mit  der  Religion  zusammenhing.  Sobald  das  jm  eundi  in 
partes  ausgeübt  wurde ,  hörten  die  Keichsstände,  in  Ansehung  der 
betreffenden  Angelegenheit,  auf.  Ein  Corpus  zu  sein,  sie  theilten 
«ich  vielmehr  der  Religion  nach  in  zwei  Corpcra,  das  Corpua 
(JathoUcorum\m<di  Evangelieorum^, 

4}  iTl  P.  O»  V.  §■  52:  »In  emtsis  religionis  omnibusque  alu's  negotiis,  tibi 
staf/fs  famquam  unum  corpus  considerari  nequefnd,  nt  t-tiam  Catholicis  et  Au- 
^mtanae  confessionü  statibus  in  duas  partes  euntibus ,  sola  amicabilU  compotilio 
Utes  dirimat,  non  attenta  votorum  piuralitate«.  In  Betreff  der  Beligiona» 
aaehen  bestimmt  noch  Art.  V.  §.  9. :  »PhraUtas  auiem  voiorum  in  eausi$  religio' 
n«n  tive  direeie  sive  inditecte  concemeHiibui  nequaquam  attendatur«. 

5]  Diese  gesetzlich  fJ.P.  O.Y,  §.  52.)  anerkannte  Verbindung  der  Reichs- 
stände  hatte  sich  zur  Aufrechterhaltuiig  der  Religionsfreiheit  und  anderer 
Interessen  gebildet ;  sie  war  besonders  für  die  in  der  Minorität  befindlichea 
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Effftet  Kapitel. 


§.  82. 
B«tohid«pitatiMM*. 

Die  Natur  mancher  Greschafbe  machte  em  •chletmigeres  H«a«- 
deln  und  fideres  £r<Srtem  nothwendig,  ab  dies  dunsh  Aea  geBaauur- 
ten  Reichstag  geschehen  konnte.  Zu  diesem  Zwecke  wiurden  Tom 
lleichstage  Deputationen  angeordnet,  wel^e  früher  ein  for 

allemal  aus  sämiutlichen  Kurfürsten  und  anfangs  aus  8 ,  dann  au« 
12,  endlieh  aus  24  Reichsständen  zusammengesetzt  -waren.  ])iese 
S.  ^.  (> r (1  e  11  tli  eil e  Reichsdoput  utioii  kam  aber  seit  lGö2 
ausser  (Tebraucli  und  an  ihre  Stelle  traten  die  ausser  ordent- 
lichen R  ei  (' h  s  d  e  p  u  t  a  t  i  o  n  e  11 ,  bei  wdchen  durch  einen  be- 
sondeni  Reiehsschluss  jedesmal  die  Ernennung  .  Gewalt  und  Zahl 
der  Deputirten  bestimmt  und  diese  8ell)st  von  den  Reichsständen 
nach  freiem  Ermessen  envählt  wurden.  Die  früher  bei  der  ordent- 
lichen Keichsdeputatioa  beobachtete  Einthcilung  in  zwei  Kollegien 
fiel  weg,  doch  musstc  auch  hier  die  Religionsgleichheit 
beobachtet  weiden.  /.  P.  O.  Art.  V.^  §.  51 :  naequetur  depuiaio-' 
rum  numenu  ex  utrimqm  reUgwms  proceribusu,  Mainz  hatte  von 
Rechtswegen  die  Dizektion,  der  Kaiser  nahm  durch  eine  Konunifr» 
sion  an  den  Geschäften  Theil. 

Der  Deputations  ab  schied  bedurfte  nur  dann  einer  ksi- 
serliehen  Ratifikation,  wenn  die  Deputation  zum  Finalab- 
Schlüsse  eines  ReichsgesduÜftes,  nicht  aber,  wenn  dieselbe  blos 
zur  Einleitung  eines  Geschäftes  oder  sur  Ausarbeitung  von  ESnt* 
würfen  ernannt  worden  war>  worüber  der  Reichstag  selbst  noch 
8u  entscheiden  hatte. 


Evangelischen  Yün  Gewicht.  In  dem  selten  zusammentretenden  Corpus  Cath. 
führte  Kurmainz,  im  Cot-pm  Evang.  Kursachsen,  ungeachtet  der  katholischen 
Privatreligion  seinei  Regenten,  du«  IMrektorittm.  Moser,  tob  der  deutsehen 
Religionsverfassung,  1774.  Gönner,  Staatsr.  §.  196.  S.  286.  H.  vott 
Bülow,  über  Geschichte  und  Verfassung  des  C(/r;j;/5 /vVfl/?//.  Eb.  Chr. 

W.  von  Schau roth,  vollst.  Sammlung  aller  conclummtn.  S  lireiben  u.  s.w. 
des  Corp.  Evang.  Regensburg  1751—52.  3  Theile.  Fol.  i  von  1663—1752). 
Fortg«s.  TonN.  A.  Herrioh»  1786.  Fol.  (175S— 1786.) 

1)  PütUr,  tfisf.  §.  164.  Häberlin,  B.  I.  S.  341.  Gflnner,  §.  19K 
8.  275. 
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yjATtor  Ahaclmitt. 

Vou  der  Justizverfassung  des  Kelches. 

§.  83. 

Von  der  höchstoD  fieriftbUbarkeit  im  Reiche 

Im  izänkischen  Reiche wie  nach  der  Anschauung  der 
Rechtsspiegel  ^  galt  der  König  als  der  höchste  Richter  im  Reiche» 
als  die  Quelle  aller  Gerichtsbarkeit.  Da  er  aber  selbst  nicht  über- 
all gegenwärtig  sein^  nicht  alle. Verbrechen  selbst  strafen,  nicht 
alle  Streitigkeiten  selbst  entscheiden  konnte,  so  übertrug  er  einen 
Theü  seiner  Gerichtsbarkeit  Eiclitern,  welche  den  Bann  von  ihm 
erhielten*.  Jeder  Richter  iiii  dt  utschen  Reiche  richtete  somit  als 
Stellvertreter  dcü  Könij^s.  Dalier  liatte  der  König,  iiaeli  der  Auf- 
fcU>5)Uiig  des  Mittelalteib ,  kunkurrirende  Gericlitsbarkoit  mit  jedem 
Richter  in  dem  Sinne,  dass  er  überall,  wo  er  erschien,  selbst  zu 
Gericht  sitzen  k(mnte  Jede  Rechtssache  konnte  somit  au(  h  in 
erster  Instanz  an  den  König  kommen.  Regelmässig  aber  übte  der 
König  seine  Gerichtsbarkeit  durch  die  Landesherrn,  ausser-^ 
dem  in  den  unmittelbaren  Reichslanden  durch  Pfali^rafen  und 
Vögte,  persönlich  nur  in  seinem  Hofgeiichte,  in  welchem  er  selbst 
dann  den  Vorsitz  führte,  wenn  es  sich  um  Kriminal-  und  an- 
dere wichtige  Rechtssachen  der  Fürsten  handelte. 

Durch  den  Landfrieden  K.  Friedrich's  II.  1235  erhielt  das 
königliche  Hofgericht  eine  neue  Organisation,  indem  ein  Hof- 
r i  0  h  t  e  r ,  jusüHanus ,  eingesetzt  wurde ,  welcher  wenigstens  ein 
Jahr  im  Amte  bleiben  imd  töglich,  mit  Ausnahme  der  Feiertage, 
an  des  Königs  Hofe  zu  Gericht  sitzen  sollte  ®. 

1)  J.  J.  Moser,  von  der  deatsehen  Justisverfassung.  2  Theile.  1774.  4. 
Freiherr  von  8  e  n  c  k  e  n  b  e  r  g ,  von  der  kuserl.  hOchtten  Gerichtebarkdit  io 

Deutschland.  Frankf.  17(30.  4. 

2)  Waitz,  11.  ö.  141  ff.  Eichhorn,  d.  Heichs-  und  Kechtsgesch.  I. 
§.  15S.,  164.  Zöpfl,  §.  35.  S.  409.  Walter,  I.  §.  58.  S.  Gl.  §.  ST.  S.  92. 

3]  Sachsensp.  III.  26.  §.  1.  52.  §.  2.  Sächs.  Lehenr.  Art.  69.  §.  H.  Spie- 
gel deutscher  Leute,  Art.  238.  Schwabeosp.  (Lassberg)  286  a.  119. 
4}  Sachsensp.  III.  52.  §.  2.  Schwabensp,  119. 

h)  Sachsensp.  III.  60.  {.  2.  Schwabeasp.  c.  133»  134.  -  Spisgel  deutscher 
Leute»  310. 

6)  Landfrieden  von  123'),  5.  ]b.(Pertz,  Lefff/.  II.inT.J:  »Siafuimus  it^ifur.  ut 
cttria  no»traJu»ticiarium  habtatf  virum  iiberae  coudicionis,  qni  in  eodem  ^ersisiat 

16» 
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Seit  demXrV.  Jahrliund^  wurden  zahlreidie  privilegia 
de  non  evöeando  ertheflt^  d.  h.  es  wuide  den  Landeahexm  zu- 
gesichert, dasfl  ihze  Unteräianeii  weder  vor  auswärtigen  Gerichten 
helangt,  nodi  deren  Pkocesse  von  den  Landesgerichtm»  solange 
sie  dort  anhängig,  an  kaiserliche  oder  andere  G^chte  gezogen 
weiden  sollten.  Was  anfangs  als  Privilegium  ertheilt  war>  wurde 
bald  zur  allgemeinen  Beqhtsregel.  Ebenso  kam  seit  dem  Ende  des 
XIV.  Jahrhunderts  die  Uebertrayuii<,r  des  Königsbannes  an  die 
Landeshemi  und  ihre  Ilichtcr  ausser  Gebraucli.  Somit  war  die 
Gerichtsbarkeit  innerhalb  der  einzelnen  Territorien  zu  einem 
rein  landesherrlichen  Rechte,,  zu  einem  J^estandtheile  der 
Landeshoheit  «geworden.  Trotzch^m  blieb  der  kaiserlichen  Keichs- 
Justiz  immer  noch  ein  «»•rosses  Gebiet ,  vor  allem  die  Gerichtsbar- 
keit über  alle  Keichsunmitt  elbare,  ^v('lcl^e  keine  andere  Ge- 
walt, als  die  Reichsgewalt,  keinen  andern  Richter,  als  den  Kaiser, 
über  sich  erkannten.  Aber  auch  die  Ausübung  der  Justiz  über 
die  Mittelbaren,  obgleich  sie  als  J  Jestandtheü  der  Landeshoheit 
galt,  blieb  doch  jederzeit  der  Gewalt  des  Reiches  untergeordnet. 
Nirgends  in  Deutschland  war,  wenigstens  de  jure,  die  oberstrich^ 
terliche  Grewalt  von  Kaiser  und  Beich  ganz  und  gar  ausgescli)osr 
sen Wo  es  sich  um  Justizverweigerung  und  um  Klagen  ilb|p 
unheilbare  Nichtigkeiten  gegen  die  Landesgerichte  hand«dtey  hfl^ 
die  Beichi^ustiz  überall  für  Abhülfe  zu  sorgen. 

Diesen  wichtigen  Aufgaben  der  Beichsjustiz  konnte.  $e 
schwankende  und  unstäte  Organisation  des  kaiserlichen  Ho^^ 
richtes  nicht  genügen.  Je  ernster  man  auf  Feststellung  eines  imr 
mem^ihTenden  Landfriedens  bedacht  war,  desto  dndringlichi^ 
stellte  sich  auch  die  Forderung  eines  ständigen ,  geordneten  und 
unabhängigen  Reichsgerichtes  heraus.  Nach  verschiedenen  ge- 
scheiterten Versuchen  kam  endlich,  als  nothwendij^es  Korrelat  des 
ewigen  Landfriedens,  unter  K.  Maximilian  I.  die  Errichtung  »des 
Kaiserlichen  und  Reichskammergerichtes«  am  7.  Au- 
gust 1495  zu  Stande. 


officio  ad  minus  per  annum ,  si  hent  et  jmte  se  gesserit  etc.  «<  Vergl.  hierüber  be- 
sonders O.  Fra  )ikl i n  ,  de jmtifianis  cnriae  irnperialis,  Vrotisl»  1860,  eine  für 
die  Geschichte  der  Keichsjustiz  wichtige  Arbeit. 

7)  Nur  das  Haus  Oesterreich  nahm  für  alle  »eine  Erblande  eine  ToUe 
ExemlMii  Yon  der  Reicbsjustis  in  Anspruch^  welche  jedoch  nicht  ohne  Wider- 
sprach blieb. 
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9u  EdobikaniMKgorlcht 

Dies  war  ilus  ersto  «stehende  oberste  Reichsgericht  in  Deutsch- 
land. Es  wimle  nicht,  wie  »las  frühere  llofgericht,  vom  Kaiser 
allein,  sondern  von  dem  Kaiser  und  den  Reichsständen  ;:jemein- 
8  am  besetzt.  Es  bestand  seit  1495  aus  eineiii  K  a m  m  c  r  r  i  c  Ii  t  e  r, 
dem  eigentlichen  Stellvertreter  des  Kaisers ,  welcher  womöglich 
ein  Keicheftirst,  oder  doch  weniu^stens  grällichen  oder  freiherrlichen 
Standes  sein  sollte  * ,  und  aus  1 6  Beisitzern ,  welche  zur  Hälfte 
Graduirte  der  Rechte  >  zur  Hälfte  ritterbürtig  sein  sollteu  Dem 
Kammemchter  wurden  seit  1530  zwei  Präsidenten  zugeordnet, 

1)  Moser,  Justizverf.  B.  II.  S.  2S2,  wo  auch  eine  umfassende  Literatur- 
angabe sich  findet.  A.  J.K.  von  Fahnenberg,  Literatur  des  Jl.-K.-G., 
Wetzlar,  1792.  Julius  Friedrich  Mal  blank,  Anleitung  zur  Kenntniss  der 
deutschen  B^hs-,  ProTinsialgericfats-  und  KanxIetvemMiiog  und  Praxis. 
Xllmberg  und  Altdoif  1791,  4Theile,  vom  B.<K.-0.  hsndelii  B.  I.  II.  und  IV. 
Johann  Heinrich  Frhr.  vonHarpprecht's  Staatsarchiv  des  K.  U.K.-K.-G., 
4  Theile.  Ulm  und  Frankf.  fTöT — 4.  Als  Fortsetzung  davon:  Geschichte 
des  K.  und  K.-K.-G.  unter  der  Regierung  K..  Karl's  V.  5.  Theil.  Frkf.  1767, 
und  Geschichte  des  H.-K.-G.  von  den  Jahren  1545—1558.  6.  Theil.  Ulm  1785. 
Benj.  Ferd.  Hohl,  Versuch  eines  Systems  der  Gerichtsbarkeit  des  K.  und 
R.-K.-G.,  2  Theile,  Tübingen  1701.  S.  Pätttr,  inst.  §.  263  ff.  Gönner, 
Staatsr.  §.  311.  T  eist,  Staatsr.  §.  ff.  Tläberlin,  B.  IL  S.  2'J«>.  Ueber 
den  Process  des  K.-K.-G.  vergl.  besonders  J^i/iter,  Nova  epilome  proceasus 
impei'ii  umborutn  tribunalium  supremorum,  ed.  IV.  1786.  G,  H.  [Frhr.)  von 
Berg,  Grundriss  der  reichsgeriehtl*  Verfassung  und  Pnuds.  Gdtttngen  1797. 
D.  Danz,  Grundsätse  des  Beichsgerichtsprocesses.  Stuttg«  1795.  Sehr  über> 
sichtlich  für  die  Geschichte  ist  ein  Aufsatz  über  das  vormal.  R.-K.-G.  und 
seine  Schicksale  von  T  h  u  d  i  c  h  u  ni  ,  Zeitschrift  für  deutsches  Recht.  B.  XX. 
I8ü0.  S.  148 — 223.  Fein  und  geistvoll  ist  die  kurze  historische  Skizze  unseres 
Gdthe  in  Wahrheit  und  Dichtung.  Buch  XII.  An  einer  quellennässigen 
histor.  Entwickelunp:  und  Darstellung  des  R.-K.-G.,  vom  Standpunkte  der 
heutigen  Wissenschaft,  fehlt  es  noch  durchaus.  Einzelne  interessante  Notizen 
bietet  Paul  Wigand,  Denkwürdigkeiten  für  die  deutsche  Staats-  und  Rechts- 
wissenschaft, ge».  aus  dem  Archive  des  Reichskammergerichts.  Leipz.  1854. 

2]  Damals  meinte  man  gewiss  damit  retchssttodischen  hohen  Adel, 
doch  hat  man  spftter  daran  nidit  immer  streng  festgehalten.  Hlberlin, 
B.  II.  S.  :VMh 

3  K.-K.-G.-O.  von  ]  H).'),  §.  1.  :  »Zum  ersten  das  Ciimergericht  zu  besetzen 
mit  eynem  Richter,  der  ein  Geistlich  oder  Welltlich  Fürst  oder  ein  Graf  oder 
Preyherr  sein  und  H»  Urtaiieni,  die  all  wir  mit  Rat  und  Willen  der  Samblung 
yeti  hie  kiesen  werden  aus  dem  Reych  teutscher  Nation ,  dye  redliche  erhere 
Wesens,  Wissens,  Übung  und  ye  der  halb tail  der  Urtailer  der  Recht  gelert 
und  gewirdigt  und  der  andere  halb  tail  auch  das  geringst  aus  der  Bitterschalt 
geboren  sein  sollen  u.  s.  w. « 
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giäflichen  oder  £reiheirliche&  Standefl.  Die  Zahl  der  BeisitKer 
i^nude  durch  mehrere  Beichsschlüsse  erhöht,  im  weslphälischen 
Flieden  sogar  bis  auf  50 ;  doch  wurde  diese  Zahl  nie  wirklich  er- 
reicht und  1720  wieder  auf  .25  herabgesetzt  >  allein  selbst  diese 
Zahl  keimte,  wegen  mang^der  Sustentationamittel«  erst  seit  1>782 
wicklidi,  ciiiH  ehalten  weiden.  Der  Kaiser  ernannte  den  Kammetr 
riditer,  die  beiden  Präsidenten ,  ron  denen  einer  evangelisch  sein^ 
musstc,  und  Einen  BeisitKer.  Alle  übri<>:cii  Beisitzer  wurden  Amn 
Gerichte  von  den  Ucichsstäiulen  priisontirt*  uiul  von  diesem, 
nucli  befundener  Tiuhtiiikoit,  ani,'enoninien  ^;  sie  traten,  bei 
ihrem  wlrkiiclien  Einrücken,  in  aii(juiii;e  Dienste  von  Kaiser  und 
Keicli,  wurden  reicli^uuinittcibar  und  konnten  iluer  .Stellen  nur 
durch  genriitbche  Entsr-ltfidini«»'  entweder  di^s  (Tericlito*  -solbst 
oder  einer  Visitation  eni!sei^.t  werden.  Das  Kanzleijiersonal  wurde 
von  Kunnainz  anj^estellt,  die  12  Advokaten  und  30  Proku- 
ratoren wurden  von  dem  Gerichte  selbst  ernannt.  Unter  letzteren 
war  aucli  ein  Fiskalprokurator,  Mekben  der Kais^ vorsdiKig 
und  das  Koliegiinn  annahm.  Seines  Amtes  war  es,  in  allen  g^*^ 
set/dich  vorgeschnebeneu  FäUen,  im  Namen  von  Kaiser  und  Keieh, 
Kriniinalkla-^en  zu  erlieben,  nanunitlicb  Ijei  Kmpörungen  und 
Landfriedensbrüchen  (Beichsfiskal) .  Ihm  zur  Seite  stand 
Fiskaladvokat.  / 

Anfange  wechselte  das  Beichskammergericht  seinen  Silk 
mehr&ch;  seit  1526  kam  es  nach  Speyer  (B.  K.  G.  O.  rtm  IbW, 
Th.  II.  Tit  34.),  von  1689—1806  war  sein  Sitz  zu  Wetzlar,.  y| 

Das  Beichskammeigericht  wurde  dureh  Beitrüge  der^Beichl^ 
stände  erhalten     Das  mangelhafte  Eingehen  dieser  s.  g.  Kanter 
meraieler  war  ein  Hauptgebrechen  der  gs^zen  Einrichtung.,  ^'^^ 
 ^. — ^ 

4)  Bm  Prftsentationsrecbt  war  bereits  durch  den  weatpb.  Fneden 
geregelt.  J.  P.  O.  V.  f.  59.,  54.,  57.  Nach  vielen  Präscntationsirrungea  kam 

man  endlich  IT^i  wipfler  71!  einem  bestimmten  Präs  cn  t  fi  t  ions  schema, 
darnach  hatte  jeder  Kurfürst  einen  und  die  3  eva»^.  K  n  lursteu  abwechselnd 
nodi  eiaen  vierten  zu  pr&sentiren,  der  bayerische  K.rti»  hutte  21athol.,  der 
ober-  und  niedertächsisohe  jeder  2  evaag. ,  der  österreicliiBclie  und  baigundi- 
sche  jeder  1  kathol. ,  der  fränkische ,  aohwSbMch.e,  oberrheinische  und  west- 
phälische  als  gemischte)  jeder  1  kath.  und  1  evang.  Beisitzer,  die  rein  evange- 
lischen und  gemischten  ICreise  aber  noch  zuüauimen  einen  evangei.  vorzu- 
schlagen (attsaaunen  14  katboL  und  13  evang.).  von  Berg  a.  a.0.  S.  102. 
MalbUnk  a.  a.  O.  B.  I.  S.  107. 

5)  Es  fand  ein  General-  und  ein  Spesudeiamen  statt;  letsteres beetaad 
besonders  in  einer  relatio  pro  itaiu. 
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Seit  1530  wurden  alle  GcschiUle  xegthaSuBrng  in  Senaten 
erledigt,  nur  ausnahmsweiM,  bemmden  bei  ellgemeinen  Kolkgial- 
angelegenheitenf  Yerhanddte  man  noeb  im  Pleniim. 

Seit  dem  westphälischen  Frieden  war  die  Religions^ 
gleichhoit  eiii  %vichtiger  Gmud^utz  in  der  Verfassung  des  K.- 
K.-G. ;  2-4  Beisitzer  sollten  evangeUscher  Konfession  sein.  J.  P.  O. 
V.  §.  53.  Auch  war  durch  das  rcithsgrundgesetzlich  anerkaniite 
JUS  in  jjartes  euruii  jede  Uebergtimmuug  ein^'  lieiigiunspartei  un- 
möglich gemacht  ^.  — 

Das  V' erfahren  des  K.-K.-G.  richtete  sich  naoh  .den  R.-K.- 
Oerich tsoidnungen  von  1495  und  J555.  Das  s.  g.  Koncept 
einer  erneueiten  und  Tezbesserten  K.-G.-O.  von  1613  erlangte 
2war niemals  formelle  gesetzUche  Gültigkeit >  materiell  ent- 
bleit es  aber  geltendes  Becbt^  da  dieses  Projekt  nur  aus  mklicb 
gültigen  Gesetzen  zusammengesetzt  var^  Ausserdem  hatte  die 
von  1555.  II.  $.  36.  dem  die  Befiigniss  bei-* 

gelegt»  über  das  bei  ibm  zu  beobachtende  Yer&bren  m  jfJSme  vor*« 
läufig  bindende  Verfügungen  zu  treffen,  welche  solange 
Gesetzeskraft  haben  sollten,  als  sie  mcht  durch  die  jährliehe  Yiai- 

6;  Malblank  a.  a.  O.  II.  S.  48ü.  Ueber  die  skandalösen  Säumnisse  und 
Hürk^tande  s,  bes.  Tliudiclinm  a.  a.  Ü.  S.  ISs.  Die  ganze  Untf-rhaltunp;'';- 
.summc  betrug  1719  nur  9'^,ou<)  Kthlr. ,  sie  musste  aiis  hunderten  kleiner 
Beiträge  zusammeuüieHsen.  Die  Stände  des  uberrhemischen  Kreises ,  gegen 
.60  an  der  Zahl,  hatten  1719  jfthrllch  sweimaJ  3669  Rthlr.  zu  entrichten,  füt  45 
betrug  ihre  Quote  noch  nicht  50  Rthlr.,  aber  für  manchen  kleinen  Herrn  nicht 
einmal  ganze  vier  Thaler.  Xoch  schümmer  sah  es  im  schwäbischen  Rrpi^^e 
aus,  wo  116  Stände,  nämlich  33  Reichsstädte,  27  Prälaten  und  50  weltliche 
Herrn,  zweimal  jährlich  die  Summe  von  S742  Kthlrn.  zu  zahlen  hatten.  Doch 
waren  die  kleinen  Stände  noch  immer  die  ergiebigsten ,  die  gröftsem  sahlten 
viel  eehleehter  und  der  schlimmtte  Schuldner  war  der  Kaiser  aelbet  t0.r  seine 
Erblandc .  1  m  J .  1 7  4  7  betrugen  die  rückständigen  Kammerzieler  563»65&  Rthlr- 

7)  J.  i*.  O.  V.  §.  5G. :  y>Si  iu  (lijndicnndis  causis  infer 2>(if'tes  mtpra  expressas 
vertentihm,  ex  paritatc  ussrs.'ioniiu  idn'nsqi/e  rvU(ji<ruü,  postquam  in  p/riwcftam 
aenatu  f  pari  tarnen  Semper  utriH*iue  judicantium  numero,  exuminulae  jucrmt, 
«Oft  trariae  orianittr  seniMtiae,  eaAo/«ew  ^unfern  in  unmutt  A*  vero  C,  a«MMori« 
bm  in  alimn  aheuntibuBt  remittantur  ad eomitia  imperii  univeraalia,* 
Hier  gehörte  indessen  zur  itio  in  pmies  Einstimmigkeit  aller  MItgli piler 
eines  Religionstheiles,  nicht  blos  Majorität,  wie  beim Keichatage.  Uäberlin, 
B.  I.  S.  592. 

S)  J.J.vonZwierlein,  Koncept  der  K.-G.-O.  mitAnm.  Giessen  1744. 
III.  Auegabe.  1783.  Ein  neu  es  Koncept  kam  t769  so  Stande,  wdlches  von 
J.  H.  Ch.  von  Selchow  beiausgegeben  ist  unter  dem  Titel:  »Concepte  der 
Beichskammergerichtsordnimg  auf  Befehl  der  jOngsten  Visitation  entworfeac 
Göttingen  1782  in  3  £dn. 
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tation  au%e]ioben wurden,  e.g.  gemeine  Beecheide,  deer^ta 
communiu  (pnmsoritche  Gesetcgebung). 

Die  Kompetenz  des  B.'-K.-^s.  *  war  venchieden,  jenadi- 
dem  es  sich  um  unmittelbaie  oder  mittelbare  Personen  handelte. 
Klagsachen  gegen  Reichs  unmittelbare  konnten  bei  dem 
B.-K.^.  sofort  in  erster  Instan»  angebincht  werden,  wenn  diesen 
nicht  das  Recht  der  Aus  träge  zustand.  Wo  dies  dagegen  statt- 
fand, konnte  die  Sache  nur  in  höherer  Instanz  an  das  R.-K.-G. 
kommen  (K.-Ci.-O.  von  1555,  Th.  II.  Tit.  27). 

Gegen  Mit telbare  konnte  das  ll.-K.-G.  in  Ci  vilsachen 
regelmässig  nur  in  höherer  Instanz  aiisje^ngen  werden;  doch 
waren  iii  dieser  ik'ziL'liiiii«^  fiist  alle  grossem  Länder  durch  p  r  iv  i- 
leaiu  de  non  appe llando  eximiit,  so  die  kurfurstliclieu  T/Ünder, 
cigentlicli  sflion  durch  die  G.-H.,  spiilcr  i\o<-}\  durch  specieile  Pri- 
vilegien, so  Kursachsen  1559  so  Hrandonbur^  1586.  Aber  auch 
andere  Fürsten  wussten  sich  für  ilirc  Länder  gleiche  Privilegien 
XU  Terschaffen  so  liayem  1620^  Schwedisch-Pommem  1648,  Hes- 
sen-Kassel  1742,  Darmstadt  1747  u.  s.  w.)  I>ie  Appellations-^ 
summe  war  durch  den  J.  R.-A.  §.  112.  auf  400  Thaler  festgesetit^ 
durch  Privilegien  war  sie  indessen  für  einzelne  Länder  sehr.erhÖht. 
In  Kriminalsachen  der  Mittelbaren  war  rcichsgrundgesetzlich 
jede  Appellation  an  die  Reich^erichte  angeschlossen.  K.-G.-0. 
▼on  1555,  Th.  II.  Tit.  18.  §.  5. 

Aber  auch  aus  solchen  Ländern,  welche privUegia  de  non  ap- 
peUando  hatten,  konnte  das  R.-K.*-G.  Beschwerden  wegen  ;rer- 
weigerter  oder  verasögerter  Justis  und  Klagen  wegen  unheilba- 
rer Nichtigkeit  annehmen.  Nur  Oesterreich  wollte  für 
Böhmen  und  seine  übrigen  Erblande  nicht  einmal  diesen  Einfluss 
der  Reichsgerichte  sich  gefallen  lassen. 

Wichtig  war  es,  dass  in  einzelnen  Ausuaiimsfällen  mit 


9)  Hiervon  handelt  besonders  ausführlich  das  erwähnte  Werk  vou 
B.  F.  Mobil  Syttein  der  Oerichttbarkeit  des  R.-K.>Q. 

10)  Andreas  Kniehen,  de  siixonico  tion  provocandi  jure  et  pfiiaitegio  com- 

werifatio.  Hann.  Iß0;$.  K.  G.  Günther,  das  Privilegium  de  nan  appellande 
des  kur-  und  fürstlichen  Hauses  Saclisen.  Dresden  und Leipiig  1 7b8.  Das 
Privilegium  selbst  steht  8.  18ü,  No.  29, 

11)  von  Berga.  8.  O.  S.  4t. 

12)  Reichsanniittelbere  waren,  mit  Weg&U  der  Aasträge ,  in  erster 
Instanz  vor  dem  R.-K.  G.  zu  behängen  wegen  Lsndfried ensbruch- 
saehen  von        Th.lX.  Tit.  10.  t  «Von  Personen  nnd  Sachen»  die 
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Uebergehung  der  untern  Itutsiueii,  sogleich  bei  dem 
geklagt  wevden  konnte  und  hier  ein  kufser  sdileunigeff.  P^rooew 
stattfimd.  Dahin  gehörten  die  Landfriedenahruoheaehen, 
die  Fiskalflachen  n.  s.  w. 

"  Das  R.-K.-6.  sollte  jKhiÜeh  durch  Bcichsdeputationen  vi  si- 
tirt  werden  Die  ordentlichen  Visitationen  hörten  aber 
seit  1588  auf.  Die  ausserordentlichen  kamen  nur  selten  zu 
Stande;  die  letzte  dauerte  von  1767 — 1776  und  ging  oline  Been- 
digung ihres  Geschäftes  auseinander  **. 

Gegen  die  Krkenntnisse  des  R.-K.-G.  waren  die  Rechts- 
mittel der  Ii  e  s  1 1 1  u  t  i  o n  der  K  p  v  i  s  i  o  n  des  K  e  k  u rs  e  s 
an  tlcii  Rpichstag  unter  bestininiteii  Voriuissetzungen,  zulässig, 
doch  hatten  sie  meistens  keinen  i^uspensiv effekt. 

T«n  ilix«r  Art  und  Eigenschaft  wegen »  ungetehtet  ob  sie  mit  oder  ohne  Mittel 
demi  Büdie  unterworfim,  in  erster  Inetani  an  das  B.-K*-G.  gehörig «)i  Reli- 

gionsfriedensbruchsachen,  J".  P.  O.  XVII.  §.  4.  J.  R.-A.  1C51.  §  103. 
Fiskalsachen,  wegen  streitigen  Besitzes  'Konc.  Th,  II.  Tit.  22.), 
wegen  Arresten  und  Kepressaiien,  wegen  Sachen,  wo  s.  g.  mandata 
»ine  elantuia  statthaft  wann.  K.-O.-O.  Ton  155ft,  Th.II.  Tit  XXIII.  Selbst 
gegen  Mittelbare  konnte  der  Reichsfiskal  wogen  Landesfriedensbruch  und 
Uebertrctung  der  Reichsgesetze  sogleich  in  erster  Instanz  beim  Il.-K.-G.  klag- 
bar werden,  v,-vnn  solche  Klagen  sich  auch  schwer  j)rnkthch  durchfüliren 
Hessen.  Häberiin,  B.  Ij^S.  451.  Auf  diesen  Ausnahmsläilen  gerade 
berabte  die  Hauptbedeutung  des  Beichskammergeridits.  Hier  konnte  es  den 
BesUz  Bchatsen,  der  Gewalt  steuern.  Thudichum  a.  a.  O.  S.  214. 

13)  Moser,  Justizverf.  II.  B.  72S.  Malblank,  B.II.  Häberlin^ 
B.  II.  S.  357.  O.  H.  V  on  Berg»  Darstellung  der  Visitationen  desK.-  undü«* 
K.-G.-K.  Gött.  1794. 

14)  Pütter,  wahre  Bewandtnis»  der  am  b.  Mai  177<j  erfolgten  Trennung 
der  bisherigen VisHation  des  K.-  und  K.-K.-0.  Gott  1776.  4.  Thudiohum 
a.  a.  O.  S.  2U3. 

15)  Das  Restitutionsgesuch  miisste  binnen  vier  Jahren  angebracht  wer- 
den; es  fand  nur  statt,  wenn  neue  erhebliche  Thatsacheu  voi^ebracht  werden 
]i.OTinten,  ex  eapite  novorum. 

16)  Dies  seit  1532  emgefährte Bechtsmittel  hatte  DeTolutivkraft  und 

brachte  die  Saclie  an  die  Visitationsdeputation ,  welche  dadurch  zugleich  au 
einem  R  e  v  i  s  i  u  n  s  ge  ri  c  h  t  e  gemacht  wurde.  Da  die  ordentlichen  Visitationen 
ausser  Uebung  kamen,  so  entzog  der  J.  K.-A.  §.  124.  diesem  Rechtsmittel  die 
Suspensivkraft.  Gegen  aussergerichtliche  Dekrete  des  R.-K.-G.  fand 
auch  ein  Rekurs  an  die  Visitation ,  als  solche,  statt.  K.-G.-O.  ron  1555» 
Th.  I.  Tit.  50.  §.5. 

17)  Durch  Rekurs  an  den  Reichstag  suchte  eine  Partei  Abnndcrnng  eines 
beschwerenden  reichsgerichtiichen  Erkenntnisses  durch  die  höchste  Keichs- 
staatsgewalt  herbeizufahren ;  es  war  dies  kein  ordentliches  Rechtsmittel,  we- 
der an  Fatalten ,  noch  Formalien  gebunden  und  hatte  keinen  9uq»«iaiTelibkt» 
Es  fehlte  Über  den  Bekurs  an  festen  reiehsgesetslidi«!  Bestiminungen  (Wahlk. 
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Dil  der  Kms«r  kerne  umuttelbne  exektttiYe  Macht  im  Beidie 
Itttte«  8o  wttide  die  Ez^ntioii  nchttkiMfÜgev  veiefa^ginchtlicto 
Uitheüe  imUagehoiraaiiis&Ue  gegen  erneu  lewhronmltlfllbawaVer- 
UTtheÜten  regelmSadg  den  kreieaueechieibflaiiden  Funten»  g^gea 
einen  mittelbeieii  seiner  eidendiehen  Obrigkeit  durch  ein  wianda-- 
Am»  d$  0xefimdo  ubeftoagen 

^.  85. 

Der  Heicbshofrath 

Durch  die  Errichtiing  des  Reichskammergerichts  fiel  keines- 
wegs das  Kcf  hr  des  Kaisers  auf  Entscheidung  Yon  Streitsachen 
fort  und  wurde  ihm  für  einzehie  Sachen  sogar  reichsge- 
setzlich vorbehalten  >  besonders  wo  es  sich  um  die  Aberkennung 
von  Füistenthümem  und  Grafschaften  handelte  (R.-A.  von  1512, 
§.  10.  Neue  Samml.  II.  S.  1B6,  R.-A.  von  1521.  §.  12.  das. 
S.  174).  Für  die  reichs-  wie  die  erbländischen  Sachen  hatte 
bereits  Maximilian  I.  1501  ein  Hofrathskollegium  beetelltj 
wdchem  er  auch  die  Vorbereitung  der  an  ihn  gelangenden  ge- 
richtlichen Berufungen  zuwies.  Ferdinand  I.  entzog  diesem 
Kollegium  1559  alle  erbländischen  Angik^i  uheiten^  sodass  es 
seit  dieser  Zeit  lediglich  als  R  e  i  c  h  s  h  o  f  r  a  th  erschien.  Gleich- 
wohl weigerten  sich  die  Hcichsstände,  die  Gerichtsbarkeit  dieses 
Kollegiums  anzuerkennen ,  bis  der  westphUlischc  Frieden  endhch 
diesen  Streit  beendigte,  und  den  Reichshofrath  als  oberstes 

XVII.  §.  3.)  and  «ettea  hatte  devadbe  Silolg.  Uebrigeat  war  der  Bekurs  von 
der  durch  Gesetz  Toigeachiiebmien  Verweis Qttg  aa  dea  Reichstag  duioh- 

■aus  verschieden. 

19)  Die  wichtigsten  iie.Himimungen  über  die  Exekution  sind  enthalten  in 
der  Exekutionsordnung  von  löää,  bchmauas,  I.  i».  Ii22,  und  der  K.- 
O.-O.  TOn  1555,  Th.  III.  Tit.  48.  und  49.,  im  J.  B.*A.  Ton  1654,  |.  159  iL,  iv 
J.P.  0.  V.  §.  51.  Ileligionsgleichheit)  XVII.  §.  7.  XVI.  §.  12.  Wahlk.  XVI. 
§.  16.  Unter  rillen  Mängeln  der  Keichsjustiz  war  die  Schwerfölligkeit  und 
Schwierigkeil  der  Exekutii  i;  di  r  schlimmste.   Thudichum  a.  a.  O.  S.  214. 

1)  Von  dem  Werke  von  Mai  blank  kommt  hier  der  Iii.  Theil  in  Be> 
traeht.  Wichtig  wegen  der  darin  mitgetheOten  Urkundm  itt  befonctert  Johann 
Christoph  von  Uffenbach  tractatug  de  C^HtiUo  CewmreO'-imperiali  anlico* 
Viennac  et  Pragae  I70U.  Fol.  Das  Hauptspecialwerk  über  den  K.-H.-R.  ist 
Johann  Christian  Herchenhahn,  Geschichte  der  EntstehtiP«^',  Bildung  und 
gegenwärtigen  Vsrfaasuag  des  kaiserlichen  Beichshütraths,  nebst  der  Ver- 
htndfanigaart  dar  daxnnf  votkonmenden  Oeeohäfte.  Mannheim  1 792.  3  Thla. 
Moser,  deutMhe  JnttiiVfffiNS.  Th. II.  PA<l«r,  «Ml.  $.275«.  -Hiberlin, 
B.  II.  8.  »71  ff. 
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kaiaerliekes  OeHcht  lokhBgniodgefletsUch'aiKerkaimte,  J,F, 
O,  V.  §.  55.  und  56.  Dar.  Beickahofiath  aoUte  bei  annm  gc«- 
Tioktliclieii  Verfahren  die  KanuneKgencbtwKdnung  beob- 
aciiMa>  Ji  P.  O;  V.  §;  54i>  dticb  gab  es-aach  beflondere  Reiehs- 
koCrMbsordniingenj  inrelchfr  der  KaiteB  alleinerUees«  frei- 
lich immer  unter  Widersprach  der  Stünde;  die  enM»  ist  vea  1559, 
die  letzte  von  1654*. 

Der  Kaiser,  als  höchster  Richter  im  deutschen  Reiche ,  war 
des  lieichshofraths  oberstes  und  t  in ziges  Haupt  ^.  We;^en  dieser 
engen  persöulichen  Verbindung  wurde  mit  dem  Tode  jedes  Kai- 
sers der  R.-H.-K.  aufgelo  st.  Das  Kollegium  bestand  aus  eineiii 
Piäsidenteu,  einem  Vicepräsidenten  und  Reichshofrätheu  regehn. 
18),  welche  sämmtlich  vom  Kaiser  ernannt  w^urden  *;  wenig- 
stens 6  Reiclisliofräthe  sollten  evangeliseli  sein.  Der  Präsident  und 
der  Vicepräsident  sollten  gräflichen  oder  freiherrlichen  Standes 
sein  ,  die  Käthe  th eilten  sich  in  die  Herrn-  und  Gelehrtenbank 
(W.-K.  XXn^  §.  1.,  2.  und  11.  XXV.  5.  /.  P.  O.  V,  §.  54). 
Jj§e  20 — 30  Re i  c h  s  h o  f  r a  t h s  a  gen  te  n  worden  von  dl^m  Präsi- 
denten ernannt^  der  Reich shoffiakal  immittelbar  vom  Kaiser. 
Zur  J3esoigiing  ihrer  gerichtliehen  und  aussergerifihtiüehen  Ange- 
Ugenkdten  durften  indessen  die  B  e  i  c  h  s  s  t  ä  n  d  e  eigene  Anwälte 
envennen.  »Der  Beichshofrath  u  s  8 1  e  immer  im  ys>  11  e  n  Ba  t h  e 
yerhandeln,  jede  Theilung  in  Senate  war  ausgeschlossen  %  W.-K. 
.(1742>  X3IV.  §.  13.  Btf  Pil»ident  hatte  nicht  nur  bei  j^timmen- 

gleichheit  eine  entscheidende  Stimme^  sondern  er  haite  au^jh  das 

^  1^1.  - 1  -  ■ 

i-:    •"    'f  ff  .  ■;  *     -  -  :  ■ 

2)  Sämmtiiche  Reichshofräthtordnangen  sind  abgedruckt  bei  Uf  #e  n  b  ac  h 

a.  a.  O.  MantUaa  I.  p.  5 — SO. 

3)  R.-H.-O.  Tit.  T.  §.  1.:  »Unser  kaiserlicher  R.-H.-R.,  dessen  ober- 
atos  Haupt  und  Richter  allein  "Wir  und  ein  jeder  römischer 
Kalter  eelbst  ist«.  Der  Reidishofirathsprieident  aU  Steilvertreter  des 

Kaisers  wird  »das  nachgesetzte  Haupte  ganaimtk  R.*H,-0.  1.  §.  4. 

Danz,  Justizverf.  S.  74:  »Sowie  das  Kammergericht  mehr  von  dem  aristo- 
kratischen Theile  der  Koiricnnicsform  Deutschlands  abhängt,  so  hängt 
hingegen  der  Keichshüfralh  mehr  vun  dem  mun archischen  Theile  dersel- 
ben ab«. 

4}  Mit  Ausnahme  des  ReichshofvieekanzlerS|  welcher  von  Amta- 
wegen  darin  Sitz  und  Stimme  hatte.  Ilm  ernannte  der  Beudieerzkaiuleri  wie 
er  auch  die  Ii  e  i  c  h  s  h  o  f  k  a  u  z  1  e  i  besetzt^. 

5)  Ueber  die  Verschiedenheit  des  Verfahrens  beim  K.-H.-Ü.  und  beim 
K.-K.-0.  fliehe  besonders  Benjamin  Ferdinand  Mobl,  historiMh-poUt. 
Vergleichung  der  beiden  höchsten  Reiehegeriekte  in  ihren  wichtigeten  Vet* 
hftltniaaen.  Ulm  1789. 
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Recht,  die  Sache  in  einein  Gutachten  dem  Kaiser  zur  Bntachei- 
diing  voizulegen  fwtim  ad  w^^ahnmj ,  wenn  die  Mehrheit 
nicht  überwiegend  war  und  beide  Meinungen  auf  »stattiichen, 
gnmdfesten  Ursachen«  beruhten*.  W.*K.  XVI.  §.  15.  R.-H.-O. 
1654.  §.  18.  20.  Uebrigens  konnte  audi  beim  eine 
fingirte  Stimmengleichheit  eintreten,  wenn  cKe  sämmt- 
lichen  evangelischen  Räthe  anderer  Meinung  waren,  als  die  katho- 
lischen. Kei  einer  solchen ///o  in  partes  sollte  die  Sac  lie  au  den 
Reichstajj^  verwiesen  werden  (J.  F.  O.  V.  §.  55.  R.-ll.-R.  von 
1654  V.  §.  22.1. 

Der  ll.-lt.-R.  hatte  'abgesehen  von  seiner  Eigeuscluift  als 
Co n seil  oder  Kegierungskoilegiuin  des  Kaisers  in  allen  Keirhs- 
Staats-Lchcn  und  Gnadensachen^ ,  als  Gerichtshof,  re<;ehniis- 
sig-  eine  konkurrirende  Gerichtsbarkeit  mit  dem  ll.-K.-G. 
Der  Kläger  oder  Appellant  hatte  somit  die  Wahl,  an  welches  Ton 
beiden  Gerichten  er  sich  wenden  wollte  ^.  Die  Prävention  gab 
den  Ausschlag.  Beide  höchste  Beichsgerichte  hatten  gleiche 
Bechie,  keines  war  dem  andern  untergeordnet,  doch  gab  es  FisJkt, 
wo  der  K. -H.-R.  nach  Gesetz  oder  Herkommen  eine  aus- 
schliessliche Jurisdiktion  ausübte:  dahin  gehörten:  1)  alle 
italienischen  Sachen ^  2)  ganze  Beichslehen  in  peäiano  betref- 
fende Processe^^  3)  die  Kriminalsachen  der  Reichsun- 
mittelbaTen. 

Wenn  es  sich  jedoch  um -die  AchtserklSrung  eines 
Beichsstandes  oder  um  Entsetzung  eines  solchen  von  der 
Reichsstandschaft  oder  Landeshoheit  oder  um  Suspension  von  ihrer 


6)  Diese  »vota  (täimperatoreni«  und  die  dadurch  veranlassten  kaiserlicli' n 
Entscheidungen  waren  den  Reichsst&nden ,  besonders  den  evangelischen,  sehr 
siiwider,  dDoh  gelang  es  nie»  dieselben  lu  beseitigen.  Nur  das  Ver&hren  wurde 
dabei  näher  bestimmt  durch  Wahlkapit.  XVI.  §.  12.  und  Id.  Siebe  besonders 
Malblank  a.  a.  0.  B.  III.  S.  241.  Häbcrlin,  B.  II.  S.  394. 

7  Eine  Ausnahme  fand  nur  bei  solchen  Iteichsständen  statt,  -welche  als 
Beklagte  das  Privilegium  der  Wahl  des  Gerichtsstandes,  eLeciionis  fori,  huLteu, 
wie  die  Krone  Schweden  für  ihre  deutsehen  Besitsungen.  J,  P.  O«  X.  f.  12., 
das  Oesammthans  Biaunsohweig-Lttnebtti^. 

8)  Kammergerichtsordnung  von  1555,  Th.  II.  Tit.  VII. :  »Ob  auch  Sachen 
fürfielen,  Fürstenthum,  Herzogthum,  Grafschaften  u.  s.  f.  belangend,  so  vom 
Keich  zu  Lehen  rühren,  so  einem  Theil  g&nzHoh  und  endlich  abgesprochen 
werden  sollten ,  derselbigen  Erksn&tniMi  wollen  Wir  der  Kaiserl.  Hsj.  Torbe* 
halten  haben«.  Streitigkeiten  Aber  die  Ausdehnung  dieser  Bestimmung  siehe 
bei  Leist,  §.  150. 
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AuBubimg  haadehe«  so  konnte  ein  Erkenntiuss  nur  durch  emen 
fönxilickeii  Reichsschluss^zu  Stande  kommen  (Waklk.  Art.  I. 
3.  und  4.). 

Gegen  die  Erkenntnisse  des  Beichshefinths  waren  dieselben 
Becktsmittel  zuUlssig;  wie  gegen  die  des  Beiehskammergerichts, 
nur  war  hier  statt  der  Revision  die  »Supplikation«  gebräuc li- 
licli,  wodurch  die  Sache  vom  Keiclishofratlir  einer  neuen  Pr Ölung, 
mit  Aiiiiuhme  eines  andern  Heferenten  und  Korreferenten,  unter- 
zogen wurde 

Bas  dem  Kurerzkanzler  zustehende  Visitationsrecht" 
wurde  niemals  ausgeübt. 

§.  86. 
Alitrige  \ 

Als  die  monarchische  Gewalt,  insbesondere  die  königliche 
Gerichtsbarkeit  in  Deutschland,  immer  mehr  an  Ansehen  verlor, 
suchte  man  sich  auf  dem  Wege  der  Einigung  die  Sicherheit  der 
Rechtspflege  zu  verschaffen,  welche  die  schwache  Staatsgewalt  zu 
gewähren  nicht  vermochte.  Der  wahrhaft  schöpferische  Eini- 
gungstrieb des  deutschen  Mittelalters  rief  zahllose  Verträge  ins 

9)  TnBofem  konnte  aach  der Beichstag  als  gerichtliche  Instans  in 
Betraeht  kommen  ,  ebt;nso  wie  dann ,  w  enn  es  sich  um  die  Enteeheidung  einee 
an  ihn  gelangten  Kekuiscs  oder  einer  an  ihn  w^n  iüo  in  parte»  verwiese- 
nen Rechtssache  handelte, 

10)  /.  P.  O.  V.  §.  55. :  me partes  ibidem  liiigantes  omniremedio  susp^tisivo 
detütuattiur,  loeo  revitionit  in  eamera  usitatae  Hditm  e8§o  parti  ffravcUae, 
a  sententia  injudicio  aulico  lata,  ad  caesaream  majestatem  SUppUcare, 
nt  actajudicialla  Joiko  acUn'hifis  alüs  gravituti  negotii  parihtts  .  .  .  comiliurüs  et 
qui  concipiendae  et  ferendae  priori  seilten iiae  non  interfuerint ,  ant  certe  r  ef  e- 
rentium  et  corref  erentium  parte«  non  susiinueritU,  revideantur«,  It.-H.- 
K.-0.  Ton  1654.  Tit.  V.  $.  7. 

II]  «T*  P.  O.  V.  §.  55.:  »TisHaiio  «m^Ui ouiiei ßai  ab  ^kn^  fno^mt^o, 
quotiea  opmßteriU.  Wahlk.  XXV.  §.  6.,  7. 

1}  Ch.  S  cncke  )t  her  g ,  ßores  sparst  ad  Jim  aystrapgarmn  tmn  leyaliuni 
fjuatn  ronvrntionaliion.  Cr'ie««.  17^0.  Johann  Jacob  Prehn,  von  den  Austrä- 
gen ,  msb.  von  dem,  einem  Kläger  geringem  Standes  vorth eilhaftesten  Wege, 
einen  Forsten  su  belangen.  Halle  1779.  J.  J.  Mos  er,  von  der  dentsdien 
Justizverf.  I.  46.  Malblank,  IV.  420  ff.  Pätter,  inst.  §.  280  fl.  Leist, 
§.  144  f.  Häb  erlin,  II.  S.  30*^.  Von  neuem  Schriften  ist  zu  nennen: 
Fr.  W.  Frh.  von  Leonhardi,  das  Austrägalverfahren  des  deutsch «  n  Bun- 
des. Frkf.  1S3S.  S.  16 — 97,  woselbst  auch  eine  vollständige  Literaiurangabe 
and  ein  sehr  flbereicbtlicher  Aufiata  von  L.  K.  Aegidi,  Staatewört.  B.  I. 
8.  533  ff. 
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L^en  f  kraft  deren  sich  die  immittelbttseii  Glieder  des  Beidiee  zu 
Oenossenscfaaften  oder  Bündnissen  suMunmenthatefi.  Vor  «ttem 
wurde  dabei  das  Eine  erstrebt,  dass  die  so  geeinten  Genoseen  ibxie 
Streitigkeiten  weder  gewaksam  ausfechten«  noch  vor  dm  gesell- 

lieben  Richter  bringen ,  sondern  ftiedHch  Amtereinaaider'  Mrt*»*^ 

'^Qw^  sollten.  Es  wurden,  auf  Grund  der  Einij^un^,  ein  für 
allemal  J  laaicn  festgestellt,  in  wekhen  die  Jiundesgenossen  erst 
in  Güte,  «sodarm  im  Wege  Rechten  ,  ihre  iiändel  cntsclieiden 
lassen  soiiteu.  iiiese  Au*-tWiir<^  wurm  (iaher  iiirbt  Kdinpioiniv^e, 
abliängig  vom  jedesmaligen  lieiieben  der  iietlieiligten ,  8üiidem 
Gerichte  mit  Jurisdiktiouszwtiug,  aber  nicht  Gerichte  von 
Staatswegen,  sondern  Gericlite  auf  Grund  der  ge- 
s  c b  1  o  SB  c  n  e  n  Einigung.  Die  freien  Städte  ^  ,  die  rcichsunr^ 
mittelbaren  Familien  in  ihren  Ilausangelegenbeiten  S  mehrere 
erbverbruderte  Familien j  die  Kurfürst^  untereinander^;  G^^te 
imd  Beicbsritter  scbufen  sich  derartige  Y er  einsgericbte«  ■  JP^ 
Anstxägalwesen  wurzelte  so  tief  im  Standesbewusstsein  6ßt'B/s».^j^ 
unmittelbaren^  dass  auch  mit  der  Gründung  des  Reiehskftmiiiog^ 
richts  die  AusirUge  nicht  beseitigt  werden  konnten.  Yielmeb'^,:^ 
hielten  sie  damals  durch  den  K.~A.  von  Worms  1405,  jea^ie 
reichsgesetzliche  Sanktion,  erfuhren  aber  zugleicH 
völlige  Umgestaltung.  Die  Austräge  wurden  von.  nun  an  eine 
Institut  i  o  n  d  e  r  R  e  i  c  h  .s  j  u  s  t  i  /  v  e  r f  a  s s  u  n  g  ,  eine  bleibende 
Reichaustait.  Jetzt  entstand  eine  eigentliche  Austräg>iiustau^, ^ 


2)  Austragen  heisst  überhaupt  »zu  Ende  fahren«,  »hinauaf&hren  «,  in 

Anwendung  auf  streitiges  Hecht  »den  Rechtsstreit  zu  Ende  führen«.  Endlich 
beschränkt  sich  der  Ausdruck  auf  eine  specielle  Form  der  Erledigung  von 
Bechtsstreitigkeiten.  Austraega  heist  der  Austragsrichter  im  mittelaltrigen 
Latein. 

3)  Das  ilteBte  Beispiel  einet  AntträgalveTfahTena  bietet  wohl  der  rhmnisebe 

Städtebund,  I24I  u.  1254.  J.  F.  Bö  h  m  e  r ,  Codex  diplom.  Momofrancf.  1836. 
B.  I.  S.  UH.  Dass  die  überlieferten  Beispiele  derartiger  Vercinsgerichte  nicht 
über  die  Mitte  des  Xlil.  Jahrli.  hinausreichen,  beweist  nicht,  dass  es  keine 
frühern  Austräge  gegeben  habe.    Aegidi  a.  a.  O.  S.  ö37. 

4)  Seit  dem  XIV.  Jahrh.  worden  die  Familien-,  Haus-  oder  Stammaus- 
träge  »ehr  hAufig}  es  wurden  dadureh  f&r  alle  Zeiten  Formen  fee^estellt,  in 
welchen  alle  Streitigkeiten  der  Stammesgen os^^^  n  mit  Güte  oder  Hecht  beige- 
legt werden  sollten.  Zahlreiche  Beispiele  bei  Pf  effinger,  Vitt,  iUuatr,  IV. 
Lib.  IV.  Tit.  V.  S.  499  ff. 

5}  Zuerst  bereits  im  Kurverein  zu  Bense,- 133$,  erneuert  1424,  155'?  und 
1764. 
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Unterinstanx  der  Eeiohfigevieiite*.  Den  Kurfürsten» 
Fürsten  und  Fürst-enniftssigen'  wurden  ihre  Austrage  nicht 
nur  erhalten«  sondern  die  &>6^«0.  ron  1495,  §.  88.  und  29. 
setitB  liir  diqeaigeni  des  genannten  Personen^  welche  keine  »sun- 
deTliehe^ä^.'  gewillkührten,  rechtlichen  Austiäg^e« 
gegenesoander  hatten,  eigene  Austräge  ein:  Austräge  der  Ord^ 
-  ttttng,  gemeine  Beichsausträge,  wekhe,  iil  finm^etuag 
FikaliiusMgen ,  subsidiariach  sur  Anwendung  konunensdl* 
te».  Seit  dieser  Zeit  *  unterschied  Tiian  aj  gewillkührte  Austifige» 
mistraegae  contenüonales,  iy'privilegirte,  welche  auf  besondem 
kaiserliehen  Privilegien  beruhten  '\  gesetzliche  oder  Aus- 
trage der  Ordnung,  welche  den  beiden  ersten  Arten  nach- 
stehen mussten. 

G  esetzlich  e  Austräge  hatten  1  Kurfürsten,  Fürsten 
und  F  ü  r  s  te  n  m  ässige  ,  der  Klä<^cr  niüchte  >t  in  von  wek  liem 
Stande  er  wollte  doch  bewirkte  die  Vergehicdenheit  des  Standes 
des  Klägers  eine  Verschiedenheit  der  Austräge  II.  i  e  i  c  h  s  un— 
mittelbare  Prälaten,  Grafen,  Herrn  und  Bitter,  vor- 


d)  Diei«  UnterinfttaoB  musste  von  den  Reichsgerichten  wohl  beobachtet 
TK^erden.  K.-G.-O.  von  1555,  Th.II.  Tit.  2.  §.1.  J,P.  O.  V.  5.56,  B.-H.-iL-0. 
Tit.  11.  §.  2.  und  3.  Wahlk.  XVIII.  5.  4. 

')  Dahin  gehören  die  Mitglieder  df  r  fürst!,  Häuser  utid  die  gefiirste- 
ten  Grafen  und  Prälaten.  Fütter,  hisiurisüiie  LuLwickelung  der  St.-V.  des^ 
d.  R.  I.  S.  268.  Oe,  Frid,  Cor»  Moh^rt,  dtsMrt.  de  Uai»  torumt  fuiimindim 
legea  imperii  dicuntiir  »Fflrfttenmiuige«.  Marb.  176S.  Berga*  a>  O.  S.  74.. 
Aegidi  a.  a.  O.  S.  540. 

Das  Insiitut  der  Legalaus trfigc  Inklete  sir-h  in  der  Keichsgesetz« 
gebung  nur  allmählich  aus.  Die  kurzen  Bestimmungen  von  1495  wurden  schoa 
auf  de^  Reichstagen  von  Freiburg,  1498,  und  von  Augsburg,  1500,  mehr  prä- 
ouirt;  einen  bedeutenden  Foitaohritt  bewirkte  der  Beichttag' von  Worms, 
Wormser  R. -A.  XXXIII. ,  aber  erat  der  Augsburger  Reichstag  von  1548 
brachte  die  betreffende  Gesetzgebung  «um  eigentlichen  Abschlüsse ,  die  Be- 
schlüsse desselben  gingen  fast  wörtlich  in  die  R.-K.  -  G.-().  von  l&ö5  über. 
Th.Il.  Tit.  2— y.  betrifft  die  Austräge,  Tit.  9—2«.  werden  die  Fälle  aufgezählt, 
m  wetahen  die  Anstrige  mdat  aua  Orflnden  de«  OffentHehea  iBtereeaea  eetaiten. 

9)  Diese  erhielten  besondere  h&uflg  die  Beichssiidte,  weldie  an  den  ge« 
setzlichen  keinen  Theil  hatten. 

10)  K..Q..O.  Yon  1555,  Th.  II.  Tit.  II.  Tit.  IV.  §.  18.  Konc.  Th.  IL 
Tit.  4.  §.21. 

U)  Gehörte  nämlich  der  Kläger  selbst  zu  dieser  vornehmsten  Klaue  von 
Peraonen,  so  gab  ea  nur  Sinen  Austrigalweg.  Im  entgegengesetsten  falle 
hatte  der  swis^eu  8  Y6VMiiiedeDe&  Wegen  die  Wahl,  von  Berg» 

8.  79. 
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«Umgesetzt,  das«  sie  von  Personen  der  ersten  oder  derselbea 
KbiBse  verklagt  wurden  Ausser  den  «ngefuhrten  Personen  hatte 
nienuind  auf  gesetsliche  AustiSge  Anspruchs 

Die  AustrSgalnehter  hatten,  als  solehe«  die  Eigensehaft  be- 
ständiger kaiseriicher  Kommissarien  (K.-G.-O.  von 
1495.  Tit.  24.  K.-G.-0.  von  1555.  Th,  II.  Ht.  2.  §  2.}.  Ver- 
säumte der  Beklagte  die  ihm  zukommenden  Fristen^  so  konnte  die 
^che  gleioh  in  erster  Instanz  an  die  Rdchsgezichte  kommen, 
ebenso  wenn  das  Ansträgalgeridit  die  Sache  nicht  binnen  Jahres- 
^ost  entschieden  hatte.  Von  den  Erkenntmssen  der  Ansträgal- 
Instanzen  konnte  regelmässig  an  eines  der  höchsten  Reichsgerichte 
appelluL  werden.  ' 

l>ei  diesen  iniisste  audi  die  Vollstreckung  der  rechtskräftig 
geT^wdenen  Austriigalurtheile  muligesucht  werden.  K.-G.-O. 
Th.  II.  Tit.  8.  In  einer  Reihe  der  \vichtigi?ten  Fülle ,  besonders 
in  allen  Kriminalsachcn,  fanden  die  Austräge  nicht  statt. 

§.  87. 

Dte  kaiserlichen  He f*  ana  Laadgitlclite  S 

Als  Ueberreste  der  altern  Geric  litsverfassun«  luitten  sich,  trotz 
jahrhundertlall 'j^  tortgesetzter  reich.sstiiu(ii>ctici  I  Jrs(  Invcrden  bis 
zum  Ende  des  lieiches  in  Schwaben  und  t  ranken  noch  einige 
s.  ^.  kaiserliche  Hof-  und  Landgerichte  erhalten,  welche, 
unter  kaiserlicher  Autorität,  in  bestimmten  Distrikten  über  die 
darin  sich  befindenden  Rcichsuiunittelbaren  und  Mittelbaren  die 
Oenehtsbarkeit  in  erster  Instanz  ausübten,  insofern  keine  kai~ 


12)  Hier  hatte  der  Kliger  switehen  swei  Auitrigalwegen  die  Wahl. 

Ton  Berg,  S.  s3.  Trotz  der  grossen  Verschiedenheit  des  austrägalgericht- 
iichenVerfahrens  stand  doch  schon  damak  QberaUdasPrincipaus,  dass,  wo  Aus- 
träge aus  Standesgenossen  gebildet  wurden,  der  Beklagte  die  Austrägal- 
xichter  Torsttiehlsgeiiy  der  Klflger  fUe  Auswahl  unter  den  voigeadibi^ 
genen  vorsonefamNi  hatte.  Dies  Prindp  ist  in  die  deutsche  Bundesverfkssnng 
abergegangen. 

1^  S  en  c  k  en  her  g,  von  der  kaiserl.  Gerichtsbarkeit,  176(1.  J.J.Moser, 
▼on  der  Justizverf.  II.  S.  914.  (Sechstes  Buch.]  Pütier,  imt.  §.  29.>.  Uä- 
berlin,  B.  IL  S.  445  ff.   Leist,  §.  141.   Berg,  Grundriss,  S.  65  ff. 

2)  Schon  im  westphil.  FriedeUt  «TIP.  O.  V.  f.  36.,  wufde  ihre  Absehaf- 
fung  in  Aussicht  gestellt,  aber  noch  in  der  M'alilk.  des  letzten  Kaist.rs  figu- 
rirte  sie  als  unerMltes  |wwm  dtsidemm  der  HeichssUUide.  Wahlk.  frani  II. 
a.  XYUL  §.8. 
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serlicheu  Exemtionsprivilegieii  entgegenstanden.  In  Jäüeksicht  der 
Beichsunwittelbaren  konkumiten  sie  nüt  den  höchsten  Beicbsge- 
lichten  in  entter  Instanz  >  in  Betreff  der  Mittelbaren  piit  den  Terri-r 
tonalgeiichten.  Von  ihren  Erkenntnisseit  «olUe  die  Appellation 
^  die  höchsten  Beichsgerichte  gehen.  Wahlk.  XVIII.  §.  1 0;  Die 
wichtigsten  dieser  Gerichte  waren  das  k>  Hof-^  und  liandgcright  zu 
Rothweil'y  das  kaiserliche  Landgencht  zuQher-^  ui^d  Nie- 
derschwaben, auf  der  Leotkircher  Haide  und  in  dei:  Oepiivs 
Weingarten*,  das  k.  Laiulgerieht  des  liurggrafthums  Nürjn-- 
berg  zu  Anspach  <las  Laudgericht  des  ilerzogthunas  Fnmkea 
JJU  W  Ü  r  2  b  u  i  g  und  iiaiii  Ii  c  rg 


Mifter  Absehaitt. 

Von  dem  Kriegs-,  Finanz-  und  Polizeiwesen  des 

deutscheu  Keichcs. 

§.  88.  ■ 
Krie^^swesen  *. 

In  Friedenszeiten  gab  es  keine  Beichsarmee;  sie  wurde 
vielmehr  nur  im  Falle  eines  Beichskrieges  aus  denKontingen-^ 

3)  Moser,  Justizverfassung,  II.  S.  914 — 93S,  wo  auch  die  Literatur  an- 
gegeben ist  Di«  neneste  Oeiidittordnung  wiizde  1572  von  Max  II.  edastsii» 
bei  Schmauss,  Na.  XliVI.  S.  707  ff.  Da«  Hofrichteramt  begleitftaQ  erb- 
lieh  die  Grafen  von  SuU»  naeh  deren  Aussterben  die  Fürsten  voa  Sebwai- 

zenberg. 

4J  J.J.Moser,  Justizverf.  11. S. 93S — 9dO.  J,P»do Ludewig ,  deSueciae 
iribimaU  8.     J.  Hat.  1725.  4.   (J.  Reinhard  Wegelin)  OrfindUoh  bist* 

Bericht  von  der  kaiserl.  und  Reichslandvogtei  in  Schwaben,  wie  auch  dem  vom 
kaiserl.  Landgerichte  auf  der  Leutkirclier  Haide.  I75."j.  Fol.  Dies  Gericht  war 
im  Pfandbesitze  des  Hauses  Oesterreich  und  fortwährender  Zankapfel  awi- 
schen  den  schwäbischen  Keichsstäiideu  und  dem  Hause  Oesterreich»  beson» 
deiB  w^en  der  Appellation^  nach  Insbrudc. 

5)  Ordnung  des  Kampfgerichts  des  Bui^ggrafthttms  Nürnberg  in  K.  F. 
Jungens  Miscell.  I.  S.  161.  Desselben  unumstössliche  Orundveste  der 
Hoheit  des  kaiserl.  Landgerichts,  Burggrafthums  Nürnberg.  Onolzbach  1759.  4. 
J)ies  Landgericht  war  im  Lelienhesitze  der  Markgrafen  von  Ii  ran  denbu  rg. 

6)  Jvampfrechtsordnung  des  Herzogthums  i  ranken  aus  dem  XV.  Jahrh. 
bei  G  Ol  da  st,  Beichssatsungen  (1712),  I.  S.  238.  Diese  beidon  Gerichte 
irasden  vcm  den  dortigen  Bischdfen  besetzt. 

1)  Pragmatische  Erörterung  der  Grundsätze  der  deutschen  Jleichskriegs» 
Verfassung  (von  G.  F.  von  Blumj.  Prkf.  uudX<eip^  1795.  Püti^r,  imt» 
Syitem  dM  dmtMlkfii  StutoKcht«.  1 7 
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ten  der  einzelnen '  deutschen  Staaten  ziuammengeBetst.  Die 
GrösBe  der  Ton  den  ReichsBtSnden  zu  stellenden  Kontingente 
wurde  früher  nach  der  Wormser  Reichsmatrikel  ron  152f 
bestimmt  ^  Später  wurde  durch  den  Reichssehluss  von  1681  feelH^ 
gestellt^  dass  die  Reichsaimee  m  simph  aus  40,000  M. ,  und  zmdr 
12^000  M.  zu  Pferde  und  28,000  H.  zu  jPüss,  bestehen  sollte.  Ein 
anderer  Beichsschluss  desselben  Jahres  yertheüte  die  ganze  Mann^ 
Schaft  auf  die  10  Kreise  und  öberliess  jedem  Reichskreise  die 
Subrcpurtition  der  ihm  angesetzten  Quote.  Seitdem  ist  bei 
jedem  Reichskriege  nicht  nur  der  Ivrcismaiuiscbaftsfuss  von  IGSI 
wieder  erneuert,  sondern  zugleidi  bestimmt  worden,  ob  du.s  Du-^ 
plum,  Trip  1  um  oder  Quintupium  von  den  40,000  ^l.  gt^ 
stellt  werden  sollte.  Jeder  Kreisstand  haftete  dem  Kreide  für  die 
richtige  Stellung  seines  Kontinjj^t'ntes  und  musste  zugleich  für  • 
dessen  Sold,  Proviant,  Munition  und  Rekrutinmg  sorgen.  Die  so 
zusammengesetzten  Kreiskontingente  traten  alsdann,  unter  An- 
führung der  Reichsgeneralität,  zur  Reichsarmee  zusammen  und 
wurden  fux  Kaiser  und  Reich  in  Pflicht  genommen .  Der  Höchst- 
komm an-d  i  r  e  n  d  e  wurde  von  Kaiser  und  Reich  auf  dem  Reichs-^ 
tage  ernannt.  Um  die  durch  einen  Rcächskrieg  entstehenden  Kosten» 
insofern  dafür  nicht  von  den  einzelnen  Kreisständen  gesorgt  wer^ 
den  musste,  zu  bestreiten,  wurde  eine  Reich soperations^^ 
k  a  s  s  e  gebildet.  Daneben  hatte  jeder  Kreis,  wieder  seine  Kreis- 
opexationskasse,  welche  fiir  :Artillerie>  Magazine,  Ijazaretb^ 
und  andere  ausserordentKche  Ausgaben  zu' sorgen  hatte. 

Die  beiden  Reichsfestungen,  Kehl  und  Philippsburj^)^' 
waren  im  Zustande  des  klaglichsten  Verfalls  und  durften  seit  dem 
Lüneviller  Fkieden  Art.  VI.  nicht  einmal  wieder  hergestellt  werdepii.^ 
Neue  Festungen  durfte  der  Kaiser  in  der  Reichsstände  Landeä 
nicht  anlegen,  ebensowenig  bereits  vorhandene  wiederherstellen, 
oder  mit  Besatzung  belegen.  J.  P.  O.  Vlll.  §.  2.  Waiiik.  IV. 

§.  384  ff.  Häberlin,  B.  11.  S.  235ff.  Derselbe  im  Staatsarchiv ,  I. Heft» 
Art  IV.  Leist,  Staatsr.  f.  250.   Die  ReicbskriegsTerfiMsung  war  klig- 

Uchste  Seite  dieser  verkommenen  Staatszu stände.  Durch  tie  war  das  Heer  des 
mannhaftesten  und  kriegerischsten  Volkes,  die  Reichsarmee  traurigen  An- 
denkens, zum  Gespött  von  ganz  Europa  geworden.  »Willst  du  das  h.  römische 
R^h  kennen  lernen  (sagt  Moser,  wo  er  von  der  ELriegsverfassung  redet] ,  so 
lies  dies  Buch.  Pzftsentirl  es  sich  darin  von  keiner  vortheilkaften  Seite,  wae 
kann  ich  dafür !  n 

2)  Die  Wormser  Matrikel  steht  bei  Sohmanss,  B.  I.  No.  XIIL  S.  180  ff. 
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§.  6.  Aueh  über  die  EinqimrtiTung  der  Bdchsaarmoe  k<mnto 
der  Kfuser  nur  unter  Zusthnmang  des  Reichstages  bestimmen. 

Ein  Reich sk rief»",  mochte  er  ^gen  Au8^värtige  oder  gegen 
einen  oder  mehrere  Reichs.^;tände,  als  R  c  i  c  h  s  e  x  ek  u  ti  o  n  s  k  r  i  e 
geführt  werden  sollen,  konnte  vom  Kaiser,  nur  unter  Zustnninung 
des  Reichstages,  beschiossen  werden.  J.  P.  O.  VIII.  §.  2. 
Walilk.  IV.  §-  2,  Wenn  aber  einmal  die  Erklärunü;-  des  Ileichs— 
krieges  vom  Kaiser  erfolgt  war,  so  durfte  kein  Reiehsstand  neu- 
tral bleiben.  K.-A.  von  1641.  §.  86.  und  87.  Sowohl  partiku- 
iSre  Neutralitätsverträge,  wie  Separatfrieden  der 
Reiehsstände  waren^  ivährend  eines  Reiohskiieges,  verboten.  £ia 
Reichsfneden  konnte  nur«  unter  Mitwirkung  und  ZustinmraDg  der 
Beichsstande,  vom  Kaiser  geschlossen  werden.  P.  O*  YIIL  2. 
Wahlk.  IV.  §.  11. 

§.  S9. 

Reidiafluiiweiei*. 

Wie  bereits  erwähnt,  waren,  nach  Verlust  aller  Reichsdo- 
mänen,  die  laufenden  Einnahmen  des  Kaisers  aus  dem  Reiche 
selir  gering.  Wenn  daher  Ausgaben  bei  der  Reichsregierung  vor- 
fielen, so  mussten  dieselben  vom  iresammten  Reiche  bestrit- 
ten und  auf  die  einzelnen  Reicksstande  rciiartirt  werden. 

Reichs  steuern  konnten  nur  nut  Bewilligung  des  Reichs- 
*  tages  erhoben  werden.  /.  P.  O.  VIII.  §.  2.  Wahlk.  V.  §.  l.  2. 
Die  einzige  beständige  und  fortdauernde  Reichssteuer  war  der  jähr- 
liche Beitrag  zur  Erhaltung  des  Reichskammeigerichts,  Kammer- 
zieler*  (S.  246);  ausserdem  gab  es  nur  ansserord  ontliche 
Reichs  steuern,  welche  jedesmal  im  Bedürfhissfallc,  besonders 
zum  Zwecke  eines  Reichskrieges ,  verwüligt  wurden.  Früher  (seit 
1427)  war  eine  allgemeine  Vennögensstener  von  den  Ständen«  un- 
mittelbaren und  mittelbaren  TJnterthaaen,  der  s.  g.  gemeine 


V  rfif  tt'r,msi.,§.n9W.  Häb e r lin ,  B.  II.  S.  245 ff.  Leist 222  tf. 
ir  ur  das üescbichüicbe  K.  H..  Lang' »  hiätori&che  Entwickeiung  der  deutschen 
Stetterrerfostung.  Berlin  1793. 

2)  Die  den  Beichrotfiiiden  «ogeMtitsn  Quoten,  welehe  von  ihnen  in  zwei 
Zielen,  su  Ostern  und  Michaelis ,  gezahlt  werden  mussten ,  sind  durch  die 
Keichsschlüsse  von  1720  und  1775  ueu  Hpstimnit.  U«  u  al  matrikel  von  177t» 
bei  Oerstlacberf  Handb.  der  deutschen  Keichsges<^ue,  VI.  S.  8Ü2. 

17» 
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Pfennig«  angeordnet  wenden  Dieses  den  Beichaetänden»  ge- 
lade  wegen  «einer  Gleichmfissigkeit  und  Gereefatigkeit«  varhaatte 
Steuerftu«  erhiek  uch  bü  in  die  Mitte  des  XVI*  Jahrirondeits. 
Unter  Karl  Y.  kämm  die  e.  g.  R ömerm on at e  auf.  Bei  dieaem 
SteneilttaBe  wurde  die  Worms  er  Reichsmatrikel  von  1521 
zu  Gründe  gelegt*.  In  dersdben  war«  wegen  des  damak  von 
Kail  V.  beeehlossenen  Bömerauges,  auf  die  einaeinen  BeuduK 
stände  eine  gewisse  Anzahl  Truppen  f?ele<>;t.  Ihr  Sold  wurde  zu- 
gleich dahin  bestimmt,  dass  monatlieh  für  einen  Fussj^änger  4,  für 
einen  ilciter  10  später  12^  Gulden  gef^cbuu  werden  sollten.  Wenn 
gleich  jener  Römerzng  gar  nicht  /u  Stande  kam,  «so  gebrauchte 
man  doch  die  einmal  verfertigte  Mauikci  tluzu,  um  nach  dem 
darin  für  die  Mannschaft  bestimmten  monatlichen  Solde  die  Geld- 
beiträge der  Reichsstände  zu  ausserordcntlu  hen  Reichsbedürf- 
nissen zu  bestimmen.  Trotz  ihrer  grossen  Mangelhaftigkeit  bildete 
diese  Wormser  Matrikel  bis  zum  Ende  des  Reiches  die  Grundlage 
des  TÖlüg  zerrütteten  und  planlosen  Reichssteuerwesens.  Die  s.  g. 
Usualmatrikeln  von  1698  und  1737  blieben  blosse  Privater^ 
beiten^ 

Die  nach  BSmermonaten  von  den  Reichsständen  zu  bezahlen- 
den Gelder  mussten  an  die  daau  bestinunten  Orte  (Legstädte) 
abgeliefert  und  von  dem  Reichskassirer  veirechnet  weiden.  Der 
Eingang  dieser  Gelder  war  aber  so  unregdmässig,  dass  kaum  die 
Hälfte  eines  maliikelniässigen  Römennonats  wirklidi  einging 

§.  90. 

Reicbspolizei  ^ 

Die  Reichspolizeigewalt,  welche  sich  mit  der  Polizei  des 
deutschen  Reiches  im  ganzen  beschäftigte«  stand  nicht  dem  Kaiser 

3)  Lang,  histor.  Entwickelung  der  deutschen  öteuerverfassung ,  S.  1S7. 
Oerstlacher  a.  a.  O.  S.  813. 

4)  Ambeatm  abgedruokt  bei  Oerstlachor,  8.  815. 

5}  Heinrieh  S^paund  Geoig  Gu mpeUb aimer ,  dis  Rdehtmatrikel  aller 

Kreise  nebst  der  Usualmatrikel  des  K.-  und  R.-K.-G.  Uhii  1796. 

6)  Statt  nach  der  Wormser  Matrikel  ein  Rf'>mermonat  r2S,nO(i  Fl. 

betragen  sollte,  betrug  er  nach  der  Usualmatrikel  nur  bb^'l^-^i^  Fl,  Ahei-  man 
musste  froh  sein,  urenn  auf  einen  Kömermonat  50,00U  Fl.  einkameu,  m  Kriegs- 
seICete  war    noch  viel  weniger.  Hab erli n,  B.  II.  S.  359. 

1  Pfitter,  imt  §.  331  flf.  H&berlin,  II.  S.  551.  Leiit,  {•  173  ff. 
R&berUn'e  Bepert.  B.  IV.  Art.  Po  Iis  ei,   Geretlacher,  ^»gmjmi» 
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allein,  sondern  in  allen  wichtigem  Beziehungen  dem  Kaiser  und 
dem  Coqius  der  Reichsstünde  zu  Ihre  Wirksamkeit  war  aber 
durch  die  Landesstaatsgewalt  in  die  engsten  Grenzen  eingeschlos- 
sen, da  die  Ausführung  aller  Massregeln,  die  Mittel,  wirksam  ein- 
zugreifen, lediglich  in  den  Hunden  der  Einzelstiiaten  lagen.  Die 
Reichspolizeigesetzgebung',  welche  thcils  in  eigenen 
Polizeiordnungen,  theils  in  einzelnen  Verordnungen  über  polizei- 
liche Gegenstände  sich  ausgesprochen  hatte ,  war  in  hohem  Grade 
lückenhaft,  wuide  wenig  befolgt  und  gerieth  fast  ganz  in  Verges- 
senheit, da  die  allenthalben  erlassenen  Landespolizeigesetze  für 
sie  kaum  noch  ein  Gebiet  der  Ansvendung  übrig  Hessen.  Obgleich 
die  Reichspolizeiordiiuug  von  1577  weit  hinter  den  Anforderungen 
der  Zeit  zurückblieb ,  so  konnte  man ,  trotz  aller  Anläufe  * ,  sich 
nicht  über  eine  allgemeine  Reichspolizeiordnung  vereinigen;  die 
von  1577  blieb  die  neueste,  nur  einzelne,  die  Reichspolizei  be- 
treffende Reichsschlüsse  wurden  publicirt     —  , 

Rei  der  grossen  staatlichen  Zerstückelung  des  südlichen  und 
westlichen  Deutschlands  war  hier  die  Kreispolizei  von  grosser 
Bedeutung.  Viele  Gegenstände ,  die  sonst  der  Landespolizei  zu- 
fielen ,  wurden  in  diesen  noch  aktiven  Reichskreisen  der  Kreis- 
polizeigewalt®  überlassen,  welche  theils  auf  Uebertragung  der 
Reichsstaatsgewalt,  theils  auf  freiwilliger  Uebereinkunft  der  Kreis- 
genossen beruhte. 


germ.  B.  I.  Kap.  IX.  S.  426.  Derselbe,  Handb.  der  deutschen  Reichs- 
gesetze. Th.  IX. 

2)  J.  P.  O.  VIII.  §.  2.  3. :  »In  proximis  comüiis  de  refonnaUone  politiae  ex 
communi  statu  um  consensu  agatur  et  statuaiur*'. 

3)  Die  erste  Reichspolizeiordnung  ist  von  1530  (N.  Sammlung  der  R.-A. 
Theil  II.  S.  332 — 345)  ;  nachdem  man  sie  1532  verbessert  hatte,  wurde  1548 
eine  ganz  neue  erlassen.  Die  neueste  R.-P.-O.  von  1577  steht  in  der  N. 
Samml.  Th.  III.  S.  379— 39S.   O.  Stobbe  a.  a.  O.  B.  II.  S.  200. 

4;  Solche  wurden  genommen  auf  dem  westph.  Friedenskongresse  und  auf 
dem  Reichstage,  IGOl  —  lü&l  ;  auch  wurde  es  dem  Kaiser  zur  Pflicht  gemacht, 
für  die  Verbesserung  der  Reichspolizei  zu  sorgen  in  der  Wahlk.  VII.  §.  1. 

5)  So  sind  wegen  Abstellung  der  Handwerksmissbräuche  (1731  und  1772), 
wegen  der  Duelle  (I6<iSj,  wegen  der  geheimen  Verbindungen  auf  Universitäten 
( 1793)  besondere  Reichsschlüsse  abgefasst  worden  und  im  Jahre  1793  wurde 
>»die  Verbreitung  der  Freiheits-  und  Gleichheitsgrundsätze«  durch  einen  Reichs- 
schluss  verboten.   Häberlin,  II.  S.  558. 

6]  Moser,  von  der  Kreisverfassung.  Kap.  XIV.  S.  728. 


Srites  Kapitel* 


8«efait«r  Abtchnitl. 

Das  Territorialstaatsrecht. 

§.91. 

Die  Uidethoheit  Im  allgemelneii  \ 

Der  erste  Schritt  zur  Entstehung  der  Landeshoheit  war  die 
Auflösung  der  alten  Gauverfassung,  der  zweite  das 
Erblichwerden  der  Herzogthiimer  und  Grafschaften. 
Aus  den  erblich  gewordenen  Beichsämtem  der  Herzoge ,  Mark- 
grafen und  Grafen  j  und  aus  den  Immunitätsbezirlcen  der  geist- 
lichen und  weltlichen  Grossen  sind  die  deutschen  Landesherrlich- 
keiten  emporgewachsen  ^.  Das  Wort  »  La  ndeshoheit«  lässt  sich 
erst  seit  dem  XVI.  Jalirhimdert  nachweison.  Kis  daliiii  felilte  es 
HU  einem  technischen  Ausdrucke  für  ein  A^erhältniss ,  welches 
selbst  uövIl  schwankend  und  im  Werden  begrilfen  war.  Mit  der 
Gerichtsbarkeit  >>  Zwini»-  und  Bann«,  dem  ciL'^entlif'ben  Mittel- 
punkte der  Lauilesherrlichkeit,  waren  gewöhnlich,  aus  besondeni  . 
historischen  Titeln,  noch  andere  Regalien  verbunden^  durch  kai- 
serliche Verleihung  oder  Herkommen,  welche  aber  keineswegs 
als  logische  Folgerungen  aus  dem  Begriffe  der  Landeshoheit  abge-  * 
leitet  werden  konnten.  Anfangs  nur  ein  Aggregat  vieler,  zu- 


1)  Ueber  die  geschichtliche  Entwickeln ng  der  L  a n  de shoheit  siehe  bes. 

Eichhorn,  Staats-  und  Rechtsgeschichte,  B.  II.  §.  221—223  .  299  —  314. 
B.  III.  §.  396.  400.  IIS— 434.  lUO.  B.  IV.  §.  525.  526.  540—551.  595— 59S. 
600—602.  U.  Zöpfl,  deutsche  Kechtsgeschicbte  (3.  Aufl.)»  53.  S.  487  ff. 
§.  77.  8.  569.  Schulte,  Beichs-  und  Beohtsgesch.,  §.  68  und  69.  S.  147  £ 
76.  8.  191.  §.  102.  S.  278.  An  einer  uufiMcenden  geschichtlichen  Ent- 
wlckelung  der  Landeshoheit  fehlt  es  noch  immer.  Einen  Anfang  dazu  giebt 
Joseph  Berchtold,  die  Entwickelung  der  Landeshoheit  in  Deutschland  in 
der  Periode  von  Friedrich  Ii.  bis  einschliesslich  zum  Tode  Kudolf  .5  von  Ilabs- 
burg  staatsrechtlich  erörtert  I.  Theil.  München  1863.  Ueber  die  Landes- 
hoheit nach  neuerem  Beiehsstaatsrechte  handeln  besonders  J.  J.  Moser, 
von  der  Landeshoheit  der  deutschen  ReichsstÄnde  überhaupt,  1773.  Der- 
selbe, von  der  deutschen  Keichsstände  Landen,  deren  Landständen  ,  Unter- 
thanen  u.  s.  w.  1769.  Pütter  iu  seinen  Beiträgen,  1777.  Th.  I.  No.  VI. 
XVIL  XVm.  XIX.  Fütter,  inst.,  §.  28  seqq.  Häberlin,  B.  II.  Buch  V. 
S.  1-117.  Leist,  Staatsr.  20  ff.  Ch,  O,  JSiener,  eemm.  de  naiura  m- 
dole  doininii  in  ten'itorüs  Gennaniae.  Halae  IISO.  K.  S.  Zacharift,  Geist 
der  deutsehen  Territorialverfassung.  Leipz.  1^*00. 

2}  Dieser  ganze  Entwickelungsgang  ist  ausführlich  dargestellt  in  meiner 
Schrift  über  das  Hecht  der  Krstgeburt.  S.  55 — 95. 
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fällig  mit  einander  verbundener  Berechtigungen ,  entwickelte  sich 
4ie  Landeshi^eit  seit  dem  XV.  und  XVI.  Jahrhundert  zu  einer 
wirklichen  Staatsgewalt*  Diese  Ausbüdung  der  Landeshoheit 
ging»  .wie  alle  Umgestaltoagen  dieser  Art,  nur  allmähUch  und  un- 
merklich vor  sich.  Die  Keichsgesetse  anerkannten  und  bekiäfitig^ 
tenbloB,  was  sich,  im  Laufe  der  Jahrhunderte ,  that sächlich 
gebildet  hatte.  Von  besonderer  Wichtigkeit  war  namentlich  die 
Wahlkapitulation  und  der  westphälische  Frieden. 
J,  P.  O.  Art.  Vin.  §.  1. 

In  ihrer  vollendeten  Ausbildung  war  die  Landeshoheit 
^e  wahre  Staatsgewalt  über  einen  deutschen  Partikularstaat, 
welche  von  dem  Inhaber  in  eigenem  Namen  und  aus  eige- 
ner Macht,  jedoch  in  U  nterordnun»j  unter  die  iicieks  — 
st  a  a t  s  g  c  Av  ii  1 1  iiusgcübt  wurde. 

Reichs« taats rechtlich'  wai-  die  Landeshoheit  in  allen 
deutschen  Staaten  sicli  völlig  gleich,  wenn  sie  auch  durch 
die  Verfassungen  <\vx  iMuzelstaaten  mehr  eingeschränkt  oder  er- 
weitert sein  koniiti'  und  !jicl!  thatsächlich  natürlich  die  staat- 
lichen Einrichtungen ,  besonders  in  administrativer  Beziehung, 
anders  gestalteten  iu  einem  grossen,  wie  in  einem  kleinen  Teiri- 
torium. 

Der  Landesherr  war  als  solcher  keineswegs  Eigenthümet 
-des  Landes^;  Patrimonialrechte  musstcn  in  jedem  Lande 
von  den  staatsrechtlichen  Territorial-  und  Hoheitsrech- 
ten geschieden  werden,  doch  wurde  die  Landeshoheit  selbst,  nach 
der  eigenthümlichen  Auflhssung  des  deutschen  Staatsrechts,  als 
ein  auf  dem  Territorium  haftendes,  politisches  oder 
öffentlich-rechtliches  Immobiliarrecht  angesehen 

Nirgends  aber  gab  es  in  Deutschland  de  jure  eine  unbe- 

3)  Jlcn  nig  es  tnant.  de  super,  terrif.  §.  17.  :  »SuperioritaH  terntorudis  non 
majusj'm  involn't  in  principe  vel  electore  .  f/nani  in  praelato,  comite  aut  civitate», 
Mo«er,  von  der  Landeshoheit  überiiaupt,  Kap.  XVI.  §.  9.:  »£s  haben 
«war  einige  StastireohtskOiistUr  denen  BeiehttttodeB  von  dsnen  medzigen 
JUsisen  die  Landeshoheit  Hiebt  ,in  eben  dem  Grade  eingwtehen  wollen ,  wie 
denen  höhern,  aber  ohne  zureichenden  Grund«.  Häberlin,  II.  S.  100. 
Der  Leibnitzische  Supremat  und  der  LjTiker'scke  Potentat  waren  grund- 
iü»e  Üeiiuupiungen. 

4)  Partikulantaaten,  die  modo  keriU,  wie  Ludolf  und  Biene  r  «ich  aus- 
drücken,  besessen  worden  wfaren,  kannte  das  deutiehe  Stsateiecht  nieht. 
Xeist,  S.  72. 

5)  Siehe  mei&Kecht  der  Erstgeburt,  &  79.  §.  23.  S.  229. 
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sohrSnkte,  'wiUkmhtliche  oder  decfpotische  Gewalt;  -wo  eme 
solohe  ^ettlyt  oder  l>e«ii8pnicht  wurde  >  war  es  eine  leohtlOM  XJtm^ 
ptiAim,  welche  den  Ftmdamentals&tzen  des  deutsclieii  Staatiireofate 
und  dem  HerkonuDeii  der  deutschen  Nation  widwepraeh  ^ 
Beechränkt  war  die  Laxideehoheit: 

I.  Durch  die  Landesverfassung  der  einsäen  Temto- 
rien,  besonders  durch  die  Rechte  der  LandstSnde  Wo  esaber 
dergleichen,  etwa  in  jjanz  kleinen  Ländern,  nicht  «»ab,  bildeten 
doch  die  wohlerworbenen  Rechte  der  Untertluuien,  der  Ge- 
meinden, Korporationen,  der  Kirche  u.  s.  w.  bedeutsame  Schran- 
ken gegen  die  Willkülir. 

II.  Durch  die  allf^emein  anerkannte  Unterordnung  der 
landesherrlichen  G  ewalt  unter  die  Reichsi?  ewalt'. 

Die  Subordination  der  Landeshoheit  unter  die  lieichs- 
gewalt  machte  sich  besonders  in  folgenden  Punkten  geltend: 
aj  der  Reichsgewalt  stand  ein  allgemeines  Oberaufsichts- 
recht über  die  Landesregierungen  zu,  kraft  dessen  besonders 
dariiber  gewacht  wurde ,  dass  die  Landeshenn  sich>  bei  der  Aua-» 
Übung  ihrer  Staatsgewalt,  nach  den  reichsgrundgesetz-- 
liehen  Vorschriften  richteten;  hj  kein  Landesgeseta  durfte 
absolut  Ter  biet  enden  Reichsgesetzen  widersprechen  odsr 
die  Veipflichtungen  g^en  den  Reichsverband  yerleteen;  ej  die 
Unterthanen  durften  wegen  Missbrauehs  der  Landeshoheit 
nicht  nur  aussergeriohtlich  bei  dem  Kaiser,  sondern  auch  bei  den 
höchsten  Reichsgerichten  Hülfe  und  Beistand  suchen  >  Wahlk. 
XIX.  §.  6.  7. ;     alle  Streitigkeiten  zwischen  deutschen  Landes^ 


6j  Moser,  von  der  Reichsstände  Landen,  sagt  B.  TV.  Kap.  7.  §.2.; 
»Haben  es  einige  St&nde  zu  einer  willkührlichen  Herrschaft  gebracht,  so  be- 
steht ihr  ganses  Recht  darin,  dass  sie  100,000  Mann  auf  den  Beinen  haben  und 
'  keinen  Richter  über  sich  oder  selbigen  nicht  lu  fürchten  haben«.  An  anderer 
Stelle  sagt  derselbe  :  »Wir  leben  indessen  in  einer  Zeit ,  da  viele  sro^se  Herrn 
vieles  hoch-  und  Ubertreiben.  Aus  dem  deutschen  Staatsrechte  will  ein  mi> 
litirieebe«  8tnat«recht  und  aui  der  Landeshoheit  eine  despotische  Oe* 
valt  gemselit  werden,  «lies  in  tluin  uad  sn  laiien»  wm  elasm  Rslienten,  seinen 
Ministern  und  Lieblingen  beliebt.  Ein  grosser  Milit&retat  ist  das  Mittel ,  es 
durchzusetzen,  und  sowenig  ein  Subaltern  über  die  Ordre  seines  kommandiren- 
den  Ofiiciers  raisonniren  darf,  so  will  man  nun  auch  Land  und  Leute  regieren 

7}  Hftb erlin,  B.  IL  8. 16--^. 

8)  Häberlin,  B.  II.  S.  80  —  106.    Pu  tter's  Beitrige  Bttm  denUchm 
Staate-  und  Fftrsteniechte.  Th.  L  No.  XVU*  XVUI. 
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nur  auf  rechtlichem  Wege  auBgemaieht  werden» 
alle  Selb8thü]fe  war  auflgeechlonen^  /.  P,  0.  XTII.  §.  7. ;  ej  ge- 
gen Kaiser  und  Reich  gerichtete  Bündni  sse  waren  verboten» 

P.  O.  VTIT.  § .  2 . ;  fj  aueh  könnte  d«*  Reichs f i sk a  1  fr^en 
feonstiger  Verletzunj;  der  11  ei  rhsb  ürp^crpf  lichten  einschrei-^ 
ten;  ffj  unter  KinlialULu^  der  reichsgesetzhehen  Fonucü  konnte 
ein  Landesherr  sogar  zur  Strafe  seiner  Landcskaheit  diuch  die 
Beichfcewalt  entsetzt  werden  (S.  252"  .  *'         "      •  ' 

Ausserdem  entstanfleii  für  die  lfin«U'sli''rrHrb('  Gewalt  not  h 
einige  nicht  nnwirbtim  i '.cschräiikiujgeii  durch  die  kHiseriichca 
Kes erva  t  re<' Ii  I.  ('  'h.  22i»;.       '  '-^  *  " 

Abgesehen  von  diesen  ganz  bestimnit  gezogenen  Schranken, 
war  aber  die  Landesholieit ,  als  eine  zwar  subordinirte,  aber 
doch  selbstständige  Gewalt  g^en  alle  Eingriffe,  selbst 
V0B  BMton  des  RoickBoberhauptes  und  der  höchsten Keichsgerif  lito, 
T«ffl»«nng«nassig  geschützt.  Wahlk.  Art.  I.  §.  2.,  8.,  9.  Art^XV. 
^  IJ  6*  9»  3^a>  die  Reichsgdwalt  wttr  Terpflichtet^  die  LitndegheikL 
auch  gegen  Eingriffe  von  Seiten  ihrer  UntcarthflencKb/ifam  Mtlftlhide 
und  «««wSniger  Machte  im  Betitle  ihm*  Hoheiten  Und  G^echt^ 
iüMle  «n  verlheidigen.  ^- 

§.  02. 

Siatheilimg  der  deutsciieA  Territ^iea. 

Trota  dieaer  reiidiagesetilich  sich  üherall  gieichhleibenden 
Bedeutung  der  Landeihoheit,  war  doch  die  Verfassung  der  deut- 
schen Einzelstaaten  unendlich  verschieden  Es  gah  lehnbare  * 
und  allodiale*,  geschlossene  und  offene*,  zusammen- 

gesetzte  und  einfache  Territorien;  am  wichtigsten  aber  war 


1)  Zur  Zeit  des  Regierungsantrittes  des  letzten  Kaisers  Franz  IL,  1793, 
Eähite  man  in  Deutschland  324  Territorien  mit  Landeshoheit  und  1475  reicbs- 
fipeie  Bittefgflter. 

S)  Di«  lehmbaren  gingen  entweder  T<mi  Bdche  xu  Lehen  oder  von  andern 
deiitsdien  Partikulantaaten  —  Reichslehen  oder  Landeslehen.  Uebrigens 

brachte  die  Lehensverbindung,  worin  sich  dir  T.andc?^hoheit  befand,  indem 
Wesen  derselben  nicht  die  geringste  Veräuderung  hervor.  Leist  a.  a.  O. 
S.  b7.  Jo.  Chtil.  Itter,  comm,  defeudis  imperii.  Francof,  ed.  IL  1714. 

3)  Die  Zahl  dertelhcn  war  sehr  gering.  Bureh.  CMtk.  SirupiicommmL 
eltoJft»  iNifMm.  JfHMM  1734. 

4)  Leist  a.  a.  0.  8.  8S. 


I 

L 


Digitized  by  Google 


260 


Entet  Kapitel. 


dift  Eiatlieiluiig  in  monarchische  und  repablikaaische, 
in  geistliche  und  weltliche  Staaten. 

Die  weltlich -monarchischen  Staaten*  waren  die  Kur- 
füiBtenthihner ,  Henogthümer^  Markgmf schalten  j  Ffirstenthumer, 
Giaftehaften  u.  s.  w. ;  ihreVeiftasung  wir  so  veteohieden,  wie  ihr 
Umfiuig  und  ihr  Titel.  Auch  die  Greese  der  Linder  war  nidit 
ohne  Einflnss  auf  ihre  Oiganisation ,  indem  in  gans  kldnen  Oer 
bieten  keine  so  umfassenden  Einrichtungen  in  Bezug  auf  Polizei-, 
Finanz-  und  Militäi-wesen  durchgeführt  werden  konnten,  wie  in 
grossem  Staaten.  In  Bezug  auf  die  Gerichtsbarkeit  genossen 
die  <2;rössern  Staaten ,  namentlich  die  Kurfiirstenthümer ,  ganz  be- 
sonderer Vorzüge.  Subjekt  der  Landes  Ii  oh  eit  war  in  den 
weltlichen  Monarchien  der  durch  die  Erbfolgeordnung  zur  Regie- 
rung berufene  Kurfürst.  Herzog,  Fürst  oder  Graf  für  seine  Fer- 
son,  obgleich  nach  der  damals  herrschenden,  jedoch  unhaltbaren 
Doktrin  von  der  Stammgutsfolge,  der  Familie  das  Eigen- 
thumj  dem  jedesmal  regierenden  Herrn  nur  die  Nutzniear 
sung  beigelegt  wurdet  .»v  < 

Die  geistlich-monarchischen  Staaten  waren  sämmt- 
lieh  Wahlstaaten'.  Hierher  gehörten  die  geistlichen  Ku&* 
fürstenthümer«  die  Erzbisthümcr,  Bisthümer,  die  gefürsteten  und 
nichlgefursteten  Piälaturen.  Hier  war  die  Landeshoheit  mit  einem 
mchsunmittelbaren  Kirchenamte  verbunden.  Der  durch  kano- 
nische Wahl  des  Kapitels  erwählte  Eizbischof ,  Bischof,  Abt  oder 
PiSlat  war  das  Subjekt  der  Landeshoheit,  welchem  die 
Begiemngsxechte  vom  Kaiser  geliehen  wurden  ^.  — 


5)  Joh.  Christ.  Majer' 8  deutsches  weltliches  Staatsrecht,  ab« 
getheiH  in  Beichs-  und  Landrecbt,  I.  und  II.  Bd.  Leipzig  1775.  in.  Bd.  1776. 

6)  Die  richtige  Anrieht  vird  vertreten  von  Ludwig  Zimmerle,  das 
deutsche  Stammgutesystem  nach  seinem  Ursprünge  und  seinem  Verlsttfe. 

Tübingen  1857. 

7)  Joseph  von  Sartori,  Geistliches  und  weltliches  Staatsrecht  der  deut- 
edien  kathoUsch-geistlichen  Erz-,  Hoch-  und  Kitterstifter.  Nümb.  l'ibü — 91. 
3  Titeile.  (Wilibald  Held)  Reioheprilatiscliee  Staaterecht,  SBde. 
Kea^yten  17S2^S5.  Es  gab  in  Deutschland  4  reiclmuuaittelbare  Ersbietkfl- 
mer,  von  denen  drei  zugleich  Kurfürstentliümer  waren,  19  Bisthümer  und 
61  Keichsprälaturen ,  dazu  kam  noch  der  Uochmeister  des  deutschen  Ordeni^ 
SU  Meigmiheim  und  der  Johannitermeitter  zu  Ueitersheim. 

8)  Die  geistlichen  Gebiete  wurden  als  eigentliche  Kireh engfiter  ange- 
sehen und  insofern  gehörten  sie  dem  Stifte;  die  Regierungsrechte  daiflber 
etanden  aber  dem  Bischöfe  oder  Abte  au,  dem  tie,  schon  nach  der  Bestimmung 
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Die B eich« Städte  waren  sHmmtUeh  Bepubliken,  ihre 
VerftMBUBg  wa^  sebr  veEnelüeden  *;  doch  galt  tibetall  die  K o  r p  o - 
mtion  der  ganzen.  Bürger sobaft  als  das^wal^und  einzige 
Subjekt  der  Staatsgewalt.'^ j  nur  die  Au s  ü b u  n  g  u  n  d  V  er 1 - 
tang  der  obrigkeitlichen  Oewidt  war  csnem  filagistratskollemium 
oder  Rath  übertrafen.  Den  Reiehsstädt^n  gebührte  die  Land»?s- 
hoheit  ,  innerhalb  ihrer  Mauern  und  Gebiete,  ebenso  gut  wie  den 
monarchischen  Laiidoslierrn 

Die  bisher  genannten  LundcsheiTschaften  waren  ^ammtlirli 
zutfleich  Rei  r-h  SS  tiin  de.  Ks  <rab  aber  zahlreiche  Gebiete,  Kci  tjn 
IiilüiixT  hi:Ml('sliriTliV}?e  li('<.  ausiibLen,  ohne  der  Vor/ji;_n'  der 
^tandschult  /ii  L;rtiii  s-,ea  Tlierher  gehörten  vor  allem  die 
Äeic Usjritt er  uud  ihre  Gebiete 


des  Concordatuiii  Culixttnum,  allein  vom  Kaiser  geliehen  wurden;  doch  wurde 
4ede  vacMda  dem  Kapitel  die  Zwischen regierting  zugestanden . 

9)  J.J.Moser,  von  der  reichsstadtischen  liegimentsverfassung ,  1772. 
H»b erlin,  B.  II.  Kap.  V.  S.  117  ff.  G.  W.  Hugo,  die  Medialisiruug  der 
dentaehen  ReicliBstldte.  Karltrohe  t§39. 

10)  So  heisst  es  in  mnem  ReidisfaofirathMondtirain  von  1746  an  den  Ma- 
gistrat der  Stadt  Frankfurt  a.  M. :  »Dieses  ungeziemende  Betragen  des  Magi- 
strats rühre  daher,  dass  sitli  derselbe  einbilde,  aU  wenn  ihm  die  superioritas 
territorialis  über  die  freie  Stadt  Frankfurt  zukomme ,  die  dasige  Bürgerschaft 
seine  Unterthanen  ««ien ,  er  sieh  als  ein  MHatand  de«  Reiches  Mtfftthren  und 
diejenigen  Vorrechte  ,  die  Fürsten  und  Ständen  des  Reiches  zukommen ,  an- 

'massen  könne.  —  K.  M.  liefehlten  zufrleich,  sich  den  Ständen  des  Reiches  nicht 
gleich  zu  achten,  wie  er  in  der  That  nicht  anders  sei,  als  ein  Collogium  solcher 
M&nner,  die  autoritaie  caesarea  von  der  Bürgerschaft  erwählt  worden,  nicht 
Jur0  proprio  lu  regieren,  sondern  als  bestellte  Administratores  dem 
gemeinen  AVesen  vorzustehen.« 

11)  J.  P.  O.  V.  29.1  nin  terr  iioriis  suis  et  respcciu  snhd  itornm  non 
minus  ac  tntra  iniiros  et  mlmrhüi  idein  cum  rcliquis  statit)ns  imperii  superioribus 
Jus  habeant.  Vlll.  ^.  4.  \\  uhik.  (179U]  1.  §.  8.  Deputaiionshauptschluss  von 

1803,  |.  27.  s  »Sie  genieasen  in  dem  ganzen  Umfsnge  ihrer  respektiven  Gebiete 
die  volle  Lan de ahohei t'<. 

12,  Die  reichsritterachaftlichen  Familien  wurden  deshalb  unzweifelhaft 
zum  niedern  Adel  gerechnet  und  hatten  wegen  ihrer  Reichs  Unmittelbarkeit 
keinen  Vorrang  vor  dem  allen  landsässigeu  Adel. 

13}  J.  J.  Moser,  Beiträge  su  einer  unpartheiischen  und  pragmatischen 
Geschichte  der  unmittelbaren  freien  Reichsritfersohaft  unter  Max  I.  und 

Karl  V.  In  den  vermischten  Nachrichten  von  reichsritterschaftlichen  Sachen. 
Nürnberg  1 772.  Beiträge  zur  Geschichte  der  Keichsritterschaft  unter  Ferd.  1., 
Mas.  II.  und  Rudolf  II.  Ulm  1775.  Neueste  Geschichte  der  Reichsritterschaft 
von  Matthias  bis  auf  Joseph  II.  Fraakf.  und  Leipzig  1 775.  Johann  Stephan 
Burgmeister,  Reich  sritterschaftUches  Corpus  juris  oder  Codex  dipIo>iiaiiw9* 
Ulm  1707.  4.  Desselben  Statu»  equ^atrit  Canori»  et  impmi Mommuh' 
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In  Schwaben»  Franken  und  am  Rheine  hatten  sich 
Tiele  ritteriiche  fkmilien  in  voller  Bcidi^reihcit  eilialten  $  sie  ge- 
nossen nicht  nur  für  ihre  Person^  sondern  auch  filr  ihre  Ge- 
biete eine  TolUcomineBe^ninittelbarkerii  dergestalt^  dulb 
sie  von  aller  UndeehettUdhen  Ckwidt  <be&dt  4ind^  ali^ 
Reichsstaatsgewalt  unterworfen  waren.  Zur  Erhaltung  ihi^r^iä^ 
vorrechteten  Stellung  liattcn  sich  diese  Familien  schon  seit  deiii 
XIV.  Jahrhundert  zu  Hündnissen  geeinigt.  Aus  tliesen  war  die 
korporative  Verfassung-  der  Rcichsrittcrschaft  hervorgegan- 
gen.  Das  gesummte  reichsritterschaftliehe  Korpus  zerfiel  in  d«ä 
Kreise,  den  «schwäbischen,  fränkischen  und  rheini- 
schen, weiche  unter  ?ich  in  Vereinigung  sraiulen  und  ein  Gan- 
zes biUleten.  Die  Kreise  wi^mlen  wieder  m  mehrere  Kantons 
oder  Ritterorte,  letztere  zuweilen  wieder  in  Bezirke  odst 
Quartiere,  getheilt. 

Jeder  Kanton  hatte  sein  Direktorin!,  bestehend  aus 
einem  Hitterhauptmann  und  Bitteiräthen ,  das  Direktorium  des 
Kreises  wechselte  unter  den  Kantonsdirektorien  oder  Ortsvorstän^ 
den.  Ueber  den  Kantons^  und  Kreisdirektionen  stand  das  Gene- 
Tal  direkte  rium  für  das  gesammte  litteiBchaflliche  Oorpui, 
welches  unter  den  Specialdirektorien  der  Kreise  abwechsdlte. 
Jeder  Kreis  hatte  seine  besondere  Ritt  er  Ordnung.  Die  Reichs- 
ritter  waten  frei  von  Reichssteuem  und  Einqnartirungslaslien, 
zahlten  aber  dem  Kaiser  s.  g.  Karitativgelder.  Die  Reichs- 

germanici.  Ulm  1709.  4.  Desselben  Manuale  equestre.  Ulm  1720,  4. 
Dessen  'Thesaurus  Juris  equesU'is.  Ulm  171S.  2  Theile.  Dessen  jBibiio» 
th^ea  equettrist  2  Binde.  Ulin  1720.  4.  Deasen  OrafeB"  und  Rittersad. 
Ulm  1705.  Auszug  des  Grafen-  and  Rittersaales  und  ein  breiterer  Anhang. 
Ulm  1721.  \.  Lüh  ig,  Reichsarchiv.  Farf.  sper.  cont.  TIT.  Die  freie 
Reichsritterschaft  u.  s.  w.  Jacob  Mader,  Sammlung  reich st^orichtlicher  Er- 
kenntnisse in  lleichsrilterschaftääachen.  Frkf.  und  Leipzig  1770 — 90.  25  Bde. 
Desselben  reiehsritterechaftUches  Magasin,  13  Bde.  Frankf.  und  Leipzig 
ITSO'^OO.  Johann  Oeoiig Kerner,  Allgemeines  positives  Staats* Landrecht 
der  unmittelbaren  freien  Reichsritterschaft.  3  Bde.  Lemgo  1786 — 1789. 
Christoph  Ludwig  Pfeiffer,  Versuch  eines  ausfuhrlichen  Privatrechts  des 
deutschen  ReichaadeU.  Nürnberg  17S7.  J,  L,  Klühevt  isagoge  in  elem.  Jurit 
pubUei,      uttmiur  itoMfe»  imntediafL  BHmga»  1793. 

1 4)  Ihre  Reichsfreiheit  und  Unmittelbarkeit  ist  anerkannt  in  vielen  Reichs* 
geactzen,  im  R.-A.  von  1555.  §.  26.  R.-A.  von  1564.  §.21,  besonders  aber  im 
westphäl.  Frieden.  .7.  P.  O.  III.  §.  1.  V.  §.  2.  2«.  4S.  55.  XVI.  §.  S.  14.  XVIL 
§.  10.  11.  J.  1\  M.  V.  §.  25.  S7.  106.  Namentlich  sagt  Art.  V.  §.  17. :  »liberam 
nohilUatem  pmr  Firmuonkm  i  Sitemam  H  iraekm  JKften«  wm  ütinet^t 
appertmmü^  m  me  tMu  immeditiatU  reHmgiMtf  fSUeier palatunu). 
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ritter  hitton  über  ilize  iwimMok  Bcritumgen  aJleKdingB  lande  a- 
b«i:rUehe  Beohie,  j«dodh  ediU  ibie  Stetaigewalt  giome  Ein* 
aehränkungen  dmeh  di« Beichagewalt  und  duieh  die Kaatoos* 
und  KniadizektQiien.  Def  Beif^siittenchaft  Stande  Yeiiiiii^ 
xlil^|.MiohiunIdltelb«m  iUttagütex »  m,  Be tr ak t bk e cht  fre-- 
irm6im09fiHiriaJ  MO* 

■■.■■■^.Jn.  iÜMiliQben  VerbäitiMSfieu,  wie  die  Bddisritter,  standen 
Boeb  emaehie  im  Beieb«  «entreule  Landesherrn,  welche  reichs- 
uxiBUttelbar,  abet  nicht  reichsständisch  waren  Hierher  ge- 
hörten auch  die  s.  g.  adligen  Ganerbschaften,  unter  ilinen 
die  iiuxg  Friedberg  und  Gelnhausen. 

Endlich  gab  es  sogar  Reiciif^dörfer  d.  h.  freie  Land- 
gemeinden mit  selbstge%Nahlter  Obrigkeit,  welche  unmittelbar 
uattf  lUiaer  und  Beicb  standen.  J,  P.  O,  V,  §.  2. 


Die  Auflösung  des  Beiches  und  dex  Bheinbuud. 

Erster  Abschnitt. 
Die  Auflösung  des  Beicbes. 

§.  93. 

Ber  Kilsf  mtt  FnuUorsiA  mi  der  Frieden  toi  ItoeTlUs 

In  dem  westphälischen  Frieden  hatte  die  ausgedehnte  Macht 
der  Landesherrn  ihre  reichsgesetzliche  Sanktion  erhalten.  Das 

15)  Z.  B.  die  Herrsehafl  Asch  der  Herrn  von  Zettwitx,  die  Herrschaft 
Schauen  der  Freiherrn  von  Grote.  T.;frL  Ptmieit  commtnt*  de  imguitari 
dynastiae  lüchaueniae  condicione.  Halis  1     i  , 

16)  Bis  iW6  waren  noch  vorhanden  die  Keichsdörfer :  AUchhausen, 
CbehdisiiDy  Sennfeld,  Sulzbacb  und  Soden  und  die  fireien  Leute  auf  der  Leut- 
kircher  Haide.  Emst  Ludwig  Wilhehn  Yon  Dacheröden,  Versuch  einet 
Staatsrechts  der  freien  Reichsdörfer.  B.  I.  Leipz.  1 785. 

1)  Für  diese  ganze  Zeit  das  wichtigste  ^^'prk  ist  Ludwig  Hausse r*  8 
deutsche  Geschichte  vom  Tode  Friedrich's  des  Grossen  bis  zur  Gründung  des 
deutschen  Bundes,  4  Bände.  3.  Aufl.  Berlin  1S61  — 63.  Die  dritte  Auflage 
Int  durch  neue  archivaliiohe  Studien  eehr  vermehrt  und  verbeaeert.  Auf 
Häusaer's  Werk»  welches  sich  durch  Keichthum  der  Forschungen, 
patriotischen  Oeiet  und  wahrhaft  staatsminnischen  Sinn  ausseichnet»  ist 
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ihnen  zugestandene  Bündnissrecht  brauchten  die  BeichmtSikdeoft' 
in  einer  dem  Beiche  sehr  nachtheiligen  Weise.  Den  grossen  Lan- 
desherm  gegenüber,  welche  zum  Theil  fremde  KÖnigskfönen  est- 
worben  hatten,  war  die  Beichsgewalt  thatsächlich  machtlos.  Biks 
Haus  Oesterreich,  welches  fast  ununterbrochen  die -Kaiser-' 
kröne  trug,  hatte  trotzdem  seine  eii^ouen  Lande  fiutTöUig  dem 
Reichflrerbande  entstogeu  und  nahm,  gestützt  auf  alte  angeb- 
lichp  I'rivilcgicn fest  volle  Soiivrränetät  und  Exemtion  Ton 
allen  lleichslastcn  für  sich  in  Anspruch,  [n  Brandenburgs 
juij:endlirh  aufstrebender  flacht  erwuchs  ein  Staat,  dessen  Jiedeu-' 
tunir  weit  über  die  bislieriL^^e  landesfui-tliche  Stellung;  hinausging 
uu'l  <li'i  \  mii  imn  an  notlnvcTidiir  «ii- !i  'j^ltend  )n?K-hendf*  Dualis- 
niu>  /wi.Niheii  Oesterreich  und  i'ieü>scn  machte  eine  einli<  itliche 
lleichs're'vvalt  liir  die  J  )auer  unmöglich.  Aber  die  lose  Fonn  des  ßei— 
ches  war,  als  untrennburer  Jicsrandtlieil  des  alten  Glcichgewichts- 
systems,  mit  ciUen  eiiropäischeu  \'erh;iltnisseu  so  eng  verllochten, 
dass  es  noch  der  ^^^rÖssten  Katastrophe  bedurfte,  um  die,  selbst  in 
ihrer  Altersschwäche  noch  ehrwiirdij^e  Form  des  Reiches  völlig  zu  \ 
sprengen.  Es  war  die  fra  n  z  ösisehe  Revolution  ^,  mit  ihren 
weitem  weifgeschichtlichen  Konsequenzen,  welche  auch  »das  hei-- 
lige  römische  Beich  deutscher  Nation«  in  den  allgemeinen  Umsturz 
hineinzog. 

für  das  rein  Geschichtliche  hier  vorzu<2:sweise  verwiesen  worden.  Vor- 
iretflich  ist  auch  Häusser's  einleitende  Skizze  in  die  letzten  staatlichen 
Zustände  des  deutschen  Reiches.  B.  I.  S.  65 — Ia2.  Mit  feinem  Sinne  und  leben- 
diger Ansdiftuliehkelt  chftrakterikiMr  diese  Zustfnde  auch  CAemeni  Theodor 
Perthes:  das  deutsche  Staatsleben  vor  der  Revolution.  Eine  Vorarbeit  zum  i 
deutschen  Staatsrechte.  Hamburg  und  Gotha  1S4.'>.    Derselbe,  Politische 
Zustände  in  Deutschland  zur  Zeit  der  französischen  HerrsLhaft.   Das  südliche  | 
und  westliche  Deutschland.  2.  Aufl.  Qotba  1S62.  Für  die  Zustande  des  west* 
liehen  Deutschlands  von 'Wichtigkeit  ist  aodi  L.  Ennen,  Fnmkieich  und  der 
Xiederrhein,  oder  Geschichte  von  Stadt  und  Kurstaat  Köln  seit  dem  30jährigen 
Kriege  bis  zur  französischen  Revolution,  2  Bde.  Köln  l'^öS — 56..  Unendliches, 
noch  unerschöpftes  Material  bietet  auch  der  Rheinische  Antiquarius 
von  einem  Nachforacher  in  hist.  Dingen  (v.  Stramberg)  in  noch  forUaufe&den  - 
Heften.  Köhlens  1843—64.  ' 

2)  W.  Wattenbach  im  ym.  B.  des  Andiivs  für  dsteneieliische  Oe-  i 
Schichtsquellen. 

3)  Das  bedeutendste  deutliche  Werk  ist  Heinrich  von  Sybel's  Geschichte 
der  Revolutionszeit  von  17ä9— i795.  3  Bde.  2.  Aufl.  Düsseldorf  1S59— 61.  Fär 
uns  vichtig  ist  hier  die  meisterhafte  Darstellung  der  auswärtigen  Politik 
Frankreichs ,  insbesondere  den  deutschen  Qrossmichten  und  dem  deutsehen 
Beiehe  gegenüber. 
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Aeuasere  Veranlassiiiig  mm  ZusammenstOBse  mit  Fiankveieh 
gaben  muncherlei  gegenseitige  Beschwerden;  so  nahmen  die  darch 
die  Dekrete  der  ftansösischen  Nationalversammliing  vom  4.  Aug. 
1 789  *  kl  ihren  Rechten  hn  Elsass  gekiäidkteb  Beiehestttnde  «den 
Sehüts  des  Ruches  in  Anspruch  • ,  beschwert»  sich  Frankreich 
diigegen  über  die  Untcrstiitzimsf ,  welche  die  Emigranten  in  ihren 
InvasionsplUneu  bei  verschicdcucu  Ileic'h>  t  i tiden ,  besonders  beim 
l\.ai'l"i.a\steii  von  Trier,  famU-n  ®,  Der  ticlcie  iiuu'rc  ('niinl  des  un- 
vcnneidlichen  Znsaminen^tr*s-r-  lao-  aber  u}  dem  un\ t  vsdlmüi  li.  u 
Gegensatze  z\v'isehen  (ter  mitieiaitrig- feudalen  Staatsordnung  des 
Keifhcs  und  der  Revolution  mit  ihrem  IMncipe  einer  europäischen 
l*ropagnti(l;i .  sodass  es  in  der  Macht  keines  Menschen  gelegea 
hälte ,  den  früher  oder  später  unabwendbareu  Biuch  aufzuhalten. 
Am- 20.  April  179>  erklüM  ■  T'raTik reich  an  Oesterreich 
daü  Krieg;  mit  Oesterreich  verband  sich  Preussen  zur  Be^ 
kilinpluilg  der  Revolution.  (Ex'kläzung  Ton  PiUnits  am  27.  August 
17^1.'  PjEenss.-Oesterr.  Bündniss  vom  7 r  Febr.  1792.) 
'  '  Bbnt nachdem  die  Franzosen  bereits  Mainz  und  dieNiederlande 
Imü^  eggehoinmen  hatten,  ermannte  sich  endUeh  der  Reichstag  zur 
Erklärung  des  Reichskrieges.  ( Reich  sgutachten  vom  22.  Mftrsi« 
Ratifilraitieiwdekret  vom  30.  April  1793.)  Der  Man^  an  Einheit 
in  der  Führung,  die  Vcrfallenheit  des  Reiches  und  seiner  Wehr-»- 
Verfassung,  »irr  tVoismus  (U*r  eiiizeluen  Reiclisstämle  vereitelte  die 
Erfolge  der  dt^  ul^i;lK'u  W.irtva.  So  schloss  der  König  von  Treussen 
bereits  am  •">,  A\m]  17'J5  nicht  nur  als  xltoi  Pnissea ,  wundern 
anch  als  Kurfürst  von  Brandenburg  und  y^Co-etai  ^frnipf're«-,  den 
durch  die  poHtischeu  I  mstäntle  allerdings  entschuldigten ,  den- 
noch  aber  reichskomtitutiouswidrigen.  Jb'riedeu  von  Basel 'r- 

4  Die^e  Decrets  de  Vmsemblee  nationale  des  4,  G,  7,  8  c<  11  Aoüt  17&9  fin- 
den sich  miigetheüt  bei  Heus Staats kanzlei,  B.  XXIV.  S.  221  ff. 

5)  Ueber  dieae  Besehwenden  deutscher  Reichsstinde  siehe  Hin  teer» 
B.  I.  S*  275 — 28S.  Die  einseinen  Klagen  der  Betheiligten  stehen  in  Reusa 
Staatskanzlei,  Bd.  24— 2G.  29.  30.  Eine  au.sführliche  rechtliche  Erörterung 
dieser  Beschwerden  findet  sich  B.  24.  S.  20ü — 378.  Es  wurde  über  diese  Be- 
schwerden ein  »ausgiebiges  lieichsgutachten«  erlassen,  welches  am  10.  Dec.  1 791 
dareh  kaiserliche  RiUttkation  aum  Rmdissehlnsse  erhoben  wurde. 

6)  Ueber  das  Treiben  der  Emigrantea  siehe  Hänsser,  B.  I.  8.  292  ff. 
Rheinischer  Antiquar,  B.  I.  S.  7  ff. 

71  Ueber  die  Motive  des  Baseler  Friedens  siehe  besonders  die  Unter- 
suchungen Häusser's,  B.  I.  S.  5SG.  Der  Hauptgrund  lag  in  der  polni- 
schen Angelegenheit,  inThugut's  hinterlistiger  Politik  und  indem  geheimen 
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In  einem  Vettnig«  Yom  17.  Mai  wurde  eine  Dcmarkations- 
Uili^  geBOgen«  wodurch  das  nördbchc  Deutsehland  vom  südlichen 
getrennt  iKa4  fiw  wtml  «(klärt  ww4e  ®.  Auf  der  OnuMÜige  der 
Keuti«)jlfttdeeA$rdUdienPeut8clileiid8  ecUose  fiese  en-Kateel 
«b^n0m8  euien  S<iMii«l?re*lirag  init  FiMikzeLckt  Wurtemberg» 
Buden,  der  achwfibieehe  Kreis  und  PfaU^-Bayem  folgten 
t79$  dieeem  BeU|dele  ^ 

Anf  Gnindkge  des  Fkaliminarvertrages  von  Leoben  y^m 
18.  Apiü  1797  sebloas  endlieh  «leh  Oestenraick  an  17.  Oktbr. 
1797  den  Frieden  von  Campoformto  mit  do* fransötiechen 
Republik  ab.  Es  verzichtete  durch  denselben  auf  Belgien  und  die 
]^ümbai(iei ,  sowie  auf  die  lehonsherrliclien  Reclite  des  Kelches  in 
Itaheu,  erhielt  dagegen  cincu  grossen  Theil  des  venctianischen 
Gebietes;  auch  wurde  die  Abtretung  des  linken  llheinufcrs  vor- 
läufi"-  verabredet.  Für  diese  Yerhiste  des  Reiches  w  urden  Oester- 
reicli  in  den  geheimen  Artikeln  notli  besondere  Jlauserw'erbungen 
in  Aussicht  gestellt  fz.  R.  Salzburg,  ein  Theil  von  Bayern  u.  s.  w.  *'). 

Bereits  im  November  1797  wurde  der  i'  riedensküngress 
9U  Rastatt  eröffiiet,  ging  aber  durch  den  im  Jahre  17^.9  «ma^ 
gebrochenen  Krieg  erfolglos  auseinander. 

Die  unglücklichen  Schlachten  von  Marengo  .(am  14.  Jmn 
1800)  und  Hohenlinden  (am3.  Dec.  ISOO)  nöthigten  zum  Frieden 
¥on LüneviUe»  welchen  der  Kaiser  fü r  sich  und  das  Reich 
am  9.  Februar  1801  abechloss      Die  Genebnugnng  des  Beiobs- 

Bündnisf5e,  welches  Oesterreich  und  Kussland  am  3.  Januar  1795  gegen 
Preussen  geschlossen  hatten.  Der  Baseler  Frieden  findet  sich  m  Martens 
JUetuäf  B.  VI.  S.  495.  Ueber  die  g^men  Bedingungea  «ehe  H Ausser,  L 
S,  596. 

8)  Martens,  See.  VI.  S.  503. 

9;  Diese  SeparatvertrSge  stehen  sftmmtUch  bei  Marten»,  VI.  S.  665 

bii  70Ü. 

lüj  Ueber  den  Vertrag  von  Leoben  siehe  Häuöser,  B.  11.  S.  84 — S8, 

11)  Der  offidelle  Text  des  Redens  von  Cempo  Formio  bei  Philipp  Antoa 
Ouido  von  Meyer  ergänzt  und  bis  auf  die  neueste  Zeit  fortgeführt  von  Hein- 
rieh  Züpfl.  3.  Aufl.  I.  Theil.  S«  106.  Ueber  die  geheimen  Artikel  fliehe 
H&usaer ,  B.  II.  S.  lOli. 

12}  von  Münch-BeUinghausen,  Protokoll  der  Keichsfri^densdepu- 
taSien  stt  lUstatl,  6  Bde.  4.  Bestatt  1 SOO.  (v  o  n  H  a  U  e  r)  Geheime  Geschichte 
der  Baetatter  Friedensverhandlungen »  6  Bde.  Germanien  1 799.  H  a  n  d  b  ii  oh 
des  Kongresses  zu  liafitatt  mit  einem  Anhange  über  die  Negociation  zu  Selts. 
Rastatt  und  Basel  ITüS — 99.  3  Bde.  'III.  EhtkI  in  T.eipzig  erschienen.) 

13}  Diese  nothgedrungene  Eigenmächtigkeit  eatt^chuldigte  der  IjLaisei:  im 
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tages,  welche  der  Kaiser^  mit  Bäcksicht  auf  die  gebieterischen  Um- 
stände^ erst  nachti%Hch  einholte  (Hofdekret  vom  21.  Febr.  1801), 
erfolgte  am  7.  März,  das  sc hliessliche  kaiserliche  Ratihkations- 
dckret  am  9.  März  IS  Dl 

Der  Friedensscliluss  von  Lüiioville  ruht  auf  den  Grundlagen 
des  Friedens  von  C'ampofomuo.  J>ie  dort  gemachten  Abtretungen 
Oesterreichs:  Belgien,  Oberitalien  westlich  von  der  Etsch,  waren 
hier  wiederholt,  der  Thalweg  der  Etsch  bildete  die  Grenze,  Istrien, 
Dahnatien  ,  "\'ene(iig  fielen  Oesterreich  zu.  Der  Grossherzog  von 
Toskana  und  der  Herzog  von  Modena  sollten  für  den  Verlust  ihrer 
italienischen  Besitzungen  in  Deutschland  entschädigt  werden  ^Mffie 
imkmmie pleine  et  enUere  en  AUemagnen^J.  Die  Abtretung  ded 
liil'k  e  n  Bh  e  i  n  u  f  e  r  s ,  wodurch  Deutschland  mehr  als  1 1 50  Qua- 
dratm^en  und  beinahe  vierthalb  MiUionen  Bewohner  verlor,  wurde 
jetzt  öffentlich  ausgesprochen^  der  Thalweg  de»  Bheines  sollte  von 
nun  i|l]^4te  Chrense  zwischen  der  ficanzösische]!  Bepüblik  und  dem 
deutspheü  Beiche  bilden 

;  TSlHg  .neu  War  aber  die  Bestiinmung  des  Artikels  VII.  über 
die  EntschUdigungen;  in  seinem  Vollzüge  war  bereits  die 
iesritoiiale  und  politische  Umgestaltung  des  Beiches  eingeschlossen. 
Danadi  s(dlten  nämlich  die  erblichen  Füisten>^  welche  auf  dem 
Unken  BH^iifer  Verluste  erlitten  hatten,  »eine  Entschädi- 
gung im  Schoosse  des  Reiches  erhalten  in  Folge  von  Anord- 
nungen^ welche  auf  diesen  Grundlagen  weiter  festgestellt  werden 


Eingänge  des  Friedensschlusses:  »Les  cot\}onctures  ^•esentes  ue  laisaant  pas  Is 
iempt  ndeenatt  e,  pour  que  rempireaaä  eomulU  et  puiu»  wiervenir  par  »B8  dSpttUs 
dans  la  nigociaiion  ,  s<i  diie  Mt^eaie  ayatU  iPaiUeurs  egard  ä  ce  qui  a  i-t^  commH 
par  ladeputation  de  i'entpire  au  precedantcongresdeRastadt,  a  rhohi,  ä  l'extnnpie 
de  ce  qui  a  eu  lieu  dam  le»  cireon^neea  tmnbiableSf  de  stipuler  au  nom  du  corps^ 
jfertnanique. « 

14)  Das  Friedeniinstrain^t  v<m  littaerQle,  suaanuBengeBteUt  mit  allen 
«taatsreehtlich  wichtigen  Beilagen,  findet  aioh  im  Anhange  au  Leist'«  Staats- 
techt, S.  1—28. 

15  Art.  VI.  lautet  j  »8.  M.  fEmjyermr  et  Rot,  tant  en  son  nom,  qu'en  celui 
<ie  rempire  ycrmaniqite  consent  ä  ce  que  la  republique  Jrancaise  possede  desormais 
en  toute  wmerainete  et  proprUte^  les  pat/s  et  domaineg  aüues  &  Is  rwt  gauch»  du 
Mkm  Bf  ptifaitaumtpm^  ä$  fmipire  germaniqtie:  d»  man«9t*e»  eonfomuti 
de  ce  ^  aomt  HS  npureniment  conunU  au  congris  de  Raaladt  par  la  d^pnfation 
de  Fempire  et  approttve  par  rSmpereur,  le  Thalweg  du  Rhin  sott  desor- 
mais  la  limite  entre  la  rtpuhlique  fran^aise  et  l'emptre  germa- 
niq  u  e ,  savoir,  depui»  Pmidroit  <tü  h  Shm  quüit  U  UrriMre  hdoitiqu»,  jusqu*ä 
<»lMt,  oü  ü  mtre  dan»  h  imitoirB  batoo«.  * 

Bp^bem  de»  dcotiehcn  BtutiTMhti.  1 8 
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sollten«       Damit  war  der  längst  von  den  Franzosen  erstirebte 

Gnindsat  z  der  Säkularisation  d eutlich  ^enuff  ausgesprochen. 
Die  Dynastien  wurden  entschädigt,  das  Ueii  Ii  verlor. 

Am  24.  Au£j.  1S02  trat  die  aussei  ordentliche  Reichs- 
deputation  /u  Hegensburg  zusammen",  um  das  Entschädi- 
sjiingsgeschäft ,  unter  Vennittclun«^-  von  Frankreich  und  Rnssland, 
zur  Ausfuhrung  zu  bringen.  Alle  Hauptpunkte  waren  bereits 
durch  die  vermittelnden  Mächte,  besonders  durch  Frank- 
reich entschieden,  dessen  durch  Mittel  aller  Art  erkaufte  Gunot 
die  Loose  sehr  ungleich  vertheilte  *®.  Frankreichs  diplomati- 
sche Kommission  (Laforest^  Matthieu^  Bacher)  gab  in  allen 
wichtigen  Sachen  den  Ausschlag;  die  Beichsdeputation  bereitete 
für  sie  eigentlich  nur  das  Material  vor  und  yerfögte  höcbstenK  über 
untergeordnetere  Angelegenheiten  mit  einiger  Selbstständigkeit. 
Der  Entschädigungsentwuzfy  den  die  fremden  Mächte  am  Aug. 
übergaben  und  die  Deputation  am  8.  Septbr.  angenommen  hatte, 
der  dann  in  einer  neuen  Gestalt  am  9.  Okt.  wieder  vorgelegt  und 
mit  wesentlichen  Zusätzen  und  Veränderungen  zur  Annahme  ge- 
langt war,  dieser  dreifach  modificirte  Plan  wurde  am 
25.  Februar  lb03  in  seiner  vierten  Redaktion  von  der  Keichsdepu- 
tation  zum  Abschlüsse  gebracht  Es  ist  die-  der  eigentliche 
K  e  i  c  h  s  d  0  p  u  t  a  t  i  o  n  s  h  a  u  p  t  s  c  h  1  u  s  s ,  welcher  durch  Keichs- 
gutachtenvom  24.;März  und  durch  kaiserliches  Ratifikationsdekret 
vom  27.  April  1S03  zum  Keichsgesetze  erhoben  wurde  (s.  g.  jüng- 
ster Beichsschluss  ^**] . 

16  Dieser  berühnue  Art.  VII.  lautet:  »Et  conimt  par  mite  de  In  cession, 
fue  Juit  l'einpire  a  ia  reixublüjue  francaiae,  plmimrs  ifrimtis  et  etats  de  Veii^ire 
80  irwtvetd  partimUhtment  dtimsüdiBt  m  ou  m  partiey  Umdi»  que  ^eil  a 
F  empire  germanique  collectivtment  ä  suppoHer  les ]>erte8 restUtan ^  dm 
stipulations  du  present  traiie,  il  eH  convenu  entre  S.  M.  l^Empereur  et  JRoi,  tani 
i-n  son  nom,  qu'au  nom  de  r cmjtire  gi'rmaniqnc  ti  In  npublique  frrrncaisr  ,  qticn 
conformite  des  pritmpes  JorinvUtinent  etabiis  au  congres  deRmtmit,  i'empire 
§ertt  tenu  de  donner  aux  princes  k^reditairest  qui  trouvent 
dipotsvdes  ä  la  rtve  gauche  du  Rhin,  un  dedommagementt  ^ui 
sera  pr  is  dans  le  sein  du  dit  empit'9,  tuivatU  k»  arrang«nmt»,  qui  ^apr^ 
ce8  basea  seront  ult^rieurement  dt'fermines.« 

I7j  Dieselbe  war  ausamniengesetzt  aus  den  Gesandten  von  Mainz,  Böh- 
men, Sachsen,  Brandenburg,  Bayern,  Würtemberg,  Hoch-  und  Deutschmeister 
und  HesBen^Kassel.  Dazu  kam  die  kaiserliche  Plenipotenx. 

IS)  Käu  SB  e  r.,  U.  6.  393  C  Oage  rn ,  Mein  Anthdl  an  der  Politik.  U 
S.  117,  119. 

JÜ,  H ausser,  B.  IL  S.  399. 


Digitized  by  Google 


Die  Auflösung  des  Reiches  und  der  Rheinbund.  27& 

§.  94, 

Letet»  Uvgiitiltng  das  diitMlMii  Retohei  dvrcb  den  B«likidepatatl«Di< 
bupttckliiM  Tom  85.  Febmr  1803  <. 

Kurz  vor  seinem  Untergänge  erlobte  Jus  deutsrhe  Reich  noch 
eine  tliirchgreilende  Umgestaltung  seiner  ganzen  Verfassung. 

Das  geistliche  Fürsten thum,  dieser  charakterististhc 
Zug  der  mittclaltrigen  Keichsphysiognomie,  wurde  fast  gänzlich 
beseitigt ,  die  Reichsstädte  gingen  bis  auf  6  verloren ,  indem 
aus  diesen  Elementen  der  Entschädigungsfonds  für  die  eiblich^en 
Fürsten  gebildet  wurde 

In  dem  Kurfürstenrathe  erloschen  Köln  und  Trier ,  der 
Stuhl  zu  Mainz  wurde  auf  Regensburg  übertragen;  der  ex  Jure 


20;  Der  Keichsdeputationshauptschluss  ist  sehr  oft  abgedruckt;  zusani' 
mei^iesteUt  mit  den  Beichtgutacbten ,  dem  Batifikatk>iudekret  u.  ».  w.  dndet 
er  sich  im  Anhange  zu  L eist's  Staatsrecht,  S.  26— S3. 

)}  Ueber  denselben  handeln  spedell  Adam  Christian  Gas  pari,  der  De- 
putntionsreec*?«! ,  mit  histi.n-isclu'n  ,  p-eographischeii  uiul  statistischen  Erläute- 
rungen und  einer  \'er<,'leichuntjstal"el.  2  Bde.  Hamburg  1SÜ3.  Von  demsel- 
ben: der  iVanzüsisch-ruüäischo  Eutschädiguugsplau.  Kegeusburg  lb02. 
K.  B.  Ad.  von  Hoff,  das  deutsche  Reich  vor  der  französischen  Revolution 
und  nach  dem  Fried  i.  von  Lüneville,  2  Thle.  Gotha  ISOl  und  1805.  Karl 
Wilhelm  von  Lancizolle,  Uebersicht  der  deutschen  Reichsstands» liafta- 
und  Territorialverhältnisse  vor  denr  französischen  Revolutionskrieg'e,  der  seit- 
dem emgetreteueu  Veränderungen  und  der  gegeuwärtigeu  liestandtheile  des 
deutschen  Bundes  und  der  Bundesstaaten.  BerUn  1$30. 

2}  Oesterreich  erhielt:  Trient  und  Brixen,  der  Orossherzog  von  To8> 
k  a  n  a  :  Salzburg,  Berchtesgaden,  den  grössten  Theil  von  Eichstädt  und  ThflUe 
von  l'assau,  der  Herzog  von  Mo  de  na:  Breisgau  und  Ortenau,  Pfalz- 
bayeru:  die Bisthümer Würzburg,  Bamberg,  Freisingen,  Augsburg,  Passau, 
viele  Abteien  und  Reichsstädte,  Preussen:  Hildesheim,  Paderborn,  Erfurt, 
das  Eichsfeld,  den  grdssten  Theil  von  Mflnster,  die  Städte  Nordhausen,  M flhU 
hausen  und  Goslar,  Braunsch  weig-Lfineburg:  Osnabrück,  Badent 
Konstanz,  die  Reste  der  Bisthümer  Speier,  Basel,  Strassburg,  die  pfälzischen 
Aemter  Ladenburg,  Bretten  und  Heidelberg,  viele  Reichsstädte  und  Abteien, 
Würtembergi  EUwangen,  Zwie&lten,  viele  andere  Abteien  und  Reichs- 
städte, Hessen-Kassel:  die  mainsischen  Aemter  Fritslar,  Naumburg, 
Amöneburg,  die  Stadt  Gelnhausen,  Hessen-Darmstadt:  das  kölnische 
Herzügthum  Westphalen,  viele  mainzischc  Besitzungen,  den  Kest  des  Uis- 
thums  Worms,  die  beiden  Linien  Nassau  - Usingen  und  e  i  1  b  u  r  g  hiel- 
ten mainzische  Aemter,  das  pfälzische  Amt  Kaub,  Theile  des  Kurlürstenthums 
KAlii  und  Trier,  die  Linie  Nassau-Dillenburg  fOranien;  t .Fulda,  Corvey, 
Weii^rten,  die  Reichsstadt  Dortmund  u.  s.  w.  An  diese  reichen  Ausstattun- 
gen, welche  den  Verlust  weit  überwogen,  s(  hlü<;scn  sicli  dann  die  kleinem  Ent- 
schädigungen, welche  zum  Theil  nur  in  Renten  bestanden. 
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mm  dotirte  Kurerzkanzler  war  nun  der  einzige  geistliche 
Knxfuzst,  dagegen  wurden  vier  neue  weltliche  Kurwürden  begrün- 
det für  Würtembeig,  Baden  ^  Hessen -Kassel  und  Salzburg,  d.  h. 
den  ehemaligen  Groesherzog  von  Toskana.  Es  gab  somit  10  Kur- 
fürsten. 

Der  Städterath  schmolz  auf  ü  Mitglieder  zusammen: 
Augsburg,  Lübeck,  Nürnberg,  Frankfurt,  Ih'emeu  und  Hamburg; 
45  Keichsstädto  wurden  aufo;ehohen  ^.  Den  noch  bleibenden 
Reichsstädten  wurde  in  allen  Reichskne;>en  unbedingte  Xcutra- 
lität  und  Befreiung  von  allen  Kriegslasten  zugestanden ,  aber  auch 
jedes  Stimmrecht  in  Kriegs-  und  Friedensangelegenheiten  ent- 
zogen. 

ImFiirstenrathe  erloschen  alle  geistliche  Stimmen  bis  auf 
drei :  Regensburg,  Hoch-  und  Deutschmeister,  Johannitermeister, 
die  vier  Kuriatstimmen  der  Grafen  wurden  beibehalten. 

Gegen  eine  neue  Kreirung  von  Virilstimmen  im 

Fürstenrathe ,  wie  sie  der  R.-D.-H.-Sch.  §.  32.  vorgeschlagen 
hatte,  legte  der  Kaiser  sein  Veto  ein,  wozu  er  all»  rdings  vollkom- 
men berechtigt,  aber  keineswegs,  durch  die  Reichs  Verfas- 
sung und  den  im  westphälischen  Frieden  festjjestellten  ( Grundsatz 
der  Religions  pari  tat ,  v  e  r  j)  f  1  i  e  h  t  e  t  war  *.  1  )iese  neuvorgeschla- 
genen Virilstimmen  traten  dalier ,  in  Ermangelung  der  reichsober- 
hauptUchen  Sanktion,  nie  ins  Leben.  Dag^en  waren  die  Stim- 
men der  säkularisirten  Stifter,  welche  als  £ntschädigungsUuide 
auf  die  Erbfürsten  gekonunen  waren,  unmittelbar  aktive, 
vollgültige  Stimmen,  deren  Führung  keiner  kaiserlichen 
Genehmigung  mehr  bedurfte.  T^otz  der  kaiserlichen  Anzweife- 
lungen gingen  diese  Stimmen  ohne  weiteres  auf  die  weltlichen 
Fürsten  über  und  der  Furstenrath  bestand  auf  dieser  Grundlage 
bis  zum  Ende  des  Kelches.  Durch  den  Wegfall  von  18  überrhei- 
niscben  Stimmen  sank  die  Zahl  von  1 00  auf  82 ,  von  denen  53 
resp.  52  evangelisch,  29  resp.  30  katholisch  waren.  Die  Einthei- 
lung  in  eine  geistliche  und  weltliche  Bank  wurde  zwar  bei- 
behalten ,  aber  nicht  als  eine  organische  Einrichtung ,  sondern  als 


3   G.  \V.  Hugo,  die  Mediatisirung  der  deutschen  Beichsst&dte,  I83S. 

1  In  Betreif  der  Umore'italtung  des  Fürstenrathes  verweisen  wir  auf  die 
gediegene  und  scharfsinnige  Schrift  von  Karl  Ludwig  Aegidi,  der  Fursten- 
rath nach  dem  Lüneviller  Frieden.  Berlin 
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blosser  AbstimmungsmoduSj  denn  auch  auf  der  geistlichen 
Üank  bildeten  die  drei  geistlichen  Fürsten  eine  Ausnahme. 

§.  95. 

Bm  laie  des  »beiUsen  HteMei  BeteliM  ieitielier  ffatioi«. 

Dieser  I^msturz  aller  Besitzverlüiltiii^se  in  J3eut.sclil;iud,  diese 
dynastische  llevolution,  Avekhe  mcIi  nur  zum  Scheine  noch 
in  die  Formen  des  Reich sredits  gekleidet  hatte,  erschütterte  den 
mittelaltngen  Bau  des  deutschen  Reiches  in  seinen  Grundfesten. 
Nur  noch  eine  kurze  Zeit  konnten  die  staatsrechtlichen  Organe  des 
Reiches:  der  Kaiser,  der  Reichstag  zu  Regensburg,  das  Reichs- 
kammergericlit  zu  Wetzlar  eine  Scheinexistenz  führen.  Die  or- 
ganischen Gesetze  >  welche  der  Reichsdeputationshauptschluss 
nothwendig  gemacht  hattCj  kamen  nicht  mehr  zu  Stande  ^  die  Or- 
ganisation des  BeichsfuTstenxathes  blieb  unvollendet;  die  Kreis- 
verfassung ,  das  Heichsmatriknlarwesen>  tieferschüttert  durch  die 
politischen  Umgestaltungen,  wurde  nicht  mehr  berichtigt.  Die 
Reichsritterschafty  deren  Rechte  Kaiser  und  Reich  noch 
1803  ausdrucklich  gewahrt  hatten,  wurde  von  ihren  landesherr- 
lichen Xcichhaiu  iuinur  mehr  bedrängt*;  nicht  nur  die  j^rössem 
Fürsten,  Avie  Rayeni  und  beide  Hessen,  ;iu(h  die  kleinen,  selbst 
bald  dem  Untergänge  gewidmeten  Dynasten,  wie  Isenbui'g,  Jlöhen- 
lohe,  Leven  und  Salm-Eeiferscheid,  übten  gegen  diese  Klcitisteii 
wieder  ihre  Faustrechts])(>litik ,  um  dadurch  «die  nntliwcndige 
Konsolidining  ihrer  Teiiitorien«  durchzuführen.  Ein  s.  g.  »kai- 
serliches Konservatorium  des  Reichshofrathes  vom  23.  Januar 
IS04  (  rettete  jetzt  noch  einmal  die  Keichsritterschaft  wenigstens 
vor  völliger  Vernichtung. 

Dieser  anarchischen  Krisis  im  Innern  entsprach  die 
Schutzlosigkeit  des  Reiches  nach  aussen.  Die  Besetzung  des 
Reichslandes  Hannover  (Kapitulation  von  Suhlingen  am 
8.  Juni  1803),  die  schnöde  Gebietsverletzung  durch  die  Gefangen- 
nahme des  Herzogs  von  Enghien  konnte  den  Reichstag  nicht  aus 
seinem  lethargischen  Schlafe  aufrütteln 

1)  Ueber  diese  Sediängnisse  der  Reichsritterschaft  siehe  bes.  Iläber- 
Hn's  Staatsarchiv,  B.  XI.  XIV.  Merkwürdig  ist  auch  der  klassische  Brief 
Stein'  s,  der,  als  rheinischer  Keichsritter ,  auch  von  derartigen  Uebergriffen 
bedroht  war,  an  den  Fürsten  von  Nassau-Usingen.  Pertx»  B.  I.  S.  257. 

2)  Um  idlen  diesen  Verlegenheiten  su  entgehen,  desertirtea  die  Reichs- 
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Im  Gefühle  der  sieh  iiuiuer  mehr  auflösenden  Keiehsordnung 
und  um  Na])<de(jn's  ei  Llielicm  Kaisertliume  eine  gleichberech- 
tigte Würde  gegenüberzustellen  ,  nahm  Kaiser  Franz  JI.  am  14. 
August  den  erhliehen  Titel  eines  Kaiser«  von  Oostor- 
reich an.  Diese  neue  Kaiserwürdc  stand  mit  der  alten  rÖmisch- 
deutschen  in  keinem  staatsrechtliclien  Zusammenhange.  Es  fand 
daher  von  1804 — 6  nur  oino  blos  zufällige  Personalunion  der  alten 
und  der  neuen ^  der  auf  Wahl  beruhenden  und  der  erblichen  Kai- 
serkrone statt.  Erst  vom  14.  August  )S04  gab  es  einen  öster- 
reichischen Rai  serstaat'. 

Im  Jahre  1805  kam  es  zwischen  Bussland  ^  England  und 
Öesterreich  zu  einer  neuen  Koalition  gegen  Frankreich.  Im 
Herbste  dieses  Jahres  begann  der  Krieg  zwischen  Oesterreich  und 
Frankreich^  in  -welchem  bereits  Bayern,  Würtemberg  und 
Baden  auf  Seiten  Frankreichs  fochten  und  das  deutsche  Reich 
sich  mit  der  Versicherung  Napoleon's  begnügte ,  dass  Frankreich 
den  Kri^  fiir  »die  Unabhängigkeit  Deutschlands«  und  »zum 
Schutze  der  deutschen  Reichsvei-fassung  ((  begonnen  habe  « I 

Die  Kapitulation  Ulm's  am  1 7 .  Oktober,  die  Eroberung  Wien's 
am  ['\.  Xov.  und  die  iSchlacht  bei  A  u  sterl  i  f  z  am  2.  Deeember 
nöthigten  Oesterreich  zum  Frieden  von  P r e s s b  u rg  am  2  G. 
T)ec.  1  8  U  5  Oesterreich  nui>*ste  in  diesem  Friedensschlüsse  alle 
die  Uebcrgriffe  anerkennen,  AvclcheFrankrci(  Ii  sdt  dem  Vertrage  von 
Liineville  «jemaelit  hatte,  namentlich  die  Veränderungen  in  Holland, 
der  Seliwciz  und  Italien;  es  mnsste  das  vonotianische Gebiet  au  das 
neue  Küni;^Teieh  Italien  [Art.  IV. j  ,  die  Markgrafschaft  Burgau, 
Vorarlberg,  die  Grafschaft  Hohen embs,  ganz 'Tirol  mit  Brixen 
und  Trient,  die  ihm  1803  zugefallenen  Theile  von  Fassau  und 
Eichstädt  an  Bayern,  die  Städte  Ehingen,  Munderkingen,  Ried- 
lingen, Mengen >  die  Grafschaft  Hohenberg,  die  Landgrafschafit 
Neuenbürg  an  Würtemberg,  den  Breisgau »  die  Ortenau,  die 
Stadt  Konstanz  und  Meinau  an  Baden  abtreten,  Art»  Till.  Fiir 


tagsgcsandteu  zu  Ende  Juli  in  Masse.  Für  den  Keichstag  traten  damit  vor 
der  Zeit  Ferien  «n  und  die  gefarchtete  Berathungirar  abgewendet.  Hftn  s  ser, 
U.  S.  504.  ♦ 

a  Siehe  meinen  Art.  Habeburger  in  Bluntachli'«  Stoatsw.  B.IV. 

ö.  02U. 

4)  Der  Friedenstraktat  von  Pressburg  findet  sich  beiG.  v.  Meyer  a.  a.  O. 
No.  IV.  S.  05. 
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alle  diese  Verluste  erhielt  Oesterreich  uur  Salzburg  und 
JierchtesgcuU'ii,  Art.  X.  Der  Kui-fiir«t  von  Salzburg  (ehem. 
Orosshorzog  von  Toskana]  bekam  dafiir  Würz  bürg  als  Kur- 
fürst en  th  um  ,  Art.  XI.  Die  liesitzuiigeii  und  die  Würde  des 
Hoch-  und  Deutschmeisters  sollten  in  der  Linie  eines  österreichi- 
schen Erzherzogs  erblich  sein,  Art.  XII.  Die  fireie  Keichsstadt 
Augsburg  wurde  Bayern  überlassen,  Art.  XIII. 

Ausser  diesen  grossen  territorialen  Veränderungen 
machte  der  Plressburger  Friede  ein  neues  Loch  in  die  Reichi^ver- 
fassung.  Oesterreich  musste  die  neukreirten  Königsktoneii  von 
Bayern  und  Würtembeig  und  die  yolle  Souverän  etat  dieser 
Staaten,  sowie  Badens,  anerkennen.  Dass  man  trotzdem  die  fort- 
dauernde Zugehörigkeit  dieser  Länder  zum  deutschen  Bunde 
-»emfHhalion  g^fnmdqmii  aussprach,  zeigte,  wie  völlig  das  Be- 
"wusstsein  der  Reichsordnung  den  damaligen  Machthaheni  abhan- 
den gekommen  war,  welche  an  dieser  Stelle  absichtlich  vermieden, 
noch  von  einem  deuti^ehen  Reiche  zu  sprerhen 

Neben  dieser  neugesehafFeuen  Souveräuetät  blieb  tur  die 
Reichsordnung  kein  Raum  mehr.  Hatte  der  Kaiser  im  Frie- 
den von  Tressburg  ausdrücklich  versprechen  müssen,  dass  er, 
weder  als  Rcichsoberhaupt,  noch  als  Mitstand,  die  Vollziehung 
irgend  eines  Aktes  hindern  wolle,  wozu  jene  Fürsten  in  Folge 
ihrer  Souveräuetät  schreiten  würden ,  so  zog  man  daraus  bald  die 
weitgehendsten  Konsequenzen,  welche  zur  völligen  Auflösung  des 
Beiches  und  zum  Bheinbunde  führten. 

Am  17.  Juli  1806  unterzeichneten  die  Gesandten  von  IQ. 
deutschen  Fürsten  zu  Paris  die  vom  12.  Juli  datirte  Bheinbunds- 
akte,  worin  sie  eich  vom  deutschen  Reiche  lossagten    Am  1.  Au- 

5}  Art.  Yli.:  Mleel»iBn  Bavtkv  et  de  WurUmherg^  ayant  prie  le 
üire  de  £oi,  aans  neun  m  oine  eesser  Rapporten  ir  ä  la  confideration 

^  r  r  >n  aniq  ue ,  S.  M.  PMnqiereur  (TAlhmagyxe  et  (VAutiiche  le»  recoiiyiaU  m 
cette  qnalitv.  Art.  XIV. :  X.  M.  Ir.s  liois  de  Baviere  et  Wurtetnhcrfi  et  S.  A.  S. 
VMlectetir  de  Made  jouiront,  stir  le6  tet  räoires  ä  eux  cedes,  comme  uussi  mr  leurs 
aneiene  HaiSf  de  la  pUnitude  de  la  eouveraineii  et  tous  lee  droitefuien 
dt  rivcnt  et  qui  leur  ont  ete  garantis  par  S.  M.  VEmpereiir  des  Fran^OU,  Moi 
ditalie,  aitm  et  de  la  meme  ntanicre,  qu*en  jouisseni  S.  M.  CEmperenr  c^Alle^ 
magnc  et  (TAutriche  et  S,  M.  le  Moi  de  Prusse  sur  leura  etats  aUewaiuh.  S.  31. 
fJEnipereur  (FAJlemagne  et  d'Autriche,  soit  comme  chsf  de  i'einptre,  soit  comme 
€0-4ta(,  ^ehffoge  ä  ne  met6re  aueun  obetaele  ä  FexieuHon  de$  aeteSf  qt^iU  tMrment 
JaiU  Ott  pownrqientfmre  m  eont^enee** 

6)  Mit  der  Angabe  Gagern'  s ,  B.  I.  8.  149,  dus  der  vom  12.  Juli  datirt« 
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giist  erklärte  der  friinzösisclip  Geschäftsträger  Bacher  dem  Reichs- 
tage zu  Re'jeiT^bury: ,  dass  der  Kaiser  der  Franzosen  das  deutsche 
Reich  nicht  niclir  anerkenne«^,  an  demselben  Tage  übergaben 
die  neuen  Kheinbundsfiirsten  zu  Kcgeusburg  ihre  officielle 
Lossagungsakte^. 

Daranf  legte  K.  Franz  II.  am  6.  August  IS06  die  römisch- 
deutsclie  Kaiserkrone  nie<ler,  erklärte  das  J^and,  welches  ihn  an 
den  Staatsköiper  des  deutschen  Keiches  gebimden,  für  gelöst  und 
die  reichsoberhaupdiche  Würde  für  erloschen,  entband  alle  Kur- 
fürsten, Fürsten,  Stände  und  Reichsangehörigen,  insbesondere  die 
Mitglieder  der  Reichsgerichte  und  die  übrige  Reichsdienerscfaafl^ 
von  ihren  Pflichten  gegen  das  Reichsoberhaupt  und  entzog  seine 
sänuntlichen  deutschen  Erblande  dem  Reichsverbande*.  Damit 


Vertrag  erst  am  IT.  Juli  unterzeifhnet  un'l  vollzo^^en  stimmen  alle  Berichte 
in  der  Reichstags>korrc"ipondenz  überein.  lläusser,  B.II.  S.  691. 

7]  G.  V.  Meyer  a.  a.  O.  S.  0>.  Charakteristisch  ist  die  Motivirung; 
nDepui»  lönfftemps ,  de$  alteratums  »ueeeitkes,  qni,  de  nede  w  siede ,  nCentUi 

qu'fiHfjnieitUint .  nvdient  rSduU  la  Constitution  ffermanique  ä  n'Üre  plu»  qa^une 

omhre  (Tt  Uv  rnt'me.  Le  temps  avait  chanrjr  fous  tes  nipports  dr  granrh-ttr  et  fh 
forcey  qni  txistaietif  prhnffiveynent  enfre  les  (hrer/i  vien}bres  de  Ui  cinfedeiafion 
vntre  chacun  d'eux  et  le  toui,  dout  iU  Jaimient  jJ^'i'^-  dieie  avait  cesst  dail- 
leure  d^ovoir  une  vohnie  qui  hti ßU  propire*  Zes  eenteneee  de»  tribtmattx  «MprAiMs 
ne  poHvaient  itre  rnises  ä  execiUion.  Tout  oUetUiU  un  affaihlissement  si  grand,  que 
le  Uen  fetUratif  rüoffraii  plus  de  garaiitie  a  personne  et  n^ttait  entre  les  puissans 
qu'un  moyen  de  dissension  et  de  discvde.  Les  evt-nenii  ns  de  trois  coalitions  ont 
porte  cet  affaihlissement  ä  son  dernier  terme:  le  traite  de  l'resbourg  a  attribiie  a 
Z.  M,  Ue  Roie  de  Bamire  et  de  Wuriemherg  etäS,A,  S.^  PEteäeur  de  Bade  la 
plenitude  de  la  souverainete ,  preregative,  qite  les  aufyres  SUt^eur»  reekmertdent 
SfDis  do'tte  et  aeraient  fondes  a  rtkLimer,  mais  qu  i  ne  pen  t  s^accorder  n  i  avec 
la  lettre,  tii  (i  r  r  c  /'  f  sj)  fit  de  la  con  stitnt  io  n  de  V  e  m  p  ir  e.  S.  M.  VEm- 
pereur  et  Rot  est  d<mc  oblige  de  deciurer,  qu'  il  ne  reconnait  plus  P  existence 
de  la  eonetiitttion  germanique,  en  reeoHnaieeatU  kt  rnnwermadU  enUere  et 
aheobie  de  ehaenn  dea prinees ,  dcni  lee  Hat*  eompoeeni  aujourd^hui  FAllenu^ne,m 

S)  G.  V.  Meyer  a.  a.  O.  S.  70.  Diese  Note  der  deutschen  Reidisbunds- 
fürsten  schlägt  denselben  Ton  an;  sie  klagt:  »dass  das  Band,  -welches  bisher 
die  verschiedenen  Glieder  der  doutsclien  Staatskörper  miteinander  verbinden 
sollte,  für  diesen  Zweck  nicht  mehr  hinreiche,  oder  vielmehr,  dass  das  Kelch 
in  derThat  schon  aufgelöst  sei . . .  Bei  dem  Drange  dieeeririchtigett 
Betrachtungen  haben  die  Souverins  und  Fürsten  dea  mittäglichen  und  west- 
lichen Deutsehlands  sicli  beu*cgen  gefunden,  einen  neuen,  den  Zeitunistfinden 
angemessenen  Hund  zu  schliessen.  Vergeblich  aber  würden  sie  sich  geschmei- 
chelt haben,  den  gewünschten  Endzweck  zu  erreichen,  wenn  sie  sich  nicht  au- 
gleich  eines  mächtigen  Schntses  rersiehert  hätten,  wora  sieh  nunmehr 
der  nämliche  Monarch,  dessen  Absichten  sich  stets  mit  den  wahren  Interessen 
Deutschlands  Qbereinstimmend  gezeigt  haben  {!},  Terbindet« 
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erreichte  das  tausendjahri^^'^p  Reich  Karl's  des  Grossen,  »das  heilige 
römische  Keich  deutscher  Kation«,  sein  Ende 


Zweiter  Abichiiitt. 

Der  Kheiubuud. 

§.  96. 

Die  6rändiuig  des  Rbeiabuides 

Seit  die  Zwietracht  und  Schwäche  Oesteneichs.und  Preussens 
die  mittlem  und  kleinem  Reiehsstände  des  sudwestlichen 


9)  Die  Erklftrung  Sr.  Maj.  des  Kaisers  Franz  II.,  wodurch  er^e 
deutsche  Kaiserkrone  und  das  Ileichsret,nment  niederlegt,  die  Kurfürsten, 
Fürsten  und  übrigen  Stände,  wie  auch  alle  Angehörigen  und  Dienerschaft  des 
Reichee,  ihrer  bisherigen  Pflichten  entbindet,  datirtWien,  den  Ü.  Aug.  1806, 
«teht  bei  Meyer  a.  a.  O.  S.  71. 

10)  Nach  den  Gnmdsfttzcn  des  lleichsstaaterechts  konnte  weder  die  völ- 
lig rechtswidrige  Lossagung  einzelner  Fürsten  vom  Reichsverbande ,  noch  die 
Entsagung  des  Kaisers  auf  die  Krone,  das  Keich  selbst  aufheben.  Der 
staatsrechtlich  korrekte  \Veg  nach  Abdikation  des  Kaisers  wäre  gewesen,  dass 
der  Kurfürst  von  Sachsen  das  Reichsvikariat  angetreten  hlltte  und  dass  eme 
neue  Kaiserwahl  veranlasst  worden  wäre,  dass  der  Eeiclisfiskal  einen  Frocess 
'regen  Felonie  re<;p.  Iloehverraths  gegen  die  Hheinbundsfürsten  angestrengt 
hätte  u.  8.  w.  Aber  die  Macht  der  Thatsachen  spottete  solcher  juristisch- 
legitimistischen  Konsequenzen.  Die  liheinbundsstaaten,  also  der  ganze  Süd- 
westen Deutschlands,  die  österreichischen  Lande,  waren  dem  Reichsverbande 
thatsächlich  ejitsogen,  Preussen  nahm  die  Reichsauflösung  sofort  als  eine  voll- 
endete Thats?irhp  an,  der  König  von  Dänemark  inkoiporirte  am  9.  Septbr. 
seine  deutscheu  Besitzungen  der  dänischen  Krone,  der  König  von  Schweden, 
als  Herzog  von  Pommern,  zog  sich  schon  am  3.  Januar  vom  Reichstage  zurück 
und  unterstellte  Pommern  und  Rügen  am  2ß.  Juni  der  schwedischen  Reichs-* 
Verfassung.  [Die  dänische  und  schwedische  Erklärung  findet  sich  bei  Meyer 
a.  a.  O.  S.  72  ff".)  Nur  der  König  von  England,  als  bisheriger  Kurfürst 
von  Hannover,  erkannte  die  Auflösung  des  Reiches  nicht  an,  obgleich  auch  er 
damals  nicht  öffentlich  protestirte.  (Hanndversche  Erklftrung  vom  25.  Novbr. 
1S14.  Klttber,  Akten,  B.  I.  Heft  I.  S.  S4.)  Da  in  Deutschland  also  nirgends 
Widerspruch  erhoben  wurde  und  niemand  auftrat,  die  Fortexistenz  des  Reiches 
geltend  zu  machen  und  seine  Verfassung  zu  verthcidigcn,  so  muss  mit  der  Ab- 
dankung Franz  II.  auch  das  Ende  des  deutschen  Reiches  angenommen  werden. 
Freilich  bl«bt  dabei  das  unvertilgbare  Recht  der  deutschen  Nation  auf  eine 
staatliche  Reichsverbindung  fortbestehen.  «Vor  allen  Traktaten  haben  die 
Nationen  ihre  Rechte (Preuss.  Erklärung  vom  9.  Okt.  1806.) 

1 )  Marchese  Lnccheeini,  sulle  causse  e  gli  effvtti  della  con/edernzione  He- 
nana.  II  Tom.  1819.  Deutsch  von  B.  J.  F.  von  Halem.  Leipzig  1S21. 
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Deutschlands  dem  französischen  Eintiusse  immer  mehr  in  die 
Anne  g'ctrieben  hatte,  war  der  Gedanke  eines  engem  Anschhisses 
dieser  dritten  deutschen  Staatengruppe  an  Frank  reich  eine  fest- 
stehende Tradition  der  französischen  PoHtik  geworden.  Die  {Se- 
parat vertrage  von  1796,  die  französische  Protektion  in  der  Zeit 
der  Auflösung  von  1802  und  1803  enthielten  bereits  die  Ansätze 
zu  einer  solclien  deutsch -französischen  Verbindung.  Eine  be- 
stimmtere Richtung  ge^^innen  diese  Bestrebungen  besonders  seit 
'  dem  Jahre  1804,  wo  sich  der  neue  Imperator  zuerst  in  IMuinz  von 
den  BÜd-  und  westdeutschen  Fürsten  huldigen  Hess.  Der  Krieg 
von  1805  zeitigte  diese  Ideen.  Man  dachte  wohl  in  Deutschland 
daran,  ein  solches  B^dniss  selbstständig,  ja  in  formellem  An- 
schlüsse im  die  BeichsTerfassung  eingehen  zu  können*.  Aber 
Napoleon  wollte  den  Bund  als  ein  reines  Geschöpf  und  Gnaden- 
geschenjk  seiner  Hand  erscheinen  lassen.  Schon  im  März  1806 
hatte  er  zu  München  den  Bevollmächtigten  von  Bayern,  Wijrtem- 
beig  und  Baden  den  Torläufigen  Entwurf  eines  Bündnisses  vorge- 
legt Aber  erst  im  April  wurden  die  Pläne  zu  Paris  wieder  auf- 
genommen. Von  gemeinsamen  Unterhandlungen  mit  der  Ge- 
sammtheit  der  deutschen  Bevollmächtigten  war  nicht  die  Rede  *. 
TalleATand,  und  durch  ihn  Xapolcon ,  blieb  allein  jMeister  der 
Situation  Die  kleinem  Staaten  erfuhren  den  Inhalt  der  IJundes- 
akte  erst  am  Tage  der  Luterzeiclmuug.    Es  bheb  ihnen  indessen 

Frhr.  von  Gagern,  Mein  Antheil  an  der  rolilik.  Theil  I.  Stuttgart  1S23. 
L.  Hftvsser,  deutaehe  0«schichte.  B.  II.  Abschnitt  besonders  S.  65$ 
bis  700.  Karl  vonKalt  e  nbom ,  Geschichte  der  deutschen  Bundesverhält- 

nisse  und  Einheitsbestrchun^rcn  von  1S06 — 1^5f)  unter  Berücksichtipmir  der 
Entwickelunfj;  der  Landcsverfassuniren.  T.Th.  JJerl.  1*^57.  S.  3 — Klüpfel 
in  Bluntsclili's  Staatsuörterbuch,  B.  \        S.  Glu,  unter  dem  An.  iihcinbund. 

2)  So  vor  allem  der  Xurerzkanzler,  welcher  noch  am  19.  April  ISOÜ 
Kapoleon  aufforderte ,  als  ein  2weiter  Karl  der  Grosse  Kaiser  des  Abendlandes 
zu  -werden,  »um  die  Keime  deutscher  A^'iedcrgeburt  xu  entwickeln«.  »Werden 
Sie,  Sire,  der  Begenerator  unserer  deutschen  Verfassung«.  H&usser,  B.  II. 

S.  579. 

3)  Hierüber  siehe  bes.  Klüber,  Uebersicht  der  diplom.  Verhandlungen, 
]20.  Kaltenborn  a.  a.  O.  S.  19* 

4)  Luochesini,  B.  L  8.  368  ff.  Oagern,  B.  L  S.  149—153. 

5)  Ausser  Talleyrand  irar  besonders  «n  Beamter  im  ItCiiiisterittm ,  La> 

bcsnnrdiöre,  thätig,  dieser  kons ultirte  wieder  den  alten  achtzig^rigen 
Stra'^sburger  Publicisten  Pfeffel,  früher  »Jmt'ftrmfsulfe  du  Tioi"  Oagern,  I. 
S.  142—144.  ÜLaltenborn,  S.  2S.  Dem  alten  Pfeffel  verdankt  man  gerade 
die  sdumenditen  und  fOt  die  deutschen  Verhältnisse  racksichtsvoUsten  An- 
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keine  andere  Wahl,  altt  die  nActe  de  la  confederation  du  Rhin  ou 
tf'm'fe  e)Ure  S.  M.  VEmpereur  des  Francais  et  les  menibres  de 
rempire  gwmamqm  dewmmoi,  c&nclu  a  Paris  le  12  Jaillet  1506« 
zu  unterzeichnen.  Am  25.  Juli  fand  die  Auswechselung  der 
Batifikationen  zu  München  statt.  Die  16  ursprünglichen 
Mitglieder  des  Bheinhundes  wairen:  der  König  Tonfiaycm 
und  Würtembeig,  der  bisherige  Kurerzkanzler,  nun  Fürst-Prima«  ^ 
der  bish^ge  Kurfürst»  nun  Grossherzog  von  Baden,  die  Gross- 
herzoge von  Belg,'  und  Hessen-Darmstadt,  der  Herzog  von  Nas- 
sau-Usingen und  der  Fürst  von  Nassau- Weilbuig,  die  Fürsten  von 
Hohenzcrillem- Sigmaringen  und  Hechingen  ^  von  Salm -Salm  und 
Sahn-K}Tburgj  von  Isenbuzg-Birstein»  der  Herzog  von  Aremberg 
und  der  bisherige  Graf,  jetzt  Fürst  von  der  Leyen ,  der  Fürst  von 
liec^teiistein^ 

§.  97. 

Weitere  Aaidehnung;  des  Rheiabindes. 

Der  erste  Fürst,  welcher  zu  den  16  ursprünglichen  Mit- 
ghedem  hinzutrat,  war  der  Erzherzog-Grossherzog  von  Würzburg 
Aber  dieser  JJund ,  ursprünglich  nur  dazu  bestimmt ,  »d^  innem 
und  äussern  Fheden  des  sü  dli eben  Deutschlands  zu  sichern«, 
sollte  noch  ganz  andere  Dimensionen  annehmen. 

Preussen,  seit  dem  Frieden  von  Basel  in  neutraler  Stellung 


Ordnungen  der  Bheinbundsakte ,  besonders  in  Betreff  der  s.  g.  Media ti« 

sirten. 

Dies  war  der  bekannte  Karl  Theodor  Anton  Maria  Frhr.  von  Dal- 
berg, geb.  1744  ,  seit  lSü3  Kurerzkanzler,  l>0«i  Fürst -Primas ,  ISIO  Gross- 
her«^  Ton  Frankfurt,  1813  seiner  Regterung  verlustige  1 1817.  Ueber  ilin 
besonders  Perthes,  Politische  Zustände.  S.  307 — 325. 

7  Die  von  Preussen  und  Bayern  abgetretenen  TIerzogthÜraer  Kleve  und 
Berg  hatte  Napoleon  auf  seinen  Schwager,  den  Prinzen  Joachim  Mü  rat, 
am  15.  März  1S06  übertragen.  Dierei  de  &  VEmperevtr  de»  Frm^aia  par 
hguü  ü  irwufire  ka  duehA  de  Cleve»  et  de  Serp  ä  »oh  hem-fi^e  le  IVinee 
Joachim,  en  date  du  15  JWianv  1806,  bei  G.  v.  M  e  yer  a.  a.  0.  S.  75. 

S)  Letzterer  wurde  so^ar  ohne  sein  Zuthun  zum  Rheinbundsmitglicde 
gemacht;  deshalb  hat  er  weder  die  Klieinbundsakte,  noch  die  beim  Reichstage 
am  I.Aug,  übergebene  Erklärung  unterzeichnen  lassen.  Klüber's  Ueber- 
aicht,  S.  280*  .  G.  v.  Meyer  a*  a.  O.  8.  79,  Anm.  2.  Oertel,  Staatsgrund- 
gesetie.  S.  651  und  654. 

1)  Tratte  d'accesst'oji  dt  8.  A.  Ii.  VArchiduc  Oraiid-  <hic  de  JJ'urzhoxvfi  Je 
25  Sept.  180(>,  bei  Guido  von  Meyer,  1.  S.  8*.  Winkopp,  der  Kbeinische 
Bund,  B.  II.  S.  291  ff. 
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und  kiaft  de»  Vertrags  vom  15.  Febr.  1806  noch  durch  den  Besitz 
von  Hannover  vergrÖBsert ,  machte  nach  Auflösung  des  Reiches 
den  Versuch »  die  norddeutschen  Staaten  zu  einem  norddeut- 
schen Beichsbunde  su  vereinigen*.  Flüssen,  Sadisen  und 
Hessen  sollten  das  Direktorium  bilden,  Preussen  sollte,  als  Bun- 
desoberhaupt, die  Kaiserwurde  annehmen  und  »alle 
Vorrechte  des  Kaisers  in  den  ständischen  Ländern« 
erhalten  *.  Dieser  Plan  scheiterte  jedoch  an  der  geringen  Bereit- 
wüliffkeit  von  Sacliseii  und  Hessen  und  den  Intriguen  Frankreichs. 

Im  Oktubcr  brach  der  Krio^^  zwischen  Frankreich  uu<I  1  'reussen 
aus  *.  Der  Sieg  der  frauzösisclieu  WaifFen  bei  Jena  und  Auerstädt 
am  14.  Oktbr.  1806,  hoi  Friedland  am  14.  Juni  1&07,  nöthigte 
Preussen  zu  dem  unglücklichen  Frieden  von  Tilsit  am  9.  Juli 
ISO 7  Durch  Artikel  VII.  verlor  Preussen  alles,  was  es  zamscIicu 
Rhein  und  £lbe^  unter  was  immer  für  Titeln  besessen ,  ausserdem 
noch  Dan  zig  und  den  grössten  Theil  seiner  polnischen  Be- 
sitzungen ,  woraus  für  Sachsen  das  Herzogthum  Warschau  ge- 
bildet wurde.  •  Selbst  Russland  bereicherte  sich  noch  mit  den  Spo- 
lien  seines  Verbündeten  (durch  den  Grenzdistnkt  Bialystock). 
Von  6053  Quadratmeilen  verblieben  Preussen  nur  2882  *.  Durch 
Art.  IV.  musste  der  Rheinbund  und  der  Besitzstand  seiner  Mit- 
glieder anerkannt  j  sowie  die  Anerkennung  künftig  noch  aufzu- 
nehmender Mitglieder  im  voraus  ausgesprochen  werden.  Da- 
mit war  Preussen  von  jeder  Einwirkung  auf  die 
deutschen  Angelegenheiten  ausgeschlossen  und  der 

2)  Diese  Projekte  zu  einem  norddeutschen  Bunde  zuerst  gründlich  erör- 
tert zu  haben  ,  ist  das  Verdien'st  von  Adolf  Schmidt.  Siehe  seine  beiden 
Schriiten :  Freussens  deutsche  Politik.  Berlin  1^5'»,  und  Geschichte  der 
preussisch  -  deutschen  Unionsbestrebungen.  Beiün  Zu  vergleichen  ist 
auch  Kaltenborn  a.  a.  O.  B.  I.  8,  39— 5S.  KlQpfel,  die  deutschen  Ein- 
heit8bestrebun<;en  in  ihrem  geseliichtlichen  ZusamnieDhange.  Leipsig  1853. 
Häusser,  B.  II.  S.  709. 

3)  Art.  XIII.  der  »vorläufigen  GrundUnient  eine»  Ver£usungsentvurfes 
bei  A.  Schmidt,  Preussens  deutsche  Politik,  S.  S9. 

4)  Freussiscbes  Xriegsmanifest  vom  U.  Okt.  ISUö.  Siehe  darüber  Gentz, 
Tagebuch  in  seinen  Schriften,  II.  S.  237.  Hftnsser,  II.  8.  736.  Das  Mani- 
fest selbst  findet  sich  bei  G.  ?.  Meyer,  B.  L  S.  150 — 162. 

5)  Der  Frieden  von  Tilsit  und  zwar  sowohl  der  »  (raite  de  pai'x  entre  S.  M. 
VEmpereur  des  Francais  et  S.  M.  PEmpereur  de  tontes  les  üussies  le  7  Juillet  1  SO?«, 
als  der  »traite  de  pmx  ettire  6'.  M.  l  Empereur  des  Enmcais  et  S.  M,  le  Moi  de 
Prüm  candu  h  9  JuiU$k  1007  findet  sicfa  bei  Meyer  it.  a.  0.  1.  8.  93^100. 

6)  A.  Schmidt,  Preussens  deutsche  Politik.  8.  137. 
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napoleonischen  Politik  freie  Hand  gelassen  ^  das  Netz  ihrer  rhein- 
bitndneiisclieiL  Klientel  bis  zu  den  Ufern  der  Nord-  und  Ostsee 
auszuspannen. 

Nach  schnellem  Abfalle  von  der  preussischen  Alliance  trat 
Sachsen^  als  Königreich^  in  dem  Posener  Frieden,  am  11.  Dec. 
.1806  dem  Rheinbünde  bei  Als  besondere  Gnade  mussten  es  die 
übrigen  kleinem  norddeutschen  Staaten  ansehen ,  dass  ihnen  die 
Aufnahme  in  den  Rheinbund  zugestanden  wuide  ^,  Die  Herzöire 
von  Sachsen -Weimar,  Gotha,  Mpinin^cn,  Hiklburohaiiscn  und 
•  Koburg,  von  Meklonburj^-Schweriii  und  .Stnditz ,  von  Oldenburg, 
die  Fürsten,  nimmelu*i<it'n  Jlerzöge  von  A u Ii u i t - ])es8au ,  licrn- 
burs"  uiiil  KiiilK  II,  die  Fürsti-n  von  Lippe -Detmold  und  Sehaum- 
lnii  _;  .  ilcuss  alterer  und  jiiii'_roror  ]  inic  .  von  Sf^iwfir/burii- 

liudülstadt  und  S(»ndersbausen  umi  von  Waideek  Avurdun  .Mit- 
glieder des  Rheinbundes.  Hessen-Kassel,  ]k-aunsebweig- 
Wülfenbiittel  luid  der  mit  Fulda  eutächädigte  J^'ürst  von  Orauien 
wurden  ihrer  Lande  i  ntsetzt. 

Auis  d<'u  al)u*  tretenen  preussiselien ,  aus  den  hessen  -  kassel— 
sehen  und  braunsehweig- wolfenbütteischen  Liiiuleni  und  einigen 
andern  Gebietstheilen  wurde  das  neue  Königreieh  Westphalcn 
für  Napoleon's  jüngsten  Bruder  Hieronymus  gebildet^  weiehes 
durch  Dekret  vom  7.  Dec^  tS07  ebenfalls  für  einen  Bestandtheil 
des  Rheinbundes  erklart  wurde 

Der  Rheinbund  umfasste  nun  aUe  deutschen  Staaten  j  mit 
Ausnahme  von  Oesterreich  und  I^eussen,  Schwedisch-Pommem 
und  Holstein;  sein  Gebiet  betrug  im  Jahre  ISIO  5703  Quadrat- 
meilen mit  14^935,265  Einwohnern 


7)  Tratte  de  paix  et  (Taccession  ii  la  confeJirafion  rhi  Rhin,  conelu  avee  &  3f, 
ie  £oi  de  Saxe  a  Posen  le  1 1  Der.  I S06.   M  e  y  e  r ,  S.  SO. 

8)  Ueber  die  Aufnahme  dieser  Fürsten  in  den  Rheinbund  ist  besonders 
zu  vergleichen:  Gagern,  Antheilan  der  Politik,  B.  L  S.  151 — 168,  undFriedr. 
▼  on  Hfl  11  er,  Ermnerungen  aus  den  Xriegaseiteti.  1851.  Die  &8t  gleich- 
lautend«! AeoeBnonaurkandeii  dieser  Staaten  finden  sich  bd  Meyer  a.  a.  O. 
S.  90. 

9)  Auszug  aus  der  dem  Königreiche  Westphalen  durch  S.  M.  den  Kaiser 
der  Franzosen  d.  d.  Fontainebleau  le  15  Nov.  1807  gegebeneu  und  durch  ein 
ktoigl.  Dekret  vom  7.  Dec.  1S07  pubiidrteii  Konetitution,  vodnrck  das  König- 
reich für  einen  Bestandtheil  dea  rheinischen  Bundes  erklärt  vurde,  bei 
Meyer  a.  a.  O.  S.  92. 

10}  Kaltenborn  a.  a.  O.  I.  S.  74. 
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§.  9S. 

BaiptiBhitt  dtr  UieiiliiiidMkte,  iubeMAdtre  die¥arftttuig  dei  Baadts 

Die  Blieittbundsakte  erstreckte  sich  mcht  nur  auf  die  16  ur- 
sprünglidi  untenseiclinenden  Fürsten  selbst,  sondern  auch  auf 
zahlrdche  andere  deutsche  Beichslande,  welche,  ohne  Wissen  und 
Willen  ihrer  Landeshenrschaft ,  zu  dem  Bunde  giezogen  und  den 
einzelnen  Bundes<?liedem  ziigetheilt  wurden.  Es  waren  dies  die 
reichsrittersc haftlichen  Gebiete ,  die  Reichsstädte  N ü rn  — 
ber<r  nnd  Frankfurt,  die  Besitzungen  des  deutschen  und  des 
J  oliiinniterordens  und  die  Lande  von  72  reich  ss  tä  n  di - 
seilen  Fürsten  und  Grälen''.  Hatte  man  1803  nin- L^f'^f- 
liehe  Staaten  und  Reichsstädte  vernichtet,  so  wurden  liier  zum 
erstenmal  auch  erl)li(lie  und  weltliche  Lande ^h er rn, 
ohne  jeden  Rechtsgrund,  ihren  beutelustigen  Nachburn  und 
bisherigen  Mitständen  geopfert.  Es  war  dies  ein  neuer  Gewaltakt 
dieser  djTiastischen  Revolution,  wodurch  abermals  eine  grosse 
territoriale  Umgestaltung  Deutschlands  herbeigeföhrt 
wurde.  - 

Die  Rheinbundsakte  bestimmte  Art.  XXVI.  die  in  der  Sou- 
veranetät  enthaltenen  vier  Hauptrechte:  y^UffislaUon ,  /urüUcHo» 
mpr^me,  haute poHce,  eonscripHm  rmHtaire^.  Allen  Bundesgliedem 
gebührte  die  volle  Souverän etät,  aber  den  unterworfenen 
Reichsständen  wurden  umfassende  grundherrliche  Rechte, 
DdroiU  tdgnetmmtx  ei  fiodaux  nm  eisenHeUement  mhirem  ä  la  «fu^ 
vermnete « ,  und  wichtige  persönliche  Vorrechte '  zugestanden. 


1 ;  Die  wichtigsten  Werke  über  das  ötfentUche  Recht  des  Rheinbundes  voii 
Zachariä,  Behr  und  Klflber  sind  oben,  S. 92  ff. ,  aufgef&hrt.  Klfiber^s 
Staatsrecht  des  Rheinbundes  giebt  die  beste  und  vollständigste  Darstellung 
des  Staatsrechts  jener  Zeit.  Unbedeutend  ist  Joseph  Zintel's  Entwurf  eines 
Staatsrechts  für  den  rheinischen  Bund  nach  den  Grundsätzen  des  allgemeinen 
Völkerrechts.  München  1S07.  Reiches  Material  bietet  die  Zeitschrift  von 
F.  A.  Winkopp,  der  rheinisebe  Bund,  69  Hefte  in  23  Binden  und  1  Suppl.- 
flft.  I80(j — IS  14.  Daselbst  finden  sich  auch  die  staatsrechtlichen  Urkunden 
der  damaligen  Zeit ;  die  Kheinbundsakte  ist  sehr  oft  abgedruckt,  so  ala  Anhang 
8U  K 1  ü  b  e  r'  s  Staatsrecht  und  bei  G.  v.  M  e  y  e  r  a.  a.  ü.  S.  79. 

2'  Dies  sind  die  s.  g.  Mediatisirten.  Die  Kh.-B.-A.  braucht  diesen 
2  war  üblichen,  aber  allerdings  nicht  genauen  Ausdruck  selbst  niemals,  sondern 
bezeichnet  aie  durch :  *h9prwe$8  0H  eomUa  aetuellemtntriffHttMm,  und  ihrs 
Länder  durch :  »Us prmeipaHi^t  eomteM  ou  mgtieurt*'^,  qui  dotveni  en  vertu  <A» 
pretent  trotte poiur  sous  ta  touveram^  de  Fun  dts  tiati  conf4d(r4»*m 
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Art.  XXYII — XXXIf.  Bie  reiclisstfiiidisclien  Gebiete  wuxden  nur 
"»en  totUe  «niveraineten ,  die  reichsstädtischen  und  geisdiehen  Be- 

sitzung^en  )^en  tmte  souterainefe  et  />ro/>nt?7<?«  unterworfen*.  Nur 
die  souveränen  Fürsten  waren  Mitgliotler  des  Jiuudes,  die  unter- 
worfenen Staudefjhenn  dagegen  nur  hoehprivilegirte  Uuterthanen 
der  einzeliieii  lilit  iuhuiHlsfursten. 

Der  Kli  einband,  ^'  o)ifa  der  ation  du  Rhin^ ,  war  ein 
blos  völkerrechtlicher  A fiein  souveräner  Staaten,  kein  Reich  oder 
Bundesstaat.  Er  war  eine  völlige  Neuschöpfunp:,  keine  l^ortsetzung 
des  deutschen  üeiches.  Angeblicher  Zweck  des  Bundes  war:  »die 
Sicherung  des  äussern  und  inneni  Friedens  von  Süddeutschland«. 
Au  der  Spitze  des  Bundes  stand  als  Protektor  der  Kaiser  der  Fran- 
zosen,  er  stand  als  solcher  nicht  in  dem  Bunde,  sondern  über  dem 
Bunde.  Er  übernahm  die  Initiatiye  des  zu  entwerfenden  Funda- 
mentalstatutes^  ernannte  den  Nachfolger  des  Fürsten-Pdmas 
(Art»  XII.)  und  konkurrirte  vorzüglich  bei  der  Aufoahme  neuer 
Bundesgenossen  (Art.  XXXIX.),  sowie  in  Kri^sverhäÜtnissen  des 
Bundes.  Obgleich  Napoleon  jeden  Gedanken  an  eine  wirkliche 
Oberherrlichkeit  ziu"ückwies  ^ ,  so  fand  doch  thatsächlich  die 


V  Bei  der  Ab^Tcnzung  dex*  Rechte  der  neuen  Sonveräne  und  der  unter- 
worfenen Keichsstände  soil  man  aU  Vorbild  die  ^iethes paUntes  iVAlsacta  be- 
nutzt haben,  wodurch  das  staatsrechtliche  Verhältni«^.s  deutscher  Keichsstäude 
im  El«asa  zur  Krone  Frankreich  geordnet  wurde»  s.  z,  B.  die  UUm  patmU» 
fax  den  Farstbischof  von  Straasbuxg  vom  J.  J723.  Winkopp,  B.  I.  8.  8. 

4  Urkunde  über  die  Zuweisung  der  durch  die  rheinische  Bundesakte 
mediatisirten  Stände  und  ihrer  Geltiete  an  die  betreffenden  Souveräne  oder 
nConditions  sous  leit^uelles  les  possessiona  assignees  pur  le  traiff'  de  Paris  $ont 
remis  es  aux  etat»  cmfediris  })ar  les  commismires  de  S.  M.  rUmpereur  des 
I^raneai»  bei  Meyer  a.  a.  O.  S.  85.  Die  Besitsergrelfungspatente 
finden  sich  bei  AVinkopp,  B.  I.  S.  91—109.  S.  142  ff.  S.  149  ff,  u,  a.  w, 

5  Selbst  der  Xanie  »Rheinbund«  war  nicht  neu;  auch  das  in  seiner 
Tendenz  verwandle  Hfmdniss  Frankreichs  mit  den  westlichen  Reichsstanden 
vom  14.  A\ug.  HiöH  war  Rheinbund  oder  rheinische  Alliance  genannt 
worden.   Heinrich'«  deutsche  Beichsgeschichte.  Abth.  IX.  S.  67. 

6)  Ueber  den  Entwurf  des  Fundamentalstatutes  siehe  besonders  das  Cir> 
kularschreiben  des  Fdistcn- Primas  an  die  übrigen  Rheinbundsfbrsten  vom  ' 
13.  Sept.  ISüO  bei  Meyer,  S.  ^7. 

7)  Wichtig  über  das  Verhähtiiss  des  Pi'otektors  ist  besonders:  Letfre  de 
S.  M.  FEmpereurdesFran^ais,  lioi  (ritalk,  Protecteur  de  iu  Conjvderation  du  Rhin 
äS.A.S,  leJPHnee-^imat,  Uli  Sept,  1806,  beiMey er,  S.  86t  *iV<>«»»W*»- 
(biW  m  rien  nom  arroger  la  portion  de  souverairuti,  qu'exercait  fEtnptretafd^AlU' 
magne  comme  suzerain.  Les  affaires  intirieures  de  chaque  t'iat  ne  nous  regar- 
detU  jMU,  Le9  princes  d»  la  con/«d^ation  du  Mhm  9ont  des  souvemin»,  qui  n'ont 


288 


Zweites  Kapitel. 


druckendBte  Abhängigkeit  statt,  besonders  yeifögte  Napoleon  über 
die  Kontingente  ganz  nach  Wxllkixhr  ^ 

Die  Bimdesfüisten  entsagten  für  sich  und  ihre  Nachfolger 
allen  Bechten  (ä  tout  draU  aclml)^  welche  sie  auf  die  Besitzun- 
gen anderer  Mitglieder  haben  könnten,  mit  alleiniger  Ausnahme 
der  Erbfolgerechte,  drmit»  itenäiels,  Art.  XXXIV.,  erkUirten  alle 
Reichsgesetze  für  sich  und  ihre  Lande  für  unverbindlich  (S.  22; , 
Art.  II.,  und  legten  alle  auf  die  deutsche  Reichsverfassung  bezüg- 
lichen Titel  ub.  Der  Kurerzkau^lcr  m  urde  Fürst-rrimas.  Er  war 
als  solcher  Präsident  der  Hundes vorsamnilung.  Diese, 
>^/u  (licie  de  Francforhu  ^^olltc  das  cinzi^^e  vorfrtssuni^siiiiissige  Organ 
des  Bundes  sein  und  aus  zwei  ivoUe^icn  bestellen,  dem  könig- 
lichen, woJin  aucli  der  Fürst-Primas  und  die  Grossherzoge  we- 
gen ihrer  »königlichen  Ehren«  gehörten,  und  dem  für  st  lieh  en. 
Micht  nur  das  allgemeine  Präsidium  in  dem  Plenum  der 
IhnidesTersammlung  gebührte  dem  Fürsten-Primas,  sondern  auch 
<las  besondere  in  dem  königUehen  Kollegium,  in  dem  fürst- 
lichen dem  Herzoge  von  Nassau,  Art.  X.  Die  Bundesversamm- 
lung war  zugleich  bestimmt,  als  Bundesgericht  alle  Streitig- 
keiten zwischen  den  Bundesiursten  zu  entscheiden,  Art.  IX.  Aber 
weder  die  Organisation  dieser  Bundesbehörde  ist  je  ins  Leben  ge- 
treten, noch  ist  das  versprochene  Fundamentalstatut  erlassen 
^  worden.  Das  ganze  BundesrerhäTtniss  blieb  ein  Werkzeug  fran- 
zösischer Willkühr  und  war  keiner  weitem  rechtlichen  Ent- 
wickelung  fähig,  doch  sind  manche  Grmndzüge  der  spätem  deut- 
schen Bundesver&ssung  der  Rheinbundsakte  entlehnt. 

§.  99. 

ionere  staatliclie  Entwickelang  der  Aheinbundsstaatea'. 

Durch  den  R.-D.-H.-Sch.  vom  25.  Febr.  ISOS  und  durch 
die  Bheinbundsakte  war  der  ganze  althergebrachte  Territorialbe- 

pomt  de  «vserom.  —  Ce  ne  wni poini  de»  rapporU  de  euserameU,  qui  nou»  lient 
ä  la  confed^roHon  du  JRhiti  f  mais  des  rappotis  de  simple  protection.« 

8)  Streng  aber  wahr  charnkterisirte  Gentz  »diese  Schimpf-  und  Spott- 
konstitution«,  sie  sei  gebildet  '»aus  drei  köstlichen  Bestandtheileu,  einem  Skla> 
venvolke  unter  einem  doppelten  Herrn,  Despoten  in  erster  Potenz,  selbst 
SUatmi  eine»  hohem  Gebieter»,  und  einem  selbstgeeeliaffe&en,  alles  verschlin- 
genden  OberdespotMi.« 

1)  Das  reichste  Material  in  Beaug  auf  die  Verfassitng  und  Verwaltung,  die 
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stand  des  siidlichen  und  westlichen  J Deutschlands  völlig  umge- 
wandelt. Aus  den  ver«f  lu'edenartif^sten  Elementen,  aus  geistlichen 
Fürstenthümem ,  Abteien  und  Prälaturen,  aus  Reich sstädten  und 
lieichsdörfern ,  aus  reiehsständijschcn  Gebieten  und  rittersehaft- 
lichen  l?esitzungen  waren  die  neuen  Rheinbundsstaaten 
zusammengesetzt.  Die  alten  Stammlande  der  Dynastien  bildeten 
m^st  nur  den  kleineren  Theil  dieser  neuen  Staatekörper  ^  kaum 
hiiureichend^  «nen  festen  Kern  fiir  die  neuerworbenen  Besitzungen 
abzugeben.  Die  vielen  Gebiete  ^,  welche  Jahrhunderte  hindurch^ 
als  geistliche  und  weltliche  Temtorien,  als  Reichsstädte  und 
reichsritteiüche  Besitzungen^  ein  zwar  esstanrtes,  aber  doch  un- 
abhängiges •  Leben  geführt  hatten,  mussten  jetzt  nothwendig  zu 
einem  politischen  Ganzen  Yerschmolzen  weiden.  Um  diese 
Angabe'  zu  losen,  waren  durchgreifende,  alte  Rechte  vielfoch 
verletzcande  Massregeln  nicht  zu  vermeiden.  Nachdem  ein^ 
mal  diese  grosse  dynastische  Revolution  vor  sich  gegangen 
wat ».  niusste  man  auch  ihre  weitem  Konsequenzen  ziehen.  Für 
berechtigt  zu  der«:leichen  Massregeln  hielten  sich  die  Rhein- 
bundsfursten  ,  knüi  ihrer  nciierwobenen  S  o  u  v  e  r  ä  n  e  t  ii  t ,  im 
vollsten  Masse.  Es  hing  nur  von  der  ers ö n  1  i  e h  k e i t  der  Mon- 
archen und  ihrer  leitenden  Staatsmanner  ab ,  ob  diese  gebotene 
Neugestaltung  mit  mehr  oder  weniger  llumaiiität,  mit  i^Ki-^frcr 
oder  geringerer  Schonung  durchgeführt  wurde.  Anders  l;(  st  ilretu 
sich  freilich  das  Verfahren  unter  der  landesväterlielicn  Hand  des 
edeln  Grossherzogs  Karl  Friedrich  von  Badeu^,  als  unter 

Behördenorganisation ,  das  staatsrechtliche  Verb&ltniss  der  s.  g.  Mediatisirten 
und  der  ehemaligen  Reichsritter»  die  Milit&r-  und  FEnanKeinrichtungen  der 
Rheinbundsstaaten  liefert  Wink  opp's  rheinischer  Bund,  B.  I— XXIII.  Eine 
eingehende  Darstellung  der  Fürsten  und  ^'tantsmftnner,  der  leitenden  politi- 
schen Maximen  und  der  neuen  staatlichen  Organisationen  der  Kheinbund*zeit 
giebt  Li.  ih.  Perthes,  Politische  Zustände  unter  der  französischen  Herr- 
schaft. Auch  der  II.  und  III.  Band  Ten  Hftusser's  Oesdiichte  enthfilt  rieles 
hierher  Oebörige. 

2)  So  war  das  neue  Grossherzogthum  Baden,  beim  Tode  Karl  Friedrich'» 
1811 ,  fast  zehnmal  grösser,  als  das  von  ihm  selbst  ererbte  Land.  Unter  27 
verschiedene  geistliche  und  weltliche  Obrigkeiten  war,  abgesehen  von  den 
Oaaerben  und  den  ▼ielen  Retchsiittern ,  das  Gebiet  des  mmvea  Oroasbenog- 
thuus  vor  1S03  vcrtheilt  gewesen.  Hessen-Oarmstadts  neues  Gebiet 
von  214  Quadmtmeilen  mit  S41,083  Einw.  hatte  vor  1803  &st  80  Landesherrn 
angehört ! 

. 3)  Ueber  ihn  und  seine  Regierung  vergleiche  besonders  Perthes  a. a.  O. 
S.  347  ff. 

Syttmn  dw  dcutachM  ataaftiMebti«  19 
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den  Tyrunnonlauueu  K.  Friedrich's  I.  von  Wiii  temberg, 
der  ein-  u  wahrhaft  orientalischen  ^ultauismus*  aul"  deutscheu 
IJoden  einführte*.  A\  leciei  anders  vollzog  sich  der  Umgestal- 
tuugsprucess  in  fiaycrn  unter  dem  w()lilw(dlendcn  Könige  Max 
Joseph^  und  seinem  returmeifrigen  Minister  o  n  t  g  e  1  a  s  ®, 
als  in  Westphalen,  wo  das  fremde  Element  mit  seiner  spü" 
reuden  Polizei ,  seiner  Sitte  uud  Sprache ,  unter  den  sdiamlosea 
Orgien  eines  leiehtfeftagen  französischen  l^inzen^  am  schonungs^ 
losesten  und  zersetzendsten  in  das  deutsche  Wesen  und  die  alther^ 
gebrachten  Lebensfonnen  «ingiiff'. 

Trotz  dieser  verschiedenaxtigen  Nuancen  ist  es  aber  doch  ein 
und  derselbe  Gmndtypus,  welcher  uns  aus  allen  diesen  staatlichen 
Schöpfungen^  Reformen  und  Organisationen  der  Eheinbunds- 
Staaten  entgegentritt.  Es  ist  das  System  der  N i  v eil i r u  n  g  und 
des  schrankenlosen  Absolutismus,  es  ist  die  Hevolutiou  ins  Mon-- 
iirchisthc  übersetzt.  '•■'<• 

Die  neuerworbene  Souveräne  tat  wurde  fast  durehj^üiigig 
als  s  e h r u n  k  e  11 1  o  s  e  II e r rs  c  h e  r  Avi  1 1  k  ii Ii  r  aufgelubfet ,  welche 
ständische  Rechte  und  verfassungsmässige  Sehranken  ohne  jeden 
Skrupel  vernichtete,  welche  selbst  die  wohlerworbenen  ilet  hte  der 
l*rivaten,  der  Korporationen ,  der  Gemeinden  ohne  Jjedenken  in 
jedem  AugenbUcke  der  s,  g.  Staatsräson  opferte®.  So  wurden 
die  stand  i  ^  f  }i  e  n  Verftissmigen  in  den  meisten  llheinbundsstaar** 
ten  durch  willkührliche  Kabinet8oi*di-es  beseitigt.  Den  Anfang 
machte  auch  hier  der  Kjönig  von  Würtemberg,  welcher  am 
30.  Dec.  1805  die  altehrwürdige  Verüeissung  seines  Landes  »als 


4)  Ueber  Wartembci^  unter  K.  Friedrich  1.  s.  bea.  Perthes,  S.  433  ff. 
H Ausser  III.  S.  230  ff. 

^ö]  Ueber  Max  Joseph  und  liayern  unter  seiner  liegierun^  siehe  Perthes , 
S.  373  ff.  Häusser,  B.  III.  !S.  223.  von  L e r c he u fehl ,  Geschichte 
Üayernä  unter  Max  Joseph  L  Berlin  lbö4.  B.  I.  PÖ2I  im  Staats wörterb.  B.l. 
S.  703  unter  dem  Art.  Bayern. 

Ü)  U«ber  Maadmilian  Joseph  (nachhengen  Grafen)  von  Montgelas  siehe 
das  Staatswörterb.  B.  VI.  8.  771,  wo  sieh  ein  gründlicher  Artikel  von  P&sl 
über  diesen  Staatsmann  findet. 

7)  Ueber  WestphaLen  siehe  Perthes,  8.  359.  Uäueter,  B.  ilL 
S.  237. 

s)  So  verkündigte  Montgelas,  kurz  nach  Erlass  der  bayerischen  Verfas- 
sung, gans  offeA,  dass  für  Rechte  von  Privaten,  die  durch  Kabinetsedikt» 
aufgehoben  seien,  keine  Entschädigung  stattfinde.  Lerchenfeld  «.  a. 
S.  42.  H&uiser,  B.  III.  225. 
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eint'  nicht  mehr  in  die  itzip^eii  Zeiten  pausende  Emrirlitiuig«  uul- 
hob  ^.  Darauf  folgte  Ii u  den  am  23.  Mai  1806  mit  der  Aiifhebung 
der  Stände  im  J^reis<?au:  »weil  für  das  l^este  der  Unterthanen 
schon  durch  die  »Stjuitshehördon  hinreichend  gesorgt  iverded 
ein  o^leiche^  geschah  in  II  essen-DurmBtadt  am-  1.  Okt. 
1S0(;  in  Bayern  um  1.  .Mai  1808  Djigeoen  ^vllrden  mehrm 
Bheinbuxidsfltaaten  mit  Verfai^siingen  nach  ftanKÖsisch-napoleoifi- 
Schern  Mnsler  beschenkt.  Die  Ton  Napoleon  L  dem  Kdii^gMiehe 
W  e  s  t p  h  a  1  e  n  gegebene  Konstitution  vom  15.  NOTbr.  1 807 
(Winkopp  IV.  S.  474]  ordnete  eine  allgemeine  Landesvörtre^ 
tung  von  tOO  Deputirten  an»  welche  aber  nicht  direkt  vom  Volkie, 
6ond^  von  den  Bepartementskollegien  gewählt  wurden;  letztere 
wuf  den  aber  wieder»  nach  gewissen  Verhältnissen  und  Kategorien» 
vom  Künige  ernannt.  Aber  auch  diesem  Tragbilde  einer  N«tionftl<- 
repribieilttltion  g<'währte  man  doch  nur  eine  berathsrhlagen  d  e 
Stimame' m  Oesetz-  und  Finanzsadien.  Auf  iihnliclien  Grund- 
sätzen beruhte  aucl»  die  übiiijcns  niemals  ins  lieben  "•etretene 
bayerische  \'erfassun<4  v(un  1.  INIai  ISUS  Winkopp  H.  VII. 
S.  1  — 11  ,  ebenso  die  ^  erfassun^'' des  Gr(>ssherz()j.'ibuins  Frank- 
furt vom  lü.  Ann'.  ISlo.  Damit  dem  sclnveren  Emste  der  Zeit 
auch  die  Karrikatur  niclit  fehlte,  pubiicirte  der  ller/.o^  von  An- 
halt -  Kö  t  h  e  n  am  "iS.  Dec.  ISHi  eine  AVrfassuuü  ,  worin  er  dio 
Institutionen  des  französischen  KHitserreicltet»  für  sein  Daodeziänd^ 
eben  vollständig  kopiite  ■  , 


9)  R.  von  Mohl,  wQrtemb.  Staatsr.  Th.  I.  S.  22.  Winkopp,  B.  L 
6.  138. 

10   "Winkopp,  B.  I.  S.  140. 

11)  Winkopp,  ».  I.  S.  38S.  Weiss,  Hestiaches  Staatsr.  S.  ftO 

11)  Winkopp,  B.  VI.  S.  4Ö8. 

13)  Dieser  Fürst  glaubte  seinen  Unterthanen  »keine  heilbnn<^endero  Kon- 
stitution geben  zu  können,  als  diejenige,  welche  der  grös£»te  Giesetzgebtr  der 
Welt,  Napoleon  der  Grosse,  seinen  Völkern,  welche  er  als  Vater  liebt,  gegeben 
hatte«.  Winkopp,  B.  XVUL  S.  97.  Viel  solidere  Grundsitse  in  Betreff  der 
Landesverfassungen  befolgte  man  im  Königreiche  Sachsen  und  den  sächsischen 
Herzogthumern.  Der  Herzog  von  Sachsen -  Hildburghausen  erklärte  es  nm 
ö.  Aug.  1S07  für  ein  »verläumderisches  Gerücht«,  dass  er  die  landständische 
Verfassung  aufzulösen  beabsichtige.  Winkopp,  III.  8.485.  In  Sachsen- 
Gotha,  im  Ktaigreiche  Sachsen  wurden  wie  früher  die  Landtage  gehalten.  In 
Sachsen-Weimar  vereinigte  der  treffliche  Karl  August  ISOJ)  die  Landstände 
von  Weimar.  Eiscnach  und  Jena.  Ucberhaupt  machte  sich  in  Mittel-  und 
Norddeutschland  das  französische  Vorbild  viel  weniger  geltend ,  als  im  Süd- 

19* 
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Den  neuen  staütliclien  Institutionen  der  RheinbundsländCT 
ist  der  bonapartisch-fmnzösische  tSteuipel  unverkennbar  aufge- 
prägt. Nicht  in  einem  Icbonski-äftigen  volksthümlichen  Organis- 
mus, nicht  in  der  El  ^vf  ( Ivun^'  eines  öffentlichen  Gemeingeistes, 
niclit  in  der  Selbstständigkeit  der  Gemeinden  und  Koqwrationen, 
sondern  in  der  ni  e cli ani  s eh en  Vollkommenheit  der 
Staatsverwaltung,  in  der  strengsten  büreaukrati  s  eh  en 
Uniformität  sah  man  das  Höchste,  was  sich  im  Staatswesen 
eneichen  Hess.  Die  Staatsweisheit  jener  Tage  suchte  alles  zu  entr 
fernen,  was  von  körperschaftlichen  Rechten,  von  komnnmaler 
Selbstregierung,  von  ständischen  Freiheiten  noch  irgendwo  vor- 
handen war.  Aber  das  Bild  hatte  auch  seine  Kehrseite.  £3  ist 
nicht  xa  verkennen«  dass  die  Periode  des  Rheinbundes 
auch  unendlich  viel  üeberlebtes  und  Veraltetes  be- 
seitigte«  welches  sich  jahrhundertelang  nur  durch  das  Gresetz  .der 
Trägheit  erhalten  hatte.  Die  Gleichberechtigung  der  christ» 
liehen  Konfessionen  trat  an  die  Stelle  der  Intoleranz  und  dei^xlxis 
dahin  bestandenen  Ausschliesslichkeit  Zeitwidrige  Adelsyor^ 
rechte,  Steuerprivilegien,  drückende  Grundlasten,  Leibeigenschaft, 
Feudalität,  träge  Mönchs-  und  Klosterwirthschaft  wurden  vieUach 
abgeschafft.  A  us  den  lächerlichen  Kontingenten  der  vordem  Rcichs- 
kreise  wurden  m  der  strengen  Schule  des  grossen  Eroberers  ge- 
übte kriogstüchtige  Armeen.  Kurz,  es  verschwand  die  Kleinstaa- 
terei wenigstens  in  ihren  winzigsten  und  lebensunfähigsten  Ge- 
staltungen. 

So  hat  die  liarte,  gewallsaiuL'  Zeit  des  Rheinbundes  in  uc  l;  ;i- 
tiver  l^pzirlnni^-  n]1(>rdiT\'^s  l^cdcutcndes  pi-ewirkt ,  sie  hat  Schutt 
und  Trümmern  iibcriebter  Zustände  bei  Seite  geschafft,  sie  liat 
den  Boden  vorbereitet  und  gereinigt,  aber  sie  war  nicht  im  Stande, 
die  Fundamente  eines  staatlichen  Neubaues  zu  legen,  die  positi- 
ven Grundlagen  zu  beschaffen,  welche  die  Neugestaltung  des 
Staats-  und  Volkslebens  in  Deutschland  dringend  erforderte. 

Westen,  wo  auch  viel  grössere  Terhtorialvejr&aderungen  vor  sich  gegangen 
varea. 

14}  So  wurden  dttTch  das  EeUgionsecUkt  vom  10.  Januar  1803  aUen  christ- 
lichen Beligionspartoien  gleiche  politische  and  bfiKgerlicheBechte  in  Bayern 

e]*n2:eräi!mt ,  wo  bis  dahin  sogar  die  Niedcrlas'^TinE^  Ton  Protestanten  verboten 
gewesen  war;  dagegen  wurde  durch  den  Po'^cik  i  Frieden,  Art.  V.,  und  durch 
die  Aoeesatonsurkunden  der  norddeutschen  Üheinbundästaaten  den  Katho- 
liken Gleiehberechtigimg  und  Kultnsfreihett  zugestanden. 
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Dazu  musste  man  erst  zu  dem  ächten  Un^uell  deutschen  Lebens 
zurückkehren,  wie  ihn  Stein  in  ü^einen  grossen  staatlichen 
Schöpfungen  zu  eröffnen  {gesucht  hatte  dazu  musste  vor  allem 
erst  das  Joch  der  Fremdherrschaft  gebrochen  werden. 

§.  100. 
AttflSsui;  4es  Rhetnliiidef . 

Am  9.  April  1S09  erklärte  Oesterreich  abennals  den  Ivrieg  an 
Frankreich,  wurde  aber  dui'ch  die  Schlaclit  von  Wa<»'ram  am  6.  Juli 
gezwungen,  am  14.  Okt.  den  Frieden  von  Wien*  zu  schlies- 
sen,  welchen  es  abermals  durch  bedeutende  Gebietsv^luste  vom 
Sieger  erkaufte ;  so  musste  es  einen  Theil  von  Galizien  an  das 
Herzogthum  Warschau,  das  Gebiet  von  Montefaloone ,  die  Stadt 
Triest^  Krain^  einen  Theil  von  Kämthen  u.  s*  w.  an  Frankreich^ 
Salzburg«  Berchtesgaden»  das  Innviertel  und  einen 
Theil  des  Hausruckviertels  an.  den  Eheinbund»  zu  Napoleon's 
Disposition«  abtreten.  Mit  den  letztgenannten  deutschen  Gebieten 
wurde  Bayern  belohnt«  ebenso  mit  Baireuth  und  Kegens- 
bur  g  ^,  es  musste  dafür  sich  aber  bedeutenden  Gebietsabtretui^en 
an  Würzburg  und  Würtemberg  unterziehen.  Eine  neue  Dotation 
erhielt  der  nun  zum  Grossherzoge  von  Frankfurt  erhobene 
Primas  durch  Fulda  und  Jlduau  ^.  Nach  der  mllkührlichen  Laune 
des  Protektors  fand  im  Jahre  1810  abermals  ein  W«  Ii  ein  und 
Tauschen  der  Länder  und  Bevölkerungen  statt«  welches  die  Welt 


15^  Vergleiche  besonders  den  zweiten  Band  des  Stein'sclien  Lebens  von 
Pertz.  UäusBer,  B.  III.  Abschn.  II.  S.  12u.  Auch  meine  kleine  Schrift: 
Der  Frhr.  von  Stein  und  seine  Bedeutung  ftlr  Deutschlands  Wiedergeburt* 
Jena  1850. 

1)  TraiU  de  paix  enire  S.  M.  FJEmpereur  tPAutrichB  et  S.  M.  FEmpereur 
de^  Francais  eigne  a  Vienne  le  14  Od.  1809.  Avee  Appeitdiee:  C<uwntiaa  d» 
Paria  du  30  Aoüt  1  1 0,  bei  G.  v.  M  e  y  e  r ,  S.  113. 

2)  TraiU  enire  S.  M.  FEmpereur  des  Francaia  etc.  et  S.  M.  h  Roi  de  JSa- 
viere  j>our  Vexicution  du  traite  de  Vienne  du  lA  Od,  1809 ;  signe  ä  Paris  le 
28  Fivr*  1810,  bei  Meyer  a.  a.  O.  S.  118. 

3}  Traite  entre  la  France  et  le  Fiince' Primat  etmeemant  la  fomxation  et  la 
compoaition  du  Grand- duche  de  Francfort ;  signc  ä  Paris  le  Iti  Fevr.  IS  10,  bei 
Meyer  a.  a.  O.  S.  III.  Zugleich  wurde  aber  das  Grossherzo^'thum  zu  einem 
erblichen  weltlichen  Staate  gemacht,  welcher  nach  Dalberg 's  Tode  an 
Napoleon'«  Slief-  und  Adoptiveolin  Eugen  kommen  tollte.  Ade,  par  hqtaü 
TEinpereur  Ntgfolean  ditpoee  du  grand-duche  de  FroMtfort  en  faveur  du  Pnnee 
Eugen  Nt^poUon  en  daU  du  i  Mars  1810,  bei  Meyer  a.  a.  0.  S.  113. 
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an  die  ephemere  Natur  aller  dieser  Staatsaohöpfungeii  recht  ciii" 
diiaglich  mahnen  musste*.  Aber  den  Höhepunkt  despotischer 
WUlkühr,  den  äussersten  Ghrad  der  Bechtlosigkeit  bezeichnen  die 
Beunionen  vom  Dec.  IStO.  Durch  ein  s.  g.  organisches 
Senatuskonsult  vom  13.  Dec.  1810  wurden  Theile  vom 
Grossherzogtlium  Berg,  ein  grosser  Theil  von  Westphalen  und 
Hannover,  die  Lander  der  Bheinbundsiiirsten  von  Oldenburg, 
Salm  und  Aremberg,  endlich  Lauenburg  und  die  drei  Hansestädte 
ein  Gebiet  von  605  □  M.  und  1,200,000  Einwohnern)  dem  fran- 
zösisclien  Reiche  als  I)('i)artcments  der  oberii  Ems,  der  Weser- 
und  Elbmünduugcn  einverleibt 

Dieser  schreienden  RechtKvrrletziing,  welche  seihst  die  eige- 
nen Verhundetcn  nieht  mehr  selionte,  folgte  aher  hald  die  Kata- 
strophe. Nach  den  fiin  htbaren  Verlusten  NapoieonV  in  Russland 
sprach  die  Proklamation  von  Kaiisch  am  25.  März  1S!3  die  Auf- 
lösung des  Rheinhundes  aus.  Durch  den  Vertrag  von  Ried 
am  8.  Okt.  1813  sagte  sich  bereits  Rayern  vom  Rheinbünde  los. 
Nach  der  Schlacht  von  Leipzig  erfolgte  seine  wirkliche  und  gänz- 
liche Aullösung  von  selbst,  aher  nie  durch  einen  förmlichen  Akt, 
sondern  stillschweigend  durch  entsprechende  Handhingen ^ 


Die  Gründung  des  deutschen  Bundes  K 

§,  101. 

EreigiiiM«  bis  »m  Xasaafliwtrttte  dsi  Wltier  Kovgretiei. 

Nach  dem  Untergänge  ))dcr  grossen  Armee«  in  Russland  ver- 
bündete sich  T*reussen  mit  Russland  durch  den  Vertrag  von 

4)  Die  Verträge ,  welche  sich  auf  die  TerritorialverfindeTungen  unter  den 
sftddeutschen  Khcinbundastaaten,  namentlich  Würzburg ,  Bayern,  Würtero» 

hor^,  Baden  und  TIessen -Darmstadt ,  beziehen,  liebst  den  Besitzcrgreifungs- 
uud  Entlassungspatcnttn  sind  zu^amincn^rcjjtpnt  bei  >Teyor  a.  a.  0.  S.  121  ff. 

5)  Dieses  organische  Senatuskonsult  steht  bei  Meyer  a.  a.  O.  S.  lo5. 
Schon  längst  war  Napoleon  seiner  feierlichen  Erklärung,  das  Gebiet  Frank- 
reichs nie  auf  das  rechte  Rbeinufer  ausdehnen  zvl  woUen,  untreu  geworden, 
indem  er  bereits  durch  ein  Dekret  vom  21.  Januar  wichtige  Punkte  des 
rechten  Ebeinufers  wie  ILehi,  Kastel  bei  Mainz,  Wesel  und  andere  dem 
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Kalifich  yom  2S.  Febr.  1813 ^  Die  Proklamation  von 
Kalis  üb  vom  25.  März  1813  '  »an  die  Deutochen«  vefliieM  »Her- 
Stellung  der  deutschen  Verfassung  in  leben8kTäfti«^(  r  Verjüngung 
und  Einheit,  ohne  fremden  Einfluss,  allein  durdi  die  deutsehen 
Fürsten  und  Völker  und  aus  dem  ureij^nen  Geiste  des  deutschen 
Volke».«  Durcli  die  Verträge  von  're])h*f'/  am  Ü.  iSejitbr.  IS  13  trat 
O  es  t  e  r  r  e  i  (•  Ii  der  AUiance  bei    M  e  y  e  r ,  I.  S.  1  1  V  . 

Man  daclite  damals  wohl  in  patriotischen  Kreisen  »du  die 
Wiedergeburt  des  ehi-würdigen  Reiches«  (Proklam.  von  Kaliseh'  : 
aber  selbst  die  Pläne  und  Gedanken  der  besten  und  einsichtsvoll- 
sten Männer  waren  yielläch  unklar  und  schwankend  in  lietreff  der 
neuzugestaltenden  deutschen  Gesammtverfassimg      Die  Macht 

französischen  Keuhe  einverleibt  hatte.  Auch  das  Grossherzogthum  Berg 
bildete,  nach  Mürut  s  Abtretung,  nur  nominell  noch  einen  Staat  für  »ich. 
KaiMrl.  Dekret  Tom  3.  Mftrs  1809. 

6)  Kaltenborn  a.  a.  O.  B.  I.  S.  S)  ff. 

1}  Vor  allem  «ind  hier  zu  benutzen  Klüber's  Akten  des  "Wiener  Kon- 
gresses in  J>  Bänden,  nebst  der  trefl'lichen  U  eh  er  sieht  der  diplom.  Verhand- 
luno^en  (S.  94;.    Für  die  Gesclikhlc  des  ^^'iener  Kongresse?  vergleiche  Ga- 
gern, Mein  Antheil  an  der  Politik,  B.  ü.     (Der  Kongress  zu  Wien.), 
G.  Fla  88  an,  der  Wiener  Kongress,  fibersetst  von  A.L.  Uerrmann,  2  Bde. 
Leipzig  1  S3().   VarnhagenvonEnse,  Denkwürdigkeiten  des  eigenen  Le- 
,hens.  2.  Aufl.  Leipzig  1S13,  besonders  IIL  Thcü.    Gervintis,  Geschiclite 
des  XIX.  Jahrhunderts.  B.  1.  S,  17-1 — 317.    Speciell  für  die  Gründung  de< 
deutschen  Bundes  von  Wichtigkeit  ist  ein  Aufsatz  von  A.  F.  H.  Schau - 
mann,  Oesebichte  der  Büdnng  des  deutschen  Bundes  auf  dem  Wiener  Kon* 
grosse  in  Kauroer's  histor.  Taschenbuch  vom  J.  I8.=>U  (IIL  Folj;  ,  ^  T  iI.i  l; mj;, 
S.  15! — 2SI),  ferner  ein  Artikel  von  K   T    A  efridi,  »der  deutsche  13und<>,  in 
Bluntschli's  Staatswörterb.  B.  III.  S.  1  IT.    Häu.sser,  B.  IV.  Abschn.  Vlll, 
der  Wiener  Kongress,  und  Abschn.  X,  der  deutsche  Bund.  Unerschöpftes 
reicbes  Material  liefert  0.  H.  Ports  im  Leben  des  Frhm*  Ton  Stein»  im 
dritten  und  gans  besonders  im  vierten  Bande.  Die  um&ssendste  mono- 
grapMsche  Darstellung  giebt  uns  K.  von  Kaltenborn  in  seinem  oben  ge- 
nannten, überaus  si off-  und  inhaltreichen  "Werke:  Geschichte  der  deutschen 
Bundesverhä1tniss{.  u.  s.  w .  B.  1.  S.     — '2<)<>. 

2]  Tratte  de  paiXy  d'aim'tie  et  (Falliance  tnUre  lu  liussie  et  la  J'rf/sfie,  si'giu'  ä 
KaUxh  le  2S  FMer  «t  a  Srethtt  h  27  1813,  bei  O.  t.  Meyer ,  I.  S.  135. 
Als  allgemeines  Ziel  wurde  die  ndilwranee  dä  l*BHr»pettf  als  nächste  Aufgabe 
»die  Wiederherstellung  Preuesens«  hingestellt.  Näheres  in  den  geheimen 
Artikeln. 

3J  G.  V.  M  eier  a.  a.  O.  S,  14ti. 

4)  Die  früheste  Denkschrift  über  die  künftige  deutsche  Verfassung  ist 
wohl  die  von  Stein,  d.  d.  Petersburg,  18.  Sept.  1^12.  Ports,  B.  IIL  8.  140t 
sie  nimmt  verschiedene  Möglichkeiten  an :  eine  wahre  deutsche  Monar- 

chie,  aber  nicht  die  Verfassung  des  wostph.  Friedens,  sondern  ehun  Ein- 
heitsstaat» y(0  die  deutschen  Fürsten  nur  als  Färs  fuogireu;  ist  dies  nicht  zu 
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der  Thatsachen  stellte  dner  ReichBeinheit  hst  uAbenegliche 
Hindenuase  in  den  Weg ,  besonders  in  dem  einmal  yorhandenen 
Dualismus  der  beiden  Grossmächte  und  der  anerkannten  Sou- 
veränetät  der  ehemaligen Rhexnbundsförsten.  Hatte dodi« sehflB 

der  Vertra«!:  von  Ried  vom  8.  Oktbr.  1813  die  i>wd^pendme0 

entÜTc  et  ahsülua  de  la  Ban<)re^<  uiul  die  y>pUmtude  de  la  sotwertMie^ 
zugestandeil*.  JJusselbe  wunl,  mit  etwas  vorsichtigerer  Beschrän- 
kung, im  Vertrage  von  Fulda  am  2.  Nov.  IS  13  dem  Könige 
von  VVürtembcrg  oin^eriiiiiiit  ®.  Aehnliche  Accessionsvertmge 
schlössen  dann  zu  Frankfurt  a.  M.  die  übrigen  deutschen  Füi-sten'^. 

Schon  bei  den  Hcsprechiiiigeu  der  Alliirten  zu  Langres  im 
Januar  1814  und  bei  den  Verhandlungen  zu  Chaumont  vom 
1.  Mäns  1814  war  bestimmt  worden,  dass  Deutschland  eine  Bun- 
de s  v  e  r f  a  s  s  u  n  g  erhalten  sollte 

Der  erste  Pariser  F'rieden  vom  30.  >lai  1814  Meyer,  240) 
liess  dem  besiegten  Frankreich  nicht  nur  den  ganzen  Territorial- 
bestand vom  t.  Jan.  1792^  sondern  bereicherte  dasselbe  noch  dvack 


erreichen,  dann  Theilung  zwischen  Preussen  und  Oesterreich ,  wenn  auch 
mit  Belawung  der  vertriebenen  Farsten  (nicht  der  Rheinbandsfürsten}  in  einem 
BundeaverhälüiMte. 

5)  Tratte  prelxminaire  d'alliance  entre  V Antridu'  et  la  Bmiti  e,  signe  ä  Ried 
le  S  Oct.  IHl'A,  bei  G.  v.  Meyer,  I.  8.  217,  nebst  dan  Aiticlts  utparis  et  secrets. 
Daselbst  auch  die  Convention  entre  *S'.  M.  Imperiai"  (V  Aidrichc  et  S.  M.  le  lioi 
deJBavQre,  sign^  ä  Paria  le  3  Juin  1814.  Hier  wurdu  Bavcrn  auxser  der  vollen 
Oebieteentachadigung  auch  noch  Mainz,  die  Rheinpfala  in  Verbindung  mit  dem 
übrigen  Körper  der  Monarchie  sugeeagt,  ja  noch  vttlere  Mediatiairungen  in 
Aussieht  geetellt. 

0)  Traiit}  preliminaire  d*(tlhfmcp  entre  S.  31.  V Empereftr  (V  Autricke  H  S.  M. 
le  Roid»  Wurtembei-g ^  signe  ä  Fulde  le  2  iVor.  IS  13.  Hier  heisst  es,  nachdem 
die  Auflösung  des  Rheinbundes  ausgesprochen  ist,  *S.  M.  h  jRtd de  WwUm- 
bergt  däffOjfiie  totä  Uen  coneHiuUottn^  Urttngert  jeunu  en  eenedfuenee  de  tende  ea 

soueerainet^ ,  sous  la  garantie  de»  nqiporU  politiques ,  qux  devront  Mre  la  suite  de» 
nrranrfemens  a  prcndre  a  Vepoque  de  la  pnix  fiiture  da»e  le  MfW  de  r^tobUr  H 

asmrer  r imU'pendance  et  la  liberte  de  f  AUe/nufjne. « 

7)  Diese  Verträge  stehen  bei  Meyer  a.  a.  O.  S.  2U0  fT.  Ueberall  findet 
sieh  die  Klausel:  *8*  A,  ^enyuye  ä  ee  eonfemer  mm?  engagemens ,  qu*ejngera 
r  ordre  dee  eheee»,  quitero  d^ßmUeemeni  ÜahUfour  ü  mamHen  de  Pmd^pendiMee 

d*  Allemagne. « 

^  Pertz,  III,  S.  ö.")'^.  Die  Denkschrift  Stein'«  vom  10.  März  1^14, 
über  die  Grundzüge  einer  Bundesverfassung,  Inden  Beilagen,  S.  TIS;  Stein 
verlangt  eine  Bundesversammlung  und  ein  Direktorium  mit  dem  alleinigen 
Beebte  des  Kriegs  und  Friedens,  Landstinde ,  weldie  auch  in  der  Bundesveas 
Sammlung  Tcrtreten  sein  sollten  u.  s«  v. 
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die  |);ipstliohen  Besitzungen  Avignon  und  Venaissin ,  durch  Möm- 
peigard  imd  viele  HTidcre  deutschen  Enklaven.  Art.  II. 

In  jietrefF  der  künftigen  deutschen  Gesannntverfassung  be- 
stimmte der  Art.  VI.:  y>Le8  etats  de  T  Allemagne  seroni  in- 
dependans  et  unis  par  un  lien  federatif((.  l)ie  nähern 
Festsetzungen  wurden  dem  Gesandtenkongresse  zu  Wien  über- 
lassen, welcher  bemts  am  1 .  August  zusammentreten  und  die  neue 
Feststellung  der  erschütterten  europäischen  Staatenvwhältnisse 
durch  führen  sollte;  doch  erfolgte  die  förmliche  Eröfinung  erst  am 
K  Nov.  1814. 

§.  t02. 

Die  SttnngeB  des  nBftrkomtM^s  ivm  14.  Oktober  Ms     Vtrambsr  1814  \ 

Dank  den  kräftigen  Bemühungen  S  t  e  i  n'  s  hatten ,  vor  Eröff- 
nung des  Kongresses^  am  28.  und  29.  Septbr.  1814,  die  Alliirten 
sich  dahin  geeinigt,  die  deutsche  Verfassungsangel^enheit  als  eine 
besondere  deutsche  Sache  amuerkennen  und  sie  einem  Aus- 
schüsse von  fünf  dentschen  Mächten  zu  überlassen.  Diesen  Aus^ 
schuss  bildeten  die  Gesandten  von  Oesterreich,  Preussen, 
Bayern,  Hannover  und  Würtemberg.  Zunächst  suchten 
sich  die  beiden  Grrossmächte  über  einen  Yerlassungsentwuzf  zu- 
verständigen.  Bereits  am  13.  Sept.  hatte  der  Staatskanzler  Fürst 
Hardenberg  dem  Fürsten  Metternich  einen  solchen  Entwurf 
in  41  Artikeln  vorgelegt,  welcher  Oesterreich  und  Preussen  nur  mit 
eineTU  Tlieile  ihrer  deutschen  Länder  beitreten  lässt,  Deutschland 
in  sieben  Kreise  mit  Kreisobersten  cintlieilt,  den  Untertlianen  und 
Landständeu  sehr  bedeutsame,  durch  den  Hund  zu  garantirende 
Rechte  beile<^t,  ein  allgemeines  (xesetzbuch,  gleiches  Zoll-  und 
Münzwesen  verlangt.  Die  Bundes versammhms^  soll  bestehen 
1)  aus  dem  Direktorium,  welches  Oesterreicii  und  Preussen 
gemeinsam  führen,  2  aus  dem  Käthe  der  KrfMsoliersten,  3)  aus 
dem  Bathe  der  Fürsten  und  iStäude.  Ausserdem  wird  ein  Bun- 
de sgericht  angeordnet  ^ 


1)  Die  Protokolle  über  die  Sitzungen  des  Fünferkomit^'s ,  gefuhrt  von 

dem  Hofrathe  V  o  11  Martens,  stehen  bei  K  1  ü  h  e  r  ,  B.  II.  S.  64r— 197,  mit 
allen  Beilagen  ;  sie  sind  unserer  JJai-sLeliuug  zu  üruude  geWgt. 

'D  Pertz,  IV.  S.  Uü  flf. 

3)  Dieser  «Entwurf  der  Grundlage  einer  deutschen  Verfassung«  stellt  bdl 
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Am  14.  Oktbr.  hielt  das  Funferkoimt^  aeiae  ertto  Siteung;  in 
der  zweiten  Sitsung  am  16*  Oktbr.  legte  Font  Mettemich  emen 
zwischen  Oesterreich  und  PreuBsen  »koncett ixten«  Entwurf  in 

12  Artikeln  \  or,  eine  Modifikation  des  preussifichen  Entwurf»  in 

41  Artikolu 

In  jeder  liezieliung  zeigte  «ich  in  diesem  »koncertirten 
Entwürfe«  schon  Mettemich's  iibsclnviicheuilei  Kinfluss;  abfi 
der  rlieinbündnerisclien  Souveräiiotiitssuclit  "war  auch  dies  beschei- 
dene Mass  voTi  Kinlieit  und  Freilieit  noch  viel  zu  viel.  IJayerii  imd 
Wiu'tenibcr^  -wollten  dem  Hunde  nur  den  »*Cli  ;t  r  a  k  t  e r  einer 
Alliance  gegen  Auswärtige«  einräumen  iKlüber,  II.  8.  167), 
ihm  aber  jeden  Einfluss  auf  die  Ordnung  der  Innern  Verhältnisse 
'  der  einzelnen  Staaten  nehmen  *;  sie  venvarfen  jedes  Ueber- 
gewieht  von  Oesterreich  und  Preussen,  besonders  die  den  beiden 
GhpossmScliten  beigelei]rten  Doppelstimmen  im  Rathe  der  Kreis- 
obersten (Klüher,  II.  S.  92  ff.  S.  99) ,  ebenso  da^  Bundesgericht 
und  die  Beschränkung  des  selbstständigen  Kriegs-  und  Friedens- 
rechtes,  sowie  des  Bündnissrechtes  mit  AuswMgen dagegen 

Klüber,  B.  1.  S. 46  ff.  Mit  Benerkungen  von  6t «in  bei  Perti,  IV. 

S.  H)  ff. 

1  Oesterreich  und  Preussen  treten  mit  allen  ihren  dcutsclicn  Lamku 
auni  lJuude,  Preussen  verzichtet  auf  die  Parität,  Oesterreich  erliäli  in  beiden 
Ritben  das  Ditektorium,  weichet  jedoch  nur  in  formeller  Oeschftftsleltung  be- 
stehen soll.  Zweck  dea  Bundes  ist  »die  Erhaltung  der  äu8.sern  Kuhe  und  Un- 
ahhftnj^igkcit  tmd  die  innere  Sthonuni^  der  verfassungsmässigen  Rechte  aller 
Klassen  der  Nation«;  die  Kreiseintheiiiing  und  die  einllussreiche  .Stellung  der 
Kreisobersten  wird  beibehalten ,  das  Hecht  des  Kriegs  und  Friedens  lediglich 
dem  Bunde  sugesprochen ,  die  Rechte  der  Unterthsnen  und  der  Landstftnde 
nur  sehr  flüchtig  erwähnt.  Klüber,  I.  S.  57  ff. 

■)  Der  König  von  Würtemberg  crklSrto,  nnich  auf  nielits  einzulassen, 
Avas  die  Keclite  des  Souveräns  im  Innern  beschränken  könne  und  da-^s;  da«?, 
was  die  liechte  der  Einzelnen  gegen  ihre  Souveräne  betreffe,  nicht  in  die  liun- 
desakte  gehöre«.  Klttber,  11.  S.  107.  Die  Beeiimmung  eines  »Minimum« 
etindtsoher  Rechte  sei  kränkend  für  die  Hechte  jedes  Landesherrn«.  »In  einem 
Staatsvertrage  könne  nie  von  einem  Verhältnisse  einzelner  Unterthanen  gegen 
ihre  Staaten  die  llcde  seinw  (S.  102).  ^"or  allem  ])r()testirtc  ^A'.  gegen  die  Ab- 
sicht, »aus  verschiedenen  Völkerschaften,  z.  B.  Preussen  und  Bayern,  so  zu  sagen 
Eine  Nation  machen  xu  wollen«.  O^en  ein  solches  Oebahren  erklärte 
selbst  Metternich  am  20.  Oktbr. ,  dass  auch  »in  der  vorigen  Verfassung  den 
deutschen  Unterthanen  gewisse  Hechte  zugesichert  geAvcscnti.  Besonders 
energisch  war  aber  der  Widerspruch  des  hannoverschen  Bevollmächtigten 
Graten  Münster  gegen  den  rheinbündnerischen  »Sultanismus«.  Siehe  seine 
berühmte  Erklämng  Tom  14.  Oktober  t§14,  KUbert  1.  Heft.  S.  6^. 

6}  Hierauf  l^te  besonder«  Bayern  das  Hauptgewicht;  sein  Bevollmäch^ 
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adoptirten  sie  die  KreiReiutheilunjj^  und  die  ihnen  gebotene  Stel- 
luii<^  der  Kreisobersteu ,  um  daduK  Ii  die  kleinem  Staaten  von  sich 
abhängig  zu  machon  oder  m  o  möglicli  ^anz  zu  nifMliatisiren. 

Naeli  13  Sitzungen  des  Füuforkouiile's  erfolgte  aber  ein  plötz- 
licher Stillstand  der  Verbaudlungeu ,  veranlasst  durch  eine  Note 
der  29  vereinigten  Fürsten  und  freien  Städte,  welche  gegen  ihren 
Ausschluss  von  den  \  erliandlungea  energisch  protestirteii  ^ ,  vor- 
zügUch  aber  durch  die  unterdessen  eingetretene  Spannung  zwischen 
Oesterreich  und  Preusscn  wegen  der  polnischen  und  sächsischen 
Frage.  So  folgte  von  Mitte  November  1S14  bis  Mitte  Mai  1815 
»eine  Zeit  der  Wirren  und  Projekte«. 

§.  lOS. 

Zeil  der  Oifewissheit  bis  ximi  Mai  181S. 

Die  29  'nachher  32)  vereinigten  kleinern  Staaten  nahmen  ihr 
unläugbares  gutes  Hecht,  an  der  Konstituirimg  des  Bundes  Theil 
zu  nehmen,  in  Anspruch,  erklärten  sich  aber  bereit,  zum  Besten  des 
Cranzen  sich  diejenigen  Einschränkungen^  sowohl  im  Innern  ihrer 

tigter  Fürst  Wrede  reservirte  der  Krone  Bayern  das  Recht  des  Kriegs  und 
Frieden«  auft  bestimmteste.  »Eine  Vertichtleistung  auf  das  Recht  der  freien 
YertrSge  kdnne  zum  Yortheile  des  künftigen  deutschen  Bundes  von  Bayern 
nicht  gefordert  werden.    Es  würde  si«h  dadurch  eines  vorzüglichen  Kechtcj* 

geiner  Krone  hcgreben  und  dafür  keinen  andern  Voitheil  als  denjenigen  erhal- 
ten, welchen  ihm  eine  eigene  Verbindung  mit  einer  der  grössten  Mächte 
Europa'»  ohnehin  verschafft  haben  würde.  Es  könnten  Kriege  im  Orient 
oder  Oecident  von  Europa  ausbrechen,  an  welchen  Bayern  ein  Interesse  hfttte, 
Anthcil  zu  nehmen.  Es  sei  ein  Recht  der  Unabhängigkeit,  an  welchem  der 
Nationalstolz  Gefallen  trägt.«  (Klüber.II.  S. 

7)  T>cr  erste  Zusammentritt  dieser  kleinstaatlichen  Elemente  wurde  be- 
wirkt durch  Gagern  (Mein  Antheii,  11.  202) ,  die  freisinnige  und  patrioti- 
aohe  Richtung  ihrer  Politik  wurde  wesentlich  durch  Stein  bestiniint,  der  sich 
mit  diesen  Elementen  verband ,  um  der  Lauheit  der  Grossen  und  dem  bösen 
Willen  der  Mittlern  einen  Avirksamen  Sporn  zu  geben.  Häusser,  IV.  S.  n^o. 
Die  20  Staaten  verlangten,  »dass  dem  Reiche  der  M''illkühr  ein  Ende  gemacht 
werde,  wie  im  Ganzen  durch  die  Bundesverfassung,  so  im  Einzelnen  durch 
Einfiihrung  landstftndischer  Verfassungen«.  Als  nothwendige  Rechte  der 
Landstände  sahen  sie  an :  SteuerbewilUgungsrecht,  Theilnahme  an  der  Oesetz- 
gebung,  Mitaufsicht  tlber  die  Verwendung  der  Steuern,  Recht  der  Beschwerde- 
führung gegen  Staatsdiener  und  gegen  Missbräuche  in  der  Verwaltung.  Die 
Ideen  über  land.ständische  Verfassungen  in  diesem  staatsmäniiischen  Kreise 
stellt  am  vollständigsten  dar  der  treffliche  Aufsatz  des  weimarischen  Bevoll- 
mächtigten von  Gersdorff,  bei  Portz,  B.  IV.  S.  624.  Ueber  ihn  siehe 
G.  Th.  Stichling,  Ernst  Christian  August  von  Gersdorff,  weimariecher 
Staatsminlster.  Weimar  1^5^. 
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Staaten,  als  im  Verhältnisse  gegen  Auswärtige ,  gefallen  zu  laflsen, 
welche  als  allgpineinj^iiltig  für  alle  würden  beschlossen  werden; 
vor  allem  verlangten  sie,  tlass  in  Deutscliland  aller  und  jeder  Will- 
kühr durch  verfassungsmässige  Garantion  ein  Ende  gemacht  und 
dem  deutschen  Buhde  ein  gemeinsames  überhaupt  gegeben 
werde,  welches  «als  J Beschützer,  erster  Kepräsentant  der  deutschen 
Nation,  als  kräftigster  Garant  der  Vertassung  und  deutscher  Frei- 
heit Aegide«  sich  darstelle.  In  einer  spätem  Erklärung  wurde 
geradezu  »die  Wiederherstellung  der  deutschen  Kai- 
serwürde mit  den  durch  die  Z eit Verhältnisse  erfor- 
derten Modifikationen«  yerlangt*.  Innerhalb  und  ausser-^ 
halb  des  Kongresses  tauchten  die  verscliiedensten  Wünsche  und 
Plane  auf,  wdohe  das  Haupthindemiss  einer  staatlichen  Einlieit 
Deutschlands  >  den  Dualismus  der  beiden  Gmsnifichte«  durch 
oft  wunderbare  Vorschläge  zu  Uberwinden  imd  auszugleichen 
suchten  \ 

Erst  seit  dem  Februar  1815  dachten  auch  Oesterreich  und 
Preussen  ernstlich  wieder  an  die  Aufnahme  des  deutschen  Yer- 
fassungswerkes  und  beschlossen,  bei  Wiederbeginn  der  Verhand- 
lungen alle  deutschen  Staaten  zuzuziehen  (Klüber,  I.  S.  127 

bis  135).  Am  10.  Febr.  hatte  Humboldt  zwei  neue  Verfassungs- 
entwürfe vorgelegt,  von  denen  der  eine  die  Eintheilung  in  Kreise 
mit  auiViahm^  der  andere  sie  wegliest;;  beide  Entwürfe  hielten  aber 
als  drei  uuerläisüliclie  Hauptpunkte  fest:  eine  kraftvolle  Kriegs— 
gewalt,  ein  iJundesgericht  und  landstaudische,  durch  den  Bundes- 
vertrag gesicherte  Verfassxingen  ^. 

1)  Ueber  die  Kaiserfrage  siehe  HSnsser,  IV.  S.  684C  Wichtig  sind 

besonders  die  Noten  der  vereinigten  29  Staaten  und  ihre  Korrespondenz  mit 
dpm  Grafen  Münster.  Klüber,  1.  Heft  1.  S.  77 — 93.  Die  ven?chicdenen 
Gesichtspunkte  bezeichnen  am  besten  die  beiden  Denk^^chriften  von  Stein 
und  W.  V.  Humboldt,  von  denen  sich  ersterer  für,  letzterer  gegen  die 
Kaiserwürde  ftussprach.  Perts,  B.  IV.  S.  744—755. 

2)  lieber  diese  Pläne  und  Vorschläjje  siehe  b9s.  Schanmann  a.  a.  O. 
S.  212  ff.  So  schlug  der  Geh.  Rath  K.  E.  Sch  mid  in  seiner  Schrift  »Deut«?ch- 
lands  Wiedergeburt«  ein  österreichisches  Kaiserthum  mit  einem  erblichen 
Keichsverweseramte  PreuBseus  in  Norddeutschland  vor;  der  Prof.  Sartorius 
(Baxmi  von  Walterhausen)  wollte  dnen  Bund«  mit  Ausschluss  Oesterreiehs 
und  Pieussens,  unter  überwiegendem  Einflüsse  von  Bayern.  Der  »Rheinische 
Merkur«  wollte  den  König  von  Preussen  zum  »erblichen  Grosskronfeldherrn« 
machen!  Anderwärts  wird  Franz  als  Kaiser,  Friedrich  Wilhelm  als  König 
von  Deutschland  vorgeschlagen  u.  s.  w. 

3)  Klfiber,  II.  S.  (»— 64.  Diese  Humboldt'schen  EntwArfe  sind  die  um- 
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Wenige  Woclien  nach  Vorlage  dieser  Entwürfe  kam  die  auf- 
regende Botschaft  von  Napoleon's  Landung  in  Frankreich.  Wenn 
diese  Nachricht  -  auf  viele  andere  grosse  Fragen  unvedcennbar 
iordemd  einwirkte,  so  hatte  sie  auf  die  deutsche  Verfassungsange- 
legenheit entschieden  einen  sehr  ungünstigen  Binfluss,  sie  wurde 
dadurch  allerdings  rascher  sum  Abschlüsse  gebracht^  aber  auch  7^ 
unyoUkomnmer  **  Selbst  Hardenbeig  meinte,  dass  man  jetzt  »nur 
die  allgemeinen  Grundlagen  feststellen  könne,  die  lulhere 
Ausföhrung  ruhigem  Zeiten  vorbehalten  müsse «. 

Im  ümschmelgen  und  Umarbeiten  ihrer  Yeifiissungsentwüife 
waren  die  preussischen  Bevollmächtigten ,  besonders  Humboldt, 
unermüdlich";  aber  deuen,  die  zur  Verhandlun«^  dieser  P^utwürfe 
diiLno-teu,  «jab  Stetternich  immer  die  ausweichende  Antwort,  mau 
wüide  biiid  dmu  schreiten,  allein  dabei  blieb  es  auch.  Endlieh  im 
Mai  zeigte  er  den  He^i^^inn  der  Verhandlungen  an  und  ie<*^te  seinen 
Gegen entwurf  vor  (Klüber  II.  308 — 31  1^,  welcher  die  Schei- 
dung zwischen  einer  vollziehenden  Exekutivbehörde  und  einer 


fangreichsten;  der  Entwurf  mi  t  Kreisveifaasungt  welchem  Hardenberg  und 
Humboldt  entschieden  den  Vorzug  gaben,  enthält  120  Paragraphen.  Die 
Bundesversammlung  sollte  bestehen  aus  zwei  Rathen,  der  erste  Rath  der 
Kjreisobersten  oder  Könige  hatte  die  vollziehende,  der  zweite  Rath  der 
Fürst«!  und  Stände  die  gesetzgebende  Gewalt  mit  dem  ersten  Rathe  {gemein- 
sam. In  Beittg  auf  das  Bttndnieueelit  hatte  man  Bayern  und  Wflvtemberg 
Zugeständnisse  gemacht,  den  Einzelstaaten  sollte  die  Befugniss  besonderer 
Verträg:e  belassen  werden,  nur  mussten  sie  dem  Bunde  Kenntniss  von  Ver- 
trägen geben,  die  sich  auf  Frieden,  Krieg  oder  Subsidien  bezogen.  In  allen 
Staaten  sollten,  unter  dem  Sdiutie  des  Bundes,  landständieche  Ver* 
fasaungen  bestehen,  Mitwirkung  bei  der  Gesetzgebung,  Steuerbewilligungft» 
recht.  Recht  der  Beschwerde  über  Missbräuche  in  der  Verwaltung ,  Warden 
Landständen  als  Minimum  ihrer  Rechte  gewährt.  Allen  Deutschen  waren 
bestimmte  umfassende  Grundrechte  eingeräumt.  Ein  beständiges  Bundes- 
gericht, »ohne  weldies  dem  Reditsgeb&ude  in  Deuteobland  der  letate  und 
notbwen^Bgste  Scblussatein  mangeln  wflrde«»  «oUte  die  Streitigkeiten  der 
Bundesglieder  untereinander  und  die  Klagen  der  Landstände  und  Unterthanen 
gegen  ihre  Regierungen  wegen  VerfasBungsverletzung  entscheiden* 

4)  Häusser,  B.  IV.  S.  üOT. 

5)  Im  April  zogen  die  preussischen  Bevollmächtigten  ihren  letzten  £nt- 
irnrf  wieder  in  14  Artikel  susammen,  Klftber,  B.  L  Heft 4.  8. 104  ff.}  im 
Ibi  brachten  sie  diesen  Entwurf  wieder  in  etwas  modifieiit«r  Gestalt  ein, 
Klüber,  B.II.  S.  298.  Allerdings  sind  in  diesen  neuem  preussischen  Ent- 
würfen nur  die  OrundzQge  festgestellt;  immer  ist  aber  darin  noch  das  Biindes- 
gericht,  die  Garantie  der  landständisohen  Verfassungen  mit  dem  bekannten 
Minimum  von  Befugnissen,  die  Zusicherung  der  Grundrechte  deutscher  Unter- 
tbanea  festgehalten. 
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<^esetz«?eboii(leii  liuudeisversammlnnq-  strich,  das  ]3undesgori( lit  in 
Aussiclit  stellte  ,  aber  die  srhiitzeiulen  Hestiinnmrii^en  des  preussi- 
seheii  V(^rsehlajL;es  liiuvvegliesö,  dieEiiilüJiruii^-  laiulstHiidischer  Ver- 
ta<«suni;cii  nur  dürftig-  cr^vähnte ,  die  Ik'fii^nis.sc  dt'r  Laiidstände 
nicht  feststellte,  "die  Grundrechte  der  Untertluiiion  sehr  ab— 
schAYächte ,  dagegen  die  Rechte  der  s.  g.  Mediatisirten  »ehr  weit- 
läufig abhandelte  Dieser  österreichisdic  Entwurf  war  dem  Plane 
nachgebildet,  welchen  der  österreichische  Minister  von  We«scn- 
berg  schon  im  December  ausgearbeitet  liatto :  nnr  warWessenbeig 
noch  freigebiger  gewesen  in  Betreff  der  landständischen  und  Staats- 
bnigerlichen  Rechte  (Kliib^^  B.  II.  S.  t) . 

So  war  man  denn  nach  siebenmouatliehen  Verhandlungen  bei 
dem  unvollkommensten,  sehwachmuthigsten  Entwürfe  Angelangt, 
der  in  dieser  ganzen  Zeit  aufgetaucht  ist Auf  Grund  dieser  Vor- 
lage begannen  am  8.  Mai  die  Verhandlungen  zwischen  den  Öster- 
reichisohen  und  preussischen  Bevollmächtigten,  zu  denen  auch  der 
hannöversche,  Graf  Münster,  zugezogen  wurde.  Es  ist  beklagens~ 
Werth ,  dass  sonst  so  einsichtsvolle  und  patriotische  StaatsmKnner, 
wie  Humboldt,  Hardenberg  und  Münster,  ihre  eigenen  frühem 
Vorschläge ,  selbst  die  Ivarclinalp unkte ,  die  sie  noch  kurz  vorher 
fiir  unentbehrlich  erklärt  hatten,  jetzt  mit  unbegreiflicher 
Leichtij^keit  Preis  gaben.  Die  preussischen  Staatsmänner  iieüsen 
sich  herbei ,  ihren  Entwurf  mit  dem  Metternielrs  so  zu  verschmel- 
zen ,  das>  dieser  in  allen  iiezichungen  überwog.  Am  23.  Mai  wai* 
diese  Arbeit  voUeudet  \ 

§.  104, 

Die  elf  Schliiatkonfiif«!!«  tcb  83.  Mal  Mt  wm  10.  Inil  ItU  *. 

Die  erste  allgemeine  Konferenz  der  deutschen  lievollmäch- 
tigten  faml  um  2;i.  Mai  iS15  statt;  in  den  ersten  beiden  Sitzungen 


tj)  Mit  Kucht  meinte  Stein,  es  sei  in  diesem  Ent'wurfe  von  Mediatisirten 
zu  viel,  vom  deutlichen  Volke  zu  ^venig  die  Jlede. 

7)  Aügidi  a.  a.  O.  S.  aagt  mit  liecht:  »Die  üet»chiciite  der  Kntwürt'b 
itt  eine  Getebiohte  leider  in  absteigender  Linie.  Alle  folgenden  Pliae  und 
Entv  'II  Fl  stehen  unter  dem  Niveau  des  ersten,  aber  immer  jeder  folgende  sinkt 
anter  daa  Niveau  des  nächstvorhergehenden.« 

P'ntwurf  zu  der  Grundlage  dc"  Verfassung  dp=?  deutschen  Staatenbun- 
des, in  einer  Versammlung  der  Bevollmächtigten  der  künftigen  Bnndes<rlipfl*  r 
am  23«  Mai  lbl5  von  dem  kaiserlich  österreichischen  ersten  IJevollmächtigien, 
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waren  die  vereinigten  kleinem  Staaten  nur  duicii  fünf  Deputiite 
vertreten  ,  erst  in  der  dritten  Konferenz  am  29.  Mai  n  urdeu  ihre 
sämnitlichen  lievollmacliti<^tcn  zugelassen.  Würteniberg 
nahm  an  den  Konferenzen  nicht  Theil  (Kl.  II.  6.  370.  371.  473], 
Üaden  trat  in  der  sechsten  aus  (Kl.  II.  8.  457).  — 

Fürst  3Iettemich  le^tc  den  zwischen  Oesterreich  und  Preussen 
▼ereinbarten  Entwurf  vom  23.  ^lai  vor,  mit  dem  Hemerken,  »dass 
er  nur  die  Grundzüge  der  politiachen  Konfödeiation  enthalten 
solle,  deren  näliere  Entwickelung  man  dem  Bxindestage  überlasseiii 
mÜBse«  (Kl.  II.  S.  341) .  Obgleich  aus  diesem  Entwürfe  vom  23.  Mai 
bereits  die  wichtigsten,  Mher  vonPreussen,  Hannover  und  den  29 
kleinem  Staaten  geforderten  nationalen  Garantien  —  als  kräftige 
Exdiatiygewalt,  Festsetzung  eines  Minimums  der  landstandischen 
Rechte  ^  entfernt  waren,  so  erfuhr  derselbe  doch  in  diesen 
SchinsskonferenKen  noch  manche  Abschwitehungen.  Vor  allem 
wurde  das  Bundesgericht,  «dieser  Schlussstem  des  deutschen 
Rechtsgebäudes«,  auf  Jiayems  Wunsch  kurzweg  beseitigt  (Kl.  II. 
S.  H8H.  424.  533^,  auf  den  Antrug  desselhen  Staates  wurde  der 
XI il.  An.  aut  die  allgemeine  Zusichemng:  »in  allen  Hundesstaaten 
wird  statt  soll)  eine  landstündiH  lie  Verfassung  stattfinden«,  be- 
schränkt (.S.  384),  «lao-egon  die  IJezeichnung  der  J^undesfiirsten  als 
»sou  veräna  aufgenoinnieu  ^S.  344,  493).   Die  Ausstelhingeii  der 
ajidern  Staaten  ^iii<.ieu  auf  andere  Punkte,   besonders  auf  das 
8  tim  ni  en  V  er  hiiitnis  s  im  engem  Käthe  und  im  Plenum,  f^e- 
sondere  Schwierigkeit  machte  die  lkstiminung  der  t  älle,  wo  die 
ätimmeiunehrheit  ausgeschlossen  werden  sollte  und  fiel  auch 
höchst  ungenügend  aus  (Kl,  S.  497).    So  wurde  durch  verschie- 
dene Veränderungen  eine  revidirte  Abfassung  nöthig,  welche  statt 
der  frühern  17  bereits  20  Artikel  enthält  (Kl.  II.  S.  479—492). 
Diese  »neue  oder  rqvidirte  Abfassung«  wurde  in  der  achten 
Konferenz  am  3.  Juni  verlesen;  dieselbe  ist  bereits  wesentlich 
übereinstiinmend  mit  der  gegenwärtig  geltenden  Bundesakte  und 

Herrn  Fürsten  von  Metternich,  vorgelegt,  mit  der  Erklärung,  dass  solches  im 
Einverständnisse  mit  Sr.  Maj.  dem  Könige  von  Preussen  geschehe.  Klub  er, 
II.  S.  314—323. 

I)  Die  Protokolle  über  die  elf  SitsuDgen  der  BeTollmäehtigteti  der  80uve> 
ränen  Fürsten  und  freien  StiUlte  Deutschlands,  betreffend  die  Errichtung  des 

Gnindvertrafrs  für  den  deutschen  Rund  vom  23.  Mai  bis  lu.  Juni  1S15,  mit 
allen  dazu  gehörigen  Beilagen,  betinden  »sich  in  Klüber's  Akten,  B.  II. 
b.      — 5S0 ;  auf  dieselben  ist  in  diesem  Paragraphen  durchgängig  verwiesen. 


Digitized  by  Google 


304 


Drittes  JvapiteL 


deren  unmittelbare  Grundlage.  Die  zehnte  Konferenz  vom  8.  Juni 
brachte  die  lled.tktiou  der  Bundesakte  zum  Abschlüsse,  die  einzel- 
nen Artikel  wurden  parapliirt.  Durch  diese*?,  tj.  Paraphiruug 
war  der  Abschluss  der  lUmdesakte  schon  eriblgt;  die  letzte  Sitzunaf 
vom  tO.  Juni  war  nur  eine  solenne,  wo  die  Unterzeichnung  und 
UnterSiegelung  der  Reinschrift  stattfand 

Die  Bundesakte  ist  in  zwei  Abschnitte  getheilt^  von  denen  der 
erste  Art.  I — XL  die  allgemeinen  Bestimmungen  enthält, 
welche  sieh  auf  die  Qigamsation  des  Bundes  selbst  beziehen,  der 
swmte  die  besondern  Bestimmungen,  welche  die  Innern  Lau- 
desverhSltoisse  r^fai.  Die  eisten  elf  Artikel  wurden  in  französi- 
scher Uebersetzung  der  j>Acie  du  Congr^  de  Vtetmem  vom  9.  Juni 
18t 5  einverleibt,  ausserdem  wurde  die  ganze  Bundesakte  als  Bei- 
lage IX.  für  einen  Bestandtheil  der  Wiener  Kongressakte  erklärt. 

Durch  Aeeessionsurkunde  voiu  2 ü.  Juni  1S15  erfolgte  der  un- 
bedint^te  Beitritt  13  a d  c n s ,  Wü rt  e  m b  e  r s  erst  am  1 .  Sept.  1815. 
Am  T.Juli  1817  fand  noch  die  nachträ<,diclie  Aufnahme  von  Hes- 
sen-Homburg statt.  Den  Fürsten  von  Isenburg,  Leyen, 
dem  Herzoge  von  Aremberg  und  dem  Grafen  von  Bentink 
wurde  die  beanspruchte  Aufiiahme  nicht  zu  Theil. 

Das  Hanptoriginal  der  Bundesakte  ist  das  Exemplar, 
welches  am  15.  Juli  vom  Kaiser  von  Gestenreich  zu  Paris  vollzogen 
wurde*. 


2)  Kaltenborn  a.  a.  0.  S.  222. 

3}  KalteBborn  Aber  dieses  Exemplar  a.  a.  0.  S.  233. 
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Der  deutsche  Bund  von  seiner  Gründung  bis  zum 

Jahre  1848 

§.  105. 

Alf &Bge  der  BudetUAtlf  kelt. 

Fa«t  anderdialb  Jahre  bestand  der  deutsche  Bund  ohne  ver- 
ibssungsmässiges  Organ.  Erst  am  5.  November  IS  16  wurde  die 
BundesYersammhing  feierlich  eröffnet.  In  dieser  Vcrsuiiimlung 
j)deutscher  biiuierer  Miinner«  erkliirte  der  östcn'eichische  J5undef?- 
präsidialgesaiulte  ,  (xraf  l'n ol  St  liauenstein ,  »das  National- 
bedürfiii^s  fiir  die  bichopfemi  und  den  Leitstern«,  »Ausdruck 
und  Sicherung  des  Nationalbandesu  fiir  die  Aufgabe  des  deutschen 
Bundes«  durch  welchen  jetzt  »Deutt^chland  wieder,  als  ein  Ganzes, 
-als  eine  poH  tische  Einheit «  als  eine  Macht  in  der  Beihe  der  Völ- 
Jcer  erscheine 

Die  ersten  Verhandlungen  und  Arbeiten  des  Bundestages  tra- 
fen unverkennbar  das  Gepräge  patriotischer  Gesinnung  und  red- 
licher Absicht«  so  namentlich  die  provisorische  Kompetenzbestim- 

1)  Dae  Hauptwerk  ist  auoli  hier  fiir  diese  Zeit  Kaltenborn,  OescMchte 
der  deutschen  BundesTerh&Unisse,  B.L  S.32$— 52S;  L.  Fr.  Ilse,  Oeschichte 

der  deutschen  Bundesversammlung,  besonders  ihrrs  ^'t  rliiltcnft  zu  den  deut- 
schen Nationalinteressen  'Marburg  I80I  ff.,  bis  jetzt  3  Bände,  die  aber  nur  die 
Zeit  von  ISlü — iS23  umfassen).  K.  Nauwerk,  die Thätigkeit  der  deutschen 
BondesTersammlung.  4  Hefte.  Berlin  1845 — 1846.  H.  von  Oagern,  Mein 
Antheil  an  der  Politik,  Bd.  III,  mit  dem  besondem  Titel  »der  Bundestag  1$]  6 
bis  181«^«.  Stuttg.  1«30.  P.  A.Pfiaer,  Entwickelung  des  öffentlichen  Tieclits  in 
Deutschland  durch  die  Veifa«»sung  des  Bundes.  Stuttgart  1S35.  Auch  von 
Wangenheim,  das  Drei königsbündniss  vom  26.  Mai  1849,  Stuttgart  1^51, 
gtebt  viele  Beiträge  aus  der  Zeit  vor  1848.  Die  Urkunde»  Uber  die  Bundes« 
'tii&tigkeit,  namentlich  die  BundesbesohlQsse,  finden  neb  am  besten  susammen- 
gestellt  bei  G.  von  Meyer,  Corptts  jttris  confoed.  German.  3.  Auf!.,  ergänzt 
und  fortgeführt  bis  auf  die  neueste  Zeit  von  H.  Zöpfl,  1859,  Be.«onders  in 
Betracht  kommt  hier  der  IT.  Theil.  A.  M  i  r  u  s  s ,  diplomatisches  Archiv  der 
deutschen  Bundesstaaten,  ü  Theile,  Leipzig  1846—184^.  Von  grossem  Werthe 
sind  die  »Wiehtigen  Urkunden  fOr  den  Reehtssustand  der  deutschen  Nation 
mit  eigenhändigen  Anmerkungen  von  J.  L.  Kl  über,  aus  dessen  Papieren 
aitgetheilt  und  erläutert  von  C.  Welcker,  2.  Aufl.  Mannheim  lS4ft. 

2)  G.  V.  Meyer,  B.  II.  S.  20  ff. 

Sfttem  des  deatacbea  SUatnreehta.  20 
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mung  des  Bundestages  vam  12.  Juli  1817 so  die  Garantien, 
welche  der  freisinnigen  Sachsen -weimarischen  Verfassung  *  und 
mehreren  andern  Landesveilassiisig^en  bereitwillig  gewährt  wurden, 
so  die  kräftige  Erklärung  gegen  dos  Willkührregiment  in  Kurhessen 
Yom  17.  M$rz  1817  so  der  Bundesbeschhiss  xom^^^^  Juni  1817, 
wodurch  die  in  der  Bundesakte  bestimmte  Nachsteuer-  und  Ab- 
zugsfreiheit  in  der  liberalsten  Weise  zur  Ausfuhrung  gebracht 
wurde 

Bald  aber  trat  ein  verhim^^uissvoller  Umschwung  ein.  Die 
grosse  Zeit  der  Freiheitskriege  hatte  die  edelste  patriotische  Stim- 
mung, aber  auch  viele  unklare  politisc  he  Ideale  und  unreife  Pläne 
im  deutsehen  Volke,  besonders  in  der  Ju<,^end,  wach  gerufen.  Es 
war  eine  Zeit  der  tiefsten  jL;eisti<;:;en  Erregung,  ein  wahrer  \  olker- 
friililing  nach  langem  politischen  Winterschiafe.  Sache  der  Regie- 
rungen wäre  es  gewesen,  diese  Ötimmung  zu  klären  und  zu  prak- 
tischen nationalen  Zielen  hinzufuhren.  Davon  geschah  gerade  das 
Gegeutheil.  Wo  unklarer  jugendlicher  Idealismus  aufsprudelte, 
witterte  man  Verschwörung  und  Revolution.  Vereinzelte  straf- 
würdige Verbrechen  einiger  weniger  überspannter  Köpfe  legte  man 
dem  ganzen  Volke,  gewissermassen  als  nationale  XJnthaten,  zur 
LAst.  Man  übersah ,  dass  derselbe  patriotische  Geist ,  welcher  die 
Ketten  der  F^remdheirschaft  gebrochen  hatte,  jetzt  auch  im  innem 
politischen  Leben  einer  umsichtigen  Pflege  und  naturgemSssen 
Befriedigung  bedürfe.  Statt  durch  eine  wahrhaft  konservative, 
acht  staatsmännische  Politik,  durch  positive  Schöpfungen  auf 
nationaler  Grundlage ,  den  Geist  des  Volke»  würdig  zu  beschäf- 
Ligeii  und  revolutionäre  Rcstrebungen ,  wo  sie  etwa  vorhanden 


3)  G.  V.  Meyer,  B.  II.  S.  40. 
4^  G.  V.  Meyer,  B.  II.  S.  39. 

ä}  Die  trefflichen  Wurte  dieses  Bundesbescblusses  lauten  :  »Bei  den  zahl- 
reichen ,  aus  dem  kurheasuchen  Lande  bereits  eingdiommeaen  Beschwerden 
über  landesherrliche  Verfügungen  wird  die  Bundesversammlung,  eingedenk 
der  hüben  Bestimmung,  zu  der  sie  berufen  worden  und  der  Vorschriften  und 
der  Zwecke  der  Bundesakte,  sich,  nicht  abhalten  lassen,  innerhalb  der  ihr  vor 
gezeichneten  Schranken,  der  bedrängten  Unterthanen  sich  anzu* 
nehmen,  and  aneh  ihnen  die  UiAeneugung  zu  verschaffen,  daes  Deutaeh" 
land  nur  darum  mit  dem  Blute  der  Vdlker  vom  feemden  Joche  befreit  und 
Länder  ihrem  rechtmcässigen  Regenten  zurückgegeben  wurden,  damit  ein 
rechtlicher  Zu  stund  an  die  Stelle  der  Willkühr  trete«.  Kalten- 
born a.  a.  O.  S.  a2U. 

6)  G.  V.  Meyer,  II.  8.  49. 
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waren,  iiucli  geistig  zu  lu  siegen,  griff  man  zu  den  blos  nega- 
tiven Mitteln  der  Hemmung,  Verfolgung  und  polizeilichen  Unter- 
drückung. Dies  i8t  die  Signatur  lier  Karlsbader  Konferenten  und 
der  ganzen,  darauf  gegründeten  Bundespolitik. 

§.  106. 

Die  Karisbäder  Koaiereazen  vom  ö.— 31.  August  1819  and  die  Wiener 

Schiassakte  vom  15.  Mai  1820. 

Fürst  Metternich,  die  eigentliche  Seele  dieser  unproduk- 
tiven, blos  polizeilich  unterdrückenden  Bicktung,  benutzte  nicht 
das  legale  Organ  des  liundes«  sondern  eine  geheime,  scheinbar 
zufällig  stattfindende  Zusammenkunft  von  Ministem  deutscher 
£ttndesstaatenj  um  den  ersten  Schlag  gegen  das  konstitutionelle 
Ftincip  und  die  freie  Entfaltung  des  nationalen  Geistes  in  Deutsch-- 
land  SU  iubien  Nur  aehn  R^erungen  waren  an  den  Verab- 
redungen von  Karlsbad  betheiligt,  die  andern  absichtlich  ausge- 
schlossen* Hauptgegenstände  der  Berathuug  waren: 
Ij  Aufhebung  der  bundesmässig  zugesagten  Pressfreiheit  und  all- 
gemeine Einführung  der  Censur;  2]  Massr  In  wider  die  Unive»-» 
.sitaten,  Gymnasien  uud  Nchulen;  3'  Anordnung  einer  Central— 
u  n  t  e  r  s  u  c  h  u  n  g  s  c  o  m  m  i  s  s  i  o  n  zu  Mainz,  für  Untersuchung  s.  g. 
demagogischer  Umtriebe  mid  revolutionärer  Verbindungen^; 
4]  Vereinbarung-  über  Sinn  und  Auslegung  des  13.  Artikels  der 
BundesaktCj  betreiiend  die  landständischen  Verfassimgen  ^ ;  5)  £r- 


1 )  Die  Publikation  der  geheimen  Protokolle  des  Karlsbader  Kongreeies 
von  1^19  nebst  Beilagen  verdanken  wir  Karl  Theodor  Welcker  in  seinen 
oben  angeführten  wichtigen  Urkunden  u.  8.  w.  Wichtig  sind  sonst  noch 
i  ur  die  Geschichte  der  Karlsbader  Konfereiuen :  8  c  h  a  u  m  a  n  n ,  der  Kon^esa 
Stt  Karlsbad,  ein  Beitnig  rar  Oeeohiohte  der  ^twiekelung  der  dentechen  Ge- 
sammtverfassung  (in  Baumer's  historis  ii  ni  Taschenbuohe ,  IS&O,  S.  193 
bis26S;.  Gervinus,  Geschichte  de«  XIX.  Jahrhunderts ,  B.II.  S.  034. 
Neue  interessante  Aufschlüsse  gewährt  Aegidi' s  Aufsatz;  »Aus  dexa  Jahre 
1819.  Beitrag  zur  deutschen  Geschichte«.  Iböl.  2.  Aufl. 

2)  L.  Fr.  Ilse,  Geschichte  der  politischen  Untersuchungen,  welche  durch 
die  CeutrftluntersaehungftkommiBsion  su  Uaias  and  die  BondeeoentralbekOrde 
IQ  Frankfurt  in  den  Jahrea  18i9  bie  1827  und  1833  bis  1843  geführt  sind» 
Frankf.  a.  M.  1860. 

3)  Der  Opposition  Würtemberg's  gelang  es,  die  authentische  Inter- 
pretation des  Art.  13.  der  Bundesakte  zu  vereiteln,  welche,  von  Qents  kunst- 
TC&ch  'Voorbereitet,  die  Axt  an  di&  Wurzel  der  Kepräsentstivverfitesungen  haAte 
legtti  sollen.  Aegidi  a.  a.  O.  8.  23. 

20* 
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riditung  einer  provisorisclieii  Executionsordnuitg  für  VoUzieKung 

der  Karlsbader  Beschlüsse  durch  die  Bundesversammlung. 

Die  zu  Karlsbad  gefassten  lieschlüsse,  liervorgcgangen  aus 
einer  unregelmässigen  Vertretung  einzelner  deutscher  Staaten 
ausserhalb  des  Bundestages,  wurden  der  Bundesversammlung  in 
sehr  formloser  Weise  überwiesen  und  ohne  alle  bimdesgesetzlich 
nothwendige  V(jrberathung,  in  einer  Sitzung  vom  20.  September 
1819,  nur  scheinbar  einm^thig  * ,  dem  Wortlaute  nach  zwar  nur 
als  provisorische  MasAregelu,  der  Thatsache  nach  stier  als 
bleibende  Gesetee  angenommen  und  pnblicirt'^. 

Im  Anschlüsse  am  die  Karlsbader  Zusanuünenkunft  fanden  yom 
25.  Noremb^  1819  bis  zum  24.  Mai  1830  zu  "Wien  Konferenzen 
von  Ministem  aller  deutschen  Staaten  statt.  ISiei^  "vtAiiil^^ä^ 
zweite  Grundgesetz  des  deutschen  Bundes,  die  s.  "^1^11^^ 
Schlussakte  Tom  15.  Mai  1820  ausgearbeitet^;  /  'C^^^^ 

Obgleich  die  Bundesakte  Art.  10,  »die  Ab&ssung^  tibi tilnM^ 
gesetzen»  für  das  erste  Geschäft  der  Bundesversammlung 
erklärt^  so  entzogen  ihr  doch  jetzt  die  Regierungen  selbst  diese, 
ihre  vdchtigste  verlassungsmHssige  Befugniss  und  übertrugen  die 
Weiter ent^vickelung  des  Bimdesrechts  einer  Ministerkonferenz, 
welche  zu  Wien ,  unter  dem  unmittelbaren  Einflüsse  des  öster- 
reichischen Kabinets,  ein  gefügigeres  Werkzeug  zu  werden  ver- 

4;  Dies  ist  nachgewiesen  von  Aegidi,  welcher  auch  die  llegistratur 
über  die  in  der  XXXV.  Sitzung  am  20.  September  1819  abgegebenen  Abstim- 
mttDgen  urkundlich  mittheilt* 

5)  Diese  »provisoTiBehen  MMBi^eln  lur  nötbigen  Aullredithaltung  der 
innem  Sicherheit  und  öffentlichen  Ordnung  im  Bunde«  nebst  Präsidialvortrag 
vom  20.  September  ls2o  finden  sich  bei  G.  von  Meyer,  B.  II.  S.  89—101. 
Wie  wahre  Staatsmänner  auch  schon  damals  die  Karlsbader  Konferenzen  an- 
sahen, zeigt  ein  Brief  Steinas  vom  29.  September  1819:  »Etwas  Befriedigendei 
erwarte  ich  nicht  von  der  Zusammenkunft  und  den  Berathungen  ob«rflflcb- 
Hcher  und  mittelmässiger  Menschen.  Das  Wichtigste ,  was  zur  Ruhehaltung 
in  Deutschland  geschehen  kann,  ist,  dem  Keiche  der  Willkühr  ein  Ende  zu 
machen  und  das  einer  gesetzlichen  Verfassung  zu  gründen  und  zu  be- 
ginnen.« Der  preussische  Staatsminister  Wilhelm  von  Humboldt  wolHs 
sogar  den  Grafen  Berns tor ff ,  als  Thdlhaber  der  Karlsbader  KonfBrensen, 
in  Anklagestand  versetzt  wissen  und  nannte  die  Karlsbader  Festsetzungen: 
»unnational,  schändlich,  ein  denkendes  Volk  auftiBgend«.  B.  Uaym,  Wilhelm 
von  Humboldt.  Berlin  S.  423  ff. 

6)  Die  Veröffentlichung  der  Protokolle  der  Wiener  Schlussakte  verdan- 
ken wir  L.  K..  Aegidi,  die  Sciilnssakta  der  'Wiener  Ministerialkonferenasn. 
Erste  Abtheilung.  BeslinlSCO.  Möchte  auchjbald  Geschichte  und  Komnientar 
naohlölgen. 
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sprach«  ab  der  Bundestag,  der  damals  Ton  freisiimigen  und  patrio- 
tischen Elementen  noch  nicht  genug  »epurirt«  war^. 

Am  S.  Juiii  Ibli)  erhob  ein  Plenarbeschlu!>s  des  Bundestages, 
dessen  formelle  Giiltigkeit  —  wegen  mangelnder  vorgängiger 
Verhandlung  im  eiigeru  Käthe  —  nicht  einmal  zweifellos  ist ,  die 
Wiener  S  c  h  1  u  s s  a k  t  e  zum  z  w  e  i  t  e  ii  G  r  u  n  dg  e  setze  des 
Hundes,  das  gleiche  Kraft  haben  sollte«  wiedieiiuu- 
desakte. 

Die  Wiener  Schlusssakte  besteht  aus  G5  Artikeln  und  zerfallt 
nach  ihrem  Inhalte  in  drei  Abschnitte,  von  welchen  der  erste, 
Art.  1 — 34. ,  allgemeine  Bestimmungen  über  die  Natur  und  den 
Wirkungskreis  des  Bundes  enthält,  der  zweite  Abschnitt,  Art. 
3  5 — 52 . ,  die  auswärtigen  Verhältnisse  des  Bundes  ordnet,  der 
dritte,  Art.  53 — 65.,  besondere  Bestimmungen  in  Bezug  auf  in- 
nere Verhältnisse  der  deutschen  Bundesstaaten  trifft. 

Durch  die  Wiener  Schlussakte  sind  die  Grrundznge  der  Bun- 
desakte allerdings  weiter  ausgefShit,  doch  nicht  im  Sinne  eines 
nationalen  Ausbaues  der  deutschen  GesammtTerfiusung,  sondern 
kleinlich  im  Geiste  der  Karlsbader  Beschlüsse.  Wenn  auch  die 
Metternich  -  Gentzasche  Doktrin  in  Betreff  der  landstilndischen 
Verfassung  nicht  vollständig  den  Sieg  davon  trug  so  zeig[te  sich 
doch  die  grosse  Yeischiedenheit  der  Zeitrichtungen  darin,  dass 
1815,  besonders  von  Seiten  Preussens,  Hannovers  und  der  kleineren 


")  Vergl.  die  s,  g.  Langenauißche  N  ote  vom  Mai  1S22.  W'elckef 
a.  a.  Ü.  ä.  329  »über  die  liberalisir ende  Tendenz  der  Bundestagsge- 
sandten«.  Ueber  di«  wahre  Entstehung  dieses  merkwardigen  Aktenatüdies 
vei^l.  H.  vonTreitsohke,  Ustortsdie  und  politische  Anfaitie.  Ldprig 

1865.  S.  267. 

Sj  Diese  Theorie  machte  einen  will  kührlich  ersonnenen  Unterschied  zwi- 
schen ständisch  und  repräsentativ  und  zog  daraus  die  ungerechtfertigte 
Folgerung ,  dass  dio  Bundesakte,  wenn  sie  landstflndiseke  Verfiissangen  aner- 
kenne, die  BepiisentattTverfkssung  verbiete.  Vergi.  besonders  den  Aufsats 
von  Qentz,  der  an  historischer  Verdrehung  und  Sophistik  alles  überbietet, 
bei  Welcker,  S.  213  flF.  Diese  Anhänger  des  «ständischen  Princip.s«  über- 
sahen, dass  die  von  ihnen  gepriesenen  mittelaiterigeu  Landstände  mit 
dem  s.  g.  monarchischen  Principe  in  viel  schrofferem  WiderspracHe  standen,  als 
alle  konstitutionellen  Verfiusungen  der  Gegenwart.  Freilich  glich  das,  was  man 
»als  die  historischen,  von  Gott  seihst  gestifteten  organischen 
Stände«  bezeichnete,  jenen  widerspenstigen,  schwer  zu  behandelnden,  kraft- 
vollen Korporationen  des  Mittelalters  sehr  wenig,  sondern  man  fand  sein  Ideal 
hl  den  sshmen,  abgelebten  Postulatenlandtagen  der  Astenmdiischen  Provtnien 
mit  ihrer  machtlosen  Scheinexistens. 
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Staatei^»  daxwuf  gedningen  wuzdo«  ein  Minimum  TonRedit^ 
der  Landstände  tmd  der  Unterthanen  von  Bundeswegen  feeteu- 
Betzen^  das  ihnen  überall  gein^üburt werden  müsate  (S.  ^99) ,  wSJirend 
man  jetzt  ein  Maximum  aufzustellen  bemüht  war^  worüber  kein 
einzelner  Staat  hinausgehen  durfte. 

Die  grösste  Principlosigkeit  nicht  hlos  der  Wienwr 
Sehlussakte,  vielmehr  der  ganzen  Bundespolitik  vom  Jahre  1819 
an  zeigt  sich  darin,  dass  man  cinersoits  die  v ö Ik err e c Ii tliche 
Natur  des  Bundes  und  die  <Uaait  zusammenhängende  volle  Souve- 
räiietiit  der  Fürsten  überall  da  uufs  stärkste  betonte,  wo  es  sich 
4aruni  handelte,  \\  ohlbereehtigte  Forderungen  grosserer  nationaler 
Einheit  zurückzuwoi^jcn,  dass  man  aber  andererseits  zugleich  dem 
Bunde  eine  weit  über  das  Wesen  des  Staatenbundes  hinausgehende, 
polizeihciic  ( "  e  n  t  r  a  1  g  e  w a  1 1  beilegte,  wo  es  galt,  die  freiheiUichfl 
Entwickelung  iu  den  £inzelstaateu  zu  unterdrücken^. 

§.  107. 

DwdMiMht  lodm  Jäte  ttU  Ut  nm  Jatea  IM. 

Seit  dem  Jahre  IS  10  bewe^j^t  sich  die  Thätigkeit  des  Bundes 
fast  ununterbrochen  in  den  liaimen  der  Karlsbader  Konferenzen 
weiter.. 

Am  11.  December  1823  fasste  die  Bundesversammlung:  den 
entweder  nichtssagenden  oder  geradezu  ■«idersimiigen  Beschiuss  : 
,, dass  sie  n e u en  (!)  Bundeslehren  und  falschen  Theo- 
rien von  Schriftstellern  keine  auf  Bundesbeschlüsse  ein- 
wirkende Autorität  und  niclit  einmal  der  Berufung  auf  solche  in 
ihren  Verhandlunf^cn  Raum  geben**  wolle 

Am  1.  Juli  1824  wurde,  auf  Antrag  Oesterreichs,  beschlossen, 
künftig  zweierlei  Protokolle  jeder  Sitzung  aufzunehmen,  und  zwar 
öffentHehc  und  geheime  oder  Separatprotokolle,  so  dass  regelmässig 
nur  die  Resultate  der  Verhandlungen  an  die  OejSentlichkeit  ge- 
langen sollten  \  Die  für  die  Oeffentlichkeit  bestimmten  Protokolle 

9)  Kaltenborn  a.  a.  O.  S.  :}04.  So  wurde  in  Karlsbad  der  Satz  aufge- 
stellt, dass  die  Bundesversammlung  "die  oberste  G e se t zge b u  n g  (d. h. 
Gesetzgebungsgewalt;  in  Deutschland  konstituire«,  ja  der  publiciatische  Aber- 
witz ging  so  weit,  »von  einer  Felonie  deutscher  Fürsten  gegen  den  Bund«  su 
reden.  Aegidi.  lum  Jahre  1S19.  S.  19. 

1)  Meyer,  B.  II.  S.  151.  H.  Ton.Treitschke  a.  s.  0.  S.  2U. 

t)  Meyer,  B.  II.  ü,  156. 
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schrumpften  immor  mehr  KU^ammeii ;  seit  dem  Jahre  1828  hörten 
sie  t^anz  auf,  so  dass  sich  von  nun  an  die  Himdestliatijj^kt'il  den 
Augen  der  Nation  und  der  belebenden  Kontrolle  d^  öifentUch^ 
Meinung  völlig  entzog. 

»So  wurde  der  heimliche  Bundestag  den  Deuts^en  ein 
Gegenstand  erst  der  Scheu,  dann  kalter  Anwiderung « 

Die  im  Gefolge  der  Julirevolution  ausgebrochenen  Bewegungen 
veranlassten  abermals  umfitieende  Kepref  siv  massrege  In 
Am  28.  Juli  1S32  wurden  neue,  ausserordentliche  Massregeln 
,y*iir  Erhaltung  der  gesetzlichen  Ruhe  and  Ordnung 
im  deutschen  Bunde'*  besehless«!,  welche  besondetsg^n 
die  Landstilnde  und  ihre  ▼enueinflkhen  Uebergiiifoy  g^gen  den 
MIsBbzauefa  der  fteien  Mehiungs&assemng  in  denKaramcm,  gegmi 
die  Fresse»  die  YolksTenaaimlmigen,  die  Univemtilen^  gegen  alle 
politischen  Vereine  und  Verbindungen  gerichtet  waoren  \ 

Durch  Bundesbeschluss  vom  5.  Juli  1 8d2  wurde  die  b  a  d  i  sehe 
Begierung  genötliigt,  das  am  1.  Märs  1832  publicirle»  Ted^ 
sungsmässig  zu  Stande  gekommene  Pressgeeetz  aufzuheben ,  und 
zwar  sollte  dies  binnen  vierzelin  Tagen  geschehen  *. 

Aber  die  sclilimmsten  Auswüchse  dieser  volksfeindlichen  Po- 
litik hüllten  sieh  in  das  Dunkel  des  Geheimnisses.  Abermals 
<;itirte  FürsJt  Metternich  die  Bevollniar-htiirten  sämmtlicher  deutsdier 
Bundesstaaten  nach  Wi*  n  /n  einem  neuen  Aiinistexkongressc,  dessen 
Resultat  jetzt  in  dem  Sc)i  In  s p  r  o  tok  o  11  e  vom  1*2.  Juli  1834 
vorliegt      Diese  geheimen  Wiener  Beschlüsse  von  1834 

3)  Königl.  bayersühe  Note  vom  12.  März  1S48. 

4^  K.önlgl.  preussische  Denkschrift  Tom  20.  KoTember  1847:  »Was  den 
«US  der  JuUrevolation  hervorgegangenen  Bewegungen  in  den  deutaehen  Staa- 
ten gegenüber  preschah,  war  immer  nur  ein  Beharren  in  dem  Systeme  blosser 
Nej^atton ,  ein  fruchtloser  und  bedanernswerther  Versuch,  durch  Bundesbe- 
schlüsse, I'olizei,  Censur,  Untersuchungskommissionen  sich  einer  Gefahr  äu 
erwehren ,  die  nur  durch  positive  lebenskräftige  Thaten  beschworen  werden 
konnte.« 

5)  Diese  sämmtlichcn  Besehlfiwe finden  sich  bei  Meyer,  B.  II.  8.  240 ff. 
Durch  die?*e  Beschlüsse  setzte  man  eine  Nation  gewissermassen  »in  perma- 
nenten tielagerungs  zu  stand«,  weicher  man  zu  gleicher  Zeit  das  Zeug- 
niss  nicht  versagen  konnte ,  daee  üb  »dnroh  edefai  Charakter  nnd  tiefen  Skm, 
wie  durch  Achtung  fftiv  j^etsUehe  Ordnung  und  Anhänglichkeit  an  ihre 
Pariiten  der  vollen  Bewunderung  Buropa's  w&rdig  geblieben  istc 

6)  Meyer,  B.  II.  S.  250. 

7)  Veröffentlicht  von  Welcker  in  den  wie htigen  Urkunden  nebst  einer 
«taatsrechtlichen  und  politiachen  Würdigung  dieser  Bescbllisse.  S.  348 — 42ü. 
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in  60  Artikeln  überbieten  sdlbst  die  Karlsbader  durch  die  WiUkühr^ 
womit  sie  den  ^^anzeii  Kccbtszustand  der  deutschen  Nation  dem 
Belieben  der  Kabinete  preis  geben.  In  <;chi  inu  u  .Mnüsterialverab— 
redungen  wurden  hier  die  tiefgreifendsten  batze  angencjniinen, 
dureh  welche  das  Steuerbewilli^miifsreclit  der  Landstaude,  ihre 
Theilnahme  an  der  Gesetzgebung  und  der  Fesl>u41ung  des  liudgets 
im  hohen  Grade  gefährdet  war.  Ausserdem  wurden  gegeti  die 
Presse  ,  besonders  gegen  das  Zeitungswesen ,  gegen  die  Universi-^ 
täten,  gegen  die  Oefientlichkeit  der  Gerichts-  und  Kammerver- 
haadlimgen  MrohlgeKielte  Schläge  geführt.  Nicht  alle  Fest- 
aetamngen  dieser  Wiener  Ministerkonferenssen  wurden  Bundes— 
beschlüssen  erhoben,  aber  sämmtUehe  liegierungen  »machten  sich 
anheiechig,  sich  durch  diese  Artikel^  als  das  Resultat  einer  Weatwitr 
baning  sivisdien  den  BundesgUedem,  ebenso  für  gebunden  sn  er-r 
achten j  He  wenn  dieselben  ssu  förmlichen  Bundesbe-^ 
Schlüssen  erhaben  worden  wären 

Fast  noch  mehr>  aU  durch  diese  eifrige  Polizeithätigkeit^ 
entfremdete  sidii  der  deutsche  Bund  die  öffentliche  Meinung  duidt 
seine  TJnthätigkeit,  wo  es  galt»  die  Interessen  der  Nation  nach 
aussen  und  i  nn  e  n  mit  kräftiger  Hand  zu  Teitrelaen.  Für  Handel, 
Yeikehr,  Schif&hrt  und  andcfe  gemeinnützige  Anstalten  geschah» 
trotz  Art.  19.  der  Btindesakte,  Wim  Bundeswegen  nichts*.  Die 
Elbe,  Weser-  und  Hb  einschiffiah  rtsakte  (vom  23.  Juni  1&21,  vom 
10.  September  lb23,  vom  3i  ^iaiz  1S3I)  kam  durch  8e])aratver- 
träge  zu  Stande;  die  grosse  nationale  That  des  deutschen 
Zollvereins  ging  nicht  vom  liunde  aus 

In  Luxemburg  vorstand  er  nicht  einmal,  die  Integrität 
seines  Gebietes  zu  vertheidi^t  n  tind  musste  sich  schliesslich  mit 
der  rein  nominellen  lintöchädigung  ^  durch  Limburg  be- 
gnügen 


8)  Art.  60.  bei  Welcker  a.  a.  O.  S.  3fi9. 

9  So  i<r  f--  wohl  nicht  zu  hart,  wenn  die  königl.  preussische  Denkschrift 
vom  2U.  -Süvember  1S47  sa^^t:  »Aus  allem  diesem  ist  der  beklagenswerthe  Zu- 
stand des  Bundes  entstanden,  welcher  offen  vor  Jederuianufi  Augen  liegt. 
Auf  die  Fnge?  Was  hat  der  Bund  «eit  den  $2  Jahren  leinee  Be- 
stehens,  während  eines  fast  beispiellüsen  Friedens,  gethan 
für  Deutschlands  Kräftigung  und  Förderung,  ist  keine  Ant- 
wort m  ö   1 5  c  h. 

10)  üeber  den  Zollverein  vergi.  Ka  Itenborn,  b.  I.  S.  öii>>,  wo  auch 
die  Literatur  angegeben  ist* 
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Den  letzten  Kt  st  von  V  ertrauen  verscherzte  der  Bund  durch 
sein  Benehmen  iu  der  Verfessungsangelegenheit  von  ii  a n n o  v e r , 
wo  König  Ernst  August,  völlig  einseitig  und  jnit  Umgehung 
aller  Kecht^lbimenj  duioh  einfache  Ordonnanz  vom  i.  November 
1837^  die  ganxe»  in  anerkannter  Wirksamkeit  betteheade,  nm 
seinem  Vorgänger  Wilhelm  IV.  gegebene  Yerfsussung  über  den 
Haufen  -waif^K  Selbst  g^en  diesoi  offenbaren  Rechttbnicb, 
welchen  die  deutsdie  Reditewiasiiinflohtift  dw^^^ 
wuBstsein  des  deatschen  Volkes ,  selbst  in  seinen  :lao«s«rratit«ten 
und  monaichischsten  Kreisen  einstimmig  venutheilte»  versagte  d^r 
Bund  dem  hannöveESchen  Volke  seine  Hülfe«  »da  bei  ob  walten* 
deT  Sachlage  eine  bundesgesetslicfa  begründete  Veranlassuiig 
zur  Einwirkimg  in  diese  innere  Angelegenheit  nicht  bestehe'*. » 

Der  Aufsch  wuiij^  des  deutschen  Nationalgefühls  im  Jahre  1840 
bei  dem  drohenden  Bruche  mit  Frankreich  ,  die  allmähliche  Ent- 
Wickelung  einer  volksthümlichen  Verfassung  und  Politik  in 
Preussen ,  endUch  selbst  die  persönlichen  BoTnübungen  König 
Friedrich  Wilhelm*s  IV.  für  eine  organische  und  nationale 
Neubelebung  des  Bundes**  hatten zum  Jahre  1848  keinen 
sichtbaren  Erfolg.  Das  Rühmlichste  und  Beste,  was  in  dieser  Zeit 
geschah,  war  die  Verbesserung  der  Bundeskriegsver- 
fassung und  der ,  besonders  auf  Pieussens  Betrieb ,  erfolgte  Bau 

11)  Ueber  die  luxembur^eche  Angelegenheit  siehe  0.  v.  Meyer»  B.  II. 
S.  30  ff.  H.  A.  Zaeharift»  deotaehee  SteaCueeht,  B.  U.  S.  690. 

12)  Kaltenborn,  I.  S.  464.  Ueber  die  tiefe  Wunde,  welche  die  Inkom- 
petenzerklärung vom  T).  September  IS39  dem  Ansehen  des  Bundes  hoibrachte, 
saert  die  k.  preuss.  Denkschrift  vom  2(1.  November  IStT:  »Die  Stellung  des 
üuudeä  zu  dt^r  hannöverbchen  Frage  ist  das  letzte  Glied  in  diesem  unheilvol- 
len Systeme,  der  Sehaden,  den  die  Inkompetenverklftrang  in  einer  solchen,  dSn 
gnasen  Rechtszustand  DeutschUnds  berflhronden  Seche  veruriedit  hat,. ist 
TöUlg  Qnberechenbui  .i' 

13  Die  beste  Quelle  für  diese  hannoversche  Verfassungsfrage  ist:  Hun- 
növersches  Portfulio,  Sammlung  von  Aktenstücken  zur  Geschichte  des 
hannöverschea  Verfassungskampfes,  3  Bde.  Stuttg.  1839.  Die  Protokoll  der 
Sitsungen  der  Bundesversammlung  von  1838  u.  1839  in  der  hannoverschen  Sache 
giebt  von  Wangen  heim,  Dreikönigsbündniss ,  S.  257—443.  Ueber  die 
R  c  h  t  s  f  ra  gc  vergleiche  besonders  die  ausführlichen  Gutachten  der  Juristen- 
fakuitäten  zu  Heidelberg,  Jena  und  Tübin^^'en  ,  herausgegeben  von  Dahl- 
mann, und  die  hannoverschen  Verfassungsiragen  von  Key  sc  her,  Zeit- 
achrtftfnr  deutsches  Recht.  B.  H.  1.  Heft.  S.  176. 

14)  Ueher  diese  Bestrebungen  ist  au  vergleichen  J.  von  B^adovitt, 
Deutschland  und  Friedrich  Wilhelm  IV.  3.  Aufl.  1848. 
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zweier  wichtiger  süddeutscher  FestutijE^pn  Rastatt  und  Ulm  zum 
iSiliutze  der  deutschen  Grenzen  **.  Auch  der  ]}esf  lilu«s  v((m  17. 
September  1846  in  üotreff  der  Holsteiii'scben  ErVilnlge  ist, 
als  Antwort  auf  den  «otienon  liricf  »,  zwar  vorsichtig  und  zurück- 
haltend, wahrt  aber  doch  den  deutsrhen  Bcchtsetaiidpunkt  iß 
stowrtörechtli eil  korrekter  WH se 

^  "  Alle  Hestrcbunf^on  zur  Verbesserung  der  Verfassung  des  Kun-« 
dm  und  zur  Frfrischung  seiner  Thätigkeit  scheiterten  vollständig; 
80  der  Antrag  P  r  o  u  a  s  e  n  8  auf  Aufhebung  der  Karlsbader  Beg^"** 
miliige»iii  I'i'treff  der  PteMe-^OAi  22.  Juü  1644|  so  der  zu  glciciwr 
Ztit  tmi  WüHemberg  gartdhe  Antngf  sitf  Veröffendicbui]^ 
dm  Bttüdestagtpiolokall^,  so  i£e  umfimenden  Kefoirmpläne, 
wcflehe  m  deit  komg^eh  pxdisd^beft  Denkschrift  "  ^<ha  ddv  ^N)o^ 


Füuft€8  Kajiitel. 
BandeBrefinrmbestrebungeii,  besonders  in  den  Jahxen 

§.  108. 

Vorbereitende  Krelgsisse. 

Die  französische  Februarrevolution  vom  24.  Februar  1&4S  rief 
in  Deutsobland  eine  nie  gekannte  Aufregung  hervor.  Die  Ueber* 
ntschung  und  Eathlosigkeit  des  alten  Systems  war  unyerkennbar. 

15)  Kaltenborn  a  a.  O.  S.  4'52  tf.  S&mmtlicbe  hierher  gehörige  Be- 
«chlüsse  bei  Meyer,  B.  II.  S.  400  ff. 
16J  Meyer,  B.  II.  S.  4«. 

17)  Diese  so  oft  erwfthnte  Denkschrift  steht  bei  Rado  wits»  S.  38—56. 
1}  Allgemeine  QueUensammlttngtn  für  diesen  Zeitabschnitt:  Karl 

Weil,  Quellen  und  Aktenstüclie  zur  deutschen  Verfassiingsgeschiclite. 
13erlin  1*^50.  Paul  ]i o t h  und  Heinr.  Merk,  Quellensaninilung  des  deut- 
sclien  üfTentlichen  Kechts  seit  1S4S.  2  Bde.  Erlangen  1S50 — 52.  Die  ausführ- 
Hehste  und  losammenhftngendste  Darstellung  dieser  Ereignisse  findet  ueh  bei 
Kaltenborn,  Geschichte  der  deutschen  Bundesverhältnis^e ,  Bd.  II.  Siehe 
auch  Zachariä,  deutschr^  Staatsrecht,  Bd.  I.  ?.43ff.  Zöpfl,  Bd.  I.  1S1  ff. 
Die  Schriften  über  einzelne  Ereignisse  dieser  Zeit  werden  am  betretfendea 
Orte  angefahrt  werden. 
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In  «tkiMilMer  Hast  TefSiielite  liie  Biradwveiriaminlimg  jetzt  lang 

Versäumtes  nachzuholen  und  das  verscherzte  Vertrauen  der  Nation 
wicderzugewiimen.  Durch  die  Proklamation  vom  1.  JMäiz  besi  hritt 
sie  diese  neue  ungewohnte  IJahn  *.  Durch  Ii. -IL  vom  3.  Miirz  1848 
wurde  es  jedem  deutsuheu  Bundesstaate  freigestellt,  die  Censur 
aufzuheben  und  Pressfreiheit  ei  uz  ufü  liren^,  durch  H.-B. 
vom  9.  Marz  erklärte  die  B.-\'.,  »von der  Ueberzcugung  au»geheud, 
dass  die  Kraft  Deutsrhlauds  wesentlich  auf  dem  Bewtisst^cin  seiner 
Kinlieit  beruhe  .  den  alten  deutschenlieichsadler  und  die 
Farbe  des  ehemaligen  Keichspaniers  —  schwarz  roth  gold  —  zu 
Wappen  and  Farben  des  deutschen  Bunde»     erkannte  offen  an : 
»dase-  eme  Bevieion  dät  BundeaveifiuMung   auf  wahrhaft 
seitg'em'ässer  und  nationaler  Grundlage  nothwendig 
seia^y  und  forderte  deshalb  durch  B.-B.  vom  tO.  Mtfn  die  Be-* 
gimngen  auf:  »Minner  des  ailgemeinen  Vertnmena^  und  zwar 
füarjede  der  17  Stimmen  einen,  nui  dem.  Anltiage  naidi  Fnmkfurlr 
«bai]6>idnen»  der  B.-V.  und  deien  AnaacfaiisBen  xum  Behufe  der 
Ypirbereitung  derBevinon  derBniidesrerfiMsmigimtgatacbtlicheoD: 
Beiiathe  an  die  Hand  zu  gehen  d«  Diese  17  Vertrauensmän^^ 
nerl^eganne»  ihre  Beratbniigen  am  15.  April  und  bereits  am  27. 
Apifl  1848  Ubeneeichtcn  sie  der  B.-V.  »den  Bntwurf  xu  einer 
Verfassung  für  Deutschland',  welcher  indessen  weder  von; 
der  B.-V.  förmlich  adoptirt^  noch  Ton  der  Nationalversaamilung 
ihren  licrathungen  zu  Grunde  gelegt  wurde.  — 

Immer  lebhafter  and  allgemeiner  wurde  der  Gedanke  ausge- 
sprtK-hen,  dass  eine  Wiedergel)urt  der  deutschen  Bundesverfassung 
nur  unter  Betheiligung  einer  Vertretung  des  ganzen 
deutschen  Volkes  möglich  sei.  Auf  eine  National  Vertretung 
beim  deutschen  Bunde  zielte  bereits  der  berühmte  Basser- 
mann'sche  Antrag  vom  12.  Februar  1848  in  der  zweiten 


2)  Roth  und  Merk,  B.  L  8.  80. 

3)  Kail  Weil,  Qoellen,  8.  90;  Roth  und  Merk,  B.  I.  8.  102. 

4)  Karl  Weil,  S.  91 ;  Roth  und  Merk,  B.  L  8.  117. 

5)  Roth  und  Merk,  B.  I.  S.  116. 

6)  Roth  und  Merk,  B.  1.  S.  120}  Weil.  S  92. 

7j  »Der  Entwurf  des  deutschen  Keichsgrundgesetzes,  wie  er  der  deutschen 
B.-V.  als  Gutachten  der  17  Männer  des  öffentlichen  Vertrauens  am  2b.  April 
1848  überreicht  worden  ist«,  steht  mit  Dahlmann' s  Vorwort  hei  Weil, 
8. 100  iL 
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Imduchcft  KanuMT*;  schIxftEr  lönnnÜrte  die  bundesstaat- 
Ii  ehe  XJingestaUaiig  benits  def  Antrag  Heimioh  Ton 
Gag  er  n*  8  am  27.  Februar  in  der  cwetten  darmstädtigchen 

Kammer 

Am  T).  Miirz  1848  trat  dann  zu  Heidelberg  eine  Versaminlung 
von  51  Miiinierii  zusamnu  a,  welche  verabredeten,  dahin  Avirken  zu  ' 
wollen:  »dass  baldmöglichst  eine  vollständigere  Versammliniii:  von 
Männern  des  Vertrauens  aller  <leiitscheii  Volkssiamme  zusaininen- 
trete,  um  die  wichtigsten  Angelegenheiten  weiter  zu  berathen  und 
dem  Vaterlaude  wie  den  Kegierungen  liire  Mitwirkung-  ttn/ubip- 
ten«  Einem  s.  g.  Sieb cn erausschu8 s e  wurde  ubertragen: 
»  hinsichtlich  der  Wahl  und  der  Einrichtungen  einer  angemessenen 
Nationalvertrctung  Vorschläge  vorzubereiten  und  die  Einladung  zu. 
einer  Versammlung  deutscher  Männer  schleunigst  su  besorgen. « 

Der  Siebeneiausschuss  lud  dann  alle  früheren  und  gegen- 
wärtigen deutschen  Ständemitglieder,  auch  Tbeilnehmer  von 
StadtreiDxdneten-Veiaammlmigm^^  und  sonstige  »durch  das  Ver^ 
tmuen  des  deuCsehen  Volkea  auageseichnete  AÖinner«  auf  den  30. 
Man  nach  Frankfurt  ein,  »um  voiUlufig  die  Grundlagen  einer 
deutseben  Parlamentsveifusung  zu  beratihen«  In  Folge  dieser 
Einladung  trat  am  31.  März  das  s.  g.  Vorparlament  zu  Frank- 
furt a.  M.  zusammen 

Obgleichdieser  »Not  ab  lenver  Sammlung«  jedes  offictdle 
Mandat,  sowie  der  Charakter  einer  geaetsUdien  Yolksyertretung 
abging,  obgleich  die  deutschen  Staaten  und  Stümme  hier  Töllig  un- 
gleich vertreten  waren,  so  hatte  doch  das  Vorparlament,  in 
dieser  Zeit  allgemeiner  Aufregung,  eine  so  gewichtige  Autorität, 

8}  Koth  und  Merk,  B.  I.  S.  30  tf. ,  wo  auch  die  sehr  ausiuhriiche  Be- 
grttndttog  desielben  nebst  dem  Kommuiioiitberielite  Weloker*«. 

9)  Roth  und  Merk,  B.  I.  S.  73. 

10)  Hotli  und  Merk,  B.  I.  S.  102;  auch  bei  Jucho«  Yerhaadlungeii 

des  deutschen  Parlaments,  S.  VIII.  Anl.  A. 

11)  J  u  c  h  0  a.  a.  O.  S.  X.  Anl.  C. 

12)  Jucho  a.  a.  O.  S.  IX.  Anl.  B.  Das  Programm  der  Siebenurkommis- 
aion  verlangte  ein  Bandeeaberhanpt  mit  verantwortlichen  Minietern,  einen 
Senat  der  Einzeletaaten»  ein  Volkshaus,  Erweitemng  der  Kompetent  des  Bttn> 

des,  insbesondere  gemeinsames  Ilr  erwesen,  gemeinsame  Vertretung  gegenüber 
dem  Auslande  ,  ein  gleiches  Handels  -  und  Zollsystem,  Einheit  der  Civil-  und 
Strafgeset^gebuDg  u.  8.  w.  Koth  und  Merk,  B.  I.  S.  1S3. 

13}  Die  Verhandlungen  deaeelben  find  herausgegeben  von  Jucho* 
Fnmkf.  184$. 
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dass  fietne  BeselüÜBBe  mamgebend  wurden  för  die  Geateltung  der 
deatsdien  NatioiialTenainiDluiig. 

Das  VorparlAmenty  weiches  vom  31.  MSrz  bis  zam  4.  April' 

ta^te,  ging  weder  auf  Pcrmanenzerklärung ,  noch  auf  eine  Bera- 
thung  der  deutschen  Gesammt Verfassung  ein  und  gab  nur  Be- 
schlüsse **  ab  über  die  Aufgabe  t^der  konstituir enden  Natio- 
nal versammlunf]^«  ,  über  die  Zahl  der  Volksvertreter  und  ihre 
Walilart.  Kraft  (iieser  Dekrete  soiite  »die  lieschlussnahme  über  die 
künftige  Verfassung  Deutstlihinds  einzig  imd  allein  dieser  vom 
Volke  zu  envählenden  Nationalversammlung  überlassen  werden«  4 
auf  je  50,000  Seelen  sollte  ein  Vertreter  gewählt  werden  und  zwar 
so,  ]»daB8  die  Wahlberechtigung  und  Wählbarkeit  nicht  beschninkt 
werden  durfte  durch  einen  Wahlcensus,  durch  Bevorrechtui^  einer 
Bdigion,  durch  Wahl  naeh  Ständen.  ^  Ausserdem  bekchloss  diese 
Versammlung  die  unrentugHche  Aufnahme  Schleswigs,  sowie  Ost* 
und  Westpreussens  in  den  deutschen  Bund  und  Terlangte ;  ndta»  der 
Bundestag,  indem  er  die  Angelegenheit  der  Begründung  eines  kon- 
stituir enden  Parlaments  in  die  Hand  nimmt,  sich  von  den  ver- 
fassungswidrigen Ausnahmebeschlüssen  lossage  und 
die  Männer  ans  seinem  ScJioose  entferne,  welche  zur  Hervomifung 
und  Ausllilirung  derselben  mitgewirkt  haben.  «  Ein  permanen- 
ter Fünf zigerausscliuss  wurde  zurückgelassen,  »um  über  den 
Vollzug  dieser  Besdilüsse  zu  wachen  und  die  B.-V.  bei  Wahrung 
der  Interesöeii  der  Nation  und  bei  Verwaltung  der  l>uiidesange- 
legeuheiten,  bis  zum  Zusammentritte  der  konstituirenden  Versamm- 
lung ,  selbstständig  zu  beratheu  und  die  nöthigcu  Anträge  an  die 
B.-V.  zu  bringen« 

Die  B.-V.  kam  den  Anträgen  des  Vorparlaments  bereitwillig 
nach  und  hob  durch  B.-B.  vom  2.  April  1848  die  gedachten, 
heanstandeten,  seit  dem  J.  1819  erlassenen  Aus- 
nahmegesetse  für  sj&mmdiche  Bundesstaaten  auf und  er- 


14;  Die  Beschlüsse  der  zu  Frankfurt  vom  3J.  März  bis  4.  April  1'^4S  ab- 
gehaltenen Versammlung  der  deutschen  konstituirenden  Nationalversammlung 
bei  Weil,  S.  97. 

15)  Weil,  S.  98. 

16)  Weil,  S.  107.  Eine  Beieichnung  der  BanclesbeBehlOiBe,  welche  als 
Ausnahmegesetie  sa  betrachten  seien,  erfolgte  oiemaU ;  es  sind  daher  manche 

Zweifel  entstanden,  welche  Kimdefbeschlüsse  unter  die  Kateo:orie  der  s.  g. 
AuNiahmegesetse  fallen.  Siehe  darüber  ü.  A.  Zachariä,  deutsches  Staats- 
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klärte,  »dass  die  Gesandten,  welche  sich  diudi  den  Beschiuas  des 
Voiparlaments  betroffen  fühlten^  ihre  B/BgLenaoffea  bereits  um  Ah- 
*  tMntfung  gebeten  hätten. « 

Schon  ein  B.-B.  rom  30.  MÜn;  hatte  die  Bimdcsngxflmogen 
»n%cfiiide»t:  »auf  veifturiuigenMg  beBtehendem  oder  sofÖTt 
einztiföhi«ndem  Wege  Wahlen  Ton  National  vettretern  ananiotdnen^ 
welche  am  Sitse  der  B.-V.  susammenxuitieteti  haben«  um 
awisehen  den  Regierungen  ^nA  dem  Volke  das 
deutsche  Verfassungswerk  zu  Stande  bringen.«  Auf 
70,000  Seelen  sollte  ein  Vertreter  gewählt  werden'^.  Jedoch  »in 
Berüeksichtigunj?  des  inmittelst  bekannt  gewoi  (Icueii  öffentlichen 
Wuiisi  besu  modihcirte  die  B.-V.  ihren  Ueschiuss  ganz  nach  den 
Ansichten  des  Vorparlfiments ,  legte  den  Massstab  von  5U,UüO 
Seelen  zu  Grunde,  verwarf  jede  Beschränkung  durch  Censns, 
Stand  und  Keligion  und  erklärte  jeden  volljährigen  selbstständigen 
8taatsangehöxigen  für  ^vabl  berechtigt  und  wählbar.  Auf  Grund- 
lage dieses  B.-H.  vom  7.  Apiil  184S  sind  die  Wahlen  xor 
deutschen  Nationalversammlung  YDigenommen  worden» 

§.  109. 

M taag  der  dettsslSB  litliatifwiiHBliBg  ttd  BagrMuig  dir 
piaflioiifcbM  Csatvalgevalt 

Am  18.  Mai  1848  trat  »die  konstituirende  National- 
versammlung^ <  zu  Frankfurt  am  Main  lu  der  Faulskirche  zu— 

recht,  I.  225.  H.  Zöpfl,  B.  1.  §.  182.,  Anmerk.  S. ,  wo  auch  der  Bericht 
der  xweiten  Kommission  der  Dresdener  Konferensen  mitgetheilt  tfet. 

17)  Well,  8.  100.  G.  V.  Mejer,  B.  II.  8.  470. 

18)  Weil,  S.  101,  wo  auch  ein  Auszug  aus  dem  Protokoll  der  29.8itsuiig 
der  B.-V.  vom  7.  April  181^.  G.  v.  Meyer,  B.  II.  S.  479. 

1)  Hauptquelle  ist:  Stenographischer  Bericht  über  die  Verhand- 
lungen der  deutschen  konstituirenden  Nationalversammlung  zu  Frankl.  a.  M«> 
henusgegeben  auf  Besehluss  derN.«V.  dnreh  die  Redaktionskomniission  und 
in  deren  Auftrag  durch  F.  Wigard,  Frankf.  1848—49.  B.  I— IX.  4.}  dam 
vollständiges  Inliahsverzeichniss,  1S50.  Verhandlungen  des  Verfassungpaus- 
schusses der  deutscheu  N.-V. ,  herausgegeben  von  G.  Droysen,  B.  1. 
Leipzig  1849.  K.  Haym,  die  deutsche  N.>V.  Frankf.  und  Berlin  iS4f.— 50, 
in  d  AbtheilttDgen.  Max  Duneker,  inr  Qesehichte  der  deatsdiea  Rddis* 
Versammlung.  Berl.  1849.  B  iederm  ann ,  Erinnerungen  ans  der  Paulskirehe. 
Leipz.  t849.  Das  Neueste  und  Beste  giebt  uns,  vom  Standpunkte  einer  klaren 
objektiven  Würdigung,  Ludwig  Hftusser,  die  deutsche  Nationalver- 
sammlung, ein  umfassender  Aufsats  in  Bluntsohli's  Staatswörterbuchs, 
Bd.  VII.  S.  161  bis  219.  (1862.) 
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Baimnen;  am  fol2:on<len  Tage  wurde  Heinrich  von  Gagern 
2um  ersten  Prtbiidenten  gewählt.  In  seiner  AntnttsretU  erklärte 
ex,  »daat  der  Itoiuf  und  die  Vollmacht  der  Nationalversammlung 
in  der  Souveränetät  der  Nation  liegt« ^.  Gleich  die  erst« 
grössere  Yerhaadlung  betraf  das  Reeht  der  Nattonalver- 
sammlung  ' ,  gegfspuber  den  Einzel  Vertretungen  umd  deren  Ver-^ 
fesSQXigsarbeiten.  Am  27.  Mai  winde  der  Werner 's  che  An- 
trag fytt  ^insliimDig  angenommen:  »da»  eUe  Bestimmiuigeii 


2)  Damit  wollte  Gagern  aber  keinesweges,  wie  die  Linke  annahm,  das 
atennutinhe  Princip  der  Volk««ottTeTiii6tat  in  Rottteean'telua  Sume 

proklamiren,  sondern  nur  den  Oniadsatz  aufstellen ,  dass  über  allen  parü^il» 
laren  Staatsbitdungen  das  höhere ,  nie  erloschene  Hecht  der  Nation  auf  eine 

deutsche  Gesammtverfassimt,^  stehe. 

3)  (ieiade  über  die  Machtbcfugniss  der  N.-V.  bestand  der  grösste  Gegen- 
sats  zwiechen  der  AuÜasaung  der  Regierungen  und  zwischen  der  Ansieht  der 
Sli^oritit  der  N.-V.  Die  Erklärung  des  Vmrparlanente  i  »^att  die  Beschlüsse 

nähme  über  die  künftige  Verfassung  Deutschlands  einzig  und  allein  dieser 
vom  Volke  7.n  erwählenden  konstituircnden  X.-V.  zu  überlassen  sei«,  hatte 
dorchaui»  keine  massgebende  Kraft  für  die  Au^abe  der  N.-V. ;  die  Orundiage 
ihrer  Beftt|nisae  lag  vielmehr  in  dem  Besehlntie  derB.-V»  vom  30.  Min  1646» 
wodurch  die  Regierungen  aufgefordert  wurden ,  eine  Wahl  von  Nationalver- 
tretem  anzuordnen:  »um  zwischen  den  K  e  i  (m- tni  p  c  n  nnä  flera 
Volke  dnn  d  e  uts  ch  e  V  e  rfass  ungs  werk  zu  tstande  zu  briiu^enH. 
Diesen  Standpunkt  haben  die  Hegierungen  zu  keiner  Zeit  aufgegeben,  wenu 
sie  aueh  der  entgegengesetzten  Auffassung  der  N.-V.  nicht  zu  jeder  Zeit  direkt 
widersprachen*  Staatsrechtlich  korrekt  war  daher  nur  das  Ver- 
einbarungsprincip,  wonach  die  X.-V.  immer  nur  der  eine  konstituirende 
Faktor  der  deutschen  Gesammtverfassung  blieb.  Üb  aber  eine  solche  Verein- 
barung praktisch  durchführbar  gewesen  wäre,  ist  eine  andere  Frage. 
Der  N.-V.  standen  die  R^erungen  nicht  als  geschlossene  Einheit  mit  be- 
stimmten gemeinsamen  Forderungen  gegenüber,  sondern  «ater  den 
Regierungen  war ,  wie  sich  zeigte  ,der  Zwiespalt  der  Meinungen  viel- 
leicht noch  grosser,  ^Is  im  Schoosse  der  X.-V.  Damit  fehlte  die  erste  Voraus- 
setzung für  praktische  Geltendmachung  des  Vereinharungsprincips.  Es 
würde  schwerlich  zu  einem  gflnstigem  Resultate  geffthrt  haben,  wenn  die  N.-V. 
gleich  vom  Anfange  das  Vereinbarungsprincip  an  die  Spitz«  gestellt  hätte. 
Üebrigen«*  waren  ja  auch  vom  Standpunkte  der  N.-V.  Verhandlungen  mit  den 
Einzelregierungen  zur  Erzielung  einer  Verständigung  nicht  ausge- 
schlossen. Ueberhaupt  iUlt  das  Scheitern  dieser  ganzen  R^ormbewegung 
weniger  der  N.-V.  und  ihrem  persönlichen  Charakter  zur  Last,  bei  weitem  die 
grössere  Schuld  lag  in  der  unbesieglichen  Schwierigkeit  der  Verhältnisse. 
«Aber  weil  sie  gescheitert  ist" ,  sagt  Häusser  treffend,  » war  sie  doch  nicht 
unfruchtbar.  &e  kam  zu  früh,  um  ihre  Aufgabe  zu  lösen,  aber  doch  recht- 
zeitig, um  die  Lösung  vorzubereiten.  Sie  hat  tuerst  die  Schwierigkelten  des 
Werkes  aller  Welt  enthüllt,  sie  hat  Erfahrungen  durchgemacht,  die  man  zum 
zweitenmal  nicht  wieder  wird  durchmachen  müssen.  Der  Gedanke  der 
Einheit  hat  durch  sie  erst  eine  konkretere  Gestalt  gewonnen.« 
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einzelner  deutscher  Verfassungen,  welche  mit  dem  von  ihr  zn 
gründenden  Verfassungswerke  nicht  übereinstimmen,  nur  na(h 
]lC«8Bgabe  des  letztem  als  gültig  zu  betrachten  flindj  unbeschadet 
ihxet  .biÄ  dahin  bestandenen  Wirksamkeit. « 

Die  «fRte  wichtige  Angelegenheit  Wfs  die  Bestellung 
einer  proTieorischen  Executivgewalt,  »Aus  sehr 
starmisdien  Verhandlungen  ging  am  2S.  Juni  das  Gesets  ikh^t 
die  provisorische  Centralgewalt  hervor ^  Hiemadh  sollte 
ein  Beichsverweser  erwühlt  werden^  unventntworf3ich ,  aber  mit 
verantwortlichen  Ministem«  Die  provisorische  Centrulgewak  sollte : 
»bis  TOT  definitiven  Begründung  einer  Begiffirungsgewalt  far 
Deutschland  9  die  vollziehende  Gewalt  üben  in  allen  Angelegen- 
heiten, welche  die  allgemeine  Sicherheit  und  Wohlfahrt  des 
deutschen  Bundesstaates  betreffen,  die  Oberleitung  der  gesammten 
bewaffneten  Macht  und  die  völkerrechtliche  und  handelspolitische 
Vertretung  Deutschlands  übernehmen. «  Dageg  en  sollte  die  Errich- 
tung des  Verfassungswerkes  von  der  Centralgewalt  ausgeschlossen 
sein.  Mit  dem  Eintritte  der  \V  u  ksainkeit  fler  provisorischen  Cen- 
tralgewalt sollte  das  Bestehen  des  ^Simdtsrag  es  aufliören;  doch  sollte 
der  Tleielisvcrweser,  soviel  nie  tlumlif  }i.  sich  mit  den  lievollmäch- 
tigten  der  Einzelstaaten  ins  Vernelinien  setzen.  Am  29.  .funi 
wählte  die  N.-V.  den  Erzherzog  Johann  von  Oesterreich 
zum  Keichsverweser.  Au  demselben  Tage  erliesa  die  B.-V.  ein 
Schreiben  an  den  Erzherzog  mit  der  Erklärung ,  » aie  sei  schon 
vor  seiner  Wahl  Ton  den  Regierungen  ermächtigt  gewesen, 
sich  für  dieselbe  zu  erklären»''.  Am  5.  Juli  nahm  der  Erzherzog  die 
Wahl  an,  «welcher,  wie  die  B.-V.  ihm  angezeigt^  die  deutschen 
Kegierimgen  ihren  Beifall  gegeben  Am  12.  Juli  erschien  der- 
selbe in  F^ldurt  und  begab  sich  erst  in  die  Nationalversamm- 


4]  Well,  8.  117.  Roth  und  Merk,  B.I.  543. 
5)  Vortrag  des  Prfisidiunu  und  BeschluM,  die  Wahl  des  ErKhevsoge  be> 
treffend,  in  der  67,  Sltiung  der  B.-V.  vom  39.  Juni  1848,  bei  Roth  und  Merk, 

B.  I.  S.  5  15. 

C)  Das  AntwortschrfihPT^  des  Erzherzogs  auf  die  Zuschrift  der  B.-V.  vom 
29.  Juni  ISIS  findet  sich  bei  Koth  und  Merk,  B.  I.  S.  548.  J)er  Erzherzog 
erklärt  darin  :  «hIus  Vertrauen,  mit  welchem  s&mmtliche  deutsche  Hegierungen, 
Zeuge  der  ihren  BeyoUmiohtigten  eu  Frankfurt  gegebenen  Brmiehtigungen, 
meine  Person  beehren  und  auf  dessen  Ausdruck  ich  den  entaohiedensten  Werth 
gelegt  habe,  erhebt  und  stArkt  mich  bei  Antritt  des  schweren  Berufes,  den  in 
aohönem  Einklänge  DeutachUnds  Fürsten  und  Völker  mir  xuweieen.« 
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Iimg,  dann  in  die  Bundesveraanunlung  ^.  Letztere  übeneichte  dem 
lleichsverweser  eine  Adresse,  worin  sie  aussprach:  «dass  sie 
Namens  der  deutsclien  Regierungen  die  Ausübung 
ihrer  Terfassungsmässigen  Befugnisse  undYerpflich- 
tungen  auf  die  provisorische  Centraigewalt  über- 
trage und  dieselben  in  die  Hände  des  deutschen 
Reichs  Verwesers  lege.«  Hiermit  erklärte  dieB.-Y.  ihre  bis- 
herige ThStigkeit  für  beendigt.  Mit  dem  12.  Juli  1848  hatte 
somit  2war  nicht  der  Bund,  wohl  aber  die  Bundesversammlung 
thatsächlich  und  rechtlich  au  existiren  au%ehört. 

§.  HO. 

drudreebte,  aeicluTerftisaBi;,  KalaerwabI*. 

Als  die  Nationalversammlung  zu  ihrer  eigentlichen  Hauptauf- 
gabe, der  Verfassungsberothung,  schritt,  zeigte  sich  in  ihrem 
Schoosse  die  grösste  Verschiedenheit  der  Ansichten  in  Betreff  der 
neu  zu  begründenden  Reichsverfiissuug.  Besondere  Schwierige 
keit  machte  dabd  die  Oberhauptfrage  und  die  Frage  nach 
der  Stellung  des  Österreichischen  Kaiserstaates  zu  der 
künftigen  deutschen  llcichsverfassun*^.  Man  begab  sit  li  dalier  zu- 
nächst auf  den  mehr  neutralen  Boden  der  s.  G  ruiidrcc  Ii  t  e, 
deren  langwierige  üerathung  Kraft  und  Aiiselien  der  Nationalver- 
samnilun<i^  in  fnichtloson  theorctisclion  Erörterungen  verzehrte. 

Obgleich  die  Grundrechte  nur  einen  Theil  der  lieic  lisvcrfiis- 
6ung  bilden  sollten,  so  wurden  sie  doeli  bereits  am  27.  December 
von  dem  lleicbsvcrweser ,  mit  einem  Enifuiirungsgrsetzo  für  den 
g a n z e n  U m f an gdes  deutschen  Reiches,  unter  zeitweili- 
ger Sistirung  einzelner  Paragraphen,  als  Gesetz  verkündigt ^ 


7)  Koth  und  Merk,  B.  I.  S.  55U.  Weil,  S.  120. 

1)  Von  besonderem  Gewichte  '-iiui  die  von  Droysen  veröffentlichten 
Verhandlungen  des  Verfassungsausschusses.  Es  liegt  hier  ein  reicher  Sciiatz 
•von  Einucht  und  S«chkande  vor,  besonders  in  den  AusfBhningen  von  Dah  l- 
mann,  Waitx  und  Baseler  in  politischer  und  staatsrechtUeher,  Ton 
Kadowitz  und  Peueker  in  inilitftriecher,  von  Duckwits  in  handeh- 
politischer  Hezieliung. 

2)  Später  wurden  übrigens  diese  Grundrechte,  als  lategraender  Theü  der 
Verfassung  des  deutschen  Kelches,  vom  28.  März  1S49  und  zwar  mit  den,  die 
Oemeindra  und  die  Volkevertretung  betreffenden,  Zuaätsen  unter  Absobnttt  VI, 
§§.  130 — 189  aufgenommen.  Die  grösseren  Staaten,  wie  Oesterreich,  Preussen, 
Bayern ,  Hannover  hielten  sich  übrigens  durch  die  Publikation  der  Qiund- . 
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Am  Id,  OctobcT  bo|i;^ann  die  erste  Lesung  der  übrigen  Thefle 
derVerfässttog:  Beieh«  Beichegewalt,  ReidiBteg,  KeiefaBoberlMUipt» 
Beichsgerichtj  Gwtntie  der  VerifcMBung  und  Wahlgesetz.  Nach» 
dem  man  in  Betveffder  Ob  er  h  aup  tfrage  (besonders  ob  das  Ober- 
haupt erblich  >  lebensttngUch,  12^-  fl-  oder  djttfarig  sein  si»Ute)  ni 
keinem  Majoritättbesehlusse  gdtommen  war  und  die  östemicbische 
Frage  die  Versaaunlung  in  zwei  grosse  Parteien  gespalten  hatte^ 
legte  der  VerftMsungsausschuae  seinen  Bericht  für  die  zweite  Be- 
lathung  der  Reiehsrerikssung  am  9.  Mte  Tor. 

Der  bekannte  Welcker'sche  Antrag  vom  12.  März  1849 
auf  Annahme  der  Reichs  Verfassung  durch  G  e  s  a  m  m  t  b  e  s  c  h  1  u  s  s 
wurde  abgeit  huL.  Am  22.  März  wurde  zuiu  zweitenmal  über  den 
revidirten  Verfassungsentwurf  abgestimmt;  bis  zum  27.  ^liirz  war 
die  Abstimmung  über  die  Reichhverfassung  zu  Ende  gebracht,  nacii- 
dem  sie  in  dieser  zweiten  Herathung,  durch  die  widematürlielie 
Koalition  extn nirr  Parteien,  Avesentlich  verschlechtert  worden  war 
(z.  B.  Einfülirun«^  des  Suspen^sivvetos  sogar  bei  Verfassungsver- 
änderungcn,  Wegfall  des  ganzen  Abschnittes  vom  Reiclisrathe) . 
Bereits  am  28v  März  wurde  die  Publikation  der  Reiehsverfas- 
sung  beschlossen;  f^ic  erfolgte  dann,  aber  ohne  Reitritt  des 
Reichsverwesers,  durch  Abdruck  im  Reichsgesetzblatte  vom  28. 
April  1849  ^.  Die  Verfassung  handelt  I.  vom  Reiche,  TT.  von  der 
Beichsgewalt,  III.  von  dem  Beichsoberhaupte,  IV.  vom  Reichstage, 
V.  vom  Reichsgerichte^  VI.  yon  den  Grundrechten  des  deutschen 
Volkes,  Vn.  von  der  Gewähr  der  Verfiissung.  Dazu  kommt  noch 
das  Reichsgesetz  über  die  Wahl  der  Abgeordneten  zum  VoBuk 
hause. 

Nach  dieser  Veiftssungsurkunde  sollte  Deutschland  ein  Reich 
in  Form  eines  konstitutionellen  Bundesstaats  sein,  unter 
einem  mit  verantwortlichen  Ministem  regierenden  Erbkaiser, 
welchem  ein  Staatenharus  und  ein  Volkshaus  mit  sehr  um- 
fassenden Rechten  zur  Seite  stehen  solhe.  Der  Retchsgewah  sollte 
die  gesammte  völkerrechtliche  Vertretung  Deutschlands,  das  Recht 

rechte  von  Seiten  dm  Reichsvenretm  kmneeiregs  filr  gebaaden ,  sie  bei  neb 

als  Gesetz  zu  verl? ündipen  ,  am  ■wrnipsten  wurde  es  aber  fo  rinf^esp'hf'n ,  dass 
sie  etwa  auch  ohnedem  praktisches  Aecht  in  den  einzelnen  Staaten  wiren. 
Kaltenborn,  B.  II.  S.  109. 

3)  Die  BelehaTMlIusiing ist  vieUhek  abgedruckt,  so bd iL.  Weil,  6.  ISS, 
bei  K  o t h  und  M  er  k ,  B.  II.  S.  198 ,  dsselbst  iit  die  erate  und  ureit«  Lssuttf 
nebeneinandeigeatellt. 
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des  Krieges  und  fUedens,  die  Yeffligiing  über  die  gesammte  b»- 
waffiiete  Meeht  Deutochlande  zustehen  >  femer  die  Geeetegebung 
und  Oberaufincht  inlSesug  auf  Bte^,  Handd»-«  Eisenbahn-,  Post-, 
Mftna-»  ZoUwesen  u.  s.  w.  Die  einzelnen  deutschen  Staaten  sollten 
ihre  staafUdien  Hoheiten  und  Rechte  beibehalten^  soweit  sie 
nicht  der  Reichs^ewalt  ausdrücklich  übertragen  waren.  — 

Am  28.  März  1849  beschloss  die  N.-V.,  dass  die  erbliche 
Würde  eines  Kaisers  der  Deutschen  Seiner  Majestät 
dem  Konige  Friedrich  Wilhelm  IV.  von  Preussen 
11  n  d  dessen  R e  g i er  u  n g s  n  ii  c  h  f o  1  g  e rn  üh  e  r t  r a g  e  n  %v  e  r  V 
den  sollte.  Am  3.  April  1849  lud  eine  feierUche  Deputation- 
der  N.-V  'Präsident Eduard  Simson  an  der  Spitze)  König  Fried-* 
rieh  Wilhelm  IV.  ein,  »die  auf  ihn  gefallene  Wahl  auf  (Tiuadlage 
der  Verfassung  annehmen  zu  wollen.«  Der  König  erkannte  an, 
dass  dieser  Beschluss  der  N.-V.  ihm  ein  »Anrecht«  gebe,  aber 
er  könne  keine  definitive  Entschliessung  filssen :  »ohne  das  freie 
Einverständniss  der  gekrönten  Häupter,  Fürsten  und  freien  Städte 
Deutschlands ,  denen  es  jetzt  obliege,  in  gemeinsamer  Berathung 
zu  prüfen^  ob  die  beschlossene  Verfassung  den  Einzelnen,  wie  dem 
Ganzen  fromme«^.  An  demselben  Tage  wurde  eine  Circular- 
depesche  an  sammtliche  deutsche  Regierungen  erlassen,  worin  Se. 
Majestät  sich  entschlossen  erklärte :  »an  die  Spitze  eines  deutschen 
Bundesstaates  zu  treten,  der  aus  denjenigen  Staaten  sich  bilden 
soUte,  welche  demselben  aus  freiem  Willen  sich  anschliessen 
mochten«  Als  Antwort  hierauf  erfolgte  am  14.  April  eine  Erklä- 
rung von  2ft  deutschen  Begierungen,  dass  rie  die  Reichsverfaseung 
unbedingt  annähmen  und  der  XJebertiiigun^^  der  Kaiserkrone  an 
den  König  von  Preussen  ihre  Zustimmung  gäben  *. 

Am  26.  April  beschloss  die  N.-V.,  dass  die  Annahme  der 
lieichsoberhauptwiirde  die  unbedingte  Annahme  der  Reichsverfas- 
sung voraussetze,  wodurch  jede  Möghchkeit  weiterer  Verstän- 
digung abgesclmitten  Avurde.  Am  28.  April  erfolg^te  die  d  efi  ni- 
ti  v  e  Ablehnung  der  Kaiserkrone  von  J?eiten  Preussens 
Damit  verlor  die  gemässigte  konstitutionelle  Partei  in  der  N.-V. 


4)  Die  Erwiderung  des  Kdüigs  Tom  3.  April  findet  tiok  bei  Roth  and 
Merk,  B.  II.  t5.  456. 

6}  Bei  Roth  uöd  Merk,  B.  II.  S.  468. 
6)  Bei  Roth  tmd  Merk,  B.  II.  8.  480. 
7}  Bei  Roth  und  Merk,  B.  U.  S.  484. 
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Halt  uiid  Stütze.  Der  Radikalismus  kam  nun  in  der  N.-V.  zum 
vollen  Siege  und  bald  zeigten  extreme  Beschlässe,  welche  die 
Durchführung  der  Reichs  Verfassung  bezweckten,  dass  die  bisherige 
massToUe  Majorität  nicht  mehr  die  Herrschaft  behauptete.  Eine 
bedeutende  Anzahl  gemässigter  Mitglieder  trat  aus;  Preussen  und 
andere  Regierungen  riefen  ihre  Abgeordneten  zurück.  Nachdem 
die  N.-Y.  am  19.  Mai  erklärt  hatte ^  dass  sie  auch,  bei  Anwesen- 
heit von  100  Mitgliedern 9  beschlnssf&hig  sei,  siedelte  der  Best  der 
Versammlung  nach  Stuttgart  über  und  konstituirte  sich  daselbst 
am  0.  Juni  1849«  DieAkten  undBeschlüsse  dieses  s.  g.  Bumpf- 
parlaments«  die  Ernennung  einer  s.  g.  »Beichsregent- 
Schaft«,  sowie  die  endliche  Sprengung  und  Vertreibung  des- 
selben ,  haben  keine  weitere  Bedeutung  für  die  deutsche  Verfas- 
suugsgesoh  ichtc . 

§.  Ut. 

Ute  freuslia"  iintmlkm.  UaltMlettnbiiigM  K 

So  lag  denn,  nach  Auflösung  der  N.-V. ,  das  deutsche  Ver- 
fassungswerk wieder  lediglich  in  den  Händen  der  Regierungen. 
Noch  hielt  Preussen  seine  am  18.  März  1S48  proklamirte  Forde- 
rung: »dass  Deutschland  aus  einem  Staatenbunde  in 
einen  Ji  und  ess  taa  t  verwandelt  werde«,  aufrecht.  Durch 
das  Manifest  König  Friedrich  Wilhelm'«  IV.  vom  15.  Mai  1849*  er- 

1}  Kaltenborn,  B.  II.  S.  157ff.  Aktenstücke  ,  betreffend  das  Bünd- 
niiB  vom  29*  Mfli  1849  und  dt«  deutsche  Veifiusungsangelegakhett.  2.  Bd. 

Berlin  1849.  Die  wichtigsten  Urkunden  finden  sich  bei  Weil,  Quellen  und 
Aktenstücke,  Berlin  1850;  von  Uadowitz,  Neue  Gespräche  aus  der  Gegen- 
wart, versucht  Theil  II.  eine  Rechtfertigung  der  preusHischen  Projekte.  Hugo 
T  on  B  ttl  o  w,  die  rechtliche  Stellung  der  deutschen  Union  im  deutsche  Bunde, 
Berl.  1850.  A.  Schmidt,  PreuMens  deatcche  Politik,  die  DieifOxatenbflnde 
▼on  M^'y,  ISOf),  1849.  Berlin  Ib50.  Zöpfl,  Staatsrecht,  B.  I.  §.  190—195. 

2;  Weil,  S.  16'>:  »Meine  KegieruTi^^  Imt  Tnit  den  Ber  ollmäch  triften  der 
gros-<crrn  deutschen  Staaten,  welche  sich  mir  angeschlossen,  das  in  Frankfurt 
begonnene  Werk  wieder  aufgenommen.  Diese  Verfassung  soll  und  wird  in 
kflneeter  Friat  der  Nation  gewähren ,  wm  sie  mit  Kecht  verlangt  vnd  ervar« 
tett  ihre  Einheit,  daxgestellt  durch  eine  einheitliche  Exekutivgewalt,  die 
nach  aussen  den  Namen  und  die  Interessen  Deutschlands  ^vürdig  und  kraftig 
vertritt  und  ihre  Freiheit ,  gesichert  durch  eine  Volksvertretung  mit  legislati- 
▼er  Befugniss.  Die  von  der  N.-Y.  entworfene  Keichsverfassung  ist  hierbei  Stt 
Chroade  gal^,  und  iind  nur  diiijenlgen  Punkte  derselben  verftadert  worden, 
welche,  aus  den  Kfimpfen  und  Zugeständnissen  der  Parteien  hervorgegangen, 
dem  wahren  Wellie  deB  VaterlaadeB  nachtheilig  sind.  Einem  ficichetage  aus 
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griff  Preusson  die  Initiative  der  Rundesrefonn .  Der  staatsrechtb'rhe 
Grund^edcuike  dieser  ]>reii.ssisclien  Unioiisbestrebini;L4^pn  war  fol- 
gender. Der  deutsche  Jjund  in  seinem  unaufiöslichen  Bestände  bil- 
det dio  (^nindla^-e,  aber  nicbt  er  soll  in  einen  Bundesstaat 
verwandelt  werden:  dies  ist  unmöolich,  weil  Oesterreich  an  einem 
solchen  theilzunehmen  ausser  Stande  ist ;  nur  die  übrigen  Rundes- 
mitglieder,  denen  es  möglich  ist,  einen  Rundesstaat  zu  bilden, 
▼ereiiugeii  ach  dazu;  wo  möglich  sollen  alle  übrigen  deutschen 
Staaten  zu  diesem  neuen  Rundesstaate  treten.  Würde  dieses  Ziel 
erreicht  werden«  so  bestände  dann  der  deutsche  Rund  aus  zwei 
Gliedern,  nämlich  aus  Oestetreich  nnd  dem  deutschen  Bundes- 
staate, welche,  auf  der  Basis  der  Bundesvertnige,  eine  völkettecht- 
liehe  Emigttiig  bilden  w&iden.  In  diesen  weitem  Bund  sollte 
Gesammtost  erreich  eintreten.  Der  Bundesstaat  im  Bunde, 
ders.  g.  engere  Bundesstaat,  sollte  lediglich  ein  Weik  der 
freien  Vereinbarung  sein. 

Am  14.  Mai  begannen  zu  Berlin  Konferenzen  der  grossem 
deutschen  Staaten  über  das  neue  Verfiusungswerk.  Oesterreich 
wohnte  der  ersten  Konferenz  noch  bei,  zog  sich  aber  sogleich  zu- 
rück ,  da  es  die  Idee  des  engem  Bundesstaats  durchaus  verwarf. 
Die  Konferenzen  dauerten  bis  zum  26.  Mai.  An  diesem  Tage 
wurde  von  den  Königen  von  Preussen,  Sachsen  nnd  Han- 
nover das  s.      I)  r  e  i  k  (in  igsb  ün  dui  s  s  abgeschlossen^. 

In  dem  Statute  des  Dreikönigsbündnisses  sind  zwei  Restand- 
theile  von  einander  zu  trennen  *.   Einmal  verpflichteten  sich  die 

allen  älaalen ,  die  sich  dem  Bundesstaate  anschliessen ,  wird  diese  Verfassung 
rar  PrOftiag  und  Ziutimmung  vorgelegt  werden.  DeulMhlaud  vertraue  hierin 
dem  Patriotismus  und  dem  Reditagefühle  der  preussischen  Beperung,  um 
Vertrauen  wird  nicht  getäuscht  werden.  Das  ist  mein  Weg!« 

3)  Bayern  hatte  an  den  V'üfhandlungen  theilgenommen ,  auch  unter- 
zeichnete der  bayersche  Bevollmächtigte,  Graf  Lerchenfeld,  das  Schlussproto- 
koll, doeh  trat  Bayern  dem  Bflndnisse  nicht  bei*  Gerade  an  diese  Bventaa'- 
lität  knüpften  Hannover  und  Sachsen  ihre  Vorbehalte;  sie  sicherten  sich  den 
freien  Austritt  für  den  Fall,  dass  ein  Staat,  besonders  Bayern,  nicht  eintreten 
würde.  Das  SchlussprotokoU  steht  bei  Weil,  S.  17'i,  die  sächsische  Keser- 
vation,  S.  2i3,  die  hannoversche,  S.  215.  Darin  bestand  die  Uauptsch wache 
desgansen  Bandnissesi  dass  swei  ursprüngliche  Hauptkontrahenten  nur  mit 
tiefem  innerm  Widerstreben  dem  Bflndnisse  angehörten  und  deshalb  durch 
Restriktionen  und  Beservationen  aller  Art  sich  den  freien  Austritt  voraube- 
halten  suchten. 

4}  Da«  Statut  des  Bündnisses  vom  26.  Mai  1849  bei  Weil,  S.  209,  iu  den 
Aktenstfioken»  B.  1.  S.  85.  Ebendaselbst  auch  die  Brklfirnng mu  simmt- 
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drei  königlichen  Regierungen,  unter  Beistimmung  einer  künftigen 
Volksvertretung?,  eine  definitive  Verfassung  fiir  Deutschland  zu 
begründen.  Zu  diesem  Zwecke  hatten  dieselben  sich  über  eine 
Reichsverfassuujr  vereinbart,  welche  ins  Leben  treten 
sollt  e,  sobaki  ein  au»  den  verbündeten  Staaten  besteliender  Reichs- 
tai(  diese  Vorlaije  anjfenommen  haben  würde  (Art.  IV.  des  Sta- 
tuts) .  Daneben  schiiten  die  Verbündeten  einen  sogleich  ins  Leben 
tretenden  provisorischen  Rechtszustaud:  sie  schlössen 
mit  Bezugnahme  auf  Art  XI.  der  B.-A.  einen  Bund  im  Bunde./- 

Die  gemeinsamen  Angelegesüieiten  dieses  provisorischen 
Staatenvereins  sollte  ein  aus  BevolIiiiSchtigten  d^  verbündeten 
Regierungen  gebildeter  Verwaltungsrath  leiten;.  JiS^^is^ 
siehende  Gewalt  wurde  für  ein  Jahr  der  Kione  Preu99f9n  ^iHK^^qpr 
gea»  ausaerdem  die  sofortige  Niedersetzung  eines  Sphiadsger 
richts  Terabredet.  Der  Yerwaltungsrath  konstituirte  sich  am 
18.  Juni  zu  Berlin,  das  Schiedsgericht  wurde  am  2.  Juli  1849 
zuErfortonstaUirt'*. 

Der  Berliner  Entwurf  einer  Beichsverfassung  schloss  eich  eng 
an  die  Frankfurter  Gnmdla<^e  an,  unterschied  sieh  jedoch  darin 
von  iln,  dass  er  uiauin^  tlic  h  die  übertriebeneu  und  zu  abstrakt  ge- 
haltenen Sätze  der  Frauktürter  Grundrechte ,  iui  Interesse  einer 
kräftigen  Re*^-ierungs<;ewalt,  mässigte ,  dass  er  an  die  Stelle  des 
Kaisers  tiuen  Reichs v orstand  setz te^  welcher  die  Reipha- 

liehe  deutsche  Regierungen«  vom  Mai  1S49.  Darin  wird  die  proviso* 
r  18 ehe  und  die  definitive  Aufgabe  de«  Bflndniese«  eehurf  untemhieden: 
»die  R^erungen  sind  Ob«reingekoiiimen  auf  Grund  des  Art.  11.  der  B.-A.  in 

ein  Bündniss  zu  treten,  das  den  gegenseitigen  Schutz  seiner  Glieder  gegen  den 
Innern  und  äussern  Feind  zum  Zwecke  hat.  Die  T-eitung  der  hierzu  erforder- 
lichen gemeinsamen  Massregeln  haben  sie  Preustien  übertragen.  Die  verbün- 
deten Regierungen  würden  jedoch  die  ihnen  gestellte  Aufgabe  nur  unvoU- 
kommen  erfüllen,  wenn  sie  lecUglioh  bm  deo  Bedarihiesen,  velche  die  nftcbete 
G^enwart  erzeugt,  stehen  blieben  u.  s.  w. 

5)  »Das  provisorische  Schiedsgericht  der  verbündeten  Staaten«  bei  Weil, 
S.  217,  nebst  einer  Erklärung  -in  «ämmtliclic  deutsche  Regierungen  vom 
30.  Mai  1S49.  Darin  heisat  est  »die  Kegierungeu,  die  l^ursten  sind  es,  weiche 
das  Schiedsgericht  unbedingt  Aber  sich  erkennen ;  sie  bezeugen  dedurch,  dass 
sie  die  Sicherheit  nicht  allein  in  äusserer  Ordnung  suchen ,  sondern  im  tieftn 
sittlichen  Grunde  der<^plhen,  im  }^  echte.  Sie  ziehen  damit  eine  scharfe  Orenze 
zwischen  ihrem  jetzigen  Standpunkte  und  demjenigen  einer  frühem  Zeit, 
welche  nur  jene  äussere  Ordnung,  nur  die  Unterdrückung  der  Unruhen, 
dem  Bunde  Euwies,  ohne  demselben  sugleich  die  Mittel  su  gewähren  und  die 
Pflicht  eiifraerlegen ,  des  vnletste  Reoht  »uch  gegen  die  Regbrungen  su 
sehatsen.« 
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regierunj^  in  Gemeinschaft  iiüt  eanjm  uus  6  Stimmen  bestehenden 
Fürs 11  k  oll  e£i  mm  fuhren  sollte.  Die  Reichs  vorstand- 
schaft sollte  nu t  der  Krone  P reu s seu  verbunden  sein. 
Dm  suspeiLsive  Veto  war  in  ein  absolutes  verAvandelt,  das  Walü- 
gesetz  durch  Aulnahmr  des  preusaisciiea  Dieiklasaensystems 
in  kontK^rvativeni  Simu  umirestaltet  ®. 

Vom  22.  bis  zum  2b.  .iuni  1  b49  versammelten  sich  130  Abgeord- 
nete der  ehemaligen  Frankfurter  N.-V.  zu  Gotha  ^s.  g.  Gotha- 
uex)  und  eckläften,  lür  die  Annahme  des  preussischen  £iitwuife8 
•wirken  zu  wollen,  weil  dit^  Frankfurter  Reichs vcrfaamng  nicht 
duichfiihrbar  sei,  und  der  J^erlincr  Kiitwurf  doch  die  wesentliche 
Crnmdlage  derselben  rette  ^.  Zum  Theil  unter  dem  EinflusM  dieser 
Srhl^^ing»  «ehlossen  sieh  nach  und  nach  28  Begiernngen  dem 
]3|)eik«ni09hiindniMe  «n.  Dagegen  erklärte  Bayern  am  8.  Septbr.  ^ 
Würiembezg  am  26.  September*,  nicht  beitreten  xu  können; 
ebenso  smd  Hessen -Hombnig«  Frankfurt,  Luxemburg,  Holstein 
nnd  liechtenstein  dem  Bündnisse  fem  geblieben. 
.  >  Am  19.  Oktober  besehloss  derVerv^Hungsratkder  yomnigten 
Staaten,  die  Wahlen  von  Abgeor4n^en  2um  Volkshause  aus«i* 
«chrdben**,  Sachsen  und  Hannover  protcstirten  dagegen  und 
schieden  am  21.  Oktober  aus  dem  Yerwaltungsrntfae  aus  Am 
13.  Februar  1850  wurde  trotzdem  der  Reichstag  auf  den  20.  März 
nach  Erfurt  einberufen,  worauf  Hannover  am  25.  Februar  1850 
sich  definitiv  vom  Dreikönignbündnisse  losaagte 

6)  »Der  Entwurf  der  Verfassung  des  deutschen  Reiches«  bei  Weil, 

8.  175,  in  den  Aktenstücken,  B.  I.  8.  55.  «tEntwurf  eines  Gesetzes,  be> 
treffend  die  Wahlen  der  Abgeordneten  zum  Volkshause«,  bei  Weil,  S.  204, 
in  den  Aktenstücken,  B.  I.  S.  79.  Die  ansführliche  Denkschrift  zu 
dem  von  den  königlichen  Itegierungen  von  Preussen,  Sachsen  und  Hannover 
yorgelegten  Entwürfe  der  Verfassung  des  deutsch«!  Beiches,  d.d.  Berlin,  den 
11.  Juni  lS-i9,  steht  bei  Weil,  8.  211,  in  den  Aktenstücken,  B.  I.  S.99. 
«Die  Denkschrift  ist  nicht  Kommentar,  sondern  authentische  Interpre- 
tation des  Entwurfs  der  Kelchs  Verfassung  und  als  solche  von  dem  Entwurfs 
tmtrennbar.u 

7)  Die  Erkl&rung  der  Oothaer  Versammlung  vom  28.  Juni  1849  steht  bei 
Laube,  das  erste  deutsche  Parlament.  B.  III.  8.  444. 

8)  AktenstOcke.  Erster  Band.  Neue  Folge.  8.  (»2. 

9)  Aktenstücke  a.  a.  O.  S.  70. 

10)  Aktenstücke,  Bd.  II.  Heft  1.  8.  »0.  . 

11)  Aktenstücke  a.  a.  O.  S.  9i. 

12)  W  eil,  S.  244.  Der  Verwaltungsrath  beabsichtigte  deshalb  Hannover 
wegen  Bruches  des  MaibQndniases  vor  dem  Bondessohiediferickte  tu  belangen* 
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Am  26.  Februar  erliess  der  Verwaltungtrath  eine  Additio- 
nalakte  zum  Jiüudnisse  vom  2G.Mai  Weil,  S.  245),  worin,  mit 
Rücksicht  auf  den  nun  entschiedenen  Nichtbeitritt  li  iyenKs  und 
anderer  ^Staaten  ,  einige  Abänderungen  vor^^cuuiumen  wurden. 
Hiernach  sollte  der  zu  erriclittiide  Ihinden'jtaat  nicht  mehr  Reich, 
sondern  deutsche  Union  heisren.  Du-  deutsche  Union  sollte 
im  deutschen  Bunde  stehen  bleiben,  aber  darin,  als  (4  es  a  mint - 
heit,  die  Rechte  und  Pflichten  ihrer  einzelnen  Mit<;lieder  aus- 
üben. Die  Union  sollte  gegen  die  andern  Rundesstaaten  kein 
KriegBrecht  iiben^  der  Füntennth  sollte  aus  5  Stimmen  bestehen 
u.  s.  w. 

Am  20.  März  1850  wurde  das  »Parlament  der  deutschen 
Union«  au  Erfurt  eröffnet.  Vorgelegt  wurde  den  beiden  Häusern 
des  Parlaments  der  Entwurf  der  Beichsv^ifossimg  vom  20.  Mai 
nebst  der  denselben  authentisch  interprelirenden  Denkschrift  vom 
11.  Juni  1849,  der  Additionalakte  vom  25.  Februar  1850  und 
dem  Entwürfe  eines  Reichsgerichts.  Das  Parlament  nahm  alle 
diese  Vorlagen  unyerftndert  an,  erklärte  sich  auch  zugleich  be- 
reit,  in  solche  Aenderungen  einauwilligen ,  worüber  die  Regie- 
rungen  untereinander  einverstuiden  sein  wurden.  Am  29.  April 
1850  wurde  dss  Ptolament  ven  Erfurt  geschlossen 

Nach  den  früheren ErkHirungen der  preussischen Regierung^*: 
»dass  der  deutsche  Bundesstaat  definitiv  k  onstituirt 
sei,  sobald  er  die  Zustimmung  der  Volksrepräsen- 
tation e  r  1  a  u  g  t  habe,«  trat ,  mit  der  Annahme  der  Regie- 
rungsvorlagen, die  Reichs  Verfassung  vom  26.  Mai  vonRechts- 
wegeninKraft.  Allein  die  Ansicht,  dass  die  Verfassung  durch 


13;  Ueber  das  Erfiirt<v  Parlament  ist  zu  vergleichen  A.  L.  von  Roch  au 
und  G.  Oelsner-Moiitmerque,  das  Erfurter  Parlament  und  der  Berliner 
Ftttsteiikongress.  Leipzig  1S5Ü.  Stenographische  Berichte  über  die  Verhand- 
.  liingen  det  deuttohen  Parlament«  su  Erfurt.  I.  Volkshaus  (21  Sitzungen), 
Staatenhaas  (12  Sitsungen);  von  Radowits,  getaniinelte  Schriften.  B.  II. 
8.  246. 

14)  Die  oMcielle  preussische  Auffassung  wird  in  der  Erklärung  gegen 
Sachsen  und  Hannover  ausgesprochen:  »der  engere  deutecbe  Bundesstaat  ist 
als  aolcher  definitiv,  sobald  er  die  Zustimmttng  der  Volks- 
reprisentatioa  aus  den  Staaten  er  1  an gt  hat,  deren  Regierungen  sich 
auf  Grund  des  Vertragcfl  vom  26.  Mai  1S19  verbündeten.  Der  stei^^ende  Um- 
fang des  definitiven  Bundesstaats ,  woran  die  königlich  preussische  Kegierung 
9U  glauben  fortfthrt,  kann  und  wird  den  Charakter  desselben,  als  einer  defi- 
jiitiven Staatsfonn,  mdit  mehr  iadeni.c  Kaltenborn,  IL  164. 
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die  Armalniif  von  Seiten  der  Volksvertretting  für  die  Reprienuigen 
rechtlicli  biiiclt  tkI  f  rde,  wurde  von  l'reuswn  nicht  mehr  trstg^e— 
halten  und  <];ului<  h  der  Abfall  mancher  schwankend  gewordenen 
Rej^ientuLT  wesentlich  erleichtert.  Schon  fing  man  in  di  u  mass- 
gehenden  Kreisen  an,  das  Unionsprojekt  als  nnprakti>ff  h  iin*!  be- 
denklich zu  betrachten  und  suchte  nur  nach  einer  ])assenden 
Wendung y  um  die  deutscheu  Unionsbestrebungen  völlig  aufgeben 
SU  können.  Die  durch  PreussenB  Hülfe  besiegte  Revolution 
schreckte  die  Regierungen  nicht  mehr.  Der  Abfall  griff  immer 
weiter  um  sich.  Das  bundesstaatliche  Princip  der  Union,  die 
Unterordnung  unter  Preussens  Reichsvorstandschaft ,  welcher  man 
sich  im  Drange  der  Umstände  widerwiHig  geiiigt  ha^^  Terlor 
die  zwingende  Kraft.  So  brachte  auch  der  Füratenkon- 
gress  SU  Berlin,  vom  8.  bis  15.  Mai  1850>  '*kein  DefinitiTum 
SU  Stande.  Die  XJnionsveiiassung  wurde  nicht  ins  Leben  geführt» 
sondern  es  wurde  die  Einsetsung  eines  ToriSufig  bis  zum  15.  Jxdt 
dauernden  Provisoriums,  d.h.  einer  provisorischen 
Vnionsregierung  mit  Unionsvorstand  und  Fürstenkollegium 
beschlossen.  Angeblicher  Hauptzweck  dieses  Provisoriums  sollte 
sein:  die  Unions Verfassung  ins  Leben  zu  führen,  doch 
deutete  Preussens  Schlusserkläning  schon  darauf  hin  » dass  es  ge— 
nöthigt  si'ui  könne,  auf  diesem  Wege  einen  Augenblick  inne  zu 
halten,«  d.  h,  die  Union  aulzugeben. 

§.  112. 

Das  IitsriB. 

Nach  Auflösung  der  Frankfurter  N.-V .  erkannte  Pteussen  die 
provisorische  Centralgewalt  des  Reichsverwesers  als  rechtsbestän- 
dig  nicht  mehr  an,  weil  die  Bedingungen  ihrer  Existenz  nicht 
mehr  vorhanden  seien.  Da  nun  aber  der  Reichsverweser  die  ihm 
durch  B.-B.  vom  12.  Juli  übertragene  Gewalt  auch  nur  an  die 
Gesammtheit  der  deutsehen Bundesglicder zurückgeben  wollte, 
so  drohten  scliwere  Konfiikic  zwischen  rreussen  und  der  noch 
fortbestehenden  provisorischen  Centralgewalt  einzutreten.  Um 
diesem  Zustande  ein  Ende  zu  machen  ,  kamen  Oesterreich  und 
Preussen  überein,  vorläufig  die  Centralgewalt  des  Bundes  ge- 

15)  Trotz  mannigfacher  patriotischer  Bestrebungen  einzelner  unionstreuer 
Regierungen,  wie  Oldenburg's,  Weimar's,  der  sächsischen  Hersöge  u.  lw. 
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meitkftehftftlieh  und  MuecUiesriich  in  di«  Himd  wl-  mkmm 
und  «chlossen  daher  am  81.  S«ptenib6r  iS49  eine  Uebminkunft 

M  Über  einen ,  den  übrigen  Mitgliedern  des  deutschen  Bundes  vor- 
zulegenden  Vorschlag  w^en  Bildun«^^  einer  neuen  provisorischeu 
Bundescentralkoinmission ,  ((  welcher  der  EiziieriÄog  Johunn  am  ö. 
Oktober  1841^»  seine  Zustinunung  eithoilte  *.  Da  die  übrigen 
deutschen  Het»-iorungen  diesem  Vertraije  nur  allmählich,  zum  i  heü 
unter  Verl) ehalten,  beistnmuten ,  so  konnte  die  provisorische 
B  u n  d  e  s  c  e  n  t  ra  1  ko  m  III  i  ^  s  i  o  n  erst  am  20.  I  )»  (  l>i.  1S50  die 
T^eitun«;  der  ^emeinscliaftlithen  deutschen  Angelegenheiten  iiber- 
neluuen,  womit  die  Wirksamkeit  der  provisorischen  Central- 
gcwalt  des  Beiehtverwesers  ihr  £nde  erreichte.  IMe  seither 
▼cn  der  provisorischen  Centralgevtralt  geleiteten  Angelagesukeiten, 
insoweit  dieselben,  nach  Jl^iasitgabe  der  Bundesgesetze,  in- 
nerhalb der  Kompetenz  des  engem  Käthes  der  B.-Y.  gelegen 
waren»  wuiden  während  des  Interims  emex  Bundeskommissiou 
übectngen,  zu  wekber  Oesteneich  und  Pxeussen  je  swei  Mitglie- 
der ernennen  und  welche  ihm.  Sita  »au  Frankfurt  a.  M.  haben 
sollte,«  }.  5.  Diese  Ausübung  def  Centialgewalt  sollte  bis  xum 
1.  Mai  186t  dauern,  §.  t.  Wahrend  des  Interims  sollte  die 
deutsche  Verfassungsangelegenheit  der  freien  Yer* 
einbarung  der  einseinen  deutsehen  Staaten  über-  > 
lassen  bleiben,  §.  3. 

§'  113. 

'  fiegesbettrebniiKeii  Oeiterrelclu  sad  der  ■ittsistaates. 

Obgleich  geiade  der  oben  angeführte  §.  3.  des  Interims  das 
▼on  Freussen  vertretene  Ftincip  der  freien  Vereinbarung 
ansuerkennen  schien,  so  setxte  dochO  esterreich  bald  alle  Hebel 
in  Bewegung,  um  denpreussischenXJnionsbestrebungen  entgegen- 
auarbettcn. 

Bereits  am  12.  November  1849  ediess  das  Wiener  Kabinet 
meNote  nachBedin,  worin  esTorlttufig  einen  Protest  gegen 
die  Berufung  des  preussisch- deutschen  Reichstages  in  Aussicht 
stellte.  Am  21.  NoTember  erwiderte  darauf  Freussen :  »dass  das- 
selbe es  für  einen  Yerrath  an  der  deutsdien  Nation  halten  würde, 
seine  bundesstaatUchen  Bestrebungen  gemäss  dem  Maibündnisse 

1)  Die  Usbeednkuiift  lelbat  ist  abgsdruckt  bei  Wsil,  8.  347. 
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aufzugeben;  der  deutschen  Nation  .sei  es  rreussen  schuldig,  die 
eingeschlagene  J^ahn  weiter  zu  verfolgen«.  Darauf  erfolgte  eine 
ÖsteiTcichische  Note  vom.  2S.  Noveml)er  mit  dt  r  bestimmten  Ant- 
wort: Oesterreich  erkenne  den  preussiscdien  Hunde.sstaat  nicht  an, 
ebensowenig  Preussens  Befugniss,  der  deulM  lien  >iation  Ver- 
heissungen  zu  machen  und  protestire  ^e^^en  Einberufung  de» 
Keichst^e.s,  so%vohl  auf  Grund  der  Verträge  von  IS  15^  ala  auf 
Grund  des  Vertrages  vom  30.  September  1S49.  — 

Gegenüber  dem  Yertroge  Tom  2%.  Mai,  welchem  die  süd- 
deutschen Königleiche  nie  beigetreten  und  von  dem  die  nofd- 
deutschen,  Sachsen  und  Hannover,  wieder  abgefallen  wareii)  yer- 
suchteBayern,  in  Verbindung  mit  Würtembeig  und  Sachsen,  einen 
Qi^enmtwuif aufzustellen,  s.  g.MünchenerEntwurf.  Han- 
nover nahm  an  den  Berathungen  Theü,  ohne  dem  Verträge  vom 
27.  Februar  1S50  beizutreten«  weldier  daher  fölechUoh  )»das  Vier- 
königsbündzkisft  genannt  wird  ^  Man  beabsichtigte  dadurch : 
»di^enigoi  Zusagen  zu  erfüllen  >  wekhe  sammtliche  Bundeeregie- 
rungen  durch  die  BundesbeBchlÜSAe  vom  20.  Marz  und  7.  Apxü  der 
Nation  gegeben  haben.«  Nach  dem  Münchens  Entwürfe  wurde 
Oesterreich  und  Preussen  zugestanden»  mit  ihren-  sämmtliehen 
Landen  in  den  Bund  zutreten.  Die  Bundesregierung  sollte 
von  einem  Direktorium  aus  7  Mitgliedern  gebildet  werden, 
nämlich  Oesterreich ,  den  5  Königreichen  und  beiden  Hessen. 
Die  Mitglieder  des  Huudcsdiiektoriuins  .sollten,  ;.ui  Instruktionen 
gebunden,  nach  einfacher  Stimmenmehrheit  lieschlüsse 
fassen,  nur  l)ei  Verfassung.sveränderungen  sfdlte  noch  Stimmen- 
einhelligkeit nothwendig  sein.  Neben  der  Hundesregierung 
sollte  eine  N  a  t i o n al  v  er  tr  e  t ung  von  HOO  Mitgliedern  stehen 
(lÜO  Österreicher,  100  Preussen,  100  aus  den  andeni  deutschen 
Staaten  .  Die  Mitglieder  .sollton  aus  den  Ständeversfonmiuiigen  der 
einzelnen  Staaten  hervorgehen  und  das  Recht  der  Zustimmung  zu 
neuen  Bundesgesetzen»  zur  Feststellung  der  Bundesausgaben 
und  zu  Erhebung  von  Matrikularbeiträgen  haben.  Ausserdem 
'wurde  ein  ständiges  Bundesgerieht  und  die  Gewähr  von  Bech- 


1)  Der  Münchener  Entwurf  steht  bei  Weil,  S.  251.  Ebendaselbst  S.  256 
die  Kollektivnote  von  Bayern,  Sachsen  und  Würtenibeij^  an  die  öster- 
reichische und  preuasische  Kegierung,  womit  diesen  beiden  Mächten  der  P^nt- 
Vuif  mitgethailt  vird. 
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ten  verheisson,  welche  (ien  Angehörigen  aller  deutschen  Staaten 
augesifhert  werden  sollten. 

Obg^leich  sit  Ii  Oosterreich  unter  gewissen  Voraussetzungen 
mit  dem  Müncheuer  Entwürfe  einverstanden  erklärte  ^ ,  so  wurde 
derselbe  doch  von  der  Nation  so  gut  wie  ignorirt  und  hatte  keinen 
praktischen  Erfolg.  Oesterreich  und  seine  Verbündeten  entschlos- 
sen sich  daher,  die  preussischen  ünionsbostrebiuigen  mit  andern 
Waffen  zu  bekämpfen,  indem  sie  nämlich  die  alte  Bundesver- 
fassung wieder  in  Wirksamkeit  zu  setzen  und  den 
Bundestag  zu  rekonstituiren  versuchten'. 

Durch  Circulardepesche  vom  26.  April  1850  berief  Oester- 
reich, iikrafl  seines  Bundespr&sidialrecktes,«  auf  den  lt. 
Bfai  eine  »ausserordentliche  Plenarversammlung«  der 
Bundesglieder  nach  Frankfurt  a.  M.  Der  Fürstenkongress  in 
Berlin  beschloss ,  weder  diese  Versammlung  als  Hundesversamm- 
lung, n<H  h  Oesterreichs  Präsidialrecht  anzuerkennen,  aber  Bevoll- 
mächtigte zu  schicken  und  dort  als  Union  im  ganzen  aufzutreten. 

2)  ''"Varh  dem  Vorang^ebenflen  erkennt  das  kaiserlicho  Knbinet,  vom 
Standpunkte  des  Rechts,  wie  vun  jenem  dt  r  Politik,  nicht  nur  die  Zweck- 
mässigkeit, sondern  auch  die  Ausführbarkeit  der  von  den  Höfen  von 
Baye»,  Sachsen  und  Wflrtemberg  gemachten  Vonchlfige  und  tritt  denselben 
voUkomm«!  bei«  n.  a.  w. 

3)  Um  die  Reaktivirung  des  Rundestages,  gegen  den  Willen 
Preussens  und  der  Unionsstanten  zu  rechtfertigen  ,  behauptete  man  I.  »dass 
die  Bundesversammlung  auch  nach  dem  12.  Juli  ls4S  rechtlich  fortbestan- 
den habe,  2.  dass  der  Bundestag,  mit  Beendigung  der  Provisorien,  von 
selbst  wieder  in  seine  Rechte  und  deren  Ausübung  eintrete.«  Mit  wahrhaft 
monströsen  Orfinden  wurde  diese  Behauptung  vertheidigt  in  dem  »Archiv 
für  öffentliches  Reclit  des  deutschen  Bundes«,  z.  B.  dass  der  B.-B.  vom 
12.  Juli  schon  deshalb  ung-ültig  sei,  weil  da«  fin.mals  mit  iJeutschlaud  in 
Krieg  beüudliehe  Dänemark  lur  Holstein  -  Lauenburg  nicht  zugestimmt 
habe!  Zu  diesem  Zwecke  erfond  man  femer  eine  ganx  neue  Theorie  des  Bun* 
desrechts,  wonaeh  man  ausPlenum  und  engerm  Rathe  swei  verschiedene 
Versammlungen  machte  und  aus  dem  Plenum  den  engern  Rath  hervor- 
gehen lassen  wollte.  Gegen  derartige  Sophismen  kämpft  H.  A.  Zachariä 
in  seiner  meisterhaften  Schrift:  »die  Hechts w idrigkei t  der  versuch- 
ten Reaktivirung  der  im  Jabre  1848  aufgehobenen  deutschen  B.-V.« 
OOttingen  1851».  Das  Resultat  dieser  Schrift  ist:  dass  die  damals  in  Frankftirt 
tagende  Versammlung  von  Bevollmächtigten  einzelner  deutscher  Regierungen 
nicht  als  gesetzliche  Bundesversammlung  gelten  könne,  dass  diese  vielmehr 
durch  B.-B.  vom  12.  Juli  Ib-ib  definitiv  aufgehoben  sei  und  dass  eine  Wie- 
derh;ersteLIung  derselben  nur  kraft  einer  einstimmigen  Wil- 
lenserkllrung  sammtlicher  Bundesglieder  rechtlich  mög- 
lich sei. 


Digitized  by  Google 


BandetFefombettrabttiigeii,  bMomUn  in  den  Jahren  1848-^1.  333 

Nichtsdestoweniger  konstituirten  sich  in  Frankfurt  elfBegienuigen, 
darunter  die  dänische^  al»  »liundesplenarycrsammlung,« 
beriethen  inpUmit^  was  nach  Bundesrecht  duxchaiu  unmöglich  ist, 
und  beschlossen,  »aus  diesem  Plenum  den  engern  Rath 
hervorgehen  zu  lassen.«  Am  14.  August  1850  forderte  dann 
Oesterreich  zur  Beschickung  des  engem  Bathes  auf.  Trotz  des 
preussischen  Protestes  vom  25.  August  wurde  wirklich  am  2.  Sep- 
tember ein  s.  g.  »engerer  Rath«  mit  tl.  Stimmen  eröffoet.  IMe 
sich  so  nennende  Bundesversammlung  fasste  dann  die  völlig  wider^ 
rechtlichen  Besehlüsse  gegen  Schleswig-Holstein  und  Kur- 
hessen^. 

Diese  Beschliisse  waren,  vom  Standpunkte  des  deutschen  - 

Staatsrechts,  willkührliche  Rechtsverletzungen,  die  darauf  gegrün- 
dete anmasslit lie  Exekution  offenbarer  Landfriedensbruch. 
Noch  widerstrebte  Preus.sen  und  schien  tlem  von  der  »Fraukturter 
Versainuikuiga  gefassten  Beschlüsse  vom  21.  September  1850, 
welcher  zur  Vernichtung  der  20  Jalire  in  anerkannter  Wirksamkeit 
bestehenden  hessischen  Verfassung  fukite,  berechtigten  Wider- 
stand entiregensetzen  zu  wollen.  Allein  auch  in  Preussen  trat  die 
Wendung  baJLd  genug  ein. 

§.114. 

OlBfttiar  Ksifsitlti,  Dresdener  Konferenm  inA  WiedsilierstsUug 

des  Baadestagi*. 

Die  pzeviflofisch  noch  lortvegetizende  Union  ging  unterdessen 

4j  Der  8.  g.  Bunflp^^^eMchlu';?  vom  21.  Septbr.  1^50  bei  Meyer,  B.  II. 
S.  535.  Zachariä  üugl  über  denselben:  »In  dem  Beschlüsse  vom  21.  Septbr. 
wurde  die  Beatimmung  der  kurhessischen  Verfassungä Urkunde  Ober  die  Be- 
dingungen der  ständischen  Pflicht,  für  die  Aufbringung  des  Staatts- 
bedarfs  zu  sorgen,  ganz  ignorirt,  die  bisher  unerhörte  Behauptung,  dass  das 
ständische  Steuerbewilligungsreclit  mit  dem  Geiste  und  den  ausdrücklichen 
Bestimmungen  der  Wiener  Schlussakte  im  Widerspruche  stehe,  hingestellt 
und  der  B.-B.  vom  28.  Juni  1832,  Ziffer  1.  2.,  welcher  lU  untiientische 
Interpretation  der  Scfalussakte  fortdaueind  gelten  sollte,  mit  einer  aUes  Mass 
übersteigenden  Kühnheit  auf  einen  Fall  sur  Anwendung  gebracht ,  auf  wel- 
chen er  ?ftr  keine  Beziehung  hat  u.  s.  w.«  B.  W.  Pfeiffer,  zur  Würdigung 
des  Beschlusses  vom  21.  September  1850.  Kassel  1850.  Derselbe,  der  alte 
und  der  neue  Bundestag  naeli  ifaior  Wirksamkeit  für  die  Aufrechterbaltung 
des  allgemeinen  Kechtszustandes  in  Deutschland*  Leipz.  1851.  F.  Pfeiffer, 
der  Verfassungsstreit  in  Kurhessen,  in  der  Zeitschrift  fttr  deutsches  Recht  von 
Bcyscher  und  Wilda.  Bd.  XIII.  Heft  1.  Nr.  IT 

1)  Aufklärung  Uber  den  Qang  dieser  ganzen  Ereignisse  giebt  uns  die  tief- 
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üiref  Aafifisiiiig  Scliritt  f&r  Schritt  etOgegea,  Von  ein«r  IhiicV 
fuhnuig  derselbeii  war  seit  dem  16.  Oktober  kerne  Bede  mehr, 
noch  treniger  Ton  der  Wiedeiberaftmg  des  Erfbiter  Parlaments. 
Am  1 5.  November  wurde  in  dem  provisorischeii  Fnrsteiikoll^um 

die  Erklärung  abgegeben:  »dass  Preussen,  als  ünionsvor- 
staud,  die  Verfassung  vom  28.  Mai  1849  nicht  ins 
Leben  führen  werde  und  dieselbe  seinerseits  als 
vollständig  aufgehoben  betrachte.«  Endlich  am  29.  No- 
vember 1850  fn^te  f^ich  Preussen  in  der  PunktHtion  von 
Olmiitz  allen  Forderungen  seiner  Gegner  *  imd  betheiligte  sich 
sc^ar  an  der  Ausführung  der  von  der  »Frankfurter  Vesammlung« 
•gefassten  Beschlüsse  gegen  Kurhessen  und  Holstein,  indem 
es  dort  eine  seit  20  Jahren  in  anerkannter  Wirksamkeit  bestehende 
Verfassung  der  Willkühr ,  hier  gutes  deutsches  Recht  dem  Aus^ 
lande  preisgab.  Zugleich  wmde  im  vierten  Paragraphen  der  Ol- 
mützer  Pmiktetionvembredet»  dass  Ministerialkonferenzen 
zu  Dresden  nnvevzttgüch  Btattihfeden  und  die  Einladung  dajsu  ge- 
meinsam von  Oesterreich  und  Pieussen  ausgdien  sollte.  Nach 
den  völlig  fruchtlosen  Dresdener  Konferenzen  vom  23. 
December  1850  bis  zum  18.  Mai  185t  '  blieb  die  einfache  Wie- 
derherstellung des  Bundestages  der  einzige  Ausweg;  ja 
dieselbe  musste  sogar,  in  derallgemeinen  Verwirrung  der  deutschen 
Angelegenheiten,  schliessUc-h  riüch  als  eine  Wohlthat  angesehen 
werden. 

Preusscn  erklärte  seinon  früheren  Verbündeten  bereits  am 
27.  März  1851,  dass  es  den  Bundestag  wieder  mitkonstituiren 
werde ,  lud  auch  sie  dazu  ein  und  beschickte  denselben  am 
14.  Mai  1851,  während  seine  früheren  Union sgenossen  theüs  etwas 
früher»  theils  etwas  ^äter,  sämmtlich  dasselbe  thaten. 

So  war  denn  im  Juni  1851  die  vollständige  lies  tau- 
ration  der  alten  Bundesverfassung  von  allen  Eegie-* 
rungen  anerkannt. 


dogttWSihts  Sohrift  Max  DoaeksK'ft  »Visr  Mcnale  satvirtiger  PoHtik» 
Hit  Urkttndea.«  Berlin  1861. 

2)  DieOlmützer  Punktation  bei  G.  v.  M eyer,  B.  II.  8.  545. 

3)  Hauptquelle  ist  die  Schrift:  »Die  Dresdener  Konferensen. 
Mit  Urkunden.«  Berlin  1851.  Die  Beilap^en  enthalten  reiches  Material.  Vergl. 
auch  Kaltenborn,  B.  II.  §.  26.,  und  Zöpfl,  B.I.     m.  mit  §.  146.,  183. 
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Da  Oesterreich  sein  zu  Dresden  gestelltes  Verlangen,  mit  sei- 
nem gesammten  I.än  derb  es  tan  de  in  den  T^und  zu  treten, 
fallen  Hess,  s*>  iimchtf  «lucli  Preussen  die  Einverleibung  seiner  öst- 
lichen Provinzen  rüek^ängig  *.     Damit  war  die  territoriale 


rungen  auf:  »die  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  seit  dem  i^re 
1848  getroffenen  staatlichen  Eäruichtungen  und  eidassenen  ge's^i^ 
Heben  Bestimmungen  einer  sorgfSitigen  Prüfbng  zu  unterwerfää  - 
und  dann,  wenn  sie  mit  den  Grundgesetzen  des  Bundes  nicht  in 
Einklang  stehen,  diese  nothwendigeUebereinstimmung  ohne  Ver- 
zug [d.  h.  selbst  mit  Umgehung  des  gesetzlichen  landesvetfassungs* 
massigen  Weges)  wiederherzustellen«*,  eine  Mahnung,  die  bereit- 
willig befolgt  wurde  und  abermals  zum  Umstürze  mehrerer  Landes- 
verfassungen führte,  wobei  die  Bundeskommissiire  liülfreiche  Hand 
leisteten.  In  dieser  *Kichtung  erfolgten  dann  weitere  specielle 
Kundesbeschlüsse  in  Betreff  der  Verfassungen  von  Kurhessen, 
Bremen,  Frankfurt  n.  s.  \v.  Ein  anderer  B  -B.  vom  23.  August 
setzte  die  i Frankfurter)  (i rundrechte  des  deutschen  Volkes  ausser 
Kraft*.  Ein  B.-B.  vom  31.  December  1851  *  verfugte  die  Auf- 
lösung der  deutschen  Flotte,  welche  von  der  Centraigewalt 
und  dem  deutschen  Volke  mit  grossen  Opfern  geschaffen  worden 
war.  Dann  folgten  die  Bundesbestimmungen  zur  Verhinderung  des 
Missbrauchs  der  Pressfreiheit  vom  6.  Juli  1854  "  und  zur  Auf- 
rechterhaltung der  gesetzlichen  Ordnung  und  Ruhe  im  deutschen 


1)  Preuaniebsr  Antrag  vom  20.  September  18&1|  B.-B.  vom  3,  Okt.  1851 1 
man  •tfltzte  sieh  aaoh  darauf,  data  die  Aufinahme  meht  in  bnadt«eektliob 

konrekter  Form  erfolgt  sei. 

2)  G.  V.  Meyer,  B.  II.  S.  560. 

3)  G.  V.  Meyer,  B.  II.  S.  561. 

4)  G.     Meyer  y  B*  II.  8.  Ml,  wo  auch  die  weitem  Beschlüase  in  dieser 

Angelegenheit  stehen. 

5j  G.  V.  Meyer,  B.  II.  S.  601. 
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Hunde,  insbesondere  das  Vereinswesen  betreffend,  yom 
t3.  Juli  1854  ^ 

Als  ein  Fortschritt  ist  dagegen  die  neue  Gesehäftsord^ 
n  u  n  g  vom  1 6.  Jimi  1 854  zu  betrachten  ^.  Auch  ist  zuzugestehen, 
dass  die  genannten  Kepressivmassregeln  doch  niclit  völlig  zu  den 
Grundsätzen  der  Karlsbader  Beschlüsse  zurückkehrten,  indem  die 
Pressfreiheit^  wenigstens  im  Principe,  beibehalten,  auch  keineswegs 
das  Verbot  aller  politischen  Vereine  ausgesprochen  wurde. 

Das  Beste,  was  die  B.-V.  in  dieser  Zeit  geleistet  hat,  ist  die 
Niedersetzung  einer  Kommission  zur  Bearbeitung  eines  Entwurfes 
eines  allgemeinen  deutschen  Handelsgesetzbuches^. 

Dieser  zu  Nürnberg  und  Hamburg  ausgearbeitete  Kommis- 
sionsentwurf  wurde  durch  B.-B.  yom  td.  Mai  t86l  dm.  einzelnen 
Staaten  zur  unveiünderten  Annahme  empfohlen  und  in  fast  allen 
deutschen  Staaten  auf  verfassungsmässigem  Wege  zum  Gesetze  er- 
hoben. Durch  (las  JlaudeLsgesetzbuch  wurde  der  erste  zukunfts- 
reiche Keim  einer  deutschen  Kechtseinhcit ,  auf  dem  Gebiete  des 
Privatrechts,  geleg  t  *. 

Nach  den  fehl^t'S(  hla<^enen  Versuchen  des  Jahres  lS4b  blieb 
die  Reform  des  JUindes  lange  Zeit  von  der  officiellen  Tages- 
ordnung hinweg.  Die  Erklärung  von  8achs>en-Koburg-Gotha  in 
dem  Ikmdestage  über  die  Xotiixvcndigkeit  einer  'S'erbesserung  der 
Bundesverfassung  vom  31.  Oktober  1861  wurde  nicht  einmal  zu 
einem  bestimmten  Antrage  erhoben  Der  von  Sachsen  vorge- 
legte Keformplan  vom  15.  Oktober  1861,  welcher  wesentlich 
auf  Herstellung  einer  ständischen  Delegirtenversammlung  am 
Bunde  j  eines  liundesgerichts  und  einer  aus  drei  Mitgliedern  be** 
stehenden  Exekutive  ( nämlich  Oesterreich ,  Preussen  und  einem 
von  den  übrigen  Regierungen  zu  erwählenden  Souverän)  gerichtet 


6}  0.  T.  Meyer,  B.  II.  S.  605. 

7)  G.  V.  Heyer,  B.  IL  S.  596. 

8)  B.-B. ,  den  Antrag  von  Bayern  über  Handelsgeset^ebung  betr.,  vom 

18.  Decbr.  1856.   G.  r.  Meyer,  II.  S.  »j65. 

9)  O.  Slobhp,  Geschichte  der  deut'^clion  Kechtsquellen.  B.  II.  S.  102. 
§.  96.  Ii.  Ihoi,  zur  Geschichte  des  Kntwuifs  eines  allgemeinen  deutschen 
HandelegesetibaehB.  Odttingen  1861.  Ooldschmidt,  Handbuch  des  Hau- 
delarechts.  I,  1864.  S.  94,  S.  119.  Siehe  auch  den  »Kommentar  zum  allgemei- 
nen deutschen  HandelHgesctzbuchc  vonFtiednch  von  Uahn«.  Brauiisoh)*eigi 
B.  1.  Abth.  1.  1S62.   Abth.  11.  isG.i. 

10}  O.  V.  Meyer,  B.  III.  Lief.  2.  1862.  S.  2ö6. 
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war,  lief  vmat  einen  lebhaften  Notenwechsel  hervor,  blieb  aber, 
bei  den  TÖlUg  anaeinaikdeigehendeii  Aneiohten  der  deutschen  Be-* 
gieningen,  ohne  allen  praktischen  Erfolg 

Ebenso  wurde  der  Antrag  von  8  Staaten  (s.  g.  Würzburger 
Staaten,  weil  sie  Konferensen  über  ihr  gcmeinsaines  Vorgehen 
2u  WärsbuTg  gehalten  hatten)  vom  14.  August  1862,  auf  Bildung 
einer  ständischen  DelegirtenTersammlung  am  Hunde,  be-. 
eonders  zur  Beiathung  HÜgemeiner  Gesetzentwürfe  über  Civilpro- 
cess  und  Obligationenretht,  am  22.  Januar  IS63  von  der  Majorität 
der  li.-V.  abgelehnt'*. 

Im  Sommer  1863  wurde  Deutstlilaud  durch  das  Öster- 
reichische Ke form  projekt  "  überrascht.  Anfangs  August 
er<Tiiij^en  die  Einlfulmigen  des  Kaisers  von  Oesterreich  m\  alle  re- 
gierenden deut.Hi  lu  n  Fürsten  und  die  vier  freien  Städte  zur  Ab- 
haltung eines  Fürsten  tag  es  zu  Frankfurt  a.  M.,  welchen 
.Preussen  indessen  zu  beseliicken  ablehnte. 

Nach  dem  österreichischen  Entwürfe  wurde  unter  die 
bisherigen  Zwecke  des  Bundes  noch  »Förderung  der  Wohl&hrt 
der  deutschen  Nation  und  Vertretung  ihrer  gemeinsamen  Anliegen, 
Schutz  des  öffentlichen  Kechtszustandes ,  Gemeinsamkeit  der  Ge- 
setzgebung im  Bereiche  der  dem  Bunde  verfassungsmässig  zuge- 
wiesenen Angelegenheiten  und  Erleichterung  der  Einführung  all- 
gemeiner deutscher  Gesetze«  au%enonunen.  Art.  I. 

Als  neue  Bundesorgane  werden  bezeichnet:  das  Direk- 
torium, der  Bundesrath,  die  Versammlung  der  Bun^ 
desabgeordneten,  die  Fürstenversammlung,  das 
Bundesgericht.  Art.  II. 

<  An  der  Spitze  des  Ganzen  steht,  als  oberste  leitende  Behörde, 
das  Direktorium,  bestehend  aus  den  Begenten  von  Oester- 


11)  Das  Projekt  nebst  Denkschrift  vom  15.  Oktober  l^til  und  Nachtrag 
dazu  vom  20.  Novbr.  li»bl  steht  bei  Aegidi  und  Klauhoid,  Staatsarchiv, 
Jahig.  }861,  Nr.  IM;  ]S62,Nr.  175,  176. 

12)  lAe  Vsrhandlungen  fiber  diese  Vorschlige  stehen  bei  O.  t.  Meyer, 
B.  HI.  3.  lief.  8.  294^335. 

13)  »Der  Entwurf  der  Reformakte  des  deutschen  Bundes« 
findet  sich  in  der  ausserordentlichen  Beilage  zu  Nr.  233  der  Augsb.  Allgem. 
Zeitung  vom  21.  August  1803.  Der  Entwurf  umfasst  36  Artikel  ia  fünf  Ab- 
eehnitten  und  einer' SöhluMbestimiBii]^.  Abschnitte  sind  I.  Allgemeine  Ver* 
fOgUDgeiif  II.  Direktorium  und  Hnndesratb,  III.  die  Versammlung  der  Bundes- 
al^eordneten,  IV.  die  Farstenyersemmlttng,  V.  das  Bundesgeriiätt. 

BjataaadMöratMbmBtMtorMlit».  22 
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xmnAi,  Preusieh  und  Bayern  und  swei  der  am  S.«  9.  und  10.  Anuee^ 
Koxps  betheäigten  SouTeiSneii,  welche  letsteve  durch  Wehl  enuuuit 
weideu  sollen.  Die  Mitglieder  de$  Diidttoriums  weiden  zegel- 
uUSfleig  durch Beyollmächt ig tevertüBten;  DatBirek-^o^iiim 
beRchHe«8t  mit  Stimmenmehrheit  nach  IiittfUkji' 
tiouen.  Ihm  steht  die  gesammte  voll2ie'hende^G«#«4t 
u n d  V ö i k  c  1  r  e 0 h 1 1  i c h e  V e r tr c t  u n d e 8  B u ii d  e s  zu.  Ihm 
liegt  die  Soi^^e  für  die  äussere  und  innere  Sieherheit  I>eiitschlauds 
ob.  Sind  Ruhestoruiig-en  zu  besorgen,  so  ist  das  Direktorium  be- 
rufen, auf  deren  Verhü.tun<j:  hinzuwirken  Art.  IX.  Fenier  kommt 
dem  Direktorium  zu,  Kriefrsbercitschaft  und  Mobilmac  Imui;-  des 
Bundesheeres  2u  beschliessen ,  den  Bundesfeidherru  zu  ernennen 
u.  8.  w.  Zu  einer  förmlichen  Kriegserklärung  des  Bundes  i^ 
ein  im  Bundesrathe  mit  */„  der  Stimmen  gefasster  Beschlnss  erfei^ 
derlich.  »Eigiebt  sich  die  Gefahr  eines  Krieges  zwischen  eiiMi 
Bundesstaate,  welcher  zuglmch  ausserhalb  dee  Bunde^bie«ei^B6^ 
«Isungen  hat,  und  einer  auswärtigen  Machte  so  hat  da»'^IIiri^^ 
torium  den  Beschluse  des  Bundesrathes  darüber»  ob  der  Bund^ilfidi 
am  Kriege  betheiligen  woHe»  zu  Temnlassen.  Die  Bntuie9i'iKS»> 
dung  hierüber  erfolgt  mit  einfacher 'Stimm^nM^ffUti^ 
^  e i  t  «  Der  Voisitr  im  Direktorium,  wie  im  BundesMiibfri^^iis^ 
bührt  Oesterreich.  Dem  vpräsi  dir  enden  Direktori«l%<Bf*- 
vollmächti^^ten«  wird  der  mündhche  und  schrifitliche  diploma- 
tische Verkehr,  im  Namen  des  Direktoriums,  für  den  gesammtcn 
Bund  übertragnen. 

Die  zweite  Behörde,  der  Bundesrath,  besteht  aus  den  Be- 
vollmäcb  tili  teil  der  17  Stiinnien  (1(  s  entern  Raths  derB.-V.  Oester- 
reich und  Preussen  fuhren  im  Hundesnithe  je  drei  Stimmen,  sodass 
die  Zahl  der  Stimmen  sieh  auf  2 1  erhöht. 

In  Bezug  auf  die  vollziehende  Gewalt  ist  der  Bundesrath 


14)  U«ber  di«  Gefthrlichkeit  dieees  Artikele  für  die  k<mstittttione]te  Frei- 
heit sfifrt  Häusser:  »In  Vergleich  mit  Art.  IX.  des  Entwurfs  kann  man  aber 
sogat  in  den  Bestimmungen  der  Wiener  Schlu^Hnktp  bfinalit  eine  Garantie  der 
konsütutionellen  Freiheit  erblicken}  denn  es  hurl  hier  jede  Beschränkung  der 
Nonnen  auf,  wie  sie  die  Sohiucaakte  enthiltj  es  fehlt  jede  Torgeschnebene 
rechtliche  Form,  jedes  genau  definirte gesetzliche  Mittel u*s.w*«  L.  HAneeer» 
die  Keform  des  deutschen  Bundestages.  Frankfurt  1863.  S.  8. 

lö!  Hierin  lag  entschieden  die  bedenklichste  Bestimmung  des  ganzen 
Keformprojektes  für  Deutschlands  Frieden  und  Unabhängigkeit.  Htutser 
a.  a.  O.  S.  7. 
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nur  eine  betatlieiide  Behörde,  neben  demDMiLtorium;  zur  Ab- 
ündenmg  der  BundeeretlkMimg,  su  oiguniflcben  Bmriehtungen  und 
Geeetevondilagen,  we6^e  dem  Bunde  einen  seither  der  Geseta- 
gebong  der  Bintelstaaten  ungehörigen  Gegenstand  überweisen, 
mteen  t7  Stimmen  des  BondesnUhes  «utimmen,  über  ReÜgicras* 
sMshen  muss  Slunmeneinhelfigkeit  hemdien. 

Das  Direktorium  beruft,  eröffnet ,  löst  auf  und  schliesst  » die 
Versammlung  der  liundi  stagsubgoordneten«.  Diese  be- 
steht aus  300,  von  den  Vertretun<!:skörpern  der  Einzelstaaten  ge- 
wählten Mitgliedern.  Wo  *las  /w(  ikammersystom  besteht,  wählt 
die  erste  Kammer  Ya.  J^iese  Abgeordneten  treten  nur  alle  drei 
Jahre  zusammen.  Der  Abgeordnetenversaininlun<^  steht  das 
üecht  beschli-essender  Mitwirkung  bei  der  Ausübung 
der  gesetzgebenden  Gewalt  zu.  Die  gesetzgebende  Ge- 
walt des  Bundes  erstreckt  sich:  1)  auf  Abänderung  der  Bundes- 
Verfassung,  2j  auf  die  bestehenden  oder  neu  zu  errichtenden  orga- 
nischen Kinricfatungen  des  Bundes,  3)  suf  den  Bondeshanshalty 
4)  auf  FeststeUung'  allgemeiner  Grundsfige  für  die  Geaetigebtaig 
der  Einseistaaten.  Bei  VeifässangsreHinderungen  und  dgl.  kann 
die  Abgeordnetenversammlttng  nur  mit  V«  der  Stimmen  be- 
schliessen,  ausserdem  hat  sie  das  Recht  der  Tontellung  und  Be- 
schwerde in  allen  Bundesangelegenheiten. 

Bine  Fürstenversammlung,  bestehend  aus  allen  Bun— 
desgliedem  und  zwei  Vertretern  der  Standesherren,  soll  nach  jedei* 
Session  der  AbgeordnetenverHammlung  zusammentreten,  hat  aber 
eigentlich  nur  über  die  Aufnahme  neuer  Mitglieder  in  den  Bund 
und  über  Aenderunj^  des  Stiininenverhältnisses  bei  verändertem 
Besit;£staiide  der  Bundesglieder  endi^iiltiL'  zu  })<  ^tkliessen.  Jeden- 
falls ist  die  F  ü  r  s  t  e  n  V  e  r  s  a  m  m  1  u  n  g  das  am  wenigsten  dnreh— 
dachte,  staatsrechtlich  anomalste  Institut  des  ganzen  Entwurfes. 
Dagegen  muss  da.s  Bundesgericht,  welches  im  Namen  des 
deutschen  Bundes,  theils  in  richterlicher,  theils  in  schieds- 
richterlicher Eigenschaft  entscheiden  soll,  als  der  praktisch 
bmuchbarste  Theil  des  ganzen  Befonnprojekts  angesehen  werden  **. 


16)  Sdkon  auf  den  Diasdener  KontSBrawen  und  nach  der  Beetaaratlon  des 
Bnndeelagas,  im  J.  1851 ,  wurde  die  Errichtung  eine»  Bondesgerichts  in  An- 
regung gebracht ;  dann  hat  R  a  d  p  n  l  '^'i9  einen  hierauf  besüglichen  Antr.i^  am 
BundestafTt'  gestellt  und  seine  betretienden  Vorschlä^je  in  einer  umfangreichen 
D«nk sehnt i  zur  Prüfung  voi^elegt,  hin  Oesterreich  selbst  sich  entftchloss, 

22* 
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Höchst  bedenklich  ist  nur  wieder  die  Klausel,  »dass  Streitig- 
keiten oder  Beschwerden,  welche  bereits  vor  Erricbtnui^  des  Bun- 
desgerichtes  durch  emenBundesbeschluss  endgültig  erledigt  waren, 
nicht  von  neuem  vor  dem  JUmdcsgerichte  angebiacht  werden 
können,«  weil  dadurch  gerade  die  bereit«  geschehenen  schlimmste 
Bechtsbriiche  und  WiUkührHchkeiten  vor  jeder  xechtlicfaen  An- 
fechtung geschütat  sein  würden. 

Vom  17.  August  bis  zum  1.  September  tagte  der  Fiizstenkon- 
gresB  SU  Frankfurt  a.  M.  Oesterreich  wollte  so&rt  eine  allgemeine 
Annahme  seiner  YorscblÜge  ersielent  allein  der  Furstentag  ging 
hierauf  nicht  ein,  viehnehr  wurden,  von  verschiedenen  8eit^, 
die  wichtigsten  Bedenken  erhoben.  Die  vorgeschlagenen  Abände- 
rungen betrafen  die  Zusammensetzung  des  Direktoriums,  das 
Stimmenverhältniss  beim  Beschlüsse  eines  Bundeskrieges  und  einige 
andere  Punkte 

Aber  auch  für  dic^eu  su  revidirten  Entwurf  wurde  keineswegs 
eine  unbedinj^  bindt  ude  Erklärung  abgegeben;  selbst  von  Seiten 
der  Zustimmenden  erfolgte  der  beitritt  imnn  r  nur  unter  der  Vor- 
aussetzung  allgemeiner  Aiinuliiiie  des  Entwurfes.  Die  ofFentlielie 
Meiiumg  über  flie  Hedeutuu^  und  wahre  Tendenz  des  iiefunnprü- 
jektcs  kliirte  zuerst  auf  die  wolilmotivirte  Scblusserklärung  des 
Gross h  e  r  z  o  o-  .s  v  o  n  Baden  vom  4 .  Septeinbor  1 8()3 

Den  entscheidenden  Ausscb lag  gab  aber  die  Erklärung  des 
Königs  von  Preussen  vom  22.  Heptember  1863,  worin  er,  im 
Schreiben  alle  einzelnen  Theilnehmer ,  dieAblehnungdes 
gan z  en  Refo rraproj  ek  tes  aufs  bestimmteste  aussprach,  M-eil  er 
in  dem  Entwürfe  nicht  den  Ausdruck  der  wirkliehen  Verhältnisse 
und  iiedürfiuBse  zu  erkennen  vermöge.  Als  unumgängliche  Vor- 
bedingung für  seinen  Beitritt  stellte  der  König  von  Preussen  fbl- 


ani  14.  Augutt  1862  mit  einem  eigenen  Entwürfe  lur  OrQndung  eines  Bunde»- 
gerichts  aufzutreten.  Dieser  dttenreiehisehe  Entwurf  ist  in  allen  wesentlichen 

Punkten  in  die  Keformakte  übergegangen.     Siehe  Preussen  und  das 

önterieichisch  e  Reforraprojekt.  lierlin  ISH.K  S.  54. 

17)  Die  Abänderungsvorschläge  der  Refurmakte  finden  sich  in  der 
Augsburger  AI  lg.  Zeitung,  Beilage  Nr.  250  vom  7.  September  ISbli. 

Ib)  Diese  denkwürdige  Schlusserklärung  des  Orosshcrzogs  steht  in  der 
Angebarger  Allgem.  Zeitung,  Beilage  Nr.  253  vom  10.  September  1663. 
Sehr  treffend  ist  auch  die  mehrfach  erwfthnte  Beriebtentattung  Ludwig 
HäiiHser's  an  die  in  Frankfurt  a.  M.  versammelten  Al^eoidneten.  Die 
Reform  des  deutwhea  Bunde«tage».  Frankfurt  a.  M. 
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gende  3  Postulate:  1^  ein  Voto  Oegterreit  hs  mid  Pronssoiis  ijotrou 
alle  Kriegserklärungen,  iMsotV'rn  niclit  das  Bundesgebiet  an<(e<^nilcii 
ist:  2)  die  volle  Gleichherechtiguiig  Preusseiis  mit  Oesterreich, 
auch  im  Präsidium ;  3)  eine  wahre ,  aus  direkter  Betheiligung  der 
gamen  Nation  herroigehende  National  Vertretung.  »Nur 
eine  solche  Veitretung  werde  Preussen  die  ^cherheit  gewähren^ 
dass  es  nichts  zu  opfern  hat,  was  nicht  dem  ganzen  Deutsch- 
land zu  Gute  komme,  während  die  unvollkommene  und  den  wirk" 
liehen  MachtverhältniaaeQ  nicht  entqpiechcnde  ;Bildung  der>  an 
Stelle  einer  Nationalvertretung,  vorgeschlagenen  VerBammlung  von 
Bundesabgeordneten  durch  ihren  Ursprung  auf  die  Vertretung  von 
PartikularintereBsen,  nicht  von  deutschen  Interessen,  hingewiesen 
sei  und  jede  Bürgschaft  vermissen  lasse,  dass  in  der  beabsichtigten 
neuen  Organisation  des  Bundes  die  wahren  Bediirfiiisse  der  Nation 
und  nicht  partikularistiflehe  Bestrebungen  zur  Geltung  kommen 
werden. «  Die  Ablehnung  selbst  wurde  motivirt  durch  eine  ein- 
gehende Denkschrift  des  gesammten  Staatsministeriums  vom  1 5. 
September  1 863  So  scheiterte  auch  dieser  jüngste  Reformver- 
such des  deutschen  Hundes  und  verlief  .sich  spurlos  in  dem  Sande 
der  Niiruber<i^er  Ministeikoiiferenzen.  Der  Ausgang  dieses  Un- 
ternehmens bestätigt  von  neuem,  dass  in  dem  Duahsmus  der  bei- 
den GrossmMehte  und  der  anerkannten  vollen  Soiiveräuetät  der 
Einzelstaaten  jeder  durchirreifenden  Umj^estaltuii!:,'-  des  deutschen 
Bundes  Schwierigkeiten  eiitgcgenstehen,  ^vele})l'  die  ( ici^nnvart  zu 
überwinden  nicht  im  Stande  ist.  Erst  grösseit  St<i;itsiiuimier  und 
grössere  Zeiten,  als  die  unklar  ringende  Gegenwart,  werden,  der- 
einst gestützt  auf  eine  geläuterte  öif entliche  Meinung ,  das  unver- 
gängliche Recht  des  deutschen  Volkes  auf  eine  wahre  nationale 
Gesammtveiiassung  zur  vollen,  ungeschmälerten  Geltung  bringen. 

19)  Dirae  Denkschrift  steht  m  d«r  Angsb.  Allgem.  Zeitung  vom 

26.  Septbr.  1863,  Nr.  209.  Den  Standpunkt  des  preussischen  MinisteriuniB 
vertritt  auch  die  erwähnte  Schrift :  Preusscn  und  das  österreichische  IJundes- 
reformprojekt.  Berlin  l'^f?!}.   In  der  I)  ec  k  e  r' sehen  Hofbuchdruckerei.) 

20)  Sehr  tre£fend  sagt  die  erwähnte  b ad i sehe  Denkschrift:  »Ein  for- 
meller Majoritfttsbesohluss  kann  dieThatsache  nicht  wegräumen,  dast  eine 
etwa  dissenttrende  Orossmacht  dwn  Innern  T.ebensge.setze  ihres  Staates  folgen 
wird  und  muss.  Er  brächte  nur  über  den  Bund  die  Kalamität  eines  formell 
gültiL'en  ,  aber  thatsächlich  unausführbaren  Beschlusses  und  damit  die  Gefahr 
einer  vuiisiandigen  Zerreissung  des  Bundes.  Die  wichtigsten  EntSchliessungen 
desselben  in  seinen  Besiehungen  naeh  aussen  und  entscheidende  Umgestal- 
tungen im  Innern  sind  duieh  die  Natur  der  Vwhftltaisse  an  das  Einverstlnd*' 
niss  Oestanreichs  und  Preussens  geknflpft.« 
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VerfafNingsentwickdaDg  der  einzelnen  BundessUuUen 
▼on  1815  bia  auf  die  Gegenwart  ^ 

§.  iie. 

L  IHf  IratMiM  UuUm  m  Iil5-.1IM. 

Durch  den  Reirhsdeputationshaiiptschlusr.  und  die  Rheiu- 
bundsakte  war  die  Unzahl  der  deutsdu'ii  Tt'rritorien  wesentlich 
zusaiinnon<;osrhmolzen  §.  99.  S.  2S!)  .  Dcutschlauds  Tiändorbe- 
stand  war  cinfaclirr  und  übersiclitlicher  «»ewordtMi.  Von  einer 
org^anischen  GUederiuig  der  Staaten  nach  stuinmHcher  und 
historischer  Zusttmmengehörif»:keit  war  indessen  keine  Rede.  Na- 
poleonische  Willkühr  und  fürstliche  Yergrösserungssucht  waren 
die  einzig  bestimmenden  Momente  für  die  Neugestaltung  der 
Rheinbundsstaaten  gewesen.  Auch  auf  dem  Wiener  Kongresse 
waren  es  lediglich  dynastische  Rücksichten,  besonders  die 
Gunst  oder  Ungunst  der  Grossmächte,  wodurch  die  neue  Verthei- 
lung  Deutschlands  bewirkt  wurde. 

Auf  den  Bestimmungen  der  Wiener  Kongressakte 
und  deren  weitern  speciellen  Ausfuhrungen  ruht  im 
wesentlichen  bis  auf  den  heutigenTag  der  Länder- 
bestand der  Staateuj  welche  den  deutschen  Bund  aus- 
machen*. In  dieser  Vereinigung  grosser,  mittlerer  und  kleiner 
Staaten  entrollt  sich  vor  uns  ein  Bild  verschiedenartigster  Vei&s- 
sungsentwickelung.  In  Ermangelung  bundesrechtlicher,  allgemein ' 
verbindlicher  Bestimmungen ,  blieb  die  Verfossungsentwickeluug 
der  deutschen  Staaten  lediglich  dem  willkührlichen  Ermessen  der 

1)  Eft  ist  nicht  die  Aufgabe  dieser  kunen  Skisze ,  die  Geschichte  aller 

deutschen  Landesverfassungen  su  geben.  Eine  Zusammenstullung  aller  gegen* 
Wftrtig  geltenden  Verfassringen  wird  am  Anfang  der  folgenden  Abtheilung 
{III.  B.  Verfassungsrecht;  geliefert  werden.  Hier  kam  es  uns  nur  darauf  an, 
den  ganzen  staatlichen  Entwickclungsgang  in  seinen  Uauptmonienten ,  seinen 
leitenden  Ideen  und  seinen  eigentlich  typischen  Gestaltungen  dartulegen. 

2)  Acte  ßnal  du  Congrh  de  Vimne  II.  AllemoffHS  Art.  XV — LH.  Die 
S(  hl  i^sregulirung  dieser  Verhältnisse  im  Einzelnen  erfolgte  durch  den 
Frankfurter  Territorialrecess  vom  20.  Juli  1819  in  5U  Artikeln ,  bei 
G.  V.  Meyer,  B.  L  S.  343—353. 
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VüntflE  und  don  oft  unklaren  WillcB  der  einselneD  ViRkiear  übei^ 
lassen. 

In  dieser  bunten  Mannigfaltigkeit  staatlicher  Entwic  kelung, 
welche  sich  in  Deutschland  nach  dem  Sturze  der  Fremdherrschaft 
darstellt,  kann  man,  besonders  in  dieser  ersten  Periode  1815 — 30, 
zwei  entgegengesetzte  Staateiigruppen  unterscheiden.  Abj^esehen 
von  den  beiden  Gros  sni  ächten  ,  ()e<iterrei(li  und  Frevissen, 
welche  trotz  ilirer  liundeszugehöngkeit  das  Gesetz  ihrns  Daseins, 
die  Bedingungen  ihres  staatliclien  Lebens  wesentlK  h  m  sieh  selbst 
tragen,  scheidet  sich  die  Gruppe  der  norddeutschen  Staaten 
scharf  ab  vom  Süden  Deutschlands.  Im  Norden  hensclit  in 
dieser  gaaaen  Penode  Unbewcglielikeit ,  Festhalten  am  Alten» 
Hinneigung  zu  emeranstokiatiscit-^bsoluiistischen  Staatsordnung, 
im  Süden  dagegen  Bewegung,  Fortachntt  und  durchgreifende 
Neuerung.  Diese  Gegensätze  bestehen  nicht  nur  in  den  Maumen 
der  dynastisehen  Politik,  sondern  auch  in  der  Stimmung  und 
Perokungsweise  der  Bevölkerung  \ 

An  Hannover,  Oldenburg,  Braunschweig  und 
Kassel  waren  die  fitrstliohen  Häuser  von  der  Fremdhenschaft 
vertrieben  gewesen.  In  diesen  Ländern  ftnd  daher  eine  Restau- 
ration statt,  nut  aller  Vorliebe  zum  Alten,  selbst  wo  es  ungesimd 
und  überlebt  war,  mit  allem  Hasse  gegen  das  Neue,  selbst  wo  es 
unstreitig  das  Bessere  war,  ein  bekannter  Qrundzug  aller  resfau- 
rirten  Dynastien. 

P^ine  solclie  Restauration  erfolgte  im  grÖssten  Maasstabe  in 
llaunüver,  uuanttelbar  nach  Sturz  der  französischen  Hert*- 
schaft  *.  Im  Hasse  gegen  alles  Fremde  wurden  die  französischen 

.  3)  Auch  in  den  kleinen  deutschm  Kepubliken/wo  doch  keine  dy- 
nastischen Kücksichten  bestimmend  einwirkten ,  macht  sich  dieser  Gegen- 
satz geltend.  In  Hamburg,  Lübeck  und  Bremen  g\n^  man  überall,  nach 
der  Keslfturation ,  auf  die  mitteialterig;en  Verfassungen,  mit  ihren  sich  selbst 
ergftnsenden  Magistraten,  ihren  schweffölligen  Oesch&ftslbnnen  lurflck, 
während  man  im  aQddeutschen  Frankfurt  gleich  181 S  einen  Neubau  der 
Vergasung  im  modernen  Style  durchführte. 

4j  Zur  Geschichte  des  Königreichs  Hannover  in  den  ersten 
Jahren  nach  der  Befreiung  (von  Kehberg)  1S26.  Kehberg  war  die  bedeu- 
tendste Peraönllehkeit  in  der  hannöYemchm  Regierung ,  ja  sogar  vielleicht, 
trotz  seines  bekannteu'^Konservativismus,  noch  der  freisinnigete  Staatsmann 
im  damah'gen  Hannover,  während  Graf  M  ünster  immer  mehr  zum  gefügigen 
Werkzotiire  der  englischen  Toryre«?ierung  wurde.  Vergl.  Stüve,  über  die 
gegenwärtige  Lage  des  Königreichs  Hannover ,  l&ü'L  Derselbe  im  Staats- 
wOrterbnch,  B,  IV.  unter  dem  Art.  Hanno ▼  er,  S.  S99— 73i. 
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Gesetzbücher  und  G«richtBemri<!iitungen,  ja  sogar  die  bäuerlichen 

Ablösungsgesetze  beseitigt,  dagegen  alle  alten  Adelsvorrechte,^ 
Steuerprivilegien  ,  Patrimonialgerichte ,  Zunftstatuten ,  dits  heim- 
liche Gerichtsv»  ilahrpii  sammt  der  Folter,  die  Vermischung  von 
Justiz  und  Vi  rwaltung,  die  ('enMiKiidnung  votii  Jahre  1705  und 
acht  Provinzialständeversammiuiigeii ,  mit  übertriebenem  Eifer 
wiederhergestellt.  Die  allgemeine  Stände  Versammlung, 
welche  1814  zusammenbenifen  wurde,  hatte  mir  einen  provi- 
sorischen Charakter;  durch  das  Patent  vom  7.  Decbr.  1819 
wurde  unter  Einfluss  der  schroffsten  Adelspartei  eine  allgemeine 
StändeTersammlung  ins  T.eben  gerufen«  mit  einer  ntterschaftlichen 
und  einer  wesentlich  städtiscshen  Kammer,  welche  nur  zu  fortwäh- 
rendem ständischen  Hader  zwischen  Städtern  und  Eximirten, 
nicht  aber  zu  einer  gedeihlichen  Staatsentwickelung  führte. 

Müder  und  massvoller  aeigte  sich  die  Bestauration  im  Her- 
zogthiune  Braunschweig,  wo  eine  wohlgeordnete  Staatsverwal- 
tung vieles  für  das  Landeswohl  that,  und  unter  der  vormund- 
schaftlichen Regierung  König  Georges  IV.  am  25.  April  1820  eine 
Landschaftsordnung  erlassen  wuirfe.,  welche  den  Prindpien 
der  BeprSsentatiweifilssung  schon  mannigfiich  Rechnung  trug  \ 

Zur  Kanikatur  wurde  die  Restaurationssucht  in  Kur- 
hess e  n  wo  nicht  eine  oligarchische  Adelskaste,  wie  in  Hannover, 
sondern  ein  harter,  absolutistischer  Fürst  das  Alte,  selbst  bis  auf  die 
kleinsten  Aeusserlirhkeiten,  rücksichtslos  wiederherstellte.  Nach 
Beseitigunu  aller  liau/ösisclicn  Einrichtungen  wurden  selbst  die 
bäuerlichen  Frohndcn  und  Dienste,  die  krause  Mannigfaltigkeil  der 
Hechte  und  Gesetzgebungen,  die  oui^h erzigste  Zunftverfassunff, 
die  lächerlichen  alten  Rangordnungen  wieder  eingeführt.  Die  am 
27.  December  1811  einbenifenen  Landstände  ,  zu  denen  nun  auch 
der  Bauern  s  t  a  u  d  hinzukam,  konnten  sit  h  mit  dem  Kurfürsten, 
wegen  der  geforderten  Ausscheidung  des  fürstlichen  Privatgutes 
vom  Staatsvermögen,  nicht  vereinbaren,  lehnten  den  fürstlichen 
Verfassungsentwurf  vom  16.  Februar  1816  ab  und  wurden  am  10. 
Mai  entlassen,  ohne  wieder  berufen  zu  werden.  Einzelne  wichtige 
Punkte  der  Staatsverfassung  wurden  durch  das  Haus-  und 

5j  Art.  »Üraunschweig«  von  Vorwerk  im  Siaatswdrterbuoh*  B.  11. 

S.  234—259. 

6)  Pfeiffer,  Geschichte  der  landstandischen  Verfassung  in  Kurhesseo» 
1834.  W  i  p  p  e  rm  ann ,  KurheMen  seit  dem  Frahsiteliriege,  f 850.  . 
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Staats^esetz  vom  4.  März  1817  von  leiten  des  liurtursteu 
einseitig»-  j^ercgclt. 

Auch  in  deu  norddeutschen  Staaten ,  wo  die  Dynastien 
nicht  verdtängt  waren,  machte  sich  das  Stahilitätsprincip  in  vollster 
Weise  geltend ,  so  besonden  in  Mecklenburg  undt^achsen. 
In  Mecklenburg  war  man ,  trotz  der  weltumgestaltenden  Er-* 
ei^sse  der  ffansösiecfaen  BeYolution,  kernen  Augenblick  aas  den 
Htarren  mittelahiigeB  ZostHnden  hexansgetreten,  wie  sie  der  Erb* 
▼ergleich  des  Herzogs  Christian  Ludewig  mit  seiner 
Ritter-  und  Landschaft  am  IS.  April  1 755  fixirt  hatte.  In 
diesem  Chrundgesetse  hatte  die  feudale  Oligaitshie  den  vollstKndig— 
nten  Sieg  über  die  fUfstiicheOewalt  davongetragen.  Nur  auf  seinen 
Domänen  stand  dem  Fürsten  die  obrigkeitliche  Gewalt  zu,  wie 
sie  der  Ritter  auf  seinen  Gütern  bcsassj  im  Hunzen  übrigen  Lande 
waren  die  Kitter  die  eigentliche  Obrigkeit  mit  den  weitgehendsten 
Herrschaftsrechten  über  ihre  (bis  zum  J.  1  820  sogar  noch  leibeig-e— 
nenj  Hintersassen.  Alle  Vorrechte  der  RittersdTdft,  selbst  die 
Militär-,  Zoll-  und  Steuerfreiheit,  waren  hier  erhalten.  Dabei 
hemmte  die  gnmdgesetzlich- unzertrennliche  Union  der  Ritter- 
und Landschaft  von  Schwerin  und  Strelitz  die  selbstständige 
Entwickelung  beider  Länder.  Ein  Staat  im  neuem  Sinne  des 
Wortes  war  hier  kaum  Torhanden. 

Wunderbar  ist  es,  dass  Mecklenburgs  feudale  Staatsordnung  in 
dieser  Periode  noch  verwandte  Verlassungssustände  fimd  in  dem 
industriereichen  Klittigreiche  Sachsen,  welches  unter  Friedrich 
August *s  59jährigei  Regierung  in  einem  ihst  beispiellosen  Still- 
stande auf  dem  Gebiete  des  Staatslebens  verharrte*'.  In  dfm  um 
die  HSlfte  yerkleinerten  Lande  traten  zwar  1817  die  Stilnde  der  bei 
Sachsen  g-ebliebenen  Theile  der  Oberlausitz,  der  Stifter  Merseburg 
und  Aiiumburg  mit  der  s.  g.  erbiiiudischen  i.undsehalt  z  li  einem 
vereinigten  Landtage  zusammen,  dessen  Zusammensetzung 
ein  wahres  Musterstüf  k  privilegirter  AusschliesRlichkeit ,  dessen 
Gesch^tsbehandlung  dabei  so  schwerlallig  war,  dass  oft  Jahr- 


7 )  P ö  li  1 1 ,  die  Geschichte  Friedrich  August'e,  Kdnige  von  Saeheen .  2  Bde. 

l'^30.  H.  Blümner,  Land-  und  Ausschusstagsordmirsp^  des  Könif^relchs 
Sachsen  vom  J.  IT28,  u.  allgemeine  Kreistagsordnung  vom  J.  1S2I.  Tjeij)z.  IS22. 
Noch  im  a&chsischen  Staatsrechte  von  Weisse  a.  d.  J.  Ib27  stellt  sich  der 
gans  veraltete  VerÜMeungttuBtMid  ab  pr'aktUch  geltendes  Recht  dar» 
M  o h  1 ,  Geschichte  und  Literatur,  B.  n.  S.  363. 


Digitized  by  Google 


346  S«eh«tes  Kapitel.  VerCeuMungsentwickeLung 

zehnte  iiöthi":  waren,  um  einen  Gesetzentwurf  durchzubrmgen. 
l*rälaten,  Uruleii  und  Herren  tagten,  als  erwte  Curie,  getrennt  von 
der  altadligen  Hitterscliaft,  welche  die  neuadlii^'^eii  und 
bürgerlichen  Rittergutsbesitzer  durch  eine  strenge  Ahncnpiol>e 
von  (Irr  \  ertretung  ausscliioss;  dem  Hürgertli  ume  stand  keiue 
andere  Vertretung  zu,  als  durch  sich  selbst  ergänzende  Stadtnithe^ 
während  die  noch  durch  Zwangsdien.st,  Frohnen  und  Patrimoiiial?- 
genchyte  gedrückten  Bauern  gar  n  i  c  h  t  vertreten  waren. 

Den  Uebergaiig  von  dieser  norddeutschen  zur  süddeutschen 
Staateugruppe  bilden  die  säehsisch-ernestinischen  Län^ 
der  Thüringens,  wo,  in  kleinem  Kreise,  Weimars  Grossher- 
zog Karl  August'*  als  leuchtendes  Vorbild  auch  in  politischer 
und  patriotischer  Besiehung  dastand,  lüner-  der  eisten -deutschen 
Füistean,  wek^er  sein  su  Wien  eiiigesetates  Wort  gans  und  vdl 
löste,  legte  er«  sobald  die  terntorialen  Anordnungen  ▼oUaogen 
'vmen,  seinen  1,809  Yereioigten  Sünden  (S,  291)  einen  V er 
fassungsentwurf  Yot,  wekherdie  weise  Milte  hielt  zwischen 
den  altständischen  und  den  neureprlsentativen-  Verfassungen,  da-^ 
bei  aber  alle  wesendichen  konstitutionellen  Beohte  und  Biiig-* 
Schäften  nebst  voller  Pressfireihett  geirährte.  Dieser  Entwurf 
wurde,  mit  einigen  Modifikattonen,  am  5.  Mai  181 6' zum  »Grtindr^ 
gesetze  über  die  landständisehe  Verfassung  des  Grossherzogthums« 
erhoben.  l>as  von  Kail  August  gegebene  Ücispiel  wirkte  unver- 
kennbtii  auf  die  benachbarten  thüringischen  Staaten  ein ,  beson- 
ders zeigte  das  Grrundgesetz  von  Hildburgliausen  vom  19. 
März  1818  undMeiniugen  vom  23.  August  1829  den  starken 
Kiniluss  des  weimarisrliei)  Vorbildes. 

Wohl  konnte  in;m  mit  Ivecht  von  der  weiinarischen  ^'erfas-^ 
sung  sagen,  da.ss  sie  nur  als  eine  zeitgeniässe  Fortbildung  des  über- 
lieferten Bestandes  zu  betrachten  sei  ^ ;  viel  tiefgreifender  waren 
dagegen  die  Umgestaltungen  im  eigentlichen  Süddeutsch- 
land,  wo  durch  den  Rheinbund  mehrere  grössere  Staatskörper 
so  gut  wie  neu  geschaffen  waren.  (S.  289.)  Hier  waren  die  Be- 


8}  Johenn  OustaT  Droysen,  )Larl  Aug^it  und  die  deutsche  Politik. 
Jena  1857.  Xaver  Wegele,  XarlAugust,  Grossheraog  von  Sachsen- Weimar. 
Leipzig  1850,  Der  Verfassuni^'setitwurf  war  redigurt  vom  Prof.  Schweitser 
SU  Jena,  nachm.  'weimarischem  k>taatsininLster. 

9)  Schweitzer,  öffentliches  Beoht  des  Groasherzogthums  Sachsen» 
Weimsr.  8.  29. 
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{rifrini^rn  nicht  nur  mm!itpr)»roi  hru  im  i>esit/.e  verblieben,  son- 
dern verdaakten  gerade  der  Klieinbund^zeit  ihre  Grösse  und 
Macht8tellung>  Retteuimtionsgedanken  und  HasB  gegen  da» 
Fremde  waren  daher  hier  in  den  leitenden  KrciseB  nicht  su  Hause. 
Durch  die  rheinbündnensche  Staatskunst  waren  hier  die  alten 
atttndiseheii  VeiüuMUigen  beseitigt  (8.  2<K)) ;  äberhaopi  war  hier 
80  volktandig  MtUa  rofogenindit»  cUss  ein  oigaiiischee  Anknüpfen 
m  di8  Alte  g^admM  unmöglich  war.  Es  gaH  hier  tot  Allem,  <lie 
miUtirisch  und  büieaukmtiadi  YoUaogene  Slaatteinheit  im  Volk»* 
bewuMtsein  durch  bleibende  K<nietitntioaen  xu  befestigen;  es  galt, 
die-'  angegliederten  Gebiete  mit  den  alten  Stammlanden  au  einer 
Staatseinheit  zu  verschmeleen  und  den  erst  jüngst  zusammenge- 
fügten Bevölkerungen  ein  staatliches  GemeingefUhl  einzuflössen. 
Da/u  sollten  die  neuen  Koustitutionen  dienen,  welche 
nicht,  wie  »lie  norddeutscheu  oder  sächsischcu  (ji  undß^esetze,  si<  Ii 
nur  auf  eiiiz<'lne  liestuuitiungen  ül)er  Zusuunnensct/un«;'  und 
Rechte  der  Stäiule  beschränken  durtteu  ,  sondern  den  t^anzeu  Be- 
stand des  öffentlichen  Kechte»  m  Kiuer  Urkunde  umtassen^  die 
ganae  Staateverfiiaenng  kodificiren  wollten. 

- Es  zeugt  von  wenig  staatemänmsehem  VeretfindniMe,  wenn 
mau  in  diesen  Konstitutionen  nur  »Experimente  abstrakter  natura 
rechtlicher  Theorien  und  Nachahmungen  fianzösischer  Schablo;- 
nen«  eibüc^t  Yieknehr  waren  dieselben  für  die  Hefestiguiig^ 
jener  neugeschaffenen  Slaatakörper  eine  pohtische  Nothwendig- 
keit;  ja  sie  hatten  sogar  das  Verdienet^  in  einer  Keil»  wo  in  den 
nördlichen  Staaten  Deutschlands  attes  stagnirte,  wo  selbst 
Preussen  in  seinen  kühn  begonnenen  Refinmplünen  saghaft 
stellen  bheb,  öffentlichen  Geist,  staatsbärgerfichen  Gemeinsinn 
und  politisches  Verständniss  im  deutschen  Volke  grosszuzieheu. 

Die  erste  Konstitution  m  diesem  umfussenden  Sinne  erhielt 
das  Königreicli  Bayern  durdi  die  Vorfassnns^urkunde  vom  2ö. 
Mai  1818      Durch  dieselbe  verbriefte  der  Staatsgründer  Bayerns, 

10)  Die  Verfassunf<eu  von  Bayern,  Baden,  Wtirtemberg  thun  in 
keiner  Beziehung  dem  s.  g.  monarchischen  Principe  Eintrag,  erkennen  viel  mehr 
die  Vereinigung  der  gesammten  Staatsgewalt  im  8tMtaobefbaii|ito  ansdraok* 
lieh  an;  auch  sohlieaeen  sie  aidii  dmdbweg  an  die  gegebenen  Verhältnisse  die- 
ser T;än(!f  r  in  verständiger  Weise  an  und  tragen  selbst  f\on  noch  vorhandenen 
aristokratischen  Elementen  genügend  Jäechnung.  Dies  erkannte  auch  8t ein 
lobend  an.  • 

11)  Ottstav  Freiharr  von  Lerchenfetd,  OeBchichta  Bayama  unter 
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Könis'  Max  Joseph  I.,  srincm  Volke  die  wichtigsten  kon- 
stitutioiieileri  und  staatshür^erli*  lien  Hechte.  Die  Vcrfas<:iing'  gv— 
währte  Gleichheit  aller  Staatsbüiger  vor  tlem  Gesetze,  auch  in 
Betreff  der  Besteuerung  und  Militärpflicht ,  Stände  hervorgehend 
aus  allen  Klassen  der  Staatsbürger,  mit  dem  Hechte  des  Beirathes, 
der  Zustimmimg  zu  Gesetzen,  der  Steuerbewilligung,  der  Be- 
flchwerdeliihrung.  An  die  VerfEissungsurkunde  schlössen  sich 
sehn  Edikte  zur  weitem  Ausföhrung  ihrer  Grundsätze.  Sdbst 
Stein  begriisste  die  hayersche  Verfiissung  als  einen  bedeutsamen 
Fortschritt  auf  der  konstitutionellen  Bahn 

Bald  auf  Bayern  folgte  der  Grossherzog  von  Baden  mit  Ver- 
kündigung einer  VerfSeuBSung  am  22.  August  1818,  welche  eben-- 
falls  die  wichtigsten  Forderungen  einer  konstitutionellen  Staats- 
ordnung befriedigte  und  in  ihren  Grundsätzen  über  die  Abgeord- 
netenwahl, Oeffentliclikeit  der  Verlunidlunfyen ,  Verantwortlich- 
keit der  Minister  noch  einfacher  und  klarer  war,  als  die  hayersche. 

Die  badist  lie,  wie  die  baversche  Verfassung  waren  einseitig 
von  dem  I,andeslierm  erlassene  Konstitiitiouen. 

Das  entgegengesetzte  Verfahren  rief  in  Würtemberg  die 
langwierigsten  Streitigkeiten  zwischen  der  Krone  und  den  Volks- 
vertretern hervor  *^  König  Friedrich  1.,  welcher  1805  die  alte 
Landesverfitösung  einseitig  umgestossen  hatte  (S.  291)^  sah  sich 
1815  durch  den  Drang  der  politischen  Ereignisse  und  die  Macht 
der  öffentlichen  Meinung  genöthigt,  an  Wiederherstellung  Teifes- 
sungsn^ssiger  Zustünde  zu  denken^  und  berief  deshalb  eine  Ver- 
sammlung von  Volksvertretern  nach  gewissen  von  ihm  selbst  be- 
stiminten  Kategorien  aus  dem  ganzen  Königreiche.  Diese 


Ktaig  Max  Joseph  1.,  mit  besonderer  Beziehung  auf  die  Entstehung  der  Ver- 
ftstungiurkuiide.  B.  L  Berlin  16&4. 

12)  Stein't  Urtheile  aber  die  bayerische  Verfassung  finden  eich  bei 

P  e  r  1 2 ,  B.  V.  S.  252,  S.  278  ff.  s  »Nichts  beweist  besser«,  schreibt  er,  »den  wohl- 
th&tigen  Einfluss  von  Einnclitnntr'"Ti  <H(ü«er  Art  in  Deutschland  ,  nh  drr  Ganf? 
der  in  Bayern  und  Karlsruhe  gebiidelen  ;  der  Neuheit  der  Verhältnisse  unge- 
achtet» ist  die  aligemeine  Haltung  gut  und  die  Erfolge  sind  entweder  geradezu 
wohlthfttig  gewesen  oder  haben  wenigstens  eine  bessere  Zukunft  aagesmgt.« 

13}  AnsfÜbrlieb  ist  der  wQrtember^seh«  Verfossnngskempf  daigeeteUt 

von  Gervinus,  Geschichte  des  XIX.  Jahrhunderts,  B.  II.  S.  446—485, 
S.  620,  S.  «12,  S.  6J7,  kürzer,  mit  Anp^abe  der  Literatur,  bei  Mohl,  würtem- 
bergisches  Staatsrecht,  B.  I.  S.  30^ — 47.  K.  Köstlin,  Wilhelm  I.  und  die 
Entwickelung  der  würtembergischen  Verfassung  vor  und  unter  seiner  Regie- 
rung. Stuttgart  1839. 
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StändeTenammlimg  lehnte  aber  den  königlichen  Entwurf  ab  und 
hielt  festander  AufTassung,  dassdie  ISO&uniechtmässig aufgehobene 
Yei&Bsmig  noch  vollständig  rechtsbestindig  sei  und  dass  nur  auf 
diesem  Bechtsboden  mit  der  Krone  Terhandeh  werden  könnte, 
kiae  AufißMsung,  die  schon  deshalb  einseitig  und  undurchführbar 
'  war,  da  doch  höchstens  nur  von  einem  Rechte  Altwürtem- 
bergs,  nicht  der  neuerworbenen  Grebietstfaeüe,  auf  die  alte  Lan- 
desverfiwning  die  Rede  sein  konnte.  Auf  diesem  formellen 
Rechtspunkte  verharrte  die  Versammlung^  auch  den  materiell 
freisinnigem  und  bessern  Ftopositionen  der  Krone  gegenüber 
bis  endlich  unter  König  Wilhelm  I.,  unter  dem  Drucke  ver- 
änderter Zeitverhältnisse,  die  noch  jetzt  geltende  würtembergische 
Veiikssuug  vom  25.  September  iSl9  durch  endliehe  Vereinba- 
rung festg-cstellt  wurde. 

Nach  lant»;eru  Verhaiidluugeu  kam  auch  in  dem  vierten 
grossem  süddeutschen  lllieiiibimdsstaate ,  im  Grossherzogthume 
Hessen-Darmstadt,  iiuc  Kt'])r;i.seiitativvertussuug  zu  Stande, 
welche  am  17.  J)ecemljer  lb2u  zwar  als  eine  Gewiihrun<i^  des 
Fürsten  publieirt  wurde ,  in  der  That  aber  ebenfalls  eine  verein- 
barte Konstitution  war 

Allein  jetzt  trat,  imter  dem  Einflüsse  der  Karlsbader  Konfe- 
renzen und  der  Wiener  Sehlussakte  eine  Stockung  in  der  staat- 
lichen Entwickelung  Deutschlands  ein.  Seit  dieser  Zeit  war  die 
Stimmung  in  den  regierenden  Kreisen  einer  fretheitUcheren  Ge- 


U)  Ueber  die  Rolle,  welche  der  Staatemioitter  von  Wangenhelm  in 

diesem  Vei-fassungsstreite  spielte,  siehe  Heinrioh  von  Treitschke,  histo- 
rische und  politische  Aufsätze,  vornehmlich  zur  neuesten  deutschen  Geschichte. 
Leipaig  1865.  (Karl  A  ugust  von  W  ange nheim,  S.  20ö — 277.)  Auch  der 
Aiifsati  desselben  Veiwsiera  Aber  Ludwig  Uhland  kommt  hier  in  Be- 
tneht,  indem  ein^  der  schönsten  Gedichte  Uhknd's  dieeem  VerfiMsung^ 
streite  ihren  Ursprung  yerdanken. 

15)  K..  E.  Weiss,  System  des  Verfassungsrechts  des  Grossherzogthumt 
Hessen.  S.  57  ff.  P.  J.  Flor  et,  historisch  -  kritische  Darstellung  der  Ver- 
handlungen der  Ständeversammlung  des  Grosshenogth.  Hessen  in  den  Jahren 
1820—21.  Glessen  1822. 

16)  Nach  Art.  54  der  W.  Schl.-A.  sollte  allerdings  die  B.-V.  darüber 
wachen,  dass  in  keinem  deutschen  Staate  Art.  1  >  <ler  li.-A.  unerfüllt  bliebe, 
allein  da  Art.  55  den  souveränen  Fürsten  der  Bundesstaaten  es  überiiess, 
diese  innere  Landesangelegenheit,  roit  Berücksichtigung  sowohl  der  früherhin 
gesetslich  bestandenen  ständischen  Hechte,  als  der  gegenwftrtig  obwaltenden 
Verhältnisse ,  zu  ordnen,  bo  wnrde  doch  das  ganze  Verfasaungswerk  lediglieh 
wieder  dem  fOrstUohen  Ermessen  anhMmgesteUt. 
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«talttmg  des  öffentlichen  Lebens  cntfciued^  feincUich ;  besonders 
slx^len  steh  die  beiden  Grossmichte  d«ii  koiutitationeUeii 
StaatBpriiuttpe  immer  schK^er  gegenüber.  In  mdiveren  StMtten. 
blieb  die  bundesreclitUcke  Yerpflichtaiig»  wie  sie  Art  XIII.  auf- 
erlegte j  völlig  uneiifillt;  in  andern  gUnbte  man  ibr  mit  bloe  be- 
ratbenden  Proyinzialständen  genügen  su  können.  Vor 
allem  repiäsentirte  Oesterreich  in  den  nlUshsten  Deeennien  am 
entschiedensten  nnd  fccmseqiientesten  das  Princip  des  unbedingt 
ten  Stflletandes  Wo  iM>eh  Schattenbilder  alter  stindiscber 
Tertietung  yoihanden  waten,  Hess  man  sie  ftortbestdien,  wo 
Landstände  neu  eingerichtet  wurden ,  hielt  man  sie  in  derselben 
machtlosen  Scheinexistenz ;  sie  mussten  aich  damit  begnügen ,  die 
vnii  der  Provinz  zu  entrirlitenden  direkten  Steuern  zu  repartiren 
und  einzuhebeii  und  andere  unbedeutende  Verwaltungsgeschäfte 
vorzunehmen.  Auf  das  staatliche  Leben  hatten  sie  nicht  den  ge- 
ringsten Einfiuss. 

Tn  Preussen  hatte  die  tiefeingreife  Tide  Stein  -  Harden- 
berg is  che  (t  psetzgebung  in  der  Hefireiung  des  Bauernstan- 
des, der  Belebung  des  städtischen  Gemeinwesens,  der  Herstellung 
staatsbürgerlicher  Gleichheit,  —  ein  Fundament  gelegt,  auf  wel- 
chem, nach  der  Ansicht  der  grossen  ätaatsmänner  jener  Zeit,  sich 
der  erhabene  Bau  einer  Beichsyerlassung  erheben  sollte.  Noch  auf 
dein  Wiener  Kongresse  hatte  Preussen  vetfiissungsmässige  Kechte 
des  Volkes  nnd  landstSndische  Institutionen  in  freisinniger  Weise 
verlareten  (S.  301},  noch  am  22.  Mai  1815  hatte  der  König  »eine 
Repräsentation  des  Volkes  nnd  eine  sehrifüiohe  Urkunde 
als  Verlassung  des  prenssisehen  Reiches«  yerheiss»,  noch  am 
17.  Januar  1820  wurde  in  einem  Edikte  über  die  Regulirung  der 
Staatsschulden  ausgesprochen:  »dass  künftige  Schulden  nur  mit 
ISusiehung  imd  GewährleiBtung  der  künftigen  t  e  i  c  h  s s  tftn  d  i- 
sehen  Versammlung  kontrahirt  werden  solltenu.  Allein 
nach  langem  Hin-  und  Herstdiwaxiken  siegte  endHch  die 
kleinliche  absolutistische  Richtung  über  die  grossen  Ideen  der 

17)  Springer,  Geschichte  Oesterreichs  seit  den  Wiener  VertrSgen.  B.  I. 
1»^H3.  Oesterreich  im  Staatswörterbuch.  B.  VII.  S.  477-046.  Die  öster- 
reichischen  StaatsBostände  nach  dem  Kri^e  «ind  vortrefflich  dargestellt  bei 
Oervinus,  Geschichte  des  XIX.  Jahrh.  B.  I.  8.  413,  über  die  Kläglichkeit 
der  landstlnditchen  VerhiltiiMfle  vergl.  betonders  8.  49§  Die  auf  die  lind- 
ständischen  VerfasBungen  bezüglichen  Urkunden  stehen  bei  6.  v.  Heyer» 
Corp.  Canttitititamm  Germ.  1846.  8.  lOB— S50. 
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fteikeitBkiicige y  -  derm  lotste  Vevtrater  aus  den*  Mnustcriinii 
entfernt  wuden.  Die  öitemicliisdien  SinwitkiiiigeiK  trieben  sn 
den  proTinsialetändischen  Institutionen  Ton  t823^, 
deten  TöHig  ungenügendes  Wesen  schon  Wil keim  v.  Hum- 
boldt mit  frtaatsmSnmsbber  Keistemriiaft  dargelegt  hstte^. 
Wenn  in  Preussen  die  Provinzialstände  auch,  als  politische 
Vorschule  dos  \  ()lkfs,  nicht  ohne  Bedeutung  waren,  so  konnten 
sie  wenigstens  nimmer  das  bewirken,  was  einst  Stein  mit  einer 
preussischen  Rcichsvcrfassun^  bezweckt  liatto,  dem  lose  und  neu 
zusammengefügten  jireussisclien  Staate  dvii  (  hiiraktcr  einer  ein- 
heitlichen Macht,  dem  preussischeu  Volke  einen  erhöhten 
staatlichen  Gemeingeist  und  damit  die  g^stige  Fährenchafit  in  der 
staatlichen  Entwickelung  Deutschlands  su  geben. 

§.  U7. 

If.  Die  devtsches  Stsatei  tsii  1890— IMS. 

Seit  den  zwanziger  Jahren  gerieth  die  Verfassungsentwicke— 
lung  der  einzelnen  deutschen  Staaten  in  einen  völligen  Stillstand« 
welcher  bii  zum  Ausbruche  der  französischen  Julirevo— 
lution  im  J.  1830  dauerte.  Diese  gab  dem  öffentlichen  Leben  ' 
in  Deutschland  einen  neuen  AnBtoss,  wenn  auch  die  Schwingungen 
dieser  giossen  Bewegung  auf  die  Yenchiedenen  Staaten  sehr  ver- 
schieden einwirkten*  Kaum  merküch  war  ihr  Einfluss  auf  die  bei- 
den  östlichen  Grossmächte  mit  ihrer  machtvollen  Begierungs- 
gewalt.  Ebensowenig  übte  sie  einen  umgestaltenden  Einfluss 
auf  diejenigen  deutschen  Staaten  >  wo  bereits  die  bürgerHchen  und 
politischen  Rechte  der  Unterthanen^  dem  Landesherm  gegenüber» 
durch  eine  Verfassungsurkunde  gewahrt  und  die  wesentlichsten 
Forderungen  der  konstituU(*iiL'lleu  Staats» »idnung  verwirklicht 
waren.  Tief  eingreifend  wirkte  diese,  ganz  Europa  durch- 
zuckende Bewegung  nur  auf  diejenigen  mittleren  und  kleineren 


18;  Die  Verordnung"  über  die  2u  bildende  Re])räsentation  des  Volkes  vom 
22.  Mai  1815  und  das  allgemeine,  sowie  die  speciellen  Provinziallandtaj»sgesetze 
von  1823,  finden  sich  bei  G.  v.  Meyer,  Corp.  constU.  (rertn.  S.  204  IL  Alle 
•af  die  laaditfiiidischen  Verfaftitnirae  besüglichen  GeMtie  und  Veroidnuiigen 
sind  am  ToUständigsteii  suSBminengestellt  von  K..  W.  von  Lanci solle» 
Bechtsquellen  fOr  £e  gcigenwirtjge  laadstAodische  VerfastuDg  in  PreiMMa* 
Berlin  1S47. 

m  Denkschrift  vom  29.  November  1^21.  Dahlmann,  PoUtik.  S.  175  ff. 
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deutsclien  Staaten  ein ,  welche  seit  1815  in  ihrer  Verfassimgsent^ 
-Wickelung  weit  hinter  der  Zeit,  in  erstorbenen  nüttelaherigen  Zu- 
Mänden,  ziurückgeblieben  waien.  Aber  abgesehen  Ton  einigen 
kleinen  Ementen  und  vereinselten  Phantasien  überspannter  Köpfe, 
war  auch  jetst  die  Stimmung  im  deutschen  Volke  nirgends  eine 
r  ev  o  1  u  t i  o  n  är  e.  Man  verlangte  nur  einen  festen  RechtMEustand, 
Abechaffüng  schreiender  Missbrftnche  und  eine  geordnete  ak- 
tive Theilnahme  der  Volksvertretung  am  Staats- 
leben. Das  Ereignis«  der  JulireTolution  war  nurder 
äussere  Anstoss,  nicht  das  leiten  de  Princip  dieser 
staatlichen  llmpfestaltungen.  Xir^^ends  wurden  iii  den 
neuen  Verfassungen  der  dreissijrcr  Jahre  jene  abstrakten  (Grundsätze 
der  Theilunf^  der  (jpwalten,  der  Voikssouveriinetät,  der  V'ertrags- 
thcorie  durch<^i  fV[hri ;  vielmehr  wurde  überall  da.«  mouarchisrhe 
Princip  gewalirt,  die  noch  irgend  lebendigen  aristokratisdien  und 
ständischen  Verhältnisse  berücksichtigt  und  an  die  vorhandenen 
historischen  Bestände  in  ächt  deutscher  Weise  angeknüpft. 

In  Kurhessen  hatten  die  alten  wirren  Zustände  seit  1816 
ununterbrochen  fortgedauert.  Trotz  der  in  dem  Staats-  und  Haus- 
gesetze  festgestellten  Bestimmung  einer  ständischen  Vertretung, 
war  auch,  unter  dem  neuen  Kurfürsten  Wilhelm  II. ,  kein  Land- 
tag einberufen,  vielmehr  die  Staatsgewalt  im  Geiste  absoluter  Will- 
kühr gehandhabt  worden.  Als  aber  die  Stürme  von  1830  herein- 
l>rachen,  bewilligte  der  Kurfürst  am  13.  September  die  Berufung 
der  Landstände,  die,  in  Verbindung  mit  Abgeordneten  der  neu 
erworbenen  Gebietstheile,  im  Oktober  IS30  zusammentraten.  Die- 
sen wurde  von  Seiten  der  Regierung  ein  ^'  e  r  t  ;i  s  s  u  n  g  s  e  n  t  w  ii  r  f 
vorgelegt  *,  welcher  nach  mehreren  Moditikaliuneii  genehmigt  und 
am  5.  Januar  1831  ,  im  vollsten  Einver.stiindnisse  zwischen  dem 
Fürsten  und  der  Landesvertretung,  als  Yerfassnn^snrkunde  feier- 
lich verkündigt  wurde.  Für  eine  l*ärskanuncr  war  in  dem  kleinen 
Lande  kein  Material  vorlianden^  aber  dem  aristokratischen  Ele- 
mente wurde  in  der  Ständekammer  ein  bedeutendes  Gewicht  ein- 
geräumt. GrundgesetzUche  Feststellung  der  Prärogative  des  Fur- 


1}  Ueber  die  Entstehungsgetchiehte  der  bessisohen  Verftuitung  vergl. 
Wipperuann,  Kurhessen  «eit  den  Freiheitskri^en ,  |3.  204 — 266.  Der  den 
Ständen  vorgelegte  Verfassungsentwurf  rührte  von  dem  Generalsekretär  des 

Mini'^tpnum«^  Ec:p"ena  her;  von  ständischer  Seite  hatte  der  Prof.  Sylvester 
J  Oldau  den  grössten  Einüuss  auf  die  Ausbildung  der  Verfassungsurkunde. 
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sten,  wie  der  büi^erlichen  und  politischen  Rechte  dorUuterthanen, 
Theiluahme  der  Volksvertretung  an  der  (iesotzjj^ebuiig  und  der 
Kegulirung  des  Stasitahaushaltes ,  Steuerbewüligungsreelkt,  volle 
Unabhängigkeit  der  Rechtspfloge ,  Mitwirkung  verant^vortlicher 
Minister  bei  der  Ausübung  der  Regierungsrechte,  —  sind  die 
Giondziige  dieser  VerfiMsungsurkunde^  deren  üeisinnige ,  aber 
maesvoUe  Bestiminungen  wahrlich  nicht  das  bdspieUose  Unglück 
dieses  Landes  und  seines  treuen,  acht  konservativen  Volksstammes 
verschuldet  haben. 

Auch  im  Königreiche  Sachsen  wurden  in  dieser  Zeit  die 
gerechten  Anforderungen  der  überwiegenden  Mehrzahl  der  Staats- 
bürger lauter,  welche,  nach  der  veralteten  ständischen  Ordnung,  von 
jedem  Einflüsse  auf  die  öffentlichen  Angelegenheiten  ausgeschlos- 
sen waren  (S.  346).  Selbst  in  den  piivilegirten  Standen  kam  man 
immer  mehr  zur  Einsicht,  iidass  Modifikationen  und  Zusätze  allein 
nicht  hinreichen  würden,  den  organischen  Mängeln  der  Landtags- 
verftsRung  abzuholfon  <( ,  sondern  dass  ein  völliger  Neubau ,  wenn 
auch  L^cgrüjidct  aiit  die  vorliandenen  historischen  Fundaiiuute  und 
die  gegebenen  Landcsverliältiii.sse ,  dringend  iiothwtMidia  sei.  So 
^vul•(lo  nach  reif  lichen  lieratliung'en  mit  den  noch  einniai  vcrsam— 
ineiten  alten  Siainh'n  der  Entwurf  einer  \'crfas.sung  anf  konstitu- 
tioiieUeii  Grundlagen  an  «genommen  und  am  4.  September  1831  als 
Landesgesetz  verkündigt^.  JJurch  diese  A'erfassmi:^  kam  in  das 
Staatsh'ben  Sachsens  ein  vollständiger  UnisehAvung.  Die  liinter 
andern  Ländern  vielf'acli  zuriiekgebliobene  (i  eset  zgebun  -  *  ]it- 
wickelte  jetzt,  unter  Lindenau' s  freisinnigem  Ministerium,  eine 
vorher  nie  gesehene  Thätigkeit  für  Beseitigung  eingerosteter  Miss- 
bräuche und  Anbahnung  eines  besonnenen  staatlichen  Ir'ort- 
schritts. 

Auch  im  Königreiche  Hannover  war  es  bis  auf  diese  Zeit  ganz 
beim  Alten  geblieben  (S.  344) .  AchtProvinzialständeversammlungen 
tagten  neben  dem  allgemeinen  Landtage.  In  diesen  unförmlichen 


2)  Friedrich  Bülau,  in  seiner  Diirslellung  der  VL'rfassun<::  und  Verwal- 
tung des  Königreichs  Sachsen,  Leipzig  1833,  sagt  S.  31  :  »Die  neue  Vert'assuni^ 
ist  auf  dem  verfassungsmässigen  Wege  des  Vertrages  entstanden.  Sie  ist  kern 
enwungenst  Kind  revolutionären  Strebens,  dat  «eh  losreisst  von  Geschichte 
und  Ver&ssusg  und  in  seinem  Urs])runge  das  Kainszeichen  der  Oesetswidrig- 
keit  träfet,  aber  sie  Ist  aueli  kelu  tiuf^edrung'enes  ,  nach  der  einseitig^en  Ki'l!- 
tun;;  des  Gebers  f,'emodeltes  Cieschenk,  sie  ist  eine  mit  den  verfassungs- 
müssigeu  Ständen  des  Landes,  verabschiedete,  also  paktirte  Verfassung.« 

Sjrstem  de»  deutschen  StaAtsrechts.  23 
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Körpern ,  deren  Recht  kein  Gesetz  genau  bestimmtp ,  hatte  der 
Adel  völlig  die  Oberhand,  welcher  auch,  in  Abwesenheit  »un- 
sichtbaren Königs«^  alle  hohem  Staatsämter  thatsächlich  zum  Mo- 
nopol  gemacht  hatte  und  so  den  Staat  oligarcbisdi  behetrschte  und 
ausbeutete.  Solche  Zustilnde  riefen  endlich  sogar  in  diesem  kon-> 
seiYatiTen  niedersächsischen  Stamme  eine  gährende  Unasufised^n- 
h^t  wach.  Bedenkliche  weitTerbreitete  Symptome  dieser  StiBSK 
mung  gaben  auch  hier  den  Suseem  Anstoss  zu  einer  ^taattichen 
Neugestaltung,  welche  durch  die  Thronbesteigung  des  wohlwol- 
lenden Königs  Wilhelm's  IV,  von  Grossbritannien  und  Hannover 
oiTnöglicht  wurde.  Unter  behutsamer  Schonung  aller  bestehenden 
Verhältnisse  und  Interessen,  kam  die  massvolle  Reform  des 
St  aa  ts  gr  un  d  geset  z  e  s  vom  26.  Se  p  t  ein  b  o  r  1S33  zu  Stande, 
welches  zwar  dem  abstrakten  Liberaiisiiius  wegen  seiner  konser- 
vativen (>nnulsätze,  insbesondere  wegen  der  beschrankten  stän- 
dischen Jietugnisse,  wenig  genügte,  aber  das  hohe  Verdienst  hatte, 
Hannover  aus  den  verworrenen  Zuständen  einer  provinziellen 
Adelsoligarchie  zuerst  in  eine  neue  Staatsordnung  überzuleiten 
Von  nun  an  war  die  Staats  einheit  gegründet ,  denn  die  Provinzial- 
stände  waren  jetzt  dem  allgemeinen  Landtage  untergeordnet*. 
Durch  die  Kassenvereinigung  wurde  zuerst  ein  einheitficlier 
geordneter  Staatshaushalt  möglich.  Der  bis  dahin  eximirte  Bitter- 
gutsbesitzer wurde  nun  zum  mitrerpflichteten  Gemeixidemitgliede. 
'  Zugleich  gewährte  die  gesetzlich  erleichterte  Ablösung  der  bfeer^ 
lichen  Lasten  die  Aussicht^  dass  allmShlich  in  dem  befreiten  BaoM^^ 
Stande  ein  neues  selbstständiges  politisches  Element  hetanwadMen 
werde. 

Neben  den  wichtigen  Grundgesetzen  dieser  drei  grossem 

Staaten  sind  aus  dieser  Pcriude  noch  zu  erwähnen  das  umfassende 
sachsen-altenburgische  Grundgesetz  vom  29.  April 
IS'M  und  die  n  eue  Landschaftsijrdnung  für  das  Herzog— 
thum  Braunschweig  vom  12.  Oktober  1832  *. 

3)  Ueber  Dahlmann* s  Einfluss  auf  die  Errichtung  des  Staatsgrundge- 
setse«  vergl.  besonder«  H.  von  Treitschke  a*  a.  O.  S.  384  ff.  in  dem  Aaf- 
satze :  F.  C.  Dahlmann,  S.  356 — 443.  Unter  den  Mftnnem,  welche  diM  un- 
förmliche Gewirr  von  Ständen  und  Provinzen  zu  Einem  Staate  verschmolzen, 
steht  Dahlmann  in  erster  Keihe.  Sein  Wahlspruch  bei  diesem  Verfassungs- 
werke war:  '>Man  muss  der  Erhaltung  den  Vorzug  geben ,  selbst  vor  der 
Yerbeeserttiig,  weil  Erhaltung  zugleich  Bedingung  der  Verbeasening  i«t«. 

4]  Auch  erhielten  in  dieeer  Zdt  die  Heriogthflmer  Schleswig  und 
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Aber  bald  auf  diese  Erregung  des  politischen  Lebens,  welche 
tieh  in  der  Marken  Produktivität  der  staatsrechtlichen  Gesetz- 
gebung ausspricht ,  folgte  wieder  eine  Zdt  der  Reaktion  in  den 
regierenden  Kreisen»  der  Abspannung  in  den  Völkern.  Der 
BundesbesehluBS  vom  28.  Juni  1832  und  die  Wiener  BÜnisterial- 
konferenzen  von  1834  zeigten  bald»  ron  welchem  Geiste  der 
Feindschaft  gegen  die  konstitutionelle  Staatsoidnung  die  Regie- 
rungen beseelt  waren  und  wie  wenig  sich  selbst  die  freisinnigem 
unter  ihnen  dem  absolutistiBehen  Drucke  der  Mettemich'schen 
Kabinet  spolitik  su  entziehen  wussten.  Der  schlimmste  Ausdruck 
dieser  Bichtung  war  aber  die  oben  besprochene  Inkompetenz- 
erklärung bei  dem  hannöyerischen  Verfiissungsbruche  im  J. 
1837  *. 

Mit  dem  Staatsstreiche  in  Hannover  hatte  die  WillkfUir 

ihren  Höhepunkt  erreicht.  Haid  sollte  in  der  deutschen  Staat«- 
ent\\ickrluii»4  eine  Wendung  zum  Hessem  eintreten. 

Mit  derThronhesteigung Könifi^  Friedrieh  Wilhelm's  IV. 
am  7.  Juni  IS 40  kam  ein  neuer  Impuls  in  da»  preu ssisehe 
Staatsloben,  welcher  auf  ganz  T'>euts(liland  zurückwirkte.  Das 
preuüsistlie  Volk  erinnerte  sich  iel>hafter  als  je  an  die  Verlieis- 
sungen  vom  22.  Mni  1815.  In  den  einzelnen  Provinziallandtagen 
beantragten  die  Stände  «(lie  Ausführung  der  Verheissung  einer 
Landesrepräsentation«.  Wenn  hierauf  die  Krone  zunächst  ableh- 
nend antwortete ,  so  wurden  doch  bereits  durch  die  Verordnungen 
vom  21.  Juni  1842®  »die  vereinigten  ständischen  Aus- 
schüsse« ins  Leben  gerufen,  welche  »als  Vereinigungspunkt  zuy 
Ausgleichung  abweichender  Interessen«  dienen  und  »den  stän~ 
dischen  lieirath  der  einzelnen  Provinzen  durch  ein  Element  der 
Einheit  er<>änzcn  sollten.«'  Ganz  unerwartet  erschien hiemuf  das 
königliche  Patent  vom  3.  Februar  1847^  die  stän- 

Uolstein  ihre  Provinzialstände ,  durch  Gesetz  vom  2S.  Mai  1831  und  durch 
Verordnung  vom  15.  Mai  1834,  welche  bis  sam  J.  1848  fortbestanden. 

5)  Die  grdndliehflte  und  auaffllurliehste  Besprechung  der  hanndreriselieii 
Verfassungsangel^enheit,  insbesondere  auch  der  BeRtimmungen  des  Staats» 
grundgcsctzes  gieht  Rcysrhor,  hannöverische  Ver f Ata uugsf ragen» 
Zeitschr.  für  dentfiches  K<  rht,  B.  II.  8.  1—176. 

6)  C.  W.  von  Lancizoile,  liechtsquellen  für  die  gegenwärtige  land- 
stindisohe  Verfassung  in  Preussen.  Berlin  1847. 

7)  In  Folge  dieser  Verordnungen  ivurden  die  vereinigten  Ausschüsse 
durch  Kab.-O.  Tom  t9.  Augast  1842  auf  den  18.  Oktober  1842  nach  Berlin 
einberufen. 

23* 
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dischcii  Einri  eil  t  u  11^  eil  betreffend*,  welches  da«  erste 
i'uiidiiinent  für  die  weitere  EHtwi(  keluiii>  r  e  i  e  Ii  s  .s  t  ä  u  fl  i  8  c  h  e  r 
Verfassung  in  Treussen  zu  legen  bestimmt  war.  Aul'  Grundlage 
dieser  Verordnung  tagte  der  ve  rein  igte  preussis  che  Land- 
tag zum  erstenmal  in  Jierlin  vom  11.  April  —  26.  Juni  1847;  er 
bestand  aus  der  Vereinigung  der  aelit  i^rovinziallaudtage  zu  Einer 
Versammlung  und  war  in  zwei  Kurien  getheilt^  die  Herrn- 
k u r i e  und  die  Siändekurie,  Obgleich  dem  ▼ereinigten Land- 
tage nur  das  bescheidenste  Mass  von  Rechten^  ja  nicht  einmal  die 
Periodicität  bewilligt  worden  war ,  so  «rhob  sich  dieser  Land- 
tag duroh  seine  würdevolle  Haltung,  seine  moralische  Autorität 
und  die  Fülle  staatsmännischer  Talente  *  wahrhaft  zum  ersten 
preussischen  Beichstage,  ja  zur  bedeutsamsten  parlamen- 
tarischen Versammlung  Deutschlands,  deren  Einfiuss  auf  unsere 
staatliche  Fortentwickelung  nicht  unterschätzt  werden  darf. 

§.  IIb. 

III.  Die  Irattcken  Staaten  fon  184S  bis  avf  Ms  ttegesvait. 

Der  gewaltige  Stoss  der  französischen  Februarrevo- 
lution, welcher  den  Bundcijtag  umstürzte,  wirkte  auch  auf  die 
Verfassuiigsentwickelung  der  einzelnen  deutschen  Staaten  tief  um- 
gestaltend ein.  Während  aher  alle  linndesrcfoniibestrebungen 
jener  Zeit  völlig  scheiterteuj  sind  viele  staatlichen  Princii)ien 
jener  Periode  so  tief  in  den  Vertas>iingsbestand  der  einzelnen 
Staaten  liinemu  ewaehsen,  dass  die  darauf  folgende  lieak- 
tioiiszeit  sie  durchgängig  zu  beseitij^a  n  nicht  mehr  im  Stande  war. 

Zwar  blieb  in  DeiitJ-chland  -die  Revolution  vor  den  Thronen 
stehen a;  aber  der  IJestand  des  deutschmonarchischen  Staatsrechts 
wurde  überall  wesentlich  alterirt.  War  bis  jetzt  überall ,  beson- 
ders von  Seiten  der  Bundesgewalt j  das  s.  g.  monarchische 


8)  Alle  hierauf  bezüglichen  Dokumente  befinden  sich  bei  LancisoUe 
a.  a.  O.  S.  234  ff.  Die  wich%ate  auf  den  vereinigten  Landtag  bezügliche 
Literatur  ist  angegeben  bei  Rönne»  Staatsrecht  der  preussischen  Monarchie. 
B.  I.  §.7. 

9)  Damals  lernte  Deutschland  zuerst  die  Nameu  eines  Vincke,  Hanse- 
manii,  Ueckerath,  Cauiphausen,  Milde,  Auerswald,  Schwerin, 
Grabow  kennen.  R.  H  a  y  m ,  Reden  und  Redner  des  ersten  vereinigten  Land- 
tags«. Berlin  1847— 1S48.  Vergl.  auch  die  sehr  übersichtiiche  »Geschichte  des 
ersten  preussischen  Reichstags«  Von  Karl  Biedermann.  Leipzig  1 847* 
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Princip  vor  allem  l»etont  worden,  so  stellte  man  jetzt  die  8.  g. 
Volksrechte  an  die  Spitze  der  Yerfasiungen.  Die  Frank- 
furter Grundrechte  mit  ihren  weitgehenden  abstrakten 
Principten  gingen  zum  grossen  Thole  in  die  einzdnen  Landesver- 
fassungen über. 

Ueberau  rief  die  Furcht  vor  der  lange  geübten  polizeilichen 
Willkühr  der  vergangenen  Periode  das  Streben  hervor,  die  Regie- 
rungsgewalt in  niöglich!«t  enge  Schranken  einzuschliesscn,  dagegen 
die  Freiheit  des  Indiviihiums  aufs  Höchste  zu  steigern.  Die  Saat, 
welche  die  Kegierun<icn  seit  den  Zeiten  der  Karlsbader  Konfe- 
renzen in  so  reichem  Müsse  aus<4estrent  liiitten,  ijin«»-  jetzt  auf  ein- 
mal wiicliemd  auf  in  dem  Misstrauen  der  Völker,  der  politischen 
Unreife  und  dem  Unverstände  der  entfesselten  Massen 

Diese  Erscheinungen  traten  gerade  da  am  furchtbarsten  her^ 
vor,  wo  der  Absolutismus  jeden  geistigen  Aufschwung  schonungs- 
los unterdrückt ,  alle  politisclien  Ideen  als  Kontrebande  verpönt 
und  das  Volk  in  der  vollsten  Unmündigkeit  zurückgehalten  hatte. 
So  offenbarte  sich  die  ganze  Fäulniss  dieser  Zustände  am 
8chUnmisten  in  Oesterreich.  Dort  brach  das  ganze  alte  Begi- 
ment  und  die  Herrschaflt  jenes  allmächtigen  Ministers,  welcher 
durch  seine  Kongresse  Europa  dn  Menschenalter  hindurch  be- 
herrscht hatte,  vor  einigen  unreifen  jugendlichen  Demonstrationen 
und  einem  Wiener  Strassentumnlte  zusammen 

In  jenem  wunderbar  zusammengc  iügten  Staatsbau  der  öster- 
reichischen xM<;narchie,  wo  die  verschiedensten  Nationalitäten  und 
Kulturstufen  nur  liurch  die  Dynastie  zu  einer  grossartigen  Ein- 
heit ver})unrlen  w;n  en ,  wo  seit  Jahrhunderten  mit  der  ganzen 
Unb<  \\ « üliclikeir  spaniscli -liabsbur^isclier  l'eberlieferung  regiert 
worden  war,  begann  jetzt,  unter  furchtbaren  revolutionären 
Zuckungen,  ein  unreifes  Kxperimentiren  mit  Verfas- 


1)  L.  K.  Aegidi  charakteririrt  das  Verhältniss  zwischen  18IP  und  1848 
80:  »Was  unstreitig  Vemünflipres  an  den  Be-^trehungen  unserer  jüngfiten  Ver- 
gangenheit war,  mischte  sich  mit  Unvernunft  aus  keinem  andern  Grunde,  als 
weil  das  Jahr  I81S  an  ein  anderes  Jahr  nothgedrungen  anknüpft,  an  daa  Jahr 
1819,  welohea  vir  —  und  swar  aua  Schonung  —  dastolleJahr  diesea  Jahr- 
hunderts nennen  wollen.« 

2)  Ueber  die  österreichische  Revolution  vergl.  besonders  die  Aufsätze 
»Oesterreich  und  Ungarn»  in  Brockhaus'  Gegenwart  (Hartig; ;  Genesis  der 
Revolution  in  Oesterreich  im  J.  lS4b.  3.  Aufl.  Leipaig  iböl.  Adolf  Beer«  Art. 
Oes  terr  ei  ch  im  Staats  Wörterbuch.  Bd.  VII.  S.  556  ff. 
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Sunden.  Diese  sollten  in  einem  bunten  Völkergeniisch,  wo  selbst 
die  ersten  Anfän|L;;^e  staatlicher  und  kommunaler  Freiheit  fehlten, 
alle  Forderungen  der  abstrakten  konstitutionellen  Theorie  auf'  ein- 
mal  yerwirklichen.  Eine  von  Kaiser  Ferdinand  T.,  nach  Sturz 
des  alten  Kegierungssystems,  am  25.  Apni  1848  nach  dem  Muster 
der  belgischen  entworfene  Vexfassimgsurkunde  kam  gar  nicht 
zvx  Atulttfamng.  Der  s.  g.  ver&ssungsgebende  Bachstag  zu 
K  r  e  m  8  i  e  r  stellte  vielmehr  einen  andern  Veria6sungs^!atwurf  auf. 
£he  derselbe  aber  noch  zur  Annahme  gelangte,  erfolgte  die  Au^ 
losungjenes Reichstages  und  Kaiser  Franz  Joseph  I.  oktiojirte 
»die  Keidisverfassung  f&r  das  Kaisevthum  OestenreiGh  Tom  4. 
Marx  1849,«  unter  Vernichtung  der  proYinziellen  Selbstständigkeit 
der-  einzelnen  Länder  de«  Kaisserreiehs.  AHein  diese  Yerfiissung 
'«mde  durch  kaiserliches  Patent  vom  31.  Decbr.  1851  wieder  be- 
seitigt und  damit  die  ganze  fconstitutioneUe  Staatsform  ange- 
hoben. Oesterreich  war  seitdem  wieder  ein  absoluter  Staat; 
doch  wurden  gewisse  staatsreohtüehe  Grundsätse  ausdrücklich 
sanktionirt  und  an  der  Reform  Oesterreichs,  im  Sinne  des  moder- 
nen Einheitsstaates,  fortgearbeitet.  Die  neuesten  \  erfassungsge- 
setze^,  welche  die  Durcliführuug  einer  ci iilieitliehen  konstitutio- 
nellen lieielisvcrfassung  bezwecken,  sind  das  kaiserliche  Patent 
nebst  4  Landesstatuten  vom  20,  Oktober  ISüO,  die  Verlügung  die 
"Wahlen  betreffend  vom  5.  Januar  18(U  ,  das  Patent  über  \'erfas- 
sung  des  Keichsraths  nebst  15  Landcsstatuten  vom  26.  Februar 

Diese  neueste  Yerfassuni»  Oesterreichs  *  sucht,  nicht  olme  staats- 
männisches  Geschick ,  die  schwierigste  politische  Aufgabe  zu 
lösen,  welche  darin  besteht,  das  centrale  Element  und  die  provin- 
ziellen Ansprüche  der  einzelnen  Länder  gleichmässig  zu  befitie- 
digen  und  dem,  aus  den  Texschiedc  nsten  Nationalitäten  zusammen- 
gesetzten Staatskörper  ein  einheithches  konstitutionelles  Staats- 
leben einzuhängen.  So  lange  aber  noch  ganze  grosse  Völker  und 
Länder  der  Monarchie  den  Eintritt  in  den  «gesummten 
Keichsrath«  verweigern  und  somit  dieser  Verfassung  ihre  Zu- 


3)  Die  neuesten  dsterreicliiechen  Veffaesungsgeeetse  stehen  bei  H.  A. 
Z  a  c  h  a  r  i  ä ,  deuuehe  VerfnsanngsgeMtse  der  Gegenwert.  II.  Forte»  OAtt.  1862. 

(8.  1—40.; 

4)  Die  Seele  dieser  ganzen  Verfassungsreformen  %var  A.  v,  Schmerling» 
welcher  am  13.  Dec.  1860  da»  Staatsmini^teuuni  ubernahm. 
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Stimmung  versa<>en,  ist  dieselbe  nur  als  ein  vorläufiger  Ver- 
such, nicht  als  ein  fertiges  Werk  anzusehen.  Immerhin  wird 
aber  jede  widdich  praktisch  durchgeführte  konstitutionelle  G 
8ammtverfas8ung  Oesterreichs,  welche  die  weit  überwi^en- 
den  f X  e  m  d  e  n  nationalen  Bestandtheile  hereinzieht ,  einen  mehr 
kosmopoHtisch- europäischen,  als  deutschen  Charakter  annehmen 
und  eine  Sonderstellung  in  der  deutschen  Staatsentwickelung 
beanspruchen  müssen.  — 

In  PreuBsen  wurde  durch  die  ManrcTolution  die  weitete 
Ausbildung  des  vereinigten  Landtages  unterbrochen'.  Derselbe 
wurde  noch  einmal  im  April  1848  in  Berlin  zusammenberufw. 
Mit  seiner  Zustimmung  wurde  »eine  Versammlung  zur 
Vereinbarung  der  preussischen  Staatsverfassung« 
berufen,  ohne  erste  Kammer,  auf  der  damals  beliebten 
»breitesten  demokratischen  Grundlage«,  nach  dem 
Urwahl-^c  setze  vom  8.  April  1848.  Diese  Versammlung  trat  am 
22.  Mai  in  Herlin  zusammen  und  licss ,  unter  lieiseitcle«^ung 
des  Regierüii<^senUvvirf8,  von  einer  Kommission  von  21  IViil^lie- 
<iem,  einen  neuen  Verfassungsentwurf  ausarbeiten  ,  von  welchem 
jedoch  nur  die  Eingangsformel  und  die  vier  ersten  Artikel  zur 
Aiuiiilime  g^elan<iten;  denn  die  Krone  fand  sich  bewofj^en  ,  diese, 
vielfach  von  Tuniiilten  beunruhi<>;tc  Versunimlung  durch  liot- 
sc'haft  vom  9.  November  naeli  i^randenburg  zu  verleben  und 
dieselbe  bis  zinii  27.  November  zu  vertagen.  Als  auch  dies 
zu  keiner  Verständigung  führte,  sah  sich  die  Krone  veran- 
lasst,  unter  Beseitigunjy  des  Vereinbarungsprincips,  die  Verfas- 
sungsurkunde vom  5.  December  1848  zu  oktroyiren  nebst  dem 
Wahlgesetze  für  die  erste  und  zweite  Kammer,  unter  Vorbehalt  der 
Revision.  Das  Wahlgesetz  für  die  erste  Kammer  bestimmt 
einen  massigen  Census^  das  für  die  zweite  Kammer  hält  das  Kopf- 
zahlsystem fest.  Die  zur  Bevision  bestimmten  neuen  Kammern 
wurden  am  26.  Februar  1849  eröffnet*;  am  27.  April  1849  erfolgte 
die  Auflösung  und  die  Oktroyirung  eines  neuen  Wahlgesetzes^ 
naiex  Zugrundel^ung  des  bekannten  D  r  ei  k  lassen  Systems. 


5)  FOr  die  Geacihiflhte  der  preuseiseben  Verfimrang  Iii  beaondert  su  ver- 
gleiehen  Rflnne'  8  Staatereobt,  B.  I.  f.  8  ff.  i  dort  iet  auch  die  eintehlagende 

Xiiteratur  angegeben. 

6)  üeber  die  ThRtigkeit  der  revidirenden  Kammern  vergleiche  Ferdinand 
Fischer,  Geschichte  der  preussischen  Üammem.  Berlin  lät49. 
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Diese  neuen  Kammeni  traten  am  7.  August  1S49  zusammeu.  Mit 
ihnen  wurde  nach  lan<i:en  und  schwierigen  VerhuiHÜuH<>en  die 
V  o  r  f  a  s  s  u  u  LT  s  u  r  k  11  n  d  e  vom  'M  ,  Januar  IS5()  festgestellt 
und  am  0.  Februar  vom  Könige  und  von  den  Kammern  feierlich 
beschworen;  sie  bildet,  mit  manchen  wichtigen  Abänderun';en 
und  Ergänzungsgesetzen,  unter  denen  besonders  das  Gesetz  vom 
7.  Mai  1853  nebst  Verordnung  vom  12.  Oktober  1854  über  die 
Zusammensetzung  des  Heirenh^uses  liervorzubeben  ist,  das 
jetzt  gültige  Staat^jrnndpreset«  der  preussischen 
Monarcliie^.  Mag  diese  Verfassung  mannigiaoh  an  Ünfertig- 
keiten  und  Inkonsequenzen  leiden ,  in  denen  man  auf  den  ersten 
Hlick  den  Ausdruck  zweier,  mit  sich  kiinipfenden  Zeitströmungen 
erkennt,  so  muss  sie  doch  fürPreussen  der  feste  Punkte  der 
unzweifelhaft  gesetzliche  Boden  fiir  die  verachiedensten  Parteijbe- 
strebungen  bleiben ;  fürDeutschland  aber  muss  es  als  die  wich* 
tigste  Emingenschaft  jener  stüimischen  Zeit  gelten,  dass  Preussen, 
freilich  tmter  den  schmerzlichen  Geburtswehen  des  J.  1848  und 
im  fortdauernden  Kampfe  mit  zähen  Widerstandskräften,  dennoch' 
durch  seine  Verfiissungsurkunde  vom  31.  Januar  1850  in  die 
Reihe  der  konstitutionellen  Staaten  eingetreten  ist. 
Dadurch .  ist  dem  deutschen  Volke  zum  erstenmale  die  Möglich- 
keit gef^cbcn,  in  einem  wesentlich  deutschen  Grossstaatc,  das  kon- 
stitutionelle Staatsprincip  in  eigenthümlich  deutscher  Weise,  im 
grossen  8tvle  zu  verwirkli(  hcn. 

Weniger  wichtig  sind  die  Veränderungen ,  welche  das  Jahr 
1848  in  den  Verfassnn<i:en  der  altern  konstitutionellen 
Staaten^  meist  in  sehr  radikah-m  Geiste,  herbeiführte,  indt  iu 
sie  fast  überall  sclinell  wieder  bestniigt  worden  sind.  In  Bayern, 
Sachsen,  W  ür  te  ni  b  e  r  f;- ,  liadeii  und  Jlessen-Darm- 
stadt  bestehen  die  oben  erwähnten  konstitutionellen  Verfas- 
sungen, mit  einigen  Veränderungen,  noch  in  yoUcr  Kraft.  Grösser 
waren  die  Umgestaltungen  in  Hannover,  wo  König  Emst 
Attgust,  nach  Umsturz  des  Btaatsgrundgesetzes,  sein  Land es- 
verfassungsgesetz  vom  6.  August  1840  oktroyirt  hatte. 
Unter  strengster  Einhaltung  aller  Terfassungsmässigen  Formen  * 

7;  Ludwig  von  Rönne,  die  Verfn  ^uni^surkttnde  de«  preutsischra 
Staats  vom  31.  Januar  ISSO.   3.  Aufl.  BerUn  J559. 

8)  Dies  war  hier  besonders  schwierig  wegen  des  i&O.  des  Landes verfas- 
suiigsgesetse»,  welche?  jede  VerfaMungsänderung  davon  abhingig  macht,  daae 
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kam  hier  das  Verfassungsgesetz  vom  5.  Septbr.  1848  zu  Stande» 
welches  wesentlich  an  das  Staatsgmndgesetz  TOn  1833  an» 
knüpfte »  mannigfach  aber  auch  über  dessen  Bestimmungen  hin^ 
ausging. 

Ein  wahres  Chaos  von  Verwirrung  und  staatlicher  Zenüttung 
zeigte  sich  aber  in  vielen  Kleinstaaten,  besonders  in  den- 
jenigen, wo  bis  dahin  eine  völlige  staatliche  Indolenz  geherrscht 
hatte.  In  diesen  Ländehen ^  welche  meist  wie  Patrimonial-  . 
henischaften  verwaltet  worden  waren,  in  denen  gewShnHch  nur 
eine  kleine  Residenzstadt  mit  einer  völlig  abhängigen  Bevölke* 
mng  einigermassen  das  städtische  Element  vertrat,  während  das 
Land  zum  grossen  Theile  landesfiirstliche  Domäne  war^  traten  in 
(lieser  Zeit  ko  n  s  t i  tu  i  r e  n  de  Versammlungen  zusammen, 
welche  die  abstrakten  naturrechthdien  (Grundsätze  der  lious- 
seau^st  hen  Staatslehre  hier  schnurstracks  ins  Leben  fuhren  sollten. 
»Die  Kepublik  not  einem  erblichen  Präsidenten«  oder  die  s.g.  de- 
mokratische Monarchie  auf  breitester  Grundlage  war  das  Ideal 
dieser  Staatskünstler ,  welche  mit  einer  wahrhaft  kindischen  Un- 
reife staatsrechtUcher  IJegriffe  meist  noch  ein  gutes  Stück  partiku- 
laristischer  Selbstsucht  verbanden.  Wenn  man  in  Dessau, 
Sondershausen  und  anderwärts  kühn  pioklamirte :  »dieBegie-- 
rungsfoim  ist  die  demokratisch-monarchische«  (§.  4.  der 
dessauischen  Verfassung),  »alle  Gewalten  gehen  vom  Volke 
aus«  (§.  5) ,  so  glaubte  man  damit  »den  festen  Grundstein  for  die 
Freiheit  der  Völker  gdegt  und  das  wahre  Glück  aller  Staatsge- 
nossen für  alle  Zukunft  gesichert  zu  haben.«  Diese  Vex&s- 
sungsexperimente  des  Jahres  1848*  mit  ihren  radikal -demokra- 
tischen Principien,  für  deren  Verwirklichung  «geradezu  alle  Grund- 
bedingungen 1111  Lande  und  der  lievölkcrung  fehlten,  sind  als  der 
Höhe])unkt  jener  Unklarheit  und  Begriffsverwinung  zu  betrachten, 
welche  nun  einmal  mit  zur  Signatur  des  Jahres  1848  gehört. 


ein  ständischer  Beschluss  entweder  in  der  schliesflUehen  Abstimmung  ein- 
hellig gefiisst  oder  in  zwei  nacheinander  folgenden  Landtagen  jedesmal  von 
wenigstens  der  anwesenden  Mitglieder  jeder  Kammer  in  k(  hliesslkher  Ab- 
stimmung genehmigt  ^erde.  Dieter  §.  160.  wurde  zuvor  durch  einhelligen 
Beschluss  ausser  Kraft  gesetzt. 

9)  Viele  dieser  Verfassungsgesetze  btehen  bei  A.  Hauchj  Parlamentari-- 
sehe«  Taschenbuch.  Erlangen  1648. 
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Bald  legte  sicli  der  liocligeiicnde  IStrom  der  \  (>ikisl)eweguiig. 
Auf  die  uuuatiirUtiie  Krresung  folg-te  im  Volke  tiefe  politisrhe 
Abj^paiinimg,  bei  den  liegieiuii«»  cn  auf  die  Zeit  der  weiti>ehendsten 
Co  11  c  e  s  s  i  o u  en  die  lieftif^ste  und  ungeduldigste  K  e  ak  tio n s— 
periode,  deren  Absicht  dalün  ging,  uuter  Beseitigung  »aller 
Märzerrungenschnflteii«  den  staatsrechtlichen  Zustand  vollständig 
SU  restauriren,  yrie  er  vor  dem  J.  1848  bestanden  hatte.  Aller- 
dings that  eine  Revision  der  Gesetzgebung,  insbesondere  der  Ver- 
fassungen des  J.  1848  viel&ck  noth;  aber  aueh  das  Verfahren  der 
wieder  zur  Kraft  gekommenen  Regierungen  war  jetzt  Tielßuüi  ein 
hastiges,  ieidenscbaftUches,  rechts  verletzendes. 

Materiell  genommen  waren  keineswegs  alle  legiskiÜTen 
Neugestaltungen  des  J.  1848  übereilt  und  ungesund.  Viele  jener 
Gesetze  begründeten  wirklich  einen  läugstgeboteuen  Fortschritt  im 
staatlichen,  socialen  und  wirthschafUichen  Leben  des  Volkes,  so  die 
Beseitigung  der  Frohnden,  des  Jagdregals,  der  Patrimonialgeiichte, 
die  erleichterte  Ablösung  der  bäuerlichen  Lasten,  die  Trennung 
▼on  Justiz  und  Verwaltung,  die  Aufhebung  der  Censur,  die  grös- 
sere Selbstständigkeit  der  Gemeinden ;  die  stärkere  Garantie  der 
persönlichen  Freiheit  gegen  polizeiliche  Willkühr  u.  s.  w.  Trotz- 
dem wurden  viele  dieser  wirklich  erspriesslichen  Grundsätze,  uft 
nur  wegen  ilures  Ursprunges ,  durch  deu  blinden  Kifer  der  Reak- 
tionsperiude  über  den  Haufen  geworfen.  Die  Wiedciiierstellung 
der  vormärzH eben  Zustände  war  oft  ein  wal  rcr  Kü(  ksehritt, 
eine  Rückkthr  zu  völlig  veralteten,  unzeitgemässon  Institutio- 
nen*". ISüch  schlimmer  waren  ab^r  die  formellen  Ree  hts- 
Verletzungen,  deren  sich  maudie  Regierungen  bei  der  Auf- 
hebung- der  Verfassungen  und  Gesetze  des  Jahres  1848  schuldig 
machten.  Die  meisien  dieser  Verfassungen  und  Gesetze  waren  in 
formell  rechtsgültiger  Weise  zu  Stande  gekommen,  d.  h. 
unter  Zustimmung  des  Regenten  und  der  bestehenden  landstän- 
dischen Vertretungen.  Wollten  die  Regierungen  nun  wahrhaft 
konsenratiy  \md  legitim  zu  Werke  gehen,  so  durften  sie  diese 
Verfassungen  auch  nur  auf  verfassungsmässigem  Wege  abändern, 
insbesondere  von  denjenigen  radikalen  Auswüchsen  und  extremen 
Bestimmungen  befreien,  welche  mit  einem  gesunden  Staatsleben 

10  So  wurde  z.  B.  in  Mecklenburgs,  infolci;e  de»  Freienwalder  Schieds- 
richterspruches  vom  12.  Sept.  Ibbü,  das  Staatsgrundgesetz  vom  10*  Okt.  1849 
aufgehoben  und  der  ganze  alte  Zustand  uriederhergestellt. 
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unverträglich  sind.  Bei  der  völlig  veränderten  Stimmung  des 
Volkes,  bei  den  vielen  legalen  Mitteln  der  Einwirkimg,  vrelche 
jeder  Kegierung  zu  Gebote  stehen,  war,  mit  Ausdauer  und  mliiger 
Konsequenz  X  eine  Revision  auf  legitimem  Wege  überall  zu  er- 
reichen ,  wo  eine  Regierung  ihrem  Volke  mit  gutem  Willen  ent- 
gegen kam.  Durch  Einhaltung  des  gesetzlichen  Weges  haben  al- 
lerdinge  nicht  wenige  Begierungen  s&ch  das  Vertrauen  ihres 
Volkes  erhalten  und  die  so  werthvolle  Kontinuität  des 
Reehtszustandes  behauptet,  wie  dies  z.  B.  in  Sachsen- 
Weimar  >  Koburg- Gotha,  Oldenburg,  Braunschwei^^  geschehen 
ist.  Gewiss  haben  diese  Regierungen  in  hohem  Cirade  an 
Vertrauen  und  Achtung  iiewonuen  und  für  die  so  uu! bvvendige 
Stärkung  des  Keclitsbewusstseins  im  Volke  mehr  «^etliaii,  als  jene 
Verehrer  der  Staatsstreiehe  und  ürdoiinan/en,  welche  der  Ansicht 
waren:  »dass  diese,  durch  den  revolutionären  Zeitgeist  ins  Leben 
gerufenen  Zwisclienzustände,  trotz  ihrer  vermeintlichen  Reehts- 
formen,  auf  die  Ehre  einer  in  verfassungsmässiger  Wirksam- 
keit stehenden  Verfassung  keinen  Ansprucli  machen  könnten.« 
Durch  derartige  WiUkührlichkeiten  ist  das  wahrhaft  konservative 
Princip  in  rielen  Staaten  schwerer  verletzt  worden,  als  durch  die 
▼orausg^angenen  Extravaganzen  des  Jahres  1848. 

Am  schlimmsten  war  es,  dass  man  sich  des  reaktivirten 
Bundestags  bediente,  um  Verßissungen  und  Cresetze  durch  ein 
Diktat  Ton  Ftankfurt  zu  beseitigen,  wenn  man  deren  verfieiasungs- 
mässige  Revision  nicht,  sogleich  beim  ersten  Anlaufe,  durchsetzen 
konnte.  Man  legte  bei  diesem  Vedbhren  der  Bundesgewalt  eine 
wahrhaft  autokratische  Machtvollkommenheit,  plenUudo  poU- 
staÜs  bei,  welche  den  Fundamen talsätzen  des  Bundesrechts  schnur- 
stracks widerspnu  h .  Bei  dem  Mangel  aller  positiven  bundesrecht- 
lichen  f  ormen  über  die  Grundlagen  einer  deutschen  Landesverfas- 
sungwar es  jetzt  völlig  der  wülkuhrlichcn  Interpretation  üherlasseu, 
welche  Grundsat/e  einer  ^'erfassLUlg  man  für  bundeswidrig  er- 
klären wollte;  ja  man  ging  so  weit,  durch  einen  ( i  c waltstreich 
ganze  Verfassungen  wegen  einzelner,  darin  beündiitlier,  an- 
geblich bund  es  widriger  iiestimmungen  umzustürzen.  Das 
schlimmste  Beispiel  dieser  rcaktivirten  liundesthätigkeit  bietet  uns 
Kurhessen,  wo  die  B.-V.  durch  B.-B.  vom  27.  März  1852  die 
Vexfassungsurkunde  vom  5.  Januar  1831  »in  ihrem  wesentlichen, 
jedoch  von  dem  übrigen  nicht  wohl  zu  trennenden  Inhaltea,  als 
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mit  den  Grundgesetzen  den  hurnivs  nicht  vereinbar  ausser  Wirk- 
samkeit setzte  und  den  Kurfürsten  aufforderte,  »eine  den  Verhand- 
lungen der  Bundeskommission  entsprechende  Verfassung  ohne 
Zögerung  als  Gesetz  zu  publiciren«. 

Schon  am  1 3.  April  1852  verkündete  die  kuifiintliche  £^e- 
rung»  erauushtigt  durch  den  B.-B.  vom  27.  März,  einet,  g,  Ver- 
fassungsurkundc ,  welche  aber  niemals  die  Zustimmung  vgend 
einer  hessischen  Volksvertretung  erlangen  konnte ;  ebenso  erging 
es  einer  andern  ^  von  Seiten  der  kurfürstlichen  Regierung  vorge- 
legten VerfEwsung  vom  30.  Mai  1860;  selbst  die  auf  Gnmd  eines, 
von  neuem  oktroynten  Wahlgesetzes  vom  30.  Mai  1860  berufenen 
Stazideversammhmgen  erklärten  sich,  Izots  verschiedener  Auf- 
lösungen, immer  ivieder  far  inkompetent  und  verlangten  die  Wie- 
derherstellung der  alten,  rechtswidrig  beseitigten  Verfassung  vom 
5.  Januar  1831.  Bald  darauf  stellte  die  badische  Regierung 
am  4.  Juli  1861  den  Antrag:  »die  Verfusung  vom  5.  Januar  1831, 
sammt  den  in  den  J.  1848  und  1849  gegebenen  Erlltnterungen  und 
AbÜndeningen  und  dem  Wahlgesetae  von  1849,  im  Ganzen  und 
.  namentlich  in  Bezug  auf  die  zu  berufende  Landesvertretung,  als 
rechtskräf tij^  und  in  Wirksamkeit  bestehend  zu  be- 
trachten«Diesen  Antrag  naluncu  (liinn  () es terrei c h  und 
Preussen  am  S.  März  1862  wieder  auf  und  sein  Inhalt  wurde  am 
24.  Mai  1862  zum  Bundesbeschlusse  erhoben,  W(aHuf  durch  lan- 
desherrliche Verkuudignnj^  vom  21.  Juni  1862  die  Verfassung  vom 
5.  Januar  1831  nebst  den  abiiudeniden  Gesetzen  von  1848  und 
1849  wieder  ius  Leben  gerui'en  wurde       Es  muss  dieser  B.-B. 

11;  Solche  Bundeswidrigkeiten  sind  aber  niemals  nachgewiesen  -n-orden. 
Der  erste  Kenner  des  deutsehen  Bundesreehte,  H.  A.  Zachariä,  sagt  mit 
vollem  Rechtet  »Die  Behauptung  von  den  vielen  Bundeswidrigkeiten  der  kur- 
hessischen Verfa??«?ung  von  1*13?  ist  in  ihrer  völligen  Bodenlosigkeit 
ans  Uclil  getreten.  Der  B.-B.  vom  21.  Mai  bezeichnet  ausdrückHch  nur 
eine  Verletzung  des  Bundesrechts  und  diese  tritft  blos  das  Wahlgesetz  vom 
5.  April  1849,  insofern  es  die  bundesrechtlich  TerbOrgten  Standschaftsrecbte 
der  Mediatisirten  und  der  Reichsritterschaft  ignorirte.  —  Eine  Verletzung  des 
monarchischen  Princips  in  der  Fassung  des  Art.  57.  der  W.  Schl.-A.,  eine 
buntie8widrige  Theilung  der  Gewalten,  ein  Hindernis»  in  der  Erfüllung  der 
Bundespfliehten  Tenndgenwir  in  keiner  ihrer  Bestimmungen  zuerkennen.« 

12)  Die  Erklärung  der  badischen  Kegierung  findet  sich  im  Staats- 
archiv, B.  I.  im.  No.  34.  8.  93.  Meisterhalt  ist  auch  die  Denkschrift  des 
frrosshcrzoglichen  Bundestagsgesandten  fR.  von  MohT  vom  23.  Jan.  J862, 
wodurch  dieser  Antrag  staatsrechtlich  gerechtferiij^t  wurde. 

Iii;  Die  Protokolle  und  Bunüetibeschlüsse  über  die  kurhessische  Yerfas- 
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vom  24.  Mai  1862  als  ein  eifreulichea  Zeichen  dafiir  gelten,  dass 
man  selbst  im  Schoosse  der  liundesversammlung  endlich  doch 
den  wahren  Kechtsgrundsätzeu  sich  nicht  länger  yerschliessen 
konnte ,  wie  sie  vom  hessischen  Volke  mit  Ausdauer  und  männ>  < 
lieber  Energie  festgehalten  waren**.  Nachdem  so,  nach  awölQäh- 
ligem  harten  Kampfe^  die  kurhessische  Frage  zum  Abschlnsse 
gekommen  war»  trat  im  Herbste  1863  eine  zweite  politisch  viel 
wichtigere  Frage»  die  schleswig-holsteinsche»  in  den  Vor* 
dergrund,  von  deren  Beantwortung»  nach-  dem  Bewusstsein  des 
Volkes  wie  der  Kabinete»  auch  die  endliche  Losung  der  deutschen 
Frage  abhing. 


Siebentes  Kapitel. 

Die  deutsche  Krisis  des  Jahres  1866. 

§«  119« 

Der  tcUeswig-bolsteinsclie  Konflikt. 

Am  ISj^ovember  iS63  erlosch  mit  König  Friedrich  VII.  der  h 
von  d^a  ersten  £rbk  önige  Friedrich  III.  herrührende  Manns*  ! 
stamm  des  Gesammthauses  Oldenburg  auf  dem  Throne  von  ^  i 
Dänemark. 


sungsangelegenheiien  finden  sich  bei  G.  v.  Meyer,  B.  III.  S.  277  ff.  Die  B.-V. 
beschloss  «in  Erwägung,  dass  die  endliche  Herstellung'  eines  gesicherten  und 
allseitig  anerkannten  Kechtszustandea  in  Kurhesaen  im  dringenden  Interesse 
des  Landes,  wie  des  gesaminten  Deatsehlands  U^t  —  die  kurfürstliche  Re- 
gierung aufsafordem,  die  im  J.  1S52  ausser  Wirksamkeit  gesetzte  Ver&ssung 
vom  5.  Januar  l^St  wiederherzustellen,  vorbehaltlich  der  auf  v  rfnHsnnirs- 
mässigem  Wege  zu  vereinbarenden  nothwen(iigen  Abünderungcn«.  I  'ic  lanües- 
herrliche  Verkündigung  vom  21.  Juni  lb02  findet  »ich  in  Zacharia  s  deut- 
schen Verfassungsgesetsen.  Forts.  II.  S.  64. 

14)  Sehr  richtig  sagt  H.  A.  Zachariä:  »Die  Wahrheit  des  ächt  deut- 
schen Spruches :  Recht  muss  doch  Recht  blrihrr. ,  hat  sich  hier  einmal  wieder 
glänzend  bew&hrt.  Die  B.-V,  hat  für  die  unheilvolle  Theorie  dei j)lenitudo 
potestatU  in  Betreff  des  verfassungsmässigen  Rechts  der  Unterthanen  ein  Sflhn* 
opfer  gebracht  und  sieh  endlich  au  einer  von  der  Oereohtigkeit  gebotenen 
Umkehr  entschlossen.  Baas  es  dahin  kam,  istPreussens  unverkennbares 
Verdienst«.  Verfassungsgesetie;  Forts.  II.  S.  82. 

System  dea  deutieliea  SUatsredito.  24 
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Nach  dem  alten  Landesrechte,  sowie  nach  den  oIdenbur> 
gischen  Hausgesetzen  und  den  Principien  der  gemeinrechtlichen 
Lehenfolge  hätte  nun  allerdinge  für  die  Herzogthumer  Schleswigs 
Holstein  die  deutsch-agnatische  Succession  eintreten  müssen  >  wo- 
durch die  tlte  nnheilvolle  Personalimion  der  Herzogthumer  mit 
der  Krone  Dänemark  für  immer  gelöst  worden  wäre.  Allein  am 
8.  Mai  1852  hatten  die  europäischen  Glossmächte  zu  London  mit 
Dänemark  einen  Vertrag  geschlossen,  worin  sie  das  ewigeZu* 
8 am men bleiben  aller  bisher  zur  dänischen  Krone 
gehörigen  Lande  fiir  »ein  europäisches  Bedürfhiss«  erklärt 
und  eine  Neuordnung  der  dänischeu  Thronfolge  im  voraus  aner- 
kannt liatton,  kiaft  deren  der  Prinz  Christian  von  Schleswig- 
Holste  i  n- S  ü  n  d  e  rb  u  r  g  -  G 1  ü  cks  b  u  rg^  und  dessen  Manns- 
stamm aus  seiner  Ehe  mit  Prinzessin  Luise  von  Hessen  in  dem 
Königreiche  und  den  dxeillerzogthümern  Schleswig,  Holstein  und 
LauenhuTg  succediren  sollte  ^  Auf  Grundlage  dieses  Vertrages» 
des  s.  g.  Londoner ProtokoUes,  wurde  dann  das  dänische 
Thronfolgegesetz  vom  31.  Juli  1853  erlassen  und  auch  für 
die  Herzogthümer  publicirt»  ohne  jedoch  den  Landesvertretungen 
derselben  verfassungsmässig  vorgelegt  zu  werden ;  trotzdem  hatte 
sich  auch  hier  der  Nachfolger  Fiiedrich'sVn.  auf  dem  dänischen 
Throne,  Christian  IX.,  gleich  nach  dem  Tode  seines  Vorgängers^ 
thatsächlich  in  Besitz  gesetzt. 

Das  Vcrhältniss  der  beiden  deutschen  Giossmächte  zu  die- 
sem Monarchen  war  ein  anderes,  als  das  des  deutschen  J^undes. 
Oesterreich  und  Preussen  hatten  beide  den  Londoner  VeitriiLT  un- 
ter/« iciinet  und  waren  dadurch,  weiiif^stf  iis  Diuieinark  gegenüber, 
verpiiichtet,  König  Christian  IX.  als  Thronfolger  in  dem  ganzen 
Umfange  aller  bisher  vereinigten  Theile  der  Monarchie  anzuer- 
kennen. Der  deutsche  Bund  hatte  dagegen  den  Londoner  Vertrag 
niemals  unterzeichnet,  wohl  aber  andere  Verabredungen  aner- 
kannt» welche  mit  dem  Londoner  Vertrage  im  engsten  Zusammen- 
hange standen.  Auf  Grund  ▼ölkerrechtlicher  Verhandlungen  mit 
Oesterreich  und  Preussen  war  vom  Könige  von  Dänemark  ein 
Manifest^  die  auf  Holstein  und  Lauenburg  bezügliche  G  es  am  mt  - 
Staatsordnung  betreffend,  am  28.  Januar  1852  erlassen  und 
am  29.  Juli  1852  vom  deutschen  Bunde  »als  den  Bechten  und 


1)  Staatsarchiv  Bd.  VL  S.  32. 
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Interessen  des  Bundes  entsprecliend«  genehmigt  ivor- 
den  *,  Obgleich  dieses  Manifest  und  die  den  beiden  ^ennittehiden 

deutschen  Grossmächten  gemachten  Zusagen  von  IS**/»»  die 
Rechte  der  Herzogthümer  nur  sehr  unvollkommen  wahrten,  so 
wurden  doch  nicht  einmal  diese  Versprechungen  von  Dänemark 
gehalten,  sondern  vielmehr  fortwährend  aufs  schreiendste  verletzt. 

Es  wurden  nun  langwierige,  resultatlose  Verhandlungen  zwi- 
schen dem  Bunde  und  Dänemark  geführt',  bis  endlich  der  zur 
Ausführung  reife  Bundesexekutionsbeschluss  am  l.  Oktober  18G3 
gefasst  wurdet  welcher  durch  Beschluss  vom  7.  December  1863 
mich  unter  den,  seit  dem  15.  November  wesentlich  veränderten, 
Verhältnissen  aufiecht  erhalten  wurde«  Am  23.  December  rückten 
die  Exekutionstruppen  ein,  die  Dänen  räumten  ohne  Schwert- 
streich Holstein  und  Lauenbuig.  Darauf  nahmen  Preussen  und 
Oesterreich,  lediglich  als  europäische  Grossmächte,  die 
Sache  Schleswigs  in  die  Hand.  Nachdem  die  deutschen  Gross- 
mächte  vom  Könige  Christian  IX.  die  Zurücknahme  der  mit  den 
Verabredungen  von  18'Vä8  im  Widerspruch  stehenden  Massregeln 
in  Betreff  Schleswigs  vergeblich  gefordert  hatten,  schlössen  sie 
am  16.  Jaimar  eine  Konvention  über  die  zu  ergreifenden  Massre- 
geln ab,  worauf  die  verbündeten  Armeen  der  beiden  Gross- 
mächte noch  im  Januar  1864  die  Eider  überschritten.  Anfangs 
beabsichtigten  sie  blos  eine  »Pf  and  nähme«  Schleswigs;  durch 
den  bewaffneten  Widerstand  Dänemarks  Avurde  dieser  Exekutions- 
zug indessen  zum  Kriege.  Erst  mit  Eintritt  des  wirklichen 
Kriegszustandes  glaubten  Oesterreich  und  Preussen  ihrer  früh crn 
völkerrechtlichen  Yertragsverbindlichkeiten  gegen  Dänemark  ent> 
blinden  zu  sein  und  sich  vom  Londoner  Protokoll  lossagen  zu  dür- 
fen; sie  konnten  deshalb  andere  politische  Kombinationen 
ins  Auge  fassen  und  offen  auf  den  Londoner  Konferenzen  aus- 
sprechen: »dass  der  Erbprmz  von  Augustenburg  in  den  Augen 
Deutschlands  {9  dam  les  yeuz  de  rAUemaffnen)  des  deutschen  Bun- 


2)  Diese  Aktenstücke  finden  eich  in  Zaohari&'s  VerfaMungageaetsen, 

1.  Fortsetzung  S.  139  ff. 

3)  Die  Bundesverhandiungen  finden  sich  im  »Urkundenbuche  zur 
Oeschichte  der  holatein-tauenburglschen  Angelegenheit  185  t— 1868«,  Fronkf. 
1858,  und  in  »den  Aktenstttekni  rar  dentteh  -  dfiniaehen  ¥n%e  1861  —  1863«, 
Hamburg  1863. 

4)  Staatsarchiv  Bd.  V.  S.  421. 
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des  und  der  ungeheuem  Mehrheit  der  Bevölkerung^  des  Ueizog- 
thümer  das  beste  Becht  auf  dieselben  habe«. 

Die  Londoner  Konferenzen  vom  25.  Apiü  bis  sum 
22.  Juni  1864  gingen  resultatlos  auseinander Der  Krieg  begann 
au£9  neue  und  dauerte  bis  zu  der  zu  Christiansfelde  verabredeten  * 
Einstellung  der  Feindseligkeiten  am  20.  Juli«  den  Wiener  Frie* 
denspräliminarien  und  dem  Waffenstillstände  vom 
1.  August*,  welcher  durch  den  Wiener  Frieden  vom 30.  Ok- 
tober 1864  bestätig  wurde'. 

Im  Art.  III  desselben  verzichtete  der  König  von  Dänemark : 
>>d  tous  Ses  droits  sur  Ics  durhcs  de  Slesvic  ,  Jlohfem  et  Lauenhourg 
enfaveur  de  Lmrs  Majestes  le  Hoi  de  Prmsö  et  V Empereur  ^Au- 
triche,  en  ieiKjageaat  ä  r ec  onnattre  les  dtsposttiofis ,  que 
Lettrs  dites  Majeates  prendront  ä  V  egard  de  ces 
duches«. 

Nachdem  darauf  die  am  7.  Decembcr  1S63  bcsr  hlossene  Exe- 
kution durch  Bundesbeschluss  vom  5.  December  1864  für  been-  > 
digt  erklärt  worden  war®  und  die  sächsischen  und  hannöverischen 
Truppen  Holstein  verlassen  hatten,  kamen  die  Grossmächte  in  den 
alleinigen  Besitz  aller  drei  Herzogthümer.   Allerdings  war  I 
die  Rechtsfrage  damit  keineswegs  entschiaden»  vielmehr  blieb 
der  Anspruch  des  Erbprinzen  von  Augustenburg  ^  nach  der  An- 
sicht der  ersten  staatsrechtlichen  Autoritäten,  der  am  besten 
begriindete  auf  die  Herzogthümer  Schleswig  -  Holstein ,  wäh- . 
rend  die  lauenburgische  Successionsfiraget  bei  der  Unmasse  wider- 
streitender  Prätensionen«  sehr  zweifelhaft  lag.  Freussen  stellte 
das  augustenburgische  Erbrecht^  welches  Oesterreich  früher  aufs  , 
heftigste  bestritten  hatte,  keineswegs  in  Abrede;  nur  konnten  bei 
einer  für  Deutschlands  Zukunft  und  Preussens  MachtsteUxing  so 
unendlich  wichtij^en  Frage  privatfürstenrechtliche  Gründe 
nicht  allein  den  Ausschlag  geben.  Neben  den  alten  Diplomen  und 
Hausgesetzen  musstcn  auch  politische  Erwägungen  der  s^ewicli- 
tigsten  Art  in  Betracht  kommen.   Lag  doch  in  dem  iiesitze  der 

  ^ 

5}  ä&mmtUche  auf  die  Londoner  Konferenzen  bezüglichen  Aktenstücke 
finden  sich  im  Staatsarchiv  Bd.  VIL  S.  1—131. 
6}  Staatsarchiv  Bd.  VII.  S.  145  ff. 
7)  Staatsarchiv  Bd.  VII.  S.  322. 
8]  Staatsarchiv  Bd.  VII.  S.  344. 
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HeTzogthümer  die  ganze  maritime  Zukunf);  Deutschlands,  war 
doch  die  Art  und  Weise  ihrer  staatlichen  Konstituirung  fiir 
Preussen  geradt  zu  eine  Lebensfrage. 

Preussen  würde  daher  einen  Venrath  an  seinen  und  Deutsch- 
lands wichtigsten  Interessen  be^jangen  haben,  wenn  os  zur  Srli  >p- 
fung  eines  völliir  unabhiingigen  Mittelstaales  die  Hand  ge- 
boten hätte,  welcher  ihm  vielleicht  bei  seiner  geographischen  Lage 
einst  die  grössten  Schwierigkeiten  bereitet  haben  würde.  Es 
musste  daher  Garantien  haben  ^  dass  der  neu  zu  koDstituirende 
Staat  sich  dem  politischen  and  militärischen  Systeme  Preussens 
unbedingt  und  für  alle  Zeiten  anschüessen  werde.   Preussen  un-  ^.^  * 
terhandelte  zu  diesem  Zwecke  schon  seit  dem  Mai  1864  mit  denj/.  '\*  * 
Erbprinzen  von  Augustenburg  und  stellte  endlich  am  22.  ¥ehmfc 
1865  in  definitiTer  Form  die  bekannten  Februarbedingup«; 
gen  fin  die  Errichtung  des  neuen  Staates  auf*.  Keineswegs  lid-J 
trachtete  die  preussische  Regierung  die  Annexion  von  Yomhereb^ 
als  den  i»  obersten  oder  nothwendigen  Zweck    sondern  wollte  dal^^  '  ' 
dynastische  Erbrecht  und  die  Wünsche  der  schleswig-hol-  .  ^ 
steinschen  Bevölkerung  mit  der  Sifcherheit  Deutschlands  und  der     '  ^'-^7  . 
damit  so  eng  verbundenen  Machtstellung  Preussens  möglichst  in 
Einklang  bringen. 

Je  mehr,  nach  Oesterreichs  eigener  Erklärung,  in  Deutsrliland 
»ein  Zustand  vollständiger  Zerklüftung  und  allge- 
meiner Zerfahrenheit  bestand«,  um  so  mehr  musste 
Preussen  seiner  weltofe-^ehichtlichen  Mission  eingedenk  sein,  in 
diesem  allgemeinen  Autlösungsprüzesse  der  Krystailisations- 
kern  des  neuen  Deutschlands  zu  werden  und  vor  Allem, 
wenigstens  für  Xorddeutscbland,  eine  festere  Einigung  durchzu- 
fuhren. Es  musste  bei  einem  sich  erst  konstituirenden  Staate,  des- 
sen Schöpfung  thatsftchUch  in  seiner  Hand  lag^  alle  die  Hechte  in 
Anspruch  nehmen,  welche  bei  Herstellung  einer  neuen  bundes- 
staatlichen Ordnung  in  Deutschland  der  Centralgewalt  nothwendig 
zu  gewähren  sind.  Ueber  diese  Linie  gingen  die  Februarforderun- 
•gen  nicht  hinaus.  Allein  von  Seiten  Oesterreichs»  welches 
Pjreussens  Machtstellung  selbst  in  Norddeutschland  in  keiner  Weise 
erweitert  sehen  wollte»  folgte  am  5.  März  1865  eine  ablehn  ende 
Antwort :  »es  schliesse  eine  Phase  der  Verhandlungen»  in  der  eine 


9)  Staatsarohiv  Bd.  VIIL  8.  384. 
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definitiTe  Yefeixibarung  überhaupt  nicht  mOglich  sei«.  Auch  der 
Erbprinz  von  Augustenburg ,  welcher  sich  immer  mehr  auf  Oester- 
reichs Seite  stellte^  wies  die  Februarbedxngungen  am  31.  MSrz 
zurück»  besonders' verwarf  er  gerade  die  Punkte^  welche  Preusseu 
als  conditio  sine  qua  non  festhalten  musste :  den  dem  Könige  von 
Preufsbeii  zu  leistenden  Fahneneid  der  Soldaten,  das  Diblukations- 
reclit  der  Truppen  und  die  Nichtexistenz  des  JiegrifFes  einer  eigenen 
schleswig-liolsteinschen  Armee.  Auch  an  den  übrigen  Forderun- 
gen fand  er  mancherlei  auszusetzen,  so  au  dem  sehr  klaren  Postuhite 
»eines  immerwährenden  Anschlusses  an  das  preussische  ZoU- 
f^vstem«,  so  an  den  Territorialverhältnisscn  der  Bundesfestuns: 
ßendsburgc(,  kurz  die  ganze  Basis  der  Februarforderungen  wurde 
als  ein  Mass  von  Verschmelzung  angesehen,  wofür  »die  Bevölke- 
rung der  Herzogthümer  nicht  zu  ge%vinnen  sei« 

Preussen  dagegen  betrachtete  die  Februarbedingungen  als  sein 
Ultima  tu  sowohl  Oesterreich  als  dem  Erbprinzen  gegenüber; 
am  22.  Juli  1865  erkBürte  es  nochmals  aufs  bestimmteste :  indass  es 
an  seinen  Forderungen  Yom  22.  Februar  unwandelbar  fest- 
halte.a  Schon  damals  drohte  der  Konflikt  zwischen  Oestexreich  und 
Preussen  zumkiiegerischen  Zusammenstosse  zu  fuhren,  doch  wurde 
derselbe  noch  einmal  durch  die  Gast  einer  Konvention  vom 
14.  August  hinausgeschoben".  Die  beiden  hohen  Kontrahen- 
ten sprachen  ihre  Ueberzeugung  dahin  aus :  ndass  das  bisher  be- 
standene Oondomimtm  in  den  von  Dänemark  durch  den  Friedens- 
vertrag vom  30.  Octxjber  1864  abgetretenen  Ländern  zu  Unzukömm- 
lichkeiten fuhrt,  welche  gleichzeitig  das  gute  Eoivernehmeu  zwi- 
schen Ihren  Regierungen  und  den  Ilerzogthiimem  gefährden.  Ihre 
Majestäten  sind  deshalb  zum  Entschlüsse  gelanot,  die  Ihnen  aus 
dem  Art.  III.  des  erwähnten  Traktats  zufiiesscnden  Kechte  fortan 
nicht  mehr  gemeinsam  auszuüben  ,  sondern  bis  auf  weitere  V  er- 
einbarung  die  Ausübung  derselben  geographisch  zu  theileua. 
Zu  diesem  Zwecke  sind  sie  übereingekommen  : 

Art.  I.  »Die  Aus  Übung  der  von  den  hohen  Vertragsschliessen- 
den Theilen  durch  Art.  1X1.  des  Wiener  Friedenstraktats  vom 


10)  Verg^l.  »die  Inetroktioii  det  Hersog»  Friedrieh  fftr  eeinen  Abgeaeadtea 

in  Berlin«  vom  31.  Märs  1865.   Am  2().  Dec.  1866  erklärte  der  Ministerprisi- 

dent  Graf  B  i  s  m  a  r  c  k :  «Ich  crl<!äre  es  für  positiv  falsch,  dass  der  Prins  vOtt 
Augustenburg  jemals  die  Ft^bruarbediugungen  angenommen  hat«. 
11}  Staatsarchiv  Bd.  IX.  S.  2S$. 


Digitized  by  Google 


Die  deutsche  KrUU  des  Jahres  1866. 


371 


30.  Octobei  1S64  gemeinsam  erwoihenen  Rechte  wird,  unbe- 
schadet der  Fortdauer  dieser  Rechte  beider  Mächte  an  der 
Gesarnmtheit  beider  lierzogthümer,  in  Bezug  auf  das  Herzogthum 
Schleswig  auf  Seine  Majestät  den  König  von  Preussen,  in  Bezug 
auf  das  Herzogthum  Holstein  auf  Seine  Majestät  den  Kaiser  von 
Oflsteneich  übeigehen. « 
»  Ausserdem  verabredeten  die  Kontrahenten ,  die  Herstellung 

einer  Bundesflotte,  eines  Bundeskri^hafens  zu  Kiel  und  die  £r- 
hebung  Bendsbnigs  zu  einer  Bundesfestung  beim  Bunde  beantra- 
gen zu  wollen ,  vorläufig  sollte  der  Hafen  zu  Kiel  für  die  Kriegs» 
flotten  beider  Blächte  gemeinsam  sein ,  jedoch  unter  pxeussischem 
Kommando  und  preussischer  Polizei  stehen.  Neben  diesen  provi- 
sorischen Bestimmung  eu  enthalt  Art.  IX.  der  Konvention  die  de- 
finitive Abtretung  der  im  Wiener  Frieden  erworbenen  Rechte 
Oesterreichs  auf  das  Herzogthum  Lauenburg  an  Preussen  ge- 
gen eine  Geldcntschädij^ng  von  V/^  Millionen  dänischer  Thaler. 

Nachdem  das  Gasleiner  Uebereinkommen  der  Bundcsver- 
Sammlung  am  24.  August  zur  Kenntnissnahme  mitgetheilt  worden 
war,  stellten  Hayem,  Sachsen  und  Hcssen-Darmstadt  am  4.  No- 
vember 1805  den  Antrag,  die  staatsrechtliclie  Stellung  der  Ilorzog- 
thiimer  inöglitlist  bald  bundesrechtlich  zu  regeln,  üurrh  den 
Majoritätsbeschluss  vom  18.  November,  dass  dieser  Antrag  dem 
Ausschusse  für  die  holstein-lauenburgische  Verfassungsangelegen- 
heit zu  llbem^eisen  sei,  verschwand  indessen  die  Frage  der  Herzog- 
thümer  vorläufig  von  der  Tagesordnung  der  Bundesversammlung 

Noch  zu  Anfang  des  Jahres  1866  stand  dem  Erbprinzen  frei, 
auf  Grundlage  der  Februarforderungen  die  schleswig^holsteinsche 
F^e  definitiv  zu  erledigen ;  dagegen  wies  Preussen  jede  einsei- 
tige Entscheidung  Oesterreichs  und  des  Bundes  zu  Gunsten  des 
Erbprinzen  von  Augustenburg  zurflck  und  wollte  vor  Allem  die 
vHassendemonstrationenc  und  die  »Einwirkungen  des  sogenannten 
Kieler  Hofes  auf  die  Landesangclegenheiten«  nicht  dulden.  Durch 
die  Depesche  des  auswärtigen  Amtes  zu  Berlin  vom  26.  Januar 
1866^',  welche  sich  über  die  von  Oesterreich  geduldeten  Agita- 
tionen in  Holstein,  namentlich  über  die  Gestattung  der  \  ersainm- 
luug  zu  Altona,  beschwerte,  und  durch  die  österreichische  Ant- 


12)  Staatsarchiv  Bd.  IX.  S.  304  ff. 

13)  Staatsarohiv  Bd.  X.  S.  331. 
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wort  vom  7.  Februar'*  wiirde  der  Gegensatz  zwischen  dem  öster- 
reichischen und  preussischen  Kabiiu  t  wu der  sdir  verschärft. 
Schon  im  März  war  es  klar ,  dass  Oesterreicii  den  Krieg  entschie- 
den ins  Auge  fasste,  wenn  Preusseri  nicht  seine  Ansprüche,  die  e» 
im  Interesse  seiner  eigenen  Machtstellung  in  NorddeutscUaud  ma- 
chen zu  müssen  glaubte,  unbedingt  aufgeben  wolle.  In  einer  ver^ 
traulichen  Cirkulardepesche  vom  16.  März  an  die  deutschen  Begie- 
rungea  stellte  Oesterreich  bereits  die  Anrufung  des  Bundes  gegen 
Freufisen  in  Aussicht  und  regte  die  Kiiegsbereitschaflk  der  Kontin- 
gente an**. 

Offen  trat  jetzt  Freuasen  mit  seinen  FUnen  für  eine  nationale 
und  parlamentarische  Reform  des  deutschen  Bundes  herror,  indem 
es  die  schleswig^holsteinsche  Angelegenheit  nur  als  einen  Inci- 
denzpunkt  der  grossen  deutschen  Frage  aufgefasst  wis* 
sen  woQte.  Es.  erklärte  in  einer  Depesche  vom  24.  Wktz  an  die 
königlichen  Gesandtschaften  bei  den  deutsehen  Höfen'*:  »Freussen 
ist  durch  seine  Stellung,  seinen  deutschen  Charakter  und  durch 
die  deutsche  Gesinnung  seiner  Fürsten  vor  Allem  darauf  ange- 
wiesen, Garantien  in  Deutschland  selbst  zu  suchen.  Aul  dein  Bo- 
den der  deutschen  Nationalität  und  in  einer  Kräftigung  der  Hände, 
welche  uns  mit  den  übrif^en  deutschen  Staaten  verbinden,  dürfen 
wir  hoffen  und  werden  wir  immer  zuerst  versuchen,  die  Sicherheit 
der  nationalen  Unabhängigkeit  zu  finden.  Aber  so  oft  wir  diesen 
Gedanken  ins  Auge  fassen ,  drängt  sich  auch  von  neuem  die  Er- 
kenntniss  auf,  dass  der  Bund  in  seiner  gegenwärtigen  Gestalt  für 
jenen  Zweck  uns  für  die  aktive  Politik,  welche  grosse  Krisen  je-> 
den  Augenblick  fordern  können,  nicht  ausreichend  ist.  —  —  — 
Diese  Erwägung  und  die  abnorme  Lage,  in  welche  Preussen  durch 
die  feindselige  Haltung  der  andern  im  Hunde  befindliehen  Gross- 
macht gebracht  ist>  dringt  un«  die  Nothwendigkeit  auf ,  eine  den 
realen  YerhSltnissen  Beehnung  tragende  Beform  des  Bundes  in 

Anregung  su  bringen.  Schon  durch  die  geographische 

Lage  wird  das  Interesse  Preussens  und  Deutschlands  identisch. 
Wenn  wir  Deutschlands  nicht  sicher  sind^  ist  unsere  Stellung  ge- 


14)  Staatsarchiv  Bd.  X.  S.  338. 

15]  Natlonal-Zeitg.  vom  14.  und  16.  Decbr.  1866  (StaattarchiV 

Bd.  XII.  Nr.  2445  S.  1.). 

IG)  Staatsarchiv  Bd.  X.  S.  UH, 
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rade  wegen  unserer  geographischen  Lage  gefährdeter ,  als  die  der 
meisten  andern  europäischen  Staaten.  Das  Schicksal  Preussens 
wird  da£  Schicksal  Deutschlands  nach  sich  ziehen^  und  wir  zwei- 
feln nicht»  dass«  wenn  Fteussens  Kraft  einmal  gebrochen  wixe, 
Deutschland  an  der  Politik  der  europäischen  Nationen  nur  noch 
passiy  betheiligt  bleiben  wurde*  Dies  zu  verbaten,  sollten  alle 
deutsche  Begierungen  als  eine  heilige  Pflicht  ansehen  und  dazu 
mit  Preussen  susammenwirken.  Wenn  der  deutsche  Bund'  in  sei- 
ner jetzigen  Gestalt  und  mit  sanen  jetzigen  politischen  und  mili- 
tärischen Einrichtimgen  den  grossen  europäischen  Kriacu,  die  aus 
mehr  als  einer  Ursache  jetzt  auftauchen  können ,  entgegengehen 
soll,  so  ist  nur  zu  sehr  zu  befürchten,  dass  er  seiner  Aufjjahe  er- 
liegen und  Deutschland  vor  dem  Schicksale  Polens  nicht  schützen 
werde  « . 

An  diese  einleitende  Cirkulardepesche  knüpfte  sich  dann  der 
unten  näher  zu  ercirternde  Antrag  Preussens  vom  9.  April  beim 
Bundestage  auf  Berufung  eines  aus  direkten  Wahlen  und  allge- 
meinem Stimmrechte  der  ganzen  Nation  herrorgebenden  Parla- 
mentes. 

Obgleich  Preussen  das  dringende  Bedürfniss  einer  deut- 
schen Volksvertretung  bei  dem  grossen  Werke  einer  natto^ 
nalen  Bundesrefonn  hervorhob,  so  fand  es  doch  weder  bei  den 
übrigen  Regierungen,  noch  in  der  öffentlichen  Meinung  eine  krSf- 

tige  Stütze,  was  bei  dem  unerledigten  innem  Konflikte  in  Preussen 
und  der  äussersten  Spannung  der  Gemüt  her  im  übrigen  Deutsch- 
land freilich  kaum  anders  zu  erwarten  war.  Der  Autrag  vom 
9.  April  wurde  an  einen  Ausschuss  verwiesen  und  blieb  vorläufig 
ohne  Resultat.  Es  war  damit  aurh  die  Möglichkeit  ahp'eschnitten, 
durch  eine  eingehende  Behandhing  der  deutschen  Frage  im  natio- 
nalen Sinne  den  schleswig-holsteinischen  Konflikt,  als  einen  noth- 
wendigen  Incidenzpunkt  derselben,  friedlich  zu  lösen. 

Es  beginnen  nun  jene  diplomatischen  Noten,  welche  über 
Büstung  und  Abrüstung  zwischen  Oesterreich  und  Preussen  ge- 
wechselt wurden;  sie  sind  indessen  fUr  jetzt  von  ebenso  geringer 
Bedeutung«  als  die  Verhandlungen  und  Resolutionen  des  Bundes- 
tags zur  Wahrung  des  Artikels  XI.  der  Bundesakte  und  des  darauf 
gegrQndeten  Bnndesfriedens.  Der  am  24.  Mai  1866  zum  Bundes- 
beschlusse  erhobene  mittelstaatliche  Antrag,  dass  die  Staaten, 
welche  gerüstet  hätten,  ersucht  werden  sollten,  ihre  Stieitkrftfte 
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auf  den  Friedensstand  zurückzutühren,  blieb  erfolglos*'^.  Ebenso 
scheiterte  der  von  den  drei  neutralen  Grossmächten  Frankreich^ 
Russland  und  Grossbritanien  gemachte  Vorschlag  zu  einer  in  Paris 
abzuhaltenden  Konferenz  zur  Schlichtung  der  obschwebenden 
Streitigkeiteii  an  der  Erklärung  Oesterreichs  Tom  1.  Juni*^,  wel- 
ches eine  unannehmbare  Basis  der  Verhandbmgen  —  di^  Fest» 
haltung  der  Vertrage  von  1815  und  die  Integrität  seines  Gebietes 
—  als  Vorbedingung  seines  Eintritts  in  die  Konferenzverhandlun* 
gen  aufstellte ,  worauf  die  Grossmächte  nicht  eingehen  zu  können 
erklärten^*. 

Am  1 .  Juni  that  Oesterreich  dann  einen  weitem  Schritt  zur 
kriegerischen  Verwickelung,  indem  es  in  der  Bundesversammlung 
erklärte »dass  die  kaiserliche  Regierung,  ihre  Bemühungen, 
einen  definitiven  bundesgemässen  Abscliluss  der  Herzogthümer- 
frage  durch  ein  Einverständniss  mit  Preussen  vorzubereiten,  für 
jetzt  als  vereitelt  betrachte  und  dass  sie  in  dieser  gemeinsamen 
deutschen  Angelegenheit  alles  Weitere  den  En  t  Schlies- 
sungen des  Bundes  anheimgebe,  welchen  von  Oester- 
reich bereitwilligste  Folge  gesichert  sei.«  Zu  gleicher 
Zeit  berief  die  kaiserliche  Statthalterschaft  einseitig  die  hol- 
steinsche  Ständeversammlung  ein»  um  sie  »als  berechtigten  Faktor 
der  Entscheidung«  über  die  staatsrechtlichen  Verhältnisse  des 
Herzogthums  zu  vernehmen. 

In  einer  Note  vom  3.  Juni  sprach  sich  Preussen  dahin  aus*' : 
dass  die  kaiserliche  Kegierung  durch  ihre  Erklärung  am  Bunde 
einen  Akt  vollzogen  habe,  »  zu  welchem  sie  nach  den  mit  uns  in 
Gastein  geschlossenen  Vertrage  nicht  berechtigt  war  und  durch 
welche  sie  unsere  vcrtragsmässigen  Rechte  an  den  Ilerzogtliümeni 
antastet,  indem  sie  den  Bestand  derselben  einseitig  und  ei'^eiimäch- 
tig  von  den  Beschlüssen  des  Bundes  abhängig  macht     sie  erklärt 


17)  Staatiarch  iv  Bd.  XI.  S.  42. 

18)  Staatsarchiv  Bd.  XL  S.  47. 

19)  Grossbrit.  Depesche  an  den  deutschen  Bund  vom  14.  Juni.  Staats- 
archiv Bd.XIS.  55. 

20)  Staatsarchiv  Bd.  XI.  8.  W, 

21)  Staatsarchiv  Bd.  XI.  S,  70. 

22)  Diesem  Verfahren  stand  ausserdem  auch  der  §.  5  der  am  IG.  Januar 
1864  geschlossenen  Konvention  entgegen,  welcher  die  vertragsmäasige  Grund- 
lage aller  spätem  Beziehungen  zwischen  Preussen  und  Oesterreich  geblieben 
iat:  »EOr  den  Fall,  daat  se  suFelndMHgksiten  inSddeswig  käme  und  alao  die 
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die  iii  Gasteiii  vorbehaltenen  Verhantllungen  behufs  einer  Ausj^lci- 
chung  mit  uns  als  abgeschlossen  und  stellt  iu  der  Herzog-thumer- 
fragc  alles  den  EntSchliessungen  des  Bundes  anheiin,  welchen  sie 
im  voraus  ihr  Anerkenntniss  zusichert.  Die  königliche  Regierung 
kana  in  dieser  Erklärung  des  Wiener  Hofes  nichts  Anderes  aU  die 
ausdtückliche  Lossagung  von  dem  Gasteiner  Vertrage 
erkennen,  durch  welche  die  in  demselben  getroffenen  Verabredun* 
gen  hinfällig  werden.  Wir  stehen  somit  wiederum  auf  dem  ein- 
fachen Boden  des  Wiener  Friedens  vom  30.  Oktober  1864  und 
Seine  Majestät  der  König  wird  den  General  von  Manteuffel  mit 
der  Wahrung  der  Preussen  aus  diesem  Verlrage  zustehenden  Sou- 
yeränitätsrechte  von  Holstein  beauftragen.  Im  Principe  mit  Beru- 
fung-  der  Stände  einverstanden,  müssen  wir  doch  der  kaiserlichen 
Regierung  das  ilechtj  sie  nach  ihrer  Lossa<?ung  vom  Gasteiuer 
Vertrage  noch  einseitig  vorzunehmen,  absprechen.  Damit  die- 
selbe gesetzliche  Wirkung  habe,  ist  unsere  Zustimmung  und  eine 
nicht  von  Oesterreich  aHein,  sondern  von  beiden  Souveränen  er- 
theilte  Vollmacht  erforderlich,  a  Noch  energischer  wurde  dieser 
Standpunkt  in  einer  Note  vom  4.  Juni  an  die  europäischen  Mächte 
gewahrt  Am  7.  Juni  marschirten  prcussische  Truppen  in  Hol- 
stein ein,  »um  zur  Wahrung  der  Kondominatsrechte  Preussens  die 
nicht  von  österreichischen  Truppen  besetzten  Theile  Holsteins  zu 
besetzen«^  worauf  die  kaiserliche  Statthalterschaft  unter  Protest  , 
gegen  diesen  angeblichen  Gewaltakt  am  12.  Juni  Holstein  mit 


swischtn  dm  deuttohen  MSebten  und  Dänemark  bestehenden  VertragsTerhält* 
niise  hinfftllig  würden ,  behalten  die  Höfe  von  Preoisen  und  Oeaterreieb  sich 
vor,  dio  künftigen  Verhältnissf  der  Herzog^th Omer  nur  im  ge- 
genseitigen Einverständnisse  lestzusteiien.  Zur  Erzielung  die- 
ses Einverständnisses  werden  sie  eintretenden  Falls  die  sachgemftssen  weiteren 
Abreden  treffen;  sie  werden  jedenfall«  die  Frage  aber  die  Erb- 
folge der  Hersog  thüm  er  nieht  anders  als  im  gemeinsamen  Bin- 
Terständnisse  entscheiden«. 

23)  »Nom  avons  dejä  protesU  ä  Vienne  contre  eet  ade  piexn/soble  et  nni- 
latiral,  comme  auui  contre  la  dtsposition  egalement  inexcusabie  de  nos  droits^ 
par  hur  rmüe  ä  lo  düte.  Mau  Je  ne  peuxpai  fn*0mp0dker  dkiarer,  que  datu 
eeproeSa  du  ffommmMnt  autriehim  nmu  sommetineofNiUffe  d^^imr  auin  ehou 
que  VintenHon  <f  une  provocation  directe  et  le  ddsir  <f  amener  forceinent  une  rup- 
iure  et  nne  guerre.  Tom  nos  rensetgnements  sont  cT  arcord  pour  f'^fiblir  ,  que  la 
ütUrminatioti  de  faire  laguerre  contre  laFrusae  est  /ermenie/U  resolue  ä  Vienne. 
—  —  —  Le  fait  de  la  guerre  e$t  riwfu  ä  V*mn§;  ta  wn/is  qutaHon  Mt  d»  ^&Mr 

Staatoarcbiv  XI.  S.  72. 
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ihren  Truppen  räumte.  In  Folge  dieser  angeblich  den  \  eiLrägen 
zuwiderlauieiideii  Besetzung  Holsteins  durch  die  preussischen 
Truppen  brach  Oesterreich  am  12.  Juni  die  di})l!)matischen  lic- 
ziehun£2;en  zu  Preussen  ab.  Der  Krieg  zwis«  li<  n  Preussen  und 
Oesterreich  war  damit  so  gut  wie  erklärt.  Es  kam  nur  Oesterreich 
noch  darauf  an,  den  deutschen  Bund  auf  seine  Seite  zu  ziehen 
und  den  Krieg  zu  einem  Bundeskriege  gegen  Preussen 
zu  stempeln.  Diesem  Zwecke  sollte  der  am  11.  Juni  1S66  gestellte 
österreichische  Antrag  auf  Mobilmachung  sämmtlicber  nicht  pieiUK 
sificher  Buodesanneeeorps  dienen. 

§.  t20. 

Der  Bandetbesclitiitt  tmb  14.  Juai  1866. 

Am  11.  Juni  1866  erklärte  Oesteneich  in  der  Bundesver- 
sammlung : 

»Ungeachtet  die  Ga.steiner  Konvention  die  Ausübung  aller 
Souveräne  tätsrechte,  die  \  er  waltung  und  militärische  Besetzung 
Holsteins,  in  die  Hände  Seiner  Majestät  des  Kaisers  von  Oester- 
reich gelegt  hat,  haben  die  preui»sischen  Truppen  die  Grenze  Hol- 
steins überschritten  und  sich  üher  das  g^anze  Land  verbreitet.  Die 
kaiserliche  llegierung  muss  dies  als  einen  Bruch  der  Gastei- 

•  ner  Konvention  bezeichnen  Preussen  hat  somit  zum 

Schutze  vermeintlich  verletzter  Rechte  den  Weg  der  Selbsthülf© 
betreten.  Es  liegt  demnach  der  im  Art.  XIX.  der  Wiener  Schluss- 
akte vorgesehene  Fall  vor,  und  die  Bundesversammlung  ist  beru- 
fen, der  unternommenen  Selbsthülfe  £inhalt  zu  thun.  Nack  die- 
sem gewaltthätigen  Voigehen,  welchem  Preussens  um&ngr«idie 
Rüstungen  zur  Seite  stehen^  kann  nur  in  Aufbietung  aller  übri- 
gen verfügbar  en  militärischen  Kräfte  des  Bundes 
eine  Gewähr  des  Schutzes  ftir  die  innere  Sicherheit  Deutschlands 
und  die  bedrohten  Rechte  seiner  Bundesglieder  gefunden  werden. 
Die  kaiserlicbe  Regierung  erachtet  die  schleunige  Mobilmachung 
sämmtlicher,  nicht  zur  preussischen  Armee  gehörigen  Aimeecoips 
des  Bundesheeres  für  nothwendig. « 

Hierauf  gründete  Oesterreich  den  Antrag,  »Hohe  Bundes- 
versammlung wolle  den  Beschluss  fassen : 

1)  die  Mobilmachung  des  T.,  IL,  III.,  VII.,  VIII.,  IX.,  X. 
Buudesarmeecorps  anzuordnen  und  an  die  betreffenden  Höchsten 
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und  Hohen  Regierungen  das  Enuchon  zu  stellen,  ihre  Hundes- 
kontingente nach  der  angenommenen  Kriegsformation  in  der  Stärke 
des  Haupt-  und  BeservdLontingents  ungesaiuut  auf  den  Kriege- 
Stand  zu  setzen  und  selbes  in  den  innehabenden  oder  einzuneh- 
menden Standquartieren  binnen  14  Tagen  derart  marsch-  und 
schUgferdg  au&usteUen^  dass  es  auf  ergehende  Anforderung  in- 
nerhalb 24  Stunden  mit  allem  Kriegsbedarf  abmarschiren  könne; 

2}  dieselben  Höchsten  und  Hohen  Begierungen  femer  zu  er- 
fu^en^  auf  die  Bildung  der  Ersatzkontingente  Bedacht  zu  nehmen ; 

3)  dieselben  Höchsten  und  Hohen  Regierungen  zu  ersuchen, 
in  möglichst  kurzer  Frist,  jedenfalls  innerhalb  der  nächsten  14 
Tage,  bei  der  ßuudesversammlung  den  Vollzug  dieser  Anordnun- 
gen anzuzeigen ; 

4)  dieselben  Höchsten  und  Hohen  Regieningen  zu  ersuchen, 
die  nöthigen  Einleitungen  zu  treffen,  damit  die  liuudesversamm- 
liuiL^  im  SiuTU'  des  §.  46  der  Hu ndeskriegs Verfassung  baldigst  weisen 
des  Uberbefehls  Beschluss  fassen  könne  und  weiter  die  im 
Yll;  VIII.,  IX.  und  X.  Abschnitte  der  Bundeskriegs  Verfassung 
vorgesehenen  Ernennungen  und  Aufstellungen  su  bewirken«  resp. 
zu  vereinbaren ; 

•  5]  den  Ausschuss  in  Militärangelegenheiten  anzuweisen,  sich 
mit  der  Militärkommission  wegen  Durchfuhrung  dieses  Beschlusses 
ins  Einvernehmen  zu  setzen. « 

Die  Mehrheit  der  Bundesversammlung  sprach  sich  dahin  aus, 
die  Abstimmung  über  den  vorliegenden  Antrag  drei  Tage  spä- 
ter« also  am  14.  Juni«  vorzunehmen. 

In  dieser  Sitzung  selbst  brachte  Oesterreich  zur  Anzeige«  dass 
seine  eigenen  drei  Bundesarmeecorps  bereits  vollstibidig  mobil  ge* 
macht  seien.  Darnach  konnte  überhaupt  nur  noch  die 
Mobilisirung  der  übrigen,  vier  nichtpreussischen 
Bundesarmeecorps  in  Betracht  kommen. 

Vor  der  Abstimmung  legte  Preussen  gegen  jede  geschäftliche 
Behandlung  dieses  »formell  und  materiell  bundeswidrigen«  öster- 
reichischen Antrages  Protest  eiu.  Trotzdeni  edblgte  die  Abstim- 
mung und  es  wurde  der  österreichische  Antrag*  ange- 
nommen. 

1]  Mit  Ausnahme  von  Nr.  4  des  Antrages,  welche  sich  auf  den  Oberbefehl 
und  andere  dureh  die  BundeskriegeTertoiaiig  Torgesehene  Ernennungen  be- 
log, wofOr  sidi  keine  Miyoritftt  erg«b. 
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Von  den  16  aktiven  Stimmen  des  Plenums^  stimmten  für 
den  Antrag  Oesterreich»  Bayern,  Sachsen,  Hannover, 
Würtemberg,  Kurhessen,  Hessen-Darmstadt,  die 
XIIL and XYI. Kuriatstimme,  dagegen:  Prenssen,  Luxem- 
burg, die  XII.,  dieXIY.,  die  XV.,  dieXVII.  Kuriatstimme; 
Baden  stimmte  für  Verweisung  an  einen  Ausschuss,  eventuell, 
wenn  dies  keine  Zustimmung  finden  sollte,  enthielt  es  sieh  der 
Abstimmung. 

Die  Kuriatstimmen  waren  aber  keineswegs  sämmdich  durch 
Uebereinstimmung  aller  betheiligten  Glieder  derselben  zu  Stande 

gekommen.  In  der  XII.  Kurie  uberstimmten  Sachsen- Weimar,  Ko- 

burg-Gotha  und  Altenburg  den  Herzog  von  M  e  i  n  i  n  g;  e  n ,  welcher 
dem  österreichichen  Antrage  beitrat.  In  der  XIII.  Kurie  stimmte 
Nassau  für  den  Antrag,  IJraunschweig  dagegen;  nacli 
dem  vertragsmässig  bestehenden  Turn  u s  hatte  aber  gerade  Nassau 
das  EntscheidunETrirecht,  so  dass  die  XIII.  Kurie  als  beitretend 
antresclien  werden  mußste.  In  der  XVII,  Kurie  überstimmten 
Hamburg,  Lübeck  und  liremeii  das  für  Oesterreich  votirende 
Frankfurt.  Die  Abstimmung  in  der  XVI.  Kurie  zu  Gunsten 
Oesterreichs  ^nirde  von  Preussen  angefochten  und  das  Resultat  der 
Stimmziehung  officiell  in  einer  Note  des  Ministerpräsidenten  \o\n 
21.  Juni  als  ein    als  um«  beaseichnet'.  Wird  daher  diese  falsch 


2)  Die  Stimme  von  HoUtein-Lauenburg  war  noch  suspendirt. 

3)  Qraf  Bismarck  erklärte :  »  Bei  der  Abstimmung  über  den  österreichi- 
schen MobUisirangsaiitrag  gab  der  Stimmfilhrer  der  f  6.  Kurie  dasKufiatTOtnm 
IHi-  den  dsterreichischen  Antrag  mit  dem  Bemerken  ab,  dass  Lippe»  Waldeck 
und  Reusa  j.  L.,  also  die  Hälfte  der  Stimmen  sich  nicht  für  denselben  er- 
klärt hätten,  dass  er  jedoch  für  die  Kurie  ihm  zustimmen  zu  müssen 
glaube.  Dieses  Votum  des  pp.  Strauss  hätte  nur  dann  ein  richtiges  sein 
können,  wenn  die  Regierung  von  Schanmburg-Lippe  mit  laecbtenstMn  nnd 
Reuss>Oreiz  zustimmend  instruirt  hätte :  denn  dann  nur  hätte  mit  drei  g^ea 
drei  Stimmen  dasKuriatvntura  für  Oesterreich  fixirt  werden  können.  Schaum- 
1  IUI  jj;- Lippe  hat  uns  aber  miLtelst  amtlicher  Note  berichtet,  dass  keine  solche 
instrukliüa  an  den  pp.  btrauss  abgegangen  ist.  Das  Votum  der  Kurie 
ist  also  ein  Falsun«.  StaatsarchiT  XI.  S.  141.  Gegen  dieeen  Voi^ 
wurf ,  welchen  das  preuss.  Ministerium  Herrn  Strauss  in  Bückeburg  gemacht 
bat,  hat  derselbe  sich  in  einem  Schriftchen  :  »Mein  Antheil  am  der  Abstimmung 
der  Bundesverfiammlung  vom  14.  Juni  IStiÜ«  zu  vertheidigen  gesucht,  indem  er 
behauptet,  dass  die  Mehrheit  der  Stimmen  innerhalb  der  Kune  iur  alsbal- 
dige Beschlua^wung  gewesen  eei,  von  den  vier  SÜnunett ,  walehe  dieselbe 
bildeten^  wären  zwei  für,  zwei  gegen  den  östenräohiscben  Antrag  gewesen,  bei 
Stimmengleichheit  h&tte  der  Oeeandte  nach  einem  Kuriatvertrage  Tom  2.  Ajncü 
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abgegebene  Kiiriatetimiiie  den  pxeiusenfreiiiidliGken  Stimmen  su« 
gezahlt,  80  einkt  die  österreichieche  M^oritat  auf  8  herab.  Da 
aber  Baden«  welches  sich  der  Abstimmung  enthielt «  nach  der 
Geschäftsordnung,  der  Majorität  beigezählt  werden  muss,  so  hebt 
sich  die  österreichische  Mehrheit  wieder  auf  die  Anzahl  von  9  Stim- 
men, weiciie  zu  emem  Beschlüsse  des  eugem  liathes  erforder- 
lich ist. 

Kann  diese  Majorität  auch  nicht  in  Abrede  gestellt  werden,  so 
nxuss  doch  der  Bundesbeschliiss  selbst  als  formell  und  mate- 
riell rechtswidrig  betrachtet  werden.  In  formeller  Bezie- 
himg erscheint  das  ganze  Verfahren  des  Fräsidialhofes  als  ein  tu- 
multuarisches,  welches  ebenso  mit  §  24 .  der  GeschäiUordnung 
TOm  16.  Juni  1854  wie  mit  der  Praxis  der  Bundesrersammlimg  im 
schneidendsten  Widerspruche  steht.  Nachdem  Oesterreich  sich  mit 
seinen  Anhängern  im  Geheimen  vorher  verständigt  hatte^  wollte 
man  durch  Ueberrasohung  über  die  Gegner  siegen;  daher 
brachte  Oesterreich  bereits  am  11.  Juni  den  verhängnissvollen  An- 
trag auf  Mobilisirung  sämmtlicher  nichtpreussischer. Armeecorps 
ein  und  schon  am  14.  Juni  wurde  über  diesen  wichtigsten  aller 
Anträge  abgestimmt,  ohne  dass  auch  nur  eine  Kommission  darüber 
vernommen  worden  wäre*. 

IS  16  der  Mehrheit  der  Bundesvertamml  ung  sich  anzuschliessen  gehabt» 
und  diese  wäre  für  den  Antrag  gewesen.  Dies  ist  aber  unrichtig,  denn  indem 
Keuss  j.  L.  für  Verweisung  an  den  Ausschuss  stimmte,  war  es  offenbar  gegen 
den  Antrag  auf  alsbaldige  Mobilmachung,  eine  Auslegung,  wotur  ausser- 
dem die  stets  preastenfreandliche  Bicbtung  der  j  ungern  Linie  und  ihrer 
Bcgierung  sprach,  welche  seit  Jahren  am  Bundestage  mit  Sachsen- Weimar 
und  Koburgo  Gotha  zu  gehen  pflegte ;  demnach  standen  drei  Stimmen  Lippe, 
Waldeck,  Reus?  j.L.  gegen  die  alsbaldige  Mobilisirung  und  nur  zwei,  Liech- 
tenstein und  Keuss  ä,  L.,für  dieselbe.  Der  Stimmführer  war  daher  verpflichtet  f 
gtgen  den  öst^reichischen  Antrag  su  stimmen,  so  des»  der  ihm  Tom  Gratoi 
Biemaiok  gemachte  Vorwurf  aufrecht  erhalten  werden  mute;  wenn  auch  nicht 
von  einem  »Falsum«  im  juristischen  Sinne  die  Rede  sein  kann.  Befremdend  ist 
'He  Behauptung,  dass  Schaumbuig-Lippe  ni  c  ht  instruirt  habe.  Gab  es  denn 
keinen  Telegraphen,  der  vom  11.  bis  14.  Juni  aus  der  Residenz  BUckeburg  die 
Instruktion  rechtzeitig  einholen  konnte  ?  Es  scheint,  daet  man  eich  durch  tb- 
sichtliGheBNieht>InBtruhrtflein  nseh  beiden  Seiten  hin  decken  wollte.  Unrichtig 
ist  dagegen  die  von  preussischer  Seite  mehrfach  ausgesprochene  Behauptung, 
dass  durch  diese  falsche  Stimmabo-abe  in  der  XVI.  Kurie  die  Majorität  bei 
dieser  weitgeschichtlichen  Bundesabstimmung  bewirkt  worden  seij  diese  stand 
schon  ohnedies  fest. 

4}  Es  war  eine  bittere  Ironie,  dass  die  greisenhafte  und  altersschwaohe 
Institutton  des  deutschen  Bundes  schliesslich  noch  an —  Ueb ereilung  in 
Grunde  gehen  musste. 
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Die  materielle  iiundeswidrigkeit  dieses  Heschlusaes,  welche 
wohl  Ton  keiner  Seite  mehr  in  Abrede  gestellt  wird,  muss  aus  fol- 
genden Gründen  behauptet  werden :  * 

1)  I>ie  zur  Begründung  des  Aniragv  in  Bezug  genoinmeDeii 
schleswig^fiokteioechen  Streitigkeiten  lagen  zur  Zeit  ganz  ausser- 
halb der  Kompetenz  dee  Bundes^  denn  beide  streitende  Mächte 
hatten  den  Krieg  nicht  als  Bundesmi^lieder,  sondern  als  euro- 
päische Mächte  geführt;  der  Bund  hatte  weder  an  dem  Wiener 
Frieden,  noch  an  derGrasteiner  Konyention  Theil  genommen,  viel- 
mehr  waren  diese  Verträge  dem  Bunde  völlig  fremd  geblieben. 
»Wenn  Oestoreioh  aus  Anlass  der  Yeiietzung  seiner  Kondomi- 
natsrechte  in  Holstein  den  Bund  anrief  führte  der  gross- 
herzoglicli-herzoglich  sächsische  Gesandte  au«  —  so  war  dagegen 
zu  erinnern,  dass  der  liuud  überhaupt  kein  Kondominat  von  Oester- 
reich oder  Preussen  in  Holstein,  sondern  einzig  und  allein  die  IJe- 
sitz-  und  Herrsthaftsrpfhte  Oestrrreichs  und  Preubscns  in  ihren 
ei|?euen  Buiidesiandcii  kannte,  luid  sich  daher  nur  den  Schutz  jeder 
iVmidesregierung'  in  dem  b  uii  do  sm  a  s  s  i  n  Besitze  ihres  zum 
Bunde  gehörigen  TerritorinTus  zur  Aulgabe  machen  konnrt  .< 

2)  Hätte  es  sich  aber  wirklich  im  vorhegenden  Falle  um  Strei- 
tigkeiten zwischen  BundesgUedern  als  solchen  und  um  Aufrecht- 
haltung eines  bundesmässig geschätzten  »Besitzstandes«  gehan- 
delt,  so  hätte  die  Bundesversammlung  nach  Vorschrift  des  Art. 
XVIII.  und  der  folgenden  Artik  el  der  Wiener  Schluss- 
akte verfahren  müssen;  denn  Art.  XVIII.  schreibt  vor,  dass, 
wenn  che  innere  Buhe  und  Sicherheit  des  Bimdes  auf  irgend 
eine  Weise  bedroht  oder  gestört  ist,  die  zur  Wiederherstellung 
der  Ruhe  »geeigneten  Beschlüsse  nach  Anleitung  der  in  den  fol- 
genden Artikeln  enthaltenen  Bestimmungen  zu  fassen  sind.« 
Dies  sind  die  Art.  XIX— XXIII.  der  Wiener  Schldssakte.  Dar- 
nach hätte  die  zum  Schutze  des  jüngsten  Besitzstandes  angerufene 
BundesTersammlung  ein  bei  der  Sache  nicht  betheihgtes  Bundes- 
glied  in  der  Nähe  des  zu  schützenden  Gebietes  aufzufordern  ge- 
habt, die  Thatsaclie  des  jüngsten  Besitzes  und  die  angezeigte  Stö- 
rung desselben  durch  seinen  obersten  Gerichtshof  summarisch 

5}  Dies  iäi  ireffetid  ausgeführt  von  dem  preusüischen  Gesandten ,  Herrn 
YooSavig  n  y,  in  seiner  energischen FrotestarUirang,  ferner  in  dem  meekleo- 
bnrg-schwerinflchen  ,  in  dem  grosshenogUch- henogtieh  ifiohiiiehMi  und  aa< 
haltisch-oldenbuxgisohen  Votum. 
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imtenuclien  und  darüber  einen  rechtlichen  Bescheid  ahfosten  zu 
iMsen,  dessen  Vollsiehung  sie  allerdings  dann  im  Falle  der  Beni* 
tenz  auf  dem  Wege  der  Bundes  ex  ekution  durchzusetzen  be- 
rechtigt gewesen  wäre.  Jedenfalls  hatte  die  Bundesversammlung 
nach  Art.  XXI.»  wie  bei  allen  Streitigkeiten^  die  bei  thr  ange- 
bracht worden,  so  auch  hier  die  Verpflichtung,  di(^  ii;ütliche 
Vermittelung  durch  einen  Ausschuss  zu  vtrsncheii''.  Erst  wenn 
diese  erfolglos  geblieben  wäre,  hätte  sie  die  Entsc  heidung  auf  dem 
Wege  der  Austrägalinstanz  zu  veranlassen  gehabt.  Jede  exekuto- 
rische Massregel  setzte  nach  Bundesrecht  ein  vorhergehendes 
geordnetes  Verfahren  voraus,  während  im  vorliegenden  Falle 
die  preussische  Regierung  über  den  zur  Sprache  gebrachten  Vor- 
gang noch  gar  nicht  gehört  worden,  derselbe  auch  sonst  noch  kei- 
ner Prüfung  in  der  Hundesversammlung  unterworfen  worden  war. 
»Demnach  —  erklärte  der  luiiemburgische  Gesandte  —  etscheint 
der  österreichische  Antrag  auf  sofortige  Mobilisirung  römmtlicher 
Bundesarmeeooips,  mit  Ausnahme  der  preusstschen,  als  nicht  hin- 
länglich begritndet  und  dürfte  mehr  den  Anschein  einer  feind- 
lichen^ als  einer  bundesmässigen  Mass regel  haben.« 

3)  »Das  Bundesrecht  —  erklärte  der  preussische  Gesandte  — 
kennt  Bundesmitgliedern  gegenüber  nur  ein  Exekutionsver- 
fahren,  für  welches  bestimmte  Formen  und  Voraussetzungen  vor- 
geschrieben sind,  die  Aufstellung  eines  Bundesheeres 
gegen  ein  Hundesglied  auf  Grund  derBundeskriegs- 
verfassung  ist  dieser  t  biTiso  fremd,  wie  jedes  Ein- 
schreiten der  Bundesversammlung  gegen  eine  Bun- 
desregierung ausserhalb  der  Normen  des  Exeku- 
tionsverfahrens.«  In  der  That  konnte  die  Mobilmachung  der 
Bundesarmee  gegen  eine  der  beiden  deutschen  Mächte^  gerade  in 
dem  Augenblicke,  wo  beide  zum  Kriege  gegeneinander,  und  zwar 
nicht  als  Bundesglieder,  sondern  mit  allen  ihren  Streitkräften  als 


6)  Richtig  weist  darauf  das  badisch  e  Votum  hin:  »Zu  diesem  Zwecke 
wird  die  Bundesvpr<»ammlung  vor  Allem  einem  Au3gchu<<5<e  den  baldigen  Vor- 
schlag der  Massregeln  zu  übertragen  haben,  welche  raihsam  und  nothwendig 
sind.  Die  grossherzogliche  Regierung  glaubt  zugleich ,  dass  der  Zeitpunkt 
sei,  in  dem  die  hoheBandesveraainmliiDg  inOemftsshelt  des  Art.  XI 
der  Bundesakte  und  Art.  XXI  der  Wiener  Schtustakte  ihre  Th&tigkeit  ver- 
mittelnd eintreten  lasse,  um  die  Wiederkehr  eines  bundesgemisien  Zastan- 
des  zuvörderst  in  Holstein  zu  erwirken«. 

Sjwtem  des  deutschen  StaatsrecbU.  '  25 
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europäische  jMächte,  gegenüberstanden,  nicht  anders  aufgefasst 
werden,  als  eine  1? e  t h  e i ligung  des  Bundes  an  dem 
ausbrechenden  Kriege.  Nicht  einmal  zu  einem  Kriegs- 
beschluase  gegen  eine  auswärtige  Macht  hätte  ein  Mehrheits- 
beschluse  des  engem  Rathes  g^nügt^  sondern  es  wäre  dazu  ein,  im 
Plenum  mit  zwei  Dritteln  der  Stimmen  gefaseter  Beschluss  erfor- 
derlich gewesen;  ein  auf  einen  Krieg  gegen  ein  ßundesmit- 
glied  unverkennbar  hinzielender  Besohluss  war  an  sich  absolut 
bun  des  widrig,  daher  evklürte  der  preussische  Gesandte  am 
14.  Juni  in  der  Bundesversammlung  unmittelbar,  nachdem  dieser 
bundeswidiige  Mehrheitsbeschluss  gefasst  worden  war:  »durch  die 
nach  dem  Bundesrecht»  unmoglidie  Kriegserklärung  gegen  ein 
Bundesglied,  welche  durch  den  Antrag  Oesteneiclis  und  das  Vo- 
tum deijenigenBegienmgeu,  welche  ihm  beigetreten  sind,  bedingt 
ist,  sieht  das  königliche  Kabinet  den  Bundesbruch 
als  vollzogen  an.  Im  Namen  und  auf  allerhöchste  Befehl 
St.  Majestät  des  Königs  erklärt  daher  der  Gesandte  hiermit,  dass 
Preussen  den  bisherigen  Bundesvertrag  für  gebro- 
chen und  deshalb  nicht  mehr  verbindlich  ansieht, 
denselben  vielmehr  als  erloschen  betrachten  und 
behandeln  wird.«  Mit  dieser  Erklärung  legte  Preussen  zu- 
gleich die  »Grundzüge  einer ÜundesrcfDrm  vom  10. Junin vor, die 
im  nächsten  Kapitel  näher  erörtert  werden  sollen. 

§.  121. 
B«r  deotsfihs  Krieg. 

Preussen  hätte  allerdings  alle  diejenigen  Staaten,  die  sich  an 
dem  feindseligen  und  bundes  widrigen  Beschlüsse  vom  14.  Jimi 
betheili;4t  hatten,  ohne  weiteres  als  seine  Feinde  betruchteii  kön- 
nen, wie  es  über  seine  Auffassung  eines  derartig^en  Mobilisirungs- 
beschlusses  auch  keinen  Zweifel  gelassen  hatte  ;  alier  es  stellte  sei- 
neu Cieguem  noch  eine  Bedenkzeit  und  ein  Ultimatum.  Vor  allein 
wichtig  war  fiir  Preussen  die  Stellung  Hannovers',  wegen  sei- 


1)  loh  folge  hier  lediglieb  der  aktenniteigen  und  offieiellea 

Divr Stellung  der  kleinen  Sdixift:  »Die  Verhandlungen  zwischen  Preussen 
und  Hannover  im  Jahre  1866.  Berlin  1867  (in  der  Deckertchen  Uofbuch- 

druckereij. 
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ner  geographischen  Lage  swischen  den  beiden  Haupttheilen  der 
Monarchie;  eine  feindliche  oder  aweiielhafite  Stellung  dieses  Lan- 
des war  für  Preussen  bei  dem  bevorstehenden  Kriege  mit  Oeeter» 
reich  unertiMglich.  Es  wajr  deshalb  schon  seit  dem  FHihjahre  mit 
Hannover  verhandelt  und  nichts  weiter  verlangt  worden,  als  eine 
loyale,  vertragsmässig  festsustellende  Neutralität; 
noch  am  9.  Mai  wurde  Hannover  ein  solcher  NeutralitStsvertrag 
geboten,  aber  vergeblich;  der  König  von  Hannover  verweigerte 
jede  beruhigende  Erklärung  und  Versicherung  über  seine  even- 
tueUe  Politik.  Am  20.  Mai  warnte  Graf  Bismarck  entschieden  vor 
der  Tlieilnahme  an  oinem  Mobilisirungsbeschlusse  des  Bundes: 
»Ein  solcher  ohne  uns  gefasster  Beschluss  könnte  nur  gegen  uns 
gerichtet  sein,  wir  würden  denselben  als  den  Anlang 
des  Krieges  der  mobilisirenden  Bundesglieder  gegen 
uns  ansehen  und  behandeln.  Wir  werden  daher^  falls  ein 
solcher  Beschluss  ergeht,  genöthigt  sein^  seine  Ausfährung  faktisch 
mit  allen  uns  au  Gebote  stehenden  KrSHben  xu  verhindern  und  da- 
mit wäre  der  Kriegsfall  eingetteten«^  Am  11.  Juni 
wiederholte  das  Berliner  Kabinet  diese  Warnung:  »dass  die  An* 
nähme  des  österreichischen  Antrages  von  Fkeussen  als  eine  Kriegs» 
erklärung  behandelt  werden  wurdec^  Trotzdem  votirte  Hanno- 
ver für  die  Mobilisirung  der  Bundeskontingente. 
Diese  befanden  sich  in  Süddcutschland  bereits  auf  dem  Kriegsfusse. 
Sachsens  Truppen  standen,  wie  der  sächsische Gesaudtc  in  Frank- 
furt erklärte,  -  bereits  seit  dem  20.  Mai  in  einer  die  liuiidesi'orJe- 
nmgen  nicht  unerheblich  übersteigenden  Stärke  auf  dem  mobilen 
Etat.«  Bayern  hatte  am  14.  Juni  mit  Oesterreich  eine  Müitärkon- 
vention  über  seine  Betheiligung  am  Kriege  gegen  Preussen  ge- 
schlossen [S.  36).  Dennoch  versuchte  Preussen  nochmals^  die  han- 
növeische  Regierung  von  dem  betretenen  verhängnissvollen  Wege 
zurückzuführen,  indem  der  preussische  Gesandte  am  15.  Juni  eine 
Sommation  stellte,  dahin  gehend:  »dass  1)  die  hannoverschen  Trup- 
pen sofort  auf  den  Friedensstand  vom  1.  März  auruckgeiuhrt  wer- 
den»  2)  dass  Hannover  der  Berufung  des  deutschen  Parlaments  zu- 
stunme  und  die  Wahlen  dazu  ausschreibe«  sobald  dies  von  Preus- 
sen geschehe,  3J  dass  Preussen  dem  Könige  von  Hannover  sein  Ge- 


2)  Die  erwähnten  »VerhandlttUgea«  8.  17, 
3}  Verhandlungen  S.  35. 

J5# 
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biet  und  seine  Souveiänetätsrechte  nach  Massgabe  der  üle  form  vor- 
schlage vom  10.  Juni  gewährleiste.«  Am  16.  Juni  erfolgte  die 
officielle  Ablehnung  der  preussischen  Antrüge^  worauf  der  pieussi- 
sche  Gesandte  die  Kriegserklärung  an  Hannover  aus* 
sprach  und  seine  Funktionen  einstellte.  An  demselben  Tage  be- 
schlossen die  in  Frankfurt  tagenden  deutsehen  Begierui^en  den 
Krieg  gegen  Pteussen  und  beauftragten  Oesterreich  und  Bayern 
mit  Ergfdfung  der  geeigneten  Msssregeln,  wöbet  der  Vertreter 
HannoYOs  erklärte,  dass  seine  Begienmg  unter  allen  Umständen 
zu  dem  Bunde,  d.  h.  zu  Oesterreich  stehe*.  Gleichlautende  Sora- 
mationen,  wie  an  Hannover,  erliess  Preussen  an  Sachsen  und 
Kurhessen,  und  da  diese  ebenso  erfolglos  blieben,  erklärte 
Preussen  liieseii  I'ilrsten  den  Krieg  ,  besetzte  ihre  Hauptstädte  und 
okkupirte  ihre  Gebiofe.  Am  17.  Juni  erliess  der  Kaiser  von  Oester- 
reich das  Krit'i^^smanifest  an  seine  Völker^,  am  18.  Juni  pro- 
klamirte  der  König  von  Preussen  den  Krieg  gegen  Oesterreich^. 
Am  23*  marschirten  die  Preussen  in  Böhmen  ein.  Auf  eine  Reihe 
siegreicher  Gefechte  folgte  der  glorreiche  Tag  von  Königgrätz 
am  3.  Juli  1866.  Ganz  Böhmen  und  Mähren  war  in  preussischen 
Händen.  Ein  Waffenstillstand  hemmte  am  2 1 .  Juli  den  Siegeslauf 
der  Preussen  vor  den  Thoren  Wiens. 

In  gleicher  Weise  warfen  die  Preussen  im  westlichen  Deutsch- 
land alle  ihre  Gegner  nieder;  Nassau,  Hessen-Darmstadt »  ein 
Theil  Yon  Würtemberg,  Baden  und  Bayern  wurde  okkupirt.  Am 
16.  Juli  rückten  die  Preussen  in  Frankfurt  ein,  einen  Monat,  nach- 
dem düit  der  verhängnissvolle  Besehluss  gefasst  wordea  war,  "wel- 
cher dem  deutschen  Bunde  den  Todesstoss  gab.  Das  grosse  Gottes- 
gericht des  Jahres  1866  hatte  gegen  Oesterreich  und  den  Bund 
entscliieden.  Das  Schicksal  Deutschlands  lag  in  Preusseus  Händen. 

122. 

Ois  dsatifilisn  FrlsdeBiisUttsse  de«  Jsbres  1866  ^ 
Am  26.  Juli  1866  kam  ein  PräUminarfriedensrertrag  zwischen 


4)  S.  39  der  Verhandlungen. 

5)  Staatsarchiv  Bd.  XI.  S.  125. 

6)  Staatsarchiv  Bd.  XI.  S.  129. 

1)  Vergleiche  meine  im  August  1866  zu  Breslau  erschienene  kleine  Schrift : 
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Preussen  und  Oesterreich  zuNikolsburg  zu  Stande^.  Von  seinen 
Artikeln  sind  fügende  Yon  bleibender  Bedeutung  für  die  staats- 
lechtliche  Neugestaltung  Deutscldanda: 

»Art.  I.  Der  Tenitorialbestand  der  osteireiclmchen  Monarchie, 
mit  Ausnahme  des  lombardisch-venetianischen  Königreichs,  bleibt 
unverändert. 

Art.  IL  (Prager  Frieden  Art.  IV .)  Seine  Majestät  der 
Kaiser  von  Oesterreich  erkennt  die  Aulldsung  dea 
bisherigen  deutschen  Bundes  an  und  giebt  Seine  Zu* 
Stimmung  zu  einer  Gestaltung  Deutschlands  ohne  Be- 
theiligung des  österreichischen  Kaiserstaates.  Eben- 
so verspricht  Se.  Majestät,  das  engere  lUuidesver- 
liältniss  anzuerkennen,  welches  Seine  Majestät  der 
König  von  Preussen  nördlicli  von  der  Mainlinie  be- 
gründen wird,  und  erklärt  sich  damit  einverstan- 
den, dass  die  südlich  von  dieser  Linie  gelegenen 
deutschen  Staaten  in  einen  Verein  treten,  dessen 
nationale  Verbindung  mit  dem  norddeutschen  Bunde 
der  nähern  Verständigung  zwischen  beiden  yorbe* 
halten  bleibt. 

Art.  V.  (Prag.  Frieden  Art.  VI.).  Auf  den  Wunsch  Sr.  Ma- 
jestät des  Kaisers  von  Oesterreich  erklArt  Se.  Majestät  der  König 
von  Preussen  sich  bereit,  bei  den  bevorstehenden  Verändenmgen 
in  Deutschland  den  gegenwärtigen  Territorialbestand  des  König- 
reichs Sachsen  in  seinem  bisherigen  Umfange  bestehen  zu  lassen» 
indem  Er  sich  dagegen  vorbehalte  den  Beitrag  Sachsens  zu  den 
Krieg^kosten  und  die  künftige  SteUung  des  Königreichs  Sachsen 
innerhalb  des  norddeutschen  Bundes  durch  einen  mit  Sr«  Majestät 
dem  Könige  von  Sachsen  abzuschliessenden  besonderen  Friedens- 
vertrag naher  zu  regeln.  Dagegen  verspricht  Se.  Majestät 
der  Kaiser  von  Oesterreich,  die  von  Sr.  Majestät 
dem  Könige  von  Preussen  in     ui d de u tschland  her- 


»Die  Friedensbestimmungen  in  ihrem  Verhlltoiise  sur  Neugestaltung  Beutwh- 
lands,  geschichtlich  und  politisch  erörtert. 

2'  Auf  difsen  Präliminarfrieden  folgte  dann  der  definitive  Friedens- 
vertrag zu  Prag  am  23.  August  1866.   Da  derselbe  aber  iu  aiieu  staatsrecht- 
tieh  wichtigen  Punkten  mit  den  Nikoleburger  Priltmtnarien  (bis  auf  dne  im 
Teste  erw&hnte  Abweichung)  gleiehkutend  i«t,  >o  legen  wir  hier  die  lißkol»- 
.  bu^r  Bectinimungen  an  Grunde. 
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z  US  teil  eudeu  neuen  Einrichtungen,  einschliesslich 
der  Terri  torialverändei  un  <^ren,  anzuerkennen. 

Durcli  Art.  IT.  der  Präliiiiiiiaricn  ist  jener  unheilvolle  Dua- 
lismus im  deutschen  Staatensysteme  endlich  gelöst,  welcher  das 
deutsche  Reich  gesprengt  und  jede  Keform  des  deutschen  Bundes 
bisher  verhindert  hatte.  Erst  das,  durch  einen  jahrhundertelangen 
staatsrechtlichen  und  kulturgeschichtlichen  Prozess  vorbereitete 
Ausscheiden  Oesterreichs  aus  dem  deutschen  Staats  verbände  macht 
einen  einheitlichen  und  kräftigen  staatlichen  Neubau  möglich,  in- 
dem  nun  in  Preussen  ein  fester  Mittelpunkt  fiir  das  neue  Deutsch- 
land gegeben  ist*.  Während  indessen  alle  frühem  von  Preussen 
ausgehenden  EinigungsverBuche  wenigstens  immer  das  ganze 
aus ser 6 8 terr eich i sehe  Deutschland  umfasst  hatten,  so  auch 
noch  die  Beformvorschläge  vom  10.  Juni,  tritt  jetst  zum  erstenmal 
die  Beschränkung  des  unter  Preussens  Leitung  zunächst  zu  bilden- 
den, engern  Bundesverhältnisses  auf  das  nördlich  von  der 
Mainlinie  gelegene  Deutschland  in  bestimmter  Weise  auf. 

Welche  Motive  diese  vorläufige  Beschränkung  des  engern 
bundesstaatlichen  Verhältnisses  auf  Norddeutschlaud 
herbeigeführt  haben,  ist  hier  nicht  weiter  zu  untersuchen.  Poli- 
tisch mögen  Rücksichten  auf  Oesterreich  und  Frankreich,  auch 
auf  die  damals  noch  sehr  abgeneigte  Volksstimmung  in  Süddeutsch- 
land eingewirkt  haben;  völkerrechtlich  steht  so  viel  fest,  dass 
Oesterreicii  sich  vcrptiichtet  hat,  auf  seine  Betheiligung  an  dem 
deutschen  Bundesverhältnisse  zu  verzichten  und  einen  auf  Nord- 
deutschland beschränkten,  von  Preussen  zu  bildenden  engeren 
Bundesstaat  anzuerkennen.  Eine  Verpflichtung  Preussens, 
seine  Bundesbestrebungen  niemals  über  die  Mainlinie  auszudeh- 
nen, liegt  nicht  in  dem  Artikel  ausgesprochen;  noch  weniger  darf 
angenommen  werden,  dass  die  süddeutschen  Staaten  dadurch  ver- 
pflichte t  werden  sollten,  einen  Südbund  zu  schliessen.  Eine 
loyale  Auslegung  kann  in  dieser  Bestimmung  des  Art.  II.  nu^  Fol- 
gendes ausgedrückt  finden: 

1)  Preussen' darf  keine  Zwang smassregeln  anwenden, 
um  die  Südstaaten  in  ein  engeres  bundesstaatUches  Verhältnis  zu 


3)  Vergl.  die  beiden  ersten  Abschnitte  meiner  oben  genannten  Schrift: 
I.  Das  deutsche  Reich  und  Oesterreich ;  Ii.  Der  DualiamuB  im  deutachea 
Staatensysteme  und  seine  endliche  Lösung. 
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ziehen,  es  würde  dadurch  die  Bestimmung  dee  Art.  II.  verletzen^ 
durch  welche  Oesterreich  seinen  süddeutschen  Verhündeten  eine 
Gaiantie  ihrer  Selbstständigkeit  m  Tezschaffen  beabsichtigte. 

2)  Oesteneich  und  Preussen  sind  verpflichtetj  wenn  sich  ein 
solcher  Verein  der  südlichen  Staaten  freiwillig  bilden  sollte, 
dOBsen  Zustandekommen  nickt  su  Terhindem,  und  wenn  er  zu 
Stande  gekommen  ist,  demselben  die  völkerrechtliche  Anerken- 
nung nicht  zu  versagen ;  dagegen  haben  sie  sich  keineswegs  ver- 
pflichtet, aktiv  auf  GWindung  eijies  solchen  Bundes  hinzuwirken. 

Frankreich  gegenüber,  welches  bei  dem  Friedensj^eschäfte 
überhaupt  nur  die  Vermittlerrolle  übernoTiimen  und  die  FriiUiiii- 
narien  nicht  mitimterzeichnet  hatte,  haben  weder  Preussen  noch 
Oesterreich  eine  Verpflic^htuiig  übernommen,  die  deutschen  Ver- 
hältnisse so  und  nicht  anders  zu  gestalten.  Ebenso  weni^  konnten 
die  Kontrahenten  sich  verbindlich  machen,  einen  süddeutschen 
Hund  ins  Leben  zu  rufen,  was  ja  überhaupt  ganz  ausserhalb  ihrer 
rechtlichen  Beiugniss  gelegen  hab en  würde .  Die  französischen  Ver* 
mittelungsvorschläge  vom  14.  Juli  drücken  es  noch  klarer  aus« 
dass  es  sich  hier  lediglich  um  eine  Reservation  zu  Gunsten  der 
süddeutschen  Staaten  handelt : 

*Le$  MaU  aHemmäa  tUuis  au  Sud  duMamt  seront  libr0$ 
de  forme  r  enire  eux  tme  umon  de  VAUemagne  du  Sud,  qmjouxra 
^une  exietence  internationale  independante.v^ 

Leteterer  Zusatz  ist  nicht  in  den  PräHminarvertrag  von  Ni- 
kolsburg,  wohl  aber  in  den  definitiven  Prager  Frieden  aufgenoni- 
meii  worden.  Derselbe  besagt  weiter  nichts,  als  dass,  wenn  ein 
solcher  buddeutschcr  liund,  durch  freien  Vertrag  der  auf  dem  lin- 
ken Mainufer  gelegenen  Staaten  zu  Stande  ivoiumen  sollte,  Oester- 
reich und  Preussen  dessen  »unabhängige  völkerrechtliche 
Persönlichkeit«  anzuerkennen  liaben.  Ueberdie  specielle 
Konstruktion  dieses  eventuellen  Südbundes  ist  damit  gar  nichts 
gesagt,  denn  auch  der  blosse  Staatenbund  hat  eine  internatio- 
nale unabhängige  Existenz,  wie  diese  auch  dem  ehemaligen  deut> 
sehen  Bunde  nicht  abgesprochen  werden  konnte. 

Uebrigens  wollte  weder  der  Präliminar-  noch  der  Definitiv  - 
fiieden  die  rechtliche  Verbindung  zwischen  dem  nördlichen  und 
sudHohen  Deutschland  aufheben^,  sondern  in  beiden  Urkunden 


4)  Es  ist  daher  ein  Missverständniss ,  wean  man  in  den  betreffenden  Be- 
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heisst  es  gleichlautend  :  »Seine  Majestät  erklart  sich  einvi  rstandcii, 
dass  die  südlich  von  dieser  Linie  gelegenen  Staaten  in  einen  \  erem 
zusammentreten,  dessen  nationale  Verbindung  mit  dem 
norddeutschen  Bunde  der  nähern  Yerständigung  zwi* 
sehen  beiden  vorbehalten  bleibt.«    Dieser  unbestinimte 
AuBdnick  »nationale  Verbindung«  scheint  mehr  auf  eine 
staatsrechtliche  Verbindung,  als  eine  blos  TÖlkeneehtliche  AUiance 
mit  dem  Norden  hinzuweisen,  weil  das  Wort  mational«  den 
Gegensatz  zu  international  ausdruckt.  Den  Kondpienten  des 
Präger  Friedens  scheint  somit  folgende  Konstmktion  des  ausser* 
österreichischen  Deutschlands  vorgeschwebt  zu  haben:  nord- 
lieh  vom  Main  bildet  Preussen  ein  engeres  J?undesverhältms8,  süd- 
lich, vom  Main  troLcn  die  jeui  v  öliig  biuidesfrei  gewordenen  Staa- 
ten Bayern,  Würtemberg,  Baden  und  Hessen-Darmstadt  mit  seiner 
südlichen  Hälfte  ebenfalls  in  einen  Bundesverein.  Sind  diese  bei- 
den Staatenvereine  dehiiitiv  begründet,  so  beginnen  die  Verhand- 
lungen über  die  »nationale  Verbindung«  dieser  beiden  Ver- 
eine, welche  schliessHch  zu  einem  höheren  nationalen  Ge- 
sammtbundesstaate  der  beiden  Specialbündnisse  fuhren  kann* 
Sollte  eine  derartige  bundesstaatliche  Rekonstruktion  von 
Nord-  und  Süddeutschland  zu  Stande  kommen^  so  wäre  Oesterreich 
selbst  durch  den  Wortlaut  von  Art.  IV.  des  Frager  Friedens  ver* 
pflichtet,  einen  solchen  deutschen  Gesammtbund  anzuerkennen.. 
Inmierhin  geht  aber  dieKonvention  von  der  Voraussetzung  aus,  dass 
die  süddeutschen  Staaten  gewillt  sind,  einen  solchen  Sudbund- 
zu  sohliessen    Verwirklicht  sich  diese  Voraussetzung  n ic  h  t,  so  ist 


Stimmungen  des  Praj^'er  Friedens  eine  Zerreicsung  von  Nord-  und  Süd- 
deutschland  ausgesprochen  finden  will. 

5)  Daä  ist  auch  die  officieUe  Auffassung  der  preussischen  Kegierung. 
So  heiMt  es  in  dem  Koramiasionsberichte  der  zweiten  baditchen  Kammer  Tom 
20.  October  lb6t>:  »Es  hat  zwischen  dem  grossberzoglichen  Ministerium  und 
dem  königlich  preussischen  Minislerprä«!<Ienten  ein  schriftlicherMeinungsaus- 
tausch  stattgefunden,  wornach  beide  Kegierungen  in  der  Auffassung  überein- 
stimmen, dass  die  obigen  Vertragsbestimmungeu  keine  Ver- 
pfliehtung  Badem  begrflnden,  auf  ein  sfiddenttches  Bunde«- 
verhältniss  einzugehen,  und  dass  eine  nähere  nationale  Ver- 
bindungmit  dem  norddeutschen  Bunde  nicht  dxxrch  dieBü- 
dung  eines  Südbundes  rechtlich  bedingt  sei.  Was  in  dieser  Be- 
ziehung von  Baden  gi\t,  muss  bei  der  Gleichheit  ihrer  bezüglichen  Vertx«gs- 
bedingungen  aaeh  auf  die  übrigen  süddeutschen  Staaten  Anwendung  finden«* 
Uebtrhaupt  sind  die  badirohen  Kammemrhandlongen  über  den  Friedens- 
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es  keinem  der  süddeutschen  Staaten  durch  den  Nikokburger  Frie> 
den  benommen^  diese  »nationale  Verbindung«  für  sich  durch 
einen  besondern  Vertrag  mit  Freussen  und  dem  norddeut- 
schen Bunde  festzustellen,  ja  es  wtirde  nicht  einmal  ein  TÖlker- 
rechtliches  Hindembs  entgegenstehen»  wenn  einer  oder  alle  süd- 
deutschen Staaten  freiwillig  die  Aufnahme  in  den  norddeut- 
chen  Bund  nachsuchen  und  enreichen  würden. 

Wahrend  so  Oesterreich  seinen  süddeutschen  Verbünde- 
ten eine  nicht  unwichtige  Garantie  ihrer  Selbstständigkeit  und 
ihrer  TÖlkeirechtlichen  Willensfreiheit  ausgewirkt  hatte,  über- 
liess  es  durch  Art.  III.  Nord deutschland  ganz  dem  Belieben  des  Sie- 
gers und  versprach,  alle  dort  vorzunehmeiidoii  l^inrichtungen,  ein- 
schliesslich der  Territorial- Veräiidciui]genj  auzuerkenneu.  Aar 
zu  Üuiisten  Sachsens  wurde  stipulirt,  dass  dieses  Königreich  in 
seinem  Tcrritorialbestande  aufrecht  erhalten  werden  und  mit 
ihm  ein  besonderer  Fried  ens  vert  rag,  in  Belretf  seiner  Stellung 
innerhalb  des  norddeutschen  Bundes,  abgeschlossen  werden  sollte. 

Im  Art.  III.  (Prager  Frieden  Art.  V.)  des  Präliminarfriedens 
übertrug  der  Kaiser  von  Oesterreich  an  den  König  von  Preussen 
»alle  seine  im  Wiener  Frieden  vom  30.  October  1864  erworbenen 
Bechte  auf  die  Herzogthümer  Holstein  und  Schleswig,  mit  der 
Massgabe,  dass  die  Bevölkerungen  der  nördlichen  Distrikte  von  • 
Schleswigs  wenn  sie  durch  freie  Abstimmung  den  Wunsch  zu  er- 
kennen geben,  mit  Dänemark  yereinigt  zu  werden ,  an  D&nemark 
abgetreten  werden  sollen  «. 

Die  übrigen  Artikel  des  Prälimmarfriedens  haben  keine  wei- 
tere Bedeutung  für  die  staatsrechtliche  Neugestaltung  Deutschlands. 

Nachdem  so  die  beiden  kriegflAhr enden  Hauptparteien 
Frieden  geschlossen  hatten»  suchten  auch  die  süddeutschen  Bundes- 
genossen Oesterzeichs  um  WaffenstiUstand  nach  und  erhielten  den- 
selben bewilligt.  Bald  darauf  folgten  die  definitiven  Friedens- 
schlüsse Freussens  mit  WOrtem  borg  ^  am  13.  August  (Staats- 
archiv XL  8.  182),  Bayern  am  22.  August  fS.  184),  Baden 
am  17.  August  (S.  ISS),  Hessen -Darms tadt  am  3.  September 


schlnss  in  staatsrechtlicher  und  politischer  Beziehung  interessant ,  besonders 
der  Kommissionsbericht  Obkircher's  in  der  zweiten  Kammer  am  20.  October, 
der  Vortrag  des  Ministers  von  Frey  dorf  in  der  zweiten  Kammer  am  23.  Oc> 
tober  und  Blunttohli'«  atastamSmiiBeh  durchdachter  Bericht  in  der  ersten 
Kammer  am  31.  October  1660. 
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(S.  190).  Von  bleibendem  staatsrechtlichen  Interesse  ist  in  diesen 
Verträgen  nur  der  Artikel,  woru^ch  diese  süddeutschen  Fürsten 
«ich  verpflichten ,  »  die  Bestimmungen  des  zwischen  Preussen  und 
Oesteryeich  zu  NikoUburg  am  26.  Juli  abgesohloesenen  Präliminar- 
▼ertniges  aoasuerkennen  und  denselben  beizutreten ,  tpweit  sie  die 
Zukunft  Deutschlands  betreffen«;  dftnuich  mOasen  diese 
Fürsten  die  Aulhebung  des  deutschen  Bundes,  das  Ausscheiden 
Oesterreichs  aus  Deutschland ,  die  Bildung  eines  norddeutschen 
Bundes  durch  Preussen >  ebenso  die  TerritoriaWeränderun* 
gen  und  Annexionen  in  Norddeutschland  als  rechtsbestftn« 
dig  anerkennen;  keineswegs  haben  sie  dadurch  aber  die  positive 
Verbindlichkeit  übernommen,  selbst  zu  einem  südtleulächeii  Bunde 
zusammenzutreten.  Bayern,  Baden,  Würtemberg  und  Hessen» 
Darmstadt  haben  einen  Theil  der  Krii  gskosten  an  Preussen  y.u  zah- 
len, Bayern  undl^'^^^en-Darmstadt  ausserdem  emige  unbedeutc  lule 
Gebietsabtretungen  vorzunehmen.  Weitergehend  ist  die  Verpflich- 
tung von  Hessen-Darmstadt ;  nach  Art.  XIV.  des  Friedensvertrags 
tritt  der  Grossherzog  von  Hessen ,  mit  seinen  nördlich  des  Alains 
gel^^enen  Gebietstheilen  auf  der  Basis  der  in  den  Keformvorschlä* 
gen  Tom  10.  Juni  d.  J.  aufgestellten  Grundsätze,  in  den  norddeut- 
schen Bund  ein,  indem  er  sich  verpflichtet,  die  geeignete  Einleitung 
fOr  die  Parlamentswahlen,  dem  BevölkerungsverhSltnisse  ent- 
spzechend,  su  treffen,  Das  in  Folge  dessen  auszusondernde,  zum 
norddeutschen  Bunde  gehörige  grossherzoglich  hessische  Kontin- 
gent tritt  unter  Oberbefehl  des  Königs  yon  Preussen  nach  Mass- 
gäbe  der  auf  der  Basis  der  Bundesreformvorschläge  vom  10.  Juni 
d.  J.  zu  vereinbarenden  Bestimmungen. 

Eine  gleiche  Verpliichlung  des  Heitritts,  und  zwar  für  ihr 
ganzes  Gebiet,  müssen  diejenigen  mit  Preussen  in  Kriegszu- 
stand betindlichen  Fürsten,  deren  Staaten  nördlich  vom  Main  lie- 
gen, in  den  Friedensverträgen  .übernehmen,  so  Reuss  ä.  L.  am 
26.  September  (S.  402),  so  Sachsen-Meiningen  am  8.  Octo- 
ber  (S.  405),  so  endlich  das  Königreich  Sachsen  am  26. October, 
indem  der  König  von  Sachsen  veispricht:  »Art.  IT.  die  Bestim- 
mungen des  zwischen  Preussen  und  Oesterreich  zu  Nikolsburg  am 
26.  Juli  1866  abgeschlossenen  Präliminarvertrages,  soweit  sie  sich 
auf  die  Zukunft  Deutschlands  und  insbesondere  Sachsen  beziehen, 
anxuerkennen  und  zu  acceptiren  und  für  sich,  seine  Erben  und 
Nachfolger  für  das  Königreich  Sachsen  den  Artikeln  1.  bis  VI.  des 


Digitized  by  Google 


JHe  deutsche  Krisia  des  Jahres  1866. 


391 


am  18.  August  d.  J.  zwischen  Sr.  Majestät  dem  Könige  von  Freut- 
einerseits  und  Sr.  Kömgl.  Hoheit  dem  Grosshersoge  you  Sach- 
sen-Weimar und  andern  norddeutschen  Bcgienmgen  andererseits 
geschlossenen  Bündnisses  beizutreten  und  dieselben  fOr  sich,  seine 
Erben  und  Nachfolger  für  verbindlich  au  erklären «  sowie  Se.  Ma- 
jestät der  König  von  Preussen  die  darin  gegebenen  Zusagen  auf 
das  Königreich  Sachsen  ausdehnt. 

Art.  III.  Die  hiernach  nöthige  Reorganisation  der  sächsischen 
Truppen,  welche  einen  integrirenden  Theilder  norddeutschen  Bun- 
desarmee zu  bilden  und  als  solche  unter  den  Oberbefehl  des  Kö- 
nigs von  Preussen  zu  treten  iKiheii  werden  ,  erfolgt,  sobald  die  für 
den  norddeutschen  Hund  /u  trettenden  allgemeinen  Bestimmungen 
auf  der  Basis  der  Bundesrefuimvorschiage  vom  10.  Juni  hergestellt 
sein  werden. 

Art.  V.  Auch  in  Beziehung  auf  die  völkerrechtliche  Vertre- 
tung Sachsens  erklärt  die  K.  Sächsische  Begierudg  sich  bereit, 
dieselbe  ihrerseits  nach  den  Grundsäteen  zu  regeln,  weiche  für  den 
norddeutschen  Bund  massgebend  sein  werden«. 

Damit  war  der  längst  thatsächlich  sistirte  Kriegszustand  be- 
endet und  der  FHeden  in  Deutschland  auch  rechtlich  uberall  wie- 
der hergestellt. 

Allerdings  war  der  deutsche  Krieg  von  Oesterreich  und  seinen 

Vtabüudeten  als  Bund  es  krieg  aufgefasst  worden  ;  es  hätte  also 
eigentlich  auch  mit  dem  Bunde  Frieden  geschlossen  werden  müs- 
sen®. Preussen  betrachtete  jedoch  mit  dem  Bundesbruche  vom 
14.  Juni  und  seinem  darauf  vollzogenen  Austritte  den  Bund  als 
dii^ohaben  und  kannte  von  diesem  Momente  an  nur  einzelne 

6j  Dies  machte  der  bayerische  Staatsminister  Dr.  von  der  Pfordten  in 
seiiiein  Vortrage  Yom  27.  Auguet  geltend  t  »Der  Krieg  war  auf  Grund  von  Bun- 
desbeschlOasen  gdührt  worden.  Sowohl  hiernach,  als  nach  besondererVer- 
abredung  zwischen  Oesterreich  und  Bayern  hätte  auch  der  Frieden  gern  ein- 
schaftlich  verhandelt  und  abgeschlossen  werden  sollen.  Oesterreich  sab 
sich  jedoch  in  der  Lage,  einseitig  mit  Preussen  Waffenstillstand  und  Frie- 
den SU  echlieBsen«.  Bei  dieser  Gelegenheit  kam  die  Separatverabredung  m- 
sehen  Oesterreich  und  Bayern  vom  11.  Junll86'6  zuerst  zur  öffentlichen  Kennt- 
nis«. Art.  VI  derselben  bestimmte:  »da  die  militärischen  Operationen  auf 
Grund  des  Bundesrechts  stattfinden,  wird  auch  der  Friedensschluss  in 
bundesgemässer  Weise  t^rfolgea  und  die  k.  k.  liegieruug  verpflichtet  sich  ins- 
beeoodere,  keine  einseitige  n  FriedeniTerbandlungen  mit  Pieueeen  au  ftth- 
rcOf  vielmehr  solche  Verhandlungen  nur  unter  Theilnahme  eines  Bevollmäch- 
tigten der  k.  bayrischen  Begierung  eiosoleitm  und  im  EiDTecatAndniese  mit 
dieser  abzuschliesaen«» 
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feindliche  Regiefungen,  die  mit  ihm  im  BLriegsziutande  be- 
findlich waieD.  Auf  diesen  Standpunkt  stellte  sich  auch  Oesterreich^ 
indem  es  xa  Nikolsbuig  einseitig  Frieden  schloes  und  in  demselben 
den  Bund  aufgab^  eine  Auf&ssung^  welcher  sämmtHche  übrigen 
Staaten  in  ihren  Friedensschlüssen  beitraten.  Somit  war  ein  Frie- 
densschluss  mit  dem  Bunde  weder  thatsächllch  möglich  noch  recht- 
lich nothwendig. 

§.  123. 

Die  prsisilistett  Ela?erUll>iiiigwi. 

Nach  den  allgemein  anerkannten  Grundsätzen  des  europäi- 
schen ^  ülkeriechts  kann  ein  Krieg  auf  dreierlei  Weise  beendigt 
werden  * : 

1)  durch  allseitige  Einstellung  der  Feindseligkeiten  und  still- 
schweigende Herstellung  eines  freimdlichen  Verkehrs*, 

2)  durch  völlige  Unterwerfung  eines  feindhchen  Staates  unter 
den  andern«  debeilaih\ 

1)  H  elfter,  Europäisches  Völkerrecht  V.  Aufl.  S.  321  ff.      176  ff. 

2)  Als  Beispiel  für  diese  Beendigungsart  des  Krieges  Ivouute  das  Ver- 
biltmst  Preutaent  tn  Lieobtenttein  b^rachtet  werden.  Da  letst^e  sich 
an  den  s.  g.  Bundesbechlüssen  vom  14.  und  16.  Juni  gegen  Preussen  betheiligt 

und  sein  Bunde.skontingent  Oesterreich  zur  Verfügung  gestellt  hatte  'es  mar- 
schirte  am  26.  Juli  nach  Tirol),  so  betrachtete  Preussen  Liechtenstein  jedenfalls 
als  Fein  d,  hat  es  aber  nicht  ßir  nothwendig  gehalten,  mit  diesem  Staate  Frie* 
den  2tt  aoblieasen. 

3)  Bluntschli  sagt  in  BMnem  trefllieben  modernen  Kriegarecht  §.  1S$ : 

»  Der  Krieg  kann  durch  Unterwerfung  des  besiegten  Feindes  unter  den  Sieger 
beendigt  werden.  Bleibt  die  besiegte  Partei  auch  nachher  noch  als  Staat  fort- 
bestehen, 80  werden  die  auferlegten  Friedensbedingungen  wie  ein  Frie- 
denavertrag  betrachtet.  Httrt  dieselbe  auf,  ein  Staat  für  dcb  su  sein,  ao  kom- 
men die  Grundsätze  der  Erweiterung  des  Staatagebietea,  besie- 
hungsweise  der  Vereinigung  verschiedener  Staatsgebiete  zur  Anwendung.  Die 
Eroberung  begründet  erst  in  Folge  der  Ergebung  oder  des  Friedensvertrages 
einen  neuen  friedlichen  Kechtszustand«.  Unter  Ergebung  ist  natürlich  die 
Unterwerfung  des  besiegten  VolkM  und  das  Aufgeben  alles  feindlichen  Wider- 
standes su  ▼erstehen.  Wollte  man  den  Versiebt  des  depossedirten ,  viel- 
leicht ins  Ausland  geflQchteten  Monarchen  unbedingt  für  nothwendig  zur  Be- 
gründung eines  neuen  staatsrechtlichen  Zustandes  erachten,  so  würde  2.  B.  ein 
Kechtszustand  in  Italien  so  lange  ausgeschlossen  sein ,  bis  es  Franz  II.  von 
Neapel,  dem  Herzog  Modena  u.  s.  w.  beliebte,  ihre  machtlosen  Ansprüche  auf- 
sngeben.  Nur  soviel  Usst  sieh  behaupten ,  dass  die  depossedirten ,  aber  aiobt 
Teraiehtet  habenden  Fürsten  nie  für  ihrePerson  durch  die  neue  Rechts- 
ordnung gebunden  werden  können.  Sollten  sie,  durch  einen  freilich  sehr  un- 
wahrscheinlichen Umschlag  der  Ereignisse  einmal  restaurirt  werden,  ao 
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3)  durch  Abschluss  eines  förmlichen  Friedensvertrages. 

In  der  dritten,  fegelmäwig  verkommenden  Weise  hat  Preussen 
den  Krieg  geschlossen  mit  Oesterreich^  Bajern^  Sachsen, 
Wärtemberg^  Baden,  Hessen  -  Darmstadt,  Sachsen- 
Meiningen  und  Reuss  ä.  L.J  in  der  aweiten  Art  mit  Hau- 
noYer>  Kurhessen,  Nassau  und  Frankfurt  a/M. 

Diese  Staaten  hatten  sich  an  den  kriegerischen  Beschlüssen 
vom  14.  und  16.  Juni  ge^t  n  Preussen  betheiligt,  ihre  Truppen  zu 
der  feindlichen  Armee  stossen  iaiseii  und  sich  auch  sonst  in  jeder 
Beziehung  als  P'eiude  benommen,  worauf  Preussen  ihre  Gebiete 
kriegerisch  okkupirte  und  die  feindlichen  Staatsgewalten  vollstän- 
dig entsetzte.  Da  jeder  Krieg  Anwendung  der  äussersten  Gewalt, 
seihst  bis  zur  Vernichtung  der  staatlichen  Selbstständigkeit  des 
einen  kriegführenden  Theiles^  mit  sich  fuhrt,  so  ist  mit  der  voll- 
ständigen Unterwerfung  (debellaiio)  des  einen  kriegführenden  Thei- 
les  der  Kri^  beendigt.  Preussen  beruft  sich  daher,  diesen  Län- 
dern gegenüber ,  auf  das  R e c h t  der  Eroberung.  Allein  wenn 
auch  ftltere  Yölkeirechtslehcer  das  Becht  der  Eroberung  als  einen 
durchaus  genOgenden  Bechtstitel  betrachten,  so  iSsst  sich  doch 
nicht  laugnen,  dass  dasselbe  dem  gebildeten  Rechtsgeföhle  der  Ge- 
genwart nicht  mehr  allein  genügt  und  nur  dann  allgemeine  Bil« 
ligung  findet,  wenn  es  der  Verwirklichung  einer  höhern 
nationalen  Idee  dient.  Die  siegreiche  Gewalt  des  Eroberers 
'findet  ihre  Versöhnung  in  dem  Rechtsbewusstsein  der  civilisirten 
Völker  nur  dann,  dass  der  Eroberer  niclit  blos  eigennützige  und 
willkürliche  Zwecke  verfolgt,  sondern  die  gemachte  Eroberung  der 
höchsten  Leben«aufo-abe  der  Nation  dienstbar  macht.  In  diesem 
Sinne  hat  Preussen  seine  jüngsten  Eroberungen  vollzogen  ,  nicht 
blos  um  eigener  Machterweiterung  willen,  sondern  im  klaren 
Bewusstsein  seiner  geschichtlichen  Mission  für  Deutschlands 
zukünftige  Grösse  und  Einheit.  Indem  sich  gerade  diese  Fürsten 
und  Staaten  bis  aufs  äusserste  der  einzig  möglichen,  durch  Preus- 
sen angestrebten  Beform  der  deutschen  Gesammtverfassung  wider- 
setzten« blieb  Preussen«  nach  einmal  au^ehrochenemKiiege«  nichts 


wflrden  sie  die  unterdessen  vorgenommenen  Staatsakte  des  Eroberers  nur 
als  HandlmigeB  sttM«  «.     Zwiiehenherrsobert  su  betnchten  hmben, 

während  Fflrsten,  die  ihr  Gebiet  ausdräcklich  abgetreten  haben ,  im  Falle  der 
Wier!erer!nni[}r"ng  ihm  LuideSi  sttch  lia  völlig  bindenden  Regierungsakten 
gegenüberstehen. 
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übrig,  als  entweder  diese  feindlichen  Staatsgewaltei]  zu  vernichten, 
oder  auf  seine  deutsche  Mission' zu  verzichten.  Daher  verwahrt 
sicli  die  preussische  Itegierung  gegen  den  Vorwurf  der  nackten  Ge- 
walt und  rechtfertigt  diese  Eroberungen  »mit  demKechte  der  deut- 
schen Nation  zu  existiren,  zu  athmen  und  sich  zu  einigen^  zugleich 
aber  mit  dem  Rechte  und  der  Pflicht  Preussens,  der  deutschen  Na- 
tion die  üQr  ihre  Existenz  nöthige  Basis  zu  liefern«. 

Bern  Eroberer  steht  es  frei,  den  eroberten  Staat  ganz  einza- 
verleiben,  oder  ihn,  als  abgesondertes  Gebiet,  in  der 
Form  der  P e  r 8  o  n  a  1  u n  ion ,  zu  behenschen  Nur  wenn  letzte- 
res TOigezc^n  wird,  ist  eine  Erhaltung  der  bestehenden  Ter- 
fassungsTerhältnisse  möglich.  Wird  dagegen  das  erstere 
beschlossen,  so  kann  auch  die  frühere  Staatsrerfrssung  in  ihren 
wichtigsten  Funkten  nicht  beibehalten  werden,  denn  jede  Staats- 
▼ei&ssung  bezieht  sich  auf  einen  bestimmten  Staat,  setzt  dessen 
Existenz  und  Selbstständigkeit  voraus  und  fällt  daher  mit  der  be- 
schlossenen Inkorporation  des  Staates,  d.  h.  dem  Untergange 
seiner  Sonderexistenz,  von  selbst  zusammen.  Unbedingt  erhalten 
bleiben  dagegen  alle  Privat  rechte,  die  Eroberunc^  bcgriuidet 
keine  privatrechtliche  Aneignung,  sie  bezieht  sich  nur  auf  das 
Staatsgebiet  und  auf  die  Souveränetät  über  dasselbe*. 
Aufrecht  zu  erhalten  sind  daher  auch  die  reinen  Pri- 
vatrechte des  besiegten  Herrschers  und  seiner  Dy- 


4)  S.dtVatiel,  droit  «ksgens,  Tome  II.  Liv.  III.  Chap.  XIII:  »TouU 
oequiiiHon/mU  dmu  tmo  guerr»  enßarmß  «t$  dme  veUiäo  mdfyendammenf  de  ia 
Justice  de  la  cause  ei  des  raison»,  sur  lesqueUe»  U  wmt^utur  a  pu  se  fonder ^  pour 
s'attribuer  la  proprio  de  ce  quHlapris;  aussila  conqu^te  a-t-elle  ete  constammerU 
regardee  comme  un  iitre  Ugiiime  mtre  les  nations,  .  .  .  JSn  generai  ie  cofiquerant 
doUeonaidtarlM  vMk^ki  mtiritB  de  ton  Mai  etparune  sagepoliUque  les  concUier 
QuOmt  gu't'l  oHpoetAh  mte  era»  de  «o  emquäie,  Ii  peu  t  unir  et  fintor~ 
porer  ä  son  itat.  Enßn  le  conquiranf  peut  gouvemer  em  con^itSU  eOMNM 
nn  etat  apart,  en  y  laissant  suh  sistcr  la  forme  du  g  onvern  ement , 
mais  cette  mithode  est  dangereuse,  eile  neproduii pas  une  veritable  union  de  forces, 
eile  f^ftnbUi  la  «mquvCe,  sansforüßer  hemumip  fHat  eonquiranin.  Vergleiche 
HefiterS*n8,  weither  sehr  richtig  zu  Vattel  bemerkt,  deai  dieFrngt,  ob 
Einverleibuiig  stattzußnden  habe,  eine  innere  etaatarechtliche ,  keine  völker- 
rechtliche für  den  Souverain  sei. 

5)  Bluntschli  a.  a.  O.  %.  Iö6:  »Der  Sieger  kano  auch  in  Folge  der  Un- 
tenrerfung  de»  Besiegten  keine  andern  Redite  Aber  Land  und  Leute  erwerben, 
ale  welche  in  der  öffentlichen  Rechtsordnung  und  in  dem  Staatsbegriffe  ihre 
Begründung  und  Boschrinkunö^  finden.  Die  Siftatigewelt  kann  nnf  ihn  über- 
gehen, aber  nicht  mehr  als  die  Staatsgewalt«. 
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nastie.  Es  bleibt  ihnen  Alles  erhalten«  was  sie  aus  Privattitelti 
erworben  haben  ^  dahin  gehört  Alles «  was  aus  Ersparnissen  der 
Civilliste  angesehaAt  worden  ist>  reine  Privat-  oder  SchatuUguter, 
kexneswi^  gthSnen  aber  dazu  Domänen-  und  Kammergüter» 
welche  der  Fürst  nicht  als  Privatmann»  sondern  als  Landesherr 
und  Staatsoberhaupt  besessen  hat»  wenn  auch  dio  Ertrüge 
derselben  ganz  oder  theilweis  zu  seinem,  seiner  Familie  und 
seines  Hofes  Unterlialt  verwendet  wurden.  Die  Auseiiiandersetzuiig- 
zwischen  der  neuen  Begierung  und  der  depossedirten  Dynastie 
kann  hier  nur  mit  genauer  Berücksichtigung  der  speciellen  Lan- 
desrechte ei  fol;j:en^.  Jedenfalls  wird  es  für  Preussen  von  Werth 
sein,  durch  billige  E-ücksichtnahme  auf  die  standesgemässcTi  He- 
dürfnisse  der  entthronten  Dynastien  den  Verzicht  derselben  auf 
die  ihnen  entsogenen  Lande  zu  erhalten^  denn  wenn  völker- 
rechtlich zur  Beendigung  des  ELiieges  auch  kein  Friedensschluss 
mit  den  depossedirten  Fürsten  nothwendig  ist^  so  wird  doch  durch 
einen  derartigen  Versieht  die  immerhin  nicht  unwichtige  dy- 
nastische Rektifikation  des  Besitztitels  erreicht'. 

Eine  derartige  Regelung  wäre  auch  der  augustenburgisclien 
Linie  gegenüber  zu  wfinsehen,  deren  Elbfolgerecht  nicht  nur  ton 
den  ersten  AutoiitSten  der  deutschen  Rechtswissensdiial^,  sondern 
von  der  Krone  Preussen  selbst  bei  verschiedenen  Gelegenheiten 
Iriiher  anerkannt  worden  ist®.  Ein  durch  einen  Vergleich  hervor- 
gerufener Verzicht  der  entschieden  nächst  berechtigten  Linie 
würde  den  letzten  Einwand  gegen  Preussens  Herrschaft  in  den 
Herzogthümern  Schleswiir- Holstein  auch  in  den  Augen  der  dor- 
tigen Bevölkerung  beseitigen  und  staatsrechtlich  wichtiger  sein, 
als  der  Verzicht  der  Jüngern  gottorpischen  Linie,  deren  even- 

6;  Ucber  das  Domänenrecht  der  einzelnen  deutschen  Staaten  ffiebt  die 
beste  Auskunft:  A.  L.  Rey  soh  er,  Die  Kechte  des  Staates  an  den  Domänen 
nach  dem  gemeinen  Kechte  und  den  Landesgesetzen.  Leipzig  IS63. 

7)  »Die  Legitimation  einer  usnrpirten  Staatsgewalt«.  Erste  Abtheilung. 
Habilitationsschrift  von  Siegfried  Brie.  Heidelberg  1866.  Ueber  die  verschie- 
denen lieziehungen  der  Legitimität  zu  andern  Staaten,  zu  den  Unterthanen  und 
Sur  entthronten  Dynastie  vergl.  besonders  Z  ö  pf  TsStaatsrecht,  Bd.  II.  §.  2(j2ff. 

8)  Vom  rechtlichem  Standpunkte  ist  es  gleichgültig,  ob  ein  Fürst  be- 
reite die  Regierung  angetreten  bat  oder  nieht}  sein  Sueeessionsreeht  beruht 
auf  der  Abstammung  vom  ersten  Erwerber»  bei  dem  Erbprinzen  von  Augusten- 
burg also  auf  seiner  Abstammung  vom  K.  Christian  I.,  seine  Berufung  erfolgt 
durch  den  Tod  des  letzten  Inhabers  kraft  der  Successionsordnung ;  dies  war  für 
den  Erbprinsen  eingetreten  durch  den  Tod  Friedrich' sV  IL  am  15.  Nov.  1863. 
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tuelles  Erbrecht  an  und  für  sich  nicht  cjeläugnet  werden  kann, 
jedenfiiUs  aber  dem  der  augustenburg-ischen  Linie  nachsteht*. 

Mag  man  indessen  über  die  Rechtmässigkeit  der  neuem 
Erwerbungen,  für  %velcbe  sich  Preussen,  Hannover,  Kurhessen. 
Nassau  und  Frankfurt  gegenüber,  lediglich  auf  das  Recht  der 
Eroberung^  den  Heizogthumem  gegenüber  ebenfalls  auf  das  Recht 
der  Eroberung,  ausserdem  auf  den  Vertrag  von  Gastein  für 
Lauenburg  und  auf  den  Praf^or  Frieden  für  Schleswig -Holstein 
beruft^  übrigens  juristisch  denken,  wie  man  will,  so  viel  steht  fest, 
dass  diese  Inkofporatlonen  bereits  Thatsachen  geworden  sind, 
welche  ohne  neue  grosse  Umwälsungen  nicht  rückgängig  gemacht 
werden  können.  Sie  werden  sich  in  das  Rechtsbewusstsein  der 
deutschen  Nation  allmählich  so  einleben^  wie  die  umfassenden 
Mediattsirungen  des  Jahres  1806^  welche  man  selbst  bei 
dem  allgemeinen  Restaurationsprocesse  des  Jahres  1 815  doch  nicht 
wieder  ruckgängig  machen  konnte,  obgleich  tax  sie  keineswegs 
dieselben  Gründe  sprachen,  wie  für  die  preussischen  Erwerbungen 
des  Jahres  1866,  denn: 

1)  hatten  die  1806  gewaltsam  subjicirten  Fürsten  und  Reichs- 
städte den  Rheiiibundsgliedeni  gegenüber  nicht  die  genngsLe  Feind- 
Seligkeit  begangen,  es  bestand  z.  B.  zwischen  der  Krone  Bayern 
und  der  Stadt  Nürn b  erg,  dem  Könige  von  Würtemberg  und 
den  Fürsten  Hohenlohe  kein  Kriegszustand  und  also  auch  kein 
Recht  der  Eroberung.  Ihre  Unterwer  fung  war  ein  e  G  ewalt- 
that,  für  welche  das  Völkerrecht  kernen  Xitel  kennt. 
(§.  98,  S.  286)  ; 

2)  geschah  die  gewaltsame  Vernichtang  jener  Staaten  im  Jahre 
1806  nicht  für  eine  höhere  nationale  Idee,  sondern  lediglich  aus 
dynastischem  Eigennutz,  nicht  für  die  Einigung  Deutschlands, 
sondern  zur  Stärkung  des  Partikulaiismus  im  Dienste  eines  frem- 
den Despoten. 

Uebrigens  haben  sämmt liehe  bestehende  deutsche  Staaten 
diese  Ton  Preussen  in  Norddeutschland  vollzogenen  TenitoriaWer- 
ünderungen  bereits  in  völkerrechtlich  bindender  Weise  aner- 
kanntj  so  dass  von  ihrer  Seite  jede  Anfechtung  deiselben  ausge- 


9}  Vertrag,  betreffend  den  Versieht  Oldenbargt  auf  alle  Rechte  in  Besog 

auf  Schleswig- Holstein  und  Gebietsabtretungen  von  Seiten  Preussens  vom  27. 
.September  iscs  nebst  einer  Denk«ehrift  dem  prent«.  Landtage  Oborgeben. 
Staats archiv  Bd.  XI.  S.  430. 
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Bchlofisen  ist^  Vom  Standpunkte  des  preussifclien  Staats- 
rechts ans  ist  die  Einverieibung,  welche  nur  in  Gesetzesform 
erfolgen  konnte^  ebenftlls  in  yerfassungsmässiger  Weise  su  Stande 
gekommen.  Nur  die  erste  neue  Erwertning,  das  Herzogthum 
Lauenburgy  wurde  durch  Besitzergreifungspatent  yom  15.  Sep* 
tember  1866  mit  der  preuesischen  Krone  lediglich  in  Personal* 
Union  gebracht,  nicht  dem  preussischen  Staate  als  solchem 
einverleibt,  ein  Verhältnisse  welches  bis  auf  den  heutigen  Tag 
lurUlauert.  • 

In  gleicher  Weise  beabsichtigte  die  Krone,  voil;iufi|^  auch 
das  Verhällinss  von  Hannover,  Kurlitssen,  Nassau  und  >rauk- 
furt  a/M.  zu  ordnen,  indem  die  Königliche  Botschaft  vom  14.  Au- 
gust auf  Art.  55**^  der  Verfassnnpf  "Rücksicht  nahm  und  die  defini- 
tive Reguiirung  der  Beziehungen  dieser  Länder  nach  Art.  2  der 
YerfiEussungsurkunde  "  einem  besondem^  später  zu  erlassenden  Gre- 
setze  vorbehalten  wollte. 

Durch  einen  sachgemftssen  Verbessonmgsantrag  des  Hauses 
der  Abgeordneten  kam  aber  das  definitive  Gresetz  vom  20.  Septem* 
her  1S66  in  folgender  Fassung  zu  Stande*' : 

§.  1.  »Das  Königreich  Hannover«  das  Kurföisienthum  Hes- 
sen, das  Herzogthum  Nassau  und  die  fireie  Stadt  Frankfurt  wer* 
den,  in  Gemässheit  des  Art.  2  der  Vexfassungsurkunde  für  den 
preussischen  Staat,  mit  der  preussischen  Monarchie  für Jmmer  Ter- 
einigt. 

§.  2.  Die  preussische  VerfiMsung  tritt  in  diesen  Landestheilen 
am  1.  Oktober  1867  in  Rrafit.  Die  zu  diesem  Behufe  nothwendi- 

gen  Abänderungs-,  Zusatz-  und  Atisfuhrnngsbestimmungen  wer- 
den durch  b(.  solidere  Gesetze  fcst<»-estellt.  « 

Ein  gleichlautendes'^  Gesetz  wurde  am  24.  Ijecemoer  für  die 
Herzogthümer  Schleswig-Holstein  publicirt. 
■  ' 

10}  Art.  55 :  »Ohne  Einwilligung  beider  Kammern  kann  der  Kdnig  nicht 
sogleich  Herrsrhor  fremder  Reicho  sein«. 

1 1 )  Art.  2 :  vDie  Grenzen  des  Staatsgebietes  küanen  nur  durch  ein  Gesetz 
▼erftndert  werden«. 

1 2)  Vergleiche  die  beiden  gründlichen  Berichte  der  XIII.  Kommission  über 
den  Gesetzentwurf,  betreffend  die  Vercinigun<>  von  Hannover  ,  Kurhceacn, 
Nassau  und  Frankfurt  und  der  Herzogthümer  Schleswig -Holstein,  erstattet 
vom  Abg.  Kanngiesser. 

13)  Nur  dib  Worte  >  fflr  immer«  wuiden  weggelasten  wegen  der  an  den 
Qtonhmog  von  Oldenburg  Tonunehmenden  kleinen  Gebietsabtretung  und 

Syitem  des  deataehea  SUatfreelito.  3G 
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Dainacb.  siiid  jetzt  Hannover«  Kurhessen,  Nassau ^  Frank- 
furt a/M. ,  sowie  die  Herzogthümer  Schleswig -Holstein  dem 
preussischen  Staatsgebiete  getetslich  einverleibt,  befinden 
Sick  aber  bis  ziiin  1.  Oktober  1867  in  einem  Uebergangs- 
inetande^  indem  erst  von  diesem  Termine  ab  die  preussisehe 
Vezfasaung  in  diesen  neu  erworbenen  Gebietstheilen  in  Kraft 
treten  wird. 

Aus  der  Beihe  der  ehemaligen  Bundesstaaten  sind  somit  ftmf 
▼erschwanden:  das -Königreich  Hannover,  das  Kurförstenihum 

Hessen,  das  Herzogthum  Nassau,  die  freie  Stadt  Frankfurt  a/M. 
und  das  Herzogthum  Holstein  und  I.aueiiburg,  das  litrzogthum 
Schleswig  ist  dagegen  nicht  blos  für  l^rcussen,  sondern  für 
Deutschland  neu  erworbpn.  Der  ;^anze  Zuwachs  des  ])ieussi- 
schen  Staatsirehietes  durch  diese  sog.  Annexionen  und  durch  Ab- 
tretungen von  i^aycrn  und  Hess;en-Darmstadt  beträgt  1308  Q.-M. 
mit  einer  Yolkszahl  von  4,815,000  Seelen.  Freussens  gesammtes 
Staatsgebiet  ist  damit  zu  einem  Umfange  von  6395  Q.-M.  mit 
23,590,543  E.  angewachsen.  Erst  durch  diese  geographische  Ab' 
rundung  im  nördlichen  und  mittlem  Deutschland  ist  Preussen  ein 
auf  solider  temtorialer  Grundlage  ruhender,  in  sich  gefestigter 
Grossstaat  geworden,  welcher  ruhig  tmd  selbstbewusst  demGkmge 
der  europäischen  Politik  folgen  und  seine  grosse  deutsche  Auf- 
gabe mit  sicherer  Hand  hinausfuhren  kann'** 

§.  124. 

Das  Süds  des  deaUcbsB  Bandes. 

Nachdem  am  14.  Juni  der  Bundestag  mit  9  gegen  7  Stimmen 
den  österreichischen  Mobilisirungsantrag  angenonnnen  hatte>  er- 
klärte Pässen  den  Bundesrertrag  für  gebrochen  und  trat  augen- 
blicklich aus  dem  Bunde  aus,  verwahrte  alle  seine  Ansprüche  auf 
das  bisherige  liundeseigenthuni  und  rief  seinen  Jiun  des  tagsge- 
sandten ab.  Seinem  Beispiele  folgten  einige  kleinere  norddeutsche 
Regierungen,  so  Oldenburg',  Lippe-Detmold,  Sachsen- 

iregen  der  im  Präger  Frieden  vorbebaltenen  Abstimmung  der  nördlichen 

Distrikte  Schleswig!». 

14)  Vergl.  meine  Schrift  Ober  die  Friedensbestimmungen  Nr. IV:  »die  An- 
nexionen«. 

1}  Annahme  des  Bündnisses  mit  Preussen  vom  19.  Juni  1S66.  Sureh 
Binsicht  und  Patriotlamu«  leichnet  eich  auch  die  VcnrUge  der  oldmibnfgi- 
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Alten burg^,  Anhalt  u.  a.  m.  Am  16.  Juni  erklärte  indessen 
die  liundesversamiiilung,  »dass  die  in  der  letzten  Sitziaig  erfolgte 
Austrittserklärung  Preusscns  rechtlich  ungültig  sei  und  dass  die 
Beschlüsse  der  Bunde.sver^animlung  für  Preussen  fortwährend 
verpfliclitonil  seien.«  Für  diesen  Beschiii ss  stimmten  auch  mehrere 
Kegierungen,  die  gegen  dea  Antrag  vom  14.  Juni  gewesen 
waren. 

Mit  dem  siegreichen  Vordimgea  Preussens  im  Osten  und 
We«;ten  mehrte  sich  die  Zahl  der  austretenden  Bundesglieder  Yon 
Woche  zu  Woche';  am  3-  Juli«  dem  entscheidenden  Tage  von 
Koniggz&tz,  waren  noch  13  Bundesglieder  vertreten^  unter  denen 
sich  freilich  auch  die  bereits  depossedirten  Fiursten,yon  Hannorer« 
Kurhessen  und  Nassau  befanden.  Da  diese  13  Bundesglieder  aber  \ 
meist  Inhaber  Ton  Virilstimmen.  waren,  so  hatte  der  Bundestag 
im  engem  Rathe  immer  noch  die  9  zur  Besehluss&ssung  nöthigen 
Stimmen ;  eine  P 1  e  n  u  r  v  e r s  a  m  m  1  u n g  war  dagegen  schon  da- 
mals Avegen  Mangels  der  nöthigen  Stimmen  nicht  mehr  zusam- 
menzubringen. Am  11.  Juh  fasste  die  Bundesversammlung  den 
Beschluss:  »mit  Rücksicht  auf  die  gegenwärtigen  Verhältnisse, 
um  ihre  Thätigkeit  ungehemmt  und  ihren  Verkehr  mit  den  bun- 
destreuen Staaten  ungestört  zu  erhalten^  ihren  Üitz  provisorisch 
nach  Augsburg  zu  verlegen«^. 

Diese  Uebersiedelung  des  Bundestages  nach  Augsburg  fand 
am  14.  Juli  statte  gerade  einen  Monat  nach  jenem  verhängniss vol- 
len Beschlüsse  vom  14.  Juni.  Aber  das  endliche  ScMcksal  des 


■chen  Staatiregiemog  an  den  dordgen  Landtag  aus.  StaatMrehiv 

a.  a.  O.  S.  151. 

■  2)  Bemerkenswprthe  Proklamation  des  Herzogs  yoft  Sachsen- Altenbuig 
vom  2:3.  Juni  l^ü(i.   8  taatsarchi V  lid.  XI.  S.  1-18. 

3j  Der  Austritt  ging  in  folgender  Keihenfolge  vor  sich:  den  21.  Juui  Ol- 
denburg  und  Lippe-Detmold»  23.  Sachsen-Altenburg,  25.  Anhalt,  Sehwaraburg- 
Sondenhaatm  und  Waldedt,  den  29.  Schwarzburg-Kudolstadt  und  Scbauin- 
burg-Lippe,  Hamburg,  Bremen  und  Lübeck,  den  J.  Juli  Coburg-Gotha,  Reüss 
j.  L.  und  Mecklenburg,  den  ö.  Juli  iSachsen-W  cimar,  den  2().  Juli  Sachsen- 
Meiningen,  den  2.  August  Baden,  den  4.  August  Braunschweig.  Die  mit 
Frettteen  Äiedoi  eeblieseetidaQ  Staaten  erkannten  in  den  FriedentaehlüMen 
die  Auflösung  an,  5!Bnndes«taaten  wurden  inkorporirt,  Liechtenstein  ignorirt ; 
für  das  Herzogthum  Limburg  wurde  die  Auflösung  jedes  staatlichen  Ver- 
bandes mit  dem  ehem.  deutschen  Bunde  TötketrecbtUc^  sanktionirt  durch  dep 
Londoner  Vertrag  vom  11.  Mai  Ibül, 

4)  Für  die  Vorgänge  sm  Bundestage,  naehdem  derselbe  ^ankfort  ver- 
lassen hatte«  folgen  wir  den  offieiösen  Mittheilungen  der  Augsb.  AUg.  Zfitg. 
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Bandes  wurde  nicht  an  dem  grünen  Tuehe  der  BandetTenannünn^ 

sondern  auf  den  blutigen  Schlachtfeldern  Böhmen«  entschiedea. 
Gebrochen  durch  die  furchtbarsten  Niederlagen,  erkannte  .-»elbst 
die  bi<»herige  Präsidiairaach t  am  2H.  Juli  »die  Aufliisung^  des 
'bisheriijen  deutschen  Buride^i'  aiisdrücklic  h  an.  Am 
2.  Au:^u>t  erklärte  Baden  s-f*!!!*^!!  Au-^^tritt ,  W(>durch  auch  der 
engere  Kach  be^chiussuniähig  wurde.  In  einer  Denk:^chrüt  des 
^uUschen  ^iinistmuBis  wurde  dieser  Austritt  dadurch  motiWrt: 
«dass  eine  Bondetrertretung  und  der  deutsche  Bund  seibet  in 
Wahrheit  nk^t  mehr  existire .« 

Am  4.  AugDSt  folgte  Bramuchweig  mit  der  Eiklinmg: 
■dus  in  Folge  der  neuesten  Ereignisse,  insbesondere  nachdem 
Preossen  nnd  ndt  diesem  eine  Mehnahl  deatscfaer  Begienmgen 
ans  dem  Bmide  ansgetieten  sei  >  es  demselben  an  den  nothigen 
Voiaussetzangen  des  Fortbestandes  niangele.c  Auch  gegen  diese 
firklSnmg  wurde  Ton  dem  beschlnssnnfäh igen  Btinde9tags- 
Teste  (Bayern,  ?>achsen,  Hannover,  Würtemberg,  Hessen-Darmstadt 
und  Nassau,  der  auch  in  frühern  Fallen  erhobene  Pr  o  test  wieder- 
holt. Am  24.  August  trat  dieser  Rest  de»  ßundestaj^s ,  unter  deai 
Vorsitze  de.**  österreichischen  Präsidialfjesandten ,  zum  letzten  Mal 
zusammen  und  beschloss:  «nachdem  in  Folge  der  Krieq^sereignisse 
imd  Friedensverhandlungen  der  deutsche  Bund  als  aul'gelöst  be- 
trachtet weiden  mnss,  seine  Thätigkeit  mit  der  heutigen  Sitzung 
sn  beendigen,  auch  hiervon  die  bei  ihm  beglaubigten  Vertreter 
auswärtiger  Begierungen  zu  benachrichtigena'^. 

Wenn  so  das  £nde  des  Bandes  tags  mizweifelhaft  kon- 
statirt  ist,  so  ist  damit  die  Frage  nach  der  Fartenstena  des  B  an- 
des  selbst  noch  nicht  beantwortet^  denn  dieser  TÖlkerrechtliche 
Verein  hätte  nach  Untergang  seines  Organs«  der  BimdesTeisamm- 
hmg,  in  der  Auesicht  auf  Bekonstruktion  eines  solchen«  fort- 
dauern können^  wie  dies  im  Jahre  1850  auch  Ton  Preussoiund 
seinen  \'erbündeten  angenommen  wurde,  welche  trotz  der  Auf- 
hebung des  Bundestags  den  Bund  m  selueu  ,  völkerrechtlichen 
Gnindlag-en  als  fortbestehend  betrachteten. 

Von  einem  ganz  andern  Standpunkte  als  damals  gingPreusseu 
bei  der  jetzigen  Katastrophe  aus,  indem  e»  bei  ^»MneiH  Austritte 
aus  der  Bundesfersammlung  am  14.  Juni  ausdrückiick  erklärte. 


9\  Angsb.  AUg«m.  Zeit  IMS  Nr.  237. 
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«dass  es  den  bisherigen  Bund  als  erloscl^en  betrachte'« 
Freilich  stand  der  Austritt  eines  Bundesgliedes  mit  dem  formel- 
len Bundesrechte  ebenso  im  Widerspruche,  wie  die  Aufhebung 
deadejure  »unauflöslichen«  Bundes^  indem  Art.  I.  derBun- 
desakte  denselben  als  einen  »beständigem  Bund  bezeichnet 
und  Alt.  y.  der  Wiener  Schlussakte  ausspricht;  »der  Bund  ist  als ' 
ein  unauflöslicher  Verein  gegründet  und  es  kann  daher  der 
Austritt  aus  diesem  Vereine  keinem  Mitgliede  desselben  fireistehen.« 

Nach  dem'Buchstaben  des  Bundesrechtes  gab  es  also  un- 
ter keinen  Umständen  eine  rechtliche  Befugniss  für  ein  Mit- 
glied^ aus  diesem  Vereine  auszutreten,  selbst  wenn  das  Verbleiben 
in  demselben  seinen  wichtigsten  Staatsinteressen  zuwiderlaufen 
sollte.  Immerhin  bheb  aber  der  Bund  eine  Vereinig: im ^  deut- 
scher und  souveräner  Staaten,  denen  die  nationale  Gesamuit- 
aufgabe  des  deutschen  Volkes,  wie  die  eigene  Staatsexistenz,  das 
höphste  Gesetz  ihres  politischen  Verhaltens  vorschreiben  musste. 

In  erster'er  Beziehung  hatte  das  deutsche  Volk  mit  dem 
Bunde  die  traurigsten  Erfahrungen  gemacht;  seit  Decennien  war 
ren  alle  Beformversuche  gescheitert  an  dem  verrosteten  Mechanis- 
mufi  der  Bundesreriassungy  welche  für  jede  Verfossungsreiände- 
rung  Stimmeneinhelligkeit  yeilangte  und  ausserdem  für  die 
weitere  Entwickelung  des  Bundes  die  unübersteigliche  mate- 
rielle Schranke  zog,  wornach  alle  dahin  zielenden  Beschlüsse 
«nicht  mit  dem  Geiste  der  Bundesakte  in  Widerspruch  stehen,  noch 
von  dem  Grundcliarakter  des  Bundes  abweichen  dürfen«.  Wiener 
Schlussakte  Art.  IV.  Damit  war  jede  emstliche  Refonu,  die  immer 
mit  dem  Grundcharakter  des  Bundes,  d.h.  seiner  rein  volkerrecht- 
lichen Natur  und  der  unbeschränkten  Souveränetät  der  Einzel- 
staaten, in  Widerspruch  hätte  treten  müssen,  auf  legitimem 
Wege  unmöglich  gemacht.  Das  positive  Becht  des 
Buchfitabens  war  hier  so  verknöchert  und  aller  weiteren  Fortbildung 
80  un&hig«  dass  nur  durch  einen  Bruch  mit  demselben  Kaum  ior  . 
einen  soliden  Neubau  gewonnen  werden  konnte.  Weitere  Konser- 
▼irung  des  Bundesxechts  wäre  Verewigung  der  Schwäche,  Uneinig- 
keit und  Zerfahrenheit  Deutschlands  gewesen. 

In  der  zweiten  Beziehung  hatte  besonders  Freussen 
Klage  zu  fuhren.  Während  es  dem  Bunde  seit  Decennien  die 
schwersten  Opfer  gebracht  hatte,  wurde  es  durch  denselben  nur  in 
seiner  Aktion  gehindert,  niemals  unterstutzt.  Jener  Beschluss  vom 
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14.  Juni  1866  war  nur  die  äusserste  Spitze  dieser  jahrelangen,  ge- 
radezu herkömmlichen  Bundespolitik.  Nach  einem  solchen  Be- 
schlüsse machte  das  Gebot  der  Selbsterhaltung,  die  Rücksicht 
auf  die  Hedinguiisjen  der  eigenen  staatlichen  Existenz,  dem  preus- 
sischen  Staate  den  Austritt  aus  dem  Bunde  geradezu  zur 
Pflicht  gegen  sicli  seihst,  wenn  ein  solcher  auch  nach  dem  Buch- 
Btftben  des  positiven  Bundesrechtes  unstatthaft  war. 

Wollte  man  aber  noch  irgend  Zweimal  über  die  rechtliche  Auf- 
lösung des  deutschen  Bundes  hegen,  so  würden  dieselben  da- 
darch  Tolktändig  gehoben,  dass  sämmtliche  Bundesglieder  dieselbe 
ausgesprochen  und  anerkannt  haben.  Zunächst  Preussen  und  seine 
norddeutsehm  Verbündeten,  dann  Oesterreich  um  25.  Juli  im 
Art.  II.  des  Fkaliminarfriedens  (wiederholt  im  Präger  Frieden  Tom 
33.  August  Art.  lY.);  endlich  Bayern,  Würtembeig,  Baden, 
Hessen •  Darmstadt,  Sachsen,  Meiningen,  Reuss  ä.  L*  in  ihren 
Friedensschlüssen.  , 

Ist  nun  diese  nicht  nur  thatsächliche,  sondern  auch  rechtliche 
Beendigung  des  deutschen  Bundes  jetzt  allseitig  anerkannt^!,  so 
knüpfen  sich  an  die  Auflösung  folgende  juristische  Konsequenzen; 

1)  Die  ehemaligen  liuudesstaaten sind,  bo\yeitsie  nicht  be- 
reits neue  V er }) f Ii ch t u  n  gen  eingegangen  liaben,  jetzt 
bundesfrei;  sie  stehen  in  voller  völkerrechtlicher  Unabhängig- 
keit nebeneinander,  und  es  liängt  von  ihrem  freien  Entschlüsse  ab, 
ob  sie  überhaupt  ein  neues  Bundesverhältniss  eingehen  wollen. 
Durch  die  Anfliehung  des  bisherigen  deutschen  Bundes  sind  alle 
Rechte  und  l'flichten  der  ehemaligen  Bundesglieder,  welche  aus 
dem  fortdauernden  ]3\uKlcsverhältnisse  entsprangen,  aufgehoben, 
damit  ist  freilich  auch  der  durch  die  Bundesver&ssung  gewährte 
Schutx  fiii  sie  verloren  gegangen. 

2)  SSmmlüefae  Bestimmungen  der  Bundesakte  und  der  übri* ' 
gen  Bundesbeschlüsse,  welche  sich  auf  die  Verfassung  des 

.  ehemaligen  Bundes  besiehen,  sind  mit  seiner  Aufhebung  hinweg- 
ge&Uen,  da  ihnen  jetzt  das  Objekt  der  Anwendung  fehlt.  Da- 
gegen ist  aber  keineswegs  das  ganze  Bundesrecht,  d.  h.  die 
Gresammtheit  derjenigen  Rechtsnormen,  welche  auf  den  Bundes- 
grundverträgen  oder  sonstigen  Bundesbeschliissen  beruhen,  als 

6)  Eine  Anerkennung  dieser  Auflösung  durch  alle  europäischen  Orose- 
miohte  erfolgte  sehUesslicb  im  "Londoner  Vertrage  vomll.  Mei  1867  (Aber 
Luxemburg}  Art.  VI*  • 
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ipso  Jure  beseitigt  anzuseilen  ,  denn  mit  Wegfall  eines  Staates  oder 
einer  Staatenverbindung  ist  keineswegs  Alles  aufgehoben,  was  sieh 
unter  ihrem  Einflüsse  verfassungsmässig  entwickelt  hat;  vielmehr 
ist  alles  Bimdesrecht ,  welches  ohne  Existenz  der  Bundes- 
verfassung überhaupt  fortbestehen  kann,  als  gültig  anittseheii^* 
Von  den  Artikeln  der. Bundesakte  sind  daher  die  sogenannten  be* 
eondern  Bestimmung^  Art.  XII — XIX.  unaweifelhaft  in  Kraft 
geblieben,  wahrend  die  all  gern  einen  Bestinunmigen  Art.  I^^ 
XI.  nothwendiger  Weise  wegge£edlen  sind.  Vor  Allem  mflssen  die 
von  Bundesw^en  zugesicherten«  wenn  auch  sehr  dürftigen  Grund- 
rechte deutscher  Ünterthanen,  ebenso  aber  auch  die^Standesiechte 
der  s.  g.  Mediatisirten ,  in  allen  ehehialigen  Bundesstaaten  als  fort- 
geltend betrachtet  werden,  mögen  dieselben  jetzt  völlig  bundesfrei 
geworden ,  dem  norddeutschen  Bunde  angehörig  oder  Preussen 
einverleibt  worden  sein®.  Nur  ist  diesen  Rechten  jetzt  freilich  die 
Garantie  der  Bun  des  Verfassung  entzogen,  wodurch  sie  früher 
dem  Belieben  der  Einzelstaaten,  selbst  deren  Gesetzgebung  gegen- 
aber«  geschützt  wurden^  Es  kommt  somit  dem  Bundesrechte  jetzt 
ganz  dieselbe  Stellung  zn,  welche  wir  dem  Reichsrechte  nach 
Aufhebung  des  deutschen  Reiches  vindicirt  haben  (S.  22). 

3)  Durch  Aufhebung  des  Bundes  wird  eine  Auseinander» 
setsung  der  ehemaligen  Bunde^lieder  in  Betreff  seiner  Aktiva 
und  Passiva  nödiig,  indem  der  Bund  ein  nicht  unbedeutendes  Ver* 
mOgen  an  Mobflien  und  ImmobiUen  hinterlassen,  andererseits  aber 
auch  noch  manche  Verbindlichkeiten  zu  erfüllen  hat. 

Als  eine  besondere  TerpAichtung  liegt  den  Bundesgliedem 
die  Pensionirung  der  etatsmässigen  Diener  und  Beamten  des 
Bundes  ob,  sowie  die  1  ortzahluiig  der  bereits  bewilligten  Pensio- 
nen, wie  dies  auch  im  Art.  IX.  des  Prager  Friedens  ausgemacht 
worden  ist:  »den  etatsmässigen  Beamten,  Dienern  und  Pensio- 


7)  Ich  stimme  hierin  ganz  dem  bei,  wa»  H.  A.  Zach  ar  Ii  in  seiner  Vor^ 
rede  zur  dritten  .\uflage  in  dieser  Beziehung  entwickelt,  indem  er  von  dem 
richtigen  Grund ijf'flanken  ausgeht:  «der  deutsche  Bund  ist  nur  aufgelöst, 
aber  nicht  rückwärts  annulli  r  t  wordena.  Derselbe,  in  dem  norddeutschen 
Beicbttage.  Stenogr.  Ber.  8.  556. 

8)  Dies  gilt  also  auch  ▼on  den  Rechten  der  mediatisirten  Häuser  in 
den  ehemal.  hannoverschen,  nassauischen  und  kurhessischen  Gebietstheilen. 

9)  'U''enn  so  die  Bestimmungen  des  Art.  XIV  der  Bundesakte  als  fortgel- 
tend betrachtet  werden  müssen  ,  so  ist  der  im  Art.  LXill  gewährte  Kecura  an 
die  Bundes versammiung  selbstverstilndUch  weggefallen. 
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nisten  des  Bundes  werden  die  ihnen  gebührenden  bes.  bereits  be- 
willigten Pensionen  jiro  rata  zugesichert«. 

Art.  YU.  desselben  Friedensvertrages  bestimmt:  »Behufis 
Ausemandersetzmig  über  das  bisherige  Bundeseigenthum  wird 
binnen  längstens  sechs  Wochen  nach  der  BatittLatiaii  des  gegen- 
wärtigen Vertiigs  eine  Kommission  lu  Frankfurt  intammen  treten^ 
bei  welcher  sKmmtliehe  Forderongen  und  Ansprftche  an  den  dettt> 
sehen  Bund  aasumelden  und  binnen  sechs  Monaten  zu  li^diren 
sind.  Prenssen  und  Oestetreich  weiden  sieh  in  dieser  Kommisdlon 
▼ertreten  lassen  und  es  steht  allen  übrigen  Bundesregierungen  zu, 
einOleiehee  zu  thun«.  Eine  solche  Kommission  ist  gegenwärtig  in 
Frankfurt  mit  dieser  Au^be  l>esch8ftigt. 

Das  Princip  der  Vertheilung  ist  zwischen  Oestenreieh 
und  Preusscn  durck  All.  \  III.  des  Prat^cr  Friedens  festgestellt: 
»Oesterreich  bleibt  berechtigt,  aus  den  Bundesfestungen  das  kaiser- 
liche Eigenthum  und  von  dem  beweglichen  BundeseigenthuDfle 
den  matrikularmässigen  Antheil  Oesterreichs  fortzuführen 
oder  sonst  darüber  zu  verfügen;  dasselbe  gilt  von  dem  ge- 
samm  te  n  beweglichen  Ver  mögen  des  Bundes«'*'. 

Also  wird  die  Quote  des  matrikularmässigen  Beitrags 
für  jeden  Staat  den  Antheil  bestimmen^  den  er  am  b  e  w  e  g  H  c  h  e  n 
AktiTvexmÖgen  des  Bandes  zu  beanspruchen  hat.  Das  Haupt- 
yermögensobjekt  des  Bundes  bildeten  die  Bundesfestungen. 
Glücklicher  Weise  bezieht  sich  diese  verabredete  Theilong  nur 
auf  das  bewegliche  Vermögen,  sodass  der  Grund  und  Boden 
und  die  Geb&ude  der  Festungen  weder  zur  Natural-  noch  zur  Civil- 
tbcflung  gezogen,  sondern  ho£fentlich  in  ihrer  Integrität  erhalten 
weiden.  Das  Besatznngsreeht  Ton  Mainz  bleibt,  kraft  eines  Ver- 
trags mit  Hessen-Darmstadt,  in  den  Hftnden  Preussens,  welches 
ganz  in  die  Beehte.des  deutschen  Bundee  eintritt**.  In  Betreff 


10)  In  allen FriedenivtttrigML  mit  Bayern, Hessen -Dtnuttadt,  Baden, 
WOrtemberg ,  Sachsen  heistt  es  s  »Die  Auaeinaiidenetzung  der  durch  den  frü- 
hem deutschen  Bund  begründeten  E  igenth  ums  verh  äl  tnisse  bleibt  be- 
sonderer Vereinbarung  vorbehalten».  Doch  scheint  man  das  durchaus  in  der 
Natur  der  Sache  begründete,  zwischen  Oesterreich  und  Preutsen  vereinbarte 
Princip  als  allgemein  gültig  angenommen  sa  haben. 

11)  In  dem  Nebeavertrage  vom  3.  September  bciaet  ee  Nr.  8:  »In  Beiie- 
hung  auf  das  FreuRsen  zustehende  und  ihm  ausschliesslieh  verbleibende  Be- 
aatiungarecht  in  3ftainz  weiden  die,  biaher  sfrisohen  dem  Bunde  und  der  Teni< 
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Luxemburgs  behauptete  Pieussen ,  dass  sein  auf  europäischen 
Verträgen  beruhendes  Be$atzung«rMlit  auch  nach  dem  Untergange 
des  deutschen  Bundes  fortbestehe ;  es  hat  jedoch^  g^^gon  eine  euro* 
päische  Garantie  ewiger  Neutialitiit  des  ganxen  Grossherzogthums» 
im  Interesse  des  Friedens»  auf  dieses  Beeht  im  Londoner  Yertrage 
vom  1 1.  Mai  1867  yenichtet  Wo  indessen  nicht  besondere  Ver- 
träge die  Fortdauer  eines  derartigen  Besatzungsrechtes  sichern, 
ist  zu  behaupten,  dass  dies  ab  TÖlkerrechtliche  Servitut  zu 
betrachtende  Beeht  des  deutschen  Bundes  mit  dem  Untergänge  des 
herrsehenden  Subjektes  hinwcggefallen  und  somit  die  natürliche 
Freiheit  der  Territorialregierung  wieder  von  selbst  aufgelebt  ist. 
Die  Festung  Landdu,  welche  auch  ah  Bundesfestuug  immer  nur 
von  Bayern  besetzt  war,  bleibt  demnach  in  den  Händen  dieses 
Staates.  Gleiche  Kechte  kciinien  Baden  und  Würtcmberg  in  Be- 
treff Rast  ad  ts  und  Uhus  beanspruchen.  Da  indessen  die  geld- 
lichen und  militänsciien  Kräfte  dieser  rartikularstaateii  kaum  aus- 
reichen werden,  diese  ehemaligen  Bundesfestungen  zu  erhalten  und 
hinreichend  zu  besetzen,  so  wird  die  Ordnung  der  staatsrecht- 
lichen und  militärischen  Verhältnisse  dieser  für  Deutschlands 
Sicherheit  so  wichtigen  Festungen  hoffentlich  einer  der  ersten 
Punkte  sein^  Aber  welchen  eine  sachgemSsse  Vereinbarung  zwi- 
schen dem  norddeutschen  Bunde  und  den  süddeutschen  Staaten 
erzielt  werden  wird. 

lorialregierung  massgebend  gewesenen  Bestimmungen  auf  das  Verhfcltni»« 
zwischen  Preussen  und  der  Territoiialregieiung  Anwendung  finden.« 

12)  FireutB.  Suatsant.  1867  Xr.  133.  IHs  preuMuche  Beaatcungsrecht 
war  nicht  lediglich  eine  Iiittitution  des  Buadenredits»  et  beruhte  nicht  auf  der 
Bundesakte  oder  auf  spätem  Bundesbeschlüssen ,  sondern  auf  selbststSn- 
digen  Tölkerrechtlichen  Verträgen,  so  auf  dem  Vertrage  vom 
8.  Nov.  1816  zwischen  Preussen  und  den  Niederiandenj  den  1816  und  IblT  von 
den  Niederlanden  mit  Frauesen,  Oetterreich,  England  und  Rueeland  abge- 
■ohloMenen  Separatvertrl^ea»  dem  Frankfiirter  Territorialrecesse  vom  20.  Juli 
Tn  dem  Yertrage  vom  8.  Nov.  1816  war  ausdrücklich  »die  veriit;ii;te 
Vertheidigung  der  respektiven  Staaten«  als  Zweck  der  Uebereinkunft  hin- 
gestellt. Ueberhaupt  sollte  das  Besatzungsrecht  Prcussens  nur  ein  Glied  im 
groseen  enropfiieehen  BefensiTsyeteme  gegen  Frankteich  bilden,  PreuBsen  war 
daher  berechtigt  und  Terp€icbtet,  auf  dieeee  ihm  anTertraute  Recht  nur  in 
Uebereinstimmung  mit  den  europäischen  Mächten  und  unter  deren  ausdrück- 
licher Garantie  Verzicht  zu  leisten.  Sämmtliche  einschlagende  Stellen  der 
internationalen  Verträge  finden  sich  bei  F.  von  Seidewitz,  Preussens  Kechte 
bezüglich  des  liOndee  und  der  Festang  Luxemburg.  Berlin  1867.  Vergl.  auch 
S.  Brie,  Luxemburg  und  feine  Verbindung  mit  Deutechland  in  den'prenn. 
Jahrb.  Bd.  XiX,  S,  SM'-^OI.   
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Die  Gründung  des  norddeutschen  Bundes. 

Xntor  Abschnitt. 

Vorbereitende  Schritte  bis  zur  Eröffnung  des 

Keichstages. 

§.  125. 

Die  deutsche  Folitfk  des  firafea  Bismarck  1862—1866. 

Ab  der  schöpfeiiscbe  Geist  des  norddeutschen  Bundes  ist 
Otto  Eduard  Leopold  Graf  yod  Bismarck  •  Schönhausen 
(geb.  am  1.  April  1815)  zu  betrachten Koch  auf  dem  Paria-  ' 
mente  zu  Erfurt  ein  Anhänger  der  österreichischen  AlUance  und 
entschiedener  Gegner  der  bundesstaatlichen  Politik^,  hatte  Graf 
Bismarck  später«  als  preussischer  Bundestags^esandtar  1851 — 59, 
aus  eigner  Anschauung  die  Unnatur  der  Bundesinstitution  kennen 
gelernt  und  die  Ueberzeujjung  gewonnen,  dass  der  Bund  setner 
ganzen  Anlage  nach  auf  unlialtbaren  Fundamenten  bemhe  und  der 
realen  Machtbedeutung  des  preussischen  Staates  die  Aiicikciinuiig 
versage,  dass  er,  insbesondere  seit  :^eiuer  ^\ H  (leihprstcllun^i  im 
J.  1851,  von  Orsterreich  und  den  mit  diesem  gelieiideii  iNiiuel- 
staaten  nur  dazu  benutzt  werde,  um  Prcussen  in  seiner  freien  Be- 
wegung und  in  der  Verfolgung  seiner  deutschen  Aufgabe  zu  iiem- 
men.  Bei  seinem  Abgange  von  Frankfurt  stand  in  ihm  die  Ansicht 
fest,  dass  dieser  Zustand  für  Preussen  auf  die  Dauer  unerträglich 
sei  und  dass  die  erste  beste  Gelegenheit  zu  einer  Wanddung  der 
Dinge,  zu  einer  Lösung  der  deutschen  F^age  im  preussischen 
Sinne,  benutzt  werden  müsse*. 


1}  Graf  Bismarck,  ein  Lebensbild.  Altenb.  1867.  Da«  Beste  über 
Bismarok's  deutsehe  Politik  findet  doh  in  der  neuesten  Auflage  von  Adolf 

Schmidt'g  verdienstvollem  Werke  über  Preussens  deutsche  Politik.  S.  214  ff. 
V  2)  Veigl.  sein  eigenes  Bekenntniss  im  Reichstage.  Stenogr.  Ber.  S.  i?8* 
3)  So  schrieb  er  am  12.  Mai  1859  von  Petersburg :  ulch  sehe  in  unserem 
BundesverhältDisse  ein  Gebrechen  Preussens ,  welches  wir  früher  oder  später 
fnro  et  igni  werden  holen  mflsaen ,  wenn  wir  nicht  bei  Zeiten  eine  K.ur  in 
gflnitiger  Jahresieit  dagegen  vornehmen.  Wenn  heute  lediglich  der  Bundauf» 
gehoben  würde,  ohne  dass  man  etwas  Anderes  an  seine  Stelle  setzte,  so  glaube 
ich,  dass  schon  auf  Grund  dieser  aktiven  Errungenschaft  aioh  bald  losere 
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Bereichert  durch  die  zu  Frankfurt  gewonnenen  Anschauungen 
und  die  grossen  diplomatischen  Erfahrungen  von  Petersburg  und 
•  Paris,  trat  Bismarck  am  24.  September  1862  als  Ministerprftsident 
in  Preussen  an  die  Spitze  der  Geschäfte.  Sein  Streben  war  daianf 
gerichtet»  entweder  eine  klare  Auseinandersetning  mit  Oesterreich 
über  das  gegenseitig  zu  achtende  Machtgebiet  friedlich  herbeiiu- 
führen  oder  die  lästige  Fessel  gewaltsam  sa  sprengen,  welche  die 
traditionell  von  Oesterreich  geleitete  Bandespolitik  sowohl  der 
aufstrebenden  staatUehen  Kraft  Preussens,  wie  der  damit  so  eng 
zusammenhängenden  nationalen  Entwicklung  des  deutschen  Vol* 
kes  anlegte.  Eine  offene  Verständigung  mit  Oesterreich  versuchte 
er,  bald  nach  dem  Antritte  seines  Ministeriums  lu  den  bekannten 
»vertraulichen  Unterredungen«  mit  dem  österreichischen 
Gesandten,  Grafen  Karolyi,  welche  er  im  December  1862  pflog 
und  worüber  die  Cirkulardepesclie  vom  21.  Januar  1S63  nähere 
Auskunft  giebt*.  Da  ein  derartiger  VerstUtKliijungsversuch,  wie 
vorauszusehen  war,  ohne  Erfolg  blieb,  so  trat  liismarck  von  nun 
an  der  österreichisch -mittelstuutlichen  Politik  am  Bundestage  mit 
folgerichtiger  Entschlossenheit  entgegen.  So  wies  er  zunächst  den 
wesentlich  gegen  Preussen  gerichteten  Antrag  auf  Bildung  einer 
ständischen'Deiegirtenversammlung^  besonders  zurlierathung 
.  allgemeiner  Gesetzentwürfe  üliterCivüprocessundObligationenreoht 
ab  (S.  3Si}.  Das  über  diese  Angelegenheit  in  der  Bundestags^ 
Sitzung  Yom  18.  December  i|)[>g^ebene  Minoritätsgutachten, 
wie  das  Votum  des  preussischen  Bundestagsgesandten  in  der  Sitzung 
vom  22.  Januar  1863,  legen  bereits  das  Programm  von  Bismarck's 
deutscher  Politik  klar  vor  Augen.  Nachdem  Bismarek  diesen  wohl- 
berechneten Schlag  der  mittelstaatlichen  Koalition  glücklich  parirt 
hatte ,  suchte  Oesterreich  diese  momentane  Niederlage  durch  die 
grossarii^^c  üeberrascliung  seines  Reformprojekts  und  die  Zu- 
sammenberufung des  Fiirstentages  nach  Frankfurt  wieder  gut 
zu  machen  (S.  337 — 341).  Die  Ablehnung  dieses  auf  Preussens 
staatliche Nullüicirung  berechneten  Projekts  gab  <li  ni  jirenssischcn 
Ministerpräsidenten  abermals  Gelegenheit,  in  mehreren  denk- 
würdigen Aktenstücken  seine  leitenden  Grundgedanken  über  die 


und' natürlichere  Besiehung«n  PreuMens  su  seinen  deutaohen  Nachbarn  au»* 
bilden  würden,  als  die  bisherigenu. 

4)  Staat «srchiv  Bd.  VlU.  Nr.  1751.  8.  »5. 
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deutsche  Frage  dazzukgen;  es  i«t  dies  der  obtn  ($.  34  t)  erwähnte 
Bericht  des  preoenschen  Staatsmiiusteriums  an  den  König ,  » die 
deatsehe  Reformfrage  betreffend  a  vom  15«  September  1863  und 
die  Antwort  des  Königs  von  Preussen  an  die  Theilnehmer  des 
Füfstentages»  Tom  22.  September  1863>  nebst  einem  Schreiben  des 
Mintstsrinms  des  Auswärtigen  an  die  königlichen  Oesandtschai^ten 
bei  den  Thsünehmcm  am  Fnrstentage  von  demselben  Tage*. 
Schon  damals  legte  Bismarck  den  grösstcn  Werth  auf  eine  Na- 
tionaWertretung:  »das  Element,  welches  bemfen  ist,  die 
Sonderinteressen  der  einzelnen  Staaten  lui  Interesse  der  Gesammt- 
heit  Deutschlands  zur  Einheit  zu  vermitteln,  wird  wesentlich  nur 
in  der  Vertretung  d«'r  deutschen  Nation  gefunden  werden 
können  ....  Bürgschult  kann  Ew.  Majestät  Staats  mini  Stenum 
nnr  in  einer  waliren ,  aiis  direkter  öetheiligun|T  der  tfanzen  Nation 
hervorgehenden  National  Vertretung  finden.  Kein  noch  so  künst- 
lich ausgedachter  Organismus  von  üuudcsbehörden  kann  das  Spiel 
und  Widerspiel  dynastiischer  und  partikularistischer  Interessen 
ansschliessen ,  welches  sein  Gegengewicht  und  sein  Korrectiv  in 
der  Naltonalvertretung  finden  muss.  In  einer  Yersammlungf  die 
aus  dem  ganaen  Deutschland  nach  dem  Massstabe  der  Bevölkerung  { 
durch  direkte  Wahlen  hervorgeht,  wird  der  Schwerpunkt,  so  wenig 
wie  ausser  Deutschland ,  so  auch  nie  in  einzelne  von  dem  Cranzen 
sich  innerlich  Idsenden  Theile  fidlen,  darum  kann  Preussen  mit 
Vertrauen  in  sie  eintreten.  Die  Intcgressen  und  Bedürfnisse 
des  preussisehen  Volkes  sind  wesentlich  und  unzer- 
trennlich i  il  e  n  1 1  s  c  h  in  i  t  d  e  n  e  u  d  e  s  d  e  u  t  s  c  h  e  n  V  o  1  k  e  s  : 
wo  dieses  Element  zu  seiner  Avahren  Bedeutung  koiamr ,  ^vird 
Preussen  nitnials  befürchten ,  in  eine  seinen  eigenen  Interessen 
widerstrebende  Politik  hineingezogen  zu  werden«. 

Die  entschiedene  Ablehnung  des  Keformprojekts  in  der  von 
Oesterreich  gebotenen ,  völlig  unannehmbaren  Gestalt  hätte  schon 
damals  wahrscheinlich  zum  offenen  Bruche  geführt,  wenn  nicht 
durch  den  plötzlichen  Tod  des  Dänenkönigs  am  15.  November  1863 
die  schleswig-holsteiusche  Episode  dazwischen  getreten 
und  so  der  drohende  Konflikt  vertagt  worden  wftre.  Erst  nachdem 
im  März  1866  die  verschiedenen  Ansichten  über  die  endliche  Lö- 
sung der  Schleswig- holsteinschen  Frage  abermals  den  Bruch 


$J  Staatsarchi?  Bd.  VUI.  8.  206--311. 
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zwischen  Oesterreich  und  PreusBcn  htrbeimAlhwn  drohten,  trat 
Graf  Bismarck  wieder  mit  seinen  deutschen  Reformplänen  hervor 
und  knüpfte  mit  seiner  oben  erwähnten  Cirkuiardepesche  vom 
24.  Mär/  an  sein  Deccmberprogramm  von  1862  und  seine  Erklä- 
rungen vom  22.  Januar,  15.  und  22.  September  1863  wieder  an. 
Freilich  war  die  durch  den  innern  Konllikt  in  Preu!*Ren  befangene 
öffciitiichc  Meinung  über  den  am  9.  April  auf  Bundesreform  und 
Einberufung  eines  Parlaments  gestellten  Antrag  höchlich  erstaunt 
und  wollte  in  demselben  nichts  als  einen  geschickten  Feohterstreich 
gegen  Oesterreich  erkennen ,  während  dieeer  Antrag  gerade  im 
vollen  Ernste  gemeint  und  die  strengste  Konsequenz  der  seit  meh- 
reren Jahren  offen  bekannten  deutsdien  Politik  des  grosten  preue- 
aischen  Staatsmannes  war. 

Mit  diesem  auf  Einberufung  »einer  aus  direkten  Wahlen  und 
allgemeinem  Stimmrechte  der  gansen  Nation  hervorgehenden  Ver- 
sammlung« gerichteten  Antrage  waren  bestimmte  Vorschläge  über 
die  Art  der  Reform  nicht  verbunden ,  diese  sollten  vielmehr  erst 
durch  die  Verhandlungen  mit  deii  Tlegieruny cn  iecitgestellt  und 
aufdiewesentlichsten  Punktevonentsc  hie  denerp  Tak- 
tischer Bedeutung  h  cschränkt  werden.  »Die  Gescliichte 
der  mannigfachen,  in  den  letzten  Jahrzehnten  unternommenen  Re- 
formversuche —  heisst  es  in  der  Motivirung  des  preussischen  An- 
trags —  hat  er&hrungsmässig  gelehrt ^  dass  weder  die  eihseitigen 
Verhandlungen  unter  den  Regierungen»  noch  die  Debatten  und 
Beschlüsse  einer  gewählten  Versammlung  allein  im  Stande  waren, 
eine  Neug^taltung  des  nationalen  Verfassungawerks  lu  acha^Bm. 
Wenn  erstere  immer  bei  dem  Austausche  verschiedenartiger  Mei- 
nungen und  der  Ansammlung  eines  endlosen  Materiala  stehen  ge- 
blieben sind,  so  geschah  dies»  weil  es  an  der  ausgleichen- 
den und  treibenden  Kraft  des  nationalen  Golstes  bei 
diesen  Verhandltingen  fehlte  und  die  partikularistisc^en 
Gegensätze  zu  schroff  und  einseitig  dabei  festgehalten  wurden. 
Ein  solcher  zu  höherer  Einigunf^'  der  Gegensätze  führender  Paktor 
ist  nur  in  einer  aus  allen  Theilen  Deutschlands  gewählten  Ver- 
Sammlung  zu  finden.  Wollten  dagegen  die  Regierungen  einer  sol- 
chen Versammlung  allem  die  Initiative  bezüglich  der  Rekonstruk- 
tion der  Bundßsveifassung  überlassen,  wie  dies  im  Jahre  1848 
geschidL,  80  würden  dieselben  Gefahren  die  Ueberhebung  und 
Nichtachtung  des  in  deutscher  Eigenthümlichkeit  wirklich  be- 
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gründeten  wieder  erwachen  und  damit  auoh  die  Hofficifingen  des 
deutschen  Volkes  einer  neuen  Täuschung  entgegengefahrt  werden. 
Nur  durch  ein  Zusammenwirken  beider  Faktoren  kann  daher  nach 
der  festen  Ueherseugung  der  Königlichen  Begierung  das  Ziel  ef- 
reieht  werdm,  dass  auf  dem  Qrunde  und  innerhalb  des 
Bahmens  des  alten  Bundes  eine  neue  lebensfähige 
Schöpfung  erstehe.  Diese  Erwägung  ist  es,  welche  die  K.  Ke- 
gierung  zu  dem  Vorschlage  an  ihre  hohen  Verbündeten  bestimmt, 
die  Reform  des  Bundes  sofort  damit  in  Augriff  zu  nehmen,  dass 
zur  Mitwirkung  fiir  die  Neugestaltung  der  Verfassung  durch  Bun- 
desbeschluss  eine  allgemeine  deutsche  Versammlung  von  gewähl- 
ten Vertretern  berufen  werde  .  Es  ist  bereits  entwickelt 

worden,  dass  die  K.  Kegierung  es  für  rathsam  erachten  muss,  dass 
die  Regierungen  nicht  der  gewählten  Versammlung  die  Initiative 
der  Reform  allein  überlassen^  und  sie  beabsichtigt  daher,  mit  ihren 
hohen  Bundesgenossen  in  die  Verhandlungen  über  das  Materielle 
der  Frage  selbst  einzutreten.  Um  solche  zu  einem  erfolgreichen 
Abschlüsse  ni  lähren,  muss  sich  die  Beschränkung  dieser  Ver- 
handlungen auf  die  wesentlichsten  Punkte  tou  entschieden  prak- 
tischer Bedeutung  CTipfehlen.  Wenn  die  Verhandlungen  auf 
solche  Weise  dem  wahrhaft  dringenden  Interesse  der  Nation  und 
dem  erfiihrungsmässigNothwendigen  zugewendet  bleiben,  so  wird 
die  Zeit  swischen  der  Berufung  und  dem  Zusammentritte  des  Par- 
lamentes unzweifelhaft  hinreieben ,  um  die  Grundkge  einer  Vor- 
lage festzustellen ,  welche  im  Namen  der  Gesammtheit  der  Regie- 
ruiigen  der  \  ersammluiig  zur  Prüfung  darzubieten  sind.  Die 
Bestimmung  eines  festen  Termins  für  die  Berufung  des  Parlamen- 
tes wird  aber  der  Nation  zugleich  die  grosse  Gewähr  bieten ,  dass 
die  Verhandlungen  zwischen  den  Regierungen  über  die  zu  machen- 
den Reformvorschläge  nicht  voUständii?  ins  Ungewisse  sich  hinaus- 
ziehen können,  indem  die  K.  Regierung  alles  Weitere  den  Ver- 
handlungen mit  ihren  Bundesgenossen  vertrauensvoll  vorbehält^ 
stellt  sie  den  Antrag:  hohe  Bundes -Versammlung  wolle  be- 
sehliessen: 

eine  aus  direkten  Wahlen  und  allgemeinem  Stimmrechte  der 
ganzen  Nation  hervorgehende  Versammlung  lar  einen  noch  näher 
zu  bestimmenden  Tag  einzuberufen,  um  die  Vorlagen  der  deut- 
schen Begierungen  über  eine  Befi^nn  der  Bundesveriassung  ent- 
gegenzunehmen und  zu  berathen/  in  der  Zwischenzeit  aber,  bis 
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zum  Zusammentritte  derselben»  durch  Verständigung  der  Begie- 
ruBgen  untereinander  diese  Varlagen  festsusteilen.« 

In  der  Bundestagssitsung  vom  21.  April  1866  erfolgte  die  Ab- 
stimmung über  diesmi  Antrag  und  es  wurde  der  Beschluss  gefasst^ 
den  von  der  preussischen  Regierung  gestellten  Antrag  an  einen 
besonderii  Ausschuss  von  9  Mitgliedern  zu  überweisen.  Diesem 
Beschlüsse  zufolge  wurde  am  26.  April  die  Walil  vorg^enommen 
und  der  Ausschuss  konstituirt,  welciier  jedoch  nicht  mehr  zur  Be- 
rich terstattiinf>-  i^elangt  ist. 

In  der  Sitzung  des  Au»8chii*?f es  vom  1 1 .  Mai  machte  der 
preussische  Gesandte  Tertrauliche  Mittheilungen  über  die  Ab- 
sichten seiner  Regierung^.  Hiemach  handelte  es  sich  zunächst 
um  »Einfügung  einer  periodisch  einzuberufenden  NationalTer« 
tretnng  in  den  Organismus  des  Bnndesc  »Es  wird  durch 
diese  Kombinining  —  heisst  es  in  dieser  JBrklärung  —  endelt  wex^ 
den«  dass  die  Beschlussfassong  der  Nationalyertretung  anf  den 
daiur  specieU  bezeichneten  Gebieten  der  künftigen  Bundesgesetz- 
gebung die  bisher  erforderliche  Stimmenetnheit  unter  den  Bundes- 
gliedern zu  ersetzen  haben  würde«. 

Zu  dem  Gebiete  der  liundesgesetzgebung,  auf  welche  das  in 
dieser  Weise  neugestaltete  Bundesorgan  seine  Kompetenz  zu  er- 
strecken hätte,  würden  du*  in  Art.  64  der  Wiener  Schluss-Akte, 
unter  dem  Namen  »gemeinnützige  Anordnungen«,  zusaminenge- 
fassten  Materien  gehcMren,  also  z.  B,  das  Münz-,  Maass-  und  Ge- 
wichtswesen,  Civilprocessordnung,  Patentgesetzgebnng,  Wechsel- 
recht. Dazu  träte  dann  die  schon  im  Art.  19  der  Bundes- Akte  ins 
Ange  gelüste  Begulinmg  des  Verkehrswesens«  Land-  und  Was- 
serstrassen, Eisenbahnen«  Telegraphier  Postwesen«  (die  Fluss-  und 
sonstigen  WasserzoUe«  ferner  die  Entwickelung  des  Art.  18  der 
deutschen  Bundes -Akte  «insbesondere  bezüglich  der  Fragen  über 
Freizügigkeit  .und  allgemeines  deutsches  Heimathsrecht,  Reguli- 
rang  der  deutschen  Auswanderung  im  nationalen  Interesse«  allge- 
meine Zoll-  und  Handelsgesetzgebung,  Organisation  eines  gemein- 
samen Schutzes  des  deutscheii  Handels  im  Auslände ,  Regulirung 
konsularischer  Vertretung,  gemeinschaftlicher  Schutz  der  deut- 
schen Schiffiahrt  und  der  deutschen  Flagge,  Gründung  einer 
deutschen  Kriegsmarine  mit  den  für  diesen  nationalen  Zweck 
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eiforderliohea  KriegshÜfen,  Bevision  der  Bundeskriegs- 
iier Fassung  zum  Zwecke  der  Konfiolidixung  der  vochandcnett 
müitänßcheu  Kräfle  der  Nation  für  FeldamiAe  und  Fettungswesen 
in  der  Biebtung  und  ans  dem  Gesichtspunkte,  dass  durch  eine 
bessere  2u8aauninfiM8iing  der  deutscben  Wehrkfäfte  dieGesammt- 
leistung  erbobt  und  deren  Wirkung  gesteigert,  die  Leistung  der 
Einzehien  dagegen  möglichst  erle&cbtert  werde. 

Bezüglich  des  aiilwi  su  berufenden  Parlamentes,  wurde' die 
Yereinbarung  eines  Wahlgesetzes  unter  den  Begierungen  auf 
Grund  des  allgemeinen  und  direkten  Stimmrechtes  Torge- 
schlagen  und  rücksichtUch  des  passiven  Wahlrechtes  preussi- 
scker  Seits  die  liurcitwüiigkeit  erklart,  cvoutuell  die  Bestimuiungen 
des  Reichs  wahljjesetzes  Vdu  lS4'j  anzunelimeii. 

In  einem  Cirkiilarschrciben  an  die  königlichen  Vertreter  bei 
den  deu'  si  lu  n  Höfen  vom  27.  Mai  1866^  setzt  dann  Graf  Bismarck 
seine  leitenden  Grundgedanken  weiter  auseinander:  T>ünbestreit- 
bar  ist  eine  Anzahl  berechtigter  Bedürfnisse  des  deutschen 
Volkes  nicht  in  dem  Masse  sicher  gestellt^  -wie  es  jede  grosse 
Nation  beansprucht.  Die  Befriedigung  derselben  im  geordneten 
Wege  der  Verständigung  herbeizuführen«  ist  dieAu%abe  der  Bun- 
desreform. Die  letztere  ist  namentlich  im  Interesse  des  monarchi- 
schen Piincips  in  Deutschland  nothwendig;  sie  soU  durch  die 
Initiative  der  Begierungen  den  TJebelstftnden  abhelfen,  welche  in 
bewegten  Zeiten  die  Quelle,  und  der  Yorwand  für  gewaltsame 
Selbsthülfe  weiden  könnten.  In  dieser  Richtung  bewegen  sich  die 
BeformTonchläge  der  preussischen  Regierung,  sie  werden  sich  auf 
das  AUemothwendigste  beechzinken  und  den  Bundesgenossen  auf 
das  bereitwilligste  mit  den  ihnen  erwünschten  Modifikationen  ent- 
gegenkommen. Das  Ziel  verlangt  allerdings  Opfer,  aber  nicht 
von  Einzelnen,  sondern  von  Allen  gleichmässig.  .  .  .  Seine  ISIaje- 
stät  beabsichtigen  auch  jetzt  mit  der  Bundesreforni  den  deutscheu 
Fürsten  keineswegs  Opfer  anzusinuen,  welche  Preussen  nicht 
ebenso  iui  Interesse  fler  Gesammtheit  zu  bringen  bereit  wäre. 
—  —  Auf  diese  bescheidenen  Forderungen  haben  wir  uns  be- 
schränken zu  können  geglaubt  und  zugleich  die  Versicherung  ge- 
geben, dass  wir,  um  im  friedlichen  Wege  zu  einer  Vesständigung 
darüber  au  gelangen ,  gern  unsem  Bundesgenossen  entgegenkom* 
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men  wurden.  Erst  wenn  Preussen  auf  dem  Wege  der 
Verständigung  am  Bunde  und  mit  den  Regierungen' 
alle  Mittel  yergebens  erschöpft  haben  wird,  um  auch  ^ 
nur  die  nothdürftigsten  Zugeständnisse  zu  erlangen, 

werden  wir  unser  enges  Programm  erweitern.«  Dieser 
Fall  trat  wirklich  ein.  Kurz  nach  Erlass  dieser  Depesche  stellte 
Oesteiieich  am  I.Juni  1S66  die  ganze  sc  hleswig-holsleinsche  An- 
gelegenheit der  endgültigen  Ents(  lieidunj^  des  Jiundes  anheim. 
Von  da  ab  war  der  Jiruch  mit  Oesterreich  unvermeidlich ,  und  die 
Heformbestrebungen  Preussens  mussten  nun  eine  andere  Richtung 
nehmen ,  indem  sie  nicht  mehr  auf  das ,  bis  dahin  noch  festgehal- 
tene Zusammengehen  mit  Oesterreich  berechnet  sein  konnten. 
Als  Ausdruck  dieser  neuen  fiichtong  sind  die  Gründsiige  vom 

10.  Juni  anzusehen. 

§.  12«. 

Die  6rQBd&üse  einer  neaen  Baadeiferfasiaog  ?om  10.  Jon!  1860. 

Bei  dem  Austritte  Preussens  aus  dem  bisherigen  deutschen  , 
Bunde  erklärte  der  preussische  Bundestagsgesandte,  Herr  von  8  a- 
yigny,  Namens  seiner  Regicnmg :  »Seine  Majrstät  der  Kuuig 
will  mit  dem  Erlöschen  des  bisherigen  JJundes  nicht  zugleich  die 
nationalen  Grundlagen,  auf  denen  der  Hund  avifcrbaut  gewesen, 
als  zerstört  betrachten.  Preussen  hält  vielmehr  an  diesen  Grund- 
lagen und  an  der  über  die  vorübergehenden  Formen  erhabenen 
Einheit  der  deutschen  Nation  fest  und  sieht  es  als  eine  unahweis- 
liehe  Pflicht  der  deutschen  Staaten  an«  für  die  letztere  den  ange- 
messenen Ausdruck  zu  finden.  Die  preussische  Begierang  legt 
ihrerseits  die  Gr  und  züge  einerneuen,  den  Zeitverhält- 
nissen entsprechenden  Einigung  hiermit  vor  und  er- 
klärt sieh  bereit«  auf  den  durch  eine  solche  Beform 
modificirten  Grundlagen  einen  neuen  Bund  mit  den- 
jenigen deutschen  Regierungen  zu  schliessen,  welche 
ihr  die  Hand  dazu  reichen  wollen.«  Diese  den  einzelnen 
Regierungen  bereits  am  10.  Juni  übergebenen  ))  Grundzüge  (f  un- 
terschieden sich  wcsentUch  von  den  Erklärungen  des  9.  April,  des 

11.  und  27.  Mai.  Während  sich  diese  ^auf  dem  Grundeund 
innerhalb  des  Ra Ii  mens  des  alten  Bundes  :  hielten, 
gehen  diese  Grundzüge  vom  10.  Juni  bereits  von  der  Thatsache 
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der  Auflösung  des  alten  Bundes  aus  und  beabsiehlsgen 
»emen  neuen  Bund  mit  denjenigen  deutschen  Regierungen  heisa- 
stellen,  welofae  die  Hand  daxu  reichen  werden. « 

Indem  das  alte  BundesrerhKltniss  jetst  nicht  mehr  ak  mass« 
gebend  erschien»  konnte  der  Um  f  an  g  der  neuen  Bundesgenossen* 
Schaft  nach  Bnnessen  enger  oder  weiter  gesteckt  wevden.  Prmissen 
tritt  hief  officiell  (Art.  I.)  mit  dem  Yoischlage  heraus,  Oester- 
reich ganz  aus  dem  neozuerrichtenden  Bunde  herauszulassen; 
ebenso  sollten  »die  königlich  niederländischeii  Landestheiie« 
ausgeschieden  werden.  Ob  mau  darunter  nur  das  mit  dem  König- 
reiche der  Niederlande  unter  einer  Verfassung  stehende  Herzog- 
thum Limburg ,  oder  auch  das  mit  der  Krone  der  Niederlande 
persönlich  verbundene  Grossherzogthuni  Luxemburg  verstanden 
■wissen  wollte ,  ist  unklar;  ebenso  lässt  Art.  I.  unentschieden,  ob 
man  einen  Eintritt  Preussens  auch  mit  den  nicht  zum  bisherigen 
Bunde  gehörigen  preussischen  Pzoirinzen  beabsichtigte «  auch 
schweigt  derselbe  über  Schleswig  yölUg. 

Nach  Art.  II.  wird  i>die  gesetzgebende  Gewalt  des  Bundes  auf 
denjenigen  Gebieten^  welche  derselben  zugewiesen  sind«  von  dem 
Bundestage  in  Gemeinschaft  mit  einer  periodisch  au  berufenden 
NationaWer tretung  ausgeübt.  Zur  Gültigkeit  der  Beschlüsse 
ist  die  Uebereinstlnunung  der  Mehrheit  des  Bundestag^  mit  der 
l^ehrheit  der  VolksTertretung  exforderlich  und  ausreichend. « 

Durch  Art.  111.  werden  die  Angelegenheiten  bestimm^ 
welche  der  Gesetzgebung  und  Oberau&icht  der  Bundesgewalt  un- 
terliegen sollen,  dahin  gehören:  die  Zoll-  und  Handelsgesets- 
gcbung,  die  Ordnung  des  Mass-,  Münz-  und  Gewichtssystems,  die 
allgememen  Bestimmungen  über  das  iiankweseii ,  die  liitiiidungs- 
patente,  den  Schutz  des  geistigen  Eigenthums,  die  Bestimmungen 
über  Freizügigkeit  ,  lleimaths-  und  Ansicdeluii^-^sverhäUiiisse ,  den 
Gewerbebetrieb,  die  Kolonisation  und  Auswaiideninö:  naeli  ausser- 
deutschen  T^ändem,  Organisation  eines  gemeinsamen  Schutzes  des 
deutsehen  Handeis  im  xluslande,  der  deutschen  Schiüfahrt  und 
ihrer  Flaggen,  gemeinsame  konsularische  Vertretung,  das  gesammte 
Eisenbahnwesen  im  Interesse  der  Landesvertheidigung  und  des  all- 
gemeinen Verkehrs,  den  Schi^Btahrtsbetrieb  auf  den  mehreren  Staa- 
ten gemeinsamen  Wasserstrassea,  das  Postr  und  Telegraphenwesen» 
die  gemeinsame  Civilprocessordnung  und  das  gemeinsame  Kon* 
kursrerfahren. 
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Ausserdem  bestimmt  Art.  V. :  »da«  die  Bundessttaten  ein  ge- 
meinsames und  einheitliches  Zoll  -  und  Hand  eis  gebi  et 
bilden  sollen.«  Während  sü  die  Kompetenz  der  ]>imdcs- 
gewalt  ziemlieh  genau  umschrieben  ist,  bleibt  die  Art  der  Umge- 
staltung des  bisherigen  liundesorgans  der  Vereinbarung  mit 
dem  einzuberufenden  Parlamente  überlassen.  Bis  diese  Umgestal- 
tung des  Bundestag?  vollzogen  sein  wird.  Roll  das  Stimm enverhält- 
niss  vorläufig  in  Kraft  bleiben,  welc  hes  für  die  Mitglieder  des  Bun- 
des auf  dem  bisherigen  Bundestage  gültig  war. 

Der  Bundesgewalt  wird  in  Art  VII.  das  Kecht  beigelegt,  Krieg 
zu  erklären  und  Frieden  sowie  Bündnisse  und  Verträge  zu  schiiessen, 
in  yölkenrechtlicher  Vertretung  des  Bundes  Gesandte  su  ernennen 
und  zu  empfangen.  /  ^ 

Als  eine  wichtige  Abweichung  vom  früheren  Bundesrechte  ii^  . 
die  Bestimmung  zu  betrachten ,  dass  künftighin  zu  einer  Krieg»« 
erklSrung,  abgesehen  von  dem  Falle  einer  feindlichen  InTasion  aes ; 
Bimdesgebietes,  die  Zustimmung  der  Souverän eyon  min-'., 
destens  Va  der  Bevölkerung  des  Bundesgebietes  erfor- 
derlich sein  soll.  Es  zeigt  sich  hierin  die  schon  oft  ausgespro- 
chene allgemeine  Tendenz  Preussens ,  das  Stimmengewicht  mehr 
den  realen  Machtverhältnissen  anzupassen,  als  dies  bisher  der  Fall 
war,  und  zugleich  die  specielle  Absicht,  sich  gegen  eine  etwaige 
Majorität  am  Hm u lestage  zu  schützen,  welche  Prcussen,  wie  es  im 
Jahre  lS5n  nahezu  der  Fall  gewesen  war,  in  einen,  seinen  und 
Deutschlands  Interessen  zuwiderlaufenden  Krieg  einmal  hinein- 
drängen könnte. 

Am  ausführlichsten  geht  der  £ntw  urf  auf  Marine  und  Heeres- 
organisation  ein.  Es  soll  eine  einheitliche  Kriegsmarine  unter 
preussischem  Oberbefelile  errichtet  werden,  der  Kieler  Hafen  und 
der  Jahdebusen  sollen  Bundeskriegshäfen  werden;  als  Massstab  der 
Beiträge  zur  Gründung  und  Erhaltung  der  Kriegsmarine  und  der 
damit  zusammenhängenden  Anstalten  dient  im  allgemeinen  die 
Bevölkerung  »unter  Feststellung  eines  Fräcipuums  zu  den  Lasten 
der  Uferstaaten  und  der  Hansestädte  nach  Massgabe  des  Lasten- 
gehaltes  der  Handelsmarine  der  einzelnen  Staaten«.  Nach  diesen 
Grundsätzen  soll  ein  Marinebudget  vereinbart  werden . 

Während  so  der  Oberbefehl  über  die  neu  zu  scliaffeude  Marine 
ein  einheitlicher  ist,  soll  die  gesammtc  J.andiuacht  des  Hundes  in 
zweiliundesheere  eingetheilt  werden,  dielS  ord-  und  die  Südarmee^ 
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über  jene  soll  der  König  yon  Freussen^  über  diese  der  König 
von  Ba  jern,  in  Krieg  und  Frieden,  den  Oberbefehl  fahren.  Die 
beiden  Oberfeldherren  der  Landmacht  haben  innerhalb  der  von 
ihnen  befehligten  Armee  für  YoUzähligkeit  nnd  Kriegstüchtigkeit 
ihrer  Kontingente  Sorge  zu  tragen.  Diejenigen  Kommandos,  unter 
welchen  mehr  als  ein  KontiDgent  steht,  besetzt  der  Oberfeldherr; 
auch  hat  dieser  das  Recht,  in  den,  nach  seiner  TJeberzeugung 
dringendeii  l  ullen  die  kriegsbeieiU'.  AufsiclIuiiL»  jedes  Thciles  der 
von  ihm  befcliligten  liundesarinee  innorlialb  des  Gebietes  der 
letzteren,  vorbehaltlich  späterer  Genehmigung  durch  Buudes- 
beschliiss,  anzuordnen. 

Für  jedes  der  Bundesheere  wird  ein  gemeinschaftliches ,  mit 
der  Na.tionalvertretiing  zu  vereinbarendes  Militär- 
budget für  Feldarmee  und  Festungswesen  aus  Matrikular- 
beitragen  der  zu  dem  betreffisnden  Hesre  ihre  Truppen  stellen- 
den Regierungen  gebildet. 

Bei  dieser  Theilung  des  militärischen  Oberbefehls  war  aber 
keineswegs  an  eine  Beschränkung  der  Biindcsrefoiiii  auf  Nord- 
deutschland, oder  an  einen  engern  iiurdiich  der  Mainlinie 
gedacht,  denn  Bayern  und  die  andern  süddeutschen  Staaten  sollten 
der  Buudesgewalt  uiiterwoi-fen  sein  und  ein  gemeiTisames  Parla- 
ment besitzen,  mit  welchem  für  jede  der  beiden  Armeen  das  Mili- 
tärbudget, wenn  auch  getrennt,  vereinbart  werden  sollte.  Die 
Kontingente  aller  Bundesstaaten  sollten  durch  Bundesbeschluss 
bestimmt,  dagegen  die  Organisation  und  Formation,  die  Vorschrif- 
ten über  Ausbildung  der  Mannschaften,  Qualiiikation  der  Officiere 
von  jedem  der  Oberfeldherrn  festgestellt  werden. 

Schliesslich  bestimmt  Art.  X.  des  Entwurfes :  »die  Beziehun- 
gen des  Bundes  zu  den  deutschen  Landestheilen  des  österreichi* 

scheu  Kaiserstaates  werden  nach  erfolgter  VereiubiLrung  über  die- 
selben mit  dem  zunächst  einzuberufenden  Parlamente  durch 
besondere  Verträge  geregelt  werden.« 

Jedenfalls  kommt  diesen  »Grundzügen««  deshalb  eine  hohe 
Bedeutung  zu,  weil  Preusscn  sie  in  allen  Verträgen  mit  seinen 
Verbündeten,  wie  in  den  Friedensschlüssen  mit  seinen  ehemaligen 
Gegnern,  als  Basis  der  neuzubegründenden  Bundesyer» 
fassung  festgehalten  hat.  In  ihnen  ist  somit  der  erste  funda- 
mentale Grundriss  der  norddeutschen  Bundesverfiissung  gegeben. 
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§.  127. 

Der  IlBdilMfwIrag  vm  18.  Aagvft  UM. 

'  Während  die  Giimdzüge  vom  10.  Juni  unverkennbar  noch  die 
engere  Yeremigung  des  ganzen  ausseiösterreichischen 
Deutschlands^  auf  Grundlage  einer  parlamentarischen  Verfassung, 
vor  Augen  haben ,  tritt  unterdessen  die  oben  erwähnte  Wendung 
der  Dinge  ein,  welche  Preussen  bestimmt,  die  von  ihm  angestrebte 
engere  bundesstaatUche  Verfassung  yorläufig  nur  auf  die  deutschen 
Staaten  nördlich  des  Maines  zu  beschränken. 

Mittekt  identischer  Noten  vom  16.  Juni  hatte  die  preussische 
Begierung  folgende  norddeutsche  Staaten :  Mecklenburg-Schwerin, 
Sachsen- Weimar,  Mecklenbur<^-Strelitz,  Oldenburg,  Braunschweig, 
Sachsen* Memingen,  Sachsen -Altent»uig,  Sachsen-Coburg- Gotha, 
Anhalt,  Schwarzburg -Sondershausen  und  Rudolstadt,  Waldeck, 
Ucuss  ältere  und  jüngere  Linie,  Schaumburg- Lippe,  Lippt  ,  Lübeck, 
liremen  und  Hamburg  eingeladen,  mit  ihr  ein  Hündniss  auf  den 
Grundlagen  einzugehen,  welche  mit  einem  baldii^st  zu  berufenden 
Parlamente  zu  vereinbaren  sein  würden ,  ferner  ihre  Truppen  auf 
den  Kriegsfuss  zu  setzen  und  Sr.  Majestät  dem  Könige  von  Preussen 
zur  Vertheidigung  ihrer  Unabhängigkeit  und  ihrer  Kechte  zur 
Verfügung  zu  halten  und  an  der  Einberufung  des  Parlamentes 
theilzunehmen,  sobald  diese  von  Preussen  erfolge.  Dagegen  wurde 
prciissischer  Seits  die  Zusage  ertheilt,  dass  den  genannten  Staaten 
die  Unabhängigkeit  und  Integrität  ihres  Gebietes  »nach  Mass- 
gabe der  Grundzüge  zu  einerneuen  Bundesverfassung 
vom  10.  Juni  1866«  TonSr.  Mig«  dem  Könige  von  Preussen  werde 
gewährleistet  werden.  Nur  zwei  der  vorgenannten  Staaten  hatten 
die  Einladung  abgelehnt,  Sachsen -Meiningen  undBeuss  ä.  L. 
Auf  Grundlage  der  von  den  übrigen  Staaten  angenommenen  Ein- 
ladung legte  die  preussische  Regierung  am  4.  August  1866  den 
genannten  Staaten  den  Entwurf  eines  Bündnisses  vor,  welches 
lediglich  darauf  gerichtet  war,  die  Voraussetzungen  und  Zusiche- 
rungen der  identischen  Note  vom  16.  Juni  in  eine  vcrtrags- 
laässige  Form  zu  erheben  ^  Die  Unterzeichnung  dieses  Ver- 
trags erfolgte  am  IS.  August  zu  Berlin  von  Seiten  sämmtlicher 
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genanuter  Staaten  mit  Ausnahme  der  beiden  Grossherzogthümer 

Mecklenburg. 

Kraft  dieses  liündniss Vertrages  schliessen  die  geiiaimten  Re- 
gierungen »ein  Offensiv*  und  Defensi vbündniss  zur  Er- 
haltung der  Unabhängigkeit  und  Integrität«  sowie  der 
äussern  und  innern  Sicherheit  ihrer  Staaten  und  treten 
sofort  raiT  gemeinschaftlidien  Vertheidigung  ihres  Besitsstandes 
ein,  welchen  sie  sich  gegenseitig  durch  dies  Bundniss  ganmtiren.« 
(Art.  I.) .  Die  Zwecke  des  Bündnisses  sollen  definitiv  duich  eine 
Bundesverfassung  auf  der  Basis  der  preussischen  Ghrundauge  vom 
10.  Juni  1866  festgestellt  werden,  unter  Mitwirkung  eines  gemein« 
sam  zu  berufenden  Parlamentes.  Art.  II.  Zu  diesem  Behufe  werden 
die  verbündeten  Regierung  t  u  gleichzeitig  mit  Preusscn  die  auf 
Gruiid  des  Reichswahlgesetzes  vom  12.  April  18  49  vorzunehmen- 
den Wahlen  der  Abgeordneten  zum  Parlamente  anordnen  und 
letzteres  gemeinschaftlich  mit  Preu^sen  einberufen.  Ziit^leich  wer- 
den sie  Bevollmächtigte  nach  Berlin  senden ,  um  den  i:Jundcsver- 
fassungsentwurf  festzustellen,  welcher  dem  Parlamente  ztu-  Bera- 
thung  und  Vereinbarung  vorgelegt  werden  soll .  Art .  V.  Die 
IVnppen  der  Verbündeten  sollen  unter  dem  Oberbefehle  des  Königs 
von  Freussen  stehen.  Art.  IV.  Die  Dauer  des  Bündnisses  ist  bis 
zum  Abschlüsse  des  neuen  Bundesveihiltnisses»  eventuell  auf  ein 
Jahr  festgesetzt,  wenn  der  neue  Bund  nicht  vor  Ablauf  eines  Jah- 
res abgeschlossen  sein  sollte.  Art.  VI. 

Die  beiden  Grossheraoge  von  Mecklenburg  traten  dem 
Bnndnissvertiage  am  21 .  August  bei,  jedoch  mit  dem  ausdrücklichen 
Vorbehalte,  das«  sie  ftkr  mehrere  wichtige  Punkte  des  Bündnissver- 
träges,  besonders  für  Art.  II.  und  V.  die  landes verfassungsmässige 
ZusLiii im  111)1^'^  ihrer  Landstäudc  einzuholen  hätten.  Diese  wurde 
ausges]>ro(  heu  in  dem  Landtagsabsclüede  vom  4.  Oktober  1866*. 
Untenlessen  waren  durch  die  obenerwähnten  Fi  if  densschlüsse  auch 
das  Grossherzogtlinm  Hessen  für  seine  nördlich  des  Mains  gele- 
genen Gebietstheile,  Sachsen -Meiningen  und  Reuss  ä.  L.  beigetre- 
ten. Zuletzt  erfolgte  der  beitritt  des  Königs  von  Sachsen  in  dem 
am  2i.  Oktober  abgeschlossenen  Friedensvertrage.  Damit  war  der 
ganze  beabsichtigte  Gebietsumfang  umschrieben  und  die 
Grundlage  des  zu  erriehtenden  norddeutschen  Bundes  Vertrags- 


2)  Staatsarchiv  Bd.  XL  8.  368ff.  Nr.  2421.  2422.  2&3S. 
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massig  festgtstrllt.  Es  galt  iiuu,  das  Moss  völkerrechtliche,  auf 
€111  Jahr  eingegangene  Schutz-  und  Trutzbüudniss  von  22  Staaten 
in  ein  bleibendes^  staatsrechtlichee  und  verfassungs- 
mässiges V^rhältniss  überzuführen. 

Dazu  waren  zwei  Schritte  nöthig,  einexMito  £inleitUBg  zu 
tveffisD  Bfir  Berufung  des  n  orddeutschen  Parlaments^  Wosu  vor  allem 
4«f  wfiMSUDgsmässige  iirUss  eine»  Wahlgesetz  es  erforderlicli 
wat,  endeieiseito  BegieraiigsbeT<^liiiiclitigte  nach  Berlin  zu  ent^ 
senden,  um  den  Yer&ssungsentwurf  festiustoUen,  welcher  dem 
Paxlamente  zur  Beiathung  und  Vereinbanmg  Toigelegt  werden 
eolittt. 

§.  128. 

Dm  WaUgeseti  für  den  Eeichi tag  des  norddeatsches  Bondes. 

■» 

In  dem  Art.  IV.  der  Grundziige  vom  10.  Juni  hatte  die  preus- 
siscbe  Regierung  bereits  in  Vorschlag  g:ebracht,  dass  die  Natio- 
nalvertretung nacli   den  Bestimmungen  des  Reichs- 
wahlgesetzes  vom   1'2.   April  18  4  9   g'ewählt  werden 
sollte.  Den  verbündeten  Staaten  war  noch  während  des  Krieges 
der  Wunsch  ausgesprochen ,  dass  sie  die  Vorbereitungen  zu  den 
Parlamentswahlen  auf  Grund  des  Reichswahlgesetzes  vom  12.  April 
IS 49  durch  Abtheilung  der  Wahlkreise  und  Wahlbezirke  soweit 
einleitet  möchten ,  dass  im  gegebenen  Zeitpunkte  aofort  zur  Aus^ 
Schreibung  der  Wahlen  gesehfitien  werden  könne.  Bs  war  nun 
mothwendig,  dass  f&r  Fr  süssen  selbst  diesen  Wahlen  die 
•erforderliche  gesetzliche  Grundlage  gegeben  werde. 
Zu  diesem  Zwecke  legte  die  königliche  Begienmg  am  12.  August 
1866  dem  Landtage  das  Beichswahlgesetz  'vom  12.  Aptü  1849  mit 
einigen  nothwendigen  Veründerungen  als  Wahlgesetz  zum  Reichs» 
tage  des  norddeutschen  Bundes  Tor^. 

In  dem  Abgeordnetenhause  wurde  indessen  dieser  von  der 
Regierung  eingebrachte  Entwurf  mehreren,  nicht  unwesentlichen 
Veränderungen  unterzogen.  Am  wichtigsten  ist  diejenige  Verän- 
derung, wddurcli  die  ganze  rechtliche  Stellung  des  zu  beruienden 
Jäeicbstages  wesentlich  alterirt  wurde.  Während  die  Grundzüge 
^om  10.  Juni  ausdrücklich  die  Vereinbarung  der  neuen  Bun- 

1)  Staatsarchiv  Bd.  XI.  S.  262.  Nr.  2393. 
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des  Verfassung  mit  dem  zu  berufenden  Reichstage  ins  Auge  gefasst 
und  nur  an  zwei  konstituirende  Faktoren^  nämlich  einerseits  die 
Gesammtheit  der  verbOndeten  Begierungen,  andereiseits  die  all- 
gemeine National  Vertretung  gedacht  hatten  ^  traten  dieser  Auf- 
fassung^ in  der  IX.  Kommisston  des  Abgeocdnetenhauses  »über 
den  Entwurf  eines  Wahlgesetzes«  und  im  Hause  selbst,  erhebliche 
staatsrechtliche  und  politische  Bedenken  entgegen.  Unsweifelfaalfc 
stand  durch  die  neu  zu  konstituirende  Bundesverfassung  —  mochte 
sie  aus&llraj  wie  sie  wollte  —  eine  tiefgreifende  VerSnderung  der 
preussischen  Yer^usung  bevor.  Man  ging  im  Abgeordnelenhause 
▼on  der  Ansicht  aus,  dass  die  prenssische  Verfassung  und 
Gesetzgebung  in  keinem  Falle  anders,  als  auf  dem 
Wege  derpreussischen  Verfassung  s  Urkunde,  also  un- 
ter Zustimmung  beider  Häuser  des  Landtags,  abge- 
ändert werden  k  ö  n  n  c ^.  Von  einer  Anwendwn^  des  Art.  IIS 
der  preussischen  Verfassungsurkunde,  welcher  Abänderungen  der 
Verfassung,  die  in  Folge  der  für  den  deutschen  Bundesstaat,  auf 
Grund  des  Entwurfes  yom.  26.  Mai  1849,  festzustellenden  Verfas- 
sung nÖthig  würden  ,  allein  der  königlichen  Anordnung  überliesSj 
könne  selbstverständlich  keine  Rede  sein ,  weil  es  sich  damals  um 
einen  bestimmt  fbrmulirten,  jetzt  völlig  aufgegebenen  Entwurf  ge- 
handelt habe ;  aus  dem  gedachten  Artikel  könne  daher  in  keiner 
Weise  eine  Ermächtigung  für  die  Gegenwart  gefolgert  weiden. 

Eine  ähnliche  vor  gängige  Gen  ehm  i  g  u  n  g  Hesse  sich  nur 
dann  rechtfertigen,  wenn  bestimmte  Grundzüge  der  Bundesverfas- 
sung und  der  Stellung  des  Reichstages  innerhalb  derselben  fest^ 
stunden,  aber  dciaräge  Vorlagen  seien  weder  gemacht,  noch  in 
Aussicht  gestellt.  Vielmehr  müsse  das  Haus  daran  festhalten,  dass, 
wenn  Rechte  des  preussischen  Volkes  und  Landtages  zu  Gunsten 
eines  deutschen  l'arlaments  aufgegeben  wercleu  sollten,  diesem 
Parlamente  auch  die  volle  Ausübung  dieser  Rechte  g  e- 
sichert werden  müsste.  Wenn  in  der  künftigen  Gestaltung 
des  Bundes  der  Schwerpunkt  der  Volksvertretung  aus  dem  preus- 
sischen Landtage  in  den  Reichstag  verlegt  werden  sollte,  so  könne 
der  erstere  auf  Rechte  und  Befugnisse  nur  dann  verzichten,  wenn 
dem  Volke  durch  die  Reichsverfassung  voller  Ersatz  für  die  Ab- 
änderung der  preussischen  Verfassung  geboten  werde.  Bis  dahin 

2i  Vergl.  auch  die  Kede  des  Abg.'Twestea  im  Reichstage.  Stenogr. 
Ber.  S.  G91. 
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müsse  die  letztere  unversehrt  bewahrt  werden.  Keinesfalls 
dürfe  die  vorhandene  Reclitsbasis  durch  eine  ander- 
weitige Versammlung  von  zweifelhafter  Zusammen- 
setsung  in  Frage  gestellt  werden. 

Wenn  nun  auch  diesen,  besonden  von  dem  Berichterstatter 
T  w  e  8 1  e  n  schai&innig  ausgeführten  Erwägungen  ihre  streng  juri- 
stische Berechtigung  nicht  abgesprochen  werden  kann,  so  hatte 
dieses  Amendement  doch  TOm  praktisch  pditisohen  Standpunkte 
seine  grossen  Bedenken,  weil  nach  Annahme  desselben  nicht  nur 
der  prenssische  Landtag,  sondern  die  TolksTertretenden  Körper* 
schaÄen  aller  übrigen  21  Staaten  ein  gleiches  Seobt  der  definitivem 
Bestätigung  in  Anspruch  nehmen  konnten.  Durch  Aufnahme  die- 
ses Amendements  als  Art.  1  des  Wahlgesetzes  wurde  allerdings 
der  einzuberufüii4le  Reichstag  zu  einer  bloss  berat h enden  Ver- 
sammlung gemaclit.  Es  zeiprte  sich  aber  auch  hier,  dass  die  mo- 
ralische Autorität  einer,  aus  aligemeinen  Volksw;ihl«'n  hervor^e- 
gangeuen ,  einsifhtsvollen  und  patriotisc  lien  Vers.iHunlung  mehr 
wiegt,  als  die  ihr  beigelegte  schmale  juristische  Kompetenz.  Kei- 
ner der  £inzeliandtage  hätte,  nach  einem  solchen  mit  grossartiger 
Majorität  gefassten  Beschlüsse  des  Beichstages«  es  ohne  moralische 
Selbstvemichtung  wagen  können,  durch  sein  Temeinendes  Votum 
das  grosse  Werk  in  Frage  zu  stellen. 

Von  geringerer  Bedeutung  sind  einige  andere ,  in  das  Gesetz 
übergegangene  Amendements»  so  wurde  das  aktive  und  passive 
Wahlrecht  in  Preussen  ausgedehnt  auf  alle  Staatsbniger  der  zum 
norddeutschen  Bunde  gehörigen  Staaten»  wobei  man  sich  dem  ur- 
sprünglichen Beichswahlgesetze  Tom  1 2.  April  1849  näher  anschloss^ 
so  wurden  femer  mehrere  die  Freiheit  der  Berathung  des  Beichs- 
tages  sichernde  Zusatzbestimmungen  in  das  Gesetz  aufgenommen« 
insbesondere : 

§.  16 :  »der  Reichstag  prüft  die  Vollmachten  seiner  Mitglieder 
und  entscheidet  über  deren  Zulassung.  Ei  regelt  seine  Geschälts- 
ordiiuiig  und  Disciplin (t. 

§.  17.  »Kein  Mitglied  des  Reichstag e>  dad  zu  irgend  einer 
Zeit  wegen  seiner  Abstinmmng  oder  wegen  der  in  Ausübung  seines 
Berufes  gethanen  Aeusserungen  gerichtlich  und  disciplinarisch 
verfolgt  oder  sonst  ausseihalbder  Versammlung  zur  Verantwortung 
gezogen  werden«. 

Durch  diese  dem  §.  120  der  Beichsverfassung  von  1849  ent- 
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nomuene  Bcsttmmung  glaublt  mmn  du  BmMnShmt  dtr  Abg^oid- 
netoi  noeh  mehr  xu  «ehm«  «k  durali  dtaAit.  84d€K  |wmriBchn 
Tef&MimgttirkQiftde. 

Die  Anordnung  der  Wahlkreise  und  Wahlbezirke,  der  Wahl- 
direktoren und  des  Wahlveri'ahreus  überliest  mftu  der  Kegieruug 
reglementsmässig  festzustellen  §.  15*. 

Dieser  Entwurf  des  Wahlgesetzes  für  den  Reichstai:;  des  nord- 
deutschen Bundes,  wie  derselbe  in  der  bitzung  des  Abgeordneten- 
hauses vom  12.  September  1866  beschlossen  und  von  demHAixen* 
hause  genehmigt  woiden  war,  erbklt  4ie  königliche  Saaktioii  «m 
lö.  Oktober  1866. 

Auf  gleiche  Weise  wnide  dieses  Wahlgeeets  in  allen  übcigen  I 
verbündeten  Staatoi,  hie  und  da  mit  eiiiigen  Modifikationen,  auf 
yerfassuagsmässigem  Wege  angenomman^ 

Damit  war  die  wichtigste  gesetalieke  Vorbedin- 
gung für  das  einzuberufeBde  Parlament  erfüllt.  Ehe 
man  jedoch  zur  wiikfichen  Einbenifiing  desselben  schreiten  konnlOy 
war  es  geboten,  dass  sich  die  verbündeten  Regierungen  über  einen 
vorzulegenden  EiUwuif  der  J  iundesveifas&ung  einigten.  Zu  diesem 
Zwecke  wurden  die  Bevuilinächtigten  sAnimtlicher  verbündeten 
Staaten  zu  einer  Konferenz  auf  den  15.  December  1860  «ach  iier- 
hn  berufen. 

§.  129. 

Die  Konferenzen  xnr  Berathnng  und  Feststellnng  des  Entwurf»  dtrYerfassiiiig 
dM  AorddsiUiclMa  Bandes  ? om  15.  December  1666  lüi  snm  7.  Mnar  1867. 

Nachdem  auf  Einladung  der  preussischen  Begierung  Bevoll- 
mächtigte sämmtlicher  verbfindeten  Staaten  erschienen  waren, 

eröflBnete  Graf  Bismarck  am  15.  December  1866  die  Konferenzen, 
indem  er  den  preussischen  Entwurf  einer  Bundesverfassung  vor- 
legte und  zur  Annahme  empfahl.  In  seiner  Eröffnungsrede 
legte  er  die  IfM'teudcn  Grundgedanken  des  Entwurfes  dar : 

»Der  frühere  deutsche  Bund  erfüllte  in  zwei  IlirhtuiigcMi  die 
Zwecke  nichts  fiir  welche  er  geschlossen  war;  er  gewährte  seinen 


8]  Dieses  »Reglement  sur  Auaffthrung  des  Wahlgeaetses  für  den  Reichstag 

des  norddeutschen  Bundes«  tnirde  publicirt  am  30.  Dec.  }866. 

4)  Sämmtliche  Wahlgesetze,  nebst  den  dazu  gchön,<,^en  Ke^lements,  aind 
saaammengesteUt  in  i,  C.  GUaer's  Arohiv  des  nordd.  Bundes»  Heft  11. 
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Mitgliedern  die  versprochene  Sicherheit  nicht  und  er  befreite  die 
£i&twiokelimg  der  nationalen  Wohlfahrt  des  deutschen  Volkes  nicht  . 
▼Ott  den  Fesseln  >  welche  die  historische  Gestaltung  der  innem 
GxtDsen  Deutschlands  ihr  anlegten.  Soll  die  neue  Yexfawimg  diese 
Mängel  und  dieGo&hren,  welche  sie  miiateh  bringen,  venneidenf 
fio  ist  es  nothig»  die  yerbundeten  Staaten  diuoih  Hentelliuig  einer 
einheitliclien  Leitung  ihres  Kriegswesens  und  ihrer 
auswärtigen  Politik  fester  susammeniusohliessen  und  ge« 
meinsame Organe  derGesetxgebuug  aufdem Gebiete  der 
gemeinsamen  Interessen  der  Nation  zu  schaffen.  Die- 
sem allseitig  einpfuiideneu  und  durch  die  Verträge  vom  IS.  August 
bekundeten  Bedürfnisse  hat  die  königliche  Reprierung  in  dem  vor- 
lie<?cnden  Entwürfe  abzuhelfen  gesucht.  Uass  derselbe  den  ein- 
zelnen Regierungen  weserit  Ii(  he  Heschränkungen  ihrer  partikulären 
Unabhängigkeit  zum  Nutzen  der  Gesammtheit  zumuthet,  ist  selbst- 
verständlich und  bereits  in  den  allgemeinen  Grundzügen  dieses 
Jahres  vorgesehen.  Die  unbeschränkte  Selbstständigkeit,  zu  welcher 
im  Laufe  der  Geschichte  Deutschlands  die  einzelnen  Stämme  und 
dynastischen  Gebiete  ihre  SondenteUung  entwickelt  haben,  bildet 
den  wesentlichen  Grund  der  politischen  Ohnmacht«  zu  welcher 
eine  grosse  Nation  verurtheilt  war«  weil  ihr  wirksame  Organe  zur 
Herstellung  einheitlicfaer  Entschliessungen  fehlten  und  die  gegen* 
eeitige  Abgeschlossenheit,  in  welcher  jeder  der  BruchtheUe  des 
gemeinsamen  Vaterlandes  ausschliesslich  seine  lokalen  Bedürf- 
nisse ohne  Rücksicht  für  die  des  Nachbarn  im  Auge  behält,  bildete 
ein  wirksames  Hiaderniss  der  Pflege  derjenigen  Interessen,  welche 
nur  iu  grösseren  nationalen  Kreisen  ihre  legislative  Förderung  fin- 
den können.  Die  könifi^lirlip  Regierunjs:  hat  sich  bei  dein  vor- 
liegenden Entwürfe  der  Bundesverfassung  auf  die  Berücksichtigung 
der  allseitig  erkannten  Bedürf  hisse  beschränkt«  ohne  über  dieselben 
hinaus  die  Bundesgewalt  in  die  Autonomie  der  einzelnen  Regie* 
rungen  eingreifen  zu  lassen,  ....  sie  zweifelt  nicht,  dass  der  ein* 
müthige  Wille  der  verbündeten  Fürsten  und  freien  Städte«  getragen 
von  dem  Verlangen  des  deutschen  Volkes«  seine  Sicherheit«  seine 
Wohlfahrt«  seine  Iliachtstellung-  unter  den  europäischen  Nationen 
durch  gemeinsame  Butitutionen  dauernd  Tcrbüigt  zu  sehen«  alle 
entgegenstehenden  Hindernisse  flberwinden  werde«. 

Nachdem  der  preussische  Entwurf  den  Bevollmächtigten  vor* 
gelegt  worden  war«  fanden  über  denselben  vertrauliche  Be*> 
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rathungeii  statt,  welche  sich  der  Oeffentlichkeit  entzogen.  Die 
höchst  unvollständigt-n ,  auszugsweiscn  Protokolle,  welche  dem 
Keichstage  mitgetheilt  worden  sind,  lassen  uns  über  dieses  Sta- 
dium der  Konferenzen  vollständig  im  Dunkeln.   In  wie  weit  sich 
in  den  Konferenzen  verschiedene  politische  Strömungen  geltend 
machten,  ob  auch  im  Schoosse  der  Regierungen  eine  mehr  unita- 
rische Richtung  einer  mehr  partikuhiristischen  gegenübertrat,  liMt 
sich  aus  den  Vorlagen  nicht  deutlich  erkennen.  Jedenfalls  waren  Ton 
den  Bevollmächtigten  der  übrigen  Staaten  sahireiche  Amendements 
fbrmulirt.  Um  nun  die  vertraulich  gepflogenen  Berathungen  su 
einem  vorlaufigen  Abschlüsse  zu  bringen^  wählten  die  preussischen 
Bevollmächtigten  aus  diesen  zahlreichen  Amendements  diejenigen 
aus  4  welche  die  Mehrzahl  der  geäusserten  Wünsche  befriedigen 
würden,  ohne  den  Principien  des  Entwurfes  entgegen^ 
zulaufen,  und  arbeiteten  darnach  den  Entwurf  um,  erklärten 
aber  zugkit  h,  dass  die  prcussische  lloj^ierung  sicli  zu  ferneren  Ab- 
änderungen in  Betreff  der  Abschnitte,  auf  welche  sich  diese  Arbeit 
beziehe,  nicht  verstehen  könne,  dass  jedoch  in  Betreff  des  achten 
und  elften  Abschnittes  (Postwesen  und  iimides-Kriegsverfassungj 
die  amilüge  Arbeit  noch  vorbehalten  bleibe. 

Hierauf  vereinigten  sich  sämuiüiche  Hevollmächligte  am 
28.  Januar  1867  zu  der  Erklärung:  »ulass  sie  die  auf  diese  Weise 
amendiiten  Abschnitte  als  vorläufig  festgestellt  betrachteten  und 
demgemäss  deren  Vorlegung  an  den  Reichstag  genehmigten a. 

In  der  Sitzung  vom  7.  Februar  wurde  dasselbe  Verfahren  mit 
den  auf  Abschnitt  VIII.  und  XI.  bezüglichen  Amendements  ein- 
gehalten. Hierauf  erklärten  sich  sämmtliche  Bevollmächtigte 
dahin: 

»dass  der  Entwurf,  der  in  dem  Bundnissvertrage  vom  18;  Au- 
gust resp.  21.  v.  J.  Art.  II.  und  Y. ,  sowie  in  den  verschiedenen 
Friedensverträgen  vorhergesehenen  Bundesverfassung  durch  die 
Vorlage,  weldie  die  k.  preussische  Regierung  am  15.  December 
V.  J.  der  Konferenz  gemacht  hat^  und  deren  Abänderungen, 
welche  in  den  Annexen  des  gegenwärtigen  Protokolles  und  des 
Protüküllcs  vom  2S.  v.  M.  verzeichnet  sind,  nunmehr  iintor  den 
hohen  verbündeten  Regierungen  definitiv  festgestellt  ist; 
und  solcher  Gestalt  dem  am  24  d.  M.  zusammentretenden  Reichs- 
tage vorgcle<^t  werden  soll. « 

Von  Interesse  ist  noch  das  Schlussprotokoll  der  Konfe- 
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rensen  Tom  7.  Februar  >  worin  einige  Begtenmgen  Erklärungen 
ober  ihre  Stellung  zu  dem  bereits  allseitig  genehmigten 
Entwürfe  der  Bundesverfassung  abgaben.  Bei  weitem  die 
meisten  dieser  Erklürunge^  sind  dasu  bestimmt^  ge^risse  Parti- 
kularinteressen  der  beti^eflbnden  Staaten  zu  wahren;  besondere 
Berficksichtigtuig  seiner  eigenthümlichen  Verhältnisse  forderte 
Hessen  -  Darms t ad  t,  indem  dasselbe  durch  nur  theilweise 
Hereinzieh  Uli  y  seines  Gebietes  in  den  nonUlculschen  Bund  aller- 
dings in  eine  schwierige  Lage  gerathen  war,  Mecklenburg  re- 
servirte  sich  eine  Entschädigung  für  seinen  Verzicht  auf  die  Ein-  -  • 
nähme  aus  den  Elbznllen ,  für  das  \\'(  trfallon  des  Transitzolles 
u.  s,  w.,  und  machte  für  seinen  Eintritt  in  n  Zollverein  als  Vor- 
aussetzung geltend,  dass  das  in  seinem  mit  Frankreich  im  J.  1865 
geschlossenen  Handelsverträge  liegende  Hindemiss  vorher  beseitigt 
werde ;  einige  der  kleinem  StaateUj  wie  Schwarzburg,  Keuss  j.  > 
und  liippe,  sprachen  den  Wunsch  aus,  dass  bei  der  Ausführung. 
der  neuen  Militärorganisation  auf  die  Leistungsfähigkeit  der  klci- 
nem  Staaten  billige  Bücksicht  genomm^  werde;  eine  ganze  Beihe  ^  ^/l.  P 
von  Wünschen  und  Voraussetzungen  gab  Hamburg  zu  Protokoll, 
welche  sich  besonders  auf  die  Annahme  der  neuen  Bundesflagge 
und  das  Bundeskonsulatwesen  bezogen.  Von  staatsrechtlichem 
Standpunkte  am  interessantesten  sind  indessen  die  Erklärungen 
von  Oldenburg  und  Sachsen- Coburg -Gotha.  Der  olden- 
burgisehe  Bevollmächtigte  erkförte  zur  Vollziehung  des  Protokolls 
ermächtigt  zu  sein :  » wenn  gleich  verschiedene  von  der  grossher- 
zoglichen Regierung  bei  den  JJcralhungen  wiederholt  geltend  ge- 
machte Bedenken  in  HetrefF  wesentlicher  Punkte,  auinentlich  so- 
fern sie  sich  auf  die  Ergänzung  der  Vertretung  der  Nation  durch 
ein  aus  geeigneten  Elementen  zu  bildendes  Überhan>;  untiM  ent- 
sprechender Beschränkung  der  Kompetenz  des  hUuidi  sraths  und 
Einsetzung  eines  liundesministeriums,  auf  die  Errichtung  eines 
Bundesgerichts,  auf  die  Vereinbarung  eines  Etats  für  die  Militär- 
ausgaben an  Stelle  der  im  EntMrurfe  geforderten  Pauschsumme  und 
auf  eine  in  näherem  Anschlüsse  an  die  Principien  des  Art.  26  der 
Wiener  Schluss-Akte  veränderte  Fassung  des  Art.  65  beziehen, 
zu  seinem  Bedauern  bei  der  schlüssigen  Bedaktion  des  Entwurfes 
keine  Berücksichtigung  gefunden  haben. « 

Der  Sachsen-Coburg-Gothaische  Bevollmächtigte  sprach  sich 
imXamen  seiner Begierung  dahin  aus:  »die  herzogliche  Begie- 
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nmg  iMgroBSt  mil  lebhafter  Fteude  die  forte  Eimguiig  und  die 
dadurch  bedingte  Maehtvezetirkiiiig«  wdkshe  die  dmchbeiathelie 
Veiftflsung,  wenn  auch  mriichst  nur  den  ndfdlicheDi  Staatoi 
Denteehlaads  gewUhrt;  eie  erkennt  in  der  anMcbfieselichen  Ueh0^ 

tragung  der  PrSsidialbefugnisse  an  die  grösste  deutsehe  Macht  die 
Garantie  für  die  gedeihliche  Entwickelung  der  neuen  ]iundesver- 
hititnissc  und  würde  ihrerseits  einer  noch  weiteren  Ausdehnung 
dieser  Befugnisse  his  zur  Schaffung  einer  einheitlichen 
Oentra  1  walt  gern  ihre  Zustimmung  ertheilt  und  ein  g^e- 
nügendes  x\equivalent  für  die  grösseren  Opfer  von  Souveränetäts- 
rechten  darin  grfunden  haben,  wenn  einem  mit  den  wesentlich 
konstitutionellen  Rechten  ausgestatteten  Reichstage  ein  gleich  be- 
rechtigtes Füratenhaus  an  die  Seite  gestellt  worden  wäre. « 

SchUeesUch  hielt  sich  der  preoesische  Bevollmächtigte  fäx 
•verpflichtet»  darauf  hinzuweisen  :  »  daee  die  im  SchlueeprotdLolle 
niedeigelegten  Tenchiedenen  Erklinmgen  und  Varaussetzangen 
einer  Anzahl  von  Berolbnächtigten  der  mit  PreuBsen  Terbondetea 
Begierungen  nicht  dam  angethan  und  bestimmt  fein  könnten, 
dasjenige  Einverstandniss  abauschwtchenj  welches  Ton  sSmmt* 
liehen  BeTollmächdgten  dahin  erklärt  worden  ist,  dass  der  in 
amendirter  Fonn  definitiT  festgestellte  Yerftssungsentwurf,  Na* 
mens  der  Oesammtheit  der  in  der  Konferenz  vertretenen  Regie- 
ningen,  durch  die  Krone  Preussen  dem  Reichstage  vorgelegt 
werde. « 

Schon  am  18.  Januar  war  auf  Preussens  Antrag  einstimmig 
folgender,  für  die  formelle  Geschäftsbehandiung  wichtiger  Be- 
schluss  gefasst  worden: 

»In  Erwägung, 

dass  die  wiinschenswerthe  Förderung  des  Yerfassuugswerkes 
eine  einheithche  Vertretung  der  hohen  verbündeten  Regierungen 
gegenüber  der  gemeinschaftlich  einzuberufenden  Yolksvertretong 
erheischt, 

übertragen  die  in  der  Konferenz  vereinigten  Bevollmächtigten  der 
Krone  Preussen  ad  hoe  die  in  den  Artikehi  14  und  2&  des 
von  der  Krone  Preussen  vorgelegten  Verfassungsentwurfes : 

Art.  14. 

»Dem  Präsidium  steht  es  zu,  den  Bundesradi  und  denBeicha- 
rath  stt  berufen,  zu  eroffiien,  zu  vertagen  und  zu  schliessen. « 
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Axt.  25. 

»Die  Legislaturperiode  des  Betdistages  dauert  diei  Jahre. 

Zur  Auflösung  des  Reichstage«  während  derselben  ist  ein  Be- 

schluse  des  Baude&ratli6  unter  Zustimmung  des  rräsidiutns  er- 
forderlich «  — 

bezeichneten,  dem  Präsidium  sowohl  wie  dem  Bundesrathe  einge- 
räumten Befugnisse,  soweit  sich  dieselhen  auf  den  Reichstag  be- 
ziehen und  ermächtigen  die  Krone  Freussen ,  dem  Reichetage  den 
Verfassungsentwurf^  über  dea  die  verbimdeten  Regierungen  sich 
geeinigt  haben  weiden^  vorzulegen  und  für  dessen  Vertretung, 
dem  Reichstage  gegenüber,  die  nöthige  Vorsorge  zu  treffen. « 

Nachdem  so  alle  materiell  und  formell  vorbsieitenden  noth- 
wendigen  Schritte  gethan  waren  •  erfolgten  am  12;  Februar  die 
Beiehstagswahlen  in  dem  ganzen  GeUete  des  norddeutschen  Bun- 
des, worauf  der  König  von  Fkeussen,  kraft  der  ihm  ertheüten 
Bechtsbefugnisse  durch  einsam  13.  Februar  unterzeichnetes,  am 
14.  publicirtes  Patent,  den  Reichstag  für  den  24.  Februar  nach 
Berlin  einberief. 


Zweiter  Absehaitt. 

Der  erste  Reichstag  des  norddeutschen  Bundes* 

vom  24.  Februar  bis  17.  April  1867. 

A.  Der  Belchstag  und  die  Regierungsvorlage  im  allgemeinen. 

§.  130. 
SrSffaiiBg  des  fisUlistagei. 

Am  24.  Februar  1B67  eröffiiete  Seine  Majestät  der  König  von 
Freussen  den  ersten  Reichstag  des  norddeutschen  Bundes  im 

1)  Stenographische  Berichte  über  die  Verhan-llunfren  des  Reichstages  des 
nordd.  Bundes  im  J.  1*>HT.  L  Bd.,  IL  Bd.  Anlagen  zu  den  Verhandlungen. 
Berlin  1ö67.  Eine  gute  ZusaniuieuäteliuDg  der  Aktenstücke  giebt:  der  nurd- 
deutscbe  Bund  in  Min«r  bisherigen  Bntwickdiing  und  die  BOndniMiwrtrSge 
mit  den  süddeutschen  Staaten.  Ein  Handbuch  für  Ltndtagtmitglieder  wie 
Zf"it.nnfi;-?;1escr.  Berlin  l'-'fiT.  nFür  die  Vurfassung  des  norddeutschen  Hundes«, 
ein  KechenschafLsbencht  von  Dr.  Braun- Wiesh  ad  e  n  ,  Wiesbaden  18ö7, 
B^iifiht  des  Präsidenten  Dr.  Le^te  an  seinen  Wahlkreis.  Berlin  1667.  Die 
bvndeMtsatlish  -  lumstitntioiielle  Fraktion  auf  dem  Sdohstage  des  novd- 
detttschen  Bundes  von  Ehrenreich  Eichbols.  HaimoTer  1S67.  Vergleiche 
auch  die  trefflichen  »politischen  Korrespondensea«  der  preussischen  JabrbQcher 
im  M&rs-  und  Aprilbef te  dee  J.  1867. 
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weissen  Saale  zu  Berlin.  Nachdem  das  Erhebende  des  grossen 
Moments  gebührend  betont  worden  war,  oharakterisirte  die  Eröff- 
nungsrede den  Weg  und  die  Ziele  des  neuen  Einigungsversuches 
in  folgender  Weise:  »Niemals  hat  die  Sehnsucht  des  deutschen 
Volkes  nach  seinen  verlorenen  Gütern  aufgehört  und  die  Geschichte 
unserer  Zeit  ist  erfüllt  von  den  Bestrebungen,  Deutechland  und 
dem  deutschen  Volke  die  Grosse  seiner  Vergangenheit  wiederzu* 
endngen.  In  diesem  Sinne  haben  die  verbündeten  Begierungen« 
im  Anschlüsse  an  gewiAnte  frühere  Verhältnisse  sich  über  eine 
Ansahl  bestimmter  und  begrenster,  aber  praktisch  bedeutsamer 
Einrichtungen  verstibidigt,  wdche  ebenso  im  Bereiche  der  unmit- 
telbaren Möglichkeit,  wie  des  zweifellosen  Bedürfnisses  liegen. 
Der  vorzulegende  Verfassungsentwurf  muthet  der  Selbstständigkeit 
der  Einzelstaaten  zu  Gunsten  der  Gesammtlieit  nur  diejenigen 
Opfer  zu,  welche  unentbehrlich  sind,  um  den  Frieden  /.u  schützen, 
die  Sicherheit  des  Bundesgebietes  und  die  Wohlfahrt  seiner  Be- 
wohner zu  gewäll rl eisten.  Je  mehr  Sie,  meine  Herren, 

sich  diese  Schwierigkeiten  vergegenwärtigen,  um  so  vorsichtiger 
werden  Sie  bei  Prüfung  des  Verfassungsentwurfes  die  schwer  ^vic- 
gende  Verantwortung  für  die^efahren  im  Auge  behalten,  weiche 
für  die  fiiedliche  und  gesetsmässige  Durchführung  des  begonnenen 
Werks  entstehen  könnten,  wenn  das  für  die  jetzdge  Vorlage  ker* 
gestellte  Einveiständniss  der  Begierungen  für  die  vom  Beichstage 
begehrten  Aenderungen  nicht  wieder  gewonnen  würde.  Heute 
kommt  es  vor  allem  darauf  an,  den  günstigen  Moment  zur  Errich- 
tung des  Gebäudes  nicht  m  veisaumen;  der  vollendete  Ausbau 
desselben  kann  alsdann  getrost  dem  fernem  vereinten  Wirken  der 
deutschen  Fürsten  und  Volksstämme  überlassen  bleiben,  a 

§.  131. 

f erlsrsltsid«  tashills  des  Rslslistagss. 

Am  25.  Februar  fand  die  erste  Sitzung  un  d  vorläufige  Kon- 
stituirungf  des  Reirhstagres  statt.  In  den  folgenden  Sitzunjjen  wur- 
den  Wahlprüfungen,  in  der  Sitzung  vom  2.  März  die  Wahl  der 
Präsidenten  und  Schriftführer  vorgenommen.  Am  4.  März  legte 
Graf  Bismarck»  als  Präsident  der  Bundeskommissare,  den  Ver- 
fassungsentwurf vor.  Am  6.  Marz  wurde  die  Geschäftsordnung  des 
preussischen  Abgeordnetenhauses  definitiv  angenommen  und  der 
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Betcliliifls  ge&ast/  da«  di«  Toilage  der  verbündeten  Begierungen, 
«kne  weitere  Vorbereitung  durcb  eine  Kooiniiaeion,  sogleich  einer 
Vorberathung  im  ganzen  Hause  und  dann  einer  Schluse- 
berathung  untersogen  werden  sollte.  So  konnte  das  Haus  be- 
reits am  9.  März  in  die .  allgemeine  Diskussion  der  Regierungsvor- 
lage eintreten. 

§.132. 

'   AHgi—iiit  Qkarakler  iei  Regleraigieatviirfu. 

Der  am  4.  März  dem  Reichstage  vorgeles^te  EiitAvurf  wich  von 
allen  bisherigen  deutschen  und  aupf^eid*  ut><  lien  V'>rfassungen  in 
auffallender  Weise  ab.  Von  einem  planvoU  durchdaciiteii  Systeme, 
von  einer  Feststellung  allgemeiner  Principien  war  keine  Rede. 
Man  suchte  darin  vieles  yeigeblich ,  was  man  in  einer  Ver&ssung 
2U  fuaden  gewohnt  war  und  fand  manches ,  was  durchaus  in  keine 
YerfaMRingMirkunde^  gondem  lediglich  in  die  Spccialgeaets» 
gebung,  zu  gehören  schien.  A(an  hatte  einen  Verfassungsent- 
wurf aus  emheidiGhem  Gusse  *erwaitet  und  erhielt  dafür  ein  ' 
Aggregat  scheinbar  willkürlicher  und  unzusammenhängender 
Smselbestimmungen.  Es  ist  daher  nidit  zu  Terwundem ,  dass'der 
Entwurf  bei  seinem  ersten  Bekanntwerden  eine  gewisse  Enttäu* 
schung  hervorrief  X  dass  er  keines  der  theoretischen  Ideale  befxie- 
digte ,  welche  man  sich  Ton  einer  deutschen  Gesammtm&ssung 
gebildet  hatte.  Erst  bei  näherer  Betrachtung  trat  aus  der  rauhen 
Schale  der  gesunde  Kern  hervor;  wenigstens  wurde  dciu  geübten 
politischen  Blicke  klar ,  dass  der  Entwurf  aus  keinen  abstrakten 
Postulaten  und  theorctisclien  Schulben^riffen ,  sondern  aus  den 
realen  Zustanden  und  praktischen  iiedürfnissen  der  Gegenwart 
hervorgewachsen,  dass  er  das  Resultat  der  gegebenen  konkreten 
Staatsverhältnisse  sei,  wie  sie  nach  dem  grossen  Kriege  in  Deutsch- 
land thatsächlich  vorlagen. 

Allerdings  stand  Preussen  im  Sommer  1866  so  mächtig  da» 
wie  nie  zuvor.  Durch  Einverleibung  der  eroberten  Länder  war  es 
zu  einer  £sstgeschlo8senen  Territorialmacht  in  Norddeutschland 
herangewadisra»  welche  nur  noch  durch  kleine  Enklaven  durch- 
brochen wurde;  dennoch  waren  ihm  bei  Verfolgung  seiner  Haupt- 
au%abe,  der  Neugestaltung  BeutBcfalands»  bestimmte  Linien  vor- 
gezeichnet, die  es  nicht  wUlkurlieh  uberschreiten  durfte.  Zun&ehst 
hatte  Preussen  sieh  vertragsmftssig  gebunden«  sein  Einigungswerk 

Syatem  de«  defutMliea  StMtUreehto.  28 
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•  vorläufig  auf  Norddeutsch  1  and  zu  beschränkeD.  Mochte  man 
über  die  irielberufene  Mainlinie  denkm»  wie  man  w<^te;  man 
muaste  sie  jedenfalls  als  einen  wichtigen  Faktor  ansehen«  mit  wel- 
chem die  preusnaehe  Begiemng  und  das  Parlament  bei  der  Neu- 
gestaltung Deutschlands  xu  rechnen  hatten. 

Als  Bweiter  ebenso  bedeutender  Faktor  kam  in  Betracht  die  zu 
achtende  Integrität  und  staatliche  Selbstständigkeit  der  ur- 
spmnglich  verbündeten  Staaten ,  sowie  die  völkerrechtlichen  Ver- 
bindlichkeiten, welche  man  in  den  Friedensschh'issen  den  ehemaligen 
Gegnern,  besonders  Sachsen  gegenüber  eingegangi-n  haUe.  J  c  dt  n- 
falls  bildeten  diese  Verträge  eine  massgebende  Grund- 
lage de  s  V erf a s  suii  s  w  e  rk  es.  Auch  der  Keiehstag  fand  in 
diesem  Komplex  von  Veit  rag  (^n  omen  s(  lion  h  eg  ründetenRechts- 
büden  vor  ,  den  er  nicht  alteriren  durfte,  ohne  das  ganze  Verfas- 
sungswerk zu  gefährden.  Preussens  Vertragstreue  musste  über  jedem 
Zweifel  erhaben  sein.  Jede  Vergewaltigung  eines  Verbündeten,  selbst 
des  kleinsten ,  der  in  der  schweren  Katastrophe  treu  zu  Preussen 
*  gestanden  hatte  >  jede  Verletzung  irgend  eines  geschlossenen  Frie- 
densvertrages wäre  ein  schwerer  Bechtsbruch  tknd  zugleich  eine 
politische  Unaittlichkeit  gewesen,  weikhe.  Preussen  in  seinem  An- 
sehen tief  geschädigt  haben  würde.  So  war  die  innerhalb  der 
Grundzüge  vom  10.  Juni  zu  erhaltende  Selbatetändigkeit  der  Ein- 
zelstaaten die  zweite  Linie,  welche  Preussen  nicht  überschreiten 
durfite.  Mochte  von  mancher  Seite  der  Einheitsstaat  wegen  dfix 
Einiachlieit  seiner  staatsrechtlichen  Konstruktion  noch  so  sehr  ge- 
wünscht weiden;  unter  den  gegebenen  Umständen  war 
derselbe  eine  Unmcl  glichkeit,  jedes  Hindrängen  auf  unmit- 
telbare Hersteiluiig  eines  solchen  wäre  ein  Appell  an  Vertragsbruch 
und  widerrechtliche  Vergewaltigung  gewesen.  War  somit  der  Ein- 
heitsstaat aus  rechtlichen  Gründen  unmöglich,  so  war  der 
blosse  Staatenbund  politisch  unzulässig  und  verwerflich. 
Hatte  man  doch  seit  einem  halben  Jahrhunderte  die  Erfahrung  ge- 
macht, dass  ein  blosser  völkerrechtlicher  »Staatenbund,  der  keine 
einheitliche  Centralgewalt,  kein  gemeinsames  Hundesbürgeirecht, 
keine  wahre  Volksvertretung  zulässt,  rlie  Bedürfnisse  der  Nation 
in  keiner  Weise  befriedigen  kann.  War  doch  die  ganze  Bewegung 
des  deutschen  Volkes  seit  1848  darauf  gerichtet,  aus  der  Schwäche 
des  Staatenbundes  herauszukommen  ^  war  es  doch  seit  dieser  Zeit 
geradezu  zum  Losungsworte  des  preussisclien  KÖnigthoms  gewor- 
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den:  »dass  Deutschland  a^s  einem  Staatenbunde  in 
einen  Bund  es  Staat  verwandelt  werden  müsse.«  (S.  324). 
Als  man  jedoch  dem  Verfassungswerke  des  norddeutschen  Bundes 
näher  trat^  konnte  man  eich  nicht  verhehlen^  daee  auch  der  Begriff 
des  Bundesstaats  in  allen  seinen  theotetischen  Konsequenaen  nicht 
durchgefiihrt  werden  kinme. 

Der  Bundesstaat»  wie  er  in  der  Verfassung  der  Vereinigten  Staa- 
ten von  Nordamerika  und  der  Schweiz  sich  typisch  darstellt,  setzt 
die  wesentliche  Gleichartigkeit  der  verhundenen  Staa- 
ten und  die  völlige  Trennung  der  Centraigewalt  von 
der  Staatbgewalt  der  Einzelstaaten  Toraus,  Schon  die  erste 
Voraussetzung  war  bei  Gf1*ünduiig  des  norddeutschen  Hundes  nicht 
vorhaiuieii.  Neben  einer  Giossmacht  ersten  Ranges  von  mehr  als 
24  Mill.  Einwohnern  standen  21  Staaten  mit  5  Mill.  Einwohuern.  Es 
wäre  mit  dieser  Thatsache  in  Widerspruch  gewesen,  wenn  man 
Preussen  ,  imch  der  thtoi  etischcn  Konsequenz  des  Bundesstaates, 
lediglich  mit  den  übrigen  EnizeisLaaten  als  äquivalente  Grosse 
*  hätte  behandeln ,  wenn  man  es  einer  neu  zu  kunstituirendeu  ab- 
strakten Centralgewait  ehen  so  hätte  unterordnen  wollen,  wie' 
Waldeck  oder  Bremen.  Man  durfte  nicht,  wie  die  Reichsverfas« 
sung  Yon  1849^  eine  in  der  Luft  schwebende  Centralgewait 
improvisiren^  die  man  dem  Könige  von  Preussen  nach  Belieben 
übertragen  zu  können  meinte^  sondern  man  konnte  nach  den  Er- 
eignissen des  Jahres  1866  nichts  anderes  thun«  ab  die  bereits  in 
der  Staatsmacht' Preussens  thatsäehlich  vorhandene 
Präponderanz  auch  staatsrechtlich  zur  Anerkennung 
bringen.  Dies  geschieht  nun  auch  durch  den  Entwarf  in  strenger 
Beachtung  der  realen  Verhältnisse.  Gerade  in  den  wichtigsten 
Angelegenheiten  erhält  die  Krone  Preussen  als  solche',  als 
pi  L  Lissische  Staatsgewalt  nicht  über  dem  Bunde,  sondern  im 
Bunde,  die  einheitliche  Leitung  der  wesentlichsten  Regierungs- 
geschäfte, die  im  Bunde  vorkommen  kunucn.  Wenn  nun  der  Ent- 
wurf in  dieser  Beziehung  entschieden  von  der  hergebrachten 
Schablone  des  Bundesstaats  abweicht,  indem  er  die  Bundesgewalt 
gerade  in  den  wichtigsten  Fujiktionen  an  die  Staatsgewalt  des 
m&chtigsten  Eiuzelstaates  anknüpft,  hält  er  doch  sonst  m  allen  an- 
dern wesentlichen  Punkten  die  Linie  des  Bundesstaates  ein  ^  Dies 

1)  Daher  beseichnet  die  oi&ciÖBe  »NoTddtutaeh«  Allgemeine  ZeituDg«  den 
neuen  Bund  liehtig  ab  »den  norddeutschen  Bandet  Staat«.  Nur  wem 
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zeigt  sich  besonders  daria^  dass  die  Bundesgesetze  durch  die  Pu- 
blikatioD  der  Bundesgewalt  alle  Bürger  der  fiinzelstaateii  «iBi  Ge* 
hjMaam  verbinden  und  den  Landesgesetetto  ohne  weiteres  yorgehen, 
daM  ein  aUgememet  Bundesindigenat  und  eine  Nation al- 
repräsentatian  de«  ganzen  Volks  besteht^  dass  die  Bundes- 
gewalt  innerhalb  ihrer  Sphäre  keineswegs  blos  auf  die 
Vemulttelimg  der  Einzelstaaten^  auf  die  Requisition  der  Einseiregie- 
rungen angewiesen  ist#  sondern  dass  sis  sieh  an  die  einzelnen  Bürger 
wendet,  unmittelbar  eingieift  und  dureh  ihre  eigenen  Organe  ver- 
waltet^ dass  innerhalb  der  verfassungsnÜLSsigen  Kompetenz,  Ge- 
setzgebung, Aufsicht  und  parlamentarische  KontroÜe  auf  die  Bun- 
desorgane  übergehen.  Nach  dem  Entwürfe  bildet  somit  der 
noiiideuUsche  Bund  unzweifelhaft  einen  Bundesstaat,  zwar 
nicht  in  abstrakter  Durchführung  eines  Schulbegriffes,  sondern  in 
origineller  Erfassung  der  einmal  gegebenen  deutschen  Staats- 
verhältnisse. Der  norddeutsche  Hund  ist  ein  Bundes- 
staat, wo  der  wesentlichste  Theil  der  liu n d es ge w alt 
mit  der  Staatsgewalt  des  mächtigsten  Einzelstaates 
organisch  verbunden  ist. 

Was  .die  Zusammenfassung  der  Staatsmacht  nach  aussen  und 
die  innere  staatliche  Einheit  betrifft,  so  wird  durch  den  Ent- 
wurf ein  Fortschritt  unseres  nationalen  Lebens  begrOndetj  wie  wir 
ihn  noch  vor  wenigen  Jahren  kaum  zu  hofien  wagten.  Drejssig 
Millionen  Deutsche  weiden  toh  nun  an  gleiches  Bürgerrecht« 
gleiche  Erwerbs-  und  AnsteUungsfahigkeit,  gleichen  Beditssehuts 
geniessen.  Innerhalb  des  weiten  Bundesgebietes  von  der  Weichsel 
^  bis  zum  Bheine«  yon  der  Nord-  und  Ostsee  bis  zum  Maine  giebt  es 
fflr  alle  Bundesangehihigen  kei n  A  u sl an  d  mehr.  Die  Lande  des 
norddentsehen  Bundes  bilden  dn  grosses  Wirthsehafts-  imd  Ver- 
kehrsgebiet, sie  unterliegen  gleichen  Zollen,  gemeinsamen  Ver- 
brauchssteuern, (iüi  gleichen  Gesetzgebung  in  Zoll  -  und  Handels- 
sachen. Die  Bundesgesetzgebung  ordnet  das  Geld-  und  Bank-, 
das  Eisenbsüm-y  Post-  und  Telegraphenwesen;  Posten«  Tele- 


ea  an  jeder  juristischen  Bildung  und  logischen  Gedankenachärfe  fehlt ,  kann 
den  tiefbegründeten  Unterschied  «wischen  den  beiden  Staatsformen  des  Bun- 
deüsta^tes  und  des  Staatenbundes  läuguen.  Vergl.  g.  03  u.  64.  Freilich  ist 
siuttgaben ,  dass  das  Leben  sich  nicht  an  alle  Konsequenun  des  theoretiBchen 
Schulbegriffes  gebunden  fühlt ,  sondern  im  freien  politudum  Sohdpfungstrtebs 
die  TorlMndenen  Formen.den  konkreten  VethfiltniMen  auapMten  eoebt. 
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grapfaen  und  Zölle  werden  einheitlich  von  Bundeswegen  Terwaltet. 
Der  nofddeiitBehe  Bund  hat  eine  ganeinsame  Bundeskaase,  ein 
gemeinsameB  Heer  und  eine  gemeinsame  Flotte;  Organisation^ 
B^waffinmg»  BülitiTgetetzgebung  sind  dieselben;  das  Heer  steht 

unter  Einem  Kommando  tind  unter  Einer  Kriegsheniichkeit ,  die 

Krone  rieussen  vertritt  den  norddeutschen  Hund  einheitlich  nach 
aussen,  schliefst  Bündnisse  und  Verträge  mit  fremden  Mächten"^  ^ 
erklärt  Kriei?  und  schliesst  Frieden.  Mag  diese  reichiialtige  Macht* 
beftigniss  unter  noch  so  bescheidenen  Titeln  auftreten ,  uud  nir- 
gends ausdrücklich  als  einheitliche  Centraigewalt  dehnirt  sein  ; 
wenn  alle  die  Hechte,  welche  bald  dem  Bundespräsidium, 
bald  dem  Bundesfeldherrn,  bald  der  Krone  Preuss  en  als 
solcher  beigelegt  sind^  zusammenaddirt  werden^  so  ergiebt  die 
Summe  ein  Mass  von  Befugnissen ,  welches  durchaus  aur  Aussta^- 
tung  einer  kräftigen  Centralgewalt  in  einem  Bundesstaate  aus»' 
reicht. 

Zu  gleicher  Zeit  aeiehnet  sich  der  Entwurf  yor  allen  früheren 
derartigen  Versuchen  dadurch  yortheilhaft  aus,  dass  man  bei  setner 
Ausarbeitung  als  leitende  Maxime  festgehalten  hatte ,  »ein  Mini- 
mum derjenigen  Koncessionen  zu  finden,  welche  die  Sonderexi- 
stenzen auf  deutschem  *Ge1Hete  der  Allgemeinheit  machen  müssen, 
wenn  diese  AHgem^heit  lebensföhig  werden  soll.«  Diese  Be* 
schränknng  auf  die  wesentlichen  und  nothwendig'en 
runkte,  u-uf  die  wahrhaft  praktischen  Einheits- 
bedürfnisse, hatte  Graf  Bismarck  stets  als  Princip  seiner  Re- 
furnibetsLiebun^en  festgehalten.*  Auch  die  königliche  Eroilnungs- 
rede  hatte  in  diesem  Sinne  erklärt:  »dass  die  vorbündeten 
Regierungen  s  i  (  h  über  eine  Anzahl  b  e  s  t  i  in  in  t  e  r  und 
begrenzter,  aber  praktisch  bedeutsamer  Einrichtungen 
verständigt  hätten ,  welche  ebenso  im  Bereiche  der  unmittelbaren 
Möglichkeit,  wie  des  zweifellosen  Bedürfnisses  lägen. «  Als  solche 
nothwendige  Punkte  erschienen  die  Einheit  der  TÖlkerrrr  htlichen 
Vertretung,  die  Einheit  des  Heeres  und  der  Flotte,  die  einheitliche 

2)  So  griff  er  das  Programm  des  preussischen  (konservativen)  Volksvereine» 
bereits  am  18.  September  1861  mit  folgenden  Worten  an:  »Wir  brauchen  eine 
straffer«  KoMolidation  der  deutschen  Wehrkraft  so  nöthig  wie  das  liebe  Brot, 
wir  bedfirfen  einer  neuen  bildsamen  Einrichtung  auf  dem  Gebiete  des  Zoll- 
ireaens  und  einer  Anzahl  gemeinsamer  Institutionen,  um  die  materiellen  In- 
teressen gegen  die  Nachtheile  zu  schützen ,  die  aus  der  unnatürlichen  K.on> 
figuration  der  deutschen  innem  Landesgrenzen  erwachsen*« 
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Leitung  und  Behandlung  des  ZoU-^  Handels-  und  Verkehrs- 
wesens. Der  Entwurf  -  wollte  nicht  weiter  in  die  Selbetstiteidigkeit 
der  Einzelstaaten  eingreifen,  als  durch  die  nationalen  Bedüzf- 

nisse  unbedingt  geboten  war.  Der  in  anderen  Bundesrerfassung^en 
enthaltene  Satz;  «die  Einzelstuaten  sind  souverän,  soweit  ihre 
Souveränetät  nicht  durch  die  Bundesverfassung  beschrankt  ist, 
und  üben  als  solche  alle  Rechte  aus,  welche  nicht  der  Bundes- 
gewalt übertiageii  sind«  wurde  als  ein  selbstverstAiKllicher  nichl 
ausdrücklich  in  den  Entwurf  aufg^enommen,  aber  in  der  That  streng' 
eingehalten.  Wie  die  Bundesgewalt  in  ihrer  Sphäre  vollständig 
Souverän  dasteht,  so  sind  auch  die  Einzelstaaten  in  ihrem  Bereiche 
autonom.  In  den  weiten  Gebieten  der  Justiz ,  der  innem  Verwal- 
tung, des  XJnterrichtswesens ,  der  Sorge  für  die  Interessen  der 
Wissenschaft  und  Kunst,  der  Landesktdtur,  wird  ihnen  ein  wür- 
diger und  völlig  unabhängiger  Wirkungskreis  gelassen ,  worin  sie 
ebenso  souverän  bleiben,  wie  sie  es  bisher  waren.  In  dieser 
Theilung  der  Sphäre  der  Souveränetät  zwischen  dem 
Bunde  und  den  Einzelstaaten  zeigt  sich  so  recht  der  bundesstaat- 
liche Charakter  des  Verfassungsentwurfes. 

Um  dieser  Souveränetät  der  verbündeten  Einzelstaaien 
auch  in  der  Gesammtverfassung  des  Bundes  einen  entsprechenden 
Autsdruck  /u  f:;(1)Pn,  schuf  der  Entwurf  das  Organ  des  Bundes- 
rat h  s  ^,  d.  Ii.  ciiun-  Delegirtenversammlung-  der  einzelnen  Fürsten, 
welcher  ein  reichhcher  Antheil  an  der  Gesetzgebung  des  Bundes, 
ein  bescheidener,  scharf  begrenzter  an  der  eigentlichen  Bundes- 
regierung eingeräumt  ist,  indem  gerade  die  wichtigsten  Funktionen 
der  s.  g.  Exekutive  der  Krone  Preussen  ausschliesslich  beige» 
legt  sind ;  auch  stehen  sie  der  letzteren  nicht  kraft  eines  Auftrages 
des  Bundesrathes,  sondern  kraft  eigenen  verfessungsmässigen 
Rechtes  zu. 

Wenn  so  die  historische  Macht  der  Fürsten,  nach  ihrem 
wirklichen  Inhalte  imBundesrathe,  unter  dem  leitenden  Präsi- 
dium des  mächtigsten ,  staatsrechtlich  organisirt  ist ,  so  wird  die 
reale  Bedeutung  der  Nation  dargestellt  in  einer  aus  allgemeinen 
Wahlen  hervorgegangenen  Volksvertretung,  dem  Reichstage. 

3}  Graf  Bismarck  sagt  in  diesem  Sinne:  )>Der  Bundesrath  ist  vollständig 
ttnentbehrlich,  als  diejenige  Stelle,  wo  die  Souverinetit  der  Einnlstaaten  fort- 
fthrt,  ihren  Ausdruck  la  finden.  Hier  findet  derjenige  Ueberrest  des  hohen 
deutschea  Adels  feinen  Piatx,  der  seine  Landeshoheit  bevahithatc 


Digitized  by  Google 


I 


f 

Die  GrOndung  des  norddeatMhen  Bundes.  '  4S5 

So  wichtig  die  Einfügung  einer  NattonalrepräBentation  in  den  Or- 
ganismus derVetfassungwar^  so  bestand  doch  eine  Hauptschwache 
des  Entwurfs  darin  ^  dass  diesem  volksthümlichen  Faktor  eine  zu 
geringe  Machtbefugniss  beigelegt  war.  Alleidings  sollte  dem 
Beichstage  die  Mitwirkung.auf  dem  gesammten  Gebiete  der  Bun- 
desgesetzgebung zustehen,  selbst  mit  dem  Rechte  der  Initiative; 
es  war  daher  übertrieben,  wenn  man  denselben  durch  die  liezeich- 
nung  als  eines  blossen  »Redeübungsvereins«  oder  eines 
w Zollparlaments«  herabzusetzen  suchte,  während  man  doch 
noch  kurz  vorher  selbst  in  der  Erreichung  des  letztern  einen  grossen 
politischen  Fortschritt  erkannt  haben  würde.  Immerhin  blieb  es  aber 
ein  Mangel  des  Entwurfs,  dass  man  die  wichtigsten  und  umfas- 
sendsten Theile  des  Budgets,  den  ganzen  Militär-  und  Marineetat, 
für  alle  Zeiten  dem  konstitutioneUeiL  Einflüsse  der  Volksvertretung 
▼öllig  entziehen  wollte^ 

Ueberhaupt  war  def  Abschnitt  XII  »von  den  Bundes- 
finanzen«  das  unvollständigste  Kapitel  des  ganzen  Entwurfes, 
welches  gewissezmassen  eist  eine  nähere  Begulirung  durch  den 
Reichstag  zu  erwarten  schien.  Ist  es  auch  nicht  zu  verkennen, 
dass  das  Budgetrecht  im  Bundesstaate  anders  geordnet  sein 
muss,  als  im  Einzelstaate,  so  durfte  man  doch  nicht  soweit 
hinter  die  Linie  des  in  Deutschland  feststehenden  gemeinen  Staats- 
rechts, ja  der  iu  ganz  Europa  anerkannten  konstitutionellen  Rechts- 
ordnung zurückgehen,  als  in  dem  Entwürfe  geschehen  war^.  Es 
war  entschieden  eine  ungerechtfertigte  Heeinträchtigung  des  kon- 
stitutionellen Princips,  wie  es  einmal  historische  Üereclitigung 
erhalten  hat,  dass  eine  fiir  eine  Uebergangsperiode  zweckmässige, 
ja  vielleicht  nothwendige  Einrichtung^ zum  bleibenden  staats- 
rechtlichen Grundsatze  gemacht  weiden  sollte. 

Es  wäre  durch  die  unbedingte  Annahme  des  Entwurfes  das 
ganze  Mililärweaen  gewissennaasen  aus  der  übrigen  Staatsordnung 

4)  X'cff<Bnd  bemerkte  R.  v.  Bennigsen  in  Betreff  des  Budgetrechtg : 
»Ich  meine,  dass  wir  der  Entscheidung  und  der  Lösung  dieser  Schwierigkeiten 
am  nächsten  kommen,  wenn  wir  sagen,  das  Ergebnis«  der  verfassungsmässigen 
Kutwickelung  in  Deutschland  hat  eine  Grenzlinie  festgestellt,  eine  gewisse 
Durohachnittslinie,  innerhalb  welcher  alle  deutschen  Verfassungen  miteinander 
^bereiitttimmen  und  die  deshalb  gewissermaaaen  als  gemeines  Staats, 
recht  für  ganz  Deutschland  angesehen  werden  muss,  die  Grenzlinie  nämlich 
z^\ischen  den  Befugnissen  der  R^erungsgewalt  and  der  Landesvertretung.« 
Sten.  Ber.  S.  164. 
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lieraiiflgescbiiitten  und  zu  einem,  vdUig  naob  absolutistisditii  Gnmd- 
salzen  verwalteten  Gebiete  gemacht  worden. 

Da  indesBen  sich  hald  herausstellte^  dass  die  Kegierungeii  hier 
m  einem  Entgegenkommen  bereit  waren.,  wie  dies  Graf  Bismsrek 
schon  in  seiner  eisten  Sede  endsutete,  so  war  def  echUmn)ste  Steiii 
des  Anstosses  beseitigt,  welcher  die  Annahme  des  Entwurfes  tob 
Seiten  des  Reichstages  hätte  geföhrden  können. 

Als  Grundpfeiler  des  gesammten  norddeutschen  Bundes  mute 
die  KriegsTerfassnng  betrachtet  werden,  wdche  in  dem  Ent- 
wurfe  mit  besonderer  Genauigkeit  festgestellt  war.  In  dieser  Be- 
ziehung knüpfte  derselbe  an  die  langjährigen  Bestrebungen  der 
preu&sischen  Regierung  au ,  oiuc  Itefonü  der  ehemaiigc7i  lUiudes- 
kriegsverfassung  herbeizufülucn.  in  tlera  Entwürfe  der  norddeut- 
schen Bundesverfassung:  fand  die  in  Preussen  so  laTitre  bestnitene, 
in  dem  letzten  Kriege  so  *];^l;inzpiid  bewährte  lieor^^anisation 
ihre  gesetzhc  he  Auerkeuuung  für  das  ganze  Gebiet  des  neuen 
Bundesstaates. 

Als  ein  Mangel  des  Entwurfes  wurde  vielfach  das  Fehlen  der 
6.  g.  Grundrechte  hervorgehoben ;  'vom  praktischen  Standpunkte 
gewiss  mit  Unrecht.  Waren  doch  dieselben  für  %  der  Bundesbe» 
TÖlkerung  durch  die  preussische  Verfassung  hinreichend  festgestellt 
und  genossen  doch  auch  die  Angehörigen  der  meisten  übr^en 
Staaten  in  ihren  Veifassungen  äfanlieher  Garantien,  welche  durch 
den  Eintritt  in  den  norddentschesi  Bund  niiberahrt  blieben.  Sollt* 
die  BundesTeKfiMsung,  um  einiger  staatlich  xnrackgtbliebener  Lftn- 
der  willen»  auf  ein  Gebiet  eingehen^  dessen  Betreten  unzweifelheft 
EU  weitgehenden  Principienstreitigkeiten  gefuhrt  haben  würde» 
sollte  sie  allgemeine  Sätze  aufstellen^  welche  entweder  theo- 
retische Axiome  und  blosse  Yerheissungen  hätten  bleiben  müssen^ 
oder  welche  im  Falle  praktischer  Durchfiihnm«^  tief  in  die  speciclle 
Ijamlcsiiosetzgebung  eingeschnitten  haben  würden  t  Die  Grund- 
rcchisde hatten  von  Frankfurt  mit  ihrem  duktrinären  Charakter 
standen  als  warnendes  Beispiel  vor  der  Seele  des  deutschen  .Volkes. 
Es  war  daher  nur  zu  rühmen,  dass  man  diese  ganze  Seite  des 
Staatslebens  zunächst  der  Gesetzgebung  der  Einzelstaaten  überliess 
und  dpTu  vorwärtsstrebenden  Geiste  des  deutschen  Volkes  ver- 
traute, dass  derselbe  auch  einzelne  staatlich  zurückgebliebene  Bruch- 
theilc  der  Nation  mit  Nothweudigkeit  einer  zeitgemässen  Ent- 
wickelung  entgegenführen  werde.   Ueberhaupt  muss  es  als  der 
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grösste  Vonug  d«0  Entwiufes  betrachtet  werden,  dass  er  nichts  als 
eine  elementare  Grundlage  geben  will,  welchederoffganischeil 
Eotfaltuiig  für  die  Zukunft  mögUchat  ftmen  Spiehrattm  gewährt. 
Während  die  Mhare  deutsche  Bundeifeiiassuiig  jede  weitere  Ent» 
«ickehmg  im  nationalen  Sinne  ahechnitt  und  somit  Gewalt  und 
Bundeehmch  mit  Nothwendigkeit  provoeirte,  wenn  es  sich  darum 
handelte^  nnerlftssliche  nationale  Fortschritte  duzchau- 
seteen,  erleichtert  der  Entwurf  jede  aeitgemKsse  Weiterhiklung  der 
Verfassung  im  hohen  Grade»  indem  er  fifr  eine  VerfiiiBungsftnde<- 
rung  keineswegs  die  Einstimmigkeit  aller  Bundesglieder,  sondern 
nur  eine  Mehrheit  von  V9  der  Stimmen  verlangt.  Damit  ist  dem 
vorwärtsschreitenden  Geiste  des  deutschen  Volkes  die  Möglichkeit 
gegeben,  allen  berechtigten  nationalen  Fordenmgen  auf  verfas- 
sungsmässigem Wege  Ausdruck  zu  verschaffen  und  ohne  TJeber- 
stürzung,  wie  ohne  Rechtsbruch,  die  unvollkommene  Lebergan ^s- 
form  des  norddeutschen  Bundes  allmälig.  in  eine  Heichsveifassung 
der  gesammten  deutschen  Nation  organisch  umzubilden. 

g.  183. 

Die  Stellaag  des  Reichstages  zu  dem  vorgeiegteo  Entwürfe  und  die  allge- 
meine Diskassion  vom  9.— 13.  März. 

Da  dieser  erste  Beiohstag.keine  andere  Aufgabe  hatte,  als  die 
Verfassung  des  norddeutschen  Bundes  zu  herathen,  so  wurde  die 
Gruppirung  der  Parteien  lediglieh  durch  das  Terhiltniss  der 
einzeLien  Mit^eder  zu  dem  vorgelegten  Begierungsentwurfe  be- 
stimmt. Es  traten  deehalb  alte  eingewurzelte  Xlnterschiede  in  den 
iiiiitergrund  und  bildeten  sich  neue  Parteien  nach  neuen  Prin- 
cipien.  Vor  allem  machte  sich  in  der  Generaldebatte  ein  tief- 
gehender Unterschied  geltend  //vviöclicn  den  Abgeordneten,  welche  ^ 
das  Zustandt  kommen  der  Verfassung  auf  Grundlage  des  Ent- 
wurfes einsilich  erstrebten,  und  solchen,  welche  als  princi- 
pielleGegner  des  Entwurfes  denselben  beseitigt  wissen  wollten  * . 


1)  Da  ich  Her  keine  politische  Geschichte  des  ersten  Reichstags  ge- 
ben, sondern  nur  dessen  grundlegende  Bedeutung  für  das  Staats- 
recht des  nordd.  Bundes  darstellen  will,  so  kann  ich  mich  auf  eine  weitere 
CbarakterLsirung  der  feineren  Parteiunterschiede  hier  nicht  einlassen.  Was  die 
Dumeritche  Bedeutung  der  Hauptparteien  betrifft,  to  xfthlten  die  Konaenrati- 
ven  58,  die  freien  KomservattTen  40  >  die  AltUberalen  2S,  die  KationaUibera- 
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Unter  den  erstem,  die  wir  als  die  positiven  Elemente  des 
Beichstages  bezeichnen  können,  traten  indessen  verschiedene 
Biehtungen  hervor,  indem  die  änsserste  Bechte,  die  s.  g.  Kon- 
servativen^ für  die  unyerflnderte  Annahme  des  Entwurfes  plat- 
dirte  und  deshalb  im  Stadium  der  Yorberathungen  gegen  alle 
materidlen  Yerbessenmgs*  und  AbSnderungsantrSge  stmunte; 
während  die  Fraktion  der  freien  Konservativen  einzelnen 
'Verbesserungen  nicl^t  abgeneigt  war  und  in  der  SdilussberaÜiung 
in  der  wichtigsten  Frage  mit  der  nationalUberalen  Partei 
>iand  in  Hand  ging.   Diese  war  entschieden  die  einflussreidiste 
Partei  des  Reichstages;  aus  sehr  verschiedenai  tii^t  n  Elementen  zu- 
sammengesetzt, erstrebte  sie  das  Zustandekommen  der  ^'erfassmlg 
auf  Grundlage  des  Entwurfes  und  unterstützte  die  deutsche  Politik 
des  Grafen  lUsmarc  k  mit  Hingebung  in  allen  wichtigen  Principien- 
fragen,  ohne  deshalb  auf  die  Selbstständigkeit  ihres  Urtheils  zu 
verzichten ;  sie  war  entschlossen,  ehrlich  luid  loyal  auf  den  vorge- 
legten Verfassungsentwurf  einzugehen,  glaubte  aber,  dass  derselbe 
der  Verbesserung  in  vieler  Beziehung  sowohl  bedürftig,  als  fähig 
sei.  Alle  wesentlichen  materiellen  Verbesserungen,  Ergänssungen 
und  Abänderungen  des  Entwurfes,  welche  bestimmt  waren,  die 
verfassungsmässigen  Rechte  des  Volkes  und  der  Volksvertretung 
zu  sichern,  soweit  dies  mit  der  Maeht  und  Einheit  Deutschlands 
verträglich  schien,  gingen  von  der  nationallibenlen  Partei  aus. 
TJebrigens  muss  anerkannt  weiden,  dass  alle  die  genannten  Par- 
teien, welche  eine  positive  Stellung  zu  dem  Entwürfe  einnahmen, 
einen  ächt  realpolitischen  Sinn  offenbarten,  welcher  bis  jetst 
inDeutscHland  so  selten  com  Durchbruche  gekommen  war.  und  dass 
Konservative  wie  Liberale  ein  gutes  Stück  ihres  Doktrinarismus 
und  ihre  oiiige wurzelten  Parteitheorien  in  patriotischer  Selbstver- 
läugnuii^  uuf  dem  Altare  des  Vaterlandes  opferten,  dass  jede  dieser 
Parteien  manches  ihr  Wünschenawerthe  aufgab,  um  darüber  das 
Erreichbare  nicht  zu  verlif  ich. 

Diesen  |iosiiiven  Elf  iucnten  standen  in  jj^eringer  Zalil  und 
bunter  Mischung  die  negativen  gegenüber,  weiche  aus  verschie- 
len so,  die  Linke  20  Mitglieder.  Ausser  diesen  5  Fraktionen  bestanden  noch 
kleinere  Orupppn ,  r.  IJ.  die  s.  g.  Bundesstaatlich-Kon!?titutionellen,  die  Mitglie- 
der des  imkcn  Centrum»  des  preuasiachen  Abgeordnetenhauses  u.  s.w.  Sehrin- 
strakttT  ittsdie  tsbellsrieche  Uebersicht  der  namtntUehen  Abitinmnui- 
gen  in  »«tsd  detttaoheii  B«eh«tage«.  Le^g  bei  Quandt  und  Hfadel. 


Digitized  by  Google 


I 

Die  Qr&ncluiig  des  norddenttohen  Bondea. 


439 


denen  Gründen  ein  Zustandekommen  der  Vetfassung  nicht  woll« 
ten;  denn  es  war  Idar,  dass  jeder^  welcher  den  Entwurf  der  Regie* 
ning  ans  Irgend  welchen  Gründen  verworfen  und  eine  ganz  neue  ' 
Grundlage  Ar  die  Berathungen,  etwa  die  Beicheverfiusung  Ton  , 
1849,  angenommen  wissen  wollte ,  unter  den  Torlicgendenr^' 
politischen  Verhältnissen  wenigstens  unhewusst  dasselrbe 
Resultat  herbeifuhren  half,  auf  welches  die  Gegner  jeder  deutschen 
EinlitiiL  bewusst  lossteuerten,  uämlich  das  Sclieitern  des.  gan- 
ze ii  V  e r  f a  s  s  u  n  g  s  e  r k e  s.  Wir  finden  unter  den  principiellen 
Gegneni  der  Vorlage  die  eigentliche  Linke,  welche  unter  den 
vorliegenden  I^mständen  Unmögliclies,  wie  den  konstitutionellen 
Einheitsstaat  oder  weniirsfen«  den  srhulgerecht  durchgefiihrten  " 
Bundesstaat  in  der  Form  der  Frankfurter  Reichsverfassung  postu- 
lirte  und  hebcr  gar  nichts  Positives  zu  Stande  gebracht»  als  das  ge- 
ringste ihrer  abstrakten  Parteiprincipien  geopfeit  wissen  wollte. 
Mit  dieser  wenig  zahlreichen  Linken  verbanden  sich,  einig  nur  in 
der  gemeinsamen  Negation,  einzelne  ultramontane  und  parti- 
Icularis tische  Elemente,  als  die  geschworenen  Feinde  der  deut- 
schen Einheit  überhaupt,  sowie  die  fremden  Nationalitaten  der 
Polen  und  Dänen,  welche  gegen  ihr  Hereinziehen  in  einen  deut^ 
achen  Bundesstaat  protestirten. 

In  der  Generaldiskusston  massen  sämmtliche  Richtun- 
gen und  Parteien  des  Reichstages  zuerst  ihre  Kxlifte  und  stellten 
ihre  Principien  in  schroflfer  Weise  einander  gegenüber;  dennoch 
machte  sich  sclion  in  diesem  Stadium  der  Eindruck  geltend,  dass 
bei  dem  numerischen  Vorwiegen  der  positiven  Kiemente,  bei 
dem  guten  Willen  der  Natioiiallibcralcn  und  dem  feinen  Takte 
ihrer  Führer,  welche  stets  die  Fühlung  der  Situation  nach  obenliin 
bewahrten,  bei  dem  versöhnlichen  Geiste  eines  grossen  Theils  der 
Konservativen ,  bei  der  entgegenkommenden  Haltung  der  E^^gie- 
Tungen  und  bei  dem  wahrhaft  staatsmännischen,  oft  entscheiden- 
den Eing^ifen  des  Präsidenten  der  Bundeskommissarieu,  —  diesmal 
endlich  ein  positives  Resultat  der  deutschen  Einheitsbestrebungen, 
d.  h.  eine  schliessliche  Einigung  übet  die  Verfassung  des  nord- 
deutschen Bundes^  als  gesichert  zu  betrachten  sei. 

Nachdem  in  der  Gtoeraldiskussion  der  Stai^punkt  der  Ter- 
echiedenen  Parteien  zu  dem  Entwürfe  hinreichend  erörtert  worden 
war,  begannen  am  18.  Marz  die  Yorberathungen  über  die 
•einzelnen  Abschnitte  der  Vorlage.  Wir  besprechen  diesdben  nur 
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soweit,  als  ibxe  Efgebntaie  effolgreich  for  das  neu  m  begründende 
StaatszecHt  des  norddeutschen  Bundes  gewesen  sind. 

B.  Die  einzeinen  Abschnitte  der  norddentsclieii  Biindesverfaeauus 
in  iiiren  stoatorecbtiicli  wiclitigslen  BestiminoDgeii. 

§.  134. 
I.  Baadetgebiet. 

Während  nach  den  »Grundsugen  Tom  10.  Juni«  der  Beitritt 
Preussens  mit  seinen,  bisher  zum  Bunde  nicht  gehörigen  Landen 

unentBchieden  gelassen  ist,  wird  durch  Art.  I.  das  ganze  preus- 
sische  Staatsgebiet  m  den  liuiid  ^czoi^eji.  Einer  besundcm 
Erwähnung  bedarf  Lauen  b  urg  deshalb,  \\üil  es  bis  heute  noch 
nicht  dem  preussischen  Staatsgebiete  einverleibt  ist.  Eei  der  inni- 
gen staatsrechtlichen  Verbindung^,  welche  durch  die  neue  liundes- 
Verfassung  begründet  werden  soll,  ^vHre  eine  Zerlegung  des  preussi- 
schen Staatsgebietes  in  bundesangehörigc  und  bundesfremde  Theile 
eine  unerträgliche  Anomalie  gewesen.  Gerade  der  zur  Führerschaft 
berufene  Staat  muss  mit  seiner  ganzen  Staatskraft  für  den  Bund 
eintreten^  mit  seinen  ganzen  Interessen  in  demselben  aufgehen 
können,  wenn  er  seiner  hoben  Aufgabe  geniigen  will.  Durch  den 
Eintritt  der  Ftoyinzen  Preussen  und  Posen  hat  Deutschland 
einen  positLyen  Zuwachs  Ton  1700  Q.-M.  und  ^%  Millionen  Ein- 
.  wohnem  erhalten*. 

Auch  alle  andern  Bundesglieder  sind  mit  ihrem  ganzen  Ge- 
biete in  den  Bund  getreten ^  mit  Ausnahme  ron  Hessen-Darm* 
Stadt,  welches  nur  mit  seinen  nördlich  vom  Main  gelegenen 
Theilen  dem  neuen  Bundesstaate  angehört.  Die  daraus  hervor- 
gehenden Unzukömmlichkeiten  sucht  man  durch  Küizelverträge 
weniger  fühlbar  zu  machen,  z.  B.  durch  das  Schutz-  und  Trutz- 
büiidniss  zwischen  Preussen  und  dem  Grossherzog thume  Hessen 


i]  Gegenüber  den  alten  Klagen  über  die  abhanden  gekon. n.t  rn;n  Stucke 
des  ehemaligen  deutschen  Heiches,  die  s.  g.  avuisu  imperu,  muss  hervorgeho- 
ben werden ,  daw  der  -vorwSrttstrebende  Geist  des  deutschen  Volkes ;  in  Yer- 
bindung  mit  der  preussischen  Staatskraft,  im  Osten  weite  Lande  der  deutschen 
Kultur  erobert  hat,  "welciie  nie  zum  deutschen  Reiche  gehört  haben ;  diese 
Provinzen  bringt  Preussuu,  gewissermaassen  als  Morijt'ngabc ,  dem  neuen 
Deutschland  zu.  iJurch  diesen  Zuwachs  zählt  der  neue  Ii undesstaat  jetzt  schon 
6  MiUionen  Einwohner  mehr,  als  das  gaaie  deutsche  Beieh  im  Jahre  1603. 
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?om  11.  April  1867  und  die  Müitärkonvention  vom  7.  ApiHl  1867^. 
Auch  ganz  Schleswig  ist  in  den  Bund  aufgenommen.  Die  im 
Piager  Frieden  TertragamSssig  atipulirte  Abtietung  der  notdlichea 
Distrikte  9  wenn  die  Berölkermig  sich  dafSr  ausspricht^  wurde  sich 
somit  als  eine  Gession  preussischen  und  norddeutschen  Gebietes 
an  Dänemark  darstellen. 

Das  Bundesgebiet  ist  nicht  blos  eine  Kombination  von  22  Ge- 
bieten der  Einzelstaaten,  sondern  ein  wahres  einheitliches 
Staatsgebiet;  innerhalb  demselben  kann  yon  Ausland  und 
Inland  nicht  mehr  die  Kede  sem. 

$.135. 
n.  Ms  Bttlsigesstigebiiag. 

Jede  Bundesverfassung  muss  die  Kompetenz  des  Bundes  ge- 
nau begrenzeü.  Während  im  Einheitsstaate  die  Rechte  der  Staats- 
gewalt aus  dem  Staatsbegrifie  Yon  selbst  folgen,  reicht  die  Macht- 
befiigniss  des  Bundesstaates  nur  soweit,  ak  sie  ihm  ausdrucklich 
zugesprochen  ist;  alles,  was  nicht  der  Centraigewalt  eingezfiumt 
ist,  f^lt  in  die  Sphäre  der  Einzelstaaten,  für  welche  die  Präsumtion 
streitet.  So  stellt  sich  auch  Abschnitt  II.  der  norddeutschen  Bun- 
desverfassung die  Au%abe,  die  Bundeskompetenz  zu  umschreiben. 
Logischer  wäre  es  allerdings  gewesen,  wenn  man,  nach  dem  An- 
trage Zachariä's,  diesen  Abschnitt  »Bundesgc walt«  über- 
schrieben hätte,  denn  die  Kompetenz  des  Bundes  ist  keineswegs 
auf  Gesetzgebung  beschränkt,  ysie  ja  Art.  IV.  ausdrürklich 
dem.  Hunde  auch  ein  Oberaufsichtsrecht  iiber  verschiedenartige 
Gegenstände  z.uspricht.  Niemand  kann  die  Existenz  einer  Bun- 
desgc walt  und  zwar  einer  seiir  maciitvoUen  im  norddeutschen 
Bunde  leugnen ,  und  es  wäre  deshalb  nicht  ohne  Bedeutung  ge« 
Wesen,  dieselbe  auch  offen  und  ausdrücklich  anzuerkennen.  Allein 
bei  der  sehr  erklärlichen  Kichtung  der  Majorität ,  keine  Amende- 
ments ,  die  nicht  einen  unmittelbar  praktischen  Zweck  verfolgten^ 
durchgehen  zu  lassen,  fiel  der  Zachaiiä'sche  Antrag.  Konnte  man 
doch,  abgesehen  von  dieser  inkorrekten  Bezeichnung,  mit  dem 
realen  Inhalte  des  Abschnitts  Hl  vollkommen  zufrieden  sein.  Be- 
Sonden 'werthvoU  ist  Art.  2.:  »Innerhalb  des  Bundesgebietes  übt 

1)  Q  las  er  «.  a.  O.,  Heft  3.  6.  53  ff. 
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der  iiunddas  Recht  der  Gesetzgebung  nach  Massgabe  des  Inhalts 
dieser  YerfassuDg  und  mit  der  Wirkung  aus,  dass  die  Bundes- 
gesetse'den  Landeegesetzen  vorgehen.  Die  Hundes- 
gesetse  erhalten  ihre  verbindliche  Kraft  durch  ihre  Yerkündigimg 
von  Bundeswegen  ^  welche  vermittelet  eines  Bundesgesetxblattee 
geBchieht.« 

Hierin  ist  das  bundesstaatliohe  Princip  in  seiner  gan- 
zen einschneidenden  SchtUfe  ausgesprochen.  Während  dem  rein 
völkerrechdichen  Staatensysteme  des  ehmaUgen  deutschen  Bub!- 
des  jede  eigentliche  legislative  Gewalt  fehlte  und  die  Bundes* 

beschlüsse ,  als  internationale  Staatsverträge ,  lediglich  die  'Regie- 
rungeu,  nie  die  einzelnen  Unterthanen  banden,  wendet  sich  der 
norddeutsche  Bundesstaat  mit  seinen  Gesetzen  an  alle  Angehörigen 
des  Ii  Ulidesgebietes  unmittelbar;  die  Einzelnen  sind  ebenso, 
wie  alle  Behörden,  den  Bundesgesetzen  Gehorsam  schuldig,  die 
nicht  durch  die  Publikation  des  Landesherm»  sondern  der  Bundes- 
gewalt^  volle  Geltimg  erlangen.  Es  ist  somit  im  norddeutschen 
Bunde  wieder  ein  legislatives  Organ  erstanden,  welches  auch  f  o  r  - 
mellgemeinesKecht  eraeugm  kann^  was  im  deutscheu  Bunde 
fehltet  Ja,  dieses  formell  gemeine  Recht  hat  eine  viel  höhere 
Bedeutung,  als  die  Gesetzgebung  des  ehemaligen  deutschen  Rei- 
ches ,  welche  regelmässig  nur  subsidiär  gemttnes  Recht  hervor- 
brachte %  während  alle  Gesetze  des  norddeutschen  Bundes  ohne 
Ausnahme  absolut  gemeines  Recht  schaffen,  indem  sie  ohne 
wäteres  allen  entgegensteljeuden  Landesgesetzen  derogiren. 

Um  sü  eher  kaaii  man  es  sich  gefallen  lassen,  dass  die  Ver- 
fabiuiig  den  Einzelstaaten  nicht,  wie  die  Reiclisverfassung  von 
1649,  die  k  onkurrir  en  d  p  Gesetzgebung  auf  denjenigen 
Gebieten  ab'>j)ri(.ht ,  welche  m  den  Bereich  der  Bundeslegislative 
fallen,  bteht  nur  jenes  Princip  des  absoluten  V  organges 
der  Landesgesetzgebung  fest,  so  kommt  die  Sache  praktisch  auf 


1]  Sehr  richtig  bemerkte  der  Abgeordnete  von  Wächter:  »Der  nord- 
deutadie  Bund  mit  «einer  Centralgewmlt  und  SMnem  Parlamente  bildet  künftig 
eine  gesetsgebende  Gewalt  far  alle  Staaten,  die  sa  ihm  vefeiaigt  sind.  Was 

durch  diese  gesetzgebende  Gewalt  festgesetzt  ist,  das  bildet  dann  ein  wahrhaft 
juristisches  gemeines  Recht  für  dif-?'»  Staaten.  Es  ist  nach  laTia:er  Zeit 
wieder  das  erste  Mal,  dass  wir  in  die  Möglichkeit  gesetzt  werdeo,  ein  wahrUatt 
gemeines  Recht  su  bekommen.« 

2i  Vergl.  G.  B  e  s  8 1  e  r ,  System  des  d.  PrivatrechU.  Erstes  KapiteL 
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dasselbe  BesuUat  hinaus  und  die  Verfassung  bevährt  auch,  hier  ihr 
taktvolles  » fortiter  in  re,  stutmier  in  modo, « 

Während  Abschnitt  II.  im  Allgemeinen  nur  die  Kompetenz 
der  ßundesgesetigebung  feststellt ,  aber  nicht  auf  das  Mate- 
rielle dieser  Gesetsgebung  eingeht^  macht  hiervon  der  Art.  3. 
eine  Ausnahme ,  indem  er  Einen  gana  dringenden  Fünkt  äugen- 
blieklich  regelt,  welcher  sofort  mit  der  Publ|kation  der  Verfassung 
ins  Leben  tritt.  Dies  ist  die  Herstellung  eines  gemein*  < 
samen  Bundesindigenats,  wonach  jeder  Bürger  eines  einzel-  > 
nen  Bundesstaates  in  dem  anderen  liundesstaate  ganz  dieselben»' 
Hechte  hat,  wie  der  eigene  Angehörige.  Dies  ist  entschieden  das 
wichtigste  praktische  Grundrecht  der  deutschen  Nation,  wonach 
jeder  Unterschied  zwischen  Inländer  und  Ausländer  unter  den 
Angehörigen  der  norddeutsclien  Bundesstaaten  von  nun  an  weg- 
föllt*.  Freilich  bleiben  dabei  zunächst  alle  die  Beschränkungen 
bestehen,  welchen  die  Angehörigen  des  eigenen  Staates  in  diesem 
ihrem  heimischen  Staate  in  Beziehung  auf  Gewerbebetrieb,  Nie- 
c^rlassung,  Aufnahme  in  den  Gemeinde  verband  unterliegen;  der 
Angehörige  eines  anderen  Bundesstaates  darf  nur  nicht  schlechter 
gestellt  werden,  als  die  eigenen  Landesangehörigen.  Hätte  man 
veiter  gehen  und  auch  alle  die  in  der  inneren  Landesgesetagebung 
liegenden  Beschränkungen  augenbUcklich  beseitigen  wollen«  so 
hätte  man  tief  in  die  kommunalen  und  gewerblichen  Verhältnisse 
der  Einzelstaaten  eingreifen  müssen;  man  begnügte  sich  daher, 
dies  höchst  dankenswerthe  Minimum  eines  gemeinsamen  Bun* 
desburgerrechts  augenblicklich  ins  Leben  m  rufen,  ohne  deshalb 


M  Vergl.  über  die  Entstehung  des  Art.  \'.  die  officiellen  Mittheihmgen  des 
Hessen  -  JJarmstädtischen  liundeskommissariu»  von  Hot  mann.  Stenogr.  Be- 
richt S.  244.  Richtig  bemerkte  der  preuetiische  liuudeäkommissarius  von  Sa- 
Tigny  t  »Art.  3.  enthalt  in  Besug  auf  dan  Indigenat  ^ine  Reihe  von  grossen 
Fortschritten  auf  dem  Gebiete  der  Zusammengehörigkeit  in  Norddentschlandf 
er  hat  die  Schlagbftume  für  die  Menschen  hinweggeräumt,  sowie  schon 
früher  die  Zollschranken  l'ür  die  Waaren  hinweggeräumt  wurden;  er  hat 
gewissermaaääeu  tueüliuftig  gemacht  sämmtliche  Einwohner  des  norddeutschen 
Gebietes  uller  der  grossen  Privilegien ,  deren  sieh  bisher  nur  die  standesherr- 
lichen Familien  auf  Grund  der  alten  Bundesverfassung  erfreuten,  daa  heisst: 
Jedermann  !<^t  von  nun  an  beimathsberechtigt  an  jedem  Orte  und  dies  im  voll- 
sten Sinne  des  Wortes,  seiner  Wahl  steht  es  frei,  wo  er  wirken  und  leben  will. 
Ich  denke,  dass  unser  Verfassungsentwurf  vor  den  verschiedenen  Verfassungs- 
entwürfen ,  die  in  Deutsohlnnd  bisher  vorgelegen  haben ,  den  einen  Voriug  be- 
sitstt  dass  er  nicht  mehr  bietet,  wie  er  auch  gewAbren  kann.« 
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der  BundeBgesetzgebung,  iii  Betreff  einer  weiteren  Ausbildung  und 
reicheren  materiellen  Ausstattung  dieses  Indigeaats,  für  die  Zu» 
kunft  izgendwie  Schranken  setzen  zu  ^vollen 

"Der  Art.  4.  des  Entwurfes  zählt  die  Gebiete  auf,  fax  welche 
die  Bundesgcsetzgebung  kompetent  sein  soll;  er  scbliesst  sich 
UMt  wörtlich  an'  Art.  0.  der  Giundzfige  vom  10.  Juni  an  und 
fssst  die  wesentlichen  imd  wahrhaft  piaktischen  Punkte  mit  gros* 
ser  Cmsicht  zusammen.  Derselbe  fand  daher  die  fast  allgemeiiie 
Billigung  desBeichstageSj  nur  in  wenigen,  aber  nicht  unwichtigen 
Punjtten  wurde  die  Kompetenz  der  Bundesgesetzgebung  duieh 
Annahme  von  Amendements  erweitert.  So  wurde  auf  den  An- 
trag des  Abj^eordneten  von  Hammerstein  auch  »das  Staats- 
bürgerrecht«, auf  den  Autrag  von  Micliaelis  auch  »das 
Passwesen  und  die  Fremdenpolizeia  hereingezogen. 
Während  der  Entwurf  die  Gesetzgebung  des  Bundes  nur  auf  »die 
fiir  liuudeszwecke  zu  verwendenden  indirekten  isLeuerua  be- 
schränkt, wurde  auf  Antrag  von  H au m stark  und  Braun  der 
Zusatz  »indirekt«  beseitigt ^  in  Erwägung,  dass  das  System  der 
Matrikularbeiträge  grosse  UnvoUkommenheiten  habe  und  zu  einer 
Lähmung  der  Centraigewalt  fuhren  könne,  dass  es  somit  fiir  dis 
Bundesgewalt  eine  Lebensfrage  sei,  das  Itecht  zu  haben,  nach 
Bedarf  die  Geldbedürfiaisse  des  Bundesstaates  aueh  duzeh  direkte 
Besteuerung  aufzubringen,  wenigstens  wollte  man  der  Bundes^ 
gewalt  dioBO  Befujpiiss  fiir  die  Zukunft  nicht  abechaeiden  *«  Aus- 
serdem erfolgten  noch  einige  Zusätze  untttgeordneter  Art>  fio 
wurden  auf  Antrag  des  Grafen  Eulenburg  zu  Kr.  8.  die  Worte: 
»Herstellung  der  Land-  und  Wasserstrasseu«,  auf  Antrag 
BaumBtark's  zu  Nr.  9«  das  Wort  »Flössereio  eingefügt^  durch 
einen  Antrag  des  Grafen  Schwerin  wurden  uuter  Nr.  15.  auch' 
»Massregeln  der  Medicinal-  und  V e teriuärpolize** 
zur  ikuidesgcsützgebung  gezogen. 

Ein  Verdienst  um  das  künftige  Staatsrecht  des  norddeutschen 
Bundes  erwarb  sich  der  Abgeordnete  Twesten  dadurch^  dass  auf 

4)  In  welcher  Weise  diese  Weiterentwickelung  zu  erfolgen  habe  »durch 
Her&tuliung  einer  allgemeinen  Zugfreiheit«,  deutete  Braun-^^^^" 
baden  an.  (Stenogr.  Berichts.  253.) 

6)  Man  scUoss  eitih  darin  d«r  Rea<^tttion  des  am  4.  August  166?  sv 
Braunschweig  vwsamnelten  Kongresses  der  deutschen  Volkswirthe  ss. 
Viert«ljahrs»ebr.  für  Volkswirthscbaft.  4.  Jahrg.  2.  B4.  S.  180, 184, 193. 


Digitizca  by  Liu. 


Die  Orandung  des  iiordileutac1i«ii  BundM.  445 

seinen  Antrag  auch  »das  Militarweien  und  die  Kriege- 
rn arine«  der  Bandesgesetzgebnng  unteretellt  wurde.  Es  war  hier 
offenbar  in  dem  Entwürfe  eine,  auch  von  denBegierungen  gefiihlte 
Xiücke,  welche  der  Ausfüllung  bedurfte*.  Durch  Art.  57  des  Ent- 
wurfes war  ausgesprochen,  dass  mit  der  Publikation  der  Veifas- 
suiigburkuiule  alle  liesLiiuuuuiguii  der  preussischen  Militärgesetz- 
gebung oliiie  weiteres  in  den  verbündeten  Ländern  eingeführt  sein 
sollen.   Es  fehlte  aber  in  diesem  Artikel  jede  }ie.stimmuni>'  dar- 
über, wie  und  in  welcher  Weise  die  vielfach  dringend  gebotene 
Weiterbildung  der  Militärgesetzgebung  in  Zukunft  zu  erfolgen 
habe.  Dieselbe  dem  preussischen  Landtage  fernerhin  allein  zu 
überweisen,  wäre  eine  Zurücksetzung  der  übrigen  Staaten,  die 
Kegelmig  wirklich  ins  Gebiet  der  Gesetzgebung  eingreifender 
Verhältnisse  auf  dem  blossen  Verordnnngswege  durdi  den  Bun- 
'  des&ldherm  ein  rein  absolutistisches  Yer&hren  gewesen.  Es  war 
daher  eine  nothwendige  Konsequenz  des  bundesstaatHci^en  Frin* 
cips,  diese  wichtige  Seite  der  LegislattTC  den  gesetzgebenden  Fak- 
toren des  Bundes  9  d.  h.  demBundesrathe  und  dem  Beichstage,  zu 
überweisen'.  Mit  dieser  Erweiterung  der  legislativen  Kompetenz 
*des  Bundes  musste  aber  nothwendig  eine  Bestimmung  verbunden 
werden,  welche  Preussen,  das  sich  dauiit  seiner  eigenen  Legis- 
latur über  die  Militär  Verhältnisse  begab,  gcgfn  jede,  wenigstens 
denkbare  Majorisiruiig  zu  schützen  im  Stande  war.  Es  musste  der 
Krone  Preussen  dasselbe  Veto  zum  Schutze  bestehender  Einrich- 
tungen beigelegt  werden,  welches  der  Entwurf  ihr  bei  Berathun- 
gen über  Zollwesen  und  Handelsverträge  einräumt.  Nur  so  kann 
verhütet  werden,-  dass  wider  den  Willen  der  preussischen  Regie- 
rung, als  Vertreterin  der  Wehrkraft  des  Bundes,  durch  eine  Mehr- 
heit im  Bundiesrathe  und  im  Beicfastage,  .Aenderungen  in  der 
Müitargesetzgebung  herbcigefiihrt  werden  können,  welche  die 
Wehrhaftigkeit  des  Bundes  schwächen.  Der  zweite  Theil  des 
Twesten'schen  Amendements : 
»Bei  GesetzesTorschlfigen  über  das  Mflitärwesen  und  die  Kriegs- 
marine giebt,  wenn  im  Bundesrathe  eine  Meinungsverschieden- 
heit stattfindet,  die  Stiinme  des  Präsidiums  den  Ausschlag, 
wenn  sie  sich  für  die  Aufrechthaltung  der  bestehenden  Einrich- 
tungen ausspricht  a 

6)  Bede  des  Abg.  Wagner.  Stenogr.  Ber.  S.  30(). 

7)  Bede  des  Abg.  T  weiten.  Stenogr.  Ber.  &  308. 

m 
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war  das  notb  wendige  Korrelat,  welches  der  preuBBischen  Regierung 
die  Annahme  des  ersten  Theiles  des  Amendements  möglich  machte. 

Schliesslich  fand  noch  eine  wesentliche  Erweiterung  der 
Bundeskempetens  in  Betreff  der  eigentlichen  JustiagesetK* 
gebung  statt.  Während  der  Entwurf  unter  Nr.  13  nur  »die  ge- 
meinsame Civüproaessordnung  und  das  gemeinsame  KonkursTcr- 
fahren  nehet  Wechsel-  und  Handelsrecht  ins  Auge  hmto,  wuide« 
auf  den  Antrag  des  Abgeordneten  Lasker^^  von  dem  Reichstage 
beschlossen^  die  gemeinsame  Gesetzgebung  auch  auf  »das  Obli- 
gation enrecht,  Strafrecht,  Handels-  und  Wechsel- 
recht  und  das  g  e  r  i  e  h  tl  iche  Verfahren«  zu  erstrecken. 
Noch  weiter  ging  der  Antrag  des  Abgeordneten  Miquel,  welcher 
eine  gemeinsame  Gesetzgebung  über  «das  bürgerlicheRecht, 
das  Strafrecht  und  das  geri  ch  t  liehe  Verfahren«  postu- 
lirte.  Obgleich  sein  wohimotivirter  Antrag  nicht  die  Mehrheit  fiir 
sich  gewann,  so  war  es  doch  bedeutsam,  das»  zwei  hervorragende 
Meister  der  Rechtswissenschaft,  der  eine  als  Vertreter  der  civilisti- 
schen, der  andere  der  gennanistischen  Jurisprudenz^  ein  gewich- 
tiges Zeugniss  ablegten  für  das  einheitliche  Rechtsbewusstsein  des 
deutschen  Volkes  und  das  nationale  Streben  der  neueren  deutschen 
Rechtswissenschaft.  Die  beiden  Abgeordneten  Wächter  und 
Gerber  erklarten  mit  eben  so  beredten  Worten ,  als  schlagenden 
Gründen  die  nationale  Bechtseinheit^  die  Schöpfung  eines  wahrhaft 
gemeinen  Rechtes,  welches  das  lebendige  und  zeilgemtoe  Rechts- 
bewusstsem  des  deutschen  Volkes  zum  Ausdrucke  bringe^  fiir  die 
edelste  Sehnsucht  und  das  höchste  Ziel  aller  denkenden  deutschen 
Juristen*.  Ist  der  Wunsch  dieser  Männer,  »dass  der  deuuchea 


8)  Vergl.  dessen  Molivirnng'  S,  "2^5. 

9)  Der  Abgeorduetu  von  Wächter  nprach  sich  lolgendermassen  aus: 
Jileh  glaube,  wir  konnten  es  als  eine  sulässige  Aufgabe  der  Zukunft  hinstellen, 
überhaupt  ein  gemeinsames  bflrgeriichea  Oetetsbaeh  tfXt  den  gansen  nord- 
deutschen  Bund  und  für  diejenigen  StaateUp  die  wir  hoffentlich  noch  zu  unserem 
Bunde  heranziehen  werden ,  zu  schaffen  ....  Wie  unendlich  wichtig  wäre 
es  —  ich  will  nicht  sagen  für  die  Theorie ,  denn  Gesetze  macht  man  nicht  für 
die  Theorie,  sondern  ftr  die  Praxis  und  für  das  Leben  — wie  unendlich  wichtig 
wäre  es  für  das  Leben ,  wenn  alle  Staaten  des  norddeutschen  Bundes  ^n  und 
dasselbe  Gesetzbuch  hätten,  in  welchem  die  ganze  geistige  und  Wissenschaft» 
liehe  Kraft  der  Theoretiker  und  Praktiker  aller  dieser  Staaten  sich  koncentrirte, 
während  jetzt  unsere  Kraft  und  die  praktische  Auabildung  unseres  Rechtes 
sich  m  den  Tersohiedentten  LegislatioaeB  serspliuert  und  zum  Thetl  verdampft.« 
(8.  288.)  In  gbicber  Weite  oKotivIrts  Gerber  diesen  Gedanken  t  »Bs  bedarf 
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Kuiidesgewalt  eine  Eiiiwirkiin  l;  auf  dieses  wichtige  Gebiet  der 
Volkssittliclikeit  direkt  und  ausdrücklich  gesichert ,  dass  ihr  die 
Vollmacht  f^^ej^eben  Averdc,  auf  diesem  Wege  vor/nschreiten, « 
durch  Ahlclmuug  des  Miquerschen  Antrages  vorlaufig  nicht  in 
vollständige  Erfüllung  gegangen,  so  ist  doch  durch  sie  für  die 
Zukunft  der  Weg  unfelilbar  vorgezeichnet ,  welchen  die  £echts> 
Wissenschaft ,  im  Dienste  des  deutschen  Volkslebens»  zu  wandeln 
hat;  um  ihre  höchste  Aufgabe  zu  eifiiUen. 

Nachdem  die  Kompetenz  der  Bundesgewalt  in  dieser 
Weise  umgrenzt  worden  ist»  geht  der  Entwurf  zur  Feststellung  der 
Organe  über,  durch  welche  die  Bundesgewalt  ausgeübt  werden  , 
BoU.  Es  sind  deren  drei:  der  Bundesrath,  das  Bundespräsi*  ^ 
dium  und  der  Reichstag.   Durch  den  Bußdesrath  und  den  j! 
Reichstag  wird  die  legislative  Gewalt  des  Bundes  ausgeübt, 
die  l'ebereinstimmuug  derlSlehrlieitsbeschlüssc  beider  Versamm- 
lungen ist  zu  einem  Bundesgesetze  erforderlich  und  ausreichend. 
Nur  bei  Verfassungsänderungen  ist  eine  Mehrheit  von  7» 
der  Stimmen  im  Rundesrathc  nothwendig.    Die  Kegierungs- 
ge  walt  des  Bundes,  die  s.  g.  Exekutive,  steht  dem  Bundesrathe,  , 
unter  Leitung  des  Bundespräsidiums ,  in  einigen  der  wichtigsten 
Funktionen  aber  dem  Bimdespräsidium ,  unter  verschiedenen 
Titeln,  allein  zu;  der  Reiclistag  nimmt  in  keiner  Beziehung  an 
der  Exekutive  Theil.   Die  Organisation  dieser  drei  wichtigen  i: 
Faktoren  der  Bundesgewalt  hing  so  eng  mit  der  ganzen  Natur  des 
Yeiiassungswerkes  zusammen,  dass  man  durch  Bekämpfung  dieser 
fundamentalen  Einrichtungen  die  ganze  Existenz  des  Entwuxfes  in 
Frage  gestellt  haben  würde.  Die  positiv en  Elemente  des  Reichs- 
tages nahmen  daher;  trotz  tiefgehender  piincipieller  Bedenken,  die 
organischen  Grundlagen  an  und  suchten  nur  im  Einzelnen  auf 
solche  Abänderungen  im  konstitutionellen  und  einheitlichen  Sinne 
hinzuwirken,  welche  mit  dem  Geiste  des  Entwurfes  nicht  unver- 
träglich waren.    So  ging  vor  allen  der  Bundesrath  ohne  jede 
Verändeiung  aus  den  Berathungen  des  Beichstages  hervor. 

in  der  That  kdner  Ausführung,  yrvtum  diese  Sehneueht  aaeh  nnem  gNsein- 
samen  Rechte  besteht  und  was  ihre  Grundlage  ist.  Es  sind  die  surd  Oedan- 
ken :  einmal ,  dass  die  Einheit  des  Rechts  auf  die  Zusammenfassung  des  sitt- 
lichen Geistes  des  geeinten  Volkes  zurückwirkt,  und  dann  der  Gedanke,  das« 
die  Wissenschaft  in  dem  Ausbaue  dieses  einheitlichen  Rechtes  sich  koncentrirt 
und  es  vermeidet,  ihre  Kräfte  zu  vergeuden,  indem  sie  sieh  an  Beihe  von 
Partikttlarrecbt^o  serspUttert.«  S.  290. 

29* 
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§.  136. 

m.  BiadeiraU. 

Da  der  Entwurf  überhaupt  beabsichtigte,  »an  gewohnte  Ein- 
richtungeii u  anzuknüpfen,  so  Avurde  für  die  Stimiiienvertheiluiic 
im  Bundesrathe  das  Siuunienverhältniss  imrienum  de«  ehemaligeii 
J^undestages  zu  Grunde  gelebt.    Indem  dem  preussischen  Staate 
die  Stimmon  der  iiikorjiorirten  l^änder  Hannover,  Kurliessen, 
Holstein,  Nassau  und  Frankfurt  akkresciren,  so  kommen  von  den 
;  43  Stimmen  17  auf  Preusseu.  Wollte  man  einmal  einen  derartigen 
I  Bundesrath  ins  Leben  rufen,  so  durfte  wenigstens  die  j  u  r  1  s  t  i  s  c  h  e 
Möglichkeit  nicht  ausgeschlossen  sein,  dass  die  Gesammtheit  der 
anderen  Staaten  Preussen  zu  überstimmen  im  Stande  sei»  da  die- 
selben sonst  gar  kein  Interesse  haben  würden,  sich  in  demselben 
Yertreten  zi^ lassen;  wird  doch  diese  MögÜchkeit  durch  den  that- 
sächlichen  EinHoss  Preussens  und  sein  Veto  in  zwei  der  wich- 
tigsten Beziehungen  weniger  bedenklich  gemacht.  Die  Ter&ssti&gs- 
massigen  Ausschüsse  sind  wesentlich  ntur  vorbereitende  Organe 
des  Bundesrathes ,  doch  kommen  ihnen  auch  einige  unabhängige 
Funktionen  zu,  namentlich  dem  Ausschusse  für  das  E  c  c  Im  u  ugs- 
Mesen,  welcher  alle  drei  Monate  die  Beträge  der  Zöiie  uiid  Ver- 
brauchsabgaben festzustellen,  die  einzelnen  Staaten  davon  in 
Kenntniss  zu  setzen  und  sie  zur  definitiven  Feststellung  dem 
Bundesratlie  vorzulegen  hat,  und  der  Ausschuss  für  Handel  und 
Verkehr,  welcher  bei  der  Anstellung  von  Bundeskonsuln  vernom- 
men werden  soll.  Wichtig  ist,  dass  die  Mitglieder  des  Militär-  und 
des  Marineausschusses  lediglich  vom  Hundesfeldherm,  d.  h.  Tom 
Könige  von  Preussen,  ernannt  werden. 

Die  Mi^lieder  des  Bundesrathes  erfreuen  sich  der  völkerrechfe- 
liehen  PrinogatiFe  diplomatischer  Personen,  dagegen  ist 
ihnen  der  Bang  einer  bestimmten  Gesandtenklasse  nicht  bei* 
gelegt. 

Uebrigens  ist  die  politische  Bedeutung  und  geschsHtlkäe 

Praxis  des  Bundesraths  noch  so  wenig  fixirt,  dass  das  Meiste  hier 

der  lebendigen  Entwickelung  dci  Ziikanft  überlassen  bleibt.  Viel 
wird  davon  abhängen,  ob  und  wie  weit  die  einzelnen  Glieder  des 
Hun<lesraths  es  verstehen,  sich  nicht  blos  zu  Dienern  partikulait r 
Inn  i'^ssen ,  sondern  auch  zu  Trägem  einer  gesunden  natioutdeü 
Weiterentwickelung  zu  machen. 
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§.  137. 
IV.  Bimdefpräsidiiim. 

Unter  dem  Titel  des  BnndespTfindiums^  welcher  eigentlich  auf 
eine  blos  formelle  Geschäftsleitmig  hinweist^  stehen  dem  Könige 

von  Prenssen  so  reiche  und  selbstständige  Machtbefugnisse  zu, 
dass  derselbe  als  eigentliches  Bundesoberlia  upt  betrachtet 
werden  inu>Sj  wenn  auch  neben  und  mit  ihm  der  Jiundesrath 
einen  Antheil  an  der  Exekutive  hat. 

Vor  allem  wichtig  ist  die  der  Krone  Prenssen  zustehende 
völkerrecli  tli  ch  e  Vertretung  des  Bundes  und  der 
B  u  n  d  e  s  a  n  g  e  h  (>  r  1  g  e  n  ,  Jus  rtpraesentationis  omnimodae.  Zwar 
nicht  theoretisch  konsequent,  aber  politisch  taktvoll  ist  es,  dass 
den  ü'^rigen  Fürsten  das  von  ihnen  so  hoch  gehaltene  Gesandt- 
achaftsrecht  nicht  ausdrücklich  entzogen  ist^  weil  dasselbe,  bei 
einer  kräftigen  auswärtigen  Politik  der  Bundesgewalt,  von  selbst 
bald  ausser  Gebrauch  kommen^  wenigstens  Tdllig  unschädlich  ge- 
macht werden  wird*. 

Insoweit  die  Verträge  mit  fremden  Staaten  sich  auf  solche 
G^enstftnde  beziehen,  welche  nach  Art.  4.  in  den  Bereich  der 
Bundesgesetsgebung  gehören,  ist  zu  ihrem  Abschlüsse  die  Zustim- 
mung desButtdesraths  nÖtlrig.  Durch  ein  angenommenes  Amende* 
ment  des  Abgeordneten  Lette,  »dass  zu  ihrer  Gültigkeit 
auch  die  Genehmigung?  des  Reiclista^^es  gehöre,« 
wurde  auch  in  dieser  Bezieiiuiig  die  legislative  Befugniss  der 
Volksvertretung  gewahrt. 

Die  konstitutionellen  Prärogativen  der  Krone  in  Betreff  der 
Berufung,  ErotfnuiiLT,  Vertagung  und  Schliessung  des  Reichstages 
stehen  dem  Präsidium  zu;  dem  liundesrathe  ist  indessen  insoweit 
ein  Einfluss  auf  die  Berufung  eingeräumt,  als  sie  erfolgen  muss, 
wenn  sie  von  V,  der  8timmenaahl  verlangt  wird.  Auch  die  Auf- 
lösung des  Reichstages  kann  nur  erfolgen  durch  einen  Beschluss 
des  Bundesraths  unter  Zustimmung  des  Präsidiums. 

Der  Hauptkampf  in  Betreff  des  Abschnitts  IV.  drehte  sich  um 
Herstellung  eines  verantwortlichen  Bundesministeriums. 
Wahrend  die  pzincipiellen  Gegner  des  Entwürfe  überhaupt  gegen 


1)  V«rgleidh6  d«rQb«r  die,  praktischen  Bemerkungen  des  Abgeordneten, 
Hmisters  von  Watsdo rf- Weimar.  8.  337. 
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die  Struktur  der  Bundesgevvalt,  wie  sie  im  EntA^nirfe  enthalten  war, 
ankämijftcri  und  eine  Uebertragung  der  gesammten  Exekutive 
auf  die  Krone  Preussen ,  mit  Ausschluss  des  Bundesrathes,  also 
eine  einheitliche  konstitutionell  -  monarchische  Bundesgewalt  ver- 
langten, sahen  die  Mitglieder  der  national  -  liberalen  Partei  ein, 
dass  man  hier  einer  der  vertragsmässigen  Grundlagen  des  £ni> 
wuxfes  gegenüberstehe,  die  nuui  nicht  beseitigen  könne,  ohne 
ganzen  Entwurf  zu  geföhrden ;  sie  beschränkten  daher  ihre  Forde» 
rang  darauf,  dass  wenigstens  die  derPrSsidialgewalt  zugestandenen 
Befugnisse  durch  verantwortliche  Minister  ausgeübt  würden, 
indem  der  Ghrundsatz  der  MinisterTerantwordichkeit  mit  den 
Grundlagen  des  Entwurfes  in  Einklang  stehe  und  für  die  Dauer- 
haftigkeit der  Ver&ssung  und  deren  fernere  Entwickelung  von  Be- 
deutung sei*.  Es  wurden  jedoch  nielirere  darauf  gerichtete  Anträge 
abgelehnt,  so  der  Antrag:  »deiii  Keiclistage  das  Recht  beizulegen, 
bei  seinen  Berathungen  die  Anwesenheit  des  liundeskanzlers  imd 
der  vom  Bundespräsidiuni  ernannten  Vertreter  der  einzelnen  Hun- 
desverwaUungszweige,  oder  wenigstens  eine  Stellvertretung  des 
Kanzlers  zu  verlangen«  (136  gegen  120  Stimmen),  desgleichen  der 
während  der  Vorberathung  wiederholte  Antrag:  »das  Präsidium 
für  befugt  zu  erklären,  Vorstände  für  einzelne  Verwaltungszweige 
zu  ernennen«  (140  gegen  124  Stimmen),  endlich  auch  die  Anträge: 
»auf  Ernennung  von  Kommissarien  behu&  Vertretung  des  Bundes- 
kanzlers nach  Massgabe  ihres  Auftrages,  o  wie  n  der  Vorbehalt  eines 
Gesetses  über  die  VerantwortUclikeit  des  Kanzlers  und  etwa  er- 
nannter VerwaltungsTorstande.c  Nur  der  folgende  Antrag  des 
Abgeordneten  yon  Bennigsen  gelangte  zur  Annahme:  »die 
Anordnungen  und  Verfugungen  des  Bundespräsidiuma  werden  im 

2]  Unrichtig  ist  die  Mtem  atisgespröehene  Behuiptung,  data  die  Her- 
stellung eines  Bundesministeriums  die  anderen  Regierungen  »mediatisiren« 
würde,  ein  Ausdruck,  der  überhaupt  mit  einer  Unklarheit  der  staatsrechtlichen 
Auffassung  zusammenhängt.  Im  Bundesstaate  findet  oine  Theilung  der 
SouTerinetftts Sphäre  statt,  indem  ein  Theil  der  Staatshoheitsrechte  der 
Centraigewalt,  ein  anderer  Theil  den  Eisieletaaten  vaMXt,  beide  sind  in  ihrer 
Sphäre  souverän,  die  Einzelstaaten  sind  nicht mediatisirt,  aber  im  Umfang« 
ihrer  Souveränetätsrechte  beschränkt.  Ob  die  Bundesgewalt  die  ihr  zu- 
etehenden^Befugnisse  durch  einMinisterium  oder  durch  Ausschüsse  ausübt, 
itt  mehr  eise  Frage  der  Behördenorganiaation ,  als  der  Souveränetäts- 
a  b  g  r  e  n  z  u  n  g.  In  den  vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  hat  die  Bundes- 
exekutive  ihr  vollständiges  Kabinet,  in  der  Schweb  hat  der  Bundeaiath 
seine  DepartemenU  und  AueeohOsie,  aber  kein  eigentliche«  Miniaterium. 
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Namen  des  Hundes  erlassen  und  bedürfen  zu  ihrer  Gültig- 
keit der  Gegenzeichnung  des  Bundeskanzlers«  wel- 
cher dadurch  die  Verantwortlichkeit  übernimmt.« 

Im  Uebngen  blieb  es  bei  der  Bestimmung  des  Entwurfes 
Art.  16.J  wonach  das  Prftsidium  die  erforderlichen  Vorlagen^  nach 
Massgabe  der  Beschlüsse  des  Hnndesraths ,  an  den  Reichstag  su 

bringen  hat,  wo  sie  durch  Mitgli L der  des  Bundesraths  oder 
duich  besondere  von  letztern  zu  ernennende  Komniissärien  ver» 
treten  werden.  Nach  Art.  18.  ernennt  das  Präsidium  die  Bundes - 
beamten,  hat  dieselben  fiir  den  Bund  zu  vereidigen  und  erforder- 
lichen Falles  ihre  Entlassung  zu  verfügen. 

Sachlich  steht  übrigens  in  Betreff  der  Ministerverant- 
wortlichkeit  die  Bundesverfassung  mit  der  preussischen  auf 
einer  Linie ,  denn  wenn  letztere  auch  ein e  juristische  Verant- 
wortlichkeit prindpiell  ausspricht^  so  ist  diese  doch,  in  Ennange- 
Iflng  eines  spedellen  Gesetaes,  praktisch  unausführbar;  im  nord- 
deutschen Bunde,  wie  im  pieussisehen  Staate,  giebt.es  somit  in 
*  der  That  bis  jetst  nur  eine  politisch  moralische  Verant- 
wortlichkeit. Nicht  die  Unterschätzung  der  Bedeutung  der 
Techtlichen  Ministerverantwortlichkeit  überhaupt,  welche 
als  eine  nothwendige  Konsequenz  eines  festgeordneten  Bechts- 
staates  betrachtet  \\  ertien  muss,  sondeiii  die  Einsicht,  dass  dieselbe 
bei  den  völlig  unfertigen  Zuständen  des  norddeutschen  Bundes 
und  in  Ermangelung  eines  geeigneten  Gerichtshofes  vorläufig 
unausführbar  sei ,  liess  die  Majf)ritHt  des  Keichstages  wohlweislich 
auf  dahin  gehende  Anträge  verzichten  ^. 


3)  S.  373.  Den  «taatsrechtlich  korrekten  Oesichtspunkt  machte  der  Abg. 
O  ne  ist  geltend :  «Die  rechtliche  Verantwortlichkeit  der  Minister  ist  nöthig, 
um  überhaupt  das  Verhältniss  zwischen  Gesetz  und  Verordnung  zu  regeln. 
Diese  rechtliche  Verantwortlichkeit  grundsätzlich  negiren,  heisst  über- 
haupt wollen,  dass  der  Staat  nicht  naeh  Getetsen  regiert  verde,  mit 
einem  Worte  I  die  Verantwortlichkeit  grundsätzlich  negiren,  heisst  den  Rechts- 
staat selbst  negiren.  Aber  richtig  sind  die  Bedenken  ,  soweit  sie  darauf  auf- 
merksam machen  ,  rlnss  man  eine  Verfassung  nicht  mit  der  rechtlichen  Verant- 
wortlichkeit der  Minister  anlangen  kann.  Man  kann  vielmehr  eine  Verfassung 
mit  den  dazu  gehörigen  Oetetzen  aU  fertig  abeefalieaMU,  indem  man  das  Siegel 

davaiif  setst  durch  die  Sanktion  der  Verantwortlichkeit.  Ich  finde  nicht, 

dass  die  Ministerverantwortlichki  it  in  dieser  erst  entstehenden  Gesetzgebungs- 
gewalt ,  in  dieser  erst  entstehenden  Voüziehungsgewalt  eine  Stelle  finden 
könnte,  wo  man  sie  zum  Schutze  eines  schon  beslehendeu  Systems  der  Bundes- 
gesetzgebung ansetzen  könnte.  Das  einzig  Zul&ssige  ist  die  Forderung ,  die 
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§.  138. 
T.  Ber  Eelefcttoir- 

£b  w«r  eine  Beihe  von  Anträgen  darauf  genchtet,  das  Zwei» 
kammersy  stein  auch  auf  den  Reichstag  in  Anwendung,  la 
Imngen.  So  sehr  sich  die  UersteUung  eines  OberhAuees  im 
aUgemeinen  empfehlen  mag^  besondeis  wo  dazu  geeignete  lebens- 
fähige aristokratische  Elemente  vorhanden  sind»  so  wixedoch, 
bei  der  ganzen  Struktur  derVeHassnng  des  notfdileuti^chenBmides, 
eine  derartige  Körperschaft  eine  verfehlte  Bildung  gewesen,  a)  weil 
bereits  der  Biu^desrath,  neben  andern  Funktionen^  gewissermassen 
doch  zugleich  die  Stelle  emer  erstenKammer«  sowie  eineaStaaten- 
hauses  einnimmt ,  b)  weil  durch  Einfügung  eines  solchen  neuen 
Gliedes  der  an  sich  schon  schwerfiillige  buudesstaatliclie  Mechanis- 
mus noch  uubehülflicher  geworden  wäre,  während  es  gei.ult'  darauf 
ankommt,  so  lange  die  Zustände  noch  im  Flusse  begriffen  sind, 
durch  leichtere  Beweglichkeit  der  Organe  die  lUldsamkeit  der  Ver- 
fassung zu  erhalten,  ^i^t  wenn  dereinst  aus  den  elnitentaren  An- 
fängen des  norddeutschen  Bundes  eine  Keic  hs  v erfas sung  im 
grossen  Style  herausgewachsen  ist,  wird  der  hohe  Adel  deut- 
scher Nation»  wenn  er  sich  mit  patriotische  Geiste  und  rich- 
tigem Verständnisse  der  neuen  Staatsentwickelung  anschliesst,  den 
höchsten  politischen  Beruf  einer  wahren  Aristokratie  in  einem 
d<eutschen  Oberhause  erfüllen  können. 

SelbstveiQBtändlich  konnte,  daher  in  dem  Entwürfe  auch  nur 
von  einer  reinen  Wahl  kämm  er  die  Bede  sein.  Um  ein  allgs* 
mein  durchgreifendes,  einftches  Frincip  der  Wahl  zu  haben»  wsr 
allerdings  wohl  nichts  anderes  übrig  geblieben»  als  das  Reichs- 
Wahlgesetz  von  1 849  für  den  ersten  konstituirenden ,  ad  hoo  bemf»* 
neu  Beichstag  zu  adoptiren.  Es  ist  indessen  immerhin  ein  bedenk- 
liches Experiment,  das  allgemeine,  direkte,  gleiche  und  geheime 
Wahlrecht  als  eine  dauernde  Institution  in  die  Bundes^er- 
fas^jung  einzuführen,  welche  so  lange  in  Kraft  bleiben  soll,  bis  ein 
d ef iui  ti  ves  Re ic  hs  wahlge  se  tz  '  zu  Stande  p^ekommen  sein 
wird.  Bei  der  Kindlieit  unseres  ganzen  konstitutionellen  Lebens, 
bei  der  Indifferenz  der  höheren»  bei  der  geringen  politischen  Bil- 


bestimmten  Organe  Staatsgewalt  su  b«teioluien,  die  dem  ParlamenttkOiIM' 
Über  Akte  der  Exekutive  Rede  und  Antwort  su  stehen  haben.« 
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dung  der  uiedem  Volksschichten  in  vielen  Gegenden  von  Deutsch«' 
Und,  encheint  es  wie  ein  jäher  Sprung,  einen  Wahlmodus  anzu» 
nehmen,  welchen  daa  seit  Jahrhunderten  in  konstitutioneller  Fiei* 
lieit  ondSelbstverwaltung  geühte  englische  Volk  nicht  einsoi&hien 
wegt.  Die  Vorliebe  des  absolutistiacliea  CMsarismos,  wie  des  de* 
mokiatisi^en  BadikaHsmos  fHa  diesen  Wehlmodus  weist  deutlich 
auf  die  GefiJiren  hin,  womitdeiselbe  eine  gesonde  kanstitutionelle 
Entwiofcelung  bedroht.  Ob  es  dereinst  gelingen  wird,  in  dem  Ter» 
heissenen  Beiohswahlgesetse  dieees  allgemeine,  untefsehiedslose 
Wahlrecht,  welches  lediglieh  auf  das  mechanische  Princip  der 
Kopfzahl  hinausliuft,  organischer  su  gestalten  (etwa  iftirch  engere 
Anknüpfung  an  die  Gemeindeverhaltnisse ,  durch  richtige  Formu- 
lirung  des  Begriffes  <ler  Selbstständigkeit,  des  eigenen  IIcius6tan> 
des),  ist  die  wichtigste  Lehensfrage  für  die  Entfaltung  des  konsti-  / 
tutionellen  Systems  in  Deutschland,  welche  erst  die  reichere 
Erfahrung  der  Zukunft  richtig  beantworten  kann*. 

Die  in  dem  Entwürfe  enthaltene  Bestimmung,  dass  alle  Be- 
amten im  Dienste  eines  Bundesstaats  nicht  wählbar  sein  sollten, 
wurde  mit  Hecht  durch  den  Beichstag  beseitigt.  Man  ging  dabei 
von  der  richtigen  Erwägung  aus,  dass  bei  der  ganzen  socialen 
EntwickeluDg  des  deutschen  Volkesr,  welche  freventlich  TOn  dem 
Beamtenthume  getragen  worden  sei,  politische  Bildung  ausser- 
halb des  Beamtenkreises  noch  nicht  genug  verbreitet  sei,  um» 
eine  hinreichende  Zahl  sachkundiger  und  geschaftserfohrener 
Mfinner  for  die  parlamentarische  ThÜligkeit  m  gewinnen;  ob- 
gleioh  es  sieh  ebensowenig  yerkennen  Ifisst,  dass  unser  koosti- 
tntionelles  Leben  erst  dann  wahren  Werth  und  Inhalt  erhalten 
wird,  wenn  sich  die  selbetstindigen  Elemente  aus  den  Kreisen  des 
grossen  Grundbesities,  der  Industrie,  des  Handels  in  grösserer  An- 
zahl aktiv  an  den  Staatsangelegenheiten  hetheiligen  werden.  Auf 
eine  derartige  Kntwickelung-  unseres  politischen  Lebens  sollte  auch 
die  in  dem  Entwürfe  enthaltene  Versag- ung  der  Diäten  für 
die  Abgeordneten  iuiiarbciten.  Diese  in  den  deutschen  Verhält- 
nissen neue  und  migewohnte  Bestimmung  des  Entwurfes  bildete 
einen  Brennpunkt  der  Debatten,  indem  von  leiten  der  Linken  und 
einem  Xbeile  der  Nationalliberalen  geltend  gemacht  wurde,  dass 


1}  Die  gewichtigen  Bedenk«!  des  Abg.  von  Bybel  eind  sn8get]nroeheii 
in  seiner  Bede  S.  427. 
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dieser  indirekte  Census  der  M  ;ilill)aikeit  schlimmer  sei  als  jeder 
andere,  dass  das  allgemeine  WahlriM  lit  nicht  existire,  wenn  nicht 
wie  jeder  wähle,  so  auch  jeder  gewählt  werden  könne.  Diesen 
allgemeinen  Sätzen  stand  aber  die  Erwägung  gegenüber «  dass  es 
in  Deutschland  vor  allem  darauf  ankomme ,  die  gewichtigen  Klas- 
sen des  besitzenden  Burgerthums  und  des  Grundadels  nieliria 
das  parlamentarische  Leben  hefainwiawhen  und  so  allmählich  zu 
einer  politiscben  Klasse  zu  gelangen,  welehe  die  Vertretung 
der  Interessen  der  Nation  zu  ihrer  ersten  Lebensaufgabe  mache'; 
ferner  die  Erfahrung»  dase  die  konstitutioneUe  Entwickeluug 
Englands  iiit  dem  unentgdtlichen  Ehrendienste  der  Paria- 
mentsmilglt^der  eng  zusammenhänge,  wSkiend  die  reichliche 
Beaahlung  der  Deputirten  in  Frankreich  mU  anr  Entartung  des 
gesetzgebenden  Körpers  beigetragen  habe.   Auch  darf  wohl  bei 
dem  allgemein  entwickelten  Wohlstande  Deutschlands  kaum  be- 
zweifelt werden,  dass  sich  in  allen  Parteien  gebildete  Männer 
finden  werden,  die  ihrer  politischen  Ueberzeugung  dieses  pekuniäre 
Opfer  zu  bringen  willig  und  im  Stande  sind.    Jedenfalls  ist  die 
ganze  Frage  im  hohen  Grade  disputabel  und  es  bedarf  noch  der 
praktischen  Erfahrung,  ob  das  Pnncip  des  unbezahlten  Ehren- 
dienstes oder  das  der  Diäten  in  Deutschland  den  Vorzug, verdient. 
In  der  Yorberathung  wurde  zwar  der  Antrag  Weber-Thünen, 
welcher  auf  Bewüligmng  von  Diäten  ging ,  mit  einer  kleinen  Ma- 
jorität angenommen.  Als  aber  in  der  Schlussberathung  die  Re- 
gierungen Ton  der  Wiederherstellung  dieser  Bestimmung  des  £nk* 
wur£s8  das  Zustandekommen  der  ganxen  Veifassung  abhängig 
machten,  war  es  ebenso  staatsklug,  ab  patriotisch,  dass  auch  ^le 
principieUe  Anhänger  desDiätenaystema  für  dieBegierungsrorlsge 
stimmten,  um  an  einem  so  disputabeln,  jedenfalls  in  seiner  Bedeu- 
tung weit  Überschätzten  Punkte  nicht  das  ganae  Vex&ssuiigswerk 
möglicher  Weise  scheitern  zu  lassen. 

'  Dagegen  gelangte  eine  ganse  Reihe  anderer,  zu  diesem  Ab- 
schnitte des  Entwurfes  gemachter  Amendements  definitiv  zur  An- 
nahme, weiche  die  Freiheit  und  Selbstständigkeit  des  Hauses  und 
der  einzelnen  Abgeordneten  zu  sichern  bestimmt  sind.    So  di^r 


2}  Von  diMem  Standpunkte  aus  beleuchtet  beeondera  der  Abg.  Braus- 
Wiesbaden  in  seinem  Rechenschaftsberichte  S.  14  ff.  in  Iicht?olier  Wette  die 
Diätenfnige.  Vergl.  auch  preuse.  Jahrb.  Bd.  XIX.  Aprilheft. 
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besfiits  erwähnte  Antrag  auf  die  Zulässigkeit  der  Wahl  von  Be- 
amten und  ihres  Eintrittes  in  den  Reichstag,  ohne  daau  des  Ur' 
laubs  zu  bedürfen  (nach  Art.  78  der  preiu».  Verf.] ,  ferner  auf  die 
dem  Axt.  84  dieser  Ver&wting  entsprechende  SichersteUung  der 
BeichstagsmitgHeder  gegen  Eingrifie  in  ihreThfitigkeit  dnrob  Un- 
tersachuiig  oder  Verhaftung,  ingleichen  der  Antrag  auf  Au&ahme 
der  m  den  Art.  51  und  52  der  preusaischenVerÜBaeimg  enthaltenen 
,  Beethnmungen^  beaüglich  der  Wiederwahl  und  Berufung»  dea 
Beichstages  für  den  Fall  einer  Auflösung,  wie  befüglich  der 
Vertagung,  nicht  minder  die  Bestimmung :  »dass  wahrheitsgetreue 
Jierichte  über  Verhandlungen  in  den  Öffentlichen  Sitzungen  des 
Reichstages  von  jeder  Verantwortung  frei  bleiben. «  Auch  wurde 
dem  Reichstage  ausdxückiich  das  Recht  beigelegt,  »an  ihn. gerich- 
tete Petitionen  dem  Bundeskanzler  zu  überweisen«. 

g.  139. 

yi.  Zoll'  and  HandeUwesen. 

Dieser  mit  grosser  Sachkunde  ausgearbeitete  Abschnitt  des 
Entwurfes  wurde  Ton  dem  Beichstage  fast  unverändert  ange- 
nommen. * 

Von  staatsrechtlicher  Wicliti«:^keit  ist  besonders ,  dass  der  auf 
internationaien ,  kuiuiburen  Verirägen  ruhende  Zollverein  nun  in 
eine  v erfassungmässige  Institution  des  norddeutschen 
Bundesstaates  umgewandelt  worden  ist.  Allerdings  bot  der  Zoll- 
vei(  Hl  bereits  den  allgemeinen  Verkehrsmarkt  fiir  dio  ^V  aaren, 
aber  über  diesen  Markt  wölbte  sich  kein  staatlicher  Autljau,  wel- 
cher eine  gemeinsame  Gese  tz  geh  ung  ermöglicht  hätte.  »Wir 
hatten  —  wie  Michaelis  bemerkt  —  eine  internationale  Vereini- 
gung, welche  jedesmal  zwölf  Jahre  stagnirte  und  beim  Ablaufe  des 
Vertrages  in  eine  tie^ehende  Krisis  gerieth^  wenn  es  Noth  that. 
Beformen  in  der  Gesetzgebung  herbeizuführen  «^  Jetzt  ist  eine 
einheliUche  und  ausschliessliche  Gesetzgebung  durch  die  bundes- 
.  staatlichen  Organe  auf  dem  gesammten  Gebiete  des  Zollwesens 
und  der  indirekten  Steuern  für  immer  festbegründet.  Mit  dem 
TJebei^ange  dieser  Gesetzgebung  an  eine  geordnete  staatliche  In- 
stitution iät  nicht  nur  m  der  Handelspolitik^  sondern  auch  im 


\]  Vergl.  die  Kede  des  Abg.  Michaelia  S.  470. 
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Steuerwesen  eine  gesunde  einheitliche  Keform  ermöglicht.  Es  ist 
dem  norddeutschen  Bunde  dadurch  eine  feele  finanzielle  Grundlage 
gegeben,  indem  ibm  ein  für  allemal  die  gesammten  Einnahmen  aus 
den  ZöUen  und  den  in  diesem  Abschnitte  genannten  indirekten 
Steuern  sugewiesen  sind.  Auch  die  Verwaltung  ist  eine  einheit^ 
Uclie  unter  Leitung  und  Kontrolle  des  Bundespritoidiains,  Alle 
Ertiftge  des  ZoUwesens  fliessen  in  die  Bundeskasse.  Der  Bund 
bildet  ein  ZoU-  und  Handelsgebiet  von  gemeinschafUiclier  Zoll- 
grenze umgeben  I  nur  die  Hansestädte  bleiben  ab  Frellül^ 
ausserhalb  der  gemeiiisamen  Zollgrense,  bis  sie  ihren  Einschluss 
selbst  beantragen.  Als  ein  Fortschritt  ist  es  anzusehen »  dass  Ge- 
gvnstlnde  bei  ihrer  Einführung  ron  einem  Bundesstaate  in  den  sn- 
dem  von  diesen  nur  dann  einer  Abj^abe  unterworfen  werden  dür- 
l'en,  wenn  die  gleichartigen  inländischen  Erzeugnisse  einer  gleichen 
innern  Steuer  unterliegen.  Wenn  der  Zollverein,  als  interna- 
tionale Vereinig-un  ^,  für  das  norddeutsche  Gebiet  mit  der 
Publikation  der  Vcrfas?iuiig  aufhört  zu  existiren*,  indem  er  sif  h  in 
eine  ««taailK  lie  Institution  des  neuen  Bundesstaats  verwandelt,  be- 
stellt derselbe  in  ersterer  Eigenschaft  fort  mit  den  süddeutschen 
Staaten,  indem  es  bereits  indenerwähnten  Friedensverträgen 
gleichlautend  heisst : 

»Die  hohen  Kontrahenten  werden  unmittelbar  nach  Abschluss 
des  Friedens  w^n  Begelung  der  ZoUveceinsTerhBltntsse  in  Ver- 
handlung treten.  Einstweilen  sollen  der  ZollvexeinigungsTertrag 
vom  16.  Mai  1865  und  die  mit  ihm  in  Verbindung  stehenden  Ve^ 
einbanmgen»  welche  durch  den  Ausbruch  des  Krieges  ausser  Wiik- 
samkett  gesetzt  sind«  vom  Tage  des  Austausches  der  Batifikation  . 
des  gegenwärtigen  Vertrages  an«  mit  der  Msssgabe  wieder  in  Kraft 
treten«  dass  jedem  der  hohen  Kontrahenten  vorbehalten  bleibt, 
dieselben  nach  einer  Aufkündigung  von  6  Monaten  ausser  Krsft 
zu  lassen«. 

Nach  der  neusten  Uebereinkunft  mit  den  süddeut- 
schen ^Staaten  zu  Ii  erlin  vum  4.  und  18.  Juni  1867  hat 
dieser  prekäre  Zustand  des  Zollvereins  aufgehört  und  sich  in  eine 
sichere ,  dauernde  Zoügenieinschaft  der  betreffenden  Staaten  mit 


2)  Dabei  bleiben  jedoch  alle  frQhern  Bestimmungen  soweit  in  Kraft,  als 
sie  nieht aaadrflcklioh  angehoben  and  mit  dem  neuen  staatlichen  Cb«rakt«r 
der  Institution  Tereinbas  sind* 


Digitized  by  Google 


Die  OiQndung  dM  BOiddvtttMhen  Bundes. 


457 


dem  DOrddeutsehen  Bunde.  Terwandelt^.  Demzufolge  bleiben  der 
Zollverein9YertTag  vom  16.  Mai  18  65  und  die  mit  ihm  in 
Verbmdung  stehenden  Yeieinbanuigen  in  Kräfte  soweit  sie  nieht 
durch  die  Uebereinkunft  vom  4.  Juni  1867,  die  Fortdauer  des 
Zoll-  und  Handelsvereins  betrefibnd^  oder  auf  dem  Wege  der 
Gesetzgebung  abgeändert  werden.  Die  Gesetzgebung  in 
Zollvereinsangelegenheiten  soll  einem  gemeinschaftlichen  Organe 
der  bethriligten  ilegiei  uugeu  und  einer  Vertretung  der  Bevölke- 
ruiiO'eii  ubertragen  werden.  Das  gemeinschaftliche  Organ  der 
betbiCiiigten  Regierung-cn  soll  aus  Vertretern  derselben  bestehen, 
unter  welche  die  Stiinmenlühnuig-  nach  Massgabe  der  Vorschriften 
für  das  Plenum  des  ehemaligen  Bundestages  vertheilt  wird*. 
Preussen  beruft  dasselbe ,  führt  das  Präsidium  und  ist  in  dieser 
Eigenschaft  berechtigt ,  im  Namen  der  betheiligten  Staaten  Han- 
dels- und  SchiffTahrts vertrage  einzugehen.  Die  Vertretung  der 
Bevölkerung  der  kontrahiienden  Staaten  besteht  aus  den  Mitglie- 
dern des  Beichstages  des  norddeutschen  Bandes  und  aus  Abgeord- 
neten aus  den  süddeutschen  Staaten.  Der  norddeutsche  Beichstag  i 
wird  durch  den  Zutritt'  dieser  süddeutschen  Volksvertreter  ad  hoc 
zu  einem  gemeinsamen  deutschen  »Zollparlamente«  gemacht. 

* 

g.  140. 
TIL  Hat tlibawctm. 

Dieser  Abschnitt  enthält  in  den  Artikeln  38.  bis  44.  des  Ent- 
wurfs zweckmässige  Bestimmungen  über  das  Eisenbahnwesen, 

3]  Diese  Uebereinkunft  steht  in  der  Nationalzeitung  vom  25.  Juni 
d.  J.  Xr.  289,  IMe  Uebereinkunft  vom  i.  Juni  wurde  abgeeehloeeen  mit  WQT" 
temberg,  Baden  und  Hewen-Darmstadty  am  18.  Juni  tnt  Bayern  bei.  Nach  der  * 

Mitilieilung  der  neusten  »Provin^^ialkorrespondenzf'  iat  die  Fortdauer  des 
Zollvereins,  welche  durch  die  vorläufige  Vereinbarung  vom  4.  Juni  ge- 
eichett  war ,  nunmehr  durch  die  Arbeit  der  zu  Berlin  versammelten  Zollkon- 
ferens  weiter  geregelt  woxden.  Von  der  Abeidit  geleitet,  die  Fortdauer  des 
dentechen  Zoll-  und  Handelsvereins  sicher  su  eteUen  und  dessen  Einrichtun- 
gen in  einer  dem  gegen wärtij^en  Bedürfnisse  entsprechenden  Wfise  fortzu- 
bilden, haben  der  norddeutsche  Bund,  Bayern,  Win  tLiuberg,  Baden 
und  Darmstadt  einen  neuen  Vertrag  über  die  Fortdauer  des  Zoll-  und  Handels- 
vereins  geachloeien,  welcher  am  8.  Juli  von  simmtlichen  Bevollmfichtigten  su 
Bcrllu  unterzeichnet  worden  ist.  Dieser  Vertrag ,  dessen  Bestimmungen  am 
1.  Januar  li}68  ins  lieben-  treten,  ist  suniolist  bis  warn  31.  Bec.  1877  abge- 
schlossen. 

4}  Xur  Bayern  hat  wegen  seiner  grossem  Bevölkerung  billiger  Weise 
6  Stimme  erhalten. 
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n^cb  denen  der  Bau  Ton  Eisenbahnen  »im  Interesse  der  Yer- 
tbeidigung  des  Bundesgebietes  oder  Im  Interesse  des 
gemeinsamen  Verkehrs«  nieht  mehr  dtixch  den  Widerspruch 
einzelner  Regierungen  verhindert  oder  versogert  werden  kann  und 
nach  denen  der  ganze  Eisenbahnbetrieb  einheitlicher »  wohlfeiler 
und  für  das  Publikum  nützlicher  gestaltet  werden  soll.  Einige 
wichtige  Veibesserungen  verdankt  übrigens  dieser  Abschnitt  den 
▼on  Michaelis  redigirten  Anträgen  verschiedener  Abgeordneten, 
welche  dahin  gehen,  dass  der  Centralisation  nur  soviel  gewährt 
werde,  wie  im  Interesse  der  Gesammtheit  nothwendig  ist,  ohne  der 
freien  SelV>stv(  rwaltung  der  bestehenden  Privatbahnen  und  der 
Konkurrenz  neuzuerrichtender  Bahnen  mehr  als  uöthig  Abbruch 
zu  thun^ 

§.  141. 

fUl.  FssMiAd  Telsgraplieawessn. 

Das  Postwesen  und  das  Telegraphenwesen  werden  für  das 
gesammte  Gebiet  des  norddeutschen  Hundes  als  »einheitliche 
Staatsverkehrsanstalten«  eingerichtet  und  verwaltet.  Die 
Gesetzgebung  in  Betreff  dieser  Einrichtungen  ist  iUindossache; 
der  Krone  Preussen  gebührt  kraft  des  liundespräsidiums  tlie  ganze 
obere  Leitung  der  Post-  und  Telegraphenverwaltung,  dieselbe  hat 
dafür  zu  sorgen ,  dass  Einheit  in  der  Organisation  der  Verwaltung 
und  im  Betriebe  des  Dienstes ,  sowie  in  der  Qualifikation  der  Be- 
amten hergestellt  und  erhalten  werde.  Auch  die  Anstellung  aller 
Oberbeamten  steht  dem  Bundesprftsidium  su;  den  übrigen  Regie- 
rungen bleibt  nur  die  Besetzung  der  untersten  Verwaltungsamter, 
'  deren  Inhaber  aber  auch  dem  Präsidium  eidlich  zum  Gehorsam 
yeipflichtet  werden.  Die  Einnahmen  des  Post*  imd  Telegraphen* 
Wesens  sind  gemeinsam  und  fiiesscn  in  die  Bundeskasse.  Diese 
wichtige  Herstellung  eines  einheitlichen  Fostwesens  wurde  eist 
möglich  gemacht  durch  einen  Vertrag  zwischen  der  Krone  Plreussen 
und  dem  Fürsten  von  Thum  und  Taxis  Tom  28.  Januar  1867,  wo- 
durch dieser  das  gesammte  Thum  und  Taxis'sche  Postwesen  gegen 
eine  Entschädigung  von  ä  Millionen  ihaleru  auf  den  preussischen 
Staat  übertrug*. 

1 J  Heferat  von  Michaelis  S.  504  ff. 
2)  GUs  ftr's  ArshiT  U.  II,  S.  104. 
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§.142. 

IX.  liviieiBdSflMllüniQBd  X.  EraaiUtvesM. 

Die  Bundeskriegsmarine  ist  eine  einheitliche  un* 
tei  preussiftchem  Oberbefehle*;  die  Orgamsation und  Za- 
sammensetzung  defselben  liegt  dem  Könige  von  Fxeiissen  ob^ 
welcher  die  CMSciere  und  Beamten  der  Marine  ernennt  und  für 
Reichen  dieselben  nebst  den  Mannschaften  eidlich  in  Pflicht  ge- 
nommen werden.  Der  Kieler  Hafen  und  der  Jahdebusen  sind 
Bundeshäfen .  Der  zur  Gründung  und  Erhaltung  der  Kriegsflotte  und 
der  damit  zusammenhängenden  Anstalten  eiforderlichfe  Aufwand 
wird  aus  der  Bundeskasse  bestritten ;  die  gesaramte  seemännische 
Bevölkerung  des  Bundes  ist  zum  Dienste  in  der  Kriegsmarine 
verpilichtet.  Die  Flagge  der  Kriegs-  und  Handelsmarine  ist 
schwarz,  weiss  und  r o  t  h.  Die  Kauffahrteischitfe  aller  Bundes- 
staaten bilden  eine  einheitliche  Handelsmarine,  stehen 
unter  den  glcii  lirii  Gesetzen  des  Bundes  und  werden  in  allen 
Bundesstaaten  gleichmässig  zugelassen  und  behandelt.  Sämmt- 
liche  auf  die  Schiffiahrt  bezügliche  BcstinmiuDgen  gehören  ent- 
schieden zu  den  segensreichsten  der  Verfassung. 

Das  j^rescimmte  norddeutsche  Konsulatwesen  steht  unter  Lei- 
tung und  Aufsicht  des  Bundespräsidiums,  welches  die  Konsuln, 
nach  Vernehmung  des  Ausschusses  des  Bundestathes  für  Handel 
imd  Verkehr«  anstellt.  Die  Konsulate  der  einzelnen  Länder  gehen 
ein,  sobald  die  Buhdeskonsulate  vollständig  organisirt  sind. 

§.  143. 

XI.  Bandeskriegswesen  JuA  XIL  BudesÜBaaisB. 

Der  vorgelegte  Entwuif  der  Regierungen  verläugnet  keines- 
wegs seinen  Ursprung  aus  den  grossen  kriegerischen  Ereignissen 
des  Jahres  IS66.  His  dereinst  die  deutsche  P'rage  zu  ihrer  völligen 
Lösung  gekommen,  d.  h.  bis  aus  dem  norddeutschen  hunde  em 
deutsches  Reich  geworden  ist,  wird  die  europäische  Stellung 
des  neugegründeten  Bundesstaates  nach  allen  Seiten  eine  bedrohte 

1)  Die  Einheit  ist  hier  eine  viel  Meiter  gehende  als  bei  der  Landarmee,  wo, 
unter  der  kriegsherrlichen  Oberleitung  des  Bundesfeldherra,  die.  SLontin- 
genttherren  noch  weaentliche  Hechte  ausüben. 
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8^iU)  welche  nur  durch  die  äusserste  Anspannung  unserer  Geld- 
und  Wehrkräfte  gewahrt  werden  katm.  Mit  Becht  war  daher  die 
«Sicherstelluug  der  Heereseinriehtungen«  durch  eine 
feste  finanzielle  Grundlage  beider  Abfassung  dejEntwutfies 
in  erster  Linie  ins  Auge  gefasst  worden.  Es  war  diese  SichersteUung 
aber  in  einer  Weise  versucht  woiden,  welche  mit  den  wichtigsten 
Bechten  jeder  YolksYertretung,  mit  Grundsat^n^  die  seit  Jahr* 
hunderten  in  Deutschland  als  gemeines  Staatsrecht  gelten,  unver- 
einbar war*.  Gleich  die  ersten  Worte  des  Abschnitts  XTI.  begann« 
mit  ciiicr  Negation  des  Buclgetrechts  des  künftigen  Reichstages, 
wodurch  die  Thätigkeit  und  der  Einfluss  desselben  auf  dem  wich- 
tigsten Gebiete  des  Staatslianshaltes  für  alle  Zeiten  beseitigt 
Morden  wäre.    Der  ganze  INlilitäretat,  also  bei  weitem  der  grös!?te 
Theil  des  Bundesbu(li.'«»ts ,  sollte  zu  einem  eisernrn  Tiiveutar  von 
225  Thlrn.  pro  Kopf  der  l:''riedenspräsenzstärke  gemacht  und  jedem 
massgebenden  Einflüsse  der  Volks  Vertretung  entzogen  sein.  Es  wäre 
dadurch  eine  Zerreissung  des  ganzen  Staatshaushalts  herbeigeführt 
worden^  indem  der  eine  Theil  der  Ausgaben ,  als  Militäraus- 
gaben,  nach  einem  andern  Principe  behandelt  worden  wäre^  wie 
der  andere  Theil ,  dieCivilausgaben.    Es  wäre  die  Militärver- 
waltung auch  in  finanzieller  Beziehung  jeder  parlamentarischen 
Kontrolle  beraubt,  der  Reichstag  von  einer  sachlichen  Be- 
rathung  des  Militärbudgets  ausgeschlossen  und  an  diesem  wesent- 
liebsten  Pünkte  die  Theilnahme  der  Volksvertretung  vernichtet 
worden. 

Durfte  somit  ein  solches  Fauschquantum  f5r  die  MtUtär- 

ausgaben  nicht  als  eine  bleibende  staatliche  Institution  an- 
genommen werden,  so  konnte  doch  die  Majorität  des  Keichstages 
sii-li  der  Einbicht  nicht  vei«ühliessen,  dat>s  für  eine  Ue bergan gs - 
zeit,  wo  es  sich  um  die  Organisation  von  vier  neuen  Armeecorps 


1)  Die  Mönffel  des  Abschnitts  XII  im  Entwürfe  charakterisirte  der  Ah^. 
Miqui*!  in  folgender  Weise:  »Das  Kapitel  über  die  liundesfinanzen  leidet 
an  vier  Mangeln,  die  sich  in  der  ivuria^  resumiren  lassen.  Zuerst  wird  in 
einer  einigermMsen  vnklana  Weise  die  Auegabe  fOt  das  Heer  und  für  die 
Marine  dem  Budget  entzogen,  dann  wird  eine  dreijährige  Budgetperiode  ein- 
geführt. Es  werden  in  sehr  unklarer  M'eise  Vorscliriflen  über  Ausschreibun- 
gen und  Hebungen  der  Matrikularumlagen  gegeben.  Endlich  werden  die 
sämmtUchen  Ausgaben ,  insofern  sie  nicht  durch  feststehende  Einnahmen  ge- 
deckt  werdeiii  auf  die  Bauer  und  principiell  auf  MatrikttlMromlageu  yeriHeaeo» 
welche  iiAch  dem  Kopfe  der  BeYölkeruD|^  su  erheben  sind«. 
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und  eine  Menge  ganz  neu  zu  schaffender  Austaiteiij  also  um  »  öko- 
nomisch unbekannte  Grössen«  handelte,  ein  genau  specialisirter 
Militäretat  nicht  wohl  vorgelegt  werden  könne  und  dass  somit  ein 
interimistisches  Pauschquantum  indicirt  sei.  Auf  dieser 
Grundlage  war  die  Möglichkeit  einer  Vereinigimg  ewischen  den 
Regierungen  und  dem  Reichstage  gegeben.  Die  Majorität  verstand 
sich>  bis  2um  3 1 .  December  1871  das  Ordinarium  von  225  Thlm.  für 
den  Ropf  zu  gewähren^  yerlangte  aber  von  da  ab  das  voUe  consii- 
tutionelle Mitbeschliessungsrecht  für  den  ganzen  Bun- 
de se  tat.  Durch  ein  Amendement«  welches  aus  dem  Schoosse  der 
national -liberalen  Partei  von  Miquil  und  Genossen  ausging^ 
erhielt  Abschnitt  XII.  eine  wesentlich*  andere  Fassung  und  wurde 
durch  Annahme  desselben  die  verfassungsmässige  Mitwirkung  des 
Keichstages  bei  Feststellung  des  Staatshaushaltes  in  Ausgabe  und 
Einnalime  im  Weg^e  der  Bundesgesetzgebung  gesichert.  Die  nach 
diesem  Amendement  aufgenommenen  Artikel  Ö9 — 72  lauten  in  der 
Verfassung  jetzt  folgnidf  rmassen  : 

Art.  69,  »Alle  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Bundes  müssen 
für  jedes  Jahr  veranschlagt  und  auf  den  Hundes-  und  Haushalts- 
etat  gebracht  werden.  Letzterer  wird  vor  Heginn  des  Etatsjahres 
nach  folgenden  Gnmdsätzen  durch  ein  Gesetz  festgestellt. 

Art.  70.  Zur  Bestreitung  aller  gemeinschaftlichen  Ausgaben 
dienen  zun&chst  die  etwaigen  Ueberschiisse  der  Vorjahre«  sowie 
die  aus  denZöllen«  den  gemeinachaftlichen  Verbrauchssteuern  und 
aus  dem  Post-  und  Telegraphenwesen  fliessenden  gemetnschaft* 
liehen  Einnabmen.  Insoweit  dieselben  durch  diese  Einnahmen 
nicht  gedeckt  werden,  sind  sie,  so  lange  Bundessteuern  nicht  ein- 
geführt sind,  durch  Beiträge  der  einzelnen  Bundesstaaten  nach 
Massgahe  ihrer  Bevölkerung  aufzubringen  ^  welche  bis  zur  Höhe 
des  hudgetmüssigen  Betrages  durch  das  Friiudium  ausgesdirieben 
werden. 

Art.  71.  Die  gemeinschaftlichen  Ausgaben  werden  in  der 
Regel  fiir  ein  Jahr  bewilligt,  können  jedoch  in  besonderen  Fällen 
auch  für  eine  längere  Dauer  bewilligt  werden. 

A\  aliit  nd  der  im  Art  BO  normirten  U  ebergangszeit  ist 
der  nach  Tiieln  geordnete  Etat  über  die  Ausgaben  für  das  Bundes- 
heer dem  Bundesrathe  und  dem  Reichstage  nur  zurKenntnissnahme 
und  zur  Erinnerung  vorzulegen. 

Art.  72.  lieber  die  Verwendung  aller  Binnahmen  des  Bundes 

Siyitoai  dat  deutoebni  StitatirMHt».  30 
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ist  von  dem  Präsidium  dem  Bundesrathe  uad  dem  üeicästage  tm 
EadMtmg  jäkiück  Beolmvng  su  legen. 

Art.  78.  In  F&Uen  eines  anssexoidentlichen  BedÜrfniMes  kSn- 
nen  im  Wege  der  Bundeflgesetsgebung  die  Aufiiahme  einer  An- 
leihe, sowie  die  TJ^emalinie  einer  Genntie  zu  Lasten  des  Bundes 

erfolgen«. 

Durch  dieses  An^endement  wurde  auch  die  einem  grossartigen 
und  entwickelungsfiüiigen  Staatswesen  allein  entsprechende  jähr- 
liche Feststellung  des  £tats  angenommen,  und  ausserdem  dem 
neuen  Bundesstaate  das  wichtige  Becht  beigelegt,  im  Wege  der 
BnndesgesetsEgebung  Anleihen  au  kontnhiren. 

Den  letzten  Differenzpunkt  bildete  in  der  Schlussbcrathung 
die  Heeresfrage.  Was  m  der  ganzen  Zeit  des  iiincreu  preussi» 
sehen  Konfliktes  von  der  Majorität  des  Abgeordnetenhauses  ver- 
langt Morden  war,  nämlich  ^gesetzliche  Feststellung  der 
Hccresstärke  für  den  Friedensstaud,  so  dass  auf 
Grund  eines  so!  che  u  Gesetzes  die  jältr  liehe  Veran- 
schlagung der  Heeresausgaben  zu  erfolgen  habe«, 
gewährte  der  vorgelegte  Entwurf  in  vollständiger  Weis«.  Wih- 
rend  bis  jetzt  in  Preussen  der  König  allein  die  Friedenspräsena* 
stärke  des  Heeres  zu  bcetäxmKien  gehabt  hatte,  sollt«  dieselbe  von 
nun  duicb  die  Verfassung  normirt  sein,  sodass  die  Krone  und  die 
VolksTCttrotnng  in  gleiohee  Weise  an  diese  gesetaliehe  Grund- 
lage gcAmnden  sein  sollten.  Es  lag  also  darin  em  Fortsclifitt  anl 
dem  Wege  der  TerfSsseongsmJissigen  Ordnung,  dass  4a8  Haas  der 
Friedensprisensstiirke  auf  1  Procent  der  Bevölkerung  Ton  ISdT 
iesSgeaetst  und  jede  einseitige  Erhöhung  damit  ausgesi^essest  sein 
sollte.  Art.  56  (jetst  58) .  Dazu  kam  dann  die  Bestimmung  des 
Art.  &S  des  Entwurfes  jetzt  U2),  wonach  jährlich  fSr  das  Bundes* 
beer  und  die  zu  demselben  gehörigen  Einrichtungen  dem  Könige 
▼on  Preussen  sovielmal  225  Thlr. ,  als  die  Kopfzahl  der  Friedens- 
stäike  des  Heeres  beträgt,  zur  Verfügung  gestellt  werden  sollten 
und  zwar  ohne  jede  Z  e  i  tb  es  eh  rän  kung.  Die  Majorität  des 
Reichstages  war  jedoch  der  Ansicht,  dass  die  verfassungsmässige 
Mitwirkung  künftiger  Keichstage  bei  i  eststeliung  der  Präsenzzeit 
und  des  Müitäretats  nicht  für  alle  Zeiten  ausgeschlossen 
werden  dürfe  und  so  wurde  denn  das  Forck  enbeck'sche  Amen- 
dement 2tt  Art.  56  (jetzt  60)  angenommen  und  in  der  Sohluss- 
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berathung  aufiecbt  erhalten.  DanMusfa  erhielt  der  Art.  60  folgende 

dlcffimtive  Fassung: 

»D&eiFi-iedensp¥ile«iivitftrk<e  des  Bundeelieeree  ymA  kiS» 
zum  31.  December  1871  auf  emPtocent  derBeTÖlkenmg  vnm  1^ 
normin  und  wird  pro  nefti  dieselbe  ron  den  einseinen  Bundes- 
staaten gestellt.  Für  die  spätere  Zeit  wird  die  Friedens* 
Präsenzstärke  desHeeres  im  Wege  der  Bundesgesett* 
g  e  b  un  g  fvetge  stell  t.t 

Ebenso  hatte  sich,  wie  oben  erwähnt,  die  Majorität  desRe^chs^ 
tages  in  der  Vorberatlmng  für  ein  Amendement  zu  Art.  58  (jetzt 
62)  erklärt^  wornachdiefixirten  jähtlichen  Beiträge  von  je  225  Thlrn. 
pro  Kopf  nur  bis  zum  31.  December  1871  zur  aufischliess^lichen 
Verfügung  des  Bund e^fpld Herrn  gestellt  werden  sollten.  Vergeblich 
wurden  noch  im  Stadium  der  V'orberathung  erneuerte  Anträge  zur 
Wiedecaufhebung  obiger  Zeltbeschrftnkung  von  konservativer 
Seite  gestellt,  indem  beantragt  wurde  ^  daes  die  im  Entwürfe  be» 
stimmten  Leistungen  an  Menscfaenkxäften  und  <sreld  ffm^MM 
soUten^  »bis  cur  Publikation  eines  neuen  Bttndesgeeetses«  (Amen« 
dementdes  FieihiefiB  to n Mol t k e] .  Das YomBeichstage  angenom- 
mene F  o  re  k  e  n  be  e  k's  c  h  e  Amendement  genügte  aber  der  pseussi- 
scben  Regierung  nicht  inr  die  SsofaenteUnng  der  Heereseinoäck« 
tnngen  Jim  c  h  den  8 1 .  l>ecember  1871.  IKeedbe  TerUmgle  in  -der 
Sehluesberatimng  entschieden  grossere  Garantie<n,  wobei  wohl  auch 
die  Rücksicht  obwaltete  ,  dass  die  übrigen  Regierungen  durch  den 
Entwurf  Vertrags  massig  zur  permanenten  Leistung  der 
fixirten Zahlung  von  225  Thlrn.  pro  Kopf  gebunden  waren  und  dass 
zu  befürchten  stand,  es  könnte  diese,  in  die  Verfassung  aufge- 
nommene, Zeitbeschränkung  einmal  benutzt  werden,  um  die 
übernommenen  YeipAichtungen  na  eh  Ablauf  der  fiiet  abzu- 
schütteln. 

Nachdem  zahlreiche  Verenche  gescheitert  waren,  das  kon*- 
stitutionelle  Interesse  der  Volksvertretung  teit  der 
Sichers t«llttng  der  Heereseinriehtnng  su  TeieiDigen> 
wurde  tn  der  Sehlucfsberathong  noch  ein  aUseiCig  befriedigender 
Ausweg  geliniden>  indem  das  Amendement  Bennigeen-Ujest 
mit  überwiegender  Mehrheit  angenommen  wurde  (203  gegen  80) . 
Dasselbe  bildet  jetxt  den  zweiten  Theil  des  Art.  62  und  lautet: 

»Nach  dem  3  1.  December  187  1  müssen  diese  Bei- 
träge von  den  einzelnen  Staaten  des  Bundes  zurBun*- 

30* 
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deskasse  turtgezahlt  werden.  Zur  Jierechiiung  derselben 
wird  die  im  Art.  00  interimistisch  fe^^tgestellte  Friedenfipräsenz- 
»tärke  so  lange  festgehalten»  bis  sie  durch  ein  BuudeageseU  ab- 
geändert ist. 

Die  Verausgabung  dieser  Summe  für  das  gesammte  Btm- 
desheer  und  dessen  Einrichtungen  wird  duxeh  das  Etatgesetz  fest- 
gestellt. 

Bei  der  Feststellung  des  MilitÜrausgabeetats  wird  die  auf 
Grundlage  dieser  Terfassutig  gesetsUeh  üeststehende  Organisation 
des  Bundesheeres  au  Grunde  gelegt«. 

Der  erste  Satz  sichert  den Bundesfeldherm  gegen  eine,  nach 
Ablauf  der  Uebcrgangsperiode  eintretende  etwaige  Renitenz  der 
Partikulargewalten  und  stellt  das  Biidgetrecht  des  Reichstages  in 
Betreff  der  Einnahme  ganz  auf  gleiche  Linie  mit  dem  Rechte 
des  preu^sischcn  Landtages,  indem  auch  nacli  Art.  109  der  preus- 
sischen  Verfassung  ebenfalls  die  bestehenden  bLeuern  und 
Abgaben  forterhoben  werden  und  in  die  Staatskasse  üiessen» 
ohne  dass  es  dazu  der  Bewilligung  des  Landtages  bedarf. 

Der  zweite  Satz  wahrt  das  volle  Ausgab ebcwilli- 
gungsrecht  der  Volksvertretung  auch  in  Betreff  der  Mi- 
Ii  tär  aus  gaben«  in  ganz  gleicher  Weise,  wie  die  preussisehe 
Verfassung;  vom  31.  December  1871  kann  keine  Ausgabe  ver- 
fessungsmässig  gemacht  werden,  die  nicht  in  den  Etat  aufgenom- 
men und  vom  Beichstage  bewilligt  ist. 

Der  dritte  Satz  ist  nichts,  als  eine  selbstverständliche 
Konsequenz  des  richtig  au%e&88ten konstitutionellen Princips ; 
denn  das  Budgetrecht  ist  nicht,  wie  der  vulgäre  Liberalismus  lehrt, 
das  Recht  der  Volksvertretung,  zu  streichen  und  einseitig  zu  redu- 
cuen,  wo  es  ilir  beJiebt,  ja  vielleicht  einmal  alle  Ausgaben  zu  ver- 
weigern, um  ihren  Willen  durchzusetzen.  Ein  solches  angebiiches 
Recht  der  Volksvertretung  hiesse  die  Kontinuität  der  Verwaltung, 
den  Kredit,  ja  die  ganze  Existenz  des  Staates  in  i'Vage  stellen. 
Das  konstitutionelle  Finanzrecht  jeder  Volksvertretung  hat  viel- 
mehr seine  Grenze  an  bestehenden  Gesetzen;  keine  Volksver- 
tretung dar  f  das  verweigern,  was  zur  Ausfuhrung  be- 
stehender Gesetze  erforderlich  ist^ 

2)  Dieses  gesunde  und  allein  staatlich  durchführbare  Princip  ist  geltend 
gemacht  worden  von  TwestenS.  601  und  in  der  epochemachenden,  vielleicht 
eattcheidenden  Bede  von  Gaei«t,  S.  63a.    Vei^l.  meh  deasen  neueste 
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Da  in  der  Yexfassung  des  norddeutschen  Bundes  die  Heeres- 
organisation mit  der  allgemeinen  Wehrpflicht,  mit  der  bestimmten 
Dienstzeit  der  Mannschaften  bei  den  Fahnen ,  in  der  Reserve  und 
der  Landwehr  als  gesetzliche  Einrichtung  anerkannt  ist,  so  steht 
auch  die  Grundlage  der  ordentlichen  Geldbewilligung  ein  für  alle-vN 
mal  fest.    Das  dem  Reichstage  vom  31.  December  1871  verfas- 
pung8mä^^il;  7Aistehende  volle  lunlp^etrocht  wird  deiniiach  diese 
gesetzlicheil  Mc  i  eseinriehtungen  nie  gefährden  ;  ^vohl  aber  kann 
die  Volksvertretung,    innerhalb  dieser  Schranken,  mit-" 
bescMiessen  über  die  gerechte  und  zweckmässige  Vertheilung 
grosser,  vom  Volke  aufzubringender  Geldsummen  und  durch  die 
öffentliche  Diskussion  den  heilsamsten  Einfluss  üben  auf  die  ein-   ^^■'^  'i" 
heitliche  Ordnung  des  Staatshaushaltes  imd  die  Entwickelung 
eines  gesunden  konstitutionellen  Lebens  in  dem  neuen  Bundes- 
staate. 

§.  144. 

Xin.  ScUichtiuig  von  Streitigkeitea  nad  Straf  bestimmiuigeB. 

Die  Artikel  68  und  69  (jetzt  74  und  75)  desEntwutfes  enthalten 
Strafbestimmungen  gegen  Yerbrechen,  welche  gegen  den 
Bund  und  seine  Behörden  gerichtet  sind.  Einem  Antrage  des  Ab- 
geordneten T  w  e  s  t  e  n  verdankt  die  uorddeuische  Bundesverfassung 
ihre  Reinigung  von  dem  »berüchtigten  Hass-  und  Verachtungs- 
paragraphen« der  preus.-is(  hen  Gesetzgebung,  einem  Amendement 
des  Abg.  J)r.  Schwarze  die  juristische  Präcisirung  der  Stellung 
des  Oberappellationsgerichts  zu  Lübeck,  als  eines  höchsten  Bun- 
desstrafgerichtshofes,  welche  durch  den  Entwurf  im  Un- 
klaren gelassen  worden  war. 

Auffiülend  musste  es  erscheinen,  dass  dem  Entwürfe  diejenige 


Schrift,  Budget  und  Geaets  naeh  dem  konttitationellen  Staatsrechte  Englands 
mit  Bflekiicht  auf  die  deutecheBeichtverfascttiig.  Berlin  1867.  Ueberhaupt  ist 
68  ein  grosses  Verdienst  von  G  n  e  i  s  t ,  zuerst  dargethan  zu  haben,  dass  ein  solches 
Budgetrecht,  wie  es  der  französisch-belgische  Liberalismus  behauptet,  niemals 
in  England  bestanden  hat,  dass  vielmehr  %  sfimmtiicher  Staatseinnahmen  und 
die  Hftlfte  der  Staatsaosgaben  für  alle  Zeiten  feststehen.  Selten  hat  ein  theo- 
retisches Miisverstladttiss  piaktiseh  so  bedeutende  Folgen  gehabt,  wie  die 
Unkenntniss  der  englischen  Verfessung  in  diesem  Punkte.  Ueber  die 
deutsche  staaUrecbtliohe  Auffassang  yergleiobe  die  Rede  des  Abg.  v.  Gerber 
S.  654. 
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Bundesinstitution  fehlte,  auf  welche  gerade  die  prvusstschc  Regie- 
rong  bei  allen  ihren  fräluteii  Beformbestrebungen  so  hohen  Werth 
gelegt  hatte  —  dasBundesgeric h,t.  Es  lässt  sich nickftTerkennen, 
daas  ein  Gerichtshof  des  öffentlichen  Reckte»  von  höch- 
ster AntoiitKt«  ale  WahmderVerfaflsung  und  de«  geMuamlenöfiait- 
lichen.  RechltsfiietandcBt,  den  Sohluafiatein  jedes  Rechts- 
staates büden  muss,  »lag  derselbe  sich  in  Form  eines  Einheits- 
eder  eines  Bundesstaates  darstellen,  denn  das  Entscheiden  wahrer 
Rechtsfragen  nach  blosser  politischer  Konvemenz  aeigt  immer  Ton 
einem  gesetzlich  unausgehildeten  Staatssustande.  Es  wurde  daher 
principiell  der Wertii eines  hSchstenBundesgerichtes von koner 
Seite  verkannt,  aber  die  Majorität  konnte  sich  der  Einsicht  nicht 
verschliessen,  dass  bei  der  Unfertigkeit  unserer  StaaLszubtäiidc  die 
augenblickliche  Niedersetzung  eines  liuudesgerichts  unmöglich*, 
die  blosf^e  ^  i  r  h  eissung  eines  solchen  für  die  Zukunft  eine  ziem- 
lich wertlilose  Phrase  sei.  Man  acceptirtc  in  dieser  wichtigen 
Frage  den  Standpunkt,  welchen  Her  pronssische  Bimdeskommissär 
vonSavigny  mit  folgenden  Worten  vertrat:  »Es  hat  dabei  die 
Absicht  nicht  zu  Grunde  gelegen,  diese  hochwichtige  Materie  da- 
mit ein  für  allemal  zu  erschöpfen  oder  zum  Abschlüsse  zubringen, 
sondern  wir  sind  davon  ausg^angen»  dass  auch  hier  die  Kegie- 
rungen  nur  da»  bieten  wollten ,  was  sie  su  gewfthren  im.  Stande 
sind  und  swar  sofort a  (S.  664).. 

In  diesem  Sinne  entschloss  sich  die  Majorität,  ohne  längere 
Diskussion  allerdinge  unvollkommenen,  suinTheil  sog^r  nickt 
unbedenklichen  Bestimmungen  des  Entwurfes  Abschnitt  XIÜ  an* 
Bunehmen  und  alle  entgegenstehenden  Anträge  abzulehnen. 

Nur  ein  auf  Schutz  der  Bundesangehörigen  gegen  Justiz- 


I)  nichtig  beniMrkte  der  Abg.  Seh  war  xe:  »Ich  meine,  dass  die  Bundes- 
verfassung, wie  sie  uns  jetzt  vorliegt,  in  ihrer  eigenthüniHchen  Natur  bedingt 
durch  ihre  Entstehung,  gewiss  einige  Zeit  brauchen  %vird,  um  sich  vollständig 
zu  entwickeln ,  dass  namentlich  schon  viele  Bestimmungen  in  derselben  ent- 
ksltsn  wi«U  weltffa* tieh  ent  werden  sbkllmi  «id  Unten»  mSMen,  nm  durefa 
•ie  das  Material  bu  erlangen ,  auf  Wttlehe  hin  die  geivflnschte  nene  Beohtt* 
Institution  ,  besonders  das  Bundesg-c rieht ,  aufgebaut  werden  könne.  Es  ist 
zweckmässiger,  wenn  wir  erst  diese  F.rfahrungen  abwarten,  um  dann  einen 
realen  und  sichern  Boden  für  die  ueue  Üechtsiiutitution  zu  gewinnm,  um  dann 
mit  Sicherheit  beetimmen  sakffmiea,  wie  weit  das  BedOrfiiiiet  gebt  und  der 
Unfiing  der  Beehte  tu  bemeeaea  ist ,  die  duroh  die  neue  Inetitution  geeehltat 
werden  aoUen«. 
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Verweigerung  gerichteter  Antrag  de«  Abg.  Wiggers- Ro- 
stock, wekher  den  Art.  29  der  Wiener  ScliluMakte  wörUicb 
idupitttlim»  fand  eine  genügende  Majorkät. 

§.  145. 

XiV.  ?erbältnUi  xa  den  sflddeatscheD  SUiten. 

Der  Entwurf  htite  nur  eme  ▼ettragamäSBtg^f  RegdLimg 
der  Yerhältnisse  des  norddeutschen  Bundes  zu  den  süddeutschen 
Staaten  in  Aussicht  gestellt.  Der  Majorität  des  Seichstages  lag  ea 
jedoch  amHerzen«  ausdrücklicfa  Zcugniss  dafür  abzulegen,  dass 
man  den  formlichen  Eintritt  der  süddeutschen  Staaten  in  den  neu- 
zugründenden Bundesstaat  als  ein  tmahweishareB  Bedürfiiiss  be- 
trachte ,  dass  man  sich  fiir  die  Zukunft  nicht  blös  mit  Einzelver- 
trägeii  begnügen  könne,  dass  die  volle  buudesstaatlic  lie  Einigung 
des  Südens  mit  dem  Norden  eine  geschichtliche  Nothwendigkeit, 
ein  berechtigtes  Postulat  der  deutschen  Nation  sei;  dagegen  ver- 
kannte man  nicht  ,  dass  es  allseitiger  poiuisclier  Erwägungen  be- 
dürfe, um  zu  bestimmen,  wann  die  Zeit  gekomTiien  sei,  wo  dieser 
nationale  Wunsch  sich  verwirklichen  lasse,  ferner  dass  der  Kintritt 
eines  oder  aller  süddeutschen  Staate  wesentliche  Modiükationen 
in  der\erfassung  nöthig  machen  werde.  Man  verwarf  daher  das 
Amendement  der  Linken,  welches  dahin  ging,  dass  jeder  tüd* 
deutsche  Staat  in  den  Bund  und  die  beetehende  Verfassung  auf- 
genommen werden  müsse,  wann  er  wolle,  man  nahm  dagegen 
den  Antrag  Miqu^l-Laskeran,  welcher,  bei  Torsiehtager  Fassung 
und  taktvoller  Befuckiiehtigmig  der  Yethmtnisse,  doch  dem  gros- 
sen Gedanken  der  nationalen  Einigung  einen  entschiedenen  Aus- 
druck gab,  indem  man  in  einem  Zusätze  zu  den  Worten  des  £nt> 
Wurfes  auesprach : 

»Der  iäntritt  der  süddeutschen  Staaten  oder  eines  derselben  \ 
m  den  Bund  erfolgt  auf  den  Vorschlag  des  Bundespräsidiums  im 
Wege  der  Gesetzgebung«. 

Einerseits  wird  dadurch  die  Entscheidung  der  Opportuni- 
tätsfrage  in  die  Hände  der  preussischen  Regierung  gelegt, 
w  eit  he  allein  die  diplomatisch-politischen  Verhältnisse  hinreichend 
beurtheiien  kann,  um  den  richtigen  Augenblick  des  Eintritts  eines 
oder  aller  süddeutschen  Staaten  zu  bestimmen ;  andererseits  wird 
dieser  Eintritt  dadurch  erleichtert,  dass  man  denselben  in  den 
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leichtern  Formen  der  blossen  Gesetzgebung  vor  sieb 
geben  lassen  kann  ^.  Dass  auch  von  Seiten  der  verbündeten  Re- 
gierungen diesem  Antrage  kein  Hindemiss  in  den  Weg  gelegt 
"wurde,  ja  dass  sieb  der  Präsident  der  Bundeskommission  für  die 
Bereebtigung  des  darin  entbaltenen  nationalen  Gedankens  nütbe* 
redten  Worten  ausspracb*,  giebt  uns  das  Vertrauen ,  dass  aus  den 
gegenwärtigen  Anfängen  des  norddeutscben  Bundes  ein  staadidi 
geeinigtes  Gesammtdeutecbland  erwacbsen  wird. 

C.  Staatsrechilicber  Abscblus^  der  Verfassung  des  norddeutschen 

Bundes. 

§.  146. 

Die  SsbtnssberatbvDg  vom  IS— 17.  Aprtl. 

Am  15.  April  begann  die  Schlussberatbung  über  die  definitive 
Annahme  der  in  der  Vorberathung  im  Plenum  des  Beicbstages  ge- 
fassten  Beschlüsse ;  gleich  am  Anfange  der  Sitzung  vom  15.  April 
erklärte  der  Vorsitzende  der  Bundeskommission ,  dass  die  Begie- 
rungen  40  von  der  Majorität  bescblossene  Amendements  annäh- 
men^ dass  sie  dagegen  in  zwei  Punkten  nacbzugeben  nicbt  im 


1]  Yergleiebe  die  Ausführungen  von  Miq  u  ^1  S,  638  und  Lasker  8.  665. 
Letzterer  bemerkte :  »Wir  wollen  durch  unser  Amendement  suadrflcken ,  dass 

wir  den  Beitritt  der  sQddeutschen  Staaten  nicht  für  eine  Veränderung  der 
Bundesidee  halten  ,  dass  dieser  Beitritt  nichts  weiter  ist,  als  eine  innere  An- 
gelegenheit, weiche  geregelt  wird  nicht  durch  Aenderung  der  Verfassung, 
tondenk  das  Oesets.« 

3)  Bedeutsam  io  dieaer  Rede  ist  besondere  die  Auslegung ,  wekhe  Gtaf 
Bismarck  dem  Art.  4  des  Prager  Friedens  giebt:  »Es  ist  in  dem  Artikel  4  nicht 
Ton  einer  Neugestaltunp:  Xorddeutschlands  blos  die  Kede  ,  welcher  die  öster- 
reichische Regierung  ihre  Zustimmung  gegeben  liat  ,  pondern  von  einer  neuea 
Gestaltung  Deutschlands.  Der  Begriff  wird  dadurch  erläutert,  dass  der 
Kaehsati  folgt :  »Deutsehlands  ohne  Betheiligung  des  östmeidiisehenKeiser- 
staats.n«  Also  es  ist  zugestimmt  zu  einer  Neugestaltung  derjenigen  Bestand- 
theile  des  frühern  deutschen  Bundes,  welche  nach  dem  Ausscheiden  der  öster- 
reichischen Theile  des  Bundesterritoriums  tibrig  war.  Es  ist  ferner  in  der 
dritten  Zeile  vor  dem  Schlüsse  des  Artikels  von  der  n  a  ti o n alen  Verbindung 
Sflddeutsdklands  mit  dem  norddeutschen  Bunde  gesprochen,  also  niekt  von 
einer  internationalen,  welches  Wnt  ausdrücklich  in  demselben  Artikel 
auf  die  Beziehungen  Süddeutschlands  zum  Auslände  seine  Anwendung  ge- 
funden hat.«  Dafür,  dass  der  norddeutsche  Bund  gewissermassen  schon  virtuell 
als  ein  deutsch-nationaler  angesehen  wird,  spricht  auch  die,  im  Eingänge  ent- 
haltene Zweckbestimmung,  welche  »die  Wohlfahrt  des  deutschen 
(nicht  bloa  des  norddeutschenj  Yolkea«  ins  Auge  faast. 
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Stande  seien,  nämtich  io  Betreff  der  Sicheretellnng  der 
Heereseinrichtungen  und  in  der  Diätenfrage.  Nach- 
dem auch  ober  diese  beiden  letzten  Differenzpunkte  eine  Verein- 
barung  in  oben  angegebener  Weise  erreicht  worden  war ,  wurde 
in  der  Sitzung  TOm  16.  April  die  de^tiTe  GesammtabstininiuDg 
über  Annahme  oder  Ablehnung  der  Verfassung  vorgenommen. 
D  ie  A  nnahm  e  erfol  g  te  bei  der  T hei  In  ah  m  e  v  o  ii  2  S  3  M  i  t- 
gliedern  mit  230  Stimmen  gegen  nur  53  verneinende. 
Am  17.  April  theilte  der  Vorsitzende  der  Bundeskommission  zur 
grossen  Jiefricdigung  des  Reichs tjis-e«  Folo-Piides  mit : 

»Die  Bundeskommissarien  waren  einstimmig  dann,  den 
Verfassungsentwurf^  wie  er  aus  der  Schlussberathung  des  Reichs- 
tags hervorgegangen  ist,  anzunehmen....  In  Folge  dessen  er^ 
kläre  ich  auf  Grund  der  Machtvollkommenheit,  welche  die  ver- 
bündeten Regierungen  Seiner  Majestät  dem  Könige  von  Preussen 
übertragen  haben^  und  auf  Grund  der  Vollmachten^  welche  Seine 
Migestat  mir  zudiesem  Behufs  ertheilt hatj  die  Verfassung  des 
norddeutschen  Bundes,  sowie  sie  aus  der  Berathung 
des  Reichstages  hervorgegangen  ist^  für  angenommen 
durch  die  zu  dem  norddeutschen  Bunde  verbündeten 
Regie  rungcn«. 

Koch  an  demselben  Tage  schloss  der  König  den  Reichstag. 
Mit  vollem  Rechte  liiess  es  in  der  feierlichen  Schlussrede:  »Die 
Bundesgewalt  ist  mit  den  Hefiignissen  ausgestattet,  welche  für 
die  Wohlfahrt  und  die  Macht  des  Bundes  unentbehrlich,  aber  auch 
ausreichend  sind.  ...  Der  Volksvertretung  ist  diejenige 
Mitwirkung  au  der  Verwirklichung  der  grossen  nationalen  Auf- 
gaben gesichert^  welche  dem  Geiste  der  bestehenden  Landesverfas- 
sungen  und  dem  Bedürfnisse  der  Regierungen  entspricht,  ihreXhä- 
tigkeit  von  dem  Einverständnisse  des  deutschen  Volkes  getragen 
zu  sehen.  Wir  alle,  die  wir  zum  Zustandekommen  des  nationalen 
Werkes  mitgewirkt,  dieverbündetenBegierungen,  sowie  die  Volks- 
vertretung, haben  bereitwillig  Opfer  unserer  Wunsche  gebracht; 
wir  durften  es  in.  der  tieberzeugung  thun,  dass  diese  Opfer  für 
Deutschland  gebracht  sind  und  dass  unsere  Einigung  derselben 
Werth  war. 

In  diesem  allseitigen  Entgegenkommen,  in  der  Ausgleichung 

und  Ueberwiudung  der  Gegensätze  ist  zugleich  die  Bürgschaft  für 
die  weitere  fruchtbringende  Entwickelung  des  Bundes  gewonnen. 
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mit  dessen  Abschlus«  auch  die  Uo^uDgen ,  die  uns  mit  unseren 
Brüdern  in  SüddeiitftcMaiid  gemeiasain  sind,  ihm  Erfüllung 

näher  genickt  werden  Das  grosse  W^k^  an  welchem  mif- 

nwivken  wir  von  d»r  VocBohung  g9w«i4igt  siBd%,  geht  seinei  Voll« 
eiiidiiiag  tntgegttB. 

DieValksTortratuiigeii  dei  ei&velBenStftatea  wei- 
deadem«  wasSie  inGeiiieiii«ehaft  mit  denBegienmgeii 
getchaffaa  haban,  ihre  ▼erfatsangS'iiitlissigeAnerken* 
nung  nieht  versagen.  D«nelba  Ctekt^  irelcher  die  Ait%abe 
hier  gelingen  lietB,  wbrd  aock  dort  die  Berathuugeu  leiten  « 

§.  147. 

Ue  UiAtage. 

Das  in  der  königlichen  Schlussrede  ausgesprochene  Vertrauen 

auf  den  Patriotismus  der  deutschen  Volksvertretungen  wurde  nicht 
getäuscht. 

Durch  eine  A  erurdnung  vom  IS.  April  wurde  der  preusbisthe 
Landtag  auf  den  29.  April  embeiufeu  und  an  diesem  Tage  eröffnet. 
Am  ersten  Mai  wurde  zuerst  dem  Abgeordiietciihause  die  Verfas- 
sung des  norddeutschen  Bundes  vorgelegt  und  nach  kurzer  liera- 
thung  am  8.  Mai  mit  226  gegen  91  Stimmen  angenommen.  Als 
n  ein  verfassungsabändemdes  Gesetz  verlangte  diese  Vorlage  nach 
Axt.  107.  noch  eine  zweite  Abstimmung  nach  dem  Ablaufe  von 
wenigstens  21  Tagen»  sie  erfolgte  am  21.  Mai  mit  227  gegen  93 
Stimmen. 

In  strengster  Beobachtung  alles  konstitutionenen  Formen 
legte  die  B^ierung  dem  Heiienhause  die  Bundesverfassung  erst 
dann  vor,  nachdem  die  definitive  Annahme  im  Abgeordnetenhause 
erfolgt  war;  sie  vrarde  in  beiden  Skrutimen  am  1.  und  24.  Juni  vom 
Herrenhause  einstimmig  angenommen. 

Auch  in  sämmtlichen  übrigen  verbüudeten  Staaten  ertheilten 
die  Landtage,  beziehungsweise  Bürgerschaften  ilire  verfassungs- 
mässige Zustimmung. 

§.  148. 
Pablikatioü. 

Es  war  nun  das  letzte  formelle  Ecfordesniss  fiir  das  Inkraft- 
treten der  neuen  Ver&esung  noch  su  erfiUlen.,  die  obrigkeit- 
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liehe  Pablikatioa  in  allsn  Bundesstaaten.  Während  ixach 
Annahme  derEundeaTerfimmg  alleBundeageeetze  lediglich  doreh 
Veyhundigtiiig  toü»  Seiten  des  Fiaaktiiims  im  BundiwgMeitsblalte 
Gültigkeit  erlangen »  konnte  die  Vex&seung  selbit  nur  duveh  die 
Obrigkeiten  der  Einaelataaten  publicirt  werden,  da  das  Becht 
des  PrüsidiumB  eben  eist  durch  die  Verftasttng  begrüihdefc  wer> 
den  soU. 

•  Da  sich  sämmtliche  Hundesregicruiigen  darüber  verständigt 
hatten,  dass  die  Hundesverfassung  an  demselben  Termine,  nämlich 
am  1.  Jnli  1S67,  in  Kraft  treten  solltf  ,  so  musste  bis  dahin  überall 
die  Publikation  vollzogen  sein;  sie  ertolgte  inPreussen  am  24.  Juni 
mit  folgenden  Worten  : 

»Nachdem  die  Verfassung  des  norddeutschen  Bundes  von  den 
verbündeten  Fürsten  und  freien  Städten  mit  dem  Keichstage  ver- 
einbart worden  ist  und  die  Zustimmung  beider  Häuser  des  Land- 
tags  erhalten  hat,  yerkünden  Wir  nachstehend  die  gedachte  Ver- 
fassung und  bestimmen  sugleich,  dass  diese  im  ganzen  ümlange 
der  Monarchie  emschliesslieh  des  Jahdegebietes  und  der  durdi  die 
Gesetze  vom  20.  Sept.  und  24.  Dec.  1866  mit  derselben  vereinigten 
Landestheile  am  1.  Juli  in  Kraft  treten  soll.« 

Diese  Publikation  konnte  sich  nicht  mit  auf  das  Herzogthum 
Lauenbnrg  beziehen,  welches  bis  auf  den  heutigen  Tag  nur  in 
Personalunion  mit  deiii  preussisclirn  Staate  steht.  Der  KÖiiii^- 
Herzog  pubiicirte  hier  die  Verfassung  bereits  am  23.  Juni  »iiadi 
voi^ängiger  Kommvinik  ition  mit  Unserer  Rittor-  und  Landschaft.  « 

In  sämmtlicheii  übrigen  Staaten  ging-  die  i*ublikation  ebensso 
schnell  vor  sich,  sie  erfolgte  in  Schwarzburg- Rudolstadt  am  21., 
in  Hessen-Darmstadt  am  22.,  in  Oldenburg,  Schwarzburg-Soudeis- 
hausen,  Bremen,  Hamburg  und  Reuss  ä.  L.  am  24.  Juni,  im 
Königreiche  Sachsen,  in  beiden  Mecklenburg,  in  Sachsen -Wei* 
mar,  Koburg-Gotha,  Altenburg,  Meiningen^  Schaumhuig-Lippe, 
Lippe •  Detmold,  Reuss  j.  L.,  Braunschweig,  Anhalt  am  25«,  in 
Waldeck  und  Lübeck  am  27.  Juni. 

Alle  diese  Publikationsgesetze  sind  fast  gleichlautend  und 
beraumen  das  Inkrafttreten  der  Verfassung  auf  den  1.  Juli  an. 
Einige  unter  ihnen,  wie  z.  B.  das  Sachsen* womarische,  erklären 
ausdrucklich:  »dsss  durch  diese  Verfassung  die  bestehenden 
Landesgesetze,  insoweit  sie  mit  derselben  nicht  vereinbar  sind, 
namentlich  das  Staatsgrundgesetz  als  abgeändert  zu  betrachten 
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sind««  ein  Zusatz,  den  die  meisten  ab  selbBtretstilndlich  weg- 
gelaasen  haben.  Id  beiden  mecklenburgisclieii  Patenten  hat  man 
die  Klausel  hinzugefügt:  »Zugleich  bestimmen  wir  zur  Vermeidung 
etwaiger  Ungewissheiten^  dase  rucktichtlieh  des  Zoll-  undHandels- 
wesens  die  in  Unserem  Lande  zur  Zeit  bestehenden  Gesetze  bis  auf 
weitem  in  Kraft  bleiben«,  auch  wurden  im  schwerinschen Patente 
Rostock  und  Wismar,  im  strelitzischen  das  Fürstenthum  Katzeburg 
wegen  ihrer  eigenthiimlichen  staatsrechtlichen  Stellung  namentlich 
mit  eingeschlossen 

§.  149. 

Wtehtigste  Jorlttlsste  Issttfaeuta  Isr  PibUkstloa. 

Durch  das  Inkrafttreten  der  Bundesverfassung  hat  eine  tief- 
greifende Veränderung  im  Rechtszustande  sämmtlicher  Bundes- 
staaten stattgefunden.  Während  bis  zum  1.  Juli  unter  den  verbün- 
deten Staaten  nur  ein  ▼  ölk  err  e  ch  tliches  Verhaltniss  auf  Grund 
verschiedener  Verträge  stattfand,  ist  an  dessen  Stelle  jetzt  ein 
staatsrechtliches  Band  getreten.  Audi  der  Bundesstaat 
entsteht  durch  Vertrag  (S.  205],  i^-L  li  aber  zu  Stande  gekom- 
men, so  ist  er  nicht  mehr  blos  ein  verti  ac^sniässiges,  sondern 
ein  verfassun  gsmüssiges  Verhiiltniss ;  denn  dor  Vertrag  der 
zusamiiii'iitK  tciideii  Regierungen  %var  eben  darauf  gerichtet,  einen 
Staat  zu  gründen ,  ihm  eine  Verfassung  zu  geben  und  sich  der- 
selben, als  einer  höheren  Norm,  zu  unterweifen.  Seit  dem  1.  Juli 
1867  bilden  22  deutsche  Staaten  einen  G  esammtstaat^  der  sein 
f  geschlossenes  Gebiet ^  seine  einheitliche  Verfassung,  seine  Staats- 
/  gewalt  hat ;  30  Millionen  Deutsche  haben^  neben  ihrem  Büxgenrechte 
im  Einzelstaate,  ein  gemeinsames  Bundesbürgerrecht, 
welches  mit  der  Publikation  der  Verfassung  sogleich  ins  Leben 
getreten  ist,  aber  auch  bestimmte  Pflichten  der  Bundesgewalt  ge- 
genüber^ besonders  eine  Gehorsamspflicht  gegen  alle  Bundes- 


I)  Als  andere  kleine  Anomalien  sind  noch  zu  erwähnen,  das»  das  sachsen- 
aUeuburgische  Patent  nicht  von  dem  Herzoge  selbst,  sundern  in  «einer  Ab- 
wssenheit  vom  Oetammtministerinni  yollzogen  ist,  b}  dasa  in  ReuM-Ords  »di« 
Zut^mung  des  hienn  nadi  Erfolg  der  angeordneten  Wahlen  sofort  einzu- 
berufenden Landtags«  nur  vorbpfi^Iten  ist,  cl  dass  ferner  in  Schaumbur^- 
Lippe  die  Biindesverfassunp  »die  Zustimmung  der  Terfa8«ungsvereinbarenden 
Vexsammiuagi.  erhalten  hat. 
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gesetze.  Unzweifelhait  ruft  eine  solche  Bundesverfassung  tief- 
greifende Veränderungen  im  Staatsrechte  der  Einzelstaaten  hervor; 
indessen  ist  einein  dieser  Beziehung  Yormnehmende  ausdrückliche 
Bevision  der  Einzelverfassungen  weder  augenbiicklick  durch- 
führbar^ da  sich  der  Einfluss  der  Bundesveriassung  auf  dieselben 
kaum  übersehen  lässt«  noch  juristisch  nothwendig;  die  Abinderong 
tritt  vielmehr  ipso  Jure  ein,  indem  die  Bundesver&ssung  durch  die  \ 
Publikation  Landesgesetz  und  integrirender  Theil  der  Landesver-  \ 
iassimg  geworden  ist. 

Folgeade  wichtige  Aenderungen  lassen  sich  schon  jetzt  über- 
sehen : 

1.  In  einzelnen  hochwichtigen  Gebieten  ist  von  nun  an  die 
Landesgesetzgebung  ganz  ausser  Thätigkeit  gesetzt,  dahin  gehört 
die  Heor-  und  Marine-,  die  Zoll-  und  Handels-,  die  Post-  und 
Telegraphengesetzgebung.    Hier  ist  die  Kompetenz  des  Bundes  ^ 
ausschliesslich. 

2.  Auf  allen  übrigen  Gebieten,  welche  Art.  4.  der  Bundes- 
gewalt überweist,  ist  der  Landesgesetzgebung  die  Kompetenz  kei- 
neswegs ganz  entzogen,  ja  sie  wird  hier  sogar  oflt  genÖthigt  sein, 
ibre  Thätigkeit  noch  zu  ent&lten.  Obgleich  Art.  4.  dem  Bunde  die 
Gesetzgebung  z.  B.  über  Process,  Strafiecht,  Medicinalwesen  zu* 
weist,  werden  trotzdem  die  Einzelstaaten  darüber  auch  jetzt  noch 
Gesetze  erlassen  können,  nur  müssen  sie  sich  gefallen  lassen,  dass, 
wenn  der  Bund  ein  gemeinsames,  dahin  einschlagendes  Gesetz  er- 
lässt,  das  Landesgesetz  dadurch  aufgehoben,  resp.  modificirt  wird. 

3 .  üie  Völker rechtlicliü  \  ei Uetung  des  Bundes  durch 
das  Organ  des  Bundespräsidiums  hebt  die  völkerrechtliche  Per- 
sönlichkeit der  Einzelstaaten  nicht  auf,  beschränkt  dieselbe 
aber  doch  in  wic  htigen  Punkten.  Jedenfalls  ist  ihnen  das  selhst- 
ständige/ws  belli  ac  pacis  entzogen,  da  iimen  jede  Verfügung  über 
ihre  Truppen  zu  Kriegszwecken  —  die  eigenthche  Kriegshenlich* 
keit  —  abgeht,  während  sie  sonst  manchfach  wichtige  Rechte  über 
dieselben,  kraft  ihrer  Kontingentsherrlichkeit,  ausüben 
können.  Auch  Zoll-,  Handels  -  und  Schiffiahrtsvertriige  kann  nur  ^ 
der  Bund  schliessen.  Wo  eine  Verßwsung,  wie  etwa  die  preuasische, 
dem  Landtage  das  Recht  der  Genehmigung  Ton  Handelsvertiagen 
beilegt,  ist  anzunehmen,  dass  dasselbe  durch  das  Zustimmungs- 
recht  des  Reichstages  absorbirt  wird.  Dass  dagegen  die  Einzel- 
staaten noch  manche  Verträge  anderer  Art  mit  Terbündeten  und 
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selbst  liichtverbiinileten  Staaten  abscbliefisen  können,  dass  sie  das 
akttve  und  passive  Gesandtschafurecht  beibehalten,  ist  juristisch 
unzw«iielhaft,  wenn  es  «Rieh  thMeltelihch  keine  grosse  HedenCimg 
haben  wif d. 

4.  Di»  'grSetten  Beschränkungen  erfährt  das  Staatsxecht  der 
£tiiaelsteaten  «uf  finansiellem  Oebiele«  besonders  wird  das 
BadgetT«<eht  der  Landtage  sefeff  modifioiit.  In  den  Einaelbud- 
gete  (natärlicii  anehim  preussiscflien)  lallen  ganie  Kategoiien  von 
Einnahmen  weg»  s.  B.  ans  dem  Sakmonopoij  den  Zellen«  den 
yerVranchsstenem,  aber  ebenso  grosse  Ansgabep-osten  für 
MiHtär,  Marine,  Post-  und  Telegraphenwesen  n.  s.  w.  Die  üb<r 
den  Ertrag  der  'dem  Bunde  instehenden  Enmahmen  hinausgehen- 
den Ausgaben  sind  vorUhifig  durch  Matrikularbeiträge  zu  decken. 
Die  aul  jeden  Staat  fallende  Summe  kann  \oii  den  Einzellandtagen 
nie  verweigert  werden,  sie  ist,  nur  der  Uebersicht  halber,  iu  den 
Etat  aufzunehmen. 

Schon  aus  diesen  kurzen  Aiideutun^'en  erpiebt  sich,  dass  das 
N  e  b  f' Ti e in  an  d e  r  8  t  e  hen  zweier  \  ertassungen ,  die  llieilung 
der  »Staatsaufj^aben  z^v^schen  der  Centraigewalt  und  den  Einzel- 
Staaten  zu  manchen  Kompetenzkoniiikten  fühlen  kann ,  dass  ins- 
besondere Reibungen  zwischen  den  z^'ci  grossen  Körperschaften 
des  Reichstages  und  des  preussischen  Landtages  nicht  ausserhalb 
der  Möglichkeit  liegen.  Aber  auch  im  Staats-  und  Völkerieben 
gilt  der  Satz ,  dass  der  Buchstabe  tödtet  and  der  Geist  lebendig 
macht.  Es  ist  die  treibende  Kiraift  des  deutsehcnVolksgeisles«  wel* 
eher  wir  die  Wetterbildung  dieses  Verftssnngswerkes  yertrauensyoll 
überlassen  können.  IHsser  Geist  wird  die  im  Mechanismus  dieser 
Verfassung  nothwendig  liegenden  Müng^  flberwioden  helfen  und 
zur  rechten  Zeit  dem  naäimalen  Bedürßnsse  auch  die  rechte  Form 
geben.  Auf  den  elementaren^  aber  soliden  Fundamenten  des  noid* 
deutsehen  Bundes  wird  sich  das  deutsche  Volk  das  deutsche 
Reich  der  Zukunft  aufbauen. 
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Verfassung 

des 


Seine  Majestät  der  König  von  Preussen ,  Seine  Majestät  der  König 
von  Sachsen^  Soirte  Königliche  Hoheit  der  Grossherzog  von  Mecklenburg- 
Schwerin,  Seine  Königliche  Hoheit  der  Grossherzog  von  Sachsen- Weimar- 
Eisenach  ,  Seine  Königliche  Hoheit  der  Grossherzog  von  Meckletiburg- 
StreHtz,  Seine  Königliche  Hoheit  der  Growherzog  von  Oldenburg,  Seine 
Hoheit  der  Heraeg  von  Brannschweig  und  Lüneburg,  Seine  Hoheit  der 
Herzog  von  Saeheen-Meiningen  und  HildburghauBoi ,  Seine  Hoheit  der 
Herxog  an  Sacheen-Altenburg  Seine  Hoheit  der  Herzog  zu  Sachsen- 
Koburg  und  Gotha,  Seine  Hoheit  der  Herzog  von  Anhalt,  Seine  Durch- 
laucht der  Fürst  zu  Schwarzburg-Riidolstadt,  Seine  Durchlaucht  der  Fürst 
zu  Schwarzburg-Sondersbausen,  Seine  Durchlaucht  der  Fürst  zuAValdeck 
und  Pyrmont,  Ihre  Durchlaucht  die  Fürstin  Reuss  älterer  Linie,  Seine 
Durchlaucht  der  Fürst  Ileuss  jüngerer  Linie,  Seine  Durchlaucht  der  Fürst 
von  Schanmburg-Lippe ,  Seine  Dozehlaueht  der  Fürst  anr  Lippe ,  der 
Senat  der  fimn  nnd  Hansestadt  Lühek,  der  Senat  da  freien  Hansmtadt 
Bremen,  der  Senat  der  freien  und  Hansestadt  Hamburg ,  je4ßr  für  den 
gesammten  Umfang  ihres  Staatsgetnetes^  und  Seine  Königliche  Hoheit 
der  Grossherzog  von  Hessen  und  bei  Rhein,  für  die  nördlich  vom  Main 
belegenen  Tbeile  des  Grossherzogthums  Hessen,  schliessen  einen  ewigen 
Bund  ziira  Schutze  des  Bundesgebietes  und  des  innerhalb  desselben  gül- 
tigen iiechtes,  so  wie  zur  PHege  der  Wohlfahrt  des  deutschen  Volkes. 
Dieser  Bund  wird  den  Nanen  des  Norddeutschen  führen  nnd  wird 
nachstehende  Verfassung  haben. 

1.  IimMlteUet. 

Art.  1 .  Das  Bundesgebiet  besteht  ans  den  Staaten  Prenssen  mit 
Lauenhmg,  Sachsen,  HecUenburg-Schwerin,  Sacksen«Weimar,  Mecfe* 

*:  Die  \m  Texte  mit  C«r«t7- Schrift  oredruckten  Stellen  sind  die  vom 
Reicbsioge  angenommenen  Zustttze ,  wahrend  die  unter  den  Seiten  fort- 
Umfenden  Sütse  diegestriehenen  Stellen  des  Entwurfs  beseichnen* 
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lenburg-Strelitz,  Oldenburg,  Braunschweig ,  Sachsen-Meiningen,  Sach- 
sen-Altenburg,  Sachsen- Koburg-Gotha,  Anhalt,  Schwarzburg -Rudol- 
stadt, Schwaxzburg-Sondersliaaseii,  Waldeck,  Reusa  ftlterer Linie,  Beuss 
jüngerer  Linie,  Schanmburg-Lippe,  Lippe,  Lübeck,  Bremen,  Hamburg, 
und  aus  den  nCrdlicb  vom  Main  belegenen  Theilen  des  Grossheraogtbums 
Hessen. 

II.  BniM-lleteligetag« 

Art.  2.  Innerhalb  dieses  Bundesgebiets  übt  der  Bund  das  Recht 
der  Gesetzgebung  nach  Mastgabe  des  Inhalts  dieser  Verfassung  und  mit 
der  Wirkung  aus,  dass  dieBundesgesetse  denLandesgesetsen  Yorgehen. 
Die  Bundesgesetse  erkalten  ihre  verbindHcfae  Kraft  durch  ihre  Verkün- 
digung von  Bundes  wegen,  welche  Yennittelst  eines  Bundesgraetsblattes 
geschieht.  Sofern  nicht  in  dem  publicirien  Gesetze  ein  anderer  Anfangs- 
termin seiner  verbindlichen  Kraft  bestimmt  ist ,  beginnt  die  letztere  mit 
dem  vierzehnten  Tage  nach  dem  Ablauf  desjenigen  Tages,  an  welchem 
das  betreffende  Stück  des  Bundesgesetzblattes  in  Berlin  aulgegeben 
worden  ist. 

Art.  3.  Für  den  ganzen  Umfang  des  Bundesgebiets  besteht  ein 
gemeinsames  Indigeiiat  mit  der  Wirkung,  dass  der  Angehörige 
(ünterthan,  Staatsbürger)  eines  jeden  Bundesstaates  in  jedem  andern 
Bundesstaate  als  Inländer  zu  behandeln  und  demgemiss  sum  festen 
Wohnsitz,  zum  Gewerbebetrieb,  au  öffentlichen  Aemtem,  zu^Erw^bung 
von  Grundstücken ,  zur  Erlangung  des  Staatsbürgerrechts  imd  Tvim 
Genüsse  aller  sonstigen  bürgerlichen  Rechte  unter  denselben  Voraus- 
setzungen wie  der  Einheimische  zuzulassen,  auch  in  Betreff  der  Rechts- 
verfolgung und  des  Rechtsschutzes  demselben  gleich  zu  behandeln  ist. 

In  der  Ausübung  dieser  Befugnisse  darf  der  BundesangehOrige 
weder  durch  die  Obrigkeit  seiner  Heimath,  noch  durch  die  Obrigkeit 
eines  andern  Bundesstaates  beschifinkt  werden. 

Diejenigen  Bestimmungen ,  welche  die  Armenversorgung  und  die 
Aufioahme  in  den  lokalen  Gemeindeverband  betreffen,  werden  durch  den 
im  ersten  Xbsatz  ausgesprochenen  Grundsatz  nicht  berührt. 

Ebenso  bleiben  bis  auf  Weiteres  die  Verträge  in  Kraft,  welche 
zwischen  den  einzelnen  Bundesstaaten  in  Beziehung  auf  die  Uebernahrae 
von  Auszuweisenden ,  die  Verpflegung  erkrankter  und  die  Beerdigung 
verstorbener  Staatsangehörigen  bestehen. 

Hinsichtlich  der  Erfüllung  der  Militärpflicht  im  Verhältnisse  au  dem 
Hdmathslande  wird  im  Wege  der  Bundesgesetagebung  das  Nöthige 
geordnet  werden. 

Dem  Auslande  gegenüber  haben  alle  BundesangehOrigen  gleich- 
mAssig  Anspruch  auf  den  Bundesschutz. 

Art.  4.  Der  Beaufsichtigung  Seitens  des  Bundes  und  derGesets- 
gebung  desselben  unterliegen  die  nachstehenden  Anpfelegenheiten : 

1.  Die  Bestimmung  über  Freizügigkeit,  Heimaths-  und  Nieder- 
lassungs-Verhültnisse,  Staatthürffmrtehi,  Patswetan  und  Fremdm-I^^li9n 
und  über  den  Gewerbebetrieb ,  einschliesslich  des  Versicherungswesens, 
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soweit  ilie«6  Gegenstände  nieht  schon  dnxeli  den  Art.  S.  dieser  Verfiusung 
erledigt  sind,  desgleichen  üVer  die  Kolonisation  nnd  die  Auswanderung 
nadi  ausserdeutschen  Ländern ; 

2.  die  Zoll-  und  Handels-Qeseisgebung  und  die  für  Bundesawecke 

au  verwendenden  *  Steuern ; 

3.  die  Ordnung  des  Maass-,  Münz-  und  Gewichts-Systems,  nebst 
Feststellung  der  Grundsätze  über  die  Emission  von  fundirtexn  und  unfun- 
dirtem  Papiergelde ; 

4.  die  allgemeinen  Bestimmongen  über  das  Bankwesen; 

5.  die  Erfindungs^Patente ; 

6.  der  8ehuts  des  geistigen  Bigenthums ; 

7.  Organisation  eines  gemeinsamen  Schutzes  des  deutsdben  Han-' 
dels  im  Auslande,  der  deutschen  Schifffahrt  und  ihrer  Flagge  zur  See 
und  Anordnung  gemeinsamer  konsularischer  Vertretung,  welche  vom 
Bunde  ausgestattet  wird ; 

8.  das  Eisenbahnwesen  und  die  Herstellunrf  von  Land-  und  Wasser- 
Strassen  im  inleresse  der  Landeävt:riiieidiguDg  uad  des  allgemeinen  Ver- 
kehrs; 

9.  der  Flffuerei-  und  SdiifEfidirtsbetrieb  auf  den  mehreren  Staaten 
gemeinsamen  Wasserstrassen  und  der  Zustand  der  letsteren,  sowie  die 

fluss-  und  sonstigen  V^TasseraGlle; 

1 0 .  das  Post-  und  Telegraphenwesen  ; 

1 1 .  Bestimmungen  über  die  wechselseitige  Vollstreckung  von  Er- 
kenntnissen in  Civü-Sachen  und  Erledigung  von  BrCquisitionen  über- 
haupt ; 

1 2 .  sowie  über  die  Beglaubigung  von  öffentlichen  Urkunden ; 

13.  die  genuimame  Onei^^brnt^  über  da»  Ohl^aÜcnmwwkit  Siraf- 
reeki,  ffandti»~  und  WeeJkfeireekt  tmd  das  ptneAtUeke  Verfahren* i 

14.  das  Militairwesen  des  Bundes  und  die  Kriegsmarine ; 

15.  Massregeln  der  Medicinal-  und  Veterinärpolizei. 

Art.  5.  Die  Bundesgesetzgebung  wird  ausgeübt  durch  den  Bun- 
desrath imd  den  Reichstes'  Die  Ueberein<^timmung  der  Mchrhrits- 
Beschlüsse  beider  Versammlungen  ist  zu  einem  Bundesgesetze  erforder- 
lich und  ausreichend. 

Bei  Gesetzes  -  Vorschlägen  über  das  Militairwesen  und  die  Kriegs- 
marine giebt,  wenn  nnBundeeraika  eineMemmgevereehiedenAeii  eiaäjindetj 
die  Sümma  de»  I^'äeidium»  denAneeeklagi,  wenn  sie  eiehßkr  die  Aufrecht 
erhakanff  der  heeUhanden  Binriehiimgen  auespriehi. 

Iii.  Biuidesrath. 

Art.  6.  Der  Bundesrath  besteht  aus  den  Vertretern  der  Mitglieder 

des  Bundes  ,  unter  welchen  die  Stimmführung  sich  nach  Massgabe  der 
Vorschriften  für  das  Plenum  des  ehemaligen  deutschen  Bundes  vertheUt, 

1)  Entwurfi  ütdv-ekien, 

2}  Entwurfi  Art.  13:  Die  gemeinsame  Civil' ftoemordnmg  und  das  ge- 
meinsame  Konkursverfahren,  Wechsel' und HandeUre^L 

Sjitem  dB»  detttaclien  StMtsraehte.  31 
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so  dass  Preussen  mit  den  ehemaligen  Stimmen  von  Hannover,  Kurhes- 
sen,  Holstein,  Nassau  und  Frankfurt  17  Stimmen  führt,  Sachsen  4, 
Hessen  1,  Mecklenburg-Schwerin  2,  Sachsen- Weimar  1,  Mecklenburg- 
Strelitz  1,  Oldenburg  1 .  Braimschweig  2,  Sachsen-Meiningen  1,  Sachsen- 
Altenburg  1,  Sachsen-Koburg-Gotha  l,  Anhalt  1,  Schwarzburg-Kudol- 
stadt  1 ,  Schwarzburg-Sondershausen  1 ,  Waldeck  1 ,  Reuss  älterer  Linie 

1 ,  Reuss  jüngerer  Linie  1,  Sdianmburg-Lippe  1 ,  Lippe  1  ,  Lflbeck  1 , 
Biemen  1,  Hamburg  t.  Summa  43  Stimmen. 

Art.  7.  Jedes  Mitglied  des  Bunde«  kenn  so  viel  Bevollmächtigte 
Bum  Bundes-Rathe  ernennen ,  wie  es  Stimmen  hat ;  doch  kann  die  Oe- 
eammthcit  der  zuständigen  Stimmen  nur  einheitlich  abgegeben  werden. 
Nicht  vertretene  oder  nicht  instruirte  Stimmen  werden  nicht  frezählt. 

Jedes  Bundesglied  ist  befugt,  Vorschläge  zu  machen  und  in  Vortrag 
EU  bringen,  und  das  Präsidium  ist  verpflichtet,  dieselben  der  Berathung 
zu  übergeben.  Die  Beschlussfassung  erfolgt  mit  einfacher  Mehrheit.  Bei 
Stimm^gieichheit  giebt  die  PrAsidialstimme  den  Ausschlag. 

Art.  8.  Der  Bundesrath  bildet  aus  seiner  Mitte  dauernde  Aus- 
scbfisse 

1 .  für  das  Landheer  und  die  Festungen, 

2.  fflr  das  Seewesen, 

3.  für  Zoll-  und  Steuerwesen, 

4.  für  Handel  und  Verkehr, 

5.  für  Eisenbahnen,  Post-  und  Telegraphenwesen, 

6.  für  Justizwesen, 

7.  'fttr  Becbnungswesen. 

In  jedem  dieser  AusscfaHsse  werden  ausser  dem  Prftsidium  minde- 
stens zwei  Bundesstaaten  vertreten  sein ,  und  führt  innerhalb  derselben 
jeder  Staat  nur  eine  Stimme.  Die  Mitglieder  der  Ausschüsse  »i  1.  und 

2 .  werden  von  dem  Bundesfeldherrn  ernannt ,  die  der  übrigen  von  dem 
Bundesrathe  gewählt.  Die  Zusammensetzung  dieser  Ausschüsse  ist  für 
jede  Session  des  Bundesrathes  resp.  mit  jedem  Jahre  zu  erneuern,  wobei 
die  ausscheidenden  Mitglieder  wieder  wählbar  sind.  Den  Ausschüssen 
worden  die  au  ihren  Arbeiten  nöthigen  Beamten  sur  Verfügung  gestellt. 

Art.  9.  Jedes  Blitglied  desBundesratiies  hat  dasRecht,  imReiGhs- 
tage  Bu  erscheinen  und  muss  daselbst  auf  Verlangen  jedcrseit  gehört 
werden ,  um  die  Ansichten  seiner  Regierung  zu  vertreten ,  auch  dann, 
wenn  dieselben  von  der  Majorität  des  Bundesrathes  nicht  adoptirt  wor- 
den sind  Xiemand  kann  gleichseitig  Mitglied  des  Bundesrathes  und  des 
Reichstages  sein. 

Art.  10.  Dem  Rundes  Träsidium  liegt  es  ob,  den  Mitgliedern  des 
Bundesraliieä  den  üblichen  diplomatischen  Schutz  zu  gewähren. 

1? .  iudcf-rrisldln. 

Art.  11.  Das  Präsidium  des  Bundes  steht  der  Krone  Preussen  zu, 
welche  in  Ausübung  desselben  den  Bund  vftlkerrechtlirh  zu  vertreten, 
im  Namen  des  Bundes  Kiicg  zu  erklären  und  Frieden  zu  schliessen^ 
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Bündnibsc  und  andere  Verträge  mit  fremden  Staaten  einzugehen,  Ge- 
mndte  %vl  beglaubigen  und  zu  empfangen  beveditigt  ist* 

Insoweit  die  Verträge  mit  fremden  Staaten  sicli  auf  solche  Gegen- 
stände bestehen,  welche  nach  Art.  4  in  den  Bereich  der  BiindeBgeaets- 
gehnng  gehören ,  ist  zu  ihron  Absdblusse  die  Zustimmung  des  Bundcs- 
rathes  und  zu  ihrer  Gültigkeit  die  Genehmigung  des  Reichstages  ertoxdeTliQh» 

Art.  12.  Dem  Präsidium  steht  es  zu,  den  Bundesrath  und  den  Art.  IS. 
Heichstag  zu  berufen,  zu  eröffnen,  zu  vertnpen  und  zu  schliessen'. 

Art.  13.   Die  Berulnng  des  Bundesr;Lth  s  und  des  Keichstags  findet    „  lu 
aiijahriich  statt,  und  kann  der  Ünndesratli  zur  VurbereiLung  der  Arbeiten 
ohne  den  ]ELeichstag ,  letsterer  aber  nicht  ohne  den  Bundesrath  häufen 
werden. 

Art.  14.  Die  Berufung  des  Bundesrathes  muss  erfolgen,  fobald   „  ift. 

sie  von  einem  Drittel  der  Stimmenzahl  verlangt  wird. 

Art.  15.  Der  Vorsify  im Bundetraihe  und  die  Leihmg  der  GescAi^ie  ^  12* 
ti^t  dem  Bundeskanzler  xfi,  u  clrher  vom  Präsidium  zu  ernennen  ist. 

Derselbe  kann  sich  durch  jedes  andere  Mitglied  des  Bundesrathes  „  is. 
vermöge  schriftlicher  Substitution  vertreten  lassen. 

Art.  16.    Das  rräsidium  hat  die  erforderlichen  Vorlagen  nach    „  17. 
Massgabe  derBeschlflsse  des  Bundesrathes  an  den  Reichstag  zu  bringen, 
wo  sie  durch  Mitglieder  des  Bundesrathes  oder  durch  besondere  von 
letzterem  zu  ernennende  Kommissaiien  Tertreten  werden. 

Art.  17.  Dem  Präsidium  steht  die  Ausfertigung  und  Verkündigung  ^  is. 
der  Bundesgesetse  und  die  Ueberwachung  der  Ausführung  derselben  zu. 
Die  Anordnungen  und  Vrrfügnngen  des  Bundes  -  Präsidii  werden  im 
Namen  des  Bundes  erlassen  und  ^  bedürfen  zu  ihrer  Gültigkeit  drr  Gegen- 
zeichnung des  Bundeskanzlers,  welcher  dadurch  die  Verantwortlichkeit 
übernimmt. 

Art.  18.  Das  Präsidium  ernennt  die  Bundesbeamten,  hat  dieselben  *« 
für  den  Bund  au  vereidigen  und  erforderlichen  Falles  ihre  Entlassung  su 
verfügen. 

Art.  19.   Wenn  Bundesglieder  ihre  verfa s s u  n gsm&ssigen  Bundes-   „  20. 
pflichten  nicht  erfnllcn,  t^o  können  sie  dazu  im  Wege  der  ^ixekiiUon 
angehalten  werden.  Diese  Exekution  ist 

a)  in  Betreff  militairlscher  Leistungen,  wenn  Gefahr  im  Verzuge^ 
von  dem  Bundesfeldherrn  anzuordnen  und  ^u  vollziehen, 

b)  in  allen  anderen  Fällen  aber  von  demBundesraihe  zu  besclüies- 
sen  und  von  dem  Bundesfeldherrn  zu  vollstrecken. 

Die  Exekution  kann  bis  zur  Sequestration  des  betreffenden  Landes 
und  seiner  Kegierungsgewalt  ausgedehnt  werden.  In  den  unter  a.  be- 
zeichneten Fallen  ist  dem  Bundesrathe  von  Anordnimg  der  Exekution, 
unter  Darlegung  der  Beweggründe,  ungesäumt  Kenntniss  su  gehen. 


3)  Entwurf:  Art.  J2.  Das  Präsidium  ernennt  den  BundeskamUr ,  welcher 
im  BundetrathB  de»  VorsitafUhri  tmd  dk  Guth^fU  MUi, 

4)  Entwurf:  und  von  dem  Bundeskanzler  mit  unUnriehtet, 

31» 
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rurf: 

2t.         Art.  20.  Der  Reichstag  gebt  aiu  aUgexpeinen  und  direkten  Wahlen 
>  mit  geheimer  Abstimmung  hervor,  wdche  bis  snm  Erlass  eines  Reichs- 
wahlgeaetses  nach  Massgabe  des  Gesetzes  zu  erfolgen  haben,  auf  Grund 
dessen  der  erste  Reichstag  des  Norddeutschen  Bundes  gewfthit  worden 
ist.* 

Art.  21.  Beamte  bedürfen  keines  Urlaubs  zum  Eintritt  in  den 
Jieic/istaff. 

Wenn  ein  Mitglied  de»  ReieHetaffes  in  dem  Bunde  oder  einem  Bunde»' 
ttmU  tm  heeoldete»  Staakamt  annimmt  oder  im  Bunde»"  oderStaatedientte 
«I  ein  Amt  eintritt,  mit  welqftem  ein  Höherer  Rang  oder  ein  höhere»  Geholt 

verbunden  ist,  so  verliert  e»  Sitz  und  Stimme  in  dem  Meichttage  und  hann 
»eine  Stelle  in  detnselben  nur  durch  neue  Wahl  toieder  erlangen. 
VL         Art.  22.  Die  Verhandlungen  des  Reichstages  sind  öffentlich. 

Wahrheitsgetreue  Berichte  über  Verhandlungen  in  den  öffentlichen 
Sitzungen  des  Reichstages  bleiben  von  jeder  Verantwortlichkeit  frei. 

Art.  23.  Der  Reichstag  hat  das  Recht,  innerhalb  der  Kompetenz 
des  Bundes  Gesetze  vorzuschlagen  und  an  ihn  gerichtete  Petitionen  dem 
Bunditrathe  reyt.  Bundeekanzler  zu  4ib»wei»en* 
24.        Art.  24.  Die  tiegislatur^Periode  des  Reichstages  dauertdxeijahre. 
Zur  Auflösung  des  Reichstages  während  derselben  ist  ein  Beschluss  des 
Bundesrathes  unter  Zustimmung  des  Präsidiums  erforderlich. 
^  ,         Art.  2^.    Jm  Falle  der  Auflösung  des  Reichstages  müssen  innerhalb 
'  \  eines  Zeitraumes  von  60  Tagen  nar7>  denselben  die  Wähler  und  innerhalb 
.  ^  eines  Zeitraumes  von  90  Tagen  nach  der  Auflösung  der  Reichstag  versam- 
,  meÜ  werden. 

Art.  26.   Ohne  Zustimmung  des  Reichstages  darf  die  Vertagung  deS' 
»etben  die  Frist  von  30  Tagen  nicht  übersteigen  und  während  derselben 
S»»»ion  nicht  wiederholt  werden* 
35.        Art.  27.  Der  Reichstag  prüft  die  Legitimatiim  seiner  Bütglieder 

und  entscheidet  darüber.  Er  regelt  seinen  Geschäftsgang  und  seine 
Disciplin  durch  eine  Geschäfts-Ordnung  und  erwählt  seinen  Prftsidenteni 
seine  Vice-Präsidentcn  und  Schriftführer. 

M.  Art.  2^.   Der  Reichstag  beschliesst  n?ich  absoluter  Stimmenmehr- 

heit. Zar  Gültigkeit  der  Beschlussfassung  isL  die  Anwesenheit  der  Mehr- 
heit der  gesetzlichen  Anzahl  der  Mitglieder  erforderlich. 

27.  Art.  29.  Die  Mitglieder  des  Reielistages  sind  Vertreter  des  ge- 
sammten  Volkes  und  an  Auftiige  und  InstnÜLtionen  nicht  gebunden. 

SB.  Art.  30.  Kein  Mitglied  des  Reichstages  darf  xu  irgend  einer  Zeit 
wegen  seiner  Abstimmung  oder  wegen  der  in  Ausübung  seines  Berufes 
gethanen  Aeusserungen  gerichtlich  oder  disciplinarisch  verfolgt  oder  sonst 
ausserhalb  der  Versammlung  zur  Verantwortung  gezoi^en  werden. 

Art.  31.    Ohne  Genehmigung  de»  Reichstage*  kann  kein  Mitglied 


5)  Entwurf:  Art.  21.  Schluss:  Beamte  im  Dienet»  eine»  der  Bundesstaaten 

sind  nicht  wäJäbar, 
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desselben  während  der  Sitzung s- Periode  wegen  einer  mit  Strafe  bedrohten 
Handlung  zur  Untersuchung  gezogm  oder  verhaftet  werden,  ausser  wenn  es 
bei  AmtShm^  dit  Thai  oder  im  Laufe  de»  nächstfolgenden  Tages  ergnjj\n 
vnrd, 

OleieAe  Getiehmigunff  itt  bei  einer  Veithafhu^  vte^en  SeMden  etfw- 
deriich. 

Auf  Verlangen  des  Reichstages  wird  Jedes  Straf verfohrei^  ffcgm  ein 
Mitglied  desselben  und  Jede  Uvtersuchu/ngs-  oder  Civilhqft  für  die  Dauer 
der  Sitzimgs- Periode  a  u  /y eh  o  h  en . 

Art.  52.  Die  Aliigii^dei  den  KeiclisUges  dürfen  als  solche  keine  Art.  29. 
Besoldung  od»r  Entsohidigung  benchen. 

VI.  Soll-  »d  lu4elsw«seD. 

Art.  33.  Der  Bund  bildet  ein  Zoll-  und  Handels-Gebiet,  umo^eben    „  30. 
von  gemeinschaftlicher  Zollgrenze.   Ausgeschlossen  bleiben  die  vtxgcn 
ihrer  Lage  zur  Einschliessung  in  die  Zollgrenze  nicht  geeigneten  einzel- 
nen QebietetheQe. 

AUe  Q^enBtttnde ,  welche  im  fireien  Vnkelure  eines  Bundesstaates 
befindlich  nnd,  können  in  jeden  anderen  Bundesstaat  eingefühlt  und 
dürfen  in  letzterem  einer  Abgabe  nur  in  so  weit  unterworfen  werden,  als 
daselbst  gleichartige  inländische  flrseugnisse  einer  inneren  Steuer  unter- 
liegen. 

Art.  34.    Die  Hansestädte  Lübeck,  Bremen  und  Hamburg  mit    „  31. 
einem  dem  Zwecke  entsprechenden  Bezirke  ihres  oder  des  umliegenden 
Gebietes  bleiben  als  Freihafen  ausserhalb  der  gemeinschaftlichen  Zoll- 
grense,  bis  sie  ihren  Binscbluss  in  dieselbe  beantragen. 

Art.  35.  Der  Bund  ausschliesslich  hat  die  Gesetzgebung  über  das   n  32. 
gesammte  Zollwesen,  über  die  Besteuerung  des  Verbrauches  von  ein- 
heimischem Zucker,  Branntwein,  Salz,  Bier  und  Taback,  sowie  über  die 
Massregeln,  welche  in  den  ZoUausschlüssen  aur  Sicherung  der  gemein- 
schaftlichen Zollgrenze  erforderlieh  sind. 

Art.  36.  DieKrhebung  und  Verwaltung  der  Zolle  und  Verbrauchs-    „  33. 
Steuern  (Art.  35.)  bleibt  jedem  Bundesstaate,  soweit  derselbe  sie  bisher 
ausgeübt  hat,  innerhalb  seines  Gebietes  überlassen. 

Das  Bundes-FrSsidium  überwacht  die  Einhaltung  des  gesetelichen 
Verfahrens  durch  Bundesbeamte,  Welche  es  den  Zoll-  oder  Steuer- 
Aemtern  und  den  Direktiv-Behörden  der  einzelnen  Staaten ,  nach  Ver- 
nehmung des  Ausschusses  desBundesrathes  fOrZoU-  und  Steuer-Wesen, 
beiordnet. 

Art.  37.   Der  Bundesrath  beschliesst:  3<» 

1)  über  die  dem  Reichstage  vorzulegenden  oder  von  demselben 
angenommenen,  unter  die  Bestimmung  des  Art.  35.  fallenden  geseta- 
Uchen  Anordnungen  einsdüiesBlich  der  Handels-  und  Schifffahrt^-Ver- 
trtge; 

2)  über  die  zur  Ausführung  der  gemeinschaftlichen  Gesetzgebung 
(Art.  35.)  dienenden  Verwaltungs- Vorschriften  und  Einrichtungen; 
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3)  über  Mängel,  welche  bei  der  Ausführung  der  gemeinschaftlichen 
Gesetzgebung  (Art.  35  }  hervortreten ; 

4)  über  die  ton  aelner Rechnungs-Behörde  ihm  vorgelegte  eeUiess- 
KcheFesteteDung  der  in  dieBondeshMse  Atessenden  Abgaben  (Art.  89.) » 

Jeder  über  die  OegenstAnde  sn  1.  bis  3.  von  einem  Bimdesetaate 
oder  über  die  Gegenstände  zu  4.  von  einem  kontroUirenden  Beamten  bei 
dem  Bundesrathe  gestellte  Antrag  unterliegt  der  gemeinschaftlichen 
Beschlussnahme  Tm  Falle  der  Meinunn-t^verschiedenheit  giebt  die  Stimme 
des  Präsidiums  bei  den  zu  1 .  und  2  bezeichneten  alsdann  den  Ausschlag, 
wenn  sie  sich  für  Aufrech thaltiing  der  bestehenden  Vorschrift  oder  Ein- 
richtang  ausspricht,  in  allen  übrigen  Fällen  entscheidet  die  Mehrheit  der 
Stimmen  nach  dem  in  Art.  6.  dieser  Verfassung  festgestellten  Stimm- 
Terhtftnisse. 

Art.  35.         Art.  38.  Der  Ertrag  der  Zolle  nnd  der  in  Art.  35.  beaeichneten 
Verbrauchs-Abgaben  fliesst  in  die  Bundeskasse. 

Dieser  Ertrag  besteht  aus  der  gesammten  von  den  Zöllen  und  Ver- 
brauchs-Abgnl>rn  aufgekommenen  Einnahme  nach  Abzug: 

1)  der  auf  Gesetzen  oder  allgemeinen  Verwaltungs- Vorschriften 
beruhenden  Steuer-Vergliiungen  und  J'rmässigungen  ; 

2;  der  Erhebungs-  und  Verwaltungs- Kosten  und  zwar; 

a)  bei  den  Zollen  und  der  Steuer  tron  iniftndischem  Zucker» 
sownt  diese  Kosten  nach  den  Verabredungen  unter  den 
MitgUedem  des  Deutschen  Zoll-  und  Handels- Vereins  der 
Gemeinschaft  aufgerechnet  werden  konnten ; 

b)  bei  der  Steuer  von  inländischem  Salze  —  sobald  solche,  sowie 
ein  Zoll  von  aus^rmdi^r/iem  Salze  unter  Aufhebung  des  Salz- 
monopols  eingeführt  sein  ivird  —  mit  dem  Betrage  der  auf 
Salzwerken  erwachsenden  Erhebmws-  nnd  Aufsichiskosten; 

c)  bei  den  übrigen  Steuern  mit  tunizeim  Trocent  der  Gesammt- 
Binnahme. 

Die  ausserhalb  der  gemeinschafUichenZollgrense  liegenden  Gebiete 
tragoi  8U  den  Bundes-Ausgaben  durch  Zahlung  eines  Aversums  bei. 
■n  96.         Art.  39.  Die  von  den  Erhebungs -Behörden  der  Bundesstaaten 

nach  Ablauf  eines  jeden  Vierteljahres  aufzustellenden  Quartal-Extrakte 
und  die  nacli  dem  Jahres-  und  Bücherschlusse  aulzustellenden  Final- 
Abschlüsse  über  die  im  Laufe  des  Vierteljahres  beziehungsweise  während 
des  Rechnungsjahres  fällig  gewordenen  Einnahmen  an  Zöllen  und  Ver- 
brauchs-Abgaben werden  von  den  Direktiv-Behörden  der  Bundesstaaten, 
nach  Torausgegangener  Prafung,  in  HauptAbersiehten  suMunmengestellt 
und  diese  an  den  Ausschuss  des  Bundesrathes  für  das  Beehnungswesen 
migesandt. 

Der  Letstere  stellt  auf  Grund  dieser  Uebersichten  von  drei  au  drei 

Monaten  den  von  der  Kasse  jedes  Bundesstaates  der  Bundeskasse  schul- 
digen Betrag  vorläufig  fest  und  setzt  von  dieser  Feststellung  den  Bundes- 
rath und  die  Bundesstaaten  in  Kenntniss,  legt  auch  alljährlich  die 
schliessliche  Feststellung  jener  Beträge  mit  seinen  Bemerkungen  dem 
Bundesrathe  zur  Beschlussnahme  vor. 
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Art.  40.    Die  Bestimmungen  in  dem  Zoll- Veroinigungs- Vertrage  Art.  37. 
vom  16.  Mai  1S65,  in  dem  Vertrage  über  die  gleiche  Besteuerung  innerer 
Erseugnisae  vom.  28.  Juni  1864,  in  dem  Vertrage  über  den  Verkehr  mit 
Taback  imd  Wein  Ton  demselben  Tage  und  im  Artikel  2.  dee  ZoU-  und 

Anaobluss- Vertrages  Tom  11 .  Juli  l$ß4,  desgleichen  in  den  Thtlringi- 
sehen  Vereins- Verträgen  bleiben  zwischen  den  bei  diesen  Verträgen 
betheili?trn  Bnndos'staaten  in  Kraft,  «towcit  nicht  duTch  die  Vor«irhrif- 
ten  der  gegenwärtigen  Verfassung  abgeändert  sind  und  8o  lange  sie  nicht 
auf  dem  im  Art.  37.  vorgezeichneten  W^ege  abgeändert  werden. 

Mit  diesen  Beschränkungen  finden  die  Bestimmungen  des  Zoll- 
Vereinigungs-Vertragee  vom  16.  Mai  1865  aneh  anf  diejenigen BnndeS" 
Staaten  und  Qebietatbeile  Anwendung,  wetefae  dem  Deutschen  2SoUo  und 
Handels*Vereine  surZeit  nicht  angehören. 

Vil.  EiienbahnweiCB. 

Art.  41.  Eisenbahnen,  welche  im  Interesse  der Vertheidigung  des    »  W. 
Bundesgebiets  oder  im  Interesse  des  gemeinsamen  Verkehrs  &kr  noth- 
wendig  eraehtet  werden,  können  kraft  eines  Bundesgesetses  auch  gegen 

den  Widerspruch  der  Bundesglieder ,  deren  Gebiet  die  Eisenbahnen 
durchschneiden,  unbeschadet  der  Landeshoheitsredite,  für  Rechnung  des 

Bundes  angelegt  oder  an  Privat- Unternehmer  zur  Ausführung  konces- 
sionirt  und  mit  dem  Expropriationsrechte  ausgestattet  werden. 

Jede  bestehende  Eisenbahn-Verwaltung  ist  verpflichtet ,  sich  den 
Anschluss  neuangeiegter  Eisenbahnen  auf  Kosten  der  letzteren  gefallen 
SU  kann. 

Die  genhUekm  Bßttimmimgm,  todehB  betieAmdenBitmhaktt'UnUr' 

nehmungen  ein  Widenpruekwtekt  gegm  die  Anlegung  von  ParaUel"  oder 
Konkurrenzbahnen  einräumen,  werden,  unbeschadet  bereits  erworbener 
J^firJtfp ,  für  das  gnnzfi  Btnidfsgebiet  hierdurrh  anfg'>hoh(^i .  Ein  solches 
Widerspruchsrecht  kann  auch  in  den  künftig  zu  erthälenden  Koncessionen 
nicht  weiter  verliehm  werden. 

Art.  42.   Die  Bundes-Regierungen  verpflichten  sich,  die  im  Buu-   .»  SS. 
desgebiete  belegenen  Eisenbahnen  im  Intraesse  des  allgemeinen  Verkehrs 
wie  ein  einheitliches  Nets  yerwalten  und  su  diesem  Behufe  auch  die  neu- 
hersimtellenden  Bahnen  nadi  dnheitiachen  Normen  anlegen  und  ausrüsten 
SU  lassen. 

Art.  13.  Es  sollen  demi?<"m?iss  in  thunlichster  Beschlcunigimg  „  40. 
über  eins  timmefide  Betriebs-Eini  i(  htungen  getroffen,  insbesondere  gleiche 
Bahn -Polizei- Reglement  s  ^  eingeführt  werden.  Der  Bund  hat  dafür 
Sorge  zu  tragen,  duas  die  Eisenbahn-VerwalLungen  die  Bahnen,  jederzeit 
in  einem,  die  nOthige  Sicherheit  gewahrenden  baulichen  Zustan«ie  erhal- 
ten und  dieselben  mit  Betriebsmaterial  so  ausrasten ,  wie  das  Verkehrs- 
Bedflrfiiiss  es  erheischt.  ^ 

Art.  44.  Die  Eisenbahn-Verwaltungen  sind  verpflichtet,  die/ör  41. 


6)  Entwurfs  und  Sttriebt'Jteffiemwie, 
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den  dureh^eAendm  Verkehr  und  zur  HereteUung  inmnand^grei/ender  Fahr- 
j»/AMfiiöthigea  PerMmeniflge  mit  entsprecbender  Fahigefldkwindigkeit, 
deegUichen  die  svr  BewOUigunff  de»  Oi^rverhekre  nötigen  GKlteisflg« 

anzufahren,  ancH  divekte  Expeditionen  im  Peiaon«n-  und  Güterverkehf e 
unter  Qestattung  des  Ueberganges  der  Transportmittel  von  einer  Bahn 

auf  die  andere,  gegen  die  übliche  Vergütung  einzurichten. 
Art.  4J,  Art.  45.  Dem  Bunde  steht  die  Kontrolle  über  das  lari/weaen  zu> 

Derselbe  wird  namentlich  dahin  wirken  : 

1 )  das9  baldigst  auf  den  Eisenbahnen  im  Gebiete  des  Bundes  überein- 
eUmmmuk  BeirMe-Reglemenie  eingeßlhri  werden ; 

3)  dass  die  lw^i^lfefa<>GleichlnÜga^gkeit  undHeiabeeteuBg  der  Tarife 
eratelt,  insbesondere  dass  bei  grösseren  Entfernungen  für  den  Tran^ 
port  von  Kohlen,  Coaks,  Holz,  Erzen,  Steinen,  Sala,  Roheisen >  Dün* 
gnngsmitteln  und  ähnlichen  Gegenständen  ein  dem  Bedürfniss  .  der 
Landwirthschaft  und  Industrie  entsprechender  ermässigter  Tarif  und  zwar 
zunächst  thunlichst  der  Ein-Pfennig-Tarif  eingefflhrt  werde'. 
^  43.  Alt.  46.    Bei  eintretenden  I^ulhständen,  insbesondere  bei  unge- 

wöhnlicher Theuerung  der  Lebensmittel^  sind  die  Eäsenbahn-Ver Wei- 
tungen verpflichtet,  fOr  den  Transport,  namentlich  von  Getreide,  Mehl, 
Hüls^früditen  und  Kartoffeln ,  zeitweise  einen  dem  Bedürfnisse  ent- 
sprechenden, von  dem  Bundes- Präsidium  auf  Vorschlag  des  betreffende 
Btindesraths-Ausschusses  festzustellenden  niedrigen  Special-Tarif  ein- 
zuführen, welcher  jedoch  nicht  unter  den  niedriffsten  auf  der  beirrenden 
Bahn  für  Rohprodukte  geltenden  Satz  herabgehen  darf. 
„44.  Art.  47.   Den  Anforder  unguu  der  Bundes-Behördeu  in  Betreff  der 

Benutsung  der  Eisenbahnen  snm  Zwecke  dwVertfaeidigung  des  Bundes* 
gebietes  haben  sämmtliche  Eisenbahn- Verwaltungen  unweigerlich  Folge 
au  leisten.  Insbesondere  ist  das  Militair  und  alles  Kriegsmaterial  zu 
Richen  miftasigten  Sitien  an  hef5rdem* 

Ylll.  fest-  wid  Tekgrtf henweseB. 

„  45.        Art.  48.  Das  Postwesen  und  das  Telegraphenwesen  werden  für 
das  gesammte  Gebiet  des  Norddeutschen  Bundes  als  einheitliche  Staats** 

▼erkehrs- Anstalten  emgeridltet  und  verwaltet. 

Die  im  Art.  4.  vorgesehene  Gesetzgebung  des  Bundes  in  Post-  und 
Telegraphen- Angelegenheiten  erstreckt  sich  nicht  auf  diejenigen  Gegen- 
stände, deren  Regelung  nach  den  gegenwfirtig  in  derPreussischen  Fost- 
und  Telegraphen- V er waiL Ii ng  massgebenden  üruadsätzen,  der  reglemen- 
tarifichen  Festsetzung  oder  administrativen  Anordnung  überlassen  ist. 


7)  Entwurf:  Art.  42 :  Dem  Bunde  steht  die  Kontrolle  der  Tarife  m*  Er 
wird  dieselbe  attsühen  eu  dem  Zwecke^  die  Gleichmässigkeit  und  möglichste  Herab- 
setzung der  selber^  zu  erreichen,  insbesondere  ßtr  rlen  Transport  von  Kohlen,  Cooks» 
J£&l&t  JSrzett,  iStemen ,  iSalz ,  Moheism ,  Düngungsmitteln  und  ähnlichen  Gegen- 
eUtndeneinm  dem  Bedürfnisse  der  Landtßirihs^ft  und  der  Industrie  entsprechen^ 
den  ermässigten  Tarif  für  grössere  Entfernungen  und  srhliesslick  den  Buir- 
tfennig-Tur^f  für  Ceninerund  Meiie  tmganzen  Bundesgebieie  eimuführen. 
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Art.  49«  Die  Einnahmen  des  Post-  und  Telegraphen-Wesens  sind  Ait.  46. 

für  den  ganzen  Bund  gemeinsohaftlich.  Die  Ausgaben  werden  ans  den 
gemeinschaftlichen  Einnahmen  bestritten.  Die  UebeischüMe  fliesaen  iu 
die  Bundeskasse  (Abschnitt  XII. K 

Art.  50.   Dem  Bundes  -  Präsidium  gehört  die  obere  Leitung  der    „  47. 
i'ual-  und  Telegraphen- Verwaltung  an.   Dasselbe  hat  die  Pfticht  und 
das  Recht,  dalQr  zu  sorgen,  dass  Einheit  in  der  Organisation  der  Ver- 
waltung und  im  Betriebe  des  Dienstes »  sowie  in  der  Qualifikation  der 
Beamten  beigestellt  und  erhalten  wird. 

Das  Prftsidmm  hat  ffir  den  Erlass  der  reglementaiischen  Fest- 
setzungen und  allgemeinen  administrativen  Anordnungen  >  sowie  filr  die 
ausschliessliche  Wahrnehmung  der  Beziehungen  zu  anderen  Deutsdien 
oder  ausserdeutschen  Post^  und  Telegraphen-Verwaltungen  Sorge  su 
tragen . 

Sümmtlichc  Beamte  der  Post-  und  Telegraphen-Verwaltung  sind 
verpflichtet,  den  Anordnungen  des  Bundes-PT  isiiliuiaij  Folge  zu  leisten. 
Diese  Verpflichtung  ist  in  den  Diensteid  :ni i zu n(  Innen. 

Die  Anstellung  der  bei  den  Yurwaitungs-Bchürden  der  Post  und 
Telegraphie  in  den  Yerschiedenen  Bezirken  erford^lidien  oberen  Beamtm 
(z.  B.  der  Direktoren,  Rftthe.  Ober-Inspektoren),  femer  die  Anstellung 
der  zur  Wahmdimung  desAu&ichts-  u.  s.  w.  Dienstes  in  den  einzelnen 
Besirken  als  Organe  der  erwähnten  Behörden  fungirenden  Post-  und 
Telegraphen-Beamten  {z.  B.  Inspektoren,  Controleure;  geht  für  das  ganze 
Gebiet  des  Norddeutschen  Bundes  von  dem  Präsidium  ans,  welchem 
diese  Beamten  den  Diensteid  leisten.  Den  einzelnen  Landesregierungen 
wird  von  den  in  Rede  stehenden  Ernennungen  ,  soweit  dieselben  ihre 
Gebiete  betreflen,  behufs  der  iandesherrlichcn  Bestätigung  und  Publi- 
kation reehtseittg  Mitthdlnng  gemadit  werden. 

Die  andern  bei  den  Yerwaltungs-Behörden  der  Post  und  Telegraphie 
erforderlichen  Beamten^  sowie  alle  fOx  den  lokalen  und  technischen  Be~ 
trieb  bestimmten,  mithin  bei  den  eigentlichen  Betriebsstellen  fungiren- 
den, Beamten  u.  s.  w.  werden  von:  den  betreffenden  Landesregierungen 
angestellt. 

Wo  eine  selbstständip^c  T.andes-Post-  resp.  Telegraphen-Verwal- 
tung nicht  besteht,  entscheiden  die  Bestinimimgen  der  besonderen  Ver- 
träge. 

Art.  51.  Zur  Beseitigung  der  Zersplitterung  des  Post- und  Tele-    „  48. 
graphen-Wesens  in  den  IGfonaest&dten  wirid  die  Verwaltung  und  der  Be- 
trieb der  verschiedenen  dort  befindlichen  staatlichen  Post-  und  Tele- 
graphen-Anstalten nach  nftherer  Anordnung  des  Bundes -Präsidiums, 

welches  den  Senaten  Gelegenheit  zur  Aeusserung  ihrer  hierauf  bezüg- 
lichen Wünsche  geben  wird  ,  vereinigt.  Hinsichts  der  dort  befindlichen 

Deutschen  Anstalten  ist  diese  Vereinigung  sofort  auszuführen. 

Mii  is  n  ausserdeutschen  Regierungen,  welche  in  den  Hansestädten 
noch  Po Btr echte  besitzen  oder  ausüben  ,  werden  die  zu  dem  vorstehen- 
den Zwecke  nöthigen  Vereinbarungen  getroifen  werden. 
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Art  5?  Bei  üeberweisung  des  Ueberschusses  der  Post  Verwaltung 
für  allgemeine  Bundeszwecke  (Art,  49.)  soll,  in  Betracht  der  bisherigen 
Verschiedenheit  der  von  den  Landes-Postverwaltungen  der  einzelnen 
Gebiete  erzielten  Kein  "Einnahmen ,  zum  Zwecke  einer  entsprechenden 
Auigleichimg  wahrend  der  unten  fesigesetsten  llebergangsieit  fblgendes 
VeTfahreB  beobachtet  weiden. 

Aus  den  Post-TJeberachflesen ,  welche  in  den  nnzelnen  Postbesir- 
ken  während  der  fünf  Jahre  lS6t  bis  1S65  aufgekommen  Bind,  wird  ein 
durchschnittlicher  Jahres -Ueberschuss  berechnet,  und  der  Antheil,  wel- 
chen jeder  einzelne  Postbezirk  an  dem  für  das  gesammte  Gebiet  des 
Norddeutschen  Bundes  sich  darnach  herausstellenden  Post-Ueberschusae 
gehabt  hat,  nach  Procenten  festwosl-ellt. 

Nach  Masägabe  des  uui  diese  Weise  festgestellten  Verhältnisses 
werden  aua  den  im  Bunde  aufkommenden  Post-UeberachüBsen  wahrend 
der  n&chsten  acht  Jahre  den  einzelnen  Staaten  die  eich  für  dieselben  er- 
gebenden Quoten  anf  ihre  aonatigen  Beitrage  lu  Bundeaswecken  lu  Gute 
gerechnet. 

Nach  Ablauf  der  acht  Jahre  hört  jede  Unterscheidung  auf,  und 
fliessen  die  Post-Uebcrschfis^e  in  ungetheilter  Aufrechnung  nach  dem 
in  Art.  49.  enthaltenen  Grundsätze  der  Bundeskasse  zu. 

Von  der  während  der  vorgedachten  acht  Jahre  für  die  Hansestädte 
sich  herausstellenden  UuoLe  des  Post  -  Ueberschusses  wird  alljährlich 
vorweg  die  HAlfte  dem  Bundes -PMsidium  aur  Disposition  gestellt  su 
dem  Zwecke ,  daraus  sunScfast  die  Kosten  für  die  Herstellung  normaler 
Posteinrichtungen  in  den  Hansestädten  zu  bestreiten. 

IX.  liifae  uid  ScUfbkrt. 

Art.  53.  Die  Zjfwrtt/e.y-Kriegsmarine ®  ist  eine  einheitliche  unter 
Preussischem  Überbefehle.  Die  Organisation  und  Zusummcnsetzung  der- 
selben liegt  Seiner  Majestät  dem  Könige  von  Freussen  ob ,  welcher  die 
OfBciere  und  Beamten  der  Marine  ernennt  und  fax  welchen  dieselben 
nebst  den  Mannschafben  eidlich  in  PfEidit  zu  nehmen  aind. 

Der  Kieler  Hafen  und  der  Jahde-Hafen  sind  Bundeskriegshafen. 

Ihr  zur  Gründung  und  Erhaltung  der  Krtegsßotte  und  der  damit 
zusammenhängenden  .ämiaUm  erforderUehe  Au/wand  wird  aua  der  Btauia'- 
hasse  bestritten^. 

Die  gesammte  seemännische  Bevölkerung  cles  Bundes,  einschliess- 
lich des  Maschinen-Personals  und  der  Sehiifä- Handwerker,  ist  vom 
Dienste  im  Landheere  befkeit,  dagegen  zum  Dienste  in  der  Bundesmarine 
verpflichtet. 


bj  Entwurf:  der  Nord-  und  Ostsee 

9)  Entwurf  t  Ab  MantieA  der  BeUrlige  mr  Cfrändumg  und  JBrhaUunff  der 

Krieas^otte  und  der  damit  zusammenhängenden  Anatalien  dient  die  Bevölkerntig. 
Ein  Etat  für  die  Bundes-Marin»  wird  nach  disMm  Grundiatze  mii  dem  Reicht' 

tage  vereinhart. 
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Die  Verthcilung  des  Ersatzbedarfs  findet  nach  Ma?s<:^aT>e  der  vor- 
handenen secmrmnischen  Bevölkerung  statt  und  die  hiernach  von  jedem 
Staate  gestellte  Quote  kommt  auf  die  Gestellung  zum  Landheere  in  Ab- 
rechnung. 

Art.  54.  Die  Kauffabrteiaehiffe  aller  Bundesstaaten  bilden  eine  Art.  n», 
einheitlicbe  Handelsmarine. 

Der  Bund  hat  das  Verfahren  zur  Ermittelung  der  Ladungsfthigkeit 
der  Seeschiffe  zu  bestimmen,  die  Ausstellung  der  Messbriefe ,  sowie  der 
Schiffscertifikate  zu  regeln  und  die  Bedingungen  festzustellen,  von  wcl- 
clien  die  Erlaubniss  zur  Führung  eines  Seeschiffes  abhängig  ist. 

In  den  Seehäfen  und  auf  allen  natürlichen  und  künstlichen  Wasser- 
straseen  der  einzelnen  Bundesstaaten  werden  die  Kauifalirieischiüe 
sAmmtlicfaer  Bundesstaaten  gleiclimässig  zugelassen  und  behandelt.  Die 
Abgaben ,  welche  in  den  Seehftfen  von  den  Seeschiffen  oder  deren  La- 
dungen fQr  die  Benutzung  der  SchiffPahrtsan stalten  erhoben  werden, 
dürfen  die  zur  Unterhaltung  und  gewöhnlichen  Herstelluag  dieser  An- 
stalten erforderlichen  Kosten  nicht  übersteigen. 

Auf  allen  natürlichen  Wasserstrassen  dürfen  Abgaben  nur  für  die 
Benutzung  besonderer  Anstalten ,  die  zur  Erleichterung  des  Verkehrs 
bestimmt  sind,  erhoben  werden.  Diese  Abgaben,  sowie  die  Abgaben 
für  die  Befahrung  solcher  kflnsdichen  Wasserstrassen,  welche  Staats- 
eigenthum  sind,  dHrfen  die  zur  Unterhaltung  und  gewöhnlichen  Hörstel- 
lung  der  Anstalten  und  Anli^n  erforderlichen  Kosten  nidit  übersteigen. 
Auf  die  Flösserei  finden  diese  Bejitinunungen  insoweit  Anwendung ,  als 
dieselbe  auf  schifi'baren  Wasserstrassen  betrieben  wird. 

Auf  fremde  Schiffe  oder  deren  Ladungen  andere  oder  höhere  Ab- 
gaben zu  legen  ,  als  von  den  Schiffen  der  Bundesstaaten  oder  deren  La- 
dungen zu  entrichten  sind ,  steht  keinem  Einzeistaate,  sondern  nur  dem 
Bunde  zu. 

Ari*  55.  Die  Flojf^e  der  Kriege-  tmd  Handde^Mmu  üt  eeAwanr 
tseiM-roM. 

X«  MenniatweseB. 

Art.  56.  Das  gesammte  Norddeutsche  Konsulatwesen  steht  unter   «*  <S. 
der  Aufeicht  des  Bundes-Präsidiums  ,  welches  die  Konsuln  ,  nach  Ver- 
nehmung dßB  Ausschusses  des  Bundearathes  fOr  Handel  und  Verkehr, 
anstellt. 

In  dem  Amtsbezirke  der  Bvindeskonsuln  dürfen  neue  Landeskonsu- 
late nicht  errichtet  werden.  Die  Bundeskonsuln  üben  für  die  in  ihrem 
Benrke  nicht  vertretenen  Bundesstaaten  die  Funktionen  eines  Landes- 
konsuls  aus.  Die  sflmmilichen  bestehenden  Landeskonsulate  werden 
aufgehoben,  sobald  die  Organisation  der  Bundeskonsulate  dergestalt 
▼oUendet  ist,  dass  die  Vertretung  der  Einsel-Interessen  aller  Bundes^ 


10)  Entwurf:  Art.  51.  Die  KauffahrUitcMffe  »9mmiiiehir  Btmdeeetaaten 
ßlthren  tÜeee^  Fiagge,  sdUiiersneMw-rolA. 
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Staaten  als  durch  die  Bundeskoasulate  gesichert  von  dem  Bundesrathe 
anerkannt  wird. 

XI.  Bindeskriegswesen. 

Art.  53.         Art.  57.  Jeder  Norddeutsche  ist  wehi]>flichUg  und  kann  sieh  in 

Ausübung  dieser  Pfücht  nicht  vertreten  lassen. 

n  M.  Art   58.     Die  Kosten  und  Toasten  des  gcsammten  Kriegswesens 

des  Bundes  sind  von  allen  Bundesstaaten  und  ihren  Ant^ehörigen  gleich- 
mässig  zu  tragen,  so  dass  weder  Bevorzugungen,  noch  i  ragruvanuuen 
einzelner  Staaten  oder  Klassen  grundsfttsUcbi  sulKssig  sind.  Wo  die 
gleidke  Vertheliung  der  Lasten  sich  in  natura  nieht  herstellen  Usst«  ohne 
die  öffentliche  Wohlfahrt  zu  schttdigen,  ist  die  Ausgleichung  nach  den 
Qrundsfttzen  der  Gerechtigkeit  im  Wege  der  Gesetzgebung  festzustellen. 

„  S5.  Art.  59.  Jeder  wehrfähige  Norddeutsche  gehört  sieben  Jahre  lang, 

in  der  Regel  vom  vollendeten  2ü.  bis  zum  beginnenden ^S'.  Ijebi^nsjahre, 
dem  stehenden  Heere  —  und  zwar  die  ersten  drei  Jahre  bei  den  Fahnen, 
die  letzten  vier  Jahre  in  der  Reserve  —  und  die  folgenden  fünf  Lebens- 
jahre der  Landwehr  an.  In  denjenigen  Bundesstaaten,  in  denen  bisher 
eine  ISngere  als  zwOlQ&hrige  Gesammtdienstseit  ge^etädich  war,  ftidet 
die  aUmälige  Hetabsetaung  der  Verpflichtung  nur  in  dem  Masse  statt, 
als  dies  die  Rtlcksicht  auf  die  Kriegsbereitschaft  des  Bundesheeres  zulässt. 

In  Bezug  die  Autwonderung  der  Reservisten  sollen  lediglißh  die- 
jenigen Bestimmungen  mauf  elend  eein ,  welcAe  /ür  die  Auewanderung  der 
Landwehrmänner  gelten. 

tt  Art.  60.   Die  Fricdens-Präsenzstärko  des  Bundesheeres  wird  Ms 

zum  31.  December  1871  auf  ein  Procent  der  Bevölkerung  von  1SÜ7  nor- 
mirt,  und  wird  pro  rata  derselben  von  den  einzelnen  Bundesstaaten  ge- 
stellt. Für  die  spätere  Zeit  wird  die  Friedene^J^OsenssfÜrke  dee  Heeree  im 
W^e  der  Bundesgesetzgebung  festgestellt " . 

M  67.  Art.  61.  Nach  Publikation  dieser  Verfassung  ist  in  dem  ganzen 
Bundesgebiete  die  gesammte  Preusslsche  Militairgesetzgebung  ungesäumt 
einzuführen ,  sowohl  die  Gesetze  selbst ,  als  die  zu  ihrer  Ausführung, 
Erläuterung  oder  Ergänzung  eriassenen  Reo-loments,  Instruktionen  und 
Reskripte,  namentlich  also  das  MiiiliurisLrulgesetzbuch  vom  '6.  April 
1845,  die  MHitairstra^erichtaordnung  Tom  3.  April  1845 ,  die  Verord- 
'  nung  über  die  Ehrengerichte  vom  20.  Juli  1843,  die  Bestimmungen  Aber 
Aushebung,  Dienstzeit,  Servis-  und  Verpflegungs-Wesen,  Einquartierung, 
Ersatz  von  Flurbeschädigungen,  Mobilmachung  u.  s.  w.  fllr  Krieg  und 
Frieden.   Die  MUitair-Kirchenordnung  ist  jedoch  ausgeschlossen. 

Nach  gleiehmässiger  Durchführung  der  Bundeskrieg s-Organisation 
wird  das  Bundes  -  Präsidium  ein  umfassendes  Bundesm  ilitairgesetz  dem 
Reichstage  und  dem  Bundesrathe  zur  verfassungsmässigen  Beschlussfassung 
vorlegen. 

w  Art.  62.  Zur  Bestreitung  des  Aufwandes  fOn  das  gesammte  Bun- 


11)  Entwurf :  bei  wachsender  £eefflkenmg  wird  nach  Je  10  Mren  cm  ande- 
rer Proeenteatz/e^esetzt  werdm. 
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Entwurf: 

desheer  und  die  zu  demselben  gehörigen  ISmichtungeii  sind  hü  sum 

31.  Decemhvr  1871  dem  Bundesfeldherrn  jährlich  aovielnul  225  Thlr., 
in  Worten  zweihundert  fünf  und  zwanzig  Thaler ,  als  die  Kopfsahl  der 
Friedensstärke  des  Heeres  nach  Art.  60.  betragt,  2iir  Verägung  sa 

stellen.    Vergl.  Abschn.  XII. 

Die  Zalilung  dieser  Beiträge  beginnt  mit  dem  ersten  des  Monats 
nach  Publikation  der  Bundesverfassung. 

JVacA  dem  3 1 .  December  1 S  7  1  müssen  diese  Beiträge  von  den  ein- 
zelnen Staaten  des  Bundes  zur  Bundeskasse  fortgezahlt  werden.  Zur  Be- 
reeknui^  denken  wird  die  im  Art,  60.  inUrimütiBeh  festgesidlUFfnedau- 
jf»äsenz8tärke  to  iange  fes^ekaUen^  bu  $ie  durch  ein  Bundetgetei»  ahge- 
ändert  tat. 

Die  Verausgahung  dieser  Sumyne  für  da»  geeanunte  BwtdetAeer  und 
deesen  Einrichtungen  wird  durch  das  Etatsgesetz  festgesetzt. 

Bei  der  FeststeUimg  tks  Militair- Ausgabe-Etats  wird  die  auf  Grund- 
lage (lip^er  Verfasstmg  geeetzHeA  fettateAende  Organitafton  de»  Bundee- 
heeres  zu  Grunde  gcleyt. 

Art.  63.   Die  gesammte  Landmacht  des  Bundes  wird  ein  einheit-  Art.  59. 
liches  Heer  bilden,  welches  in  Krieg  und  Frieden  unter  dem  Befehle 
Seiner  Majestät  des  Königs  von  Preussen  rJ.s  Bandesfeldherrn  steht. 

Die  liegimeQler  etc.  führen  lortlauiuudu  Nummern  durch  die  ganze 
Bundes -Armee.  Fflr  die  Bekleidung  sind  die  Qrood&rben  und  der 
Schnitt  der  Königlich  Preuaisischen  Armee  massgebend.  Dem  betreffen- 
den Kontingentsherm  bleibt  es  überlassen,  die  äusseren  Abzeidien  (Ko- 
karden etc.)  zu  bestimmen. 

Der  Bundeafeldherr  hat  die  Pflicht  und  das  Recht ,  dafür  Sorge  zu 
tragen,  dass  innerhalb  des  Bundeshecres  alle  Truppentheile  vollzählig 
und  kriegs tüchtig  vorhanden  sind  und  dass  Einheit  in  der  Organisation 
und  Formation,  in  Bewaffnung  und  Kommando  ,  in  der  Ausbildung  der 
Mannschaften,  sowie  in  der  Qualifikation  der  Ofhcicre  hergestellt  und 
erhalten  wird.  Zu  diesem  Behufe  ist  der  Bundesfeldherr  ber^tigt,  sich 
jederzeit  durch  Inspektionen  von  der  Verfassung  der  einzelnen  Kon- 
tingente zu  überzeugen  imd  die  Abstellung  des  dabei  Toigefundenen 
Mängel  anzuordnen. 

Der  Bundesfeldherr  bestimmt  den  Präsenzstand,  die  Gliederung 
und  Einthcilung  der  Kontingente  der  Bundes-Armee ,  sowie  die  Orga- 
nisation der  Landwehr,  und  hat  das  Rocht,  innerhalb  des  Bundesgebie- 
tes die  Garnisonen  zu  bestiimuen  ,  sc  ^^  ie  die  kriegsbereite  Aufstellung 
eines  jeden  Theils  der  Bundes-Armee  anzuordnen. 

Behufs  Erhaltung  der  unentbehrlichen  Einheit  in  der  Administration, 
Verpflegung,  Bewaffnung  und  AusrOstung  aller  Truppentheile  des  Bnn- 
desheeres  sind  die  hezflglichen  künftig  ergebenden  Anordnungen  für  die 
Preussische  Armee  den  Kommandeuren  der  übrigen  Bundes-Kontingente, 
durch  den  Art.  8.  Nr.  1 .  bezeichneten  Ausschuss  für  das  Landheer  und 
die  Festiins-en,  zur  Nachachtung  in  geeigneter  Weise  mitzutheilen . 

Art.  t)4.  Alle  Bundestruppen  sind  verpflichtet,  den  Befehlen  des    n  6o. 
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Bundesfeldherm  unbedingte  Fo^  su  Idsten.  Diese  Veipflichtaiig  Ut  in 
den.  Fahneneid  aufzunehmen. 

Der  Höchstkommandirende  eines  Kontingent«,  sowie  alle  Officiere, 
welche  Truppen  mehr  als  eines  Kontingents  befehligen,  und  alle  tc- 
ätungs-Kommandanten  werden  von  dem  Buadt-äieidberm  ernannt.  Die 
Ton  Demselben  emannten  Officieie  leisten  Ihm  den  Fahneneid.  Bei  Ge- 
neralen nnd  d«i  Geneialsteliiingen  veiBebenden  Officierat  innerhalb  des 
Bundes-Kontingenta  ist  die  Ernennung  von  der  jedesmaligen  Znstini- 
mang  des  Bundesfeldherm  abhängig  zu  machen. 

Der  BnndesfeldheiT  ist  berechtigt,  behufs  Versetsnng  mit  oder  ohne 
Beförderung  für  die  von  ihm  im  Bimdesdienste ,  sei  es  im  Preussischen 
Heere,  oder  in  anderen  Kontingenten  zu  besetzenden  Stellen  aas  den 
Officieren  aller  Kontingente  des  Ijundi  sheeres  zu  wählen. 
Art.  Art.  üa.  Das  Recht,  Festungen  innerhalb  des  Bundesgebietes  an- 

snlegen,  steht  dem  Bundesfeldherm  zu,  welcher  die  Bewilligung  der 
dasn  eiforderiichen  Ifittel ,  soweit  das  Ordinarinm  sie  nicht  gewährt, 
naeh  Abschnitt  Xn.  beantragt. 

n  9t,  Art.  66.  Wo  nicht  besondere  Konventionen  ein  anderes  bestim- 

men, ernennen  die  Bundesfürsten ,  beziehentlich  die  Senate  die  Officiere 
ihrer  Kontincrente  ,  mit  der  Einschränkung  des  Art.  ^^  \ .  Sie  sind  Chefs 
aller  ihren  Gebieten  angehörenden  Truppentheile  und  geniessen  die 
damit  verbundenen  Ehren.  Sie  haben  namentlich  das  Recht  der  Inspi- 
cirung  zu  jeder  Zeit  und  erhalten,  ausser  den  regelmässigen  Kappurieu 
nnd  Meldungen  Über  vorkommende  Veränderungen,  behufs  der  nöthigen 
landesherrliehen  Publikation ,  rechtseitige  Mittheilimg  von  den  die  be- 
treffenden Truppentheile  bertthrenden  Avancements  und  Emennungen. 

Auch  st^t  ihnen  das  Recht  su,  su  poliaeilichen  Zwecken  nicht 
bloss  ihre  eigenen  Truppen  zu  Terwenden ,  sondern  auch  alle  anderen 
Truppentheile  der  Bundea-Armee,  welche  in  ihren  Lftndergebieten  dis- 
locirt  sind,  zu  requiriren. 

n   63.  Art.  67.    Ersparnisse  an  dem  Militair-Etat  fallen  unter  keinen 

Umständen  einer  einzelnen  Kegierung,  sondern  jederzeit  der  Bundes- 
kasse zu. 

»64.         Art.  68.  Der  Bundesfeldherr  kann ,  wenn  die  öffentlicfae  Sicher- 
heit in  dem  Bundesgebiete  bedroht  ist,  einen  jeden  Theil  desselben  in 

Kriegszustand  erklären.  Bis  zum  Erlass  eines  die  Voraussetzungen,  die 
Form  der  Verkündigung  und  die  Wirkungen  einer  solchen  Erklärung 
regelnden  Bundesgesetzes  gelten  dafür  die  Vorschriften  des  Preussischen 
Gesetzes  vom  4.  Juni  iSöl.    {Oesetz-Satmnl.  1851,  tS,  451  u,/gde,^^, 

XII.  Bundes-Finauxen. 
05 Art.  69.  AlU  Minnahmm  und  Autgaben  (k»  Bundes  müuen /ur 


12}  Entwurf:  vom  10.  Mai  1849.  (Oeeeiz-SammL  1849,  165—171.) 
t'^)  Entwurf:  Art.  65.  Abgesehen  vnn  dem  durch  Art.  5«^  bestimmten  Atif-- 
wtmdeßir  da»  B%mde»he«r  und  die  zu  demaeiOea  ^ehünyen  ±^mrtchtun(fen ,  sowie 
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Entwurf: 

iedes  Jahr  veraruchlagt  und  auf  den  Biindes^iaushalts-Etat  gebracht  werden. 
Letzterer  wird  vor  Beginn  dw  EtaUJahru  nach  /oigmden  Grundtätsim 
durch  ein  Gesetz  festfjestellt. 

Art.  70.  Zur  Bestreitung  aller  gemeinschaftlichen  Ausgaben  die-  Art.  «o. 
nen  zunächst  dtV  tiwa^m  Ueb9rtekO$»0  dkr  Vorjahre,  sowie  die  aus  den 
zollen,  den  ^ememeehi^fUieAen  VerirttueAeeümeim  und  ans  dem  Pott-  und 
Telegraphen-Weaen  ffiesaenden  gemeinicbafflichen  Einnahmen.  Inso- 
weit dieselben  durch  diese  Einnahmen  nicht  gedeckt  werdisn»  sind  sie, 
eo  lange  Bundes-Steuem  nicht  eingeführt  sind,  durch  Beiträge  der  einzel- 
nen Bundesstaaten  nach  Massgabe  ihrer  Bevölkerung  aufzubringen, 
welche  bis  zur  Höhe  des  budgeimäseigen  Betrages  durch  das  JPräsidinm 
ausgeschrieben  werden. 

Art,  71.  Die  gemeinschaftlichen  Ausgaben  werden  in  der  Regel  für 
ein  Ja^  bewilligt,  kihmmjeäoeh  in  heeonderem  F$Sen  mwh  fir  eine  Ufingen 
Dauer  hewiWgt  wmrden* 

Wi^^rend  der  im  Art.  60.  normirten  Uehergangszeit  ist  der  nach 
Titeln  geordnete  Etat  über  die  Ausüben  für  das  Bundesheer  dem  Bundes^ 
rathe  und  dem  MeUthsie^e  mar  amr  Kennininnakme  und  zur  JErümerung 
vorzulegen. 

Art.  72.   Ueber  die  Verwendung  aller  Einnahmen  des  Bundes  ist  „  67>». 
von  dem  Präsidium  dem  Bundesrathe  und  dem  Keichstage  zur  Entlastung 
jäkrUek  Becbnung  su  legen. 

ArLlZ,  In  FWÜn  einee  aueeerordenfSehen  Bedürfnmet  konnm  m 
Wege  der  Bundeegeeebtgehw^  die  Aufnahme  einer  Anleihe,  eewie  die  ITeber^ 
nakme  einer  OarauHe  zu  Latten  dee  Bundee  erfolgen* 

Xlll.  Schliehtaas  t««  Streitigkeiten  ud  Strafbestimnogei. 

Art.  74.  Jedes  Unternehmen  gegM  die  Ezistens,  die  Integrität,  68. 
die  Sicherheit  oder  die  Ver&ssung  des  Norddeutschen  Bundes'*,  end- 
lich die  Beleidigung  des  Bundesrathes,  des  Reichstages,  eines  Mitgliedes 
des  Bundesrathes  oder  des  Reichstages,  einer  Behörde  oder  eines  öffent- 
lichen Bcamtpn  drs  Bundes ,  während  dieselben  in  der  Ausübung-  ihres 
Berufes  begritien  sind  oder  in  Beziehung  auf  ihren  Beruf,  durch  Wort, 
Schrift ,  Druck  ,  Zeichen ,  bildliche  oder  andere  Darstellung,  werden  in 
den  einzelnen  Bundesstaaten  heurtheilt  und  bestraft  nach  Massgabe  der 
in  den  letztraen  bestehenden  od«r  künftig  in  Wirksamkeit  tretenden  Ge- 

twj  dem  Auf^cande  für  die  Marine  'Art.  nM.^  rrerden  die  gemeinschaftlichen  Aus- 
gabst im  H  ege  der  BundeMesetzgebuny  uttä^  sofern  sie  nicJit  eine  nur  eimnaiige 
Anwendung  betreffen,  für  ene'Ikmer  der  Legidaiur-Periode  festgeeMH. 

14)  Entwurf :  nach  dem  Bedarf. 

15)  Entwurf:  Art.  <57.  Ueber  die  Verwendung  der  gemeinschaßlichen  Ein- 
nahmen und  der  Beitrüge  der  Einzels iaateti  ist  von  dem  Präsidium  dem  Bundes- 
rathe und  dem  Reichstage  JReeknung  zu  legen. 

16)  Entwurf:  die  Erregung  von  Hass  oder  Verachtung  gegen  dif  Einrich- 
tungen des  Bundes  oder  die  Anordnungen  der  Bundesbehörden  dtireh  offenüiciie 
Behauptung  oder  Verhreitm^  erdidUeter  oder  entetettter  Thateaehen  oder  «fti rvA 
8ßnUadke  Sehmähut^en  oder  VerkOhmingen,  endlieh 
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setze,  nach  welchen  eine  gleiche  gegen  den  einzelnen  Bundesstaat,  seine 
Verfassung,  seine  Kammern  oder  Stände,  seine  Kammer-  oder  Stände- 
Mitglieder,  seine  Behörden  und  Beamten  begangene  Handlung  zu  rich- 
ten wäre. 

^  Art.  75.  Für  diejenigen  in  Art.  74.  bezeichneten  Unternehmungen 

gegen  den  NoKldeutadben  Bund ,  welche ,  wenn  gegen  einen  der  «nsel- 
nen  Bundesstoaten  gerichtet,  als  Hochrenath  oder  Laadesrenafh  su 
/ '  qualifioiren  wiren,  U%  das  gemeinschaftlidie  ObetappeUationpgerieht  der 
drei  freien  und  Hansestädte  i&  Lübeck  die  zustftndige  SpruchbehOtde  in 
;Bttt0r  und  letzter  Instanz. 

Die  näheren  Bestimmungen  über  die  ZusiändigJieit  und  das  Verfahren 
des  Oher-Appellati()7isgerichis  erfolgen  im  Wege  der  Bundesgesetzgebung . 
Bis  zu7n  Erlasse  eines  Bundesgesetzes  beuiendet  es  bei  der  seitherigen  Zu- 
ständigkeit der  Gerichte  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  und  den  auf  das 
V»f ihren  die§er  Oenw&ü  «ich  heziehmden  BetHmmtmfm* 
n  70.        Art.  76.  Streitigkeiten Bwiaehen  den  Tencbiedenen  Bundesstaaten» 
sofern  .dieselben  nicht  privatrechtlicher  Natur  und  daher  von  den  kom- 
\     Petenten  Gerichtsbehörden  zu  entscheiden  sind,  weiden  auf  Anrufen  des 
I  1    einen  Theils  von  dem  Bundesrathe  erledigt. 

Vorfassvingsstreitigkeiten  in  solchen  Bundesstaaten ,  in  deren  Ver- 
fassung nicht  eine  Behörde  zur  Entscheidung  solcher  Streitigkeiten  be- 
stimmt ist,  hat  auf  Anrufen  eines  Theiles  der  Bundesrath  gütlich  aus- 
zugleichen oder,  wenn  das  nicht  gelingt,  im  Wege  der  Bundesgesetz» 
gebun^  Bur  Erledigung  au  bringen. 

Art.  77.  Wenn  Bundntiaait  «In*  FaU  «mtr  Jutivh-Ver^ 

we^erun^  eintritt  ^  und  auf  gesetzlichen  Wegen  aUirsieAmde  Sülfe  nicht 
erlangt  wmthn  kommt  detn  Bundesrathe  ob,  erwiesene,  nach  der 

Verfassung  und  den  bestehenden  Gesetzen  des  betreffenden  Bundesstaates  zu 
beurtheilende  Beschwerden  über  verweigerte  oder  gehemmte  Rechtspflege 
anzunehmen  ,  und  darauf  die  gerichtliche  Hülfe  bei  der  Bundesregierung ^ 
die  zu  der  Beschicerde  Anlass  gegeben  hat^  zu  bewirken. 

XiV,  Aügemmne  Bestimmung, 

Art.  78.    Veränderungen  der  Verfassung  erfolgen  ini  Wege  der.Go- 
^.  Utxgebung^  jedoch  ist  zu  denselben  im  Bundesrathe  eine  Mehrheit  von  zwei 
I   ZhiUfln  der  vertretenen  Stimmen  erforderUeh. 

Tit.  XIV.  XV.  Verhältniss  lu  den  söddestscken  Staates. 

Art.  71.  Art.  79.   Die  Beziehungen  des  Bundes  zu  den  sflddeutschen  Staa- 

ten werden  sofort  nach  Feststellung  der  Verfassung  des  Norddeutschen 
Bundes,  durch  besondere  dem  Keichstage  zur  Genehmigung  vorzulegende 
Verträge,  geregelt  werden. 

Der  Eintritt  der  wüddemteehan  Staaten  oder  mne8  derselben  in  den 
Bund  erfolgt  auf  den  VorteAlojf  du  BmdM^Prändiwm  im  Wege  d«r 
Bemdeegnettgehung, 

Berlin,  den  16.  Apra  1867. 


i^iy  u^L^  Ly  Google 


Digitized  by  Google 


Digitized  by  Go<^Ie  ^ 


Google 


Im 


